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Eindrücke und Probleme von einer 
abermaligen Rußlandreise (August 1932). 


Von Otto Hoetzsch. 
Unzweifelhaft ist die Welt etwas durch die Flut der Ruß- 


landbücher ermüdet, aber der (vom Intourist zudem geschickt 
angeregte) Zustrom ausländischer, besonders deutscher Besucher 
ist erstaunlich. Man kann zweifelhaft sein, ob damit viel für 
wirkliche Erkenntnis Ruflands gewonnen wird, in jedem Falle 
merken selbst diese flüchtigen Besucher, wie unsinnig die manch- 
mal zu hörende Redensart ist, daß in Rußland ja augenblicklich 
nichts geschähe, und merken sie weiter, daß ein Urteil über Ruß- 
land zu gewinnen schier dieselbe Schwierigkeit bietet, wie 
fließendes Wasser zu formen. Und der, der häufiger nach Sowjet- 
rußland kommt, kommt um so mehr zu der letzteren Meinung, 
und doch muß er versuchen, irgendwie das, was er wieder ge- 
sehen und beobachtet hat, zu systematisieren! 


I 


Das Äußere: Wer im August zu Verhandlungen nach 
Moskau fährt, lernt jedenfalls das, daf die geordnete Form 
des Urlaubs durchaus und überall sich eingebürgert hat, und 
wer die übermüdeten und überarbeiteten Menschen sieht, weiß 
ebenso, wie notwendig das ist. Ja! Einen müden Eindruck 
machen die Gesichter alle, vom Gepäckträger der Grenzstation 
bis zum höheren und höchsten Sowjetfunktionär. Oft genug 
zweifelt man daran, ob diese Menschen genug zu essen haben, 
und begreift es, daf jetzt, wie es in Schachty, dem Zentrum der 
Kohlenindustrie des Nordkaukasus, geschah, ein Kongreß — der 
Köche stattfinden mußte. In allem Ernst. zur Beratung, wie die 
„Stolowaja“ besser zu organisieren und zu verwalten sei. Ich füge 
hinzu, daß der im letzten ges gewonnene Eindruck vom en 
RL: un Aussehen der Kinder sich keineswegs wiederholte, 
auf den Fahrten im Land Hungererscheinungen der Kinder, 
„Hungerbäuche“ der Kinder nicht selten zu bemerken waren. 
Darüber nachher mehr. 

Dagegen a sich erneut der Eindruck vorigen Jahres 
im Außeren der Menschen, im Anzug, Stiefeln usw. Die 
Produktion dieser Massenbedarfsartikel kommt noch längst nicht 
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dem Bedarf des unausgesetzt wachsenden Volkes nach, zumal die 
Armee sehr viel davon in Anspruch nimmt. Aber so wenig ele- 
gant oder bunt oder modisch die Kleidung der Menschen ist, in 
sehr großem Umfang ist sie ordentlih, und in den leichten 
Sommergewändern des August ergibt sih oft ein ganz 


schmucer Eindruck. 


Aber der stärkste Eindruck im Äußeren ist ja, wie ungeheuer 
niedergerissen und gebaut wird. Fast nirgends ist etwas fer- 
tig, rücksichtslos wird überall niedergerissen, nicht nur in 

oskau. Aber dieses in erster Linie macht zunächst den Ein- 
druck eines ungeheueren Bauplatzes. Darüber wird sehr viel 
von geschichtlicher Überlieferung und ihrem Charme zerstört. 
Wie hat in dieser Beziehung das Moskau zwischen Kreml 
und Lubjanka verloren! Rücksichtslos wird auch modernster 
Baustil, teilweise in Hochbauten (wie in Charkow) herein- 
getragen. Man ist gespannt, wie der Platz in Moskau einmal 
ae wird, auf dem der in die Luft gesprengte Erlöserdom 
stand und der Palast der Räte entstehen soll, mit der ge- 

lanten breiten Strafßenanlage und dem Dreieck von Kreml, 

egierungsgebäude jenseits des Flusses und eben diesem neu zu 
erbauenden Palast. Zunächst aber: niederreifßten, aufstocken, viel 
bleibt halbfertig liegen, kaum etwas ist fertig. Die gleiche Un- 
ruhe und fortgesetzte Veränderung, wie sie aus den Organisa- 
tionsveränderungen und der Verordnungsflut spricht. 

Aber Fortschritte ohne Zweifel, und noch mehr in 
den Verkehrsmitteln und Straßen: mehr Autobusse (frei- 
lich verschwindend wenig noch Droschken), überhaupt sehr viele 
Autos, und in der Stadt wie außerhalb asphaltierte Straßen, gute, 
z. T. sehr gute Chausseen schon weit hinaus. Es ist Ansichts- 
sache, ob man mehr das, was gewollt wird, oder das, was noch 
nicht ar ist und Unordnung schafft, hervorhebt, Kraft und 
Wille gehen nach wie vor weiter und es wäre ungerecht, gegen- 
über unendlich vielen Lücken, Mängeln, Halbfertigem das Ver: 
besserte und Bessere zu übersehen. 


II. 


Ih bin in Dnjeprostroi gewesen, das der Amerikaner 
Cooper und der russische Professor Winter, beides besondere 
und interessante Typen, errichtet haben, während der deutsche 
Spezialist auf dem danebenliegenden „Kombinat“ führend tätig 
ist. Unsere Zeitschrift hat darüber im Artikel von J. Semenow 
(Juniheft 1932, S. 521 f.) orientiert. Das Bild ist vom riesigen 
Staudamm nach Süden, nach der Eisenbahnbrücke und davor vor 
allem auf die Insel Chortiza mit ihren Kosakenüberlieferungen 
großartig, gewaltig, an amerikanische Bilder erinnernd. 


Drei Momente des Gesamteindruckes: alles noch im Werden, 
daher unfertig, aber eben auh im Werden — die Weiträumig- 
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keit und daher Grofdartigkeit der Anlage — alles in die endlose 

Steppe gestellt und unter dem ukrainischen Himmel. Das gibt 

nn einen eigenartigen und einen anziehenden 
nstrich. 


Über die technischen Qualitäten des Staudammbaues und 
des Kraftwerkes steht mir ein Urteil nicht zu. Was dagegen ge- 
sagt werden kann, mag berechtigt sein, schafft aber nicht aus der 
Welt, daß eine endlos erörterte Idee, die Überwindung der 
70 km Stromschnellen des Dnjepr, gelungen und so gut wie 
fertig ist, der große und wıchtige Fluß nun weithinauf schiffbar 
gemacht ist und durch das Werk zugleich eine schier unfaßliche 
elektrische Kraft gewonnen wird. 


Nun fragt man freilich, ob die Volkswirtschaft schon genug 
zur Verfügung hat, um die Schiffbarmachung auch nutzbar zu 
machen, fragt man noch mehr, was mit der ungeheueren elektri- 
schen Kraft, die gewonnen wird, angefangen werden soll. Nie- 
mand verhehlt an Ort und Stelle, daß der Bedarf und die 
Möglichkeit der Kraftverwendung heute ungeheuer weit hinter 
dem Produktionsvolumen des Kraftwerkes zurückbleibt. Ich 
habe im Frühjahr die ähnliche Anlage des Shannonwerkes in Süd- 
Irland gesehen, gegen das Dnjeprostroi wohl vier- bis fünfmal 
größer ist. Wenn ich mich nicht irre, stehen 4 Turbinen dort 
gegen 9 Turbinen hier. Die erzieherische Kraft einer solchen 
Anlage in das Volk hinein ist bestimmt in beiden Fällen die 
gleiche. Aber man weiß in Irland, wo die gewonnene Kraft ver- 
wendet werden soll, sie kann auch in die Landwirtschaft hinein- 
geführt werden, während man ersteres hier nicht weiß und eine 
Elektrifizierung der Landwirtschaft in dieser Gegend durch das 
Kraftwerk in Widerspruch mit dem Prinzip der Traktorenver- 
wendung gerät. 

So hängt schon dies, wie alle derartigen Riesenanlagen in 
Rußland, etwas in der Luft, und, beeindruckt durch die Groß- 
artigkeit der Anlage, die Solidität der Maschinen, den von den 
Amerikanern hineingebrachten Schwung der Arbeit, verläßt man 
Staudamm und Kraftwerk mit derartigen Zweifeln. 


Diese werden noch größer, wenn man zu dem damit verbun- 
denen Kombinat Saporoshstahl übergeht. Man vermag 
nicht klar zu werden, warum und warum in dieser Zusammen- 
setzung das Kombinat gebaut wird. Die Weiträumigkeit in der 
Steppe und unter dem ukrainischen Himmel wirkt auch hier. 
Aber stärker wirken die Fragen nach dem Standort-Prinzip, das 
hier schlechterdings nicht aufgeht, nach den Rohstoffen, beson- 
ders nach der Kohlenversorgung der Hocöfen. Die innere 
Zusammensetzung des Werkes bleibt unklar, und auf die dies- 
bezüglichen Fragen kann man sich nur die Antwort geben, daß 
irgendwie eben die enorme zu produzierende elektrische Kraft 
verwendet werden muß. 
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Damit ist freilih die Kombinatsfrage hier, die sich un- 
gemein anregend unmittelbar mit der Standort- oder Rohstoff- 
erörterung aufdrängt, nicht erledigt. Nur an Ort und Stelle 
kann man diese Kombinatspolitik studieren und es müßte bald 
einmal in einer besonderen Studie geschehen. 


Im ganzen: Großes und Positives ist hier geleistet, in 
einer eiträumigkeit, die ihresgleihen nur in Nordamerika 
findet, in einer Zusammenarbeit der russischen, amerikanischen, 
deutschen Ingenieure — ja, das gewissermaßen In-die-Luft-hin- 
ein-Bauen mit Mängeln und Lücken an allen Ecken und Enden 
und mit Fragen, die der aus engeren und durchgearbeiteteren 
technischen Verhältnissen Kommende stellt, das ist doch auch in 
Amerika im Anfang nicht anders gewesen! 


Angemerkt sei, wie Gespräche und Beobachtungen dieser 
Fahrt zugleich auch das Spezialistenproblem im größten 
Maßstabe nahelegten, den Unterschied besonders zwischen dem 
Valutaspezialisten und dem auf Rubel gestellten, mit allen 
Schwierigkeiten und Anregungen, worüber besonders gehandelt 
werden muß. 


Dem Besuche in Dnjeprostroi folgte ein Aufenthalt in 
Charkow, das ich ungemein verändert fand (ich sah es zum 
vierten Male in meinem Leben, zuletzt 1923). Auch hier die leb- 
hafteste Bautätigkeit, und zwar so, daß im Gegensatz zu Moskau 
vieles von den Neuanlagen fertig ist, oder wird. 

Ih sah hier neben einem großen Kinderheim und einem 
Stadion ein Hygiene-Museum, das Berufskrankheiten und 
Sozialhygiene unter einer ausgezeichneten Führung höchst an- 
schaulih und auch sehr charakteristish darstellt. Dabei 
eine Sammlung von Warnungsplakaten und Vorschriften, wie 
sie in Fabriken und Betrieben untergebracht werden: die 
amerikanischen wurden als zu mystisch, die deutschen als zu 
sentimental abgewiesen und ihnen gegenübergestellt die russi- 
schen, die sich nur an die Einsicht wenden! 


Natürlich legte der Aufenthalt auch die Frage nach der uk rai- 
nischen Selbständigkeit nahe, nach der Minderheiten- 
frage und Minderheitenshule (Großrussen, Polen, Juden, 
Deutsche haben hier anerkannte Minderheitenschulen!). Das 
Ukrainische wird äußerlich in der Aufschrift, in der Presse (nur 
eine russische Zeitung), im Dienstverkehr der Behörden immer 
stärker betont. Aber man hört auf den Straßen kaum ein Wort 
ukrainisch, das die Sprache des Landes ist, aber nicht die der 
ungemein schnell wachsenden Stadt (34 Millionen, die dritte des 
Reiches). Die Selbständigkeit erscheint gröfter als sie ist. Denn 
das Russische herrscht durch die Partei und durch die Wirtschaft, 
deren Probleme alle von der Zentrale abhängig sind und von ıhr 
bestimmt werden, und um so mehr, je wichtiger das Wirtschafts- 
problem ist: die stärkere Abhängigkeit des Donbaß! 
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Und dann führte der „Expreß Charkow—Moskwa“ (der 
„Prowodnik“ in weißen Handschuhen!) mich nach Moskau zurück, 
eın ausgezeichneter, pünktlich abfahrender und ankommender 
Schnellzug, nachdem man in der Nacht vorher für die Fahrt nach 
Charkow den typischen, sehr unbequemen Kampf um den Platz 
im gewöhnlichen Zuge mit allen Nöten der hin- und herflutenden 
Bevölkerung durchgemacht hatte. 


III. 


Die Ernährungsschwierigkeiten, mit den bekann- 
ten endlosen Schlangen, Hungererscheinungen und die Sorgen 
um die kommende Ernte können nicht bestritten werden. Die 
Ernte von 1931 war die schlechteste seit 1921, und die Erinne- 
rungen an diese Zeit klangen in den Gesprächen draußen auf 
dem Land gar manchmal wider. Die Aussichten auf die neue 
Ernte sind im ganzen nicht allzu glänzend. Aber ein abschließen- 
des Urteil ist noch nicht möglich. 


Desgleihen ist die Vieh- und Fleischkalamität 
unbestreitbar. Noch nicht entfernt ist die entsetzliche Lücke ge- 
füllt, die mit dem Abschlachten des Viehes bei der überstürzten 
Kollektivierung gerissen wurde. Wie sehr unter diesen Um- 
ständen die Getreidebereitstellung auf den Bauern lastet, liegt 
ebenso auf der Hand, wie noch ganz unsicher ist, wie weit 
die bekannten Nachlässe und Lockerungen des Systems seit An- 
fang Mai nun praktisch wirken. 


Kolchos und Sowchos habe ich an Ort und Stelle stu- 
deren und diese Beobachtungen ım Kolchoszentr ver- 
gleichen und kontrollieren können: die Probleme der Brigade 
und der individuellen Arbeit, des Be Da (Trudowdjen) 
und seiner höchst komplizierten, den Bauern aber auch ungemein 
shulenden Berechnung. Natürlich sieht man das Unfertige, das 
Schwierige, spürt man den inneren Widerwillen der Bauern und 
das Erlahmen der Begeisterung, aber ebenso auch das erzieh- 
liche Moment: wie müssen diese Kolchosvorsteher (einmal habe 
ih eine ausgezeichnete Vorsteherin eines Sowchos ge- 
sprochen) lernen, zu disponieren, zu übersehen, zu berechnen! 

Überall aber fährt das Gespräch in die Zentralfrage 
herein, das Problem, das ich auf meiner diesmaligen Fahrt vor 
allem fand: Preis, Lohn, Währung, Finanzen. 

Die Leser sind über Stalins Schwenkung, die mit Unrecht 
als Neo-Nep bezeichnet wird, unterrichtet. Mit Unrecht, weil ja 
das Gemeineigentum am Produktionsmittel des Grund und Bo- 
dens unbedingt erhalten bleibt. Vom „Kolchoshandel“, 
auf dem der Bauer anbieten und freie, d. h. höhere Preise erhal- 
ten soll, merkt man noch nicht allzuviel. Schüchtern wagen sich 
in den Städten und an den Bahnhöfen diese Bauern hervor, sehr 
umfangreich sind die angebotenen Vorräte nicht und in Moskau 
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sollen die beiden großen Märkte dafür erst fertig werden. 
Wesentlihes kann nach diesen Beobachtungen noch nicht ge- 
schehen sein, weder im Angebot des Bauern, noch in der Befrie- 
digung seines Bedarfs dagegen mit Massenbedarfsartikeln. Was 
aber mit aller Kraft heraus- und hervorgedrängt worden ist in 
dieser Stalinschen Politik der Erleichterung, des Entgegen- 
kommens, des Anreizes für den privatwirtschaftlichen Vorteil, 
das ist eben das Problem von Preis, Lohn und 
Währung. 

Damit ist ein Zirkel geschaffen, aus dem man den Ausweg 
nicht sieht. Das Geld ist dadurch wieder in eine Funktion des 
kapitalistischen Systems eingesetzt, wenn man einen freien 
Preis sich bilden läßt, der höher ist als der gebundene im Koope- 
rativ. Schon hier begegnet man aufßerordentlichen Preisdifferen- 
zen. Eine Preissystematik, eine Übersicht über die Relationen 
sich zu schaffen, ist einfach unmöglich. 

Dazu kommt, da die Regierung dem Volke ja selbst die 
gene Rubelwährung diskreditiert hat. Im vorigen 

ahre gab es schon die sogenannten Torgsinläden, Geschäfte 
ür Ausländer, in denen man für Valuta, Gold- und Silbersachen 
und dergleichen alles mögliche kaufen kann, Lebensmittel, In- 
dustriewaren, auch viel überflüssigen Krimskrams. Diese 
Torgsinläden, zuerst nur für die Ausländer bestimmt, sind heute 
ein integrierender Bestandteil der Binnenwirtschaft geworden. 
Man trägt sein Gold oder seine Dollar dahin, d. h. zur Gold- 
ankaufsstelle, und kauft für diese Valutarubel dann im Torgsin- 
laden. D. h. man erhält für sein Gold usw. ein anderes Geld, 
einen „Talon“ etwa über eine Kopeke. Das ist aber eine Gold- 
kopeke, und das Volk rechnet heute mit einer Relation: 5 Gold- 
kopeken = 1 Papierrubel, also 1:20. In den Valutarestaurants geht 
es in der gleichen Weise. Kurz: um Gold und Devisen, Wertsachen 
und or eichen herauszuziehen, hat die Regierung selber eine 
doppelte Währung eingeführt, die das Volk begriffen hat. 

Und nun die Differenzierung in gebundenen Preis, dem 
niedriger Lohn entspricht, und freien Preis auf dem Kolchosmarkt 
für den Teil der Produkte, der nicht an den Staat abgeliefert zu 
werden braucht. Im Umsehen ist man damit in einem Zirkel 
drin, den wir aus unserer Inflationszeit her kennen. In kür- 
zester Zeit muß diese Spanne zwischen den Währungen und die 
zwischen den Preisen zu Lohnbewegungen der Arbeiter führen. 
Um so mehr, als es nicht nur zwei Währungen, sondern eine 
ganze Reihe gibt: nicht nur die Valutawährung und die Papier- 
währung, sondern derselbe Rubel hat für verschiedene Leute 
ganz verschiedene Kaufkraft. Im Kreis einer Familie, Eltern mit 
zwei Kindern, die alle vier irgendwie beschäftigt sind, aber ver- 
schieden beschäftigt sind, hat derselbe Rubel ganz verschiedene 
Kaufkraft, eine andere für den Arbeiter im Profsojus und Koope- 
rativ mit seiner Bezugskarte erster Kategorie und den gebunde- 
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nen Preisen, eine andere für den, der auf anderem Wege seine 
Lebensmittel und Bedarfsartikel einholen muß. 

Während bisher der Kolchoshandel noch schwach ist, und der 
Bedarf an Massenindustrieartikeln nicht entfernt befriedigt wird, 
ist zunächst ein großer Wirrwarr in den Preis- und Währungs- 
verhältnissen entstanden, dessen Wirkungen sowohl moralisch 
wie politisch gleich bedenklich sind. Und der Zirkel wird von 
mir verhängnisvoll genannt, weil ihn die Zugeständnisse Stalins 
in diesem Jahre selbst geschaffen haben! Er will kapi- 
talistisch anreizen, mit höheren Preisen locken und lockern und 
muß also die so entstehenden Nöte auch in gleicher Weise be- 
schwören, d. h. also entweder mit einer hemmungslosen Inflation, 
oder mit einer völligen Neustabilisierung der Währungsverhält- 
nisse, für die die Voraussetzungen sehr gering sind. Gewiß, 
Kaganowitsch hat in der Rede, die in der tersi t dieses Heftes 
mitgeteilt ist, ganz recht, wenn er diese Schwenkungen nicht 
als Neo-Nep bezeichnet wissen will. Aber praktisch ist damit 
den Bauern ein Boden vom Staat gewährt, auf dem der Bauer 
nun mit dem Staat kämpft, mit Prinzipien kapitalistischer 
Art um Preis, Währung, Lohn, die der Staat selbst ihm in die 
Hand gegeben hat. Und zum Gemeinschaftskeitsgefühl hat, wenn 
es überhaupt noch nötig war, der Staat mit der Kollektivierung, 
ihren Nachteilen und Schäden, die Bauernschaft ja geradezu er- 
zogen! Das ist im Augenblik das Hauptproblem, sehr 
verschärft durch die Ernährungslage und vielleicht in den 
nächsten Monaten und im Winter durch einen schlechten Ernte- 
ausfall, mit dem man rechnen muß. 

Der zweite Fünfjahrplan wird mit größter Energie 
vorbereitet. Unsere Zeitschrift wird diese Vorbereitungen noch 
systematischer und regelmäßiger als bisher im neuen Jahrgang, 
in einer besonderen Rubrik, verfolgen und darstellen. 


Zusammenfassend schließt sich an das bisher Gesagte die 
Frage, wie die geschilderte Problematik im Zusammenhang mit 
der Tatsache, daß der erste Fünfjahrplan das Glück auf Erden 
doch nicht gebracht hat, wirke auf den zweifellos jahrelang vor- 
handen gewesenen Elan, die Begeisterungs- und ÖOpferfähigkeit 
für den sozialistischen Aufbau, dessen Ziele in weitere Ferne 

erückt sind. Machen sich Anzeichen der Ermüdung und der 
ässigkeit bemerkbar, weil dieses psychologische Element nicht 
mehr so wirkt und die Kollektivierung mit allem Dazugehörigen 
den Bauern zweifellos noch nicht gewonnen hat? Kaum eine Re- 
Daun hält wie die russische den Finger so am Puls ihrer öffent- 
ichen Meinung. Man braucht ja nur in den Zeitungen die fort- 
währende Verwendung von Briefen aus dem Lande zu verfolgen. 
Kaum eine Regierung wird daher so gut wissen, wie es a 
Volk wirklich zumute ist. Schwer genug aber ist die Gesamt- 
situation nicht nur wirtschaftlich, sondern auch seelisch, die sich 
aus diesen Beobachtungen ergibt. 
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IV. 


Um so stärker wird nicht nur die Propaganda betrieben, 
sondern auch die Aufklärung, die BildungundFErziehung 
für den Fünfjahrplan und die Kollektivierung, die mir immer 
mehr als ein integrierendes Glied des Stalinismus erscheint. 
Erstaunlich viel Buchhandlungen gibt es. Zumeist liegen darin 
technische Werke, dann Parteiliteratur, sehr viel weniger all- 
gemeine ökonomische und politische Sachen, auch nicht besonders 
viel schöne Literatur. 

Der Schulpolitik habe ich meine Aufmerksamkeit be- 
sonders zugewendet; von der Semiletka bis zum Umbau der 
Universitäten, der anscheinend jetzt im wesentlichen zu Ende 
ist. Das heißt: die Neuorganisation steht nicht still, aber die 
Auflösung der alten „Universitas Literarum“ in eine Fülle un- 
zusammenhängender spezieller Fachinstitute sowohl zur Aus- 
bildung wie zur Erforschung ist vollendet. Ein völlig anderer 
Schultyp ist so entstanden, der von unten bis oben zusammen- 
Pen wird durch die drei beherrschenden Gesichtspunkte: 
esen, schreiben, rechnen — Technisierung der Schule — Staats- 
bürgerkunde (politgramota). 

Die Lücke, daß Millionen von Menschen, weil sie schon älter 
sind, nicht mehr durch dieses System der Bildung gehen können 
(etwa 26 Mill. sollen es sein), wird ausgefüllt durch eine be- 
sondere Gesellschaft unter Vorsitz von Kalinin: „Odn = Obs- 
tschestwo doloj negramotnosti“, deren Arbeit bis in die nicht- 
russischen Nationalitäten herein ih auch studiert habe. In 
70 Sprachen, nn man, wird so gearbeitet und den Analphabeten 
der anderen Nationalitäten bringt man seine Sprache dann 
gleich im lateinischen Alphabet! 

Zur Schule und Propaganda das Theater, für das zum 
Winter eine bemerkenswerte, von Stalin selbst ausgehende 
Schwenkung im Gange ist. Man drängt die reinen Agitations- 
stücke immer stärker zurück, weil die Arbeiterschaft das nicht 
mehr mag. Im Kino ist der Versuch überhaupt im Anfang mif- 
puai as Theater soll anderes bringen, neben den bekannten 
tücken der Oper und des Schauspiels Neues und darunter auf 
‘Stalins ausdrücklicher Weisung vor allem und in erster Linie 
Shakespeare! Eine Hamleteinstudierung höchst merkwürdiger 
Art ist der Anfang, der Kaufmann von Venedig, Othello usw. 
sollen folgen! 

Man hat Mühe, kirchliches Leben zu finden. Von den 
700 Kirchen Moskaus sollen 80 noch übrig sein und im Gebrauch 
nur noch 60. Immer wieder dieses schwere Problem: über ein 
aa ist eine Jugend herangewachsen ohne Religion und 

irche! Einen aufdringlichga Kampf aber gegen die Kirche 
spürt man nirgends, und ein Organ wie der „Besboschnik“ („Der 

ottlose“) ist sowohl als Witzblatt wie als Zeitschrift erbärm- 
lich und gleichgültig, wird kaum beachtet. 
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Im Vordergrund vielmehr steht neben Schule, Aufklärung 
und Theater die Agitation für den Wehrgedanken (Obo- 
rona) und für den Sport, der in allen Spielarten lebhaft be- 
trieben wird. Wer hätte vor dem Kriege in Rußland Sport- 
jünglinge für möglich gehalten, wie man sie heute trifft, genau 
wie bei uns, oder den Badebetrieb an der Moskwa, der an den 
Wannsee erinnert! 

Angemerkt sei die erfreuliche Tatsache, daß eine reichs- 
deutsche Schule für die Kinder der deutschen Spezialisten 
hat errichtet werden können, die ich sah und der wir beste Fort- 
schritte wünschen. 


V. 


Was zur Innen- und Außenpolitik zu sagen wäre, wird in 
meinen Übersichten verarbeitet. Zur letzteren genügt der Hin- 
weis, daß weitaus im Vordergrunde der fernöstliche Kon- 
flikt und noch mehr das Verhältnis zu Amerika, die 
Erwartung der Anerkennung durch Amerika steht. 

Im ganzen die UnmöglichkeitdesGeneralurteils 
wieder wie immer! Die Wucht des Staates, der tatsächlich das 
Dorf vom Getreide entblößen kann, und der Bürokratismus, in 
dem vieles erstickt, wird ebenso deutlich, wie die große Leistung 
in vielen Zweigen der Industrie und deren Zusammenhanglosig- 
keit, das Kollektivbewußttsein ebenso wie die Scheu vor Ver- 
antwortung des einzelnen, die Überanstrengung des Kollektiv- 
menschen überall, dem unausgesetzt Glaube und fer zuge- 
mutet werden und die mit Zusammenbruch drohen ebenso, wie 
die Begeisterung für eine Zukunft, die immer sofort vor die 
Gegenwart gerückt wird. 


15 Jahre wird zum 7. November dieses Regime bestehen, 
ein halbes Menschenalter. Erst eine spätere Geschichte kann das 
letzte Urteil über Erfolg oder Mißerfolg fällen. Wer aber durch 
dieses Land fährt, auf den stürmen nicht nur ein die wider- 
sprechenden Eindrücke und Probleme eines Versuchs, Wirtschaft 
und Staat sozialistisch und auf Grund der materialistischen Welt- 
anschauung aufzubauen, sondern dem verstärkt sich von einem 
Mal zum anderen immer mehr Eindruck und Einsicht, wie immer 
mehr russisch alles das wird. Nicht nur die Landschaft, der 
Wald und der Fluß und der Himmel sind Rußland, nicht nur 
die Menschen, die dort leben, leiden und arbeiten, auch in der 
modernsten Technik und in der modernsten Anlage eines Wirt- 
schaftswerkes und eines Wirtschaftsplanes dringt überall das 
russische Wesen durch und auf den Beobachter ein und die 
Tatsache, daß es das Großrussentum verstanden hat, ein 
Sedhstel der Erdoberfläche mit vielen anderen Nationalitäten 
so zusammen zu bringen und zu organisieren. 

Der Vergleih Stalins mit Peter dem Großen liegt 
immer nahe und wird auch in Ruflland nicht ungern wiederholt 


9 


und ausgesprochen. Man hat von Peter gesagt, daß er kein 
Russe sei, sondern von einer deutschen Mutter stamme, und 
Stalin ist ein Georgier. Aber Stalinistheute weit mehr 
Russealses Peter je war, und was er schafft und erstrebt, 
wird unter seinen Händen viel schneller und stärker russisch, als 
es das Werk Peters des Großen war! 


Das russische Theater der Gegenwart. 


Von Ewg. Samjatin. 
(Übersetzt von M. Gorlin.) 


Etwas war faul im Staate Dänemarks und Hamlet wurde 
nachdenklich . .. Aber heute ist die Lage ungemein ernster, als 
es zu Zeiten Hamlets der Fall war: etwas ist faul in allen Staaten, 
etwas ist faul in der ganzen Welt; die Krise umfaßt nicht nur 
die Wirtschaft, sondern auch die Wissenschaft, die Religion, die 
Familie, die Kunst, das Theater. 

Einer der weitsichtigsten Hamlets unserer Zeit, Oswald 
Spengler, hat es schon vor einigen Jahren gesehen. Jetzt sehen 
es alle, die nicht mit Vorsatz die Augen schließen, jetzt ist 
überall, auf allen Lippen die Frage: „Sein oder nicht sein?“ Und 
welchen Weg wählen, um zu „sein“? Es gibt keine Orakel mehr. 
Oder genauer: es gibt noch welche, aber wir glauben ihnen nicht; 
wir wollen wissen. Abstrakte Logik, Deduktion, all das kann 
nicht mehr die Antwort auf die Frage Hamlets geben, die sich 
über alle Maßen kompliziert hat: man ist gezwungen, im Dunk- 
len sich den Weg zu bahnen, zu tappen, manchmal zu stolpern, 
man ist gezwungen, die Lösung auf dem langsamen Wege des 
Experimentes zu suchen, wo oft tausend Fehler nötig sind, um zu 
einer richtigen Lösung zu gelangen. Welche Fehler auch 
immer in jenem riesenhaften Laboratorium, das einst den Namen 
„Rußland“ trug, begangen werden mögen, seine Experimente 
sind auf jedem Gebiete von außerordentlichem Interesse. Ob 
mit oder ohne seinen Willen, arbeitet jetzt dieses Laboratorium 
für die ganze Welt. Ob es ihm gefällt oder nicht, muß jeder 
dänische Prinz wissen, was in diesem geheimnisvollen Labo- 
ratorium vor sich geht. Insbesondere, wenn es sich um ein Gebiet 
handelt, auf dem schon unbestrittene Erfolge erzielt worden sind, 
wie zum Beispiel in dem russischen Theater. 


Ich sage ganz bewußt „russisches Theater“ und nicht „Sow- 
jet-Theater“. Das edle Metall, in dem die Völker ihre Literatur 
und ihr Theater prägen, ist die Sprache, aber es gibt keine „Sow- 
jetsprache“, wohl ibt es dagegen Russisch, Ukrainisch, Jüdisch, 
Usbekisch, Tatarisch usw. und die zu diesen Sprachen gehörenden 
Theater. Das „Sowjet-Theater“ ist nur die algebraische, ab- 
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strakte Summe aus ihnen: ich fühle mich berechtigt, nur über 
einen Summanten zu sprechen, weil ich in meiner Eigenschaft, 
als Theaterautor, im Laufe der letzten 7—8 Jahre lediglich mit 
dem russischen Theater zu tun gehabt habe. Übrigens ist dieser 
russische Summant zweifelsohne der wichtigste und hat eine be- 
stimmende, richtunggebende Bedeutung, ebenso wie Moskau die 
Bedeutung eines Zentrums zukommt, eines Kompasses, der die 
Bewegung des ganzen Landes lenkt. 


* 
* * 


Moskau. . . Sonderbare Stadt, die an keine der europäischen 
Hauptstädte erinnert, Amerika, das sich durch die uralten Mauern 
des Kremls einen Weg bahnt: das geometrische Mausoleum 
Lenins neben der bunten asiatischen Pracht der Basiliuskathe- 
drale, eine mottenzerfressene Droschke und eine Hispano-Suiza 
allerneuester Type, die zu gleicher Zeit vor dem weißen Stäbchen 
des Militionärs haltmachen, eines Militionärs in weißen Hand- 
schuben und mit einem echt mongolischen Schlitzaugengesicht, 
eine Glasvitrine mit Kaviar und Stören und schräg gegenüber 
eine Schlange vor einem Staatsladen, wo man Heringe auf Karten 
bekommt. 

... Aber man braucht nur die Tür zum Hotel „Metropol“ 
auf dem Theaterplatz aufzumachen, und all dies bleibt weit hinter 
einem zurück: man ist auf einer komfortablen europäischen 
Insel: „Metropol“ ist ein Hotel nur für Ausländer, es ist — Aus- 
land, und russische Tscherwonzen werden hier, wie im Auslande, 
nicht in Zahlung genommen. 


An einem Sommerabend des Jahres 1931 saß ich dort bei 
einem Essen mit dem bekannten amerikanischen Regisseur Cecil 
de Mille zusammen, wir sprachen von diesen erstaunlichen Gegen- 
sätzen, an denen Moskau so reich ist, und natürlich auch von dem 
russischen Theater der Gegenwart. „Ihr Theater“, sagte 
de Mille, „ist jetzt sicherlich das interessanteste in Europa und 
Amerika. Ihre Schauspieler und Regisseure sind der ganzen 
Welt voran, daran ist nicht zu zweifeln. Aber.. .“ 


Das „Aber“ soll einstweilen noch hinter den Kulissen des 
Aufsatzes verbleiben. Jetzt habe ich mich an meine Begegnung 
mit dem amerikanischen Regisseur erinnert und seine Meinung 
über das russische Theater zitiert, um nicht in die peinliche 
Situation eines Menschen zu geraten, der Eigenes lobt. Übrigens, 
ich hätte wahrscheinlich mit demselben Erfolg jeden beliebigen 
Leser dieses Aufsatzes zitieren können: welcher gebildete West- 
europäer hat das russische Theater nicht gesehen, oder, wenigstens, 
nicht davon gehört, nicht begeisterte Aufsätze darüber gelesen? 
Wer kennt nicht die Namen Stanislawskijs, Djagilews, Meyer- 
holds, der Pawlowa, Schaljapins, Katschalows, Tschechows? 
Wenn jemand versuchen würde eine universelle Theater- 
olympiade zu organisieren, so würde unter den Zuschauern zwei- 
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fellos eine ungeheure Mehrheit für das russische Theater 
stimmen. Die Geschichte hat, scheint es, diese Stimmenzählung 
schon verrichtet; auf dem Weltwettspiel der Theater ist das 
russische Theater jetzt der Sieger. 

Es gibt ein altes Sprichwort: „Über den Sieger sitzt man nicht 
zu Gericht.“ Aber es ist schon lange Zeit, dieses Sprichwort, und 
viele andere übrigens auch, auf den Kopf zu stellen: nur über 
den Sieger darf man zu Gericht sitzen, nur über einen Sieger 
darf man urteilen. Urteilen — das heißt, soweit es einem 
Menschen möglich ist, objektiv, unvoreingenommen über Vor- 
züge und Mängel sprechen. Ein Sieger kann vor der Wahrheit 


bestehen. 
k * 


%* 

Die rein literarische Tätigkeit ist ein geschlossener Kreis, 
eine androgyne Erscheinung: wenn ich einen Roman schreibe, 
so brauche ich niemanden dazu, ich befruchte mich selber, ich 
führe die ganze Arbeıt vom Anfang bis zum Ende allein durch. 
Aber wenn ich ein Stück geschrieben habe, so ıst damit nur ein 
Teil des künstlerischen Prozesses, nur ein Teil des Werdens eines 
Theaterkunstwerks erfüllt, und, um es zu Ende zu führen, braucht 
man noch eine ganze Reihe von Faktoren. Das Theater ist das 
Resultat einer kollektiven Arbeit, eine schöpferische Ver- 
schmelzung dreier Grundelemente: des Dichters, des Regisseurs 
und des Schauspielers. 

Der grundlegende Unterschied des russischen Theaters der 
Denver von dem westeuropäischen, das Geheimnis seines 
Erfolges besteht gerade darin, daß seine Leiter diese Kollektivität 
verstanden (richtiger: gefühlt) und verwirklicht haben. Mag 
Meyerhold sein Kollektiv auf dem Prinzip des betont Theatra- 
lischen, auf dem Spiel mit der Enthüllung der Theaterillusion 
aufbauen, und Stanislawskij auf dem völlig entgegengesetzten 
Prinzip der vollendeten Illusion — wesentlich ist es, daß jedes 
Theater sein klar ausgeprägtes Gesicht hat, seinen Brennpunkt, 
in dem, wie in einem bi onvexen Glas, alle Strahlen zusammen- 
treffen, und so die Kraft erlangen, den Zuschauer zu zünden. In 
keinem großen russischen Theater kann man sich den Zustand 
denken, den ich in zahlreichen Theatern in Berlin und Paris als 
eine normale, alltägliche Erscheinung angetroffen habe: den 
häufigen Wechsel im Bestand der Truppe, die Verpflichtung 
neuer Schauspieler für jedes neue Stück. Seinerzeit war es für 
die Meininger ebenso unmöglich, wie es jetzt für die Theater 
Meyerholds, Stanislawskijs, Taon: unmöglich ist. Die gegen- 
wärtige Orientierung des europäischen Theaters auf die Stärke 
der Begabung und die Kunst einzelner Schauspieler ist seine 
Hauptkrankheit und die Orientierung des russischen Theaters 
auf ein ständiges Schauspielerensemble, eng gelötet durch eine 
gemeinsame Schule, — die Hauptstärke dieses Theaters. 
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Schauspielerschulen und Studios schossen nach der Revolution 
in einer Unzahl, wie Pilze, aus der Erde, insbesondere in Peters- 
burg: Theaterstudios der Miliz, der Feuerwehr, der Matrosen, der 
Studenten, der Beamten verschiedenster Kommissariate. Aber 
diese Studios verschwanden auch ebenso schnell wie die Pilze. 
Es blieben nur einige fachmännisch geleitete Schulen, wie das 
Institut für Bühnenkunst in Petersburg und ähnliche Institute ın 
Moskau und Charkow. Aber auch diese Lehranstalten liefern 
en nur Rohmaterial für jene wirklich bedeutendsten 
Schauspielerschulen, die heute einzelne russische Theater dar- 
stellen. Das Vorhandensein einer solchen Schule garantiert dem 
Theater ein langjähriges Fortbestehen, es macht die Arbeit des 
Theaters unabhängig von der Arbeit der einzelnen Meister — 
weil eine solche Schule die ununterbrochene Tradition der Schau- 
spielerkunst sicherstellt. Besonders bezeichnend hierfür ist die 
Schauspielerschule Stanislawskijs. 


Eine Zeitlang konnte man glauben, daf dieses Theater 
seinen ungeheuren Erfolg dem Zutall verdankt, der eine solche 
Anzahl schauspielerischer Begabungen in einer Truppe vereinigt 
hatte: Moskwin, Katschalow, Leonidow, Stanislawskij, Lushskij, 
Knipper-Ischechowa, Lilina usw. Aber im Laufe der letzten 
a traten die alten Meister immer mehr in den Hintergrund. 
m vorigen Jahre starb Lushskij. Stanislawskij hörte auf zu 
spielen und behielt für sich nur die Leitung des Theaters. Immer 
seltener treten Leonidow und Katschalow auf — und nicht des- 
halb, weil etwa ihr Talent erloschen wäre, sondern weil dieses 
Talent keine Verwendung mehr in dem neuen, revolutionären 
Programm finden kann. Den glänzenden Katschalow von ehe- 
dem, der mit jeder Bewegung den ganzen Zuschauerraum in 
atemlose Spannung zu versetzen wußte, sah ich vor zwei Jahren 
in dem Stücke „Die Auferstehung“ (nach dem Roman von Leo 
Tolstoj), wo er die Rolle des „Vorlesers“, oder, richtiger, des 
Doppelgängers, des Gewissens der handelnden Personen spielte. 
Aber, als er, mit seiner Sammetstimme, mit seinen feinen kulti- 
vierten Gesten, in der Rolle eines Bauern — des „roten Parti- 
sanen“ aus dem „Panzerzug“ von Iwanow — auftrat, erinnerte 
er an einen arabischen Hengst, der in einen Karren mit Brenn- 
holz eingespannt wäre: der edle Hengst zieht natürlich den 
Karren, aber es ist kein erfreuliches Bild. In dieselbe Lage, wie 
Katschalow, gerieten auch einige andere „Stars“ des Theaters, sie 
schwanden von dem Anzeigenhimmel; der Untergang des 
Theaters schien beschlossen. 

Jedoch es geschah nichts dergleichen. Die Schule, der Kollek- 
tivgeist des Theaters taten das Ihrige: an Stelle der früheren 
Stars gingen neue auf; unter den jungen Schülern Stanislawskijs 
fanden sich Begabungen, der alten Generation durchaus würdig 
(die Shanspieler Janschin, Chmelow, Liwanow, die Schau- 
spielerinnen Tarassowa, Stepanowa, Jelanskaja). Und sodann 
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hatten schon zu dieser Zeit die einstigen Studios des Stanislawskij- 
Theaters festen Fuß gefaßt. Sie oc schnell zu selbständigen 
Theatern ersten Ranges auf — „MCHAT 2“ (das zweite Moskauer 
Künstler-Theater), das seine Tätigkeit in einem Riesengebäude 
in der Nähe des Großen Opernhauses entfaltete, und das „Wach- 
tangow-Theater“ auf dem Arbat. 


Die Geschichte des Zweiten Moskauer Künstler-Theaters ist 
als eine Illustration zu dem Obengesagten über die Arbeit der 
Schauspieler in Rußland recht charakteristish. Einer der 
Gründer dieses jungen Theaters und später sein Direktor war 
Michail Tschehow, den man in Berlin von seinem Auftreten 
bei Reinhardt und von dem Film her kennt. In Berlin, auf dem 
Boden einer fremden Sprache, hat sich Tschechow nicht durch- 
setzen können, aber in Moskau, in den Jahren vor seiner Abreise 
aus Rußland, war er zu einem Abgott des Publikums geworden. 
Das Publikum hat sich in seiner Wahl nicht geirrt: Tschechow 
ist tatsächlich der allerbedeutendste russische Schauspieler der 
Gegenwart. Um genial zu sein, muß der Schauspieler in gewissem 
Sinne eine Frau sein: er muß sich vollständig einer jeden Rolle 
hingeben. Gerade so spielt Tschechow: als eine Persönlichkeit, 
die sich echt männlich behauptet, ist er auf der Bühne nicht da, 
aber es steht da der Chlestakow aus Gogols „Revisor“ oder 
Hamlet oder der komische Freser aus Bergers „Sintflut“ oder 
der rührende Alte Caleb aus der „Grille hinter dem Herd“ von 
Dickens, jeder dem anderen absolut unähnlih. Wahrscheinlich 
war gerade das Überwiegen dieses Weiningerschen Elementes 
„W“ der Grund dafür, daß aus Tschechow zwar ein genialer 
Schauspieler, jedoch kein genialer Regisseur wurde. Aber jeden- 
falls war er nicht nur der erste Schauspieler, sondern auch das 
Herz seines Theaters. Und als er vor einigen Jahren ins Aus- 
land verreiste und dort blieb, schien es, daf der Puls seines 
Theaters zu schlagen aufgehört habe; man glaubte, das Theater 
würde an künstlerischer Blutlosigkeit zugrunde gehen. Jedoch 
die staunenswerte regenerative Kraft eines gut organisierten 
Kollektivs half auch hier: wenngleich nicht sofort, so erholte 
sich das zweite Künstlertheater allmählich doch von dem Verlust, 
es ging nicht zugrunde, verfiel nicht: es nimmt bis jetzt in der 
Moskauer Theaterwelt eine der ersten Stellen ein. Auf derselben 
Grundlage des ständigen Schauspielerensemble, festgelötet durch 
die zleiche Schule und durch langjährige gemeinsame Arbeit, 
baut sich der Erfolg der anderen Theater auf, die in Rußland 
nach der Revolution entstanden sind, des Wachtangow-Theaters. 
des Meyerhold-Theaters, des Tairow-Theaters, des Großen Schau- 
spielhauses in Leningrad, der Opernstudien Stanislawskijs in 
Moskau. Zugegeben, daft das Tairow-Theater eine solche tragische 
Schauspielerin, wie Koonen, das Leningrader Schauspielhaus 
einen so bedeutenden Schauspieler, wie Monachow sein eigen 
nennt, aber das Grundkapital dieser Theater besteht nicht in 
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einzelnen Schauspielern. Die frühere „Alleinherrschaft“ eines 
einzelnen Schauspielers wurde im neuen russischen Theater durch 
eine „Schauspielerrepublik“ ersetzt, — und, wie man sieht, hat 
das Theater dabei nicht verloren. 


Verloren haben nach der Revolution eigentlich nur zwei 
Theater, die ihren Ruhm nicht so sehr dem Kollektiv, sondern 
vielmehr glänzenden Einzelleistungen verdankten: das Alexan- 
drinskij-Theater in Leningrad und das Kleine Theater in Moskau. 
Diese beiden Theater, ehemals „Kaiserlich“, vertraten den Typus 
der Pariser „Comedie Francaise“, den Typus der offiziellen 
repräsentativen Bühne, auf der jahrzehntelang die klassischen 
Traditionen sorgfältig bewahrt wurden und die besten Schau- 
spieler der alten Schule versammelt waren. Noch gar nicht so 
lange her prangten auf ihren Theaterzetteln solche Namen, wie 
Dawydow, Kondrat Jakowlew, Jushin, Stepan Kusnezow. Sogar 
nach ihrem Tode blieben die Truppen des Alexandrinskij- und 
des Kleinen Theaters, was ihren Bestand betrifft, nach der Zahl 
der bedeutenden Schauspielereinheiten vielen jüngeren Theatern 
weit überlegen. Aber die Mathematik der Kunst ist paradox. 
Aus diesen bedeutsamen Einheiten konnte jetzt keine bedeutende 
Summe mehr entstehen. In den ersten Jahren nach der Revo- 
lution versuchten diese Theater ihre isolierte Stellung zu be- 
wahren, dann gingen sie daran, ihren Schauspielerbestand und 
ihr Programm zu verjüngen, aber es kam eben keine Verjün- 
gung heraus, keine Jugend: es entstanden Theater eklektischer 
Art. Infolgedessen verloren die beiden Theater, trotzdem aus- 
nn Schauspielerkräfte vorhanden waren, allmählich ihre 
rühere Bedeutung. In eine besonders ungünstige Lage geriet 
das Moskauer Kleine Theater, das nun mit allzu starken künstle- 
rischen Konkurrenten kämpfen mußte. 


Die zwei anderen, einst „Kaiserlichen“ Theater, die beiden 
Opern, das Mariinsky-Theater in Leningrad und das Große 
Theater in Moskau, vermochten es, trotz des Verlustes des großen 
Opernkaisers, Schaljapin, auf der alten Höhe zu bleiben und das 
Niveau ihres Schauspielerbestandes zu behalten. Auc die 
Ballett-Truppen dieser beiden Theater bewahren ihre ruhm- 
reiche Tradition, obgleich Nishinskij, Fokin, Karsawina und 
Spessiwzewa nicht mehr auftreten. 


* * & 


Das Rampenlicht dieses Aufsatzes fiel bis jetzt nur auf die 
Schauspieler; die Regisseure hielten sih noch hinter den Kulissen 
auf, aber ihre Anwesenheit war doch zu spüren. Wie konnte 
es auch anders sein, wenn es sich um Schauspielerkollektive han- 
delt, gelötet und geleitet durch einen künstlerishen Willen — 
den Willen des Regisseurs? 

Es gibt augenblicklich in Rufland recht viel begabte 


Regisseure, aber — hier wirkt wieder jene sonderbare Mathe- 
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matik der Kunst — ihre Summe ist gleich zweien: Stanislawskij 
plus Meyerhold. Das sind die zwei entgegengesetzten Gipfel- 
De auf die die Richtlinien aller anderen Regisseure zulaufen. 

ie neue Ära im russischen Theater wird gerade durch die Tätig- 
keit dieser beiden Regisseure gekennzeichnet. Übrigens fällt die 
Chronologie der Theaterrevolution nicht mit der Chronologie 
der politischen Revolution zusammen. Sowohl Stanislawskij als 
auch Meyerhold begannen ihre Tätigkeit in den ersten fahren 
des Jahrhunderts, und kurz vor dem Kriege war schon der Sieg 
ihrer Methoden, der neuen Methoden des russischen Theaters, 
über die alten, offensichtlich. 


Nur wenige wissen es jetzt, und den meisten wird es sogar 
unglaubwürdig scheinen, aber es ist eine Tatsache, daß einst 
diese beiden polaren Gegensätze — Stanislawskij und Meyer- 
hold — in einem Punkte zusammentrafen: es gab eine, freilich 
nur sehr kurze Zeit, in der Meyerhold als Schauspieler in Stanis- 
lawskijs Theater tätig war. Er verlief es, um sein künstle- 
rischer Gegner zu werden, um seine eigene Theatertätigkeit auf 
diametral entgegengesetzten Grundsätzen aufzubauen. Nicht 
umsonst liebt Meyerhold so sehr Gozzi, den großen Meister der 
Commedia dell’arte: er, der illegitime Sohn Stanislawskijs, ist der 
legitime Enkel von Gozzi. Sein Theater ist ein Theater der 
Masken: es ist vor allen Dingen ein Spiel, ein Spiel mit dem 
Zuschauer, begründet auf der ständigen, betonten Enthüllung des 
Theatralischen, ein Spiel, das Anachronismen, exzentrische Ein- 
fälle, Dissonanzen jeder Art zuläßt, — Dinge, die im Theater 
Stanislawskijs unmöglich wären. Als Regel darf der Zuschauer 
bei einer Meyerhold-Aufführung nicht einmal für einen Augen- 
blik vergessen, daß vor ihm Schauspieler sind, die eben 
spielen; bei einer Aufführung Stanislawskijs darf der Zu- 
schauer als Regel nicht einmal für einen Augenblick das Spiel 
zu spüren bekommen: vor ihm darf kein Spiel da sein, sondern 
ein Stück des wirklichen Lebens, auf die Bretier transponiert. 
Die Art Stanislawskijs nennt Meyerhold nicht gerade ehrfurchts- 
voll — „Durch das Schlüsselloch in fremde Wohnungen hinein- 
gucken“, die Art Meyerholds scheint Stanislawskij recht oft eher 
Zirkus als Theater zu sein. Und tatsächlich kann man das Wort 
„Zirkus“, natürlich im positiven Sinne, recht oft bei den Übungen 
Meyerholds mit den Schauspielern hören, weil er seine Arbeit 
vor allem auf der Kultur des menschlichen Körpers aufbaut, auf 
seiner höchstmöglichen Entwicklung — bis zum Akrobatischen 
hin. Stanislawskij hingegen verlangt von seinen Schülern die 
höchstmögliche bestimmter psychischer Fähigkeiten 
— bis zu einer Art Metempsychose, zu einer völligen Verwand- 
lung in die Personen des Stückes, und es ist daher nur ganz folge- 
richtig, wenn er bei seinen Erläuterungen (wenigstens in der 
letzten Zeit) sich einer der Yoga entnommenen Terminologie be- 
dient. Kurz zusammengefaßt, der Ausgangspunkt für Meyer- 
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hold ist die „Materie“ des Theaters, für Stanislawskij ist es 
der „Geist“. 

Man sollte eigentlich annehmen, daß in einem Staate, in dem 
der Materialismus so etwas wie Staatsreligion ist, Meyerhold ein 
langjähriger, unerschütterlicher Erfolg bedi ieden sein müßte. 
Aber, so sonderbar es zunächst erscheint, geriet Meyerhold in den 
letzten Jahren in eine viel schwierigere Situation als Stanis- 
lawskij. Übrigens wird uns dieses ganz verständlich, wenn wir 
uns die Vergangenheit Meyerholds ins Gedächtnis zurückrufen. 
Seine Laufbahn als Theaterrevolutionär und Novator. begann 
Meyerhold noch vor der Revolution mit einem Kampf gegen das 
Problemtheater im Zeitalter Leonid Andreews, — und plötzlich, 
nach 20—25 Jahren, schon in unseren Tagen, mußte er wieder 
einem Problemtheater, einem Tendenztheater, freilich anderer 
Färbung, begegnen. Diese Begegnung konnte, selbst bei der 
allerwärmsten gegenseitigen Sympathie, kraft struktureller 
Gegensätze nicht allzu freundlich werden: ein ernster Agitations- 

athos kann nicht mit dem rein theatralischen Prinzip des „reinen 
piels" vereinbart werden. Fruchtbar konnte diese Begegnung 
eigentlih nur auf einem Gebiete werden, auf dem der hohen 
Satire. Aber gerade auf diesem Gebiete herrscht völlige schöpfe- 
rishe Dürre, völlige dramatische Mifßernte. Vor allen diesen 
Widersprüchen rettet sih Meyerhold gewöhnlich in die unnah- 
baren Festungen der Klassiker, die wohlgeschützt sind gegen alle 
Angriffe der politischen Kritik. 


Meyerhold ist mit seinen 60 Jahren noch jung; er will, daß 
die alten Klassiker auf seiner Bühne ebenso jung sein sollen; 
daher impft er ihnen ohne jede Scheu Affendrüsen ein, vollzieht 
an ihnen ebenso grausame F rimente, wie der Doktor in dem 
phantastischen Roman von Wells „Die Insel des Doktors Moreau“. 
Glücklicherweise sind die Patienten des „Doktors Meyerhold“ 
viel gehorsamer und können keinen Aufstand gegen ihn an- 
zetteln, worauf einige von ihnen schon ein gewisses Recht hätten. 
Von allen von Meyerhold verjüngten Klassikern (er hat 
Ostrowskij, Gogol, Gribojedow aufgeführt) könnte vielleicht 
Gogol allein, mit dessen Genie Meyerhold eine starke Verwandt- 
schaft spürt, dem Regisseur für die Aufführung des ,„Revisors`* 
danken: statt eines fröhlichen Lustspiels — so wurde dieses 
Stück gewöhnlich auf den russischen Theatern aufgefaßt — gelang 
es Meyerhold eine angstdurchzitterte, beinahe ee 
Tragikomödie zu schaffen. Es ist bemerkenswert, daß er dieses 
durch dıe Regie allein erreichte, ohne irgendwelche Verände- 
rungen am Texte vorzunehmen, — wenn man von der Einfüh- 
rung von Musikeinlagen absieht und ferner von dem Ersatz der 
Aktengliederung durch eine Einteilung in „Episoden“ mit ent- 
sprechender Anderun des Schauplatzes. 

ie es gewöhnlich der Fall ist, stellen sich die eifrigen Nach- 
folger Meyerholds als ..plus meyerholdistes que Meyerhold“ her- 
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aus: die Experimente, die sie an Klassikern vornehmen, stehen 
noch viel weiter „links“. So tauchte neulich auf der Bühne des 
Alexandrinskij-Theaters in Leningrad ein verjüngter „Tartuffe“ 
auf. Die Handlung der Komödie spielt in einem hypermodernen 
Milieu: auf dem Deck eines Ozeandampfers, in Autos und — Gott 
weiß warum — in der Gondel eines Luftballons. Die handeln- 
den Personen tragen natürlich moderne Kleider, und der ver- 
wunderte Zuschauer bemerkt unter ihnen zu seinem Staunen 
einen griechisch-orthodoxen Priester, einen Imam, einen Rabbiner, 
den römischen Papst, Pilsudsky, Macdonald ... Übrigens sind 
diese neuen Personen glücklicherweise stumm und treten nur iu 
pantomimischen Zwischenspielen auf. Einen anderen, nicht weniger 
gcwagten Versuch, den einer neuen Deutung des „Hamlets“ hat das 
Wachtangow-Theater in Moskau unternommen. Es stellt sich 
heraus, daf bis jetzt im Laufe der Jahrhunderte alle sich geirrt 
haben: Hamlet ist keinesfalls ein tragischer, vom Leben ent- 
täuschter Held; er ist ein fröhlicher, lebenslustiger Bursche, ein 
Skeptiker und Zyniker, etwa in der Art von Falstaff. Diesem 
„verjüngten‘“ Hamlet entspricht auch eine „verjüngte“ Ophelie, 
eine Hofdame von zweifelhaftem Ruf. Eine solche Ophelie 
konnte natürlich nicht einer mifglückten Liebesaffäre wegen 
wahnsinnig werden: sie ist einfach von einem feuctfröhlichen 
Trinkgelage zurückgekehrt, und alles, was sie spricht, ist keines- 


wegs dem tragischen Wahnsinn, sondern dem Alkohol zuzu- 
schreiben. 


Diese anekdotenartigen Tatsachen illustrieren den Einfluß 
Meyerholds auf die jungen russischen Regisseure: die Richtung 
Meyerholds hatte bis vor kurzem uneingeschränkt die Führung. 
Stanislawskij haben einige ausgezeichnete junge Theater ihr 
künstlerisches Sein zu verdanken, es gelang ihm einige glänzende 
Junge Schauspieler zu erziehen, aber — so sonderbar es auch zu- 
nächst klingt — keinen Regisseur, der an den Lehrer heran- 
reichen könnte. Die einzige Ausnahme war vielleicht der früh 
verstorbene Wachtangow, der Schöpfer zweier hervorragender 
Aufführungen, — des „Dybuk“ im Moskauer Hebräischen 
Theater „Habima“ und der „Turandot“ im Moskauer Wachtangow- - 
Theater (dem ehemaligen Studio III des Moskauer Künstler- 
theaters). Indessen weisen zahlreiche junge Regisseure von Be- 
deutung eine nahe Verwandtschaft mit Meyerhold auf. Meyer- 
holds geistige Vetter sind zweifellos sowohl Granowskij, der 
jetzt bei dem deutschen Film arbeitet, als auch Tairow, wenn- 
gleich Tairow mehr von dem Gozziverehrer als von dem nach- 
revolutionären Meyerhold übernommen hat. Zu derselben 
Gruppe gehört auch der Führer der Petersburger Regielinke — 
Sergej Radlow, seit kurzer Zeit einer der Leiter des Mariinskij- 
Theater. Unter Meverholds Fahnen arbeitet auch das vielver- 
sprechende junge „Studio des Moskauer Kleinen Theaters“, das 
neue Theater in Baku, das beste ukranische Theater „Beresil‘“. 
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Und doch tritt in den letzten 2—3 Jahren, Hand in Hand mit 
der Aufgabe der extrem linken Stellungen durch die Literatur, 
Stanislawskij wieder in den Vordergrund. Die Zeit, in der das 
Publikum, vom Futurismus, Suprematismus, Konstruktivismus 
betäubt, ergeben alles Gebotene hinnahm, ist vorbei. Solche 
Snobs, die schon alles in ihrem Leben gesehen haben und von 
dem Theater ein ganz aufßergewöhnliches, epatierendes Schau- 
stück erwarten, gibt es so gut. wie nicht mehr. Der neue Zu- 
schauer, der weniger verwöhnt ist, verlangt von dem Theater 
vor allen Dingen die Illusion des wirklichen Lebens, Eindrücke, 
stärker und tiefer als das allerglänzendste Theaterspiel. Daraus 
erklärt sich jener vor kurzem eingetretene Wandel in den 
Sympathien des Theaterpublikums: zu Stanislawskij und den 
ihm am nächsten stehenden Theatern, wie etwa das Zweite Mos- 
kauer und das Wachtangow-Theater, hin. Im vorigen Jahre 
wurde dieser Wandel durch die Beidrückung des Staatssiegels 
gleichsam offiziell bestätigt: das Theater Stanislawskijs wurde 
unter den besonderen Schutz des Kreml gestellt; aus ihm schwand 
der „rote Direktor“ (ein von der Regierung eingesetzter Kommu- 
nist), und Stanislawskij wurde wieder zum alleinigen und all- 
mächtigen Leiter des Theaters. Übrigens ist in denselben Aus- 
nahmezustand auch das Große Opernhaus in Moskau gestellt 
worden. Daraus folgt natürlich keineswegs, daß die Richtung 
Meyerholds im neuen russischen Theater jetzt völlig aufgegeben 
wird. Die Spur, die sie in dem Formleben des Theaters hinter- 
lassen hat, ist viel zu tief und kann nicht einfach verschwinden. 
Dies wird um so weniger der Fall sein, als sogar die direkten 
Nachkommen Stanislawskijs, wie das Wachtangow-Theater und 
das Zweite Moskauer Künstlertheater, sein System nicht mehr in 
seiner reinen Form anwenden, sondern unter mehr oder weniger 
starken Beimischung des „Meyerholdismus“ (so z. B. in der inter- 
essanten Arbeit des Regisseurs A. Dikoj im Zweiten Moskauer 
Künstlertheater — einer Aufführung des „Floh“, die eine sehr ori- 
ginelle Verpflanzung des Maskentheaters der Commedia dell’arte 
auf russischen Boden darstellt). Wenn es mir, einem Häretiker, 
erlaubt ist, die Terminologie von Marx oder, richtiger gesagt, von 
Hegel anzuwenden, so würde ich die Arbeit Sianislawskijs als 
These, diejenige Meyerholds als Antithese bezeichnen, und ich 
zlaube, daß der sich allmählich vorbereitenden Synthese dieser 
beiden Richtungen die Zukunft gehört: diese synthetische Rich- 
tung wird für die russische Regiearbeit grundlegend werden. 


%* * 
% 


Und jetzt kehrt die Regie dieses Aufsatzes zu den Deko- 
ratıonen des Anfangsbildes zurück: Moskau, Theaterplatz, quer 
gegenüber dem Zweiten Moskauer Künstlertheater das Hotel 
-Af etropol“. Und der Schluß der damals unabgeschlossen ge- 
bliebenen Entgegnung Cecil de Milles: „Ihre Schauspieler und 
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Regisseure sind der ganzen Welt voran, daran ist nicht zu zwei- 
feln. Aber... wo sind bei ihnen die neuen Theaterstücke, die 
dieser Schauspieler und Regisseure würdig wären? Wir in 
Amerika verfolgen Ihre Entwicklung mit großem Interesse, wir 
wollen Ihre ganz neu und eigenartig aufgebaute Gesellschaft 
kennenlernen, um dann selbst die Schlüsse zu ziehen, und uns 
bietet man schon fertige Schlüsse an, eine Art von Predigt. Es 
ist uns recht wenig interessant; ob es Ihnen interessant ist, daran 
möchte ich zweifeln.“ 

Der amerikanische Regisseur hatte das volle Recht zu zwei- 
feln; unbestreitbar ist das Repertoire der schwächste Punkt 
des russischen Theaters der Gegenwart. Wir haben es hier mit 
einer scheinbar paradoxen Erscheinung zu tun: es stellte sich 
heraus, daß es viel leichter war, die Riesenmasse der Industrie 
in Bewegung zu versetzen, als eine so leichte und ätherische Sub- 
stanz wie die Dramendichtung. Aber dies scheint nur auf den 
ersten Blick paradox; es handelt sich hier einfach um ein Gesetz 
der Mechanik: je schwerer und dichter die Masse, desto stärker 
die Wirkung, die sie von einem Schlag erhält; wie ein Schlag auf 
eine el wirken muf, kann man sich leicht vorstellen. 

In Rußland wurde in den Jahren 1930 und 1931 der Versuch ge- 
macht, dieses Gesetz der sozialen Mechanik zu überwinden. Man 
wollte die Gaswolke der Dramendichtung zwingen, sich mit der- 
selben Geschwindigkeit zu bewegen, mit der die eiserne Kugel 
der Industrialisierung rollt. Wie zu erwarten war, hatte dieser 
Versuch für die Dramendichtung wenig erfreuliche Folgen. Vor 
der Schnelligkeit der Bewegung zerstob die Gaswolke: sie ver- 
dünnte sich, und eine Reihe von dünnen, wässerigen Stücken 
à thèse entstand, deren Lebensfrist nur kurz bemessen war. 

Tatsächlich, welche neue russische Theaterstücke hatten einen 
dauerhaften Erfolg? Welche Stücke wurden zum festen Bestand- 
teil des Theaterprogramms? Man kann sie alle an den Fingern 
abzählen. 

Im Theater Stanislawskijs hat man einige Spielzeiten hinter- 
einander den „Panzerzug“ von Ws. Iwanow, ein Stück aus den 
Zeiten des Bürgerkriegs, gegeben; was die dramaturgische Tech- 
nik anbelangt, ist es kein Material ersten Ranges, aber die Kunst 
des Regisseurs hat es vermocht, daraus eine gute Aufführung zu 
schaffen. Ebenfalls einen Riesenerfolg hatte das Stück ur 
kows „Die Tage der Turbins“ (Bürgerkrieg in der Ukraine), das 
sodann von der Zensur verboten wurde. Und endlich ist bier 
noch das Stück Katajews „Die Quadratur des Kreises“ zu er- 
wähnen, eine gut aufgebaute Posse aus dem Leben der sowjet- 
russischen Studentenschaft. 

Im Zweiten Künstlertheater in Moskau wird sechs Spielzeiten 
lang „Der Floh“ aufgeführt, ein Stück von dem Autor dieses Auf- 
satzes, das einen Rekonstruktionsversuch der russischen Volks- 
komödie darstellt. In diesem Theater wurde auch „Der Sonder- 
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ling“ von Afinogenow vom Publikum recht freundlich aufge- 
nommen, eine ziemlich gute sowjetrussische Variation der 
Tschechowscen Stücke. 

Als Mascotte diente für das Wachtangow-Theater das ge- 
lungene Drama von Lawrenew „Der Bruch“, — eine psycho- 
logische Ausarbeitung des so ergiebigen Bürgerkriegsthemas. 

Man müßte hier eigentlich noch zwei Stücke erwähnen: „Die 
Sommerliebe*“ von Trenew und „Die Schienen summen“ von 
Kirschon. Diese beiden Stücke haben lange Zeit hindurch die 
Aufmerksamkeit des Publikums auf sich gelenkt, jedoch sie 
hatten dieses hauptsächlih der Neuheit des Materials zu ver- 
danken: „Die Sommerliebe‘“ war das erste Stück aus dem Bürger- 
kriege, „Die Schienen summen“ — das erste Stück, das auf der 
Bühne Fabrik und Fabrikleben zeigte. 

Zum Schluß sei noch „Das Mandat“ von Erdmann genannt, 
das im Meyerhold-Theater eine stattliche Anzahl von Auffüh- 
rungen erlebte. Es ist eines von den wenigen Musterwerken 
einer wirklichen Satire, für die das literarische Klima in Rußland 
augenblicklich weni B A ist („Das Mandat“ ist vor sechs bis 
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sieben Jahren aufge t worden). 


Ich habe hier die ganze Zeit hindurch Moskauer Theater 
om weil diese Theater gleichsam eine Prüfstelle für die 
tücke bilden: ein Stück, das eine solche Prüfung bestanden hat, 
macht dann die Runde durch alle bedeutenden Provinzbühnen. 
So ging es allen obengenannten Stücken. Aber es stellt sich 
heraus, daß unter all den Werken, die „die Prüfung bestanden 
haben“, es, mit Ausnahme eines einzigen, keine Stücke über die 
eigentlich aktuellen Themata, wie Todastrislisierung: Kolchosen 
usw. gibt. Als sich die Dramendichter in aller Eile auf dieses 
noch im Flusse befindliche Material, das sich noch ganz und gar 
nicht kristallisiert hat, stürzten, geschah etwas, was man nicht 
anders als eine dramaturgische Abtreibung bezeichnen kann. Es 
erschien auf dem Theater eine ganze Reihe von übereilig fertig- 
gestellten, nicht zu Ende gedachten dramatischen Frühgeburten. 
Wie alle Frühgeburten, hatten sie einen unproportioniert großen 
Kopf, angefüllt mit erstklassiger Ideologie, und ein schwächliches 
rachitisches Körperchen, das die Last dieser Ideologie nicht tragen 
konnte. Wie alle Frühgeburten braucten sie künstliche Nah. 
rung, die Kritik gab sich redliche Mühe, sie zu ernähren, — und 
doch kamen sie rasch um. Alle diese Stücke wurden stets nach 
derselben, unveränderlichen Schablone fertiggestellt: irgendein 
Industrieunternehmen oder ein Kolchos war da unbedingt auf 
der Bühne, dann kam unbedingt irgendeine Verschwörung der 
Schädlinge vor, und zum Schluß wurde unbedingt das Laster be- 
straft und die Tugend belohnt... 
Der Hauptfehler dieser Stücke lag offensichtlich nicht in der 
Unfähigkeit ihrer Autoren; diese Stoffe wurden auch von 
solchen Dramendictern gewählt, die durch frühere Arbeiten 
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ihre Begabung genügend dokumentiert hatten — aber das Ergeb- 
nis war nicht ee Der Autor der „Quadratur des Kreises“, Ka- 
tajew, trat mit einem Stück „Die Avantgarde“ auf, das nicht einmal 
durch die Inszenierung eines solchen Theaters, wie das Wachtan- 
ow-Theater, für lange Zeit gerettet werden konnte (in deutscher 
bersetzung in Berlin, brachte es, glaube ich, nur auf vier oder 
fünf Aufführungen). Trenew, der Autor der erfolgreichen 
„Sommerliebe“, schrieb ein sehr dünnes Kolchos-Stück (,Jasnyj 
og“ — im Herbst 1931 im Kleinen Theater in Moskau auf- 
eführt). Ein Prosaiker von Begabung, N. Nikitin, trat mit einem 
rama „Die Feuerlinie“ in die Öffentlichkeit, bei dem die Sow- 
sl, sich genötigt sah zuzugeben, daß bei der allerbesten 
deologie dieses Stück künstlerisch recht schwach ist (Tairow- 
Theater in Moskau). Al. Tolstoj schrieb ein so wenig geglücktes 
Stück, daß es, trotz des großen Namens des Autors, überhaupt 
nicht zur Aufführung gelangte. Von all diesem frühreifen Er- 
satzmaterial hebt sich vorteilhaft ein Drama ab, das mit großem 
Erfolg zuerst in Leningrad und dann in Moskau gegeben wurde: 
„Die Angst“ von Afinogenow. In diesem Stücke kehren all die 
standardisierten Elemente der Schädlingeverschwörung wieder, 
aber siesind durch ein Problem aus einer ethischen Kategorie von 
allgemeiner Bedeutung vertieft, — durch das Problem von dem 
Rechte der Revolution auf den Terror, und dieser Umstand ge- 
währleistet dem Stück ein langes Leben. 


Von den Theatern griff das Haschen nach dem Aktuellen auch 
auf die Oper und das Ballett über. In der Saison 1930/31 wurde 
im Mariinskij-Theater das Ballett „Der Bolzen“ gegeben. Auf 
der Bühne sah man natürlich eine Fabrik, den Tanz der Arbeiter 
an den Werkstühlen und Öfen, den Tanz der „Schädlinge“, den 
Tanz der „Kulakenelemente“ und zum Schluß, als Ballettapothe- 
ose, ein Prachtstück, — die Tänze der verschiedenen Abteilungen 
der Roten Armee, bis zu den Kavalleristen, die wacker auf 
Stühlen einherritten. Die Wirkung war nicht gerade sehr präch- 
tig: die Erstaufführung des Balletts wurde auch zu seiner Letzt- 
aufführung. Nicht viel länger hielt sich in demselben Theater 
die Oper „Eis und Stahl“. Zur selben Zeit wurde im Moskauer 
Großen Theater die „industrielle“ Oper, „Der Durchbruch“ ge- 
geben, welche man genauer „Der Durchfall“ betiteln sollte: 
wenn ich nicht irre, wurde sie gleich nach der ersten Aufführung 
vom Spielplan abgesetzt. Stalin, der bei der Erstaufführung an- 
wesend war, gab ein sehr hartes Urteil ab, und das Schicksal der 
Oper war besiegelt; in Regierungskreisen sah man endlich die 
Gefahr dieser Epidemie ein und ergriff Maßnahmen, um das 
Theaterprogramm zu reinigen und zu desinfizieren. Zu dieser 
Zeit Rh erhielten das Große Opernhaus und das Theater 
Stanislawskijs ihre Du Aus dem Index librorum 
prohibitorum wurde eine Reihe von Theaterstücken hervor- 
geholt, die zwar nur sehr wenig mit Tagesfragen, aber dafür um 
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so mehr mit der wirklichen Kunst zu tun hatten. Nach einem 
Befehl von oben wurde das Verbot des Dramas von Bulgakow 
„Die Tage der Turbins“ aufgehoben, es wurden einst verbotene 
Stücke wieder erlaubt, so der „Moliere“ Bulgakows und „Der 
Selbstmörder“ Erdmanns. Die soeben abgeschlossene Saison 
1931/32 ging im großen und ganzen unter dem Zeichen der Er- 
neuerung des klassischen Repertoires, insbesondere in der Oper 
und im Ballett, vor sih. Der Kampf gegen die Krankheit des 
„roten Schundes“ im Theater ist anscheinend sehr ernst in An- 
Fe genommen worden, und man darf hoffen, daß er zu der 
chaffung normaler Bedingungen für die Arbeit des Dramen- 
dichters Führen wird. Der junge begabte Dramendichter Olescha 
hat sehr treffend die Situation in einem kurzen Satz formuliert: 
„Der Dichter muß Zeit zum Denken haben.“ 


k * k 


Bis jetzt war die Rede von dem berufsmäßigen, anerkannten 
Theater, das seine schon lange vor der Revolution begonnene 
Arbeit eigentlich lediglich fortsetzt. Aber es gibt auch einige 
Erscheinungen des Theaterlebens, die keine vorrevolutionäre 
Ahnen haben, und ein Überblick über das russische Theater der 
Gegenwart, der sie nicht erwähnen würde, müßte natürlich un- 
vollständig bleiben. Sie stellen ein um so größeres Interesse 
dar, als für sie, soweit ich weiß, kein Gegenstück im europäischen 
Theater der Gegenwart zu finden ist. 


Wenn man vom Kleineren zum Größeren fortschreiten will, so 
muß man mit den sogenannten „Lebenden Zeitungen“ beginnen. 
Wie schon der Name zeigt, ist die „Lebende Zeitung“ nichts 
anderes als ein theatralisiertes Feuilleton, teils über allgemein 
politische, teils über spezielle, mit dem Leben einzelner Fabriken 
verknüpfte Themata. Diese Form des Theaters entstand in den 
Theatern der Arbeiterklubs, die in großer Anzahl in den ersten 

ahren der Revolution aus der Erde schossen. Auch jetzt noch 
eruht die Arbeit der „Lebenden Zeitung“ recht oft auf lokalen 
Liebhaberkräften, aber immer mehr nimmt daran die berufs- 
mäßige Schauspielerjugend teil, die kleine Truppen für „Lebende 
Zeitungen“ organisiert: bei ständigem Ensemble (dieses Prinzip 
wird bewahrt) haben diese Truppen keine ständige Bühne; sie 
gehen von einem Arbeiterklubtheater zum anderen. Es ist 
natürlich eine Erscheinung des Kunstgewerbes — der Kleinkunst, 
aber die „Lebende Zeitung“ stellt auch keine Ansprüche auf 
Höheres. Das Material für diese Zeitungen wird von eigenen 
Autoren geliefert, die bescheiden in ihrer Anonymität verbleiben; 
von den großen berufsmäfigen Dramendictern hat sich bis 
jetzt noch niemand in dieser Form versucht. 


Aus diesen Arbeiterliebhabertheatern bildeten sich auch die 
sogenannten „Irams“ („Iram“ — eine Abkürzung für „Teatr 
Rabotschej Molodeshi“ — Theater der Arbeiterjugend), die sich 
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allmählich in Theater der berufsmäfiigen Art verwandeln, jedoch 
mit besonderen Traditionen und einem besonderen Programm. 
Die Truppen dieser Theater bestehen fast ausschließlich aus 
jungen Arbeitern, die schon in den Theatern ihrer Arbeiterklubs 
grö ere schauspielerishe Begabung gezeigt haben. Und wenn 
ie „industriellen“ Stücke irgendwo nicht falsch klingen, so ist es 
sicherlich hier. Die Schauspieler der „Trams“ sind in der In- 
dustrie aufgewachsen, kennen sie gut und ihre Interessen stehen 
ihnen wirklich nahe. Das Programm der „Trams“ überschreitet 
niemals den engen Kreis dieser Theater und gelangt nicht auf 
die großen berufsmäfigen Bühnen. Im Gegensatz zu der un- 
bestrittenen Hegemonie Moskaus auf dem Gebiete des eigent- 
lihen Theaters sind die Trams Leningrads vom künstlerischen 
Standpunkt ungemein interessanter als diejenigen Moskaus. 


Als Letztes sei schließlich noch der Weg erwähnt: aus den vier 
Theaterwänden hinaus, unter den freien Himmel, auf die Straße, 
auf die Plätze: „Das Theater der Straßen und Plätze.“ Eine 
solche Bezeichnung existiert eigentlich noch nicht, vielleicht er- 
scheint sie sogar zum erstenmal in diesem Aufsatz. Es ist auch 
kein Wunder, da nicht einmal das Theater existiert, von dem die 
Rede ist; es ist nur im embryonalen Zustande vorhanden. Ich 
meine hiermit die nicht allzu zahlreichen Versuche eines Massen- 
theaters unter freiem Himmel, die zeitlih den sogenannten 
„revolutionären“ Feiertagen angepaft werden. Und hier 
wiederum überholte Leningrad— Petersburg Moskau. Von den 
Moskauer Experimenten dieser Art wird einst wohl nur die 
grandiose, fast wahnsinnige Idee eines jungen Musikers aus- 

enutzt werden, der es versuchte, die Stadt mit einer Symphonie 
ür... Fabriksirenen zu beglücken. Das „Orchester“ mußte 
gleich nach der ersten Probe spielen, der Versuch mifllang und 
geriet in Vergessenheit. Aber viele Petersburger Theaterfreunde 
erinnern sich noch jetzt an das Schauspiel, für welches das 
Riesenportal und die Treppe der Petersburger Börse als Bühne 
dienten. Man spielte ein in aller Eile zusammengebackenes, agi- 
tatorisches Volksstück. aber das Wichtige war ja nicht das Volks- 
stück, sondern der Riesenmaßstab dieses Theaters: an Stelle 
eines Gongschlags am Anfang — ein Kanonenscufß,. an Stelle 
des Rampenlichts — militärische Scheinwerfer, an Stelle der De- 
korationen — die riesigen weißen Säulen auf dem schwarzen 
Tuch der Nacht; unten, am Ufer der Newa, ein wogendes viel- 
tausendköpfiges Parterre, als Logen — die am Kai stehenden 
chiffe ... Es war wirklich ein großes Theaterschauspiel, wofür 
es sich gelohnt hatte, einige Milliarden Rubel zu verschleudern: 
damals war die bescheidenste Geldeinheit eine Million. Später 
mußte man es lernen, mit Zehnern und Hunderten zu rechnen; 
große Ausgaben für solche Versuche wurden unmöglich. Weitere, 
nicht allzu zahlreiche Experimente solcher Aufführungen auf 
Straßen und Plätzen wurden im viel kleinerem Maßstabe und 
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daher ohne Erfolg unternommen. Aber — vielleicht wird der 
Weg zum Theater der Zukunft doch gerade über „Straßen und 
Plätze“ führen und uns wieder zu den Zeiten der längstvergesse- 
nen griechsichen dyooa zu bringen. 


Die staatliche Exportiörderung in Polen. 


Von Dr. Triebe, Breslau, 
Östeuropa-Institut. 


Im Laufe der letzten Jahre ist in Polen ein umfassendes, 
vielseitig wirkendes System der Ausfuhrförderung geschaffen 
worden, dessen Einzelmaßnahmen in geschickter Weise einander 
zugeordnet sind, ineinandergreifen und sich gegenseitig ergän- 
zen. Das System ist besonders seit 1929 stark ausgebaut worden 
und zeigt eine große Mannigfaltigkeit der zur Anwendung ge- 
langenden Mittel, die sich in folgende Hauptgruppen zusammen- 
fassen lassen: 


Informations-, Propaganda- und Vermittlungsdienst. 
Zollrückerstattungen. Ausfuhrprämien. 

Staatliche Kredite und Ausfallbürgschaften. 
Steuerliche Vergünstigungen. 

Hochhaltung der Inlandspreise zum Ausgleich der 
unrentablen Ausfuhr. 

6. Ausfuhrförderung durch Ausfuhrzölle. 

?. Ausfuhrfördernde Eisenbahntarife. 


Zu diesen unmittelbar der Förderung des Exports dienenden 
Mitteln kommen mittelbar die Ausfuhr begünstigende Maßnah- 
men, bei denen der exportfördernde Zweck anderen Zwecken, 
z. B. militärpolitischen, hafen- und seepolitischen u. a. m. neben- 
oder untergeordnet ist. Hierher gehören etwa die staatlichen 
Subventionen für den Eisenbahn- und Hafenbau (Kohlenmagi- 
strale Oberschlesien—Gdingen, Ausbau des Seehafens Gdingen), 
die Gründung und der Ausbau der nationalen Handelsflotte, die 
sänzliche Steuerbefreiung der nach Gdingen verpflanzten Unter- 
nehmungen für eine längere Zeitspanne, die staatlichen Subven- 
tionen an die Rüstungsindustrie, die in der Hauptsache zugleich 
Exportindustrie ist. 


sup vn 


k * + 
Als oberste Instanz für die Förderung der Ausfuhr ist das 
Ministerium für Industrie und Handel zuständig. Um aber die 
Arbeiten für diesen Zweck stärker zu konzentrieren, wurde 
durch Verordnung vom 17. September 1927 das Staatliche Export- 
institut (Panstwowy Instytut Eksportowy) in Warschau ins 
Leben gerufen, das während seines Bestehens immer mehr Ein- 
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fluß auf die gesamte Ausfuhrpolitik des Staates gewonnen hat. 
Ferner wurde 1929 beim Wirtschaftskomitee des Ministerrats 
eine besondere „Interministerielle Kommission zur Förderung 
der Ausfuhr“ mit begrenztem Aufgabenkreis geschaffen. 


Neuerdings taucht neben den genannten Spitzen der Export- 
förderung — analog der Interministeriellen Kommission — eine 
von den Industrie- und Handelskammern gebildete „Kommission 
für Angelegenheiten des Warenumsatzes mit dem Auslande“ 
(Komisja Miedzyizbowa do Spraw obrotu towarowego z zagra- 
nicą) auf, die sich mit allen wichtigen Exportfragen befaßt und 
ihre Meinung in Form von Resolutionen und Gutachten äußert. 
Sie dürfte zu einer entscheidenden beratenden Instanz des Staat- 
lichen Exportinstituts werden. 


k 3 k 


Der Beginn der Ausfuhrförderung fällt in das Jahr 1925, das 
auch sonst den tiefsten Einschnitt und die wichtigste Wendung 
in der gesamten Außenhandelspolitik Polens darstellt. Dies ist 
kein Zufall. Drei ie sind es insbesondere, die auf die 
Außenhandelspolitik Polens den weittragendsten Einfluß aus- 
Be haben: die Stabilisierung der polnischen Währung, der 

eutsch-polnische Zollkrieg und die Weltwirtschaftskrise. 


Im Jahre 1924 hatte Polen, durch die Währungskatastrophe 
des Jahres 1923 gezwungen, durch das Vorgehen in Deutschland 
auf gleichem Gebiet angespornt, fast ohne ausländische Hilfe die 
Stabilisierung, Sanierung und Reform von Währung und Staats- 
finanzen durchgeführt. Bald aber sah die Regierung das mühsam 
vollendete Reformwerk durch die Entwicklung der Handels- 
bilanz, die seit Beginn des a 1924 sich passiv gestaltete, 
bedroht, zumal Posten, die diese Passivität hätten ausgleichen 
können, in der Zahlungsbilanz fehlten, insbesondere die erhoffte 
größere Auslandsanleihe ausblieb. Der infolgedessen einsetzende 
Verlust der Deckungsbestände der Bank Polski war so empfind- 
lich, daß auch die auf Grund einiger kleiner ausländischer An- 
leihen gewonnenen Fremdvalutenbeträge den Devisenabfluß 
nicht wettmachen konnten. Als dann im Juni 1925, mitten in 
dieser Entwicklung, der deutsch-polnische Zollkrieg ausbrac, 
vermochten selbst die von der Bank Polski in Anspruch ge- 
nommenen ausländischen Interventionskredite den Verfall der 
Zlotywährung nicht mehr aufzuhalten. Seither gilt in Polen 
beinahe als Dogma, daß die Handelsbilanz im Interesse der 
Stabilerhaltung der Währung, des Schutzes der Deckungsbestände 
der Bank Polski und somit auch eines ausreichenden Noten- 
umlaufs und einer genügenden Kreditversorgung der Wirtschaft 
aktiv zu gestalten sei, und daß der Staat mit den ihm zu Gebote 
stehenden Mitteln auf dieses Ziel hinzuwirken habe. 

„Der deutsch-polnische Zollkrieg setzte Kräfte in derselben 
Richtung in Bewegung. Der wichtigste Absatzmarkt Polens, 
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Deutschland, auf das vor dem Zollkrieg rund die Hälfte des pol- 
nischen Warenaustausches mit dem Auslande entfiel, war nun- 
mehr eingeengt oder ganz versperrt, der Export mußte sich auf 
entferntere und unrentablere Märkte umstellen. Hierfür be- 
durfte er der Förderung des Staates, der angesichts der außer- 
ordentlichen Lage seine Hilfe nicht versagen konnte. Unter 
dem Schutz der hohen Zollmauern oder der gänzlichen Waren- 
sperre gegenüber Deutschland., blühten zudem neue Industrie- 
zweige auf, die ihrerseits vielfach die besonders exportgünstige 
Einstellung ausnützten, um staatliche Hilfe zu erlangen. 

Kann man somit aus den wichtigsten Zusammenhängen, die 
hier in großen Zügen deutlich gemacht wurden, verstehen, daß 
das Jahr 1925 ein Wendejahr in der Außenhandelspolitik Polens 
und sozusagen das Geburtsjahr der Exportförderungspolitik des 
polnischen Staates geworden ist, so fällt ®mmerhin auf und be- 
darf noch der Erklärung, warum diese Politik erst im Laufe der 
letzten drei Jahre zum Ausbau eines weitverzweigten Systems 
sun hat, und warum die Mittel, die der Staat für den Zweck 

er Exportförderung aufbringt, ebenfalls erst in den letzten 
drei Jahren zu beträchtlichen Summen angewachsen sind. Die 
Gründe hierfür sind kurz folgende: 


Der Verfall der 1924 fundierten Zlotywährung in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1925 und Anfang 1926 regte, wie jede Inflation, 
den Export an und hemmte den Import. eiter engten die be- 
sonders Bee nur Deutschland getroffenen wirtschaftlichen 
Kampfmafßnahmen die Einfuhr in empfindlicher Weise ein, 
andererseits brachte der englische Kohlenstreik 1926 Polen rie- 
sige Exportgewinne. Die Handelsbilanz gestaltete sich infolge- 
dessen stark aktiv, die Devisenbestände der Bank Polski füllten 
sich rasch auf, der Zloty stabilisierte sich von selbst auf einem 
gegenüber der ursprünglichen Parität allerdings stark gesunke- 
nen Stande. Die Sorge um die Aktivität der Handelsbilanz im 
Interesse der Währung kam also in Fortfall. Polen hoffte zudem 
auf Erlangung einer größeren ausländischen Anleihe zu günsti- 
gen Bedingungen, und in der Tat gelang 1927 der Abschluß der 
großen polnischen Stabilisierungsanleihe (62 Mill. Dollar und 
2 Mill. englische Pfund), die Polen für längere Zeit der Sorge um 
die Gestaltung der Handelsbilanz enthob. Auch die deutsch-pol- 
nischen wirtschaftlichen Beziehungen zeigten in dieser Zeit eine 
wesentliche Entspannung, die gegenseitigen Kampfmittel wurden 
nicht voll ausgenützt und ur beiden Seiten bestand Hoffnung 
auf baldigen Abschluß des Handelsvertrages. 

Inzwischen aber hatte der Zusammenbruc der Weltwaren- 
preise, die Desorganisation des Welthandels und Weltkredit- 
systems immer weitere Kreise gezogen und bereits 1929, das mit 
rund 2,8 Mill. Zloty den oberen Kulminationspunkt des polni- 
schen Warenexports brachte, geriet Polen in empfindlicher 
Weise in den Wirkungsbereih der Weltwirtschaftskrise. Der 
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Absatz auf den zum Teil erst neu gewonnenen Auslandsmärkten 
wurde immer schwieriger, mit Deutschland hielt der vertragslose 
Zustand an, der russische Nachbar, auf den Polen zeitweilig 
große Hoffnungen setzte, zeigte sich weder fähig noch willig, 
von Polen nennenswerte Warenmengen abzunehmen, die lebens- 
wichtigen mitteleuropäischen Märkte sperrten sich immer mehr 
gegen die Einfuhr aus Polen ab. Hinzu kam, daß auch die durch 
die Stabilisierungsanleihe gewonnenen Mittel nahezu aufgezehrt 
waren, das Staatsbudget wieder Defizite zu zeigen begann und 
daher die Fundamente der Währung nicht mei: so hundert- 
prozentig sicher waren. Stärker denn je trat die Außenhandels- 
Bir in den Vordergrund der Wirtschaftspolitik. Die alte 
orge um die Aktivität der Handelsbilanz tauchte wieder auf 
und mit ihr der Ruf nach stärkerer staatlicher Förderung der 
Ausfuhr. Konnte man zunächst noch hoffen, daß die allgemein 
Bone Krise eine handelspolitische Neuorientierung in der 

ichtung einer gegenseitigen Hilfe oder Verständigung über den 
Abbau der gegeneinander gerichteten Wirtschaftsrüstungen der 
Staaten bringen würde, so sollte sich bald zeigen, daß die ent- 
EBENE ie Strömungen die Oberhand gewannen. Besonders 
as Abgehen Englands und nach ihm der nordeuropäischen 
Staaten vom Goldstandard und das Einschwenken des englischen 
Imperiums in die Schutzzollfront haben den internationalen 
Wirtschaftskampf dann in einem bisher nie gekannten Malte 
zugespitzt. 

Aus dieser kurz skizzierten Entwicklung heraus dürfte es 
begreiflih geworden sein, warum die Ausfuhrförderung in 
Polen erst in den letzten Jahren erheblich an Umfang und Inten- 
sität gewonnen hat. 


1. Informations-, Propaganda- 
und Vermittlungsdienst. 


Zentrale Stelle hierfür ist das Staatliche Exportinstitut in 
Warschau mit auswärtigen Zweigstellen, zu denen seit 1930 noch 
besondere eigene Delegaturen an den für Polen wichtigsten 
Handelsplätzen des Auslandes getreten sind. 

Vom Institut wird die ee von Auslandsmessen, so 
z. B. seit drei Jahren der Leipziger Frühjahrsmesse, organisiert, 
und es werden Ausstellungen polnischer Waren im Auslande 
und Gruppenfahrten polnischer Kaufleute und Industrieller ins 
Ausland veranstaltet. Dem gleichen Zwecke dient auch die 
Unterstützung, die das Institut den Messen in Posen (Frühjahrs- 
messe Anfang Mai), in Lemberg (Herbstmesse Anfang September, 
in diesem Jahre auf den Juni vorverlegt), in geringerem Maße 
auch der Frühjahrsmesse in Kattowitz (Mai), die ja fast nur in- 
ländischen Charakter trägt, angedeihen laßt. 

Die dem Institut vom Ministerium, den Industrie- und Han- 
delskammern, den zwischenstaatlichen Handelskammern, den 
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amtlichen polnischen Vertretungen im Auslande und verschiede- 
nen eigenen Stellen und Korrespondenten zugehenden Nach- 
richten, Hinweise und Empfehlungen werden nach geeigneter 
Durcarbeitung den Interessentenkreisen zugeleitet, was zum 
Teil in periodischen Publikationen und Einzelwerken erfolgt. 
Unter diesen sind besonders die Veröffentlichungen „Rynki 
Zbytu‘“ (Absatzmärkte) und „Eksport“ zu erwähnen. 


Der Information und Hilfe bei der Anknüpfung von Bezie- 
hungen mit dem Auslande dienen auch die doppelstaatlichen 
Handelskammern, bei deren Errichtung das Staatliche Export- 
institut mitwirkt, ferner die Industrie- und Handelskammern. 
Die den Kammern zugehenden Nachrichten und Anfragen werden 
entweder durch besondere Veröffentlichungen oder auf anderem 
Wege den Interessenten zugänglich gemacht, und es werden Aus- 
künfte in allen Exportfragen erteilt. 


Um das Bild über den im Interesse der Exportförderung aus- 
geübten Informations-, Propaganda- und Vermittlungsdienst 
einigermaßen abzurunden, bleibt noch zu erwähnen, daß auch 
die amtlichen polnischen Vertretungen im Ausland sich in dieser 
Hinsicht betätigen. In den größeren Staaten sind den Botschaften 
bzw. Gesandtschaften hierfür besondere sog. Handelsräte und 
Handelsreferenten, den Generalkonsulaten und Konsulaten 
Handelsreferenten beigegeben, die direkt dem Ministerium für 
Industrie und Handel in Warschau unterstellt sind. 


2. Zollrückerstattungen. Ausfuhrprämien. 


Die Zollrückerstattungen sind das wichtigste fiskalische 
Mittel zur künstlichen Anregung des Exports, bei ihnen tritt 
daher die Entwicklung der Ausfuhrpolitik Polens am sichtbarsten 
in Erscheinung. 

Die Gewährung der Zollrückerstattungen geht auf ein Ge- 
setz vom 31. Juli 1927 über die Regelung der Fölle zurück, das 

ie Minister für Finanzen, für Industrie und Handel und für 

Landwirtschaft ermächtigt, „Vorschriften herauszugeben, die die 
ou erelafiungen bei der Ausfuhr von Fertigerzeugnissen 
regeln“. 

Der Verbrauch zollbelasteter Materialien ist aber von An- 
fang an nicht Voraussetzung der „Zollrückerstattung‘ gewesen, 
wie auf Grund der amtlichen Anwendung dieser Bezeichnung 
vermutet werden könnte. Vielmehr wurde der Anspruch auf 
Zollrückerstattung auch bei der Verwendun inländiächer Mate- 
rialien, als Ausgleich gewissermaßen für ihre durch den Zoll- 
schutz hervorgerufene Überteuerung, wirksam. Daraus geht 
hervor, daß die Zollrückerstattung eine reine Ausfalr 

rämie darstellt. Dieser Prämiencharakter kommt auch darin 
esonders unverhüllt zum Ausdruck. daß die Abänderungen der 
Zollrückerstattungssätze ohne jeglichen Zusammenhang mit der 
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Zollbelastung der Rohmaterialien erfolgen, und die Zollrück- 
erstattungsscheine für sämtliche Einfuhrzölle in Zahlung genom- 
men werden bzw. — wie bei Getreide und Vermahlungsprodukten 
— in bar eingelöst werden. 


Im Laufe der letzten Jahre ist die polnische Exportprämiie- 
rung aus ihren bescheidenen Anfängen (sie wurde 1925 lediglich 
für die Textilindustrie als „außerordentliche Hilfe“ ET 
auf zahlreiche industrielle Fertigerzeugnisse, später auch Halb- 
fabrikate und schließlich sogar auch auf Rohprodukte der Land- 
wirtschaft ausgedehnt den: was nur durch eine sehr weit- 
herzige Auslegung der der Regierung erteilten Vollmachten 
möglich war. Dementsprechend stiegen die für Zollrückerstat- 
tungen vom Staate aufgewendeten Beträge, besonders seit 1929, 
also seitdem die Weltwirtschaftskrise Polens Wirtschaft in stär- 
kere Mitleidenschaft zu ziehen begann. Es betrug die Gesamt- 
summe der ausgestellten Zollrückerstattungsscheine für das 
Budgetjahr 1930/31 (1. April bis 31. März) 69,1 Mill. Zloty gegen 
nur 31,5 Mill. im voraufgegangenen Budgetjahr und noch nicht 
10 Millionen im Budgetjahr 1928/29. Die 1930/31 aufgewendeten 
Beträge zeigen also gegen das Vorjahr eine Steigerung um mehr 
als das Doppelte, gegen 1928/29 haben sich die aufgebrachten 
Summen sogar versiebenfaht — und das im Laufe von nur 
zwei Jahren! 

Die außerordentliche Steigerung ist in der Hauptsache auf 
die 1928 begonnene, seither stark ausgebaute Agrarexportförde- 
rungspolitik zurückzuführen. Noch 1927/28 fand die Export- 
Ba une nur auf industrielle Erzeugnisse Anwendung. Die 

otlage der Landwirtschaft zwang aber dann die Regierung, 
diesem bisher vernachlässigten Wirtschaftssektor er 
staatliche Hilfe zuzuwenden. 

Der erste Schritt zur Übertragung des Exportprämiensystems 
auf landwirtschaftliche Erzeugnisse wurde durch die Verordnun 
vom 17. Dezember 1928, die eine Exportprämie für Bacons un 
Schinken einführte, getan. Die günstigen Ergebnisse dieser 
Maßnahme recien zu weiteren Schritten an. Ab 16. Novem- 
ber 1929 wurden zum ersten Male Exportprämien für Getreide 
und Vermahlungsprodukte eingeführt, die freilich nicht allein 
der Förderung des Exports ne sondern auch die Preis- 
bildung zugunsten des landwirtschaftlichen Produzenten beein- 
flussen sollten, was aber nur in geringem Maße gelang. Ab 
1. Dezember 1929 wurde ferner auch für Butter erstmalig eine 
Exportprämie gewährt. Im weiteren Verlauf der Palwe 
gewann dann der prämiierte landwirtschaftliche Export immer 
mehr das Übergewicht über den durch Prämien unterstützten 
Industrieexport. Im Jahre 1929/30 entfielen von der Gesamt- 
summe der ausgestellten Zollrückerstattungsscheine 15,9 Mill. 
Zloty, das ist etwas über die Hälfte, auf Erzeugnisse der Land- 
wirtschaft und landwirtschaftlichen Industrie. Im folgenden 
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je 1930/31 wurden von insgesamt 69,1 Mill. bis 48,3 Mill., also 
ereits rund 70 % der Gesamtsumme, für die Landwirtschaft ver- 
wendet, ein Zeichen freilich nicht nur für die wachsende Bedeu- 
tung, die der Förderung des Agrarexports vom Staate bei- 
Berge wurde, sondern auc für die zunehmenden Schwierig- 

eiten, denen der polnische Agrarexport auf den auswärtigen 
Märkten begegnete. 

Nach einer jüngst veröffentlichten Berechnung des Industrie- 
und Handelsministeriums betrug der mittels Zollrückerstattungen 
geförderte Export im Kalenderjahr 1931 wertmäfig 32%, das 
sind 521,5 Mill. Zloty des gesamten 1618 Mill. Zloty betragenden 
Exports, wobei die Zollrückerstattungen durchschnittlich etwas 
über 10% des Wertes der mit ihrer Hilfe im Auslande abgesetz- 
ten Waren ausmachten. 


Ein sehr eigenartiges System der indirekten zusätzlichen 
Exportprämiierung hat sich neuerdings im Zusammenhang mit 
den. am 14. Januar d. J. in Kraft getretenen Seezollpräferenzen 
für die Einfuhr von Kolonialwaren entwickelt. Die diesbezüg- 
lichen Zollbestimmungen sehen nicht nur bei der Einfuhr über 
die polnischen Seehäfen niedrigere Sätze vor als bei der Einfuhr 
über die Landgrenzen, sondern auch zwei verschiedene Zollsätze 
für die Einfuhr via Danzig oder Gdingen. Will der Importeur in 
den Genuß der niedrigeren Zollsätze kommen, so bedarf er einer 
besonderen Genehmigung des Finanzministeriums, die dieses 
aber an die Bedingung einer Kompensation dieser Einfuhr durch 
die Ausfuhr eines gleichwertigen Postens gewisser Waren 
knüpft. Es wird die Vorlage von Bestätigungen einer erfolgten 
Ausfuhr der betreffenden Waren im Werte des beantragten Ein- 
fuhrkontingents verlangt, was die Importeure, die ja nur in den 
seltensten Fällen zugleich Export betreiben, zwingt, sich an den 
regulären Exporthandel um Abgabe solcher Bestätigungen zu 
wenden, die aber nur gegen Bezahlung erfolgt. Hier tritt der 
offensichtlich von vornherein beabsichtigte Zweck dieses kompli- 
zierten Systems von Vorschriften zutage: Die Importeure sollen 
die Exporteure durch Kauf der Ausfuhrbestätigungen subventio- 
nieren. Die Anrechnung der Ausfuhr erfolgt nach einem be- 
stimmten Schlüssel mit für die einzelnen Waren verschiedenen 
Prozentsätzen, die zwischen 105 bis 17,5 des Ausfuhrwertes 
schwanken. 35% der ronin Zollermäßigung ist vom Impor- 
teur in Form dieser Ausfuhrbestätigungen aufzubringen oder 
aber in bar in einen Exportförderungsfonds zu zahlen. 

Das Prämiensystem ist heute bereits dem Staat gleichsam 
über den Kopf gewachsen, entzieht ihm einen erheblicheren Teil 
seiner Einkünfte, als er nach Lage seiner Finanzen vertragen 
kann. Von dieser Erkenntnis en die Reformbestrebungen 
der letzten Zeit ihren Ausgangspunkt. Ein Versuc, die Lasten 
zum Teil wenigstens auf andere Schultern abzuwälzen, ist das 
eben dargestellte eigenartige, wahrscheinlich einzigartige, Zu- 
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satzprämiensystem. Welche Reformpläne an maftgebender Stelle 
auf lange Sicht zu bestehen scheinen, darüber gibt ein im Organ 
des Handelsministeriums (Polska Gospodarcza, 1931, Heft 42) 
veröffentlichter Artikel Aufschluf, der sich mit der Notwendig- 
keit der Reorganisation des bisherigen Exportprämiensystems 
befaßt. Es wird darin die Abtrennung der Exportprämien von 
dem Budget empfohlen, also eine Verselbständigung des Export- 
prämiensystems angeregt, das auf ganz neue finanzielle Basis 
gestellt werden soll. Es sollen besondere Exportfonds geschaffen 
werden, zu deren Auffüllung diejenigen Wirtschaftszweige 
heranzuziehen wären, die auf eine Beanspruchung der Export- 
prämien angewiesen sind. Die Prämien sollen individuell ver- 
teilt und ihre Höhe je nach der Konjunktur festgesetzt werden. 
Die Durchführung der Reorganisation soll etappenweise er- 
folgen, und zwar für jeden Exportartikel besonders. 


Die Reform würde, falls die direkten staatlichen Zuwendun- 
gen überhaupt in größerem Umfange ausgeschaltet werden 
önnten, eine Umlagerung der Lasten insofern mit sich bringen, 
als sie dann nicht mehr wie bisher auf dem Wege: Steuerzahler, 
Fiskus, Exportindustrie, aufgebracht, sondern durch eine weitere 
Steigerung des Abstands zwischen Inlands- und Exportpreis auf 
den Konsumenten oder aber durch Senkung der Löhne und 
sozialen Leistungen auf den Arbeitnehmer (wahrscheinlich auf 
Konsument und Arbeitnehmer) abgewälzt werden würden. 


Ein Anfang zur Reform ungefähr in dieser Richtung wurde 
durch Schaffung des sogenannten Kohlenausgleichsfonds und ge- 
wisser Spezialfonds des Textilexports gemacht, die die Ein- 
schränkung der staatlichen Exportprämienzuwendungen für die 
betreffenden Produktionszweige zur Folge hatten. 


3. Staatliche Exportkredite 
und Ausfallbürgschaften. 


Über die Erteilung staatlicher Exportkredite und Ausfall- 
bürgschaften bestanden bis vor kurzem keine allgemein gültigen 
Vorschriften, vielmehr wurden die Entscheidungen von Fall zu 
Fall getroffen. Die staatliche Hilfe dieser Art diente vor allem 
der Erleichterung des Rufllandsgeschäfts. Insbesondere wurden 
die relativ großen Lieferungen der polnischen Eisenhütten nach 
der UdSSR durch Diskontierung der Russenwechsel bei staat- 
lichen Bankinstituten (in erster Linie der Bank Gospodarstwa 
Krajowego — Landwirtschaftsbank) und durch Übernahme von 
Ausfallbürgschaften durch den Staat unterstützt. Ähnliche För- 
Por fand der Export von Zink, Metallerzeugnissen, Textilien 


und Chemikalien nach Rußland. 


Durch das im März 1931 erschienene Ges@z über den staat- 
lichen Exportfonds (Dz. U. 1931, Pos. 135) wurde für den Aus- 
dehnungsbereich der hier in Frage stehenden Exportförderungs- 
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mittel sowie Art, Herkunft und Höhe der aufzuwendenden 
Beträge ein erster gesetzlicher Rahmen geschaffen. 

Der staatliche Exportfonds, dessen Gesamthöhe auf 150Mill. 
Zloty festgesetzt wird, und der aus verschiedenen Quellen ge- 
speist wird, dient der Förderung der Ausfuhr aller Art von 
Produkten der Landwirtschaft und Industrie durch: Kredit- 
erteilung für die Zwecke der Exportproduktion und des Export- 
handels und durch Bürgschaftsleistung 1. für die Verbindlich- 
keiten derjenigen Institutionen, die den Export finanzieren oder 
sih mit Ausfuhrkreditversicherung befassen; 2. für die Solvenz 
des Exporteurs und des ausländischen Käufers der Ware gegen- 
über der Bank, die das Geschäft finanziert und 3. für die Solvenz 
des ausländischen Käufers den einzelnen Exporteuren gegenüber 
mit dem Vorbehalt, daß die Staatskasse für die Begleichung von 
höchstens 50 % des Verkaufspreises der aufgeführten Waren 
einstehen kann. 


4. Steuerliche Vergünstigungen. 


Die weitreichendste, weil auf eine sehr grofte Zahl von Ex- 
portwaren angewandte Maßnahme dieser Art ist der Erlaf oder 
die Herabsetzung der Umsatzsteuer bei Exportgeschäften. Die 
Vergünstigung, ursprünglich nur beim Export von Halbfabri- 
katen und Fertigerzeugnissen angewandt, ist seit 1929 auch auf 
die Rohstoffausfuhr ausgedehnt worden. 

Eine andere Art steuerlicher Vergünstigung sind die bei 
einzelnen Verbrauchssteuern gewährten Steuerrückerstattungen. 
So wird z. B. die Zu sleueı be der Ausfuhr von Zuckerwaren, 
die Branntweinsteuer bei der Ausfuhr von Branntweinerzeug- 
nissen zurückerstattet. Die Erlangung der Vergünstigung ist 
aber in diesem Fall an ein umständliches Nachweisverfahren 
geknüpft, das oftmals abschreckend wirkt. Da Zahlenangaben 
über die Höhe der nach diesem Verfahren zurückerstatteten 
Steuerbeträge fehlen, läßt sich über die Ausdehnung und Be- 
deutung dieser Art steuerlicher Vergünstigung kein Urteil 
gewinnen. 

Das gleiche gilt von den zahlreichen Fällen von Steuer- 
Un uDEeD. die der Exportindustrie gewährt werden und später- 
hin häufig in Steuernachlässe verwandelt werden. (So waren 

ispielsweise im Mai d. J. einem einzigen stark auf Export ein- 
Den Unternehmen der Textilindustrie, der idzewer 
umwollmanufaktur, 6 Mill. Zloty Steuern gestundet.) 


5 Hochhaltung der Inlandspreise zum Ausgleich 
der unrentablen Ausfuhr. 

-= Soweit der Staat nicht direkt den überhöhten Inlandspreis 
diktiert, wie das bei Zucker, neuerdings auch bei Kohle und 
Erdöl der Fall ist, begünstigt er meist die darauf gerichtete 
Preispolitik der Syndikate, Kartelle und Konventionen. 
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Um welche enormen Unterschiede zwischen Inlands- und 
Exportpreis es sich handelt, sei an zwei charakteristischen Bei- 
spielen gezeigt: Zucker wurde im Jahre 1930 zum Durch- 
schnittspreis von 9/- Lstg. pro Tonne Kristallzucker exportiert 
bei einem gleichzeitigen Inlandspreis von 33/14 Lstg. Der Unter- 
schied zwischen dem überhöhten Inlandspreis und dem weit 
unter Selbstkosten liegenden Exportpreis ist deswegen so groß, 
weil Polen nahezu die Hälfte seiner Zuckerproduktion (1931 
waren es rund 300000 Tonnen) exportiert und der Inlandspreis 
nicht nur die bei diesem Export entstandenen Verluste aus- 
gleichen, sondern auch noch zur Aufbringung einer hohen Steuer 
und Erzielung eines angemessenen Gewinns beitragen muß. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei Kohle. Hier betrug 
1931 der durchschnittliche Exportpreis vor der Lstg.-Entwer- 
tung nach den Freilandsmärkten (also nach den von der Inter- 
nationalen Kohlenkonvention nicht erfaßten und daher besonders 
umstrittenen Märkten) zu denen namentlich die nordischen, 
die skandinavischen und baltischen Märkte gehören, 11/- engl. sh. 
oder 24,10 Zloty je Tonne fob Danzig—Gdingen. Rechnet man 
die schon außerordentlich ermäßigten Kosten für den Bahntrans- 
port Östoberschlesien—Danzig bzw. Gdingen und für Verladung 
ab, so bleibt für diese Kohle ein Netto-Erlös von 6/4 sh. oder 
10,40 Zloty loco Grube, während der Inlandspreis für die billigste 
Sorte derselben ostoberschlesischen Kohle loco Grube 36,90 Zloty 
betrug. Die polnische Exportkohle wurde also nach den Frei- 
landsmärkten zu 28% des Inlandspreises verkauft. 


6. Ausfuhrförderung durch Ausfuhrzölle. 


Der erste Ausfuhrzolltarif vom 11. September 1924 umfaßte 
in erster Linie Rohstoffe, die für die einheimische Wirtschaft 
unentbehrlich waren, diente also der re dat des Binnen- 
marktes. In den letzten Jahren hat sich aber der Charakter der 
Ausfuhrzölle vollständig gewandelt. Sie sind in der Hand der 
Regierung hauptsächlich zu einem Mittel geworden, die Qualität 
bzw. die Form und den Verarbeitungszustand und der zur Aus- 
fuhr gelangenden Ware zu beeinflussen, mit ihrer Hilfe also im 
Sinne der qualitativen Hebung der Ausfuhr einen Zwang aus- 
zuüben. 

Nur bei wenigen Waren haben die Ausfuhrzölle ihren 
früheren Zweck, der darin lag, den Abflug lebenswichtiger Roh- 
stoffe ins Ausland zu verhindern, noch beibehalten (z. B. bei 
Alteisen, Altmetallen, Mangan-, Zink-, Blei- und Kupfererzen, 
Altgummi und Gummiabfällen, Knochen u. a. m.). Auf dem 
Gebiete der landwirtschaftlichen Produktion sind die diesem 
Zweck dienenden Ausfuhrzölle gänzlich abgebaut worden. 

Demgegenüber sind in letzter Zeit, seit 1929 beginnend, für 
eine Gruppe landwirtschaftlicher Produkte Ausfuhrzölle ein- 
geführt worden, die die Umstellung auf die Ausfuhr weiter ver- 
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arbeiteter Produkte, auf Qualitätshebung und Standardisierung er- 
streben und alles in allem auf eine Steigerung der Ausfuhrerlöse 
hinzielen. Diese Ausfuhrzölle werden in einer prohibitiv wirken- 
den Höhe festgesetzt mit der Maßgabe, daß sie erlassen werden, 
sofern die Ausfuhr mit Genehmigung des Ministeriums für In- 
dustrie und Handel auf Grund von Bescheinigungen dieses Mini- 
steriums oder der von ihm dazu ermächtigten Wirtschaftsstellen 
(Handelskammern, Verbänden) erfolgt, wobei die Ausstellung 
der Bescheinigungen dann von Bedingungen abhängig gemacht 
wird, die der Erreichung des jeweils gestellten Zieles dienen. 

Von dieser Kategorie von Ausfuhrzöllen betroffen werden 
u. a. Eier und Butter, zwei polnische Artikel, die in erster 
Linie nach Deutschland exportiert werden und bekanntlich in 
dem Ende März dieses Jahres zustande gekommenen von-Moltke- 
Zaleski-Abkommen eine besondere Rolle gespielt haben. Ihre 
Bedeutung im deutsch-polnischen Warenaustausch geht daraus 
hervor, daß der Import dieser beiden Waren nach Deutschland 
im Jahre 1931 mit 56 Mill. Zloty rund 18% der polnischen Ge- 
samtausfuhr nach Deutschland ausmachte. 

Auf dem Gebiet der industriellen Produktion bezwecken 
Ausfuhrzölle dieser Art entweder die Umstellung einzelner In- 
dustriezweige auf die Weiterverarbeitung von Produkten, die 
bisher in rohem oder halbverarbeitetem Zustand ausgeführt 
wurden, wobei dann nur der Rohstoff bzw. das Halbfabrikat mit 

rohibitivem Ausfuhrzoll belegt wird, die entsprechenden Halb- 
abrikate bzw. Fertigfabrikate aber unverzollt bleiben. Oder 
aber es soll durch das Mittel des Ausfuhrzolls der organisato- 
rische Zusammenschluß eines Industriezweiges oder das Entstehen 
einer einheitlichen Exportorganisation gefördert oder erzwungen 
werden, wobei dann die Zugehörigkeit zu der erstrebten Orga- 
nisation die Möglichkeit gibt, ssh vom Ausfuhrzoll zu befreien. 


7. Ausfuhrfördernde Eisenbahntarife. 


Ein weiteres sehr wichtiges Mittel der Exportförderung, ins- 
besondere der Steigerung des seewärtigen Exports, ist die Tarif- 
politik der polnischen Eisenbahnen. 

In der großen Gruppe der polnischen Ausnahmetarife sind 
besonders die Exporttarife zum Teil erheblich unter Selbstkosten 
angesetzt, wobei dann das eisenbahnwirtschaftliche Defizit durch 
entsprechende Erhöhung der im Binnenverkehr geltenden Nor- 
maltarife ausgeglichen wird. 

Verlusttarife dieser Art bestehen gegenwärtig für eine ganze 
Reihe von Waren, u. a. für Steinkohle, Steinkohlenkoks, Erdöl- 
produkte, Eisen und Stahl, Zink- und Bleierz, bearbeitetes und 
unbearbeitetes Holz, Zucker, Kartoffelprodukte, einige Getreide- 
arten (Roggen), landwirtschaftliche Maschinen und Geräte. 

Legt man die Selbstkosten zugrunde, so sind den staatlichen 
Eisenbahnen im Jahre 1929 schätzungsweise Verluste in Höhe von 
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etwa 61 Mill. Zloty allein bei der Beförderung von Mineralien 
(in der Hauptsache Kohle) und etwa 8 Mill. bei der Beförderung 
von Holz entstanden. Solche Schätzungen haben natürlich zwei- 
felhaften Wert, da die Selbstkostenberechnung gerade bei Eisen- 
bahntransporten zu den schwierigsten und umstrittensten Ge- 
bieten der Kostenberechnung gehört. 

Aufschlußreicher dürfte ein Vergleich der normalen Inland- 
tarife mit den Ausfuhrtarifen sein. Bei den drei tarifarisch am 
meisten begünstigten Gütern des polnischen Aufßenhandels, 
na Holz und Eisenerz, ergibt ein solcher Vergleich folgendes 

ild: 

Bei einem Massenversand von mindestens 15000 kg und 
einer Entfernung von etwas über 600 km (also etwa die Ent- 
fernung Obersdilesien—Gdingen) ergibt sich für Kohle ein nor- 
maler Inlandstarifsatz von 32,9 Zloty je Tonne, während die ent- 
sprechendn Sätze bei der Bahnausfuhr 14,7 Zloty je Tonne und 
bei der seewärtigen Ausfuhr nur 7,2 Zloty (3,39 RM.) je Tonne 
betragen, während beispielsweise der Kohlensusnahmeisrit der 
Deutschen Reichsbahn für Seeausfuhrkohle auf der 70 Kilometer 
kürzeren Strecke Borsigwerk—Stettin 4,80 RM. beträgt. Die ent- 
sprechenden Zahlen für Holz sind bei 26,7 Zloty Normaltarif — 
21,4 und 16 Zloty je Tonne, für Roheisen bei einem Inlandtarif 
von 28 Zloty — 19,8 und 16,8 je Tonne. 

Es sind also nach dem besonders niedrig gehaltenen See- 
hafentarif für Kohle nur 22 %, für Holz nur 60 %, für Eisen nur 
58 % des Normaltarifs zu zahlen. 

%* Rk 

Man sieht also, zu welchen Opfern und Eingriffen sich der 

marc Staat bereitfindet, wenn es um die Erhaltung und 

erteidigung seiner Exportpositionen geht. Seitdem das von der 
Krise betroffene mächtige Ausland in einem gegenseitigen Wirt- 
schaftskrieg ohnegleichen seine eigenen Interessen mit dem Auf- 
wand höchster Energie verteidigt, ist Polen aus seiner zeitweili- 
gen Aggressivität immer mehr in eine Abwehrstellung geraten, 
und es ist erstaunlich, mit welcher Zähigkeit es dem Ansturm 
wirtschaftlich überlegener Kräfte zu trotzen vermag. Die tiefere 
Erklärung für diese Hartnäcigkeit und Opferwilli keit findet 
man darin, daß gerade in der Exportpolitik — und in der dahinter 
stehenden Hafen- und Seepolitik — die nationalexpansive Wirt- 
schaftspolitik dieses jungen, nach internationaler Weltgeltung 
strebenden Staates ihren stärksten Ausdruc findet. So sehr 
daher auch die einzelnen Mittel und Maßnahmen aus der jewei- 
ligen Konstellation heraus erklärt und gewürdigt werden müssen, 
so handelt es sich bei der polnischen Exportförderung doch nicht 
um eine Reihe zusammenhangloser, für den Augenblick ge- 
troffener Einzelmaßnahmen, sondern um ein wohl durchdachtes 
System, das letzten Endes großpolitischen Zielen dienstbar ge- 
macht wird. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


Vorbemerkung: Durd eine Rußlandreise im August 
kommen die Übersichten etwas aus dem gewohnten Gleise. Die 
heutige überblickt, in Ergänzung meiner Eindrücke aus Rußland 
an der Spitze dieses Heftes, die Zeit vom 25. Juli bis 15. Septem- 
ber. Mit dem: Novemberheft kommen die Übersichten dann wieder 
in den regelmäßigen Gang. 


1. Rußland. 


a) Der neue Stalinkurs. 


Vor der Moskauer Parteiorganisation hat der Sekretär des 
Zentralkomitees der Partei, Kaganowitsch, den neuen Kurs 
Stalins grundsätzlich erörtert und gegen den Vorwurf gerecht- 
fertigt, daß es sich um etwas Neues Bandle: 


„Die Parteibeschlüsse der letzten Zeit sind eine direkte Fortsetzung 
und weitere praktische Verwirklichung der Parteilinie auf dem Gebiete der 
Entwicklung des Warenumsatzes und der Besserung der Versorgung der 
Arbeiter, Kolchosmitglieder und aller Werktätigen mit Industrieerzeug- 
nissen und insbesondere mit landwirtschaftlichen Produkten. Die Aufgabe 
der Partei besteht darin, das landwirtschaftliche Artel als die zweckmäfigste 
Form der Kollektivbewegung zu festigen. Dies bedeutet, daß man den 
Kolchosmitgliedern die Möglichkeit geben muß, nach Durchführung des 
staatlichen Getreidebereitstellungsplanes ihre Getreideüberschüsse auf dem 
Markt zu verkaufen. Der bäuerliche Markthandel ist der mächtigste Hebel 
für die wirtschaftliche Konsolidierung der Kollektivwirtschaften. Bei einer 
schlechten Organisation des Kollektivhandels kann dieser allerdings un- 
günstige Ergebnisse zeitigen, wenn nicht rechtzeitig entsprechende Maf- 
nahmen gegen die ‚Kulaken‘ und ‚Spekulanten‘ ergriffen werden.“ 


Kaganowitsch suchte dann die Befürchtung zu zerstreuen, 
daß Kollektivhandel, freier Preis und private Ersparnisse das 
Kulakentum wieder beleben könnten: 


„Wenn man so denkt, unterschätzt man die Kollektivbewegung als eine 
ihrem Wesen nach sozialistische Bewegung. Natürlich ist der Kollektiv- 
bauer noch kein Sozialist und es sind in ihm noch sehr stark die privat- 
wirtschaftlichen Instinkte entwickelt. Er muß zum Sozialisten erst erzogen 
werden und hierzu schaffen die Kollektivwirtschaften alle notwendigen Vor- 
aussetzungen. Die Ersparnisse, die die Kolchosmitglieder machen werden, 
können von ihnen nicht als Mittel zur Ausbeutung verwendet werden, da 
ihre Produktionsmittel in der Kollektivwirtschaft vergesellschaftet sind. Die 
Mittel, die das Kolchosmitglied von der Kollektivwirtschaft, von seiner zu- 
sätzlichen Wirtschaft und vom Kollektivhandel erhalten wird, werden ihm 
die Möglichkeit geben, besser zu leben, besser zu essen, sich besser zu klei- 
den usw. Sich davor fürchten oder dies als unerwünscht zu bezeichnen, 
kann nur ein Feind der werktätigen Bauern und Kolchosmitglieder.“ 


Das ist durchaus richtig und ebenso von mir in dem Artikel 
„Neo-Nep?“ (Juli-Heft 1932) gesagt: Der Nep Lenins wurde auf 
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Grund unklarer und schwankender Eigentumsbegriffe gegenüber 
dem Land eingeführt, die jetzigen Zugeständnisse Stalins gehen 
von der grundsätzlichen Klarheit aus, daß nicht nur Grund und 
Boden, sondern auch der Betrieb in der Hand der Gemeinschaft 
sei, wobei übrigens zum letzteren im Augenblick als Hauptform 
das landwirtschaftliche Artel angesehen wird. Wesen und Ten- 
denz dieses neuen Stalinkurses sind so ganz klar. Die Frage ist 
die nah der Wirkung, sowohl nach der Versorgungsseite, wie 
nach der Seite der Preisbildung, Lohnbewegung und Währung. 
Darüber ist im Eingangsartikel gehandelt. 


Ein weiterer Schritt ist das Dekret vom 23. Juli „über die 
Umgestaltung der Arbeit und der ÖOrganisalionsformen der 
ee ag Genossenschaften“ (promkooperazija). 

s sollen Läger zur Produktion von Massenartikeln, wie es die 
Stadt und namentlich das Land braucht, frei gemacht werden. 
Die Genossenschaften werden deshalb dem Verbraucher wieder 
näher gebracht und in ihrer Arbeit gelockert. Sie erhalten das 
Recht, Rohstoffe überall frei einzukaufen und ihre Produkte 
auf den Märkten und Basaren frei zu verkaufen, und zwar die 
Massenbedarfsartikel, die aus selbst bereitgestellten Rohstoffen 
hergestellt sind, zu Preisen, die sich auf dem Markt bilden. Die 
gewerbliche Genossenschaft also, zunächst als primäre Produk- 
tions- und Absatzgenossenschaft (Artel) und dann als Gebiets- 
verband, soll damit in die Bresche treten, die die Sowjetindustrie 
gelassen hat. Dazu sollen eben auch hier die Preise gelockert 
werden, der Warenverkehr freier gestaltet werden, wobei freilich 
gerade die wichtigsten Rohstoffe, wie Baumwolle, Wolle, Häute, 
dem staatlichen Monopol nach wie vor vorbehalten bleiben. 

Man kann die Maßnahme nicht als eine Wiederherstellung 
des selbständigen Handwerks bezeichnen, der einzelne Hand- 
werker tritt damit nicht in direkte Beziehung zu dem einzelnen 
Konsumenten. Die Zugeständnisse zu freier Bewegung werden 
den Genossenschaften erteilt. Um welche Zahlen es sich dabei 
handelt, lehrt die Tatsache, daß Anfang 1932 in diesen Genossen- 
schaften 2,3 Millionen Hausindustrielle vereinigt waren und für 
sie eine Produktion von 64 Milliarden Rubel in Aussicht ge- 
nommen war. Diese kleingewerblihen genossenschaftlichen 
Betriebe aber werden von der Sowjetregierung genau wie die 
Kollektivwirtschaften als Teile der sozialistischen 
Wirtschaft angesehen. Keineswegs handelt es sich um ein 
„Wiederaufleben der Privatwirtschaft“ und um die Förderung 
der Tätigkeit von Privatunternehmern. 

Den Bauern gegenüber ist nun auch für die Kartoffeln 
der Bereitstellungsplan heruntergesetzt worden, unter Erhöhung 
der Verpflichtung für die Sowchosy. Die Kartoffeln, die in den 
Gemüsegärten der Konsumvereine bei den einzelnen Unterneh- 
mungen geerntet werden, verbleiben den geschlossenen Ver- 
teilungsstellen und Arbeiterspeiseanstalten der betreffenden 
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Unternehmungen. Kollektivwirtschaften, Kolchosmitglieder und 
bäuerlihe Einzelwirtschaften, die den staatlichen Kartoffel- 
bereitstellungsplan pünktlich ausführen, dürfen ihre Überschüsse 
an Kartoffeln frei auf den Märkten verkaufen. 


Damit sind für so gut wie alle wichtigen Produkte der 
Landwirtschaft diese Zugeständnisse gemacht. Das wird anderer- 
seits ergänzt und abgeschlossen mit der Verordnung vom 
5. September, die besondere Landwirtschaftskommis- 
sionen einsetzt, die das erreichte Ergebnis der Kollektivie- 
rung (etwa 60 % der Bauernschaft) und der Schaffung von 
Staatsgütern durch ihre Kontrolle stabilisieren sollen. 


Ununterbrohen wird agitiert für die Betätigung des 
Kolchoshandels, des „Sowjetbasars“, der sich sehr langsam 
entwickelt. Am 1. Juli waren erst 850 solcher Kollektivmärkte 
vorhanden. Im allgemeinen gehen dabei die Marktpreise zurück, 
an manchen Stellen aber wieder in die Höhe, was ja auch Sinn 
und Interesse für die Bauernschaft ist. Wiederverkäufer und 
Spekulanten schieben sich dazwischen, der Unverstand der 
lokalen Organe hemmt desgleichen. Nach keineswegs sind die 
Schwierigkeiten überbrückt, gegenüber der wachsenden Teue- 
rung und in der Preis- und Währungsproblematik, die im Ein- 
leitungsartikel geschildert ist. Die Manövriermöglichkeiten der 
Sowjetregierung werden immerhin darin angedeutet, daß der 
Staat ja große Vorräte an Getreide usw. habe, ebenso wie an 
Massenbedarfsartikeln, mit denen der bäuerliche Markthandel 
een werden könne. Das Zwiespältige ebenso wie das Mög- 
liche wird in dieser Andeutung klar, die noch verständlicher wird, 
wenn man daran denkt, was es bedeuten würde, wenn die fern- 
östlichen Verhältnisse zur Ruhe kämen und die Magazine für 
die Armee dort für die Bevölkerung frei würden. 


Sehr interessante Folgerungen ergeben sich weiter. Einmal 
das Verhältnis von Sozialismus und frei gebildetem Marktpreis, 
über das Kaganowitsch sich äußerte mit dem Hinweis, dal der 
Kollektivbauer, in dem das privatwirtschaftliche Interesse noch 
sehr stark sei, noch kein Sozialist wäre und erst dazu erzogen 
werden müsse. Sodann das Verhältnis zum Eigentums- 
begriff überhaupt, der auch von der Seite des Diebstahls in 
der jetzigen Not und Unordnung sehr stark berührt wird. 

Am 7. August erließ der ZIK ein prinzipiell sehr wichtiges 
Dekret: 


„Die Sowjetregierung betrachtet das gesellschaftliche (staatliche, kol- 
lektivwirtschaftliche, genossenschaftlihe) Eigentum als die Grundlage des 
Sowjetsystems, als heilig und unantastbar, und diejenigen, die das gesell- 
schaftliche Eigentumsrecht verletzen, als Feinde des Volkes; der entschiedene 
Kampf gegen die Diebe am gesellschaftlichen Eigentum ist deshalb die erste 
Pflicht der Sowjetbehörden.' 


Die Arten des staatlichen genossenschaftlihen und privaten 
Eigentums werden scharf auseinander gelegt und eingeschärft, 
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die Erziehung zum Eigentumssinn nach diesen drei Richtungen 
hervorgehoben: 

„Irotz des ungeheuren Wachstums der als lan Eigentum 
geltenden Güter hat aber der Sinn für das gesellschaftliche Eigentum sid 
in den Massen der Bevölkerung noch nicht tief genug verankert. Die kol- 
lektiv produzierenden Arbeiter und Bauern, wie auch die Angestellten be- 
dürfen noch einer ungeheuren politischen Erziehung, um das gesellschaft- 
lihe Eigentum als ihr Eigentum zu betrachten, das ihnen ebenso heilig 
und unantastbar sein soll, wie ihr privates Eigentum. An dieser schwachen 


Stelle hat denn auch die Wühl- und Schädlingsarbeit der antisowjetistischen 
Kräfte eingesetzt.“ 


iesen Gefahren, von denen ohne weiteres klar ist, warum 
sie gerade jetzt so hervortreten, wird nun mit drakonischen 
Mitteln begegnet. Der Diebstahl am gesellschaftlichen Eigen- 
tum wird schärfer bestraft, namentlich Diebstahl in Transport- 
einrichtungen (mit dem Tode) oder am Eigentum der Kollektive. 
Die Bestimmungen wurden durch zahlreiche Klagen besonders 
von seiten der Kollektivbauern veranlaft, und werden auch 
rigoros angewendet. Zahlreich sind die Mitteilungen von Todes- 
urteilen wegen Diebstahls oder Sabotage in diesem Sinn. 
Auch hier ist nötig eine Verteidigung, wie sie oben Kaga- 
nowitsch gab. Die Prawda (27. August) bestritt, daß damit ein 
Eigentumsbegriff wie im bürgerlichen Betrieb wieder auftauche: 


„Von einem Vergleich kann hier gar nicht die Rede sein. ' Das in der 
Deklaration der Menschenrechte von der Französischen Revolution fest- 
gelegte Prinzip der Heiligkeit des Privateigentums ist weit überholt durch 
das Prinzip der bolschewistischen Revolution. Diese hat das Privateigen- 
tum abgeschafft und den weit höheren Grundsatz des Kollektiveigentums, 
des Besitzes der Gesamtheit und ihres proletarischen Staates proklamiert, 
von dem Danton und Robespierre noch keinen Begriff gehabt hatte.“ 


b) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


Über den Ausfall der Erntearbeiten ist jetzt im wesent- 
lichen entschieden. An ihrem Verlauf wäre sehr gut zu stu- 
dieren die Tätigkeit und Aufgaben der Dorfräte, die Fragen 
des Arbeitstages und der sog. „Vorschüsse“ der Kolcosniki 
sowie deren Verwendung, die Selbstbesteuerung der Dorf- 
bevölkerung (Verordnung des ZIK 27. August), der Druck der 
Getreideauflagen, die äußerste Anspannung und Sorge um diese 
Existenzfrage des Landes überhaupt. 

Die Wintersaatfläche ist auf 41 953000 ha festgesetzt 
worden. Die Kollektivwirtschaften sollen in diesem Jahr 
29 160 000 ha anbauen (26 057 000 ha), die Einzelbauern 9 293 000 ha 
(11 263000 ha) und die Sowjetlandgüter 3500000 ha (2 565 000 ha). 

Daran schließt sich die Frage, ob Rußland in diesem Jahre 
Getreide im großen Stil exportieren kann. Der Ge- 
treideexport betrug in den ersten zwei Monaten 1932 
479162 Tonnen im Werte von 14,4 Mill. Rubel gegenüber 
716946 Tonnen für 20,6 Mill. Rubel im gleichen Zeitabschnitt des 
Vorjahres. Er ist mithin sowohl mengenmäfig als auch wert- 
mäßig stark zurückgegangen. 


40 


Zum Außenhandel im ganzen können für die ersten 
vier Monate 1932 die Zahlen mitgeteilt werden (nach dem 
Östexpreß): „Der Gesamtbetrag des russischen Außenhandels 
stellte sich in den ersten vier Monaten 1952 auf 446,2 Mill. Rubel 
gegenüber 591,2 Mill. in der gleichen Zeit des Vorjahres. Der 
Rückgang beträgt mithin rund 145 Mill. Rubel. Die Ausfuhr 
erreichte in der Berichtszeit 188,4 Mill. Rubel gegenüber 251,1 
Mill. in den ersten vier Monaten 1931, weist somit eine Verringe- 
rung um rund 62 Mill. Rubel auf. Die Einfuhr stellte sich in 
den ersten vier Monaten 1932 auf 257,8 Mill. Rubel (340,1 Mill.), 
ist mithin um rund 82 Mill. Rubel zurückgegangen. Die Handels- 
bilanz war in den ersten vier Monaten 1932 mit 69,3 Mill. Rubel 
passiv gegenüber einer Passivität von 88,9 Mill. Rubel im ent- 
sprechenden Abschnitt des Vorjahres. 

Die A us- bzw. Einfuhr Rußlands in den ersten vier 
Monaten 1932 gliederte sich wie folgt (in Mill. Rubel): 


Ausfuhr Einfuhr 
Jan.-Apr. 1932 Jan.-Apr. 1931 Jan.-Apr. 1932 Jan.-Apr. 1931 
Deutschland 33,2 50,9 114,4 88,7 
England 45,4 62,5 36,4 18,3 
U. S. A. 4,4 6,6 13,9 115,0 


Mithin steht Deutschland in der Berichtszeit in der russi- 
schen Einfuhr weitaus an erster Stelle, die Einfuhr aus Deutsch- 
land hat im Vergleich zum entsprechenden Zeitabschnitt des Vor- 
jahres um 25,7 Mill. Rubel zugenommen, während diejenige aus 
Amerika um 101,1 Mill. Rubel zurückgegangen ist. Die Einfuhr 
aus England weist nahezu eine Verdoppelung auf. Im Sowjet- 
ex por t standen England an erster und Deutschland an zweiter 
Stelle. Die russische Ausfuhr ist nahezu nach allen Ländern 
stark gesunken.“ 

Zur Industriefrage nur die Stichworte: Die Kohlen- 
undZündholzkrise mit dem außerordentlichen Fluktuieren 
und Abwandern der Arbeiter — die Vorbereitungen für die 
neuen Grofßtkraftwerke im mittleren Wolgagebiet — der Ab- 
shluß der Reorganisation des Kommissariats der verarbeitenden 
Industrie in 15 Hauptverwaltungen. 

Im ganzen ist für Wirtschaft und Finanzen im 
ersten Halbjahr 1932 festzustellen (nach Dr. Nagler, dem 
bekannten Mitgliede der Gosbank), daß der Warenumsatz gegen 
dass Vorjahr um 40 % stieg, die Produktionspläne trotz der 
Steigerung nicht erfüllt sind: die Schwerindustrie ist um 10 bis 
5 %, die Teichte um 5—10 % hinter dem Plan zurück. Der Ein- 
nahmenvoranschlag im Budget wurde übertroffen, be- 
sonders durch Mehreinnahme aus der Umsatzsteuer. Die Zeich- 
nung der neuen Anleihe blieb hinter dem Plan zurück. Im ersten 
Halbjahr sind 572 Mill. Rubel emittiert worden bei einem Wadıs- 
tum des Warenumlaufs um 40 %. Das ist an sich noch keine 
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Inflation. Inwieweit inflatorische Erscheinungen oder Ge- 
fahren da sind, ist hier immer hervorgehoben worden und im 
besonderen im Einleitungsartikel bezeichnet. 

Die Unterleistung gegenüber dem Plan berechtigt nicht, vom 
Mißerfolg schlechthin zu sprechen. So einfach können die Gene- 
ralurteile nicht gefällt werden. Die schwachen Punkte liegen 
in der Finanzspannung und in der Zusammenhanglosigkeit, die 
bei dieser Lage des Plans in den Einzelunternehmungen noch 
vorhanden ist oder sein muß. 


c) Innere Politik. 
Hierzu sei nur auf zwei literarische Erscheinungen verwiesen. 


In der Zeitschrift „Die Gesellschaft“, Heft 7, bespricht W. Biehahn 
die Neuerscheinung der bolschewistischen Emigration und ihrer 
Ideologie und schließt mit folgender Gesamtformel, die an 
die Rosenberg’sche (siehe September-Heft) erinnert, weshalb wir 


das Unsere dazu hier nicht zu sagen brauchen: 

„Die Theorie vom ‚Arbeiterstaat‘ aber mußte festgehalten werden, 
nicht nur, weil noch die Tradition des Oktober nachwirkte, sondern auch 
um die Klassen gegeneinander ausspielen zu können. Gerade der Fünf- 
jahrplan hat diese Ideologie moralisch schwer belastet. Es kann nicht 
ohne Folgen bleiben, daß die Expropriation der Bauern, die Inflation, die 
Verlängerung der Arbeitszeit und unerhörte Steigerung der Arbeitsinten- 
sität, der Nahrungsmangel, Aufhebung der Freizügigkeit und Abschaffung 
der Erwerbslosenunterstützung u. a. m. unter dem Namen des Kommunis- 
mus vor sich gegangen sind. Viele Anzeichen sprechen dafür, daß der neue 
Nationalismus, der nach dem Oktober entstanden ist, danach drängt, die 
durch den Fünfjahrplan arg diskreditierte kommunistische Ideologie ab- 
zuwerfen. Daß die Auflösung der Kommunistischen Internationale damit 
parallel gehen wird, ist wohl ziemlich sicher. Für die immer dringlicher 
werdende Annäherung Rußlands an die Umwelt erweist sie sich als ein 
schweres Hindernis und überdies waren selbst in der bolschewistischen Par- 
tei die Tendenzen seit langem stark, die auf Beseitigung dieses mehr schäd- 
lichen als nützlichen Werkzeuges russischer Außenpolitik drängten. Die 
Agonie der Komintern und noch mehr der Roten Gewerkschaftsinternatio- 
nale in der gegenwärtigen Zeit hat zudem bewiesen, daß dieses russishe 
Exporterzeugnis im Ausland keinen Fuß fassen konnte. 

Mit der sogenannten ‚Diktatur des Proletariats° und der ‚Weltrevo- 
lution’ entfällt aber etwas, was faktisch längst aufgehört hat, wesentlicher 
Bestandteil des neuen Rußland zu sein — ein Residuum der Kriegs- und 
Nachkriegsperiode.“ 

Was den Komintern anbetrifft, so ist interessant, daß 
man gerade jetzt für nötig hielt, eine sehr interessante und zum 
Nachdenken anregende Quellensammlung herauszugeben: 
„Der Nachkriegskapitalismus in der Beleuchtung des Komintern, 
Sammlung von Dokumenten und Entschliefungen der Kongresse 
und des Ikki des Komintern von 1919—1932“ (Partistat 1932, 
164 Seiten). Die Sammlung ist auch für die Außenpolitik Ruß- 
lands wichtig. 


d) Bildungspolitik. 
Am 25. August erließ das Zentralkomitee der Partei im Hin- 
blik auf das beginnende neue Schuljahr ein wichtiges 
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Dekret, das über die Lehrpläne, die Organisation der Lehrarbeit 
und die Festigung des Schulregimes, über die Lehrerkaders und 
die älteren Gruppen der mittleren Schule eingehende Bestim- 
mungen gab. Verbeserun en in den Lehrplänen und vor allem 
in der Disziplin werden gefordert, die Stellung des Lehrers dabei 
befestigt, selbständiger gemacht im Sinn etwa der einheitlichen 
Befehlsgewalt in der Fabrik: 


„Den Schulleitern und Lehrern wird vorgeschrieben, ihre erzieherische 
Arbeit mit allem Nachdruck auszuüben und ÖOrdnungsverletzungen in der 
Schule zu bekämpfen. Unverbesserliche Schüler, die die Schulordnung miß- 
achten und das Lehrerpersonal beleidigen, sich den Anordnungen der Schul- 
leitung nicht fügen und das Schulregime bekämpfen oder das Schuleigen- 
tum schädigen, sind aus den Schulen auszuschließen.“ 


Auch wirtschaftlih werden die Lehrer besser, den Arbeitern 
gleichgestellt. Das Dekret fügt sich in die uns bekannte allge- 
meine Richtung der Stalin-Bubnowschen Schulpolitik über- 
haupt ein. 


Die allgemeine Schulpflicht ist, wie erinnerlich, am 

25. Juli 1930 verordnet worden. Für die RSFSR wird darauf hin- 
gewiesen, daß 19 Millionen Analphabeten in den letzten zwei 
Jahren unterrichtet worden sind. Immerhin sind im Moskauer 
Gebiet nur 82 % der Analphabeten erfaßt worden, im Lenin- 
rader Gebiet 91 %, im Uralgebiet 74,6 %, im Industriegebiet von 
wanowo 70 %, im Gebiet der Unteren Wolga 89,2 %. Von den in 
den Gewerkschaften zusammengefaften Industriearbeitern wurden 
nur 80 % der noch vorhandenen Analphabeten von den Unter- 
richtskursen erfaßt, im sozialistischen Sektor der Landwirtschaft 
70 %. Bis zum 1. Juli des laufenden Jahres war der Plan der 
Liquidation des Analphabetentums zu 75,5 % durchgeführt. Im 
anzen Reiche wird heute in 70 verschiedenen Sprachen in den 
chulen unterrichtet. In der RSFSR soll die Grundschule heute 


bereits samtliche Kinder erfassen. 
e) Auswärtige Politik. 


Im September-Heft ist die Weltstellung und auswärtige 
Politik der Sowjetunion zusammenfassend geschildert, daher ist 
hier nur nachzutragen: die wachsende Neigung Japans, die 
Mandschurei anzuerkennen und ihre Beobachtung durch Rußland 
— der Abschluß des Fischerei-Abkommens zwischen 
Rußland und Japan am 13. August in Moskau, das Streitigkeiten 
aus der Fischereikonvention von 1928 endgültig löst und hinter 
dessen Kulisse sicher auch weitergehende Fühler ausgestreckt 
wurden — Gerüchte eines Abkommens etwa in dem Rahmen, daß 
Rußland die Mandschurei als selbständig anerkenne unter Wah- 
rung seiner Ansprüche auf die ostchinesische Bahn und seiner 
Handelsinteressen — die russisch-amerikanische An- 
näherung: Artikel des Moskauer Korrespondenten von New- 
York-Times, Durandi, in dieser Ridıtung, die Reise des ameri- 
kanischen Generalstabschefs in den Randstaaten, die Idee einer 
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Anerkennung Ruflands gegen Auflösung der Komintern, eine 
amerikanische Kommission nach Rufland — der Beschluß der 
Konferenz von Ottawa auf Maßnahmen gegen ein staatlich 
organisiertes Dumping (lies Rußland), den aaf Koade Drängen 
England hat annehmen müssen — die Nichtangriffspakt- 
politik mit dem Wiederbeginn französisch-russischer Ge- 
spräche zu dem gleichen Ziele und über die russischen Vorkriegs- 
schulden, Kredite u. dgl. — der Abschluß zwischen As-Neft und 
einer französischen Gruppe aufLieferung von 2Millionen Tonnen 
Naphtha binnen 5 Jahren an Frankreich — die Auswirkungen 
des deutsch-russischen Rahmenlieferungsab- 
kommens vom 15. Juni, besonders das neue „Konsortium 10“ 
zur Finanzierung der Russengeschäfte. Grundsätzlich ist dem 
nichts hinzuzufügen. 


2. Polen. 


Im Jahr 1931 hat der Bevölkerungszuwachs abge- 
nommen: Geburtenzahl 966 000, Todesfälle 500 000, womit der Ge- 
burtenüberschuß von 526 000 in 1930 auf 471 000 gesunken ist. Die 
Bros Zahl der Geburten haben die Wojewodschaften des öst- 
ichen Polen zu verzeichnen, nämlih Wilna, Nowogrodek, 
Polesie und Wolhynien. Gerade in den genannten Wojewod- 
schaften sind die nationalen Minderheiten in vielen Kreisen in 
der Mehrheit. Die geringsten Geburtenziffern sind in den west- 
lichen Wojewodschaften Schlesien, Posen und Pommerellen zu 
verzeichnen, allerdings auch die niedrigsten Sterbeziffern. 

Innenpolitisch ist die wachsende Spannung zwischen 
Regierung und Bauernschaft als allgemeines Zeichen hervor- 
zuheben. Die Bauernparteien haben sich fusioniert: die Volks- 
partei „Piast“, die radikale Volkspartei „Wyzwolenie“ und die 
„Bauernpartei“, und halten unausgesetzt Versammlungen ab, 
denen die schwere wirtschaftliche Lage namentlich der kleineren 
Bauern Nachdruck verleiht. Man nimmt an, daft das eine Krise 
ergibt, wie noch keine seit dem Mai 1926, dem Beginn der Regie- 
rung Pilsudskis. 

on der Innen- zur Außenpolitik führt die sog. „Obrona 
Pomorza“. Unter diesem Titel ist (herausgegeben von dem 
Baltischen Institut in Thorn) 1930 eine Sammelarbeit erschienen 
über den Gesamtbereich dieser Fragen („Obrona Pomorza“, 
Praca Zbiorowa, 236 Seiten). 

In diesen Bereich gehört innenpolitisch ein Teil des Ver- 
waltungsumbaues, der neuen Verwaltungsein- 
teilung. Die dafür eingesetzte Kommission spricht sich für 
eine Veränderung des Umfanges der Wojewodschaft Pomme- 
rellen aus wie folgt. Sie soll enthalten: 


„Das ganze Gebiet der heutigen pommerellischen Wojewodschaft, ohne 
den Kreis Soldau, zusammen mit den anliegenden Kreisen Rypin, Nieszawa, 
Lipno und Włocławek der Warschauer Wojewodschaft, sowie dem Stadt- und 
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Landkreise Bromberg und den Kreisen Inowraclaw, Strelno, Schubin, Wir- 
sitz und Kolmar aus der Wojewodschaft Posen. Die Merkmale, die die er- 
wähnten Kreise aufweisen und die sich von den übrigen Gebieten unter- 
scheiden, sind nach dem von der Kommission zusammengestellten Material 
folgende: 

1. Das deutsche Problem: Wenn die nördlichen Kreise der Posener 
Wojewodschaft der Wojewodschaft Pommerellen zugeteilt werden, so wird 
dieses Problem vollkommen gelöst, wobei das zahlenmäflige Verhältnis 
der polnischen Bevölkerung gegenüber der deutschen Bevölkerung eine 
Änderung nicht erfährt. Die pommerellische Verwaltung steht auch vor der 
schwierigen Aufgabe, den schädlichen Einflüssen der Freien Stadt Danzig 
auf die kaschubische Bevölkerung entgegenzutreten, was eine besondere 
Fürsorge an dieser Bevölkerung sowohl in wirtschaftlicher als auch in kul- 
tureller Hinsicht erfordert. 

2. Die Probleme, die mit der Meeresküste im Zusammenhange stehen, 
darunter die Frage der Seebäder und des Ausbaues des Verkehrsnetzes, das 
die Küste mit ganz Pommerellen und dem übrigen Polen verbindet. Bis 
jetzt haben die wichtigsten Wege die Richtung aus West nach Ost, oder sie 
führen über Danzig. 

Diese Probleme haben in ihrem Wesen ein Ziel: den Schutz des Zu- 
gangs Polens zum Meere. Sie sondern Pommerellen von den übrigen Ge- 
bieten der Republik zu einem besonderen Verwaltungsbereich aus und er- 
fordern durch ihre staatliche Bedeutung ein für eine längere Dauer berech- 
netes politisches Programm aller Behörden auf dem Gebiet Pommerellens. 
an begründet die Bildung der Wojewodscaft Pommerellen auf diesem 

ebiet. 

Pommerellen muß bedeutend erweitert werden. Die heutige pomme- 
rellische Wojewodschaft bildet keine territoriale Grundlage, die notwendig 
ist, um den Bedürfnissen der Wojewodschafts-Selbstverwaltung zu genügen, 
welche nur einen Teil der Provinz Westpreußen umfaßt, da das Budget des 
pommerellischen kommunalen Wojewodschaftsverbandes kaum zwei Fünftel 
des Budgets des westpreußischen kommunalen Provinzialverbandes beträgt. 
Gerade dieser Umstand bildete das Hauptmotiv der bereits im Sejm zwei- 
mal beschlossenen Entschließungen über die Erweiterung des Gebiets dieser 
Wojewodschaft.“ 


Gleichfalls dahin gehört die ganze Gdinger Frage. Ende 
m: hat das Sachverständigenkomitee des Völkerbundes in 
anzig die beiden Fragen: Leistungsfähigkeit des Danziger 
Hafens und Ausnutzung des Hafens durch Polen BepEu hr 
Gutachten geht über den Kommissar, der entscheidet, und von 
da an den Rat des Völkerbundes weiter. 


Die Nichtangriffspaktpolitik ist von Polen nach 
der Türkei hin weitergeführt worden. Der Unterstaats- 
sekretär, Oberst Beck, hat in Angora darüber verhandelt. Bis- 
her war ein solcher Vertrag nicht möglich, weil er an die Zu- 
stimmung Rußlands gebunden war. Jetzt ist der Pakt mit Ruß- 
land von Polen unterzeichnet und könnte sich das zu einem 
russisch-polnisch-türkischen Dreierpakt erweitern. 


Am wichtigsten war außenpolitish die Agrarkonferenz 
in Warschau vom 24. August an, an der acht Staaten teil- 
nahmen: Polen, Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien, Ungarn, 
Tschechoslowakei, Estland und Finnland. olen ergriff damit 
wieder die Initiative für Ost- und Südosteuropa und in der Vor- 
bereitung für die Völkerbundskonferenz in Stresa zu diesem 
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Thema, die dann in die Beratungen der Völkerbundsversamm- 
lung selbst übergeht. Neben den bekannten Forderungen war 
hier besonders wichtig die Festlegung, daß man die Schulden 
bezahlen wolle, indem der Erlös für landwirtschaftliche Export- 
kontingente zur Deckung der Auslandsschulden verwendet würde. 

Die Beziehungen zu Deutschland sind auf dem 
alten Fleck geblieben. Auch die Verhandlungen über den Waren- 
austausch haben keine Fortschritte gemacht. Der deutsche Export 
nach Polen ist in diesen Monaten nicht nur seinen absoluten Wert- 
ziffern nach, sondern auch anteilsmäfig zurückgegangen, was 
übrigens auch für die polnische Ausfuhr nach Deutschland gilt. 


3. Danzig. 


Am 13. August ist ein Abkommen zwischen Danzig 
und Polen über die Stationierung polnischer Kriegsschiffe 
im Hafen von Danzig geschlossen worden: Das Abkommen ge- 
stattet den polnischen Kriegssciiffen, in beliebiger Zahl in den 
Hafen von Danzig einzulaufen und sich dort beliebig lange auf- 
zuhalten. Die Ankunft der Schiffe muß weder beim Senat noch 
beim hohen Kommissar angemeldet werden, sondern lediglich beim 
Hafendirektor. Dieses Abkommen, das auf drei Jahre abge- 
schlossen ist, erfüllt die Wünsche Polens. Danzig, das behauptet, 
damit die Rechtsgrundlage nicht angetastet zu sehen, brachte ein 
Seren Opfer, um dafür den wirtschaftlichen Druck von seiten 

olens los zu werden. 


Die Völkerbundsbeschäftigung mit den zollpolitischen Streit- 
fragen und Gdingen wurde schon gestreift. Eine sehr gute Über- 
sicht gibt die „Bilanz nach zehn Tehren Danzig-polnischer Zoll- 
gemeinschaft“ (Sonderabdruck der Begründung zum Antrag der 
Freien Stadt Danzig vom 28. April 1932 auf Abänderung der 
zollrechtlichen und wirtschaftspolitischen Teile VI und VII des 
Warschauer Abkommens), Sonderabdruck der Danziger Wirt- 
schaftszeitung, Juni 1932, 34 Seiten. 


Das Gesamtgebiet dieses großen Komplexes ist in einer Ver- 
öffentlichung des europäischen Zentrums der Carnegie-Stiftung 
von allen Seiten behandelt unter dem Titel: „Dantzig et quelques 
aspects du problème Permsno-pe onel, ar Henri Stralburger 
Casimir Smogorzewski, Otto Hoetzsch, Wladimir d’Ormesson, 
William Martin, Dr. Ziehm, Dr, Carl Budding, Rachel-Conrad 
Nason, J. A. van Hamel (Paris 1932, 315 Seiten). Ich habe darin 
(S. 89—107) die deutsch-polnischen Beziehungen behandelt; es ist 
ein Artikel von mir aus dem „L’Esprit International“ vom 
1. Oktober 1930. 


4. Litauen. 


l Innenpolitisch ist das Wesentliche ein Kulturkampf, den 
die litauische Regierung begonnen hat, indem sie die Eröffnung 
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einer unabhängigen katholischen Universität, die am 28. August 
feierlich stattfinden sollte, im letzten Augenblick verbot. Dabei 
waren die Teilnehmer bereits zur Festmesse in der Kirche ver- 
sammelt. Der Grund ist die Feindseligkeit der katholischen 
Gruppe, der Christlichen Demokraten gegen die Regierung. Das 
Verbot muß die Beziehungen zum Vatikan erneut verschärfen. 
Außenpolitisch betrachtet Litauen die Entscheidung 
des Haager Gerichtshofs im Memelstreit als einen 
Sieg. Das ist im ganzen auc richtig. Immerhin sei der Hin- 
weis des „Memeler Dampfboots“ auch hier wiedergegeben auf 
die Entscheidung des Gerichtshofes, daß die am 22. März erfolgte 
Auflösung des Landtages zu Unrecht erfolgt sei. Ein Direktorium, 
welches das Vertrauen des Landtages nicht erhalten hat, wird 
also in Zukunft niemals den Landtag auflösen können und „damit 
ist der bisher geübten Auflösungspraxis eın für allemal ein 
Riegel vorgescdioben worden md die Stellung des Landtages 
egenüber dem Zustand, der bisher praktisch bestanden hat, be- 
daa gestärkt worden. Der Landtag ist der Angelpunkt der 
Autonomie unseres Gebiets, nicht, wie die litauishe Regierung 
es im Haag verlangt hat, der Gouverneur“. 


5. Lettland. 


Hier ist allein auf die gespannte handelspolitische 
Lage infolge Kündigung des russisch-lettischen Handelsvertrages 
und der Verhandlungen mit Estland hinzuweisen. 


6. Estland. 


Vom 13. bis 15. August fand der Volksentscheid über die 
Verfassungsänderung statt, deren Hauptpunkt die un- 
mittelbare Wahl eines Staatspräsidenten dürd das Volk sein 
sollte, eine Befreiung von dem Parteiregiment in der Richtung 
einer „autoritären“ Regierung. Die großen bürgerlichen Parteien 
waren dafür. Der Entwurf ist aber mit 525000 gegen 310000 
Stimmen abgelehnt worden, infolge der Opposition der Sozial- 
demokratie und einer überparteilichen Rechtsorganisation der 
„Freiheitskämpfer“, der die Rechte des Präsidenten nicht grof 
genug waren. 


7. Finnland. 


Nach wie vor ist Finnlands Situation durch die Lappo- 
bewegung charakterisiert, aber auh durch eine Gegen- 
bewegung, die sie langsam auslöst. Der Prozeß gegen die 112 
aufrührerischen Lappoleute von Mäntsälä, der in Ale stattfand, 
hat die Gefahren wiederum gezeigt, den redıt unsicheren Boden, 
auf dem Finnland steht und auf dem der „finnische Hindenburg“, 
der Staatspräsident Svinhufvud, zu manövrieren hat! 


Abgeschlossen, den 15. September 1932. 


II. Kulturbericht. 
Von Dr. Klaus Mehnert. 


Kulturelle Perspektiven. 
Zum zweiten Fünfjahrplan des kulturellen Aufbaus*). 


Unter allen „Engpässen“ — um eines der beliebten bolsche- 
wistischen Schlagworte zu gebrauchen —, welche den sozialisti- 
schen Aufbau in der Sowjetunion stören oder in Frage stellen, 
ist keiner so eng und gefährlich wie der, welcher auf allen 
Wegen durch den Mangel an qualifizierten Kadern den Vormarsch 
hemmt. Es ist an dieser Stelle immer wieder darauf hingewiesen 
worden, welch gewaltige Bedeutung für die Erreichung der 
bolschewistischen Pläne Sie Ausbildung eines Nachwuchses organi- 
satorischer, technischer, wissenschaftlicher Führer besitzt — in 
einem Lande, das seine bisherige Intelligenz beseitigt und gleich- 
zeitig eine Mechanisierung größten Ausmaßes übernommen hat. 
Wer die Berichte über die russische Entwicklung verfolgt, wird 
zwar finden, da die von der bolschewistischen Selbstkritik zu 
gegebenen Fehler auf die verschiedensten Ursachen zurückzufüh- 
ren sind, die im wesentlichen alle in den mangelnden Voraus- 
setzungen des russischen Menschen, in seiner „breiten Natur“, 
seiner Disziplinlosigkeit und Stumpfheit münden, daß aber keine 
einzige Fehlerquelle so ernst ist wie de ungenügendeall- 
Bon m und technische Bildung des Volkes. Man 

ann mit „gesellschaftlidhem Zwang“ auf der einen, mit Akkord- 
löhnen und Prämien auf der anderen Seite aus einem faulen 
Arbeiter einen fleißigen machen. Um aber einen Bauernjungen 
aus einem Dorf zwei Tagereisen von der nächsten Bahnstation 
in einen Agronom oder Chefingenieur einer Maschinen-Trak- 
toren-Station zu verwandeln, bedarf es einer jahre- und jahr- 
rn zähen, geduldigen und konsequenten Erziehungs- 
arbeit. 

Ob man den Bedarf an qualifizierten Kräften, den der tech- 
nische Aufbau des Landes mit sich gebracht hat, unterschätzte, ob 
man die Geschwindigkeit der Qualifizierung breiter, primitiver 
Volksshichten überschätzte — auf jeden Fall hat sich die 
„Schere“ zwischen der technischen Entwicklung der Sowjetunion 
und der Produktion einsatzfähiger Kader unheilvoll geöffnet. 
Obgleich der 15. Parteikongref, der die Direktiven für den 
ersten Fünfjahrplan aufstellte, in Punkt 12 seiner Resolution 
eine entscheidende Hebung des Bildungsniveaus der 'Bevölke- 
Zune und eine Verbindung des kulturellen und des industriellen 
Aufbaus als der beiden unteilbaren Seiten der gesamten sozialisti- 


*) Als Einleitung zu diesem Bericht wird dem Leser ganz besonders der 
Bericht über die Arbeit an der Aufstellung des zweiten Fünfjahrplans auf 
S. 60 empfohlen. 
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schen Entwicklung forderte, hat der erste Plan hierauf nicht das 
en Gewicht gelegt. Schon rein äußerlich läßt sich das 

aran erkennen, daß von den 560 Seiten, auf denen im zweiten 
Teil des I. Bandes der Kontrollziffern die einzelnen Sektoren 
des ersten Fünfjahrplanes der RSFSR behandelt werden, die 
kulturellen Fragen nur 35 Seiten erhalten haben. Selbst Grinko 
betont in seinem Buch über den Fünfjahrplan, das wohl auch 
heute noch das beste ist, was man darüber lesen kann, zu Beginn 
des Kulturkapitels, daß es „formell nicht mehr in den Rahmen 
seiner Analyse“ gehöre. 


Überblickt man heute, drei Monate vor dem Ablauf des auf 
vier Jahre verkürzten ersten Fünfjahrplans, die Entwicklung 
der letzten Jahre und die gegenwärtige Situation, so werden 
dreiHauptmängel bei der Aufstellung des ersten Fünfjahr- 
panes auf kulturellem Gebiet sichtbar: 1. Fehlende Verbindung 

es kulturellen Plans mit dem Wirtschaftsplan infolge von unge- 
nügender Zusammenarbeit zwischen dem Volksbildungskom- 
missariat und den Organen der Wirtschaft (aber auch den Ge- 
werkschaften und anderen Organisationen, wie dem Komsomol, 
der Gesellschaft gegen das Analphabetentum usw.), während der 
Vorbereitung des Planes. So ergab sich z. B. das groteske Bild, 
daf der Kulturplan in einer Zeit unerhörter Konzentrierung und 
Mechanisierung der landwirtschaftlichen Betriebe für das ganze 
Jahrfünft die Ausbildung von lediglich 127 Fachleuten für Trak- 
torenbau und 130 Agronomen für Großbetriebe vorsah (vgl. 
Kontrollziffern für den Ersten Fünfjahrplan der Volksbildung, 
Narkompros RSFSR, Gosisdat 1929, g 23). 2. Fast ausschließliche 
Planung vom Einen Tisch der Zentrale bei ungenügender Be- 
teiligung der Rayons und bei fehlender Berücksichtigung der 
Besonderheiten in den Nationalitäten-Gebieten. Dies ist vor 
allem darauf zurückzuführen, daß die Rayonierung bei der Aus- 
arbeitung des ersten Fünfjahrplanes noch ganz neu und zum 
Teil unvollendet war, so daf die Organe dieser kleinsten Ver- 
waltungseinheiten, mit denen man hätte zusammenarbeiten 
können, entweder noch gar nicht bestanden oder keine Erfah- 
rung besaßen. 3. Unterschätzte Bedeutung der Heranbildung 
pädagogischer Kader und zweitrangige Behandlung von Geistes- 
arbeitern gegenüber Handarbeitern. 


Als man sich daran machte, den kulturellen Plan für das 
zweite Jahrfünft auszuarbeiten, stand daher von vornherein fest, 
daß diese Grundmängel des ersten Planes vermieden werden 
müßten. Nicht nur, Jan der Kulturplan in engster Verbindung 
mit der Wirtschaft und den gesellschaftlichen Organisationen des 
Landes aufgestellt werden soll. — man scheint darüber hinaus fest 
entschlossen, auf die kulturelle Entwicklung ein ganz besonderes 
Gewicht zu legen. Bei der Eröffnung der Ällbundlichen Kultur- 
Plankonferenz im Juli dieses nass erklärte der Vizepräsident 
des Gosplan der UdSSR, Miljutin, das Tempo des kultu- 


4* 49 


rellen Aufbaus müsse im zweiten Jahrfünft 
schneller sein als das des industriellen. (Za Kom- 
munistitscheskoje Prosweschtschenie — im weiteren zitiert mit 
ZKP — vom 20.7. 32). Preobrashenskij erklärte sogar namens des 
Volkskommissariates der Leichtindustrie, daß die kulturellen Be- 
dürfnisse im zweiten Fünfjahrplan in bedeutend größerem Maße 
befriedigt werden würden als die Bedürfnisse der Bevölkerung 
nach uhwerk, Kleidung und den übrigen von der Leicht- 
industrie hergestellten Verbrauchsgütern (ZKP vom 18. 7. 32). 
Als Ziel für das Schlußjahr des zweiten Planes, 1937, wird die 
Erfassung von 120 bis 130 Millionen Menschen in den verschie- 
densten Bildungsanstalten des Landes bezeichnet. 


Ebenso wird das Prinzip der Dezentralisierung der Plan- 
arbeit immer wieder betont. Das Schwergewicht der Planung 
soll in die Rayons verlegt, der endgültige Plan auf einer detail- 
lierten Vorarbeit der kleinsten Einheiten aufgebaut werden. 
Man will auf diese Weise die Pläne differenzieren und den prak- 
tischen, örtlichen Erfordernissen entsprechend aufstellen, also 
verschieden für Neubaugebiete, für zurückgebliebene Minder- 
heitengegenden, für vollkollektivierte landwirtschaftliche Rayons 
usw. Überlastet mit unzähligen laufenden Aufgaben, ohne ge- 
nügendes geschultes Personal, in ständigem Kampf mit dem 
Mangel an elementarsten Voraussetzungen und auf der atemlosen 
Jagd nach der Erfüllung der einander ablösenden Dekrete und 

erordnungen, waren bis jetzt nur die wenigsten Rayons in der 
Lage, diese Forderung zu erfüllen. 

Von wirklicher Bedeutung für die Vorbereitung des Kultur- 

pane: waren daher zunächst nur die Konferenzen der einzelnen 

epubliken oder großen Zentralorganisationen. Als erste wurde 
zum 15. 5. 1932 vom Volksbildungskommissariat der RSFSR die 
Konferenz zur Vorbereitung des zweiten kulturellen Fünfjahr- 
Dane der russischen Teilrepublik einberufen, die das Ergebnis 

er Tätigkeit von zwölf vom Narkompros eingesetzten Brigaden 
mit insgesamt 500 Mitarbeitern zur Kenntnis gab. Vom 20. bis 
22. 5. 1932 Er in Baku die Versammlung der „Kultarmisten“ 
von Transkaukasien. Ende Juni wurde von Gosplan und Volks- 
bildungskommissariat (beide für die Ukraine) die Allukrainische 
Plankonferenz für den kulturellen Aufbau des zweiten Fünfjahr- 

lanes versammelt. Am 12. 7. tagte das Plenum des Zentralrates 
ür Kulturaufbau beim Präsidium des ZIK unter dem Vorsitz des 


Volksbildungskommissars der RSFSR Bubnow, usw. 


Von entscheidender Bedeutung war die vom Gosplan der 
UdSSR erst auf den 1. 7., dann endgültig auf den 19. bis 26. 7. 
nach Moskau ins Haus des Gosplan einberufenen Allbundlidıen 
Kulturkonferenz, an der sich nicht nur die Vertreter der 
Bildungsorgane, sondern auch der wirtschaftlichen Verbände be- 
teiligten, vor allem der Kommissariate für Leidhtindustrie, 
Schwerindustrie, Finanzen, Waldwirtschaft und der Vereinigung 
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für Papierproduktion, alles in allem 600 Personen, in acht Sek- 
tionen aufgeteilt (Unterricht und Lehrmittel, Neubauten, Papier 
und Presse, Druck, Kino und Photo, Kunst, Radio, Kaderaus- 
bildung). Wie kurz die Vorbereitungszeit für diese Konferenz 
war, geht daraus hervor, daß noch drei Tage vor ihrer Eröffnun 
die beiden wichtigsten Volksbildungskommissariate (RSFSR un 
Ukraine) ihre Unterlagen nicht geliefert hatten. Im Präsidium 
der Konferenz saßen u. a. als Vertreter des Gosplan Anixt 
(RSFSR), Berdnikow, Miljutin, Kuibyschew (UdSSR), als Ver- 
treter des Volksbildungskommissariats Bubnow, für den Staats- 
verlag Tomskij, Soltanow für den Komsomol, Tschernoj von den 
Gewerkschaften und Lenins Witwe, Krupskaja. Im Verlaufe 
dieser Konferenz ergaben sich auf den verschiedensten Gebieten 
Gegensätze zwischen den Ansichten der Plankommissionen und 
der Volksbildungskommissariate. Immer wieder mußte der Gos- 
plan darauf hinweisen, daß die Mittel für die Volksbildung nur 
im Rahmen des Gesamtetats und unter Berücksichtigung der 
Situation bei den Sektoren der Wirtschaft zur Verfügung gestellt 
werden könnten. Auch warf man sich gegenseitig falsche Stati- 
stiken vor (vgl. die Sitzungsberichte, ZKP 24. und 26. 7. 32). 


Betrachtet man im Zusammenhang alles, was bisher über die 
Perspektiven der kulturellen Entwicklung im zweiten Fünfjahr- 
pe gesagt oder geschrieben wurde, so findet man, daß der 

eprune und Schnittpunkt aller Pläne in der 17. Parteikonferenz 
zu finden ist. Es erscheint mir notwendig, die hierfür wichtigsten 
Zitate der auf der Konferenz beschlossenen Direktiven wörtlich 
zu bringen, da sie sicher in den nächsten Jahren in Rußland 
millionenfach erschallen werden: 

„Die Grundaufgabe des zweiten Fünfjahrplanes ist: die endgültige 
Liquidierung der kapitalistischen Elemente und Klassen überhaupt; die 
völlige Vernichtung der Ursachen, aus denen Klassenunterschiede und Aus- 
beutung hervorgehen; die Überwindung des Kapitalismus in der Wirtschaft 
sowohl als im Bewußtsein der Menschen; die Umwandlung der gesamten 
werktätigen Bevölkerung des Landes in bewuftte und aktive Baumeister 
einer großen sozialistischen Gesellschaft.“ — „Beschleunigte Verwirklichung 
der allgemeinen Volksbildung, rascheste Entwicklung der ganzen technischen 
Ausbildung und verstärkte materielle Unterstützung von Erziehung und 
Wissenschaft seitens des Staates, — das sind die Einzelaufgaben, die ihrer- 
seits wieder nur Bestandteile sind des allgemeinen Zieles, den Sozialismus 
in unserem Lande aufzubauen.“ Weiter: „Die (quantitative und qualitative) 
Lösung des Problems der technischen Kader ist das wichtigste Element der 
bolschewistischen Verwirklichung unserer Aufgabe in der kulturellen Re- 
volution.‘ 

Im einzelnen ergibt sich, wenn man die Vorschläge zur Er- 
füllung dieser Direktiven verfolgt, eine Dreigliederung: in die 
Frage der direkten Erziehung (Kindergarten — Schule — Hoch- 
schule — Analphabetentum), in das Gebiet der indirekten Er- 
ziehung (Klub — Buch — Presse — Radio — Kino — Kunst — 
Theater) und endlich in das sehr bedeutsame Problem der mate- 
riellen Basis der kulturellen Entwicklung. 
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Direkte Erziehung. 


Man unterscheidet in der Sowjetunion zwischen dem statio- 
nären, d. h. dauernden, und dem Saisonnetz der Kinder- 
nn Es herrscht das Bestreben, im Laufe der Jahre die 
aison-Kindergärten in stationäre zu verwandeln, um auf diese 
Weise die Mütter nicht nur für die Sommermonate, sondern für 
die Dauer des ganzen Jahres von der Kinderpflege zu entlasten 
und zur Übernahme regelmäßiger Arbeiten frei zu bekommen. 
In der RSFSR sind im laufenden Jahr 1932 erst 52,4 % der Kinder 
in Kindergärten beider Art erfaßt (ZKP 20.5. 32). Während aber 
das Volksbildungskommissariat der RSFSR für das Jahr 1933 die 
Schaffung eines stationären Netzes für 100 % der Großstadt- 
kinder, bis 1937 auch für 100 % der Dorfkinder fordert, 
auf diese Weise 1937 17 Millionen Kinder in 500000 Anstalten 
unterbringen will und daher noch 1100000 neue Kindergarten- 
Kader braucht (Panfilow, ZKP, 15. 5. 32 und 23. 7. 32), 
bezeichnet der Gosplan eine 100prozentige Erfassung aller 
Kinder im stationären Netz als Uiopiė und wünscht in der 
RSFSR günstigenfalls für das Jahr 1937 die Unterbringung von 
13 Millionen Kindern im ständigen und 4⁄2 Millionen im Saison- 
netz (Anixt, Iswestija 14. 7. 32). 


Der eigentliche Kampf jedoch geht um die Schule. Bis vor 
einem halben Jahr wurde die Durchführung der obligatorischen 
siebenjährigen Schule (Semiletka) als Ziel propagiert. Diese 
. zerfiel ihrerseits in ein erstes Konzentrum mit vier Klassen (in 
der Sowjetunion „Gruppen“ genannt) und ein zweites Kon- 
zentrum mit drei Klassen. Man ist sich darüber einig, daß im 
Verlauf des zweiten Fünfjahrplanes die Semiletka in der ganzen 
Union durchgeführt werden soll, und zwar 1933 für die Haupt- 
gebiete der RSFSR und der Ukraine, 1934 für Weißrußland und 

ranskaukasien, 1935 für Turkestan usw. Auf diese Weise würde 
man 1937 23 Millionen Kinder in der Semiletka zu unterrichten 
haben, davon 10 Millionen im zweiten Konzentrum (gegenüber 
3 Millionen 1932), während diesem Bedarf 1933 erst ein Drittel 
der notwendigen qualifizierten Lehrerkader gegenüber steht. 
Nur Kinder, die Bei Abschluß des ersten Konzentrums unter 
14 Jahren sind, sollen in das zweite Konzentrum aufgenommen 
werden, diejenigen über 14 Jahren in die Fabrikschule (FZU) 
(Iswestija, 14. 7. 32, ZKP 15. 5. und 21. 7. 32). Musterschulen sind 
in jedem Rayon mindestens zwei bis drei zu schaffen, um durch 
ihre Existenz den Schulbetrieb des ganzen Rayons zu verbessern. 


In Übereinstimmung mit dem schon im Programm der 
Kommunistischen Partei en Ziel, Jugendliche bis zum 
17. Lebensjahr einschließlich in Bildungsanstalten aufzunehmen, 
hat nunmehr, nachdem die Durchführung der Semiletka (für das 
Alter von 7 bis 14 Jahren einschließlich) in erreichbare Nähe ge- 
rückt zu sein scheint, die Diskussion um die Schaffung des 
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dritten Konzentrums mit drei Klassen, also die Erweite- 
rung der siebenjährigen auf eine zehnjährige Schule, begonnen. 
Auch in dieser Frage gehen die Ansichten von Gosplan und Nar- 
kompros erheblich auseinander. Während das Volksbildungs- 
kommissariat die Forderung aufstellt, 1937 sollten in den Städten 
10 % und in den Dörfern 50 % der Jugendlichen im dritten 
Konzentrum aufgenommen werden (Z 23. 7. 32), glaubt der 
Gosplan bestenfalls an eine Erfassung von 70 % in den Städten 
und 10 % auf dem Dorf und schlägt vor, das dritte Konzentrum 
langsam in der Form aufzubauen, daß 1933 15 % derer, die das 
zweite Konzentrum (also die letzte Klasse der Semiletka) be- 
endigen, in die erste Klasse des dritten Konzentrums (also in 
das achte Schuljahr) aufgenommen werden (ZKP 21. 7. 32). Auch 
binsichtlich des Einflusses des dritten Konzentrums auf die FZU 
konnte man sich nicht einigen. Der Gosplan wünscht eine klare 
Unterscheidung zwischen den beiden Institutionen, wobei die 
Aufgabe des dritten Konzentrums die Vorbereitung von Schülern 
für die Hochschule, die der FZU die praktische Ausbildung von 
jungen Leuten für den Eintritt in Industrie und Wirtschaft sein 
soll. Der Narkompros dagegen erstrebt eine gegenseitige An- 
gleichung mit dem Ziele eines schließlichen Verschwindens der 
FZU. Auf diese Weise würde das mittlere Schulsystem unter 
seine Zuständigkeit fallen, während bisher die Fabrikschulen 
großenteils wirtschaftlichen Verbänden unterstehen. 


Wie so oft in der Sowjetunion geschieht jedoch das Wesent- 
liste nicht in großen Konferenzen der staatlichen und halb- 
staatlichen Organe, sondern im Zentralkomitee der Partei. Einen 
Monat nach Abschluß der großen Kulturkonferenz in Moskau 
veröffentlichte die gesamte Presse einen Beschluß des ZK 
vom 25. 8. 32 unter der Überschrift: „Über die Lehrprogramme 
und das Regime in der Elementar- und Mittelschule.“ Dieser 
Beshluß wurde für so wesentlich gehalten, daß er, nachdem bei 
seiner ersten Veröffentlichung einige kleine Ungenauigkeiten mit 
unterlaufen waren, von der Presse in seinem ganzen Umfang 
noch einmal korrigiert abgedruckt werden mußte. Der letzte 
große Schulbeschluß des Zentralkomitees (5. 9. 31) — so be- 
Na der neue — habe zwar einen sehr heilsamen Einfluß auf 
ie Entwicklung der Schule ausgeübt, aber immer noch seien 
zahlreiche Fehler zu beseitigen. Vor allem für das zweite Kon- 
zentrum müßten die Programme umgearbeitet werden, da die 
Überbelastung der Schüler zu oberflächliher und damit unpro- 
duktiver Arbeit führe. Weniger Stoff und dafür gründlicher, 
wird als Parole ausgegeben, — eine Folge ständiger Klagen der 
Hochschulen über die ungenügende Qualifikation der Neuein- 
tretenden. Besonderer Nachdruck wird auf die ordentliche Be- 
herrschung der russischen Sprache in Wort und Schrift gelegt. 

wird scharf getadelt, daß die sogenannte Laboratoriums- 
Brigaden-Methode, die vor Jahren als wesentlichste Neuerung im 
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Schulbetrieb begrüßt wurde, nunmehr die anderen Methoden fast 
verdrängt und in vielen Fällen zur „Entpersönlichung des 
Schulunterrichts, zur Verringerung der Rolle des Lehrers und 
zur Ignorierung der individuellen Arbeit jedes Schülers“ geführt 
habe. Daher wird als die Grundform für die Zukunft der Unter- 
richt mit einem streng vorgeschriebenen Plan und mit einem festen 
Schülerbestand bezeichnet. Der Einfluß des Lehrers, der bei 
weitem unterschätzt worden sei, müsse verstärkt werden, u. a. 
dadurch, daß der Lehrer mehrmals im Jahr eine Charakteristik 
der Leistungen jedes einzelnen Schülers aufstellt und daf die 
Schüler sich am Ende des Schuljahres Prüfungen zu unterziehen 
haben. „Ohne eiserne proletarische Disziplin, ohne harte revo- 
lutionäre Ordnung kann keine einzige Organisation im Lande 
der proletarischen Diktatur bestehen“ ... „Diejenigen unter den 
Schülern, welche unverbesserlich erscheinen, sich herumtreiben, 
das Lehrerpersonal beleidigen, die Bestimmungen der Schulver- 
waltung und der Pädagogen übertreten, das Eigentum der Schule 
zerstören oder plündern, sind aus der Schule auszuschließen und 
des Rechtes, in eine Schule einzutreten, auf die Dauer von einem 
bis zu drei Jahren zu berauben.“ (Dieser letzte Satz war der 
einzige, der in der ersten Veröffentlichung gefehlt hatte und um 
dessen willen anscheinend der Beschluß zum zweitenmal abge- 
druckt werden mußte.) Erneut wird darauf hingewiesen, daf 
die materielle Lage und das Gehalt des Lehrers verbessert und 
dem der Spezialisten auf anderem Gebiet angeglichen werden 
müsse. Seine Kinder sind bei der Aufnahme in Technika oder 
Hochschulen ebenso zu behandeln wie Kinder von Arbeitern. 
Außerdem sei es unzulässig, Lehrer außerhalb der Schule für 
die Durchführung gesellschaftliher Aufgaben über Gebühr zu 
beanspruchen und solle das Prämiensystem weiter ausgebaut 
werden. 

Die konkreten Fragen über die Entwicklung der Hoch- 
schule sind bisher verhältnismäßig wenig diskutiert worden, 
so daß davon abgesehen werden muß, einige zusammenhanglose 
Zahlen zu nennen. Wichtig ist dagegen ein ausführlicher Auf- 
satz in einer pädagogischen Zeitung (ZKP 18. 7. 32), aus dem 
deutlich wird, daß sich die Ansichten über einige wesentliche Ent- 
wicklungstendenzen der Sowjethochschule seit der nunmehr zwei 
Jahre zurückliegenden groen und grundlegenden Hochschul- 
reform (vgl. Osteuropa, 6. Jahrg. Nr. 5, Februar 1931) nicht un- 
erheblich gewandelt haben. s ist interessant, die folgenden 
Zentralpunkte jener Reform mit ihrer heutigen Beurteilung zu 
vergleichen. 

1. Die mit der Zerschlagung von Hochschulen und Universi- 
täten in einzelne zusammenhanglose Institute verbundene sehr 
weitgehende Spezialisierung des Hochschulbetriebes.. In dem 
Bestreben, in möglichst kurzer Zeit qualifizierte Kräfte aus- 
zubilden, hatte man sich gezwungen gesehen, auf die Übermitt- 
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lung einer allgemeinen Bildung zu verzichten und schon in einem 
sehr frühen Zeitpunkt, also spätestens nach Absolvierung der 
Semiletka, die Ausbildung zu spezialisieren. Heute sieht man, 
daß ein vertieftes Spezialstudium nur auf der Basis gewisser 
Allgemeinkenntnisse möglich ist. Man verlangt daher dringend 
eine weniger spezialisierte Vorbildung vor dem Eintritt in die 
Hochschule. 

2. Die Verbindung zwischen theoretischer und praktischer 
Arbeit, bei regelmäßiger Ablösung zwischen Studium auf der 
Hochschule und Arbeit im Betrieb. Bei der Durchführung dieser 
seinerzeit sehr populären Forderung kam die theoretische Arbeit 
zu kurz. Man stellt mit Bestürzung fest, daß der proletarische 
Student nicht in der Lage ist, in so stark verkürzter Zeit, die rund 
der Hälfte der Zeit entspricht, welche dem vorrevolutionären Stu- 
denten zur Verfügung stand, sein Pensum befriedigend zu be- 
wältigen. Das Verhältnis zwischen theoretishem Studium und 
praktischer Arbeit von 1:1 wird als unhaltbar bezeichnet und 
das von 2:1 gefordert. Vor allem wird darauf hingewiesen, daft 
sich die soziale Zusammenstellung der Studentenschaft entschei- 
dend gewandelt habe und daß es sinnlos sei, proletarische Stu- 
denten, die bereits jahrelang praktisch in der Fabrik gearbeitet 
haben, unter dauernder Zerreifßung ihres Studiums immer aufs 
neue in die Fabrik zu schicken. Besonders in den Anfangs- 
semestern soll die Theorie sehr erheblich gegenüber der prak- 
tischen Arbeit überwiegen. Da aber auch eine stärkere Betonung 
der theoretischen Ausbildung auf Kosten der praktischen Be- 
triebsarbeit noch nicht ausreichen würde, soll — und das ist eine 
besonders schmerzliche Erkenntnis — die Studiendauer, die 1930 
auf durchschnittlich drei Jahre beschränkt wurde, auf dreieinhalb 
und viereinhalb Jahre verlängert werden. 

3. Die Betonung der ‚„Jedinonatschalie“, d. h. der Einzel- 
leitung und Einzelverantwortlichkeit des Hochschuldirektors an 
Stelle kollegialer Zusammenarbeit von Direktor, Lehrkörper und 
Studentenschaft. Diese Linie wird auch jetzt innegehalten, ja 
noch schärfer herausgearbeitet. Der Überbelastung des Studenten 
mit Öffentlichen Aufgaben, die ihm bisher einen beträchtlichen 
Teil seiner ohnehin knappen Studienzeit in Anspruch nahm, 
müsse ein Ende gemacht und die administrative Tätigkeit noch 
stärker als bisher in den Händen des Direktors vereinigt werden. 

Besondere Aufmerksamkeit wird der Ausbildung pädagogi- 
scher Kader gewidmet. Die Zahlen, die für den Bedarf an Lehr- 
kräften genannt werden, grenzen an das Phantastische. Ich er- 
wähnte, daß schon für die Kindergärten 1,1 Millionen Menschen 
gefordert werden. Für die Semiletka im neuen Jahrfünft gibt 
allein der Narkompros der RSFSR einen Bedarf von 370000 
Menschen an, von 314000 für pädagogische Arbeit außerhalb der 
Schule (Iswestija 14. 7. 32). Um diese Ziffern auch nur anier 
maßen zu erreichen, sind zunächst noch bis 1935 kurze Ausbil- 
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Er in Anspruch zu nehmen. Diese sollen aber sobald als 
möglich durch regelrechtes Hochschulstudium abgelöst werden, 
daher ist die Errichtung von rund 300 neuen pädagogischen Tech- 
nika und Hochschulen in Aussicht genommen (Iswestija 14. 7. 32 
und ZKP 26. 7. 32). Aber auch die ln können ihre Auf- 
gaben nur erfüllen, wenn ihnen besser vorgebildete Studenten 
zugewiesen werden. Sogar die Einsetzung obligatorischer Auf- 
nahmeprüfungen in den Grundfächern wie Russisch, Gesell- 
schaftslehre, Mathematik, Naturwissenschaften, wird in Erwägung 
gezogen (ZKP 13. 7. 32). 

Während aus allen diesen Erörterungen hervorgeht, daß sich 
die Hochschule wieder auf ihre eigentliche Aufgabe besinnt, 
scheint sich die Akademie der Wissenschaften noch ganz in ihrer 
vor 11% Jahren begonnenen Hinwendung zu den Massen zu befin- 
den. Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daR sie sich vorher zu 
sehr von der politischen und sozialen Entwicklung der Sowjet- 
union emanzipiert hatte. Es ist daher anzunehmen, daß sie aus 
ihrer Verbindung mit dem praktischen Leben und aus der Dezen- 
tralisation ihrer Arbeit neben mancherlei Störungen und 
Schwierigkeiten auch zahlreiche wertvolle Anregungen emp- 
fangen wird. 

Ein besonderes Schmerzenskind der Volksbildung ıst die 
„Likbes“, d. h. die Liquidierung des Analphabetentums. Sie 
hat nicht den Erfolg gezeitigt, den man von ihr erwartete. Der 
Besuch der Likbes-Kurse läßt sehr zu wünschen übrig. Nur 
wenige von denen, die einen Kurs beginnen, machen ıhn auch 
völlig durch. Es soll sogar festgestellt worden sein — hier hat 
die Statistik sich selbst übertroffen — daß 40 % das Gelernte 
wieder vergaßen und ins Analphabetentum zurücfielen (ZKP 
2.8. 32). Für das Moskauer Gebiet z. B. wird angegeben, daß die 
162000 Kursbesucher vom April dieses Jahres zu 115 000 im Mai 
zusammengeschmolzen sind. Auch die Mobilisierung der Kult- 
arministen hat nicht die in sie gesetzten Hoffnungen erfüllt. Statt 
der 2,7 Millionen Kultarmisten, mit denen man für 1932 rech- 
nete, konnten nur 1,2 Millionen, darunter sehr viele mit völlig 
ungenügender N Sun, eingesetzt werden. Um so dringender 
wird die Liquidierung des Vollanalphabetentums bis 1933 und 
Aa der letzten Reste des Halbanalphabetentums bis 1937 ge- 
ordert. 


Indirekte Erziehung. 
Während bisher die Schaffung von Lesehütten, Klubs, Rund- 


funkempfängern usw. im wesentlichen der lokalen Initiative 
überlassen war, beabsichtigt man jetzt, auch diesen Sektor des 
öffentlichen Lebens einheitlich zu planen. Dabei wird von der 
Feststellung ausgegangen, daß die im Augenblick auf dem Lande 
weitaus vorherrschende Form indirekter Erziehung, die Lese- 


hütte, ihre Aufgabe erfüllt habe und vom Klub als der nächst- 
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höheren Form abgelöst werden müsse. Es bestanden 1929 10 000, 
1930 15000, 1931 20000 Lesehütten und für 1932 hat der Plan 
40 000 vorgesehen. Infolge der Umwandlung in Klubs sollen es 
1933 nur noch 25 000, 1934 5700 sein. Abgesehen von den prak- 
tischen liegen dieser Umstellung auch politische Erwägungen zu- 

runde: Der Klub untersteht dem Kolchos, die Lesehütte dem 

orfrat. Dieser hat durch die fortschreitende Kollektivierung 
seine Bedeutung verloren, da sich das Schwergewicht auch der 
Administrative von Dorfrat in den Kolchos verlegt hat. Das Ziel 
ist, in jedem Kolchos mit über 200 Familien einen Klub zu 
schaffen. Zunächst will man sich jedoch bis 1937 mit rund 100 000 
begnügen. In kleineren Kolchosen tritt an die Stelle des Klubs 
die Rote Ecke. Es ist selbstverständlih, daß jede Maschinen- 
Traktoren-Station und jedes Staatsgut ihren Klub erhalten sollen, 
wobei die Klubs der MT-Stationen jeweils als kulturell-politi- 
sches Zentrum für den Rayon ausgebaut und möglichst mit einem 
„Haus der Kultur und Technik“ versehen werden sollen 


(ZKP 11. 8. 32). 


In der Stadt ist es in erster Linie Aufgabe der Gewerk- 
schaften, für die Organisierung der Klubs zu sorgen. Trotz ge- 
a Kapitalaufwendungen (1928: 26 Millionen Rubel, 1931: 
45 Millionen Rubel) und obgleih die Zahl der städtischen 
"Arbeiterklubs nunmehr auf 2400 gestiegen ist, bleibt diese noch 
weit hinter den Erfordernissen zurück, da auf jeden zur Ver- 
fügung stehenden Klubplatz 40 Arbeiter kommen. Durch eine 
weitere Investierung von 11% Milliarden Rubel in den Klubauf- 
bau des zweiten Fünfjahrplans seitens der Gewerkschaften soll 
ein Verhältnis von fünf Arbeitern pro Klubplatz geschaffen 
werden. Da aber die bloße Errichtung von Klubs nicht genügt, 
ist eine intensive Ausbildung von Klubpersonal in Aussicht ge- 
nommen: auf je 1200 Klubmitglieder soll ein angestellter, auf je 
25 ein freiwilliger Klubleiter entfallen (Tschernoj, ZKP 23. 7. 32 
und Iswestija 25. 7. 32). 


Während der Bestand der Bibliotheken gegenwärtig noch 
so gering ist, daß auf jeden Bewohner des flachen Landes nur 
0,4 Bücher entfallen, will man diese Zahl bis 1937 auf 2,6 erhöhen, 
ferner das Klubnetz erheblich erweitern und differenzieren, d. h. 
zum Beispiel besondere Kinderbibliotheken errichten. Dem 
Mangel an geschultem bibliothekarischen Personal soll durch die 
Errichtung von Bibliothekar-Technika in jedem Gebiet und 
Bibliothekar-Hochschulen in jeder Republik entgegengetreten 
werden (ZKP 21.7. und 11. 8. 32). Zahl und Auflagenhöhe der 
Zeitungen soll weiterhin gesteigert werden in dem Maße der 
vergangenen Jahre (1927/28 gab es 576 Zeitungen, 1932: 6775, 
1927/28: 88 Millionen Exemplare pro Tag; 1932: 38,5. 
Iswestija 21. 7. 32). 

Interessant waren die Ausführungen von Felix Kohn über 
die Entwicklung des Rundfunks. Er forderte kategorisch 
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eine Umstellung des Programms auf das Musikalisch-Künstlerische 
unter besonderer Berücksichtigung der Wünsche und Bedürfnisse 
des flachen Landes. Er erklärte geradezu, daß es die Aufgabe 
des Rundfunks sei, dem Hörer das zu übermitteln, was nicht 
in der Zeitung steht. Aus diesen Worten klingt die wichtige 
Feststellung, daß auch die Politisierung des öffentlichen Lebens 
ihre Grenzen hat. Scharf wandte er sich gegen die bestehende 
Unterstellung des Rundfunks unter das Verkehrskommissariat, 
als „Arbeitern der ideologischen Front“ müsse den Rundfunk- 
leitern eine größere Unabhängigkeit gewährt werden. Selbst- 
verständlich soll die Zahl der mit Lautsprecher versehenen Emp- 
fänger erheblich gesteigert und nach Ansicht von Kohn bis 1937 
auf 22, nach Ansicht des Gosplan auf höchstens 18 Millionen er- 
höht werden (Iswestija 21. 7. 32 und ZKP 24.7. 32). Der Vertreter 
des Film-Forschungsinstituts teilt mit, man hoffe bald durch 
Massenherstellung einen Vorführungsapparat für 120 Rubel an- 
bieten zu können und auf diese Weise die Zahl der zur Ver- 
fügung stehenden Apparate (zurzeit 30000) bis 1937 auf 86 700 
zu erhöhen. 

Die Angaben über die Entwicklung der Kunst sind noch zu 
spärlich, als daß sich eine Wiedergabe lohnen würde. Zwar hat 
schon Mitte Juni die Allrussische Konferenz für den Fünfjahr- 
plan der Kunst stattgefunden, aber die dort erreichten Ergebnisse 
sind noch wenig konkret. Ähnlich ist es mit dem Theater, 
wobei jedoch die Mitteilung interessiert, daß der Bedarf an aus- 

ebildeten Schauspielern gegenwärtig höchstens zu 5 % be- 
riedigt werde. 


Materielle Basis. 


Wer dieses, in den letzten Monaten in der Sowjetunion dis- 
kutierte, riesige und umfassende kulturelle Aufbauprogramm 
betrachtet, muß immer wieder die Frage nach den materiellen 
Hintergründen eines solchen Planes sellen: Es ist bezeichnend 
für den Russen, daß die Diskussion über die materiellen Voraus- 
setzungen zwar erheblich mehr Raum einnimmt als während der 
Vorbereitung des ersten Fünfjahrplans, daß sie aber gemessen an 
den endlosen Verhandlungen über die ideologische und methodo- 
logische Seite des Programms bis jetzt noch verhältnismäßig stief- 
mütterlich behandelt wurde. 

Im ganzen genommen kann man feststellen, daß die Sowjet- 
union entschlossen ist, die größten Anstrengungen zu machen, um 
die für ein solches Programm notwendige materielle Basis zu 
schaffen. Das schon zitierte Wort von Preobrashenskij beweist, 
daß man sogar den Mut hat, trotz der gegenwärtig besonders 
ungünstigen Wirtschaftslage der Bevölkerung öffentlich zu er- 

lären, man werde die kulturellen Bedürfnisse auf Kosten der 
lebensnotwendigen Gebrauchsgüter besonders berücksichtigen. 
In konkreten Zahlen heißt das: während die Gesamtproduktion 
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der dem Volkskommissariat für leichte Industrie unterstellten 
Produktionsstätten auf 358,8 % ansteigen soll, ist für den kultu- 
rellen Sektor dieses Kommissariats allein ein Anstieg der Pro- 
duktion auf 457,5 % vorgesehen (ZKP 18. 7. 32). Es handelt sich 
dabei in erster Linie um die folgenden Industrien: 

1. Papierindustrie. Hier geht der Streit um zwei Varianten, 
von denen die eine als Ziel für das Jahr 1937 eine Produktion 
von 2, die andere von 3 Millionen Tonnen bezeichnet. 2. Poly- 
Ban Industrie. Nachdem man festgestellt hat, daß in 

eutschland eine Setzmaschine auf 7000, in Rußland auf 1 Million 
Menschen kommt, fordert man eine wesentlich verbesserte Aus- 
rüstung dieses Industriezweigs als Voraussetzung für die Steige- 
rung seiner Produktion. Auch die Zahl der übrigen Druckerei- 
maschinen soll erheblich erhöht und die Gesamtproduktion der 
polygraphischen Industrie von 400 Millionen Hubel 1932 auf 
1262 Millionen Rubel 1937 erhöht werden. Das würde allerdings 
eine Neuinvestierung von rund 600 Millionen Rubel zur Voraus- 
setzung haben. 3. Lehrmittelindustrie. Der Wert ihrer Produk- 
tion betrug 1932 85 Millionen Rubel, wovon rund die Hälfte nicht 
aus der verstaatlichten Industrie, sondern aus den Produktions- 
genossenschaften stammte. Er soll 1937 573 Millionen Rubel aus- 
machen, zu zwei Dritteln aus den Werken der Staatsindustrie. 
4. Musikinstrumentenindustrie. Die Produktion soll von 68 Mil- 
lionen Rubel auf über eine halbe Milliarde Rubel wachsen bei 
etwa gleichbleibendem 25prozentigen Anteil der Produktions- 
un 5. Sportartikelindustrie. Auch hier ist ein er- 
ebliches Austeigen auf eine drittel Milliarde Rubel geplant. 
6. Filmindustrie. An Stelle von 123 Spielfilmen im Jahre 1932 
sind für 1937 300 vorgeschlagen, an technischen und Propaganda- 
filmen statt 181 650, an zeitgeschichtlichen statt 536 1200. Trolz- 
dem das Kommissariat für Leichtindustrie mit diesem Programm 
seinen besten Willen gezeigt hat, wurde auf der Konferenz die 
Forderung erhoben, daß auch einzelne Werke aus dem Bestand 
des Schwerindustrie-Kommissariats ausschließlich für die Pro- 
duktion von Kulturausrüstung abgezweigt werden sollen. 


Nicht dem Kommissariat für Leichtindustrie unterstellt, aber 
von größter Bedeutung ist deErrichtungneuerGebäude 
für Zwecke der Volksbildung. Obgleich man es als das Normale 
bezeichnet, daß in der Semiletka pro Schüler 32 cbm Raum zur 
Verfügung stehen, sind tatsächlih zunächst nach den Angaben 
des Narkompros nur 8 vorhanden, so daf man als günstigstes Ziel 
für 1937 16 cbm in Aussicht nehmen will. Selbst dann müßten 
für den Schulbedarf neue Gebäude in einem Gesamtausmaß von 
220 Millionen Kubikmeter, für Kindergärten sogar von 300 Mil- 
lionen Kubikmeter neu errichtet oder erheblich umgebaut werden. 

Am wenigsten konkret wurde bisher die finanzielle 
Basis des Planes besprochen. Im allgemeinen wurden nur die 
zum Teil schwindelerregenden Forderungen der einzelnen 
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Zweige des kulturellen Aufbaus angemeldet, während sich das 
Finanzkommissariat noch sehr zurückhält. Es scheint mir be- 
zeichnend zu sein, daß auf der großen Allbundlichen Kultur- 
konferenz, die ständig mit Millionen und Milliarden von Rubeln 
operierte, der einzige wirklich legitimierte Finanzsachverstän- 
dige, der Vertreter des Volkskommissariats der Finanzen, 
Aralow, sein ganzes Referat darauf beschränkte, die Erfahrungen 
mit der Finanzierung des ersten Fünfjahrplans darzulegen, es 
vermied, näher auf die Finanzprobleme des neuen Planes ein- 
zugehen und sich damit begnügte, ganz allgemein zu er- 
klären, die für den Kulturaufbau bestimmten Mittel müßten er- 
heblich erhöht und zu diesem Zweck die Unterstützung aller wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Organisationen weitgehend 
mobilisiert werden (Iswestija 22. 7. 32). 


* * 
* 


In den noch bevorstehenden Monaten bis zur endgültigen 
Verkündung des zweiten Fünfjahrplanes, mit der frühestens im 
ersten Quartal des Jahres 1933 zu rechnen ist, wird zweifellos 
im einzelnen noch mancherlei am kulturellen Programm, wie es 
in der Entstehung begriffen hier dargestellt wurde, geändert 
werden. Stärker als es bisher in der verhältnismäßig kurzen 
Zeit seit dem 17. Parteikongreß möglich war, wird die breite 
Öffentlichkeit, werden die Rayons und gesellschaftlichen Organi- 
sationen herangezogen werden. Aber die Grundtendenzen lassen 
sih wohl heute schon feststellen. Und diese sind viel inter- 
essanter und wichtiger als alle Zahlen, die höchstens dazu dienen, 
die Grundtendenzen deutlich zu machen. Denn so betrachtet, 

liedert sich die zunächst verwirrende Fülle von Einzelbestre- 

ungen, Wünschen und Kritiken einem einheitlichen Prinzip ein: 
Dem Willen, nach Jahren des Experimentierens das Maß zu 
finden, dem ernsthaften Willen zur inneren Konsolidierung. 


Ill. Zur Arbeit an der Aufstellung des zweiten Fünfjahrplanes. 


Von Dr. Robert Schweitzer 


Über das Wesen des zweiten Fünfjahrplanes und über die 
Inangriffnahme der Aufstellung der Pläne sind die Leser dieser 
Zeitschrift unterrichtet. Es sei besonders auf die Übersichten von 
Prof. Hoetzsch im März- und Mai-Heft 1932 verwiesen. Der Zweck 
dieser Zeilen soll sein, einen Überblick über das System der 
Planorgane und über die Aufgaben zu geben, die diese 
im Hinblick auf den zweiten Fünfjahrplan zu lösen haben. Die 
für die Arbeiten an der Aufstellung des zweiten Fünfjahrplanes 
grundlegende Verordnung des Rates der Volkskommissare vom 
März d. J. ist im Mai-Heft bereits kurz skizziert worden. Die 
Leitung der gesamten Planarbeit hat nach dieser Verordnung, 
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wie das nicht anders sein kann, die staatliche Plankommission 
(Gosplan) beim STO, dem Rat für Arbeit und Verteidigung. Sie 
warde am 22. Februar 1921 mit Kržižanovski als Vorsitzendem 
ins Leben gerufen, also gerade im Zeitpunkt der Wende zwischen 
Kriegskommunismus und neuer ökonomischer Politik. Ihr 
Aktionsradius erstreckte sih von Anfang an auf den ganzen 
volkswirtschaftlichen Prozeß, nicht etwa nur auf den vergesell- 
schafteten Sektor. Nach dem Umbau von 1930 umfaßt dieser 
Gosplan neun Abteilungen: den Produktionssektor, den Sektor 
für Kraftwirtschaft, den Sektor für Bauwirtschaft, den Verkehrs- 
sektor, den Sektor für Arbeit, Kultur und Wissenschaft, den 
Sektor für Rekonstruktion der Rayons, den wirtschaftsstatisti- 
schen Sektor, den Sektor für Landesverteidigung und den Sektor 
für Organisation. Das Präsidium des Gosplan wird vom Rat der 
Volkskommissare ernannt. Gewissermaßen als Sekretariat dieses 
Präsidiums fungiert das Zentrale Gesamtplanbüro, das für ein 
systematisches Fu amena eiten der verschiedenen Sektoren zu 
sorgen hat und bei dem die methodologische Leitung der Plan- 
arbeit konzentriert ist. Zur Verdeutlichung des Wesens der 
einzelnen Sektoren sei in bezug auf diejenigen, bei denen aus 
dem Namen nicht ohne weiteres auf den Aufgabenkreis ge- 
schlossen werden kann, noch folgendes gesagt. Die Aufgaben 
des Produktionssektors: Aufstellung von Gesamtplänen der 
industriellen und landwirtschaftlihen Produktion und des 
Transportes, Aufstellung von Gesamtplänen bezüglich der 
Kapitalinvestierungen, Ausarbeitung von Fragen der technischen 
iad organisatorischen Rekonstruktion und Kontrolle der Er- 
füllung der Produktionsaufgaben. Die Aufgaben des Sektors für 
Bauwesen: Aufstellung von Plänen für Neubauten, sowohl für 
gewerbliche Zwecke als auch für die kommunale Wohnungswirt- 
schaft, für die Produktionsverteilung von Baumaterialien u. a. 
Die Aufgaben des Verkehrssektors: Verteilung der Produktion, 
Aufstellung von Plänen der Außenhandelsoperationen, Auf- 
stellung des gesamten Finanzplanes. Der Sektor für Organisa- 
tion ist gewissermaßen die Krönung des Ganzen. Er weist den 
einzelnen Planorganen ihre Arbeit zu und erfaßt und verteilt 
die Planspezialisten. | 


Der Gosplan hat nun bis zum 1. Dezember 1932 dem Rat der 
Volkskommissare den Wirtschaftsplan für 1933 und bis zum 
1. Januar 1953 den volkswirtschaftlichen Plan der zweiten Fünf- 
jahrplanperiode zur Bestätigung vorzulegen. Zu diesem Zwecke 

eruft er unter Beteiligung der Volkskommissariate, der niede- 
ren Planorgane und der wissenschaftlichen Institute Unions- 
konferenzen für die Erörterung von Fragen, die über den Rahmen 
eines einzelnen Wirtschaftszweiges hinausragen. Im einzelnen 
werden in der genannten Verdi ung 24 solcher Probleme auf- 
gezählt. Einige wenige seien hier genannt, um die Richtung 
aufzuzeigen, in der gearbeitet wird: Die Verteilung der Produk- 
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tivkräfte (Standortsfragen), die Elektrifizierung, das Brennstoff- 

roblem, Auswertung der Forschungsergebnisse auf dem Gebiete 
PF Chemie für die Wirtschaft, Mechanisierung der Arbeits- 
prozesse, das Kaderproblem u. a. 


Bevor wir auf die Zusammenarbeit zwischen Gosplan und 
den sonstigen Planorganen eingehen, seien diese selbst kurz 
charakterisiert. Im Gosplan war zunächst die gesamte Planungs- 
arbeit für alle Wirtschaftszweige konzentriert. Dadurch wurde 
auch seine Struktur bestimmt. Die Planungsarbeit war nach 
Wirtschaftszweigen gegliedert. Der Ausbau der Planwirtschaft 
führte dann zur Schaffung von zwei Planorgansystemen. Das 
eine hat vertikale, das andere horizontale Struktur. Die einzel- 
nen Glieder der vertikalen Gruppe sind die Plankommissionen 
der Bundesrepubliken, der sogenannten autonomen Republiken 
in ihnen, der Gebiete (Oblasti) und der Rayons. Zunächst hatten 
diese Planorgane als Hauptaufgabe die Wirtschaftsberatung der 
betreffenden Exekutivorgane, zu denen sie gehören, und nicht 
die Aufstellung von Plänen. In der Gegenwart aber stellen diese 
Glieder des vertikalen Planorgansystems für die zweite fünf- 
jährige Planperiode einen vollständigen Plan der Gesamtwirt- 
schaft ihres Bereiches auf, wobei es belanglos ist, ob die zu 
budgetierenden Unternehmungen verwaltungstechnish den 
Volkswirtschaftsräten des betreffenden Bezirkes oder Zentral- 
instanzen direkt unterstellt sind. Der Erörterung der entschei- 
denden Einzelprobleme dienen ähnliche Konferenzen, wie wir 
sie oben im Rahmen des Gosplanes geschildert haben. Die 
Arbeitsprogramme dieser Konferenzen werden gemeinsam mit 
dem Gosplan festgesetzt. 


Von den Plankommissionen der jeweils höheren Ordnung 
sind die einzelnen Planorgane im allgemeinen unabhängig. Nur 
in bezug auf Organisation — d.h. in bezug auf den inneren 
Aufbau, die Einteilung in Unterabteilungen usw. — und die 
Methode ihrer Arbeiten erhalten sie von den vorgeordneten 
Plankommissionen verbindliche Direktiven. 


Der Zweck dieser vertikalen Aufgliederung der Planungs- 
organisation war, die Verbindung der Mitarbeiter am Plan zu 
der von ihnen zu budgetierenden Wirtschaft so eng wie möglich 
zu gestalten. Wie unerläflich eine solche enge Verbindung ist, 
haben die Fehlschläge der ersten Planungsversuche, bei denen 
eine solche „Tuchfühlung“ fehlte, zur Genüge bewiesen. 


Die Zusammenarbeit und die Kompetenzabgrenzung zwischen 
den einzelnen Gliedern der vertikalen Gruppe war nicht immer 
so, wie sie sein sollte, ganz besonders nicht zwischen dem Gos- 
plan der UdSSR und dem Gosplan der RSFSR. Kuibysev, der 
Vorsitzende des Gosplan der UdSSR, sprach im ersten Plenum 
des Gosplan im Mai 1931 in diesem Zusammenhange von einem 
blühenden Bürokratismus. 
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Die ersten Anfänge der Entwicklung des zweiten Planorgan- 
systems, der horizontalen Gruppe, reichen bis 1925 zurück. In 
diesem Jahre setzte bei den sogenannten vedomstva (Ressorts) 
eine gesonderte Planungsarbeit ein. Es entstanden die Plan- 
abteilungen bei den Volkskommissariaten und ihren Verwal- 
tungseinheiten, im Rahmen der Industrie beispielsweise bei den 
Vereinigungen, den Trusts und den Einzelunternehmungen 
(heute hat auch jeder Gliedbetrieb seine Planungszelle). Inner- 
halb des gleichen Wirtschaftszweiges stehen die einzelnen Plan- 
organe also wiederum in vertikaler Ordnung. Über die Ab- 
hängigkeit der unteren Planorgane von den ihnen vorgeordneten 
gilt das gleiche, was oben für das Vertikalsystem gesagt wurde. 
Auch das horizontale Plangesamt ist nur in organisatorischer 
und methodologischer Hinsicht eine organische Einheit, weil in 
den beiden genannten Richtungen alle Planorgane dem Gosplan 
unterstehen. Im übrigen aber sind die Planabteilungen stets 
Glieder des betreffenden Organes, zu dem sie gehören. Eine 
andere Regelung würde aak dem grundsätzlichen Organisa- 
tionsprinzip der Sowjetwirtschaft, der einheitlichen Befehls- 
gewalt, d. h. dem Prinzip der Einzelleitung, widersprechen. 


Die gekennzeichneten Planorgane waren vorhanden, als die 
Arbeit am Aufbau des zweiten Fünfjahrplanes begann. Neu aber 
ist, wenigstens im Vergleich mit der Aufstellung des ersten Fünf- 
jahrplanes, der Ausbau der lokalen Planarbeit, m. a. W. die Mobili- 
sierung der Masse für die Planschaffung. Die ersten Pläne waren 
mehr oder weniger Pläne vom grünen Tisch. Der Plan für die 
einzelne Unternehmung oder die einzelne Industrievereinigung 
war das Produkt der Arbeit der Mitarbeiter der entsprechenden 
Planzelle, der administrativen Leitung und einer relativ kleinen 
Zahl von Sachverständigen, die zu entsprechenden Konferenzen 
hinzugezogen wurden. Mit großem Nachdruck aber wird jetzt 
darauf hingewiesen, daß ohne Einschalten der Masseninitiative 
in die Planarbeit der zweite Fünfjahrplan nicht hinreichend 
erfolgreich sein kann. Insbesondere ist es Aufgabe der Gewerk- 
schaften, die Masseninitiative für diesen Zweck zu mobilisieren. 
Entsprechende Direktiven sind auf Grund der Resolution des 
neunten Gewerkschaftskongresess durh den Allrussischen 
Zentralrat der Gewerkschaften und den Gosplan Ende Mai 
(Za Ind. 24. Mai 1932) an alle Gewerkschafisorganisationen und 
alle ae en ergangen. 

Diese Massenmobilisierung für die Planung setzte vor etwa 
1⁄2 Jahren ein und fand in der Bewegung der Schaffung von 
sogenannten Gegenplänen (vstreönyj promfinplan) ihren Aus- 
druck. Sie basierten auf dem Gedanken, daß niemand besser 
über die Produktionsmöglichkeiten, über die zweckmäfigste 
Organisation der Arbeit, die besten Lohnverfahren, überhaupt 
über alle Möglichkeiten der Hebung der Produktivität der Arbeit 
unterrichtet sein könne als die Betriebsgemeinschaft selbst. Aus 
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diesem Grunde sollen die Industriepläne den Belegschaften vor- 
gelegt und von diesen mit Ergänzungen und Anmerkungen ver- 
sehen werden, ehe sie weiterer Konferenzarbeit zuzuleiten und 
endgültig zu bestätigen sind. Auf diese Weise werden Millionen 
von Arbeitern zur aktiven Teilnahme an der Aufstellung der Pläne 
und zur Kontrolle ihrer Ausführung herangezogen. Damit ist 
aber die Mitarbeit nicht erschöpft. Das beschlossene Plansoll 
wird in den Gegenplänen Grundlage für weitergehende Voran- 
schläge, die sich die Betriebsgemeinschaft selbst setzt, um der 
Öffentlichkeit das Vorhandensein von sozialistischem Arbeits- 
enthusiasmus zu demonstrieren. Diese über die amtlichen Plan- 
ziffern hinausgehenden Sollziffern bilden den Gegenplan. Diese 
Gegenpläne erweisen sich naturgemäß dann wieder als außer- 
ordentlih fruchtbar für die Aufstellung der kommenden 
Industriepläne, weil die Planungszentrale auf diese Weise 
genauere Kenntnis von der Leistungskapazität der Einzel- 
betriebe erhält. 

Es kann nicht zweifelhaft sein, daß diese Entwicklung der 
Planung einen erheblichen Fortschritt bedeutet. Die Pläne ge- 
winnen Wirklichkeitsnähe und erhalten eine stark erzieherische 
Wirkung. 

Das Ziel der gegenwärtigen Planarbeit ist durch den 
17. Parteikongreß festgestellt. Regierung und Partei haben hier 
Tempo, Weg und Methoden des weiteren Aufbaues in allgemei- 
nen Richtlinien festgelegt. Die staatliche Plankommission ist 
auf Grund der Märzverordnung des Rates der Volkskommissare 
verpflichtet, diesem die Kontrollziffern des alten Fünfjahrplanes 
bis zum 20. August 1932 vorzulegen. Der Zweck dieser Maf- 
nahme ist, zu jenem Zeitpunkt Klarheit über den Stand der 
Volkswirtschaft kurz vor Abschluß der ersten Fünfjahrplan- 
poa zu gewinnen, denn die gegenwärtige Lage muf die 

asis für die Limite und Direktiven sein, die im Hinblick der im 
nächsten Jahrfünft zu erwartenden Leistungsfähigkeit des Pro- 
duktionsapparates vom Gosplan unter Mitwirkung der Volks- 
kommissariate aufgestellt werden. Diese Limite bilden bereits 
einen umfassenden Plan, allerdings erst einen Orientierungsplan. 
Sie werden den Spitzen des vertikalen und horizontalen Plan- 
systems zugeleitet, von diesen weiter aufgeteilt und an den 
Stellen, auf die sie sich beziehen, überprüft, kritisiert und kon- 
kretisiertt. Danach wandern die Planvorschläge an die Spitzen- 
organe zurück und werden hier zur Grundlage für die Vorschläge 
von Operationsplänen eines bestimmten Wirtschaftszweiges oder 
eines bestimmten Territoriums. Die Volkskommissariate müssen 
diese ihre Arbeit für den neuen Fünfjahrplan bis zum 15. No- 
vember und für den Wirtschaftsplan des Jahres 1933 bereits bis 
zum 20. Oktober 1932 abgeschlossen haben. Die entsprechen- 
den Fristen für die Bundesrepubliken sind der 25. und der 
t. November 1932. An diesen Terminen strömen im Gosplan alle 
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Planvorschläge zusammen, nun in weitgehend detaillierter Form, 
und als Schlußaufgabe bleibt dem Gosplan, die Vielheit der Plan- 
vorschläge zu einer organischen Einheit, zum endgültigen Pro- 
jekt des einheitlichen volkswirtschaftlichen Planes zusammen- 
zufassen. Aus dem Sammelgesamt von Vorschlägen muß ein 
konsolidiertes volkswirtschaftliches Plangesamt entstehen. 

Die Methode für diese endgültige Abstimmung der Teil- 
pläne, wie auch für die Aufstellung von provisorischen Plänen, 
ist die Bilanzmethode. Den Autoren der ersten Pläne wird in 
der Gegenwart vor allem der Vorwurf gemacht, daß sie diese 
Methode, die die Planungsarbeit durchdringen muß und heute 
auch aonni nicht erkannt oder nicht in den Mittelpunkt 
ihrer ganzen Planarbeiten gestellt hätten. Heute wird beispiels- 
weise in den provisorischen Voranschlägen der Metallwirtschaft 
den Vorräten und den Zugängen durch die Produktion der Ver- 
brauch an Metall gegenübergestell!. Das Ergebnis ist die 
Metallbilanz. Oder man setzt auf die Aktivseite beispielsweise 
der Wollbilanz den gesamten Fingang, die Aufbringung von 
Wolle auf dem inneren und äußeren Markte und auf die Passiv- 
seite den Industrieverbrauch und die Ausfuhr, das Ganze in 
Mengen. In dieser Weise finden End Si Schemata für die 
Darstellung der Verhältnisse einzelner Grundelemente der 
Volkswirtschaft Verwendung. Das Bilanzschema wirkt als 
Sicherheitsfaktor für die einzelnen Rechnungen. Die Verkettung 
dieser Rechnungen wird mit einem Sicherheitskoeffizienten aus- 
gestattet, die Verkettung selbst übersichtlich und wur 
Auf diese Weise entstehen die Teilpläne und letzten Endes au 
der einheitliche volkswirtschaftliche Plan. 


Diese Bilanzmethode berührt aber nur die formale Seite der 
Planungsarbeit. Für die Schaffung des materiellen Inhalts 
dieser Pläne ist die sogenannte „aktive sozialistische Zielsetzung“ 
maßgebend. Die sogenannte „genetische“ Methode, die auf der 
Vorstellung beruhte, daß man bei der Projektierung der Zukunft 
von dem Entwicklungstempo der Wirtschaftszweige in der Ver- 
und von den Jious gewachsenen Gesetzmäßig- 

eiten ausgehen müsse, wird zugunsten der neuen, sogenannten 
„teleologischen“ Methode abgelehnt und gilt heute als über- 
wunden. Die „Genetiker“ wurden als Opportunisten gebrand- 
markt und aus der Planarbeit ausgeschaltet. Die Planung kann 
nach Meinung der Teleologen nur von dem sozialistishen 
Willen zum Umbau der Wirtschaft beherrscht sein, nicht von dem 
Streben nach Erhaltung des „Gleichgewichts“ im Sinne der Ge- 
netiker, eines Gleichgewichts nämlich zwischen kapitalistishem 
und sozialistishem Sektor. Mit den Worten Strumilins: „Die 
Kunst der Planung söhnt sich mit der bestehenden Welt nicht 
aus. Sie setzt sich zum Ziele nicht das Erkennen, sondern die 
Umbildung dieser Welt. Sie schafft sich aktiv eine neue Welt.“ 
Dieser Methodenstreit trägt, wie ersichtlich, hochpolitischen Cha- 


a 65 


rakter und rührt an die Frage nach der zweckmäfligsten Wirt- 
schaftsverfassung überhaupt, eine Frage, die nach Meinung der 
Sowjetwirtschafter in der Sowjetunion bereits zugunsten der 
sozialistischen gegen die kapitalistische entschieden ist. 


Bücherschau. 


Stalin. 


Levine, J. Don: Stalin. Der Mann von Stahl. Autor. 
Übers. von Wilhelm Cremer. Hellerau bei Dresden. Avalun- 
a} 1931, 312 S. Preis: kart. 550 RM., Lbd. 6,50 RM. 

indecke, Christian: Der rote Zar. Genosse Stalins 
Dee zur Macht. Leipzig, Quelle & Meyer, 1932, IV, 232 S., 
1 Porträt. 


Der Mann des Fünfjahrplans ist durch seine schweigsame Sachlichkeit 
allmählich geradezu ein romantisches Geheimnis geworden. Wenn man die 
immer noch anhaltende Hochkonjunktur in Sowjetliteratur und das Zeit- 
interesse für Führer aller Richtungen, Rangstufen und Echtheitsgrade dazu- 
rechnet, wundert man sich, daß trotz so vieler anregenden Momente die Stalin- 
Literatur in einem immerhin maftvollen Tempo wächst. (Vgl. Osteuropa 7. Jg. 
Nr. 3, S. 183, 6. Jg. Nr. 10, S. 618.) 

Stalins Gestalt und seine Rolle als Nachfolger Lenins und als Wider- 
sacher Trotzkis sind ein Symbol unserer ganzen Generation. Die der reichen 
Vorkriegszeit entwachsenen Geister, die selbst als deren Widersacher noch 
aus dem Vollen schöpfen konnten, sterben oder werden als unzeitgemäße 
Intellektuelle beiseitegeschoben. Stalin, nur acht Jahre jünger als Lenin und 
gleichaltrig mit Trotzki, gehört durchaus der neuen, „schmächtigeren” (Tho- 
mas Mann) Generation an, die sich einschränken und beschränken, die sich 
spezialisieren und ausschließlih auf den Erfolg ausrichten muß. J. Don 
Levine, offenbar ein Amerikaner, scheint diese Zusammenhänge zu fühlen, 
wenn er in seinem wertvollen Buche Stalin als den ersten politischen „Boss” 
in Rußland, als Symbol des in Rußland eindringenden Amerikanismus auf- 
faßt. Trotz dieser sachlichen Grundauffassung bleibt der Vf. freilich Literat 
genug, um die Pjatiletka einigermaßen kurz abzumachen, desto mehr Raum 
aber Stalins persönlichen Intrigen um Lenins Kranken- und Totenbett (lite- 
rarisch die besten Kapitel des Buches) und den Peripetien seiner Ausein- 
andersetzung mit Trotzki und den Führern der Rechtsopposition zu widmen. 
Auf weitgehende Kenntnisse gestützt (das Literaturverzeichnis ist respek- 
tabel, und positive Irrtümer sind nur in geringer Zahl nachweisbar), bemüht 
sich der Vf. objektiv zu sein, wenn er auch der russischen Wirklichkeit im 
Grunde nur mit einem zwischen Ehrfurcht und Gruseln oszillierenden Schau- 
der gegenübersteht. 

Das Buch von Windecke, dessen knalliger Titel so gar nicht zu dem 
ernsthaften Verlag passen will, ist für denjenigen, welcher J. Don Levine 
gelesen hat, überflüssig. Es bringt vielfach die gleichen Fakta, ist auch in 
der Einstellung nicht wesentlidı davon verschieden, im ganzen aber weit 
inhaltsärmer und in literarischer Beziehung (mit Ausnahme vielleicht einiger 
Stellen über den Fünfjahrplan) derartig talentlos, daß man gegen die 
Herabwürdigung Trotzkis als eines „Nur-Literaten“ aus dieser, noch nicht 
einmal einem Literaten gehörigen Feder, sich instinktiv empört, selbst wenn 
man sonst Trotzki noch so oft zu widersprechen geneigt ist. Wenn man auch 
bei Windecke wenig regelrechte Fehler festzustellen vermag, so muß doch 
seiner Gesamtanlage vorgeworfen werden, daf er, ohne ein bedeutender 
Psychologe zu sein, sich viel zu sehr an die personelle Seite der Vorgänge, 
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welhe oft eine blofe Außenseite ist, geklammert hat. Man braucht nur 
nebeneinauderzuhalten, in wie feiner Weise J. Don Levine den lebendigen 
Lenin und den von Stalin geprägten Begriff des „Leninismus“ ausein- 
anderhält, und zu welchem primitiven Götzenbild der Name Lenin bei Wind- 
ecke geworden ist, um beide Bücher in der geistigen Hierarchie (an deren 
Existenz jenseits aller Parteihierarchien eade bei dieser Lektüre zu den- 
ken nicht überflüssig ist) richtig, d. h. weit voneinander entfernt, zu P 
—n. 


Zwischeneuropa. 


Ostland-Darstellungen, herausgegeben vom Ost- 
land-Institut in Danzig 1931: Siebenhundert Fahre Thorn 1231 
bis 1931, von Reinhold Heuer, Pfarrer in Thorn. 72 S. 


LaPologne,laRussieetl’Ukraine. Bulletin d’Infor- 
mations Ukrainiennes, Genève 1931, 80 S. Preis: 1 Franc. 


LaSilesiePolonaise. Probl&mes Politiques de la Pologne 
Contemporaine Band II. Conferences faites a la Bibliothèque 
Polonaise de Paris par MM. L. Eisenmann, E. de Martonne, 

. Ancel, A. Meillet, V. Poliakov, A. Tibal, R. Pinon, Ch. Dupuis 

e. P. de Quirielle, MM. F. Michel, R. Huet, C*® J. de Beylie, H. de 

Momfort et M. Grażynski. Gebethner et Wolff, Paris 1932, 469 S. 


Die Darstellung der Geschichte Thorns ist ein Geschenk zum 
700. Geburtstag dieser alten deutschen Stadt. Sie ist von einem Mann ge- 
schrieben, der die Stadt kennt und liebt wie einen Menschen und der ihre 
Geshichte mit einer intimen Kenntnis erzählt, die einen warmen Eindruck 
der Nähe und des Verstehens einprägt. Thorns Geschick entwickelt sich ihm 
wie ein Menschenleben. — Von den 30000 Deutschen, die 1914 in Thorn 
wohnten, sind heute nur noch 3000 geblieben, die Polonisierung ist also fast 
vollständig. Um so notwendiger ist diese Geschichte der Stadt Thorn gewor- 
den, die den Bemühungen der polnischen Geschichtsforschung, auch die Ver- 
gangenheit der Stadt für Polen zu beanspruchen und aus ihr „eine ständige 
Ausfallspforte Polens im Kampf um den Zugang zum Meer“ zu machen, eine 
Darstellung von deutscher Seite entgegenhält. 

Gerade Thorn ist heute der Sitz des „Baltischen Instituts“, das es sich 
zur Aufgabe gemacht hat, die Ansprüche Polens auf den Korridor wissen- 
schaftlich zu begründen. Die Ergebnisse dieser Tätigkeit, die Wissenschaft 
und Politik nicht immer sehr glücklich verbindet, bilden das Rüstzeug für die 
nationale Propaganda Polens im In- und Ausland und vereinigen sich hier 
mit einer Reihe weiterer Institutionen, zu denen auch die Bibliothèque Polo- 
naise in Paris gehört, die das Werk „La Silesie Polonaise“ heraus- 
egeben hat. Es handelt sih um eine Fortsetzung der Veröffentlichung von 
'orträgen, die in der Bibliothèque von verschiedenen Wissenschaftlern und 
Publizisten über polnische Themen gehalten wurden. Die erste Sammlung be- 
une sich mit dem Zugang Polens zum Meer (bespr. in „Osteuropa“ April 
1932). Die Tendenz ist auch in dem vorliegenden Band eindeutig: Begrün- 
dung aller polnischen Thesen, die die Ansprüche Polens auf Oberschlesien 
vertreten, Kampf gegen alle Behauptungen von deutscher Seite, die gegen 
diese Ansprüche, ihre Herleitung und Verwirklichung aufgestellt werden. 
Polen ist über das Stadium, in dem es die Daten und Umstände seines Wie- 
dererstehens nach dem Kriege auf oft sehr plumpe und durchsichtige Weise 
rechtfertigen wollte, weit hinausgekommen, seine Propaganda ist sachlich 
gründlich fundiert und erweckt den Anschein voller Objektivität. „La Sile- 
sie Polonaise“ ist ein ausgezeichnetes Muster dieser Gattung. Das Buch weist 
wieder wie sein Vorgänger gute Namen der französischen Wissenschaft auf, 
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allerdings fehlen auch die Hauptstützen der polnischen „Aufklärung“ im 
Westen nicht, Poliakov-Augur und Smogorzewski, der sich die Regie des 
Werkes vorbehalten und einen umfangreichen Raum (fast 200 Seiten) für 
sich belegt hat, um noch einmal das Ergebnis des Plebiszits und die Vor- 
nahme der Teilung zu behandeln und zu begründen. Die Reichweite der 
Vortragsreihe ist sehr groß, sie umfaßt politische, wirtschaftliche, historische, 
linguistische, ethnscraphische und geographische Themen. 

„La Pologne, la Russie et l'Ukraine“ ist ebenfalls eine 
Sammlung von Aufsätzen verschiedener Verfasser, ebenfalls eine Propaganda- 
schrift, die die westliche Welt von der Lage, dem Ringen nach Befreiung, 
der Bedrückung der Ukraine unterrichten soll. Das geistige Niveau reicht 
aber nicht entfernt an das des polnischen Werkes heran und gibt den Ein- 
druck eines wohlmeinenden, aber ungescickten politischen ee 


Eingegangene Bücher. 

Goldschmidt, Adolph: Die Bronzetüren von Nowgorod und Gnesen. 
Mit 101 Lichtdrucktafeln und 4 Lichtdructafeln im Text. Nach Aufnahmen 
des Kunstgeschichtlichen Seminars der Universität Marburg a. L. II. Band der 
Frühmittelalterlichen Bronzetüren, herausgegeben von Richard Hamann. Mar- 
burg a. L. Verlag des Kunstgeschichtlihen Seminars, 1932. 42 S. Text. 
Preis: 100,— RM. 

Jessen, Franz v.: Polens Zugang zum Meer und Deutschland. Kopen- 
hagen. C. A. Reitzel’s Verlag, 1931. 24 S. 

Jurin, Sergej: Die Leute von Gaidansk. Roman. Berlin. Ernst Ro- 
wohlt Verlag 1932. 228 S. Preis: kart. 4,50 RM., Ln. 5,20 RM. 

Koch, Woldemar: Die bol'ševistishen Gewerkschaften. Eine herr- 
S re Studie. Jena. Verlag Gustav Fischer, 1932. 480 S. Preis: 
22, — RM. 

Kotzde, Wilhelm: Die Burg im Osten. Das Schicksal einer Ritter- 
schaft. Stuttgart. J. F. Steinkopf Verlag o. J. 656 S. Preis: geb. 3,75 RM. 

Lietuvos Statistikos Metraštis 1931 m. (Annuaire statistique de la 
Lithuanie. Année 1931) — 4. Band. Kaunas. Verlag „Spindulio“ 1932. 355 S. 

Visuotinis Lietuvos Žemės Ūkio Surašymas, 1930 — Vytauto Didžiojo 
— metai groudžio men. ‘30 d. III. Band. (Recensement agricole en Lithuanie. 
Le 30 décembre 1930). Kaunas o. J. Verlag des Zentralstatistishen Büros. 92 S. 

v. Loesch, Harald H.: Die Mir-Verfassung, ihre Entstehung, Aus- 
bildung und ihr Abbau unter besonderer Berücksichtigung der Umteilungs- 
gemeinde. (Volkswirtschaftliche Studien, Heft 4.) Berlin 1932. Verlag Paul 
Parey. 87 S. Preis: brosch. 4,80 RM. 

Mänchen-Helfen, Otto: Drittel der Menschheit. Ein Ostasienbuch. 
Berlin. Verlag Der Bücherkreis, 1932. 193 S. Preis: Gzl. 4,30 RM. 

Na Literaturnom postu. (Auf dem Literaturposten.) Literaturno- 
chydozestvennyj sbornik. (Literarisch-künstlerische Sammlung.) Moskau 1930. 
Staatsverlag der RSFSR. 413 S. 

Niemeyer, Wilhelm: Russishe Bilder. Gedichte. Hamburg 1932. Ver- 
lag Kurt Saucke & Co. 50 S. 

Pfitzner, Josef: Bakuninstudien. (Quellen und Forschungen aus dem 
Gebiet der Geschichte.) Prag 1932. Verlag der Deutschen Gesellschaft der 
Wissenschaften und Künste für die Tshechoslowakische Republik. 244 S. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegt ein Prospekt der Firma 
Ost-Europa-Verlag, Königsberg 
bei, den wir der Beachtung der Leser empfehlen. 
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GERHARD DOBBERT: UdSSR und Italien (Rom und Moskau)... 69 


M. BESS: „Besprisornye“, die Methoden des Kampfes gegen die 
Verwahrlosung der Jugend in der Sowjetunion 
Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 
II. Zur Arbeit an der Aufstellung des zweiten Fünfjahrplans von 
ROBERT SCHWEITZER 


Bücherschau 


Professor Dr. Otto Hoetzsch, 


Herausgeber der vorliegenden Zeitschrift „Ost-Europa” 
schrieb die Einleitung zu dem neuen erfolgreichen Sammelwerk 


DieroteWirtschaft 


Probleme und Tatsachen 


Ein Sammelwerk, 
herausgegeben von Dr. Gerhard Dobbert 


XII und 284 Seiten. Kartoniert RM. 6.40 


15 weitere Rußlandkenner von Ruf 
führen auf Grund ihrer wirklich guten Kenntnisse und Erfahrungen 
durch das gesamte Wirtschaftsleben der Sowjetunion. 


„Das Buch ist überraschend vielseitig” 
sagt der „Hannoversche Kurier”. 


„Sowjetwirtschaft im Scheinwerferlicht” 
kennzeichnet es treffend ein Leitartikel der „Königsberger Allgemeinen 
Zeitung”. 

„Einen großen Erfolg” 
verspricht die „Berliner Börsen-Zeitung” dem Werk. 


Die gesamte Presse brachte interessante Teilabdrucke und ausführliche 
Mitteilungen, denn „es ist das Sensationelle dieses Sammel- 
werkes, daß es einen bisher noch nicht dagewesenengeraden 
Weg bahnt zwischen Ruflandschwärmerei und Ruflandsnobis- 
mus einerseits und spießiger Rufßlandverdonnerung anderer- 
seits”. „Generalanzeiger“, Dortmund. 


Ihr Buchhändler hat es vorrätig! Lassen Sie es sich vorlegen! 


Ost-Europa-Verlag / Königsberg Pr. 
Berlin W. 35 


UdSSR und Italien. 


(Rom und Moskau.) 
Von Gerhard Dobbert. 


Die Beziehungen zwischen Moskau und Rom sind von einer 
seltsamen Komplexität. Einmal ist Rom das Zentrum der katho- 
lischen Christenheit, der Vatikan vertritt die Belange der römi- 
schen Kirche und in ihrem Namen die der gesamten Christenheit. 
Mit dieser Macht stehen die Machthaber von Moskau in offenem 
Kampf, zwischen Vatikan und Kreml führen keine Brücken. — 
Rom ist aber auch die weltliche Hauptstadt Italiens, das Zentrum 
des faschistisch-korporativen Staates. Zwar sind Bolschewismus 
und Faschismus, trotz äußerlicher Ähnlichkeiten, zwei voll- 
kommen verschiedene Systeme, ideologisch trennt sie eine Welt 
— und doch haben staatspolitische Einsicht und wirtschaftliche 
Notwendigkeit eine Basis geschaffen, auf der sich mit der Zeit 
normale, ja man darf heute wohl sagen, fast freundschaftliche 
Beziehungen zwischen beiden Staaten entwickelt haben. 


Moskau und der Vatikan. 


Der Gegensatz zwischen Moskau und dem Vatikan ist die 
logische Konsequenz der Tatsache, daß die Religion als Glaube 
an die Jenseitsbestimmung des menschlichen Lebens und die 
sozialistische Gesellschaft im marxistischen Sinn, die sich ganz 
auf das Diesseits, auf ein irdisches Absolutes konzentriert, ein- 
ander ausschließen. „Die marxistishe Wirklichkeit ist die pro- 
duzierende Gesellschaft, die sich selbst genügt“ (Gurian). Reli- 
gion ist eine Verzerrung dieser Wirklichkeit, sie ist Opium oder, 
wie es Lenin noch derber sagt, Fusel für das Volk und verhindert 
das Erkennen der sozialen Realitäten. Der Genesis der neuen 
sozialen Gesellschaftsordnung in der Sowjetunion läuft notwen- 
digerweise ein „Absterben der Religion“ parallel, ihrem gewalt- 
samen Vordringen entspricht die gewaltsame Bekämpfung alles 
Religiösen. Dieser Unterdrückung sind alle kirchlichen Gemein- 
schaften, insbesondere auch die Katholische Kirche, ausgesetzt. 
Letztere hat aber ihre Heimat in Rom, in Rußland steht sie nur 
auf vorgeschobenem Posten. Die Verfolgungen in der Sowjetunion 
treffen sie daher nur an der Peripherie, nicht im Zentrum. Rom 
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erhebt den Anspruch, Schirmherr der katholischen, aber zugleich 
der gesamten Christenheit zu sein. Es kämpft daher nicht als 
Wortführer einer Kirche, sondern der christlichen Kirchen 


schlechthin. 


Die feindlihe Einstellung Roms gegen Sowjet-Moskau be- 
stand von jeher, trat aber nicht in voller Schärfe zutage, solange 
die Kurie noch hoffen konnte, mit Moskau zu einer friedlichen 
Einigung zu gelangen. Schon anläßlich der Konferenz zu Genua 
richtete der Papst an die auf ihr vertretenen Mächte das An- 
sinnen, jede Anerkennung der Sowjetregierung davon abhängig 
zu machen, daß diese Gewissensfreiheit, Freiheit der Religions- 
ausübung, sowie den Besitz der Kirche garantiere. Die sich 
ständig verschärfende antireligiöse Kulturpolitik der Sowjets, 
die Schließung von Kirchen, die Propaganda der „Gottlosen“, 
der Kampf gegen das Weihnachts- und Osterfest, die Mafrege- 
lungen des Klerus von der auch der Katholizismus mit betroffen 
‚wurde (z. B. der Proze gegen den Erzbischof von Mohilew, 
früheren Bischof von Moskau, Johann Cieplak, und den Prälaten 
Constantin Budkiewicz, der trotz aller Interventionen Roms mit 
Todesurteilen endete, u. a.), führten dazu, daß Rom in immer 
energischerer Weise gegen die kommunistischen Gewalttaten 
protestierte. In voller Schärfe wurde der Gegensatz zu Moskau 
erst 1930 formuliert, so vom Papst Pius XI. in seinem Schreiben 
an den Generalvikar von Rom vom 2. Februar 1930 und vom 
Kardinal Faulhaber-Müncen in einer radikalen Antwort der 
römisch-katholishen Kirche gegen die „Moskauer Finsternis“ 
(..Osservatore Romano“ vom 18. Februar 1930). Der Papst pro- 
testiert gegen die „schrecklichen und sakrilegen Verbrechen“ und 
kündigt eine feierliche Sühnemesse zur Linderung der Not 
„Unseres geliebten russischen Volkes“ an. In einer ähnlichen 
Tonart spricht der Kardinal vom Herabsinken der Sowjetkultur 
auf das Niveau „irgendeines wilden Volksstammes“. Seither 
haben die Angriffe der Sowjetpresse gegen die katholische 
Kirche nicht aufgehört; alle Sowjetzeitungen und Zeitschriften 
brachten Proteste (vgl. z. B. die Papstnummer des „Besboshnik“ 
vom 12. Februar die in vielen hunderttausend Exemplaren ver- 
breitet wurde). in denen der Papst als Zentrum aller reaktionären 
Kräfte bezeichnet wird, die gegen die Sowjetunion rüsten!). Die 
Sowjetpresse kann sich nicht genug tun in der Profanierung der 
Kirche und des Papstes (z. B. die „Prawda“ vom 19. März 1930 
u. a.). — Auch die Sprache des päpstlichen Organs, des „Össer- 
vatore Romano“, läßt an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. 


Bei der Einstellung der Kurie zu Moskau darf nicht über- 
sehen werden, daß die kirchliche Entwicklung in der UdSSR 


1) Ein aus freiwilligen Spenden im Wege antipäpstlicher Propaganda 
beschafftes Flugzeug trug die Aufschrift an seinen Flügeln: „Unsere Antwort 
an den Papst.“ 


70 


neue Möglichkeiten für eine Offensive des Katholizismus eröffnet, 
für den Fall, daß die politischen Machtverhältnisse in der Union 
sich einmal ändern sollten. Schon seit Jahrhunderten ist das 
Papsttum von der Idee beseelt, die orthodoxe Kirche mit der 
römischen zu vereinigen, natürlich unter dem Primat Roms. 
Diese Unionsidee lebt nun in verstärktem Maße auf. Der Bol- 
schewismus hat die starke Position der einheitlichen orthodoxen 
russischen Kirche definitiv zerstört, sie ist heute in eine Viel- 
heit von kirchlichen Gemeinschaften zerrissen, wie früher schon, 
im Gegensatz zu Rußland, der Balkan und der nahe Orient. Der 
erste Schritt zur russischen Kirchenspaltung war das Moskauer 
Konzil von 1917, das an Stelle der Synodal- die alte Patriarchal- 
verfassung wieder einführte. Die bolschewistishe Umwälzung 
und ihre Politik der Kulturautonomie führte zu weiteren kirch- 
lichen Spaltungen. Neben einer Reihe nationaler Kirchen in 
Georgien, Transkaukasien, Weifßrußland und in der Ukraine 
ibt es Kirchen, die als Fortsetzung des alten russisch-orthodoxen 
Staal kirdientums anzusehen sind (Tychon-Kirche und die Alt- 
kirchlichen) und außer diesen noch sowjetfreundliche kirchliche 
Gruppen, die, von der Sowjetregierung gefördert, die Reste der 
alten Staatskirche in sich aufnehmen sollten („Lebende Kirche“, 
„Kirche der Wiedergeburt“, „Union der Gemeinden der Aposto- 
lischen Kirche“, die sich in der Folge mit der „Lebenden Kirche“ 
vereinigt hat). Diese Kirchen auf nationalrussischem Territorium 
bekämpfen sich aufs heftigste; ein Versuch des Patriarchen von 
Konstantinopel (Ende 1927), sie zu versöhnen, blieb erfolglos. 
Bei einer Änderung der politischen Verhältnisse würde 
Rom also zur Verwirklichung seiner Idee eine wesentlich gün- 
stigere Konstellation vorfinden. Auf diese Möglichkeiten hin 
trifft es seine Vorbereitungen. Einmal hat es seine Position an 
den Sowjetgrenzen stark ausgebaut und verstärkt. Mit Lettland 
(1922), Polen (1925) und Litauen (1927) sind Konkordate abge- 
schlossen worden, zwei neue Erzbistümer wurden in Riga und 
Kowno gegründet. Ferner schafft sich die Kurie einen Missions- 
apparat, den sie im gegebenen Moment einsetzen kann. Neben 
der Congregatio pro ecclesia orientali unter dem Vorsitz des je- 
weiligen Papstes in Rom, dem Pontificium institutum orienta- 
lium studiorum, der Hochschule der Missionare des Ostens, gibt 
es seit 1928 ein spezielles Seminarium Pontificium Russicum für 
die russische Mission. Außerdem wird die Ostmission durch 
römische Orden, z. B. den Studitenorden innerhalb der mit Rom 
schon ae slawischen Kirchen vorbereitet. Auch taktisch 
stellt man sich auf die künftigen Möglichkeiten ein, indem man 
in der Frage des Ritus großes Entgegenkommen zeigt. Hier war 
die Linie durch die kluge Politik früherer Päpste (Benedikt XV. 
und Pius X.) schon vorgezeichnet. Ihre Krönung erfuhr diese 
Versöhnungspolitik durch Pius XI., der freimütig erklärte, daf 
die römische Kirche ihre im Laufe der Jahrhunderte erworbenen 
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falschen Anschauungen in bezug auf den Glauben und die Insti- 
tutionen der orientalischen Kirche ablegen müsse, und am 
15. November 1925, anläßlich des XVI. Centenars des Konzils von 
Nicäa, sich an einem Abendmahl in St. Peter nach orientalischem 
Ritus offiziell beteiligte. 


Faschismus und Bolschewismus. 


Treten die zwischen Vatikan und Moskau bestehenden 
Spannungen mit aller Schärfe öffentlich hervor, so kommt in den 
Beziehungen zwischen Quirinal und Moskau der immanente ideo- 
logische und prinzipielle Gegensatz Faschismus-Bolschewismus 
nicht zum Ausdruck. Eine Reihe psychologischer, politischer und 
ökonomischer Momente verdecken ihn, wodurch erst die Voraus- 
setzungen guter Beziehungen zwischen Italien und der Sowjet- 
union gegeben sind. Der Gegensatz der Prinzipien bleibt aber 
und damit auch die Notwendigkeit einer Auseinandersetzung. 
Wann und in welcher Form ist der Zukunft vorbehalten. Auf 
jeden Fall kann der zwischen Faschismus und Bolschewismus 
stillschweigend abgeschlossene „Waffenstillstand“ nicht über ihre 
absolute Gegensätzlichkeit hinwegtäuschen. Hier Klassenkampf 
und ein antikapitalistischer, proletarischer Klassenstaat, eine 
sozialisierte Wirtschaft mit „kollektiven“ Menschen, die chilia- 
stische Idee der Weltrevolution, der radikale Bruch mit der Ver- 
gangenheit, mit allem geschichtlich Gewordenen, mit der Kirche 
und dem gesamten Erbe der bürgerlichen Kultur; der Kampf um 
den Materialismus. Dort — Klassenversöhnung, ein auf kapita- 
listischer Basis aufgebauter „neo-kapitalistischer“ Ständestaat, 
eine privatwirtschaftlich organisierte Volkswirtschaft mit indi- 
duellen Menschen, die Renaissance der Idee vom imperium 
romanum, ein italienischer Nationalstaat, Wiedererweckung der 
Tradition und Fortführung einer alten historischen Sendung, An- 
erkennung der Kirche, der bürgerlichen Kultur und Sitte; Kampf 
um ein ideelles Ziel. Vom „kommunistischen Manifest“ 
zur „Carta di Lavoro“ führt keine Brücke! 


Der Faschismus ist eine echt italienische Bewegung mit einem 
modernisierten, individuell-humanistischen Kulturbegriff. Und 
von hier aus, von der Bejahung der Persönlichkeit mit ihren 
speziellen geistigen und materiellen Bedürfnissen wird der Bol- 
schewismus abgelehnt, als eine Herabwürdigung des Menschen 
ins Materielle, als kultureller Rückschritt, weil er dem einzelnen 
seine religiösen wie sonstigen individuellen Lebensmöglichkeiten 
entzieht, als Prozeß der Typisierung des Menschen. 

Der Gegensatz Faschismus-Bolschewismus wird 
in Sowjetrußland ganz vom marxistischen Klassenstand- 
punkt aus gesehen. Es finden sich in der Sowjetpublizistik stets 
wenig schmeichelhafte Urteile über das faschistische Italien. Auch 

nach Abschluß der Verträge hat sich die radikale Sprache nicht ge- 
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ändert. „Faschismus“ bleibt ein Schimpfwort und das Symbol 
für Ausbeutung, Reaktion und Unterdrückung. Andauernd spricht 
man von der „Demagogie Mussolinis“, seiner Gewaltpolitik im 
Lande und in den Kolonien. „Die ganze Geschichte des faschisti- 
schen Regimes ist die Geschichte je Beraubung der Arbeiter- 
klasse“ usw. Die Beurteilung ist ganz partei- und klassenmäfßig 
bestimmt. Objektive wissenschaftliche Darstellungen über den 
Faschismus und das korporative System fehlen ganz, die Bericht- 
erstattung über Italien ist, wie alle Nachrichten über das Ausland, 
einseitig und tendenziös.. Dem Problem wenigstens vom marxi- 
stischen Standpunkt gerecht zu werden, versuchen Giulio, 
„Faschistisches Italien“ und Androwskij, „Die Außenpolitik des 
faschistischen Italien“ 1931. — Die Urteile der Sowjetliteratur 
und Presse über das faschistische Italien sind der italienischen 
Öffentlichkeit natürlich nicht zugänglich. 


Wenn der Gegensatz Faschismus-Bolschewismus 
in Italien selten in voller Schärfe formuliert wird, so liegt es 
einmal daran, daß er mehr gefühlsmäfig empfunden als rational 
erkannt wird, zum anderen, daß Erscheinungsform, Taktik und 
Methode beider Systeme einander in vielem sehr ähnlich sind, 
so verschiedenen Wurzeln sie auch entspringen. Parteidiktaturen 
haben in vielem gleiche Vorzeichen. 


Für das erstere spricht, daß es in Italien in allen Fragen, 
speziell auf außenpolitishem Gebiet, nur die offizielle, vom 
Staate suggerierte Meinung gibt. Damit ist auch die Stellung- 
nahme der italienischen Öffentlichkeit zu Sowjetrußland vorge- 
zeichnet. Hervorzuheben ist, daß diese weit schlechter als in 
anderen Staaten über die UdSSR informiert ist. Heute trifft es 
zwar nicht mehr zu, daf, wie Knickerbocker noch Anfang 1931 
schreibt. niemand in Italien über den Fünfjahrplan Bescheid 
wisse. Die meisten Abhandlungen sind aber auch heute noch von 
einer erstaunlichen Naivität und Rückständigkeit und von einem 
Niveau, das in Deutschland z. B. unmöglich wäre. (Eine rühm- 
liche Ausnahme machen die politischen Übersichten von Pietro 
Sessa in der „Politica“.) Die Zahl der Rufllandkenner ist außer- 
ordentlich gering, zudem sind sie in ihrer Meinungsäußerung 
dauernd beschränkt. Zeitweise wird von allerhöchster Stelle die 
Ruftlanderörterung in der Presse ganz inhibiert?2). Im allge- 
meinen befleifigt sich die italienische Publizistik in Rußland- 
fragen größter Zurückhaltung und vermeidet jede Diskussion, 
die die Öffentlichkeit gegen den rußlandfreundlichen Kurs des 


Regimes beeinflussen könnte. Nur ab und zu wird von amtlicher 


2) So erhielt kürzlich der beste Rußlandkenner unter den faschistischen 
Journalisten, Pietro Sessa, der jahrelange Korrespondent der „Tribuna“ und 
des „Stampa“ in Moskau, jetzt Rußlandbearbeiter des offiziösen „Giornale 
d'Italia", ohne jede Begründung die bis jetzt noch nicht widerrufene Wei- 
sung, nicht mehr über Rußland zu schreiben. 
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Seite für notwendig gefunden, und dann auch meist nur auf eine 
russische Herausforderung, die ideologischen Gegensätze zum 
Bolschewismus zu betonen. (So die Antwort des Direktoriums 
der Faschistischen Partei auf das Manifest der Ill. Internationale 
vom 31. Mai 1931.) Von seiten der Regierung wird eine öffent- 
liche Stellungnahme zur UdSSR nach Möglich eit vermieden?). 


Das Interesse für Rußland ist ständig im Wachsen, im letzten 
Jahre sind eine Reihe Rußlandbücher, Übersetzung wie Original- 
werke, erschienen‘). Der wissenschaftlichen Erörterung ist das 
Thema Sowjetunion in größerem Maße freigegeben als der 
Presse. Der Abstand von der wissenschaftlichen Erkenntnis des 
Auslandes ist auch hier heute noch bedeutend. 


Nach außen zeigen Faschismus und Bolsche- 
wismus vielfach das gleiche Bild. Diktatoren großen 
Formates hier wie dort, ausschlaggebender Einfluß der Partei 
auf allen Gebieten staatlichen Lebens, Vorrang der Exekutive 
vor der Legislative, Parteijustiz. Beide revolutionäre Bewegungen 
begründen die Herrschaft der jungen Generation, in beiden ist 
das Eliteprinzip wirksam. In ouneste? Weise ist man um 
die Heranbildung des Nachwuchses bemüht. Im Aufbau und in 
der Zielsetzung ist in den Vorschulen der Partei: der Balilla und 
den Pionieren, der Avanguardia und den Komsomolzen kein 
wesentlicher Unterschied. Faschismus wie Bolshewismus legiti- 
mieren den permanenten Impuls zur Aktivität, zum praktischen 
Aufbau, zur physischen Ertüchtigung. Daher beiderseits die An- 
erkennung des Amerikanismus, der Technik, des Sports. Durch 
beide Länder, früher durch ihre Gemäclichkeit und Indolenz be- 
kannt, geht ein ganz neuer Lebensrhythmus. Beide Bewegungen 
begründen eine Selbstsicherheit des einzelnen wie der Gesamt- 
heit, den Glauben an eine welthistorische Mission, sowie Hin- 
gabe des Individuums an den Staat und seine Einordnung in 
einen großen Zusammenhang. Und noch eine Ähnlichkeit — in 
der Negation: die schroffe Ablehnung von Liberalismus und 


3) Es ist bezeichnend, daß in der von Mussolini selbst herausgegebenen 

olitischen Zeitschrift „Gerarchia“ über die Sowjetunion nur ganz gelegent- 
ich und in den letzten Jahren überhaupt nicht gesprochen wird. Die letzte 
Äußerung über die UdSSR, die wohl den offiziellen Standpunkt zutreffend 
wiedergibt, stammt aus der Feder der Biographin des Duce, Margherita 
G. Sarfatti, in einem Aufsatz „Il faschismo visto dall'estero“ Juni 1929, 
S. 439: „In quanto alla Russia malgrado ogni onesto e intelligente sforzo, 
ci rimane doppiamente lontana, con la sua forma mentale resa ancor più 
inpenetrabile dal pauroso mistero del suo regime politico. Il terrore bol- 
schevico oggi, ancor più del terrore zarista ieri, impediscono di sapere e 
accertare sicuramente persino i fatti materiali, e le previsioni e le dedusioni 
morali, già tanto difficili per noi occidentali, si trovano due volte campate 
in aria. 

4) Das Erscheinen einer Rußlandsondernummer einer wissenschaftlichen 

Zeitschrift („Economia“ Sept.-/Okt. 1931 — IX), unter Mitwirkung des Ver- 
fassers, bedeutete für Italien etwas vollkommen Neues. 
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Demokratie und ihrer politischen Ausdrucksform — des Parla- 
mentarismus). 

Alle diese Momente, die hier nur angedeutet werden sollen, 
und die oben dargelegte mangelhafte Information ergeben eine 
Situation, die für eine italienische Verständigungspolitik mit der 
UdSSR günstig ist. Für den Absolutismus des reaktionären 
Zarismus hatte man in Italien nie viel Verständnis. Sein Ver- 
schwinden wird als gerecht und historisch notwendig empfunden. 
Im Bolschewismus sieht man zwar dem Prinzip nach den Antago- 
nisten, zugleich aber einen ebenbürtigen Partner im Kampf gegen 
die überlebten liberalen Prinzipien, als deren Exponent in erster 
Linie Italiens Hauptgegner — Frankreich gilt. Im gegenseitigen 
Verkehr sind die beiderseitigen Positionen klar abgegrenzi, 
Italien, und offiziell auch die UdSSR, stehen auf dem Standpunkt 
der Nichteinmischung in die internen Angelegenheiten des 
anderen; ihre Einflußsphären überschneiden sich aber im Herzen 
Europas, wo die Umbildung des Bestehenden im Gang ist und 
man nach neuer wirtschaftlicher und sozialer Gestaltung ringt. 
In Deutschland, so glaubt der Faschismus, wird es sich ent- 
scheiden, ob der Bolschesriemns eine nationale, eine russische An- 
gelegenheit bleiben oder seinen Vormarsch, entsprechend seiner 
weltrevolutionären Mission, antreten wird. Daher ist in Italien 
der Aufstieg des Nationalsozialismus begrüßt worden, empfand 
man ihn dodi als einen Sieg der eigenen Sache und als den besten 
Garanten Europas gegen jede rote Gefahr. Und in keinem Lande 
wird er mit soviel Besorgnis beobachtet, wie in der UdSSR, die 
ein Einbeziehen eines faschistischen Deutschland in eine kapita- 
listische Antisowjetfront befürchtet. 


Politische Beziehungen. 


Die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen des faschi- 
stischen Italiens zur Sowjetunion sind nur aus dem Charakter, 
sowie dem Sinn und der Richtung seiner Außenpolitik zu ver- 
stehen, die sich, ganz im Gegensatz zu der des italienischen Libe- 
ralismus, zielsicher entwickelt. Fs ist ein Charakteristikum der 
faschistischen (wie übrigens auch der bolschewistischen) Außen- 
politik, daß sie frei von jeder ideologischen Bindung operiert, 
zudem kein festes System von Bündnissen kennt, sondern ihre 
jeweiligen Aktionen von den Erfordernissen des Augenblicks 
abhängig macht. Dabei darf sie immer auf die Billigung und 
Unterstützung der öffentlichen Meinung des Landes rechnen. 

Das große und einheitliche Ziel der faschistischen Außen- 
politik, das sie mit größter Hartnäcigkeit verfolgt, ist die Herr- 
schaft über das Mittelmeer. Es ist die modern gefaßte 


s) Diesen Berührungspunkt unterstreicht auch Mussolini in seinen Ge- 
sprähen mit Emil Ludwig (S. 151 ff.). 
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Idee des imperium romanum, die wirtschaftliche und politische 
Beherrschung des Mittelmeerraumes, verbunden mit einem mili- 
tärischen Übergewicht, und seine Durchdringung mit italienischer 
Kultur. Diese Zusammenfassung von Politik, Wirtschaft und 
Kultur zu einer Einheit entspricht ganz dem faschistischen Staats- 
g danien, eine Beschränkung der italienischen Aspirationen auf 

as wirtschaftliche und kulturelle Gebiet ist mit der aktivisti- 
schen Haltung des faschistischen Nationalismus ganz unvereinbar. 
Bei dieser Ausweitung der italienischen Einflußsphäre begegnet 
Italien aber England und vor allem Frankreich, das sich durch 
das ıtalienische Vorgehen in Südosteuropa und Nordafrika be- 
einträchtigt fühlt. Hier liegt wiederum ein wesentliches Moment 
der französisch-italienischen Spannung. 


Der Idee der Mittelmeerherrschaft dienen alle außenpoliti- 
schen Handlungen, so systemlos sie im einzelnen auch erscheinen 
mögen. Erst im Rück- und Ausblick ist ihre Tragweite zu über- 
sehen. Auch die Beziehungen zur UdSSR sind in diesen großen 
Zusammenhang eingeordnet. Italien hat ein fühlbares Defizit an 
Lebensmitteln, Brenn- und Rohstoffen und ist daher auf einen 
zuverlässigen und mächtigen Lieferanten angewiesen. Gewiß 
kann seine „produktivistische“ Wirtschaftspolitik, die Bonifica 
integrale u. a. m. seine Abhängigkeit vom Ausland mildern, be- 
seitigen läßt sie sich nicht. Die Notwendigkeit eines wirtschaft- 
lichen Partners, der nicht zu seinen europäischen Konkurrenten 
im Mittelmeer gehört, wies ihm den Weg nach Osten. Mit der 
der faschistischen Politik eigenen Entschlufßkraft hat sie ihn be- 
schritten. 1922 kämpfte der Faschismus noch gegen den italieni- 
schen Kommunismus, 1924 hatte er bereits den kommunistischen 
Sowjetstaat de jure anerkannt und mit ihm einen Handelsvertrag 
abgeschlossen. Mehrere Jahre stand dann das politische Baro- 
meter der Beziehungen zur UdSSR auf unveränderlich. In aller 
Stille aber hatte mittlerweile Mussolini in langen mühevollen 
Verhandlungen den italienischen Einfluß auf dem Balkan vor- 
geschoben und den direkten Zugang Italiens zum Schwarzen 
Meer gesichert. Die Adria kann kaute jederzeit von Italien ab- 
gesperrt werden; dadurch, daß Albanien de facto unter italieni- 
schem Protektorat steht, ist es für Italien ein mare clausum. Die 
strategisch starke Stellung Italiens durch den Besitz des Dode- 
kanes, das Bündnis mit der Türkei, der griechisch-italienische 
Freundschaftsvertrag von 1927 und schließlich die griechisch- 
türkische Versöhnung von 1930, das schwierigste Stück der 
Mussolinischen Mittelmeerpolitik, sichern Italien die Herrschaft 
des Ägäischen Meeres. (Im Interesse dieser Politik hat es manche 
Konzession gemacht, so u. a. auf jeden italienischen Plan hinsicht- 
lich Anatoliens verzichtet.) Dafür ist eine direkte Seeverbindung 
von der Adria bis ins Schwarze Meer vorhanden, auf dem Italien 
Rohstoffe beziehen kann, falls jede andere Quelle verschlossen 
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sein sollte. Auch für die Intensivierung des Handels ist dieses 
bedeutsam und eröffnet für Italien die Perspektive, bei einer 
weiteren ökonomischen Erstarkung der UdSSR seine Vermittler- 
stellung für den Export aus Rußland (schon heute geht ein großer 
Kontingent russischer Ware über Genua) wie für den Import 
auszubauen. 


Russischerseits wird die italienische Freundschaft nicht bloß 
als eine wertvolle Unterstützung bei der Diskussion der großen 
Fragen der Politik auf den internationalen Konferenzen und in 
Genf empfunden, sondern vor allem als Unterpfand gegen die 
Bildung eines Antisowjetblocks gewertet. Neben Deutschland 
und der Türkei ist ein befreundetes Italien der dritte Stützpunkt, 
der eine geschlossene kapitalistische Front unmöglich macht. 
Schon von jeher war die ÜASSR bestrebt, aus ihrer politischen 
Isolierung herauszukommen und sich Partner zur Durchsetzung 
ihrer Interessen zu sichern. So hatte die UdSSR speziell auf 
die Unterstützung Italiens in der bessarabischen Frage gerechnet. 
Mussolini hat in allen Abmachungen mit Rumänien die Aner- 
kennung der Zugehörigkeit Bessarabiens zu Rumänien immer 
vermieden, und es war für die UdSSR eine harte Enttäuschung, 
als Italien das Pariser Protokoll vom 20. Oktober 1920, in dem 
die Entente Rumänien den Besitz dieser Provinz garantierte, 
1926 ebenfalls ratifizierte (wobei es aber nicht verfehlte, zu er- 
klären, daß es ihm fernliegt, dieser Ratifikation eine feindliche 
Tendenz gegenüber Rußland zu geben). Die Beziehungen waren 
nur vorübergehend getrübt. Seitdem Stalin sich 1927 offen zur 
Friedenspolitik bekannte und es als eine Aufgabe Sowjetruf- 
lands bezeichnete, auch unter Opfern alle Maßnahmen zur Auf- 
rechterhaltung freundlicher Beziehungen mit dem Ausland zu 
treffen, seitdem sind mehr denn bisher die Voraussetzungen für 
freundschaftliche Beziehungen zwischen der UdSSR und Italien 
auf der Basis der Koexistenz und Kooperation, d. h. des Neben- 
einanderbestehens von Staaten trotz Verschiedenheit ihrer staat- 
lichen Systeme und ihrer Zusammenarbeit gegeben. Diese Zu- 
sammenarbeit mit Italien liegt nicht nur, wie vielfach bei anderen 
ce auf wirtschaftlihem, sondern auch auf politischem 

ebiet. 


Die italienische wie die sowjetrussische Außenpolitik tragen 
einen ausgesprochen friedlichen Charakter, trotzdem Faschismus 
wie Bolschewismus ihrer Ideologie nach nicht friedlich gesinnt 
sein können. Beiden ist diese Haltung durch wirtschaftliche 
Momente aufgezwungen, beide bedürfen einer Atempause, um 
den Aufbau ihrer Wirtschaft zu vollenden: Sowjetrufßland, um 
seine Fünfjahrpläne durchzuführen und die damit angestrebte 
wirtschaftliche Unabhängigkeit vom Ausland zu erreichen, Ita- 
lien, um seine schwache Position als rohstoff- und lebensmittel- 
armes Land zu verbessern. Diese Friedenspolitik, die Stalin 
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und Mussolini durch ihre politische Zielsetzung aufgezwungen 
ist und an deren Ernsthaftigkeit zu zweifeln kein Grund vor- 
liegt, schafft die Voraussetzung für ein Zusammengehen in allen 
Fragen, die sich auf die Sicherung des Friedens wie auf die Ab- 
rüstung beziehen: Rußland im Interesse der Schwächung einer 
eventuellen Antisowjetfront, Italien, weil es auf die Dauer das 
Wettrüsten mit seinen mächtigen Rivalen im Mittelmeerraum 
wirtschaftlich nicht durchhalten kann. Mussolinis Standpunkt, 
daß Italien zu jeder noch so weitgehenden Abrüstung unter der 
Voraussetzung der Gegenseitigkeit bereit sei, wird von Moskau 
durchaus geteilt. Beide Staaten stehen heute in den Fragen der 
großen Politik so in einer Front, daf es ganz konsequent er- 
scheint, daß Italien als Antwort auf den Briandschen Europa- 
plan die Einbeziehung Sowjetrußlands (und der Türkei) in Pan- 
europa forderte. 


Die Wirtschaftsbeziehungen. 


Der italienisch-sowjetrussische Handel basiert 
auf der Tatsache, daß Italien einmal für Rußland als Getreide- 
und Rohstoffimporteur, zum anderen als Maschinenexporteur in 
Frage kommt. Auch dem faschistischen Italien fehlt es an Ge- 
treideprodukten, außerdem an Kohle, Petroleum, Holz und 
Textilrohstoffen. Dagegen verfügt es über eine modern und gut 
ausgerüstete Exportindustrie, die infolge Überrationalisierung 
und Weltwirtschaftskrise notleidend geworden ist. 


Im Gesamtaußenhandel Italiens spielt die UdSSR noch eine 
sehr bescheidene Rolle. Im abgelaufenen Jahre betrug die Aus- 
fuhr nach Rußland erst gegen 21% % des italienischen Gesamt- 
exports, wobei zu berücksichtigen ist, daß es das Jahr der inten- 
sivsten Handelsumsätze zwischen den beiden Ländern seit dem 
Weltkriege war und daf andererseits 1931 das italienische Ge- 
samtexportvolumen infolge der Krise um ca. 2 Milliarden L. zu- 
sammenschrumpfte. Abgesehen von einer ganz geringen Zu- 
nahme des Exports nach England hat nur der italienische Export 
nach Rußland eine Zunahme erfahren. Die Einfuhr aus Ruf- 
land betrug 4,8% der italienischen Gesamteinfuhr. Während die 
Ausfuhr wertmäfig die Vorkriegshöhe (die Vorkriegslire auf 
den heutigen Stand umgerechnet) nicht nur erreicht, sondern 
überschritten hat, bleibt die Einfuhr nach italienischen Berech- 


nungen immer noch um 319 Millionen hinter der von 1913 zurück. 


Den Fortschritt des Handels mit Rußland im Vergleich zu 
der seit 1928 rückläufigen Entwicklung des italienischen Außen- 
handels zu verfolgen, gestatten folgende Angaben (in Mill. L.)®): 


e) „Economia“ Sept./Okt. 1931 S. 355 und „Sowjetwirtschaft und Außen- 
handel“ Nr. 7 1932. 
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Außenhandel insgesamt Außenhandel mit 


der UdSSR 
Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 
1913 9219 13 381 224 870 
1924 11 930 16 086 8 73 
1925 13 888 19 912 51 112 
1926 13 812 19 150 92 292 
1927 15 009 19 560 41 331 
1928 14999 22 313 85 223 
1929 15 235 21 665 71 341 
1930 12 119 17 347 102 553 
1931 10037 11 638 276 561 


Heute ist die UdSSR in der Einfuhr Italiens an die 6. Stelle 
(1930 — 9.Stelle) aufgerückt und steht hinter Deutschland, USA, 
Großbritannien, Frankreich und Argentinien. In der Ausfuhr 
rangiert sie an 8.Stelle (1930 an 16.Stelle) hinter den vorge- 
nannten Staaten, der Schweiz und Österreich. 

In der russischen Einfuhr nimmt Italien 1931 den 6. (im 
Vorjahr den 17.) Platz ein, in der russischen Ausfuhr in beiden 
letzten Jahren den 3. resp. den 4.7). 

Von der Intensivierung der italienisch-russischen Handels- 
beziehungen hat vor allem der italienische Maschinenexport pro- 
fitieren können, er erreichte 1931: 150,6 Mill. L. gegen 38,8 Mill. L. 
im Vorjahr, konnte sich also nahezu vervierfachen und beträgt 
mehr als die Hälfte der gesamten Maschinenausfuhr. Eine noch 
größere Quote stellt der Automobilexport dar, der zusammen 
mit dem von Flugzeugen 59,5 Mill. L. ausmacht und sich im Ver- 
gleich zum Vorjahre nahezu verdoppelt hat. Weitere wichtige 
Ausfuhrposten sind: Chemische Produkte (12,5 Mill. L.), Alumi- 
ua 2 Mill. L.), Schwefel (11,3 Mill. L.) und Schiffe (10,4 
Mill. L.). 

Die Einfuhr Italiens — aufs wirksamste unterstützt durch 
eine geschickte Propaganda z. B. auf den großen Messen (Mai- 
land u. a.) — erstreckt sich in erster Linie auf Getreide und 
Rohstoffe; wertmäfig macht Weizen 1931 mit 224 Mill. L. (im 
Vorjahre 216,6 Mill. u den Hauptposten aus, es folgen dann in 
weitem Abstand Schmieröle (55,3 Mill. L.), Kohle (53.8 Mill. L.), 
Bau- und Nutzholz (46,3 Mill. L.), Benzin (45,3 Mill. L.), Petro- 
leum (20,9 Mill. L.), Cocons (17,4 Mill. L.) usw). Gemessen an 
der Gesamteinfuhr, spielen einige Produkte eine ganz erheb- 
lihe Rolle. So betragen Cocons 73,3 %, Sperrholz 62,9 %, Roh- 
öl 58.9%, Schmieröl 35,1 %, Weizen 26,9% des italienischen Ge- 
samtimports. Da die Einfuhr aus Rußland sich nicht wesentlich 
gesteigert, die Ausfuhr dahin aber zugenommen hat, verringert 


7) Wneschnjaja Torgowlja Sojusa SSR. Statistitscheskij obsor. Dez. 1951. 
8) Statistica del commercio speciale di importazione e di esporta- 
zione 1931. 
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sih die Passivität der Handelsbilanz im russisch-italienischen 
Handel. Betrug sie 1930 für Italien noch 450 Mill. L., so 1931 
nur 285 Mill. L.; nach den letzten sowjetrussischen Angaben 
war die Handelsbilanz für das erste Halbjahr 1932 für Italien 
sogar aktiv (+ 7,5 Mill. Rbl.), da die Getreideausfuhr Rußlands 
ganz EEE die maschinelle Einfuhr aber stark 
anzog?). 

Für die Weiterentwicklung des Handelsverkehrs bestehen 
nicht nur für den italienischen Export wegen der Erfordernisse 
der russischen Fünfjahrpläne, sondern ebenso für die Einfuhr 
aus Rußland gute Aussichten, wenn man bedenkt, daß die russi- 
schen Preise vielfach niedriger liegen als die ihrer Konkurrenz. 
Es ist instruktiv, bei Knickerbocker nachzulesen, auf welche Weise 
die Russen in kurzer Zeit sich den italienischen Markt für Sperr- 
holz eroberten und ihre Konkurrenten: die Baltischen Staaten, 
en und Rumänien aus dem Felde schlugen'!°). Etwas 
Ähnliches wird von anderen Lieferanten Italiens auf anderen 
Gebieten, und nicht ganz zu Unrecht, befürchtet. Schon heute 
verkauft die staatliche Azienda Italiana Petroleo, die „Agip“, 
russisches Ol unter Weltmarktpreis und macht damit den Ameri- 
kanern Konkurrenz. Falls Italien den Russen eigene Verkaufs- 
agenturen für Petroleum konzidieren sollte, könnte die UdSSR 
das Ausland beliebig unterbieten und den ganzen italienischen 
Markt an sich reißen. Jedenfalls hat die UdSSR in Savona am 
Golf von Genua gewaltige Öldepots errichtet mit einem Fas- 
sungsvermögen von zunächst 50000 t. 


Der starke Aufschwung des russisch-italienischen Handels 
datiert erst seit dem Abschluß des Handelsvertrages vom 
2. August 1930 zu Rom. Die Ankurbelung der italienischen Aus- 
fuhr geschah durch die Anwendung der deutschen Methode —- 
der Gewährung einer Kreditgarantie des italienischen Staates 
in der Höhe von drei Viertel des Betrages der einzelnen Sowjet- 
bestellung. Die Summe der Sowjetaufträge war auf 200 Mill. 
Lire im Jahr festgesetzt. Der Vertrag wurde bereits in sieben 
Monaten erfüllt. Der Wunsch, noch stärker ins Rußlandgeschäft 
zu kommen und dadurch der einheimischen Industrie zusätzliche 
Beschäftigung zu schaffen, veranlaßte die faschistische Regierung, 
das Abkommen vom 28. April 1931 abzuschließen, indem gegen 
weitere Garantie von 75 % jeder einzelnen Lieferung die Sowjet- 
regierung sich verpflichtete, im Laufe des Jahres Bestellungen in 
der Höhe von 350 Mill. Lire zu erteilen, die bis Jahresende auch 
vergeben waren. Die Bereitstellungen verteilen sich auf ver- 
schiedene Warenkategorien, wobei im Interesse des Ausbaues 
der eigenen Handelsflotte die Aufträge auf Sciffe und Schiffs- 
ausrüstungen die Summe von 100 Mill. Lire nicht übersteigen 


°») Wneschnjaja Torgowlja. Juni 1932. En 
10) Knickerbocker: Der rote Handel lockt. S. 32. 
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sollen. Bei der Auswahl der Lieferanten hat die Handelsver- 
tretung freie Hand. Die durchsdinittliche Zahlungsfrist auf alle 
Warenkategorien in ihrer Gesamtheit, mit Ausnahme von Schif- 
fen, also in Höhe von 250 Mill. Lire, beträgt 25 Monate vom 
Tage der Ablieferung der Ware an, wobei für die einzelnen 
Warenkategorien verschiedene Fristen ausgemacht sind. Das 
Abkommen läuft automatisch ein weiteres Jahr, wenn drei Mo- 
nate vor Ablauf der Frist keine Kündigung erfolgt; der italie- 
nischen Regierung steht aber das Recht zu, nach Ablauf der Kün- 
digungsfrist das Abkommen als aufgehoben zu betrachten, falls 
die Handelsvertretung im Laufe dieser Zeit Bestellungen auf 
weniger als drei Viertel der im Vertrag vorgesehenen Summe 
erteilen sollte. 


Die vermehrten Bestellungen hatte Italien nur seinem Ent- 
eeen ommen in bezug auf die Kreditabmachungen zu verdan- 
en. Das grofte Interesse der italienischen Industrie am Ausbau 
der Wirtschaftsbeziehun en bestätigt der bald nah dem Ab- 
schlug des Vertrages erfolgte Besuch einer Delegation italieni- 
scher Industrieller und Bankiers in Moskau unter der Führung 
des Senators Anbelli und des Professors Guarneri. In der Dele- 
gation waren die größten am Export interessierten Firmen und 
Banken Italiens vertreten, so Montecatini, die Elektrizitäts- 
gesellschaft Liguri, die Automobilfabrik Isota Frascini, die Adria- 
tischen Werke, Pirelli, ferner Fabriken für Eisenbahnbaumate- 
rialien, für elektrische Eisenbahnen, die Lokomotivfabrik 
Ernesto Breda, die Automobilfabrik Fiat, die Banca di Roma, 
Banca Commerciale u. a. Der Besuch verlief zu beiderseitiger 
vollster Zufriedenheit. Italienischerseits wurde der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, daß sich die Handelsbeziehungen zwischen 
den beiden Ländern auch weiterhin intensivieren möchten, russi- 
scherseits wurde günstig vermerkt, daß die realpolitischen Italie- 
ner die Dumping-Kampagne des Auslandes gegen den Sowjet- 
export nicht mitgemacht, sondern ihr von vornherein skeptisch 
gegenübergestanden hätten. 


Neben dem Warenverkehr hat bei den russisch-italienischen 
Wirtschaftsbeziehungen die Benutzung der italienischen Han- 
delsflotte durch die Sowjetrussen eine gewisse Bedeutung. 
Bereits 1930 war in Aussicht genommen, daf Rußland nur italie- 
nische Schiffe vom Schwarzen Meer nach Bari benutzen würde, 
wo große russische Depots und ein Warenumschlagsplatz einge- 
richtet werden sollten. An Frachtspesen haben die italienischen 
Reedereien 1931 ca. 80 Mill. L. eingenommen, in diesem Jahr sind 
sie vermutlich wesentlich höher. Recht gering war lange Zeit 
die Rolle der technischen Hilfe am Sowjetaufbau. Das Abkom- 
men vom 28. April 1931 enthält die Klausel; daR die italienische 
Regierung ihre Industrien zur technischen Hilfeleistung auffor- 
dern würde; heute bestehen einige Verträge mit italienischen 


81 


Firmen bezüglich ihrer Hilfe bei Errichtung neuer Werke, z. B. 
für Kugellager, Hängebahnen usw. — Mit Befriedigung weist 
Mussolini in seinen Gesprächen mit Emil Ludwig darauf hin, 
daß der italienische Ingenieur Omodeo, der Erbauer des Tirso- 
Stausees in Sardinien, heute an den Stauwerken des Dnjepr 
arbeitet. — Ein großes Interesse zeigt Italien am Ausbau des 
Sowjetluftwesens. Der durch seine Nordpolexpedition bekannte 
General Nobile wurde zu diesem Zweck nach Moskau berufen 
und im März v. $ gab die Sowjetunion 75 Savoja-Maccketti- 
Wasserflugzeuge, die gleichen Typen, mit denen Balbo den Ozean 
überquerte, einschliefllich 150 Reservemotoren in Auftrag. 


Seit dem Frühjahr sind neue russisch-italienische Verhand- 
lungen im Gange. Es handelt sich u. a. auch um eine Neurege- 
lung des russischen Exports nach Italien. Ein nicht gerade ge- 
schickter Auftakt war ein vielbeachteter Artikel von Virginio 
Gayda im hochoffiziösen „Giornale d’Italia“, der das Verlangen 
der Sowjetunion nach langfristigen Krediten beanstandete mit 
dem Hinweis, daß ausländische Käufe in Sowjetrußland sofort 
bezahlt werden müßten und die Frage russischer Golddepots 
als Sicherstellung für russische Handelsverpflichtungen venti- 
lierte. Dieser Versuchsballon wurde von seiten der Sowjetdele- 
gation prompt abgewiesen mit dem Hinweis auf die Notwendig- 
keit langfristiger Kredite und der absolut intakten russischen 
Zahlungsfähigkeit. Die Weiterentwicklung des italienisch-russi- 
schen Handels bleibt eine Kreditfrage; die steigende Passivität 
des russischen Außenhandels (im Jahre 1931 stieg sie auf 306.6 
Mill. Rbl.) zwingt die UdSSR dazu, ihren Import zu drosseln 


oder ihn sich langfristig kreditieren zu lassen. 


Die Rote Gefahr. 


Im Jahre 1922 bedeutete der Faschismus die Errettung des 
Landes vom Kommunismus. Die Niederwerfung des Wider. 
standes erfolgte mit der bekannten faschistishen Konsequenz 
und Härte und führte zu einer Vernichtung kommunistischer 
Zellen und Organisationen. Heute befinden sich die meisten 
Gegner des Regimes in der Verbannung im Ausland, im Ge- 
fängnis oder verschickt auf den Inseln. er des Sozialismus 
Verdäctige wird bespitzelt und, falls überführt, exemplarisch be- 
straft. Die harte Hand der Diktatur, die Aufhebung der Ver- 
eins-, Versammlungs- und Pressefreiheit verhindert eine von 
Moskau unterstützte roie Gefahr. 


Immerhin soll nicht übersehen werden, daß unter dem Druck 
der Wirtschaftskrise und der sich infolgedessen ständig ver- 
schlechternden Lage der Arbeiterschaft in den letzten Jahren die 
antifaschistische Welle unter der Leitung der illegalen kommu- 
nistischen Partei Italiens im Wachsen ist. Die faschistische Presse 
unterschlägt systematisch alle Nachrichten über Widersetzlich- 
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keiten gegen das Regime, nur ab und zu sickert etwas durch die 
Provinzpresse und durch die engen Maschen der italienischen 
Zensur an die Öffentlichkeit, so da es nicht möglich ist, sidı 
hierüber ein objektives Bild zu machen. Tatsache ist, daß Bauern 
in Mittel- und Süditalien den Organen der Staatsgewalt, den 
Karabinieri (Polizei) und den Steuerbeamten bewaffneten Wider- 
stand geleistet haben. Mit größter Genugtuung registriert die 
„Mirowoje Chosjajstwo i Mirowaja Politika“!!) die badui 
volleren Streikausbrüche der Industriearbeiter in Triest, Mon- 
falcone, Udine, Prato, Reggio und anderen Orten, antifaschistische 
Demonstrationen in Turin und Legnano, ja blutige Zusammenstöfe 
mit Todesopfern (Carrara). Es handelt sich aber nur um verein- 
zelte Ausbrüche, die der faschistischen Diktatur in keiner Weise 
gefährlich sind. Der antifaschistischen Propaganda dienen die 
regelmäflig erscheinenden, natürlich heimli ergestellten und 
verbreiteten Blätter: „Battaglie Sindacali“ (Gewerkschafts- 
kämpfe), herausgegeben von der illegalen Gewerkschaftszentrale 
in Zusammenarbeit mit der kommunistischen Partei, ferner die 
„Unità“ (Einheit), das Organ der Partei, die alte Jugendzeitung 
„Avantguardia“ (Vorhut) u. a. Alle diese Zeitungen werden auf 
hauchdünnem Papier hergestellt. die Mitarbeit an derselben, ihr 
Besitz und ihre Verbreitung führen vor das Sondergericht und 
zu harten Gefängnisstrafen??). 


Eine Gefahr in den Beziehungen zu Rußland sieht das faschi- 
stische Italien niht. „Rote Handelsgefahr?“ — „Bitte gebt uns 
noch mehr von dieser Gefahr!?).“ Das ideelle Fundament des 
Staates, sowie die Konzentration aller Machtmittel in seiner 
Hand geben ihm das Gefühl der absoluten Immunität gegenüber 
dem russischen Kommunismus. „Das faschistische Italien fürchtet 
keine Gefahr, am wenigsten von Rufland').‘“ Zwar dämmert 
zwischendurch die Einsicht auf, wie sie z. B. im „Lavoro Fas- 
cista“ anläßlich des Abschlusses des italienisch-russischen Han- 
delsabkommens zum Ausdruck kam, daß „wir in gewisser Weise 
die Durchführung des Fünfjahrplans fördern, der die Absicht hat, 
Rußland die vollständige wirtschaftliche Autarkie zu verleihen“, 
daß also auf lange Sicht das Ruflandgeschäft vielleicht doch eine 
problematische Angelegenheit sei. Die Notwendigkeit des 
Augenblicks aber und die Tatsache, daß auch ohne Italien die 
russische Autarkie bereitwilligst von anderen Staaten gefördert 
wird, entkräften diese Bedenken und befürworten die Fortfüh- 
rung der nüchternen Mussolinischen do-ut-des-Politik. 


Wenn somit eine rote Gefahr von außen nicht besteht, so ist 
in diesem Zusammenhang auf linke Tendenzen innerhalb des 


11) April 1932. S. 81. 

12) A. Kurella: Mussolini ohne Maske. Neuer Deutscher Verlag 1931. 
13) Se A Der rote Handel lockt. S. 31. 

14) id. S. 19. 
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Faschismus hinzuweisen, die kürzlich auf dem amtlichen kor- 
porativenKongreßzuFerrara im Mai d. J. deutlich zum 
Ausdruck kamen. Der Faschismus entbehrt — im Gegensatz zum 
Bolschewismus — der doktrinären Basis, er geht rein pro - 
matisch vor und schafft sich erst nachher die wissenschaftliche 
Begründung und Legitimierung. Trotz aller Organisationen ist 
der korporative Staat heute noch ein etwas blutleeres Gebilde 
und wird daher von verschiedenen Seiten zu beleben versucht. 
Der linke Flügel, deren Wortführer in Ferrara vor allem der. 
Professor Ugo Spirito war, befürwortet nun die Abschaffung 
der sindacati, d. h. die Arbeitgeber- und Arbeitnehmergewerk- 
schaften als Klassenorganisationen und verlangt „die Verstär. 
kung der Korporationen, die Durchführung eines „integralen“ 
Korporativismus. Der Staat soll sich nicht mit Funktionen der 
Klassenversöhnung begnügen. Die Korporationen sollen in den 
Besitz der Produktionsmittel (corporacione proprietaria) gesetzt 
und Träger des Produktionsprozesses werden Da sie Staats- 
organe sind, würden durch diese Entwicklung dem Staat ganz 
neue Funktionen erwachsen. Auf jeden Fall widerspricht sie 
dem in der Carta di Lavoro niedergelegten Grundsatz der Privat- 
initiative und des Privateigentums. Folgerichtig leugnet Spirito 
auch die Antithese Faschismus-Bolschewismus, er propagiert 
eine Synthese zwischen ihnen und eine Weiterentwicklung 
des Faschismus nach „Absorbtion des Sozialismus und Bolsche- 
wismus!)“, 

Diese Tendenzen sind insofern bedeutsam, als sie nicht die 
Meinung einzelner, sondern die einer ganzen faschistischen 
Gruppe darstellen. Überflüssig zu erwähnen, da die bolsche- 
wistischen Faschisten auf dem Kongref mit größtem Fanatismus 
bekämpft und auch von offizieller Seite durch den damaligen 
Korporationsminister Bottai schroff abgelehnt wurden. Heute 
befindet sich das Korporationsministerium direkt in der Hand 
des Duce, was zeigt, daß er der Ausbildung des korporativen 
Staates in der bisherigen Richtung die größte Bedeutung zu- 
mifßt. Interessanter als dieses ist die Tatsache, daß erstmalig 
eine Parteiopposition bolschewistischer Provenienz unter dem 
faschistischen Regime überhaupt aufkommen und in die Öffent- 
lichkeit treten konnte, auch wenn sie heute praktisch fast bedeu- 
tungslos ist. 

k * R 

Die Haltung der Kurie Moskau gegenüber ist eindeutig fest- 
gelegt, sie kann nicht den Grundsatz der weltlichen Macht akzep- 
tieren, daf die inneren Angelegenheiten der Sowjetunion sie 
nichts angehen, denn sie hat auch im atheistishen Rußland reli- 
giöse Belange von großer Bedeutung zu vertreten. Eine Milde- 


18) „Indiduo e stato nella concezione corporativa“ pag. 12. Roma 1932. 
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rung ihres Kampfeifers käme einem Fingeständnis ihrer 
Schwäche gleich. Hier gilt es, die einmal bezogene, durch die 
Sowjets aufgezwungene Position zu halten und für die Zukunft 
zu rüsten. Die Geschichte lehrt, daß die Kirche im Durchhalten 
ein Meister ist. Ihre Position könnte sich verbessern, falls es 
ihr gelingen sollte, auch die weltlihe Macht zu einer anti- 
sowjetistischen Haltung zu beeinflussen. Die Kreuzzugsidee der 
Kirche, zugleich aber auch die Kreuzzugsidee des Kapitals be- 
käme durch eine Schwenkung der italienischen Rußlandpolitik 
einen neuen Aufschwung. Aus der Perspektive gesehen, ist der 
Bolschewismus eine Bedrohung von Kirche und Staat. Was wäre 
logischer als eine Einheitsfront zwischen beiden Gewalten, argu- 
mentiert die Kirche. Aber von einer solchen ist zur Zeit wenig 
sichtbar, und die Kurie zeigt sih auch nach dem Abschluß des 
Konkordats über die mangelnde Unterstützung kirchlicher Be- 
lange durch den faschistischen Staat enttäuscht. — Trotz der oben 
dargelegten Polarität zwischen Faschismus und Bolschewismus 
ist für ein Zusammengehen in außenpolitischer und wirtschaft- 
licher Beziehung eine tragfähige Basis vorhanden. Dieses Zu- 
sammengehen ist mehr als eine Forderung des Tages, es ist auf 
weite Sicht projektiert, so daß unter der Voraussetzung des 
Weiterbestehens beider Diktaturen mit einer Änderung des 
Kurses zunächst nicht zu rechnen ist. 


„Besprisornye“, 


die Methoden des Kampfes gegen die Verwahrlosung 
der Jugend in der Sowjetunion. 


Von M. Bess, Moskau. 


(Ins Deutsche übertragen von W. Frhr. von Plotho, bearbeitet und 
ergänzt von Ph. Künkele) 


„Die Kinderverwahrlosung als Massenerscheinung des russi- 
schen Lebens besteht bis in die jüngste Zeit hinein“, schreibt 
W.Sensinow in seinem, in Paris im Jahre 1929 erschienenen Buche 
„Die Verwahrlosten‘. Das stimmt nicht ganz. Die Kinderver- 
wahrlosung als elementare Massenerscheinung gibt es nicht mehr. 
Wohl ist noch etwas vorhanden, was man mit dem Ausdruck 
„Mangelnde Beaufsichtigung des Kindes“ bezeichnen könnte. Es 
findet seinen Ausdruck darin, daß von Zeit zu Zeit in verschie- 
denen Städten der Union Gruppen von heimatlosen Kindern im 
Alter von 10 bis 14 Jahren auftauchen, die sich selbst überlassen 
sind. Aber als „bedrohliche und gefährliche Erscheinung der 
immer noch nicht verschwundenen Kinderverwahrlosung“ kann 
man das nicht mehr ansprechen. Diese Kinder werden syste- 
matisch aufgelesen, in den Arbeitskommunen und Kinderauf- 
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nahmestationen untergebracht, und es ist begründete Aussicht 
vorhanden, daß auch diese Art des „Unbeaufsichtigtseins“ in den 
nächsten drei bis vier Jahren verschwinden wird. 

Für gewöhnlich wird bei Erörterungen über die Kinderver- 
wahrlosung in Rußland ihr Entstehen dem Kriege zugeschrieben, 
der Flucht der Einwohner aus dem Kriegsgebiet in das Innere 
des Landes. Aber schon den Besuchern des zaristischen Rußlands 
fiel es auf, daß in einem so reichen und gastfreien Lande unter 
dem Scheine der äußeren Wohlfahrt die Verwahrlosung der 
Jugend in furchtbarer Weise vorhanden war. Ja, sie war nicht 
nur vorhanden, sondern sie wurde als eine dauernde und ganz 
normale Erscheinung angesehen; ja sie überstieg in prozentualer 
Beziehung alle ähnlichen zahlenmäßig erfaßten Erscheinungen 
der westeuropäischen Länder. 

Indem hier die Epoche der Zarenzeit mit ihren ungeheuer- 
lichen Widersprüchen berührt wird, die durch ihre asiatische 
Unverständlichkeit noch heute die besten europäischen Geister 
überrascht, soll zum Ausdruck gebracht werden, daf die Grund- 
ursache der Verwahrlosung in dem ganzen Komplex der sozial- 
wirtschaftlichen Zusammenhänge zu suchen ist. Der wirtschaft- 
liche Druck jener Zeit hatte ein Vegetieren großer Teile der Be- 
völkerung auf niedrigstem Niveau zur unvermeidlichen sozial- 
pona Folge. Als Form des passiven Widerstandes dagegen 

reitete sich, wie nirgends sonst, die Verwahrlosung, das Land- 
streicher- und Verbrecherwesen, aus. Vielfach waren es gerade 
die begabtesten Elemente unter der Jugend, die sih außerhalb 
der Gesellschaft stellten, weil sie sich mit den mittelalterlichen 
Lebensbedingungen nicht aussöhnen konnten. In der Hauptsache 
aber rekrutierte sich damals wie jetzt — und das ist nicht weni- 
ger bezeichnend — die Masse der Verwahrlosten aus den degene- 
rierten und irgendwie mit Defekten behafteten Kindern. Der 
Kampf um sie wird daher nicht nur mit pädagogischen, sondern 
auch mit ärztlichen Mitteln geführt. 

Bei der Beobachtung von „Arbeitskommunen“ kann man 
häufig mit bekannten Verbrechertypen aus der Zarenzeit in Be- 
rührung kommen, die freiwillig in die Arbeitskommunen für 
ehemalige Kriminelle eingetreten waren und sich jetzt neben 
ihrer täglichen Arbeit in einem Betriebe mit Eifer der Aufgabe 
widmen, den Pädagogen, denen die Erziehung der auf Abwege 
geratenen Jugendlichen obliegt, als Helfer zu dienen. Diese Leute 
erklären, daf das Sowjetregime ihnen die Möglichkeit und sogar 
den a. genommen habe, auf den Weg der Dieberei und des 
Unfugtreibens zurückzukehren. Sie bezeichnen ihren Wandel 
nicht als eine „übernatürlihe Wiedergeburt“, sondern einfach 
als Folge der veränderten Lebensbedingungen. 

Als 1914 die Flüchtlinge aus dem Beier obici ihre Heim- 
stätten verlassen mußten und sich eine große Welle der jugend- 
lichen Verwahrlosten über das Land ergoß, begann man Statio- 
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nen für Aufnahme und erste Hilfeleistung einzurichten, die dieses 
Heer von Obdachlosen bewältigen sollten. 

Die nächste, noch größere Welle, veranlafßt vom Bürger- 
krieg, überflutete und erstickte alle Versuche, diese Kinderver- 
wahrlosung einzudämmen. Was in den Jahren 1919 und 1920 
in dieser Hinsicht geschah, erwies sich als vollkommen unzu- 
reichend. Man hatte einfach den Kopf verloren. Die Zufluchts- 
häuser, die in jener Zeit überall auf dem Gebiet der Union 
entstanden waren, reichten nicht aus und glichen häufig eher 
organisierten Verbrecherasylen, von denen Gefahren ausgingen. 

Die von der Regierung für den Unterhalt der Kinderhäuser 
aufgewandten Mittel genügten bei weitem nicht. Die Pädagogen, 
die, zum großen Teil für die Erziehung von Straßenkindern nicht 
vorbereitet, sich oft ungeschickt, ja gewissenlos ihnen gegenüber 
verbielten, interessierten sich weit mehr für ihren Pajok (Geld- 
und Lebensmittelzuweisung), als für die Arbeit an den ihnen an- 
vertrauten verwaisten Kindern. Das alles bot damals ein wenig 
erfreuliches, ja bedrückendes Bilde Aber das Schlimmste kam 
noch: Erst die Hungersnot im Wolgagebiet ließ die Kinderver- 
wahrlosung zu einer Katastrophe in elementarem Ausmaß an- 
shwellen. Nach den hierüber vorliegenden Nachrichten, die 
allerdings nur einen Annäherungswert darstellen, schwankte im 
Jahre 1922 die Zahl der heimatlosen Kinder zwischen acht und 
neun Millionen. Dieses vielmäulige Hungerheer ergoß sich in 
vollkommen verwilderten Horden über das Gebiet der Union, 
setzte selbst Moskau in panischen Schrecken. „Brot, Brot“, hieß 
sein Kriegsruf und die abgemagerten, aus phantastischen Lum- 
pen starrenden Kinderhände erhoben sich nicht nur zum Dieb- 
stahl, sondern auch zum Morde. In Moskau allein wurden im 
Jahre 1922 4600 Fälle schwerer Verbrechen amtlich registriert; 
80 Morde waren von verwahrlosten Kindern im Alter von acht 
bis zehn Jahren verübt. Nach den gleichen Quellen wurden in 
$i an 1921—1924 60000 Fälle vor den Jugendgerichten ver- 
andelt. 

Die Lage auf dem Gebiet der Kinderverwahrlosung war in 
der Tat kritisch geworden. Sofortige und radikale Maltnahmen 
taten not, im besonderen eine völlige Neuorganisation des 
Systems der Kinderhäuser. Denn die Heimatlosen hatten auf 
der Suche nach Nahrungsmitteln begonnen, sich zusammenzu- 
schließen und straff zu organisieren. Gruppen hatten sich ge- 
bildet mit Führern an der Spitze und eigenen, harten, ordens- 
mäßigen Gesetzen. Als Beispiel dieser Diszipliniertheit möge ein 
Fall in Moskau aus dem Sommer 1923 dienen. 

Die Moskauer Bevölkerung empfand die Belästigung durch 
die herumstreifenden Jugendbanden in den Parks und Freilicht- 
theatern besonders unangenehm. Tatsächlich verhielten sich die 
durch Hunger aufgebrachten Kinder besonders feindselig gegen 
das nach ihrer Meinung satte und vergnügungssüchtige Publi- 
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kum. Die Folge war, daß der Besuch der Gärten stark zurück- 
ging. Da entschloß sidı eines Tages ein Theaterverwalter zu 
einem ungewöhnlichen Schritt. Er bestellte durch die nächsten, 
besten E er auf der Straße den Führer der Bande zu einer 
Besprechung und garantierte die Nichteinmischung der Miliz. 
Eine Gruppe Jungens stellte sich zur festgesetzten Zeit im 
Theaterbüro ein. Sie benahm sich ordentlich und vernünftig. 
Der Verwalter brachte seine Klagen vor: Infolge des Verhaltens 
der Jungens sei das Fortbestehen des Theaters in Frage gestellt. 
Man einigte sich darauf, daß die Bande nicht nur den Garten, 
sondern auch das ganze umliegende Viertel räumt, wofür die 
Verwaltung versprach, am Schlußtage der Saison eine vollgültige 
Vorstellung nur für die Verwahrlosten zu geben. Die Jungens 
hielten ihr Versprechen, während der Verwalter im Drange der 
Geschäfte den Zwischenfall und sein Versprechen vergaf. Am 
letzten Abend rückten die Jungens an, in Kolonnen geordnet, 
forderten und setzten stürmisch ihr Recht durch. Dem Publikum 
mußte das bereits gezahlte Geld wieder herausgegeben und das 
Theater für die Bande geräumt werden. 

Es hat aber auch Fälle gegeben, wo derartige Banden orga- 
nisierte Überfälle ausgeführt haben. Die verwegensten Ein- 
brüche sind von ihnen verübt worden. Vor allem auf Lebens- 
mittel hatten sie es abgesehen, die sie dann in ihre Schlupfwinkel 
schafften. Als solche dienten ihnen Asphaltkessel, Müllgruben., 
Bahnhöfe, halbzerfallene Häuser, Erdhöhlen am Moskwa-Ufer, 
mit ganz engen Eingängen, wie Fucsbauten. Solche Höhlen 
bargen in der Regel zwei bis drei Kinder. Häufig sah man sie 
davor sitzen, sich an einem kleinen Feuer wärmend, Karten 
spielend, wohl auch heimlich Wodka trinkend und Läuse 
fangend. Diese wurden in Schächtelchen gesammelt, um die Ein- 
wohner zu tyrannisieren. „Gib einen Rubel, oder ich setze dir 
die Läuse an, sie sind Typhusträger.“ In wenig verkehrsreichen 
Gassen hatten solche Überfälle häufig Erfolg. Oft lautete die 
Drohung auch anders. „Rubel her, oder ich beife dich, ich bin 
Syphilitiker.“ Die Arbeitsmethoden dieser kleinen Teufel 
erenzten an das Virtuosenhafte. Die Kinderasyle, wo die Schutz- 
befohlenen meistens hungerten, während das pädagogische Per- 
sonal sich dem Trunk und Ausschweifungen hingab, seine Für- 
sorge für die Verwahrlosten höchstens durch Prügel und Karzer 
betätigte, flößte den Kindern natürlich nur Widerwillen ein. 
Aus den wenigen Asylen, wo die Behandlung als gut gelten 
mußte, flohen die Jungens jedoch ebenfalls, denn die dort ange- 
wandten Erziehungsmethoden, die für Kinder aus guten Familien 
wohl passen mochten, langweilten die Kinder der Strafe. Gui 
50 Prozent der Insassen brachen aus diesem Grunde aus. 

Auf dem 2. Kongreß der Fürsorgebearbeiter im Jahre 1924 
kamen alle einstimmig zu der Ansicht, daß die bisher gültigen 
Erziehungsmethoden unwirksam seien. Das Werk wurde auf 
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der neue Grundlagen gestellt. Den Kindern sollte die Mög- 
ihkeit aktiver und selbsttätiger Arbeit im Zusammenhang mit 
dem Leben der Werktätigen geschaffen werden. Unter diesem 
Gesichtspunkt — gesunde Arbeit als Erziehungsmethode — wur- 
den in den Jahren 1924 und 1925 die vorhandenen Asyle umge- 
stell. Die Wirkungen der ersten Versuche waren überraschend. 
Es erwies sich, daß unter nur leidlich vernünftigen Verhältnissen 
die Kinder sehr schnell in moralischer und sozialer Beziehung 
gesundeten. Bei den ersten Versuchen, die sich in der Folgezeit 
sehr bewährten, trat auch ein Teil der kommunistischen pear 
verbände als Helfer auf. Die jungen Leute mischten sich uner- 
kannt unter die Teilnehmer der Verwahrlostenversammlungen. 
Im täglichen Umgang mit den Kindern eroberten sie sich ihr Ver- 
trauen und führten sie allmählich auf den Gedanken der Ein- 
richtung von Produktionsgenossenschaften und Kommunen. Von 
Anbeginn an wurde in a Kinderwerksgemeinschaften das 
ganze Leben auf dem Grundsatze der Achtung vor der Person 
des Kindes aufgebaut. Vollkommene Selbstverwaltung wurde 
eingeräumt. Vertreter der Kinder wurden sogar in den Pädago- 
gischen Rat als stimmberechtigte Mitglieder aufgenommen. 


Diese ganze Arbeit ging unter Ausnutzung der bitteren Er- 
fahrungen immer nur vorsichtig tastend vorwärts. So wurde 
z. B. bei der Station Peredelkino, 17 Werst von Moskau, eine 
landwirtschaftliche Kinderkommune aus 45 der hoffnungslosesten 
Jungens gegründet; 14 Prozent davon waren Kokainisten, 16 Pro- 
zent Morphinisten, 70 Prozent Alkoholiker. Niemand, auch die 
erfahrensten und geduldigsten Erzieher nicht, wollten hier tätig 
sein. Da kam ein junger Komsomolez auf die Idee, aus dieser 
schwierigen Gesellschaft eine Pionierabteilung (Vorstufe zu den 
Jugendverbänden. D. Übers.) zu bilden. Unter Ausnutzung der 
unter den Verwahrlosten herrschenden eigenen Disziplin fafte 
er diese Gruppe gewissermaßen als in sich geschlossene Organi- 
sation, die ein Recht auf Vertrauen habe, und behandelte sie als 
verantwortliches Kollektiv. Da er in den Jungens das Ver- 
langen nach Führung in militärischer Form bemerkt hatte, ging 
er Haranf ein. Mit dem roten Schlipskragen, dem Abzeichen der 
Pioniere, versehen, führte er sie unter Trommelklang in die 
Kommune ein. Das gab ihm mit einem Schlage Autorität und 
Einfluß. Nach und nach brachte er seine Leute auch an die land- 
wirtschaftliche Arbeit, in die Werkstätten und schlieflih auch 
zur politischen Betätigung im Klub. Diese Versuche stellten 
aber vorerst noch In in schäumenden Meere dar. 

Noch ein Vorfall zur Beleuchtung des Geistes in diesen 
Jungensgemeinschaften. Dem Erzieher war eine Brieftasche mit 
Geld abhanden gekommen. Die Erregung war ungeheuer. Einer 
der „Ihrigen“ hatte Verrat geübt an der Parole, an dem unter- 
einander gegebenen Wort. Der Schuldige wäre fast zu Tode ge- 
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prügelt, hätten die Erzieher ihn nicht mit Gewalt der Horde 
entrissen. 

Im Jahre 1926 kam noch eine weitere Kampfmethode mit dem 
Übel der Verwahrlosung auf. Gemäß Verfügung des Volkskom- 
missars der RSFSR wurden die Jungens aus den alten Kinder- 
asylen unter die Obhut von Rotarmisten gestellt und den Werk- 
stätten auf den Sommerlagern und bei den Artillerietruppen- 
teilen zugeteilt, auch wohl den Militärmusikkorps beigegeben. 
Die Erfahrungen waren, wie die späteren Jahre bo nicht 
schlecht. 

Trotz aller immer wieder neu unternommenen Versuche 
aber, und obgleich allein im Jahre 1924 von der Regierung 
45 Millionen Rubel für die Unterbringung der Verwahrlosten 
aufgewandt wurden, überschwemmten die hunreraden, obdach- 
losen Kinder immer weiter das Land. Die GPU setzte schließ- 
lich eine besondere Kommission unter Vorsitz von Schmidt ein, 
die mit Razzias im großen Stile vorging. Die Obdachlosen wur- 
den mit Gewalt von der Straße entfernt und in die Arbeits- 
kommunen gesteckt. 

Obgleich hierbei Erzieher mitwirkten, die sich einer gewissen 
Autorität und Achtung unter den Obdachlosen erfreuten, ver- 
liefen diese Razzien keineswegs nah Wunsch. Unter den 

ungens hatte sich das Gerücht‘ verbreitet, sie sollten ins Ge- 
ängnis gesetzt, ja gar auf die Solowetzki-Inseln verschickt wer- 
den. Diese Aussicht ließ in ihnen den Entschluß reifen, ihre 
Freiheit auf Tod und Leben zu verteidigen. Als eine der ersten 
Banden in Stärke von etwa 800 Jungens in einem flüchtig hierzu 
hergerichteten Erholungshaus der Metallarbeiter in Swenigorod 
untergebracht wurden, entstand dort in der Nacht ein derartiger 
Aufruhr, daß die Kunde hiervon im Bundesgebiet noch lange 
lebendig blieb, ja sogar bis ins Ausland drang. 

Dieser Swenigoroder Aufruhr ist zum Wendepunkt für die 
a Arbeit geworden. Ein Augenzeuge hat darüber berichtet. 

chon gegen die Einwaggonierung und militärische Bewachung 
hatten die Jungens energisch Protest erhoben. Fenstern, Türen 
und Bänke wurden von ihnen zerschlagen. Kein Zureden und 
keine Drohungen halfen. Nach der Reinigung und Einkleidun 
in neue Sachen und nach der ersten Mahlzeit Beruhigten sie si 
gegen Abend etwas, um am nächsten Morgen einen um so wil- 
eren Aufruhr zu inszenieren. Auf einem alten Kirchhof, der 
an das Haus stieß, erbrachen sie die Gräber, gruben die Skelette 
aus, banden sich die Schädel auf die Köpfe und tobten bis zur 
Bewußtlosigkeit. Eisenteile von den Dächern wurden herunter- 
erissen und als Waffen verwandt. In den Schlafsälen wurden 
ie Strohsäcke zusammengesclleppt und angezündet. Das Haus 
drohte aufzubrennen. Der Wache, die sich anschickte zu löschen, 
wurde organisierter Widerstand entgegengesetzt. Endlih kam 
den Erziehern eine Gruppe von Jungens aus der Arbeits- 
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kommune von Bolschewo zur Hilfe. Auch ehemalige Obdachlose, 
hatten sie sich unter der Vorarbeit von 18 en jungen Bur- 
shen schon in die produktive Arbeit eingewöhnt und an der 
ihnen gewährten Selbstverwaltung Freude gefunden. Diesen 
gelang es nach langem Hin und Her, die Swenigoroder Aufrührer 
zur Ansiedelung und Arbeit im ehemaligen Nikolo-Ugreschski- 
Kloster bei der Station Ljuberzy zu bewegen. Aus den ehe- 
maligen Obdachlosen und Verwahrlosten ist nun die Ljuberzyer 
Arbeitskommune geworden, die eine Inkubatorfabrik mit einer 
Belegschaft von 1200 Mann betreibt. 

in solches Eingreifen, wie es eben durch die Zöglinge von 
Bolschewo geschildert wurde, ist nicht vereinzelt geblieben. Send- 
linge aus Arbeitskommunen gingen auf die Straen und warben 
unter den Verwahrlosten die Arbeitswilligen an. Anfangs blieb 
der Zustrom gering. Als sich dann aber allmählich herumsprach, 
daß diese Organisation keine „Gefängnisse“ und kein „Betrug 
der Regierung“ seien, zogen von allen Enden der Union ganze 
Haufen Verwahrloster nach Moskau, lagerten sich in der Nähe 
des Gebäudes der GPU und wichen nicht eher, als bis die Auf- 
nahmekommission sie der einen oder anderen Kolonie zugeteilt 
hatte, je nach Alter und Gesundheitszustand. 

Um einen annähernden Begriff zu geben, was heute eine 
solche Arbeitskommune darstellt, seien einige Daten über die 
Bolschewokommune der GPU Nr. 1 genannt: Sie liegt etwa 
2 Werst von der Station Bolschewo nördlich von Moskau, auf 
dem Gutsgelände des ehemaligen Fabrikanten Kraft. 

Die Entwicklung ging von der Heim- und Handwerksarbeit 
zur fabrikmäfigen Produktion über. Aufgenommen wurden aus 
einer Gefangenenanstalt besonders ausgesuchte Jugendliche, deren 
Führung eine Besserung erwarten ließ, und solche, die sich frei- 
ie meldeten, nachdem sie ihre Strafe verbüßt hatten. 

SI Grundforderungen für die innere Ordnung waren auf- 
gestellt: 

1. Lossage von der früheren Verbrecertätigkeit. 2. Lossage 
vom Trunk, Rauschgiften und Schimpfen. 3. Arbeitslust. 4. Nichts 
für umsonst. 5. Vollkommene Selbstbedienung. 6. Selbstver- 
waltung. 7. Selbstbewirtschaftung. 8. Gemeinsame Arbeit. 
wi Von 1924 bis 1931 wuchs die Kommune zahlenmäßig wie 
olgt: 


1924 = 418 
1925 = 32 
1926 = 7 
1927 = 96 
1928 = 248 
1929 = 197 
19530 = 655 
1931/1. = 1299 
1931/IL = 1598. 
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Am 1. Januar 1931 verdienten von den Kommunemitgliedern 


-bis 7 Rubel. . . 2 2 2 2 2 2 202020. 265 Jugendliche 
5— 40 Rubel I 92 = 
40— 50 ,, E E E u 83 s 
50— 60 ,, a e n Mir en a ae ae 81 = 
60— 70 ,, FR u a e a 85 X 
70— 80 , Be ae a a e e e a 98 i 
80— 9 ,, ee nr a dr 91 5 
90—100 ,, EEE 85 x 
100—115 ,, s aa et a e a a 108 e 
115—135 ,, 2o ee ee 154 2 
135—165 ,, ee ‘o ‘e ‘o | o in 109 = 
165—185 , m a a a Are ee ae 37 t 
185—200 ,, E E ee E E 8 -S 
200 Rubel und darüber. . . . . ... 11 


1283 Jugendliche 


(Bis 25 Rubel erhalten nach den Gesetzen der Kommune die 
Mitglieder im Verlauf der ersten drei Monate als Lehrlinge.) 


Als materielle Basis waren bei der Gründung die Gebäude 
des ehemaligen Gutes und ein beschränkter Wirtschaftsfonds vor- 
handen. Die Gebäude bestanden aus Wohnhaus mit zwei alten 
Flügeln, Kuhstall, Schweinestall, Pferdestall und Scheune. Sie 
waren sämtlich aus Holz und standen um einen Platz von rund 
600 qm herum. 


Wasserleitung, elektrische Energie, Transportmittel waren 
nicht vorhanden. 


Nach und nach wurde die Waschküche zur Tischlerei umge- 
baut, der Schweinestall zur Schlosserwerkstatt und zum Klub, 
die Scheune zur Stellmacherei und der Pferdestall zur mechani- 
sierten Schuhmacherwerkstatt. 


Bald kamen neue Bauten hinzu: ein Wasserpumpwerk und 
eine Trikotagenfabrik, ein Klubhaus, Wohngebäude, eine elektri- 
sche Station, ein Zweiggleis, eine neue Schuhfabrik, ein Stadion 
mit Tribüne, eine Fabrikküche, eine Schneeschuhfabrik im Wert 
von 1200000 Rubel, eine Badeanstalt, Wasserleitung und Kanali- 
on für 1 000000 Rubel, gepflasterte Wege und ein Feuerwehr- 

epot. 

Die Kommune ist eine kleine Stadt für sich und ihr Kapital- 
wert betrug: 

am 1. Oktober 1928 = 572355 Rubel 
am 1. Oktober 1929 = 756000 Rubel 
am 1. Oktober 1930 3065216 Rubel 
am 1. Januar 1931 3136579 Rubel. 


Das Anwachsen der Produktion, der marktfertigen Erzeug- 
nisse, drückt sich folgendermaßen aus: 
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1927—1928 betrug ihr Wert . . . 1583546 Rubel 


1928—1929 betrug ihr Wert . . . 2846692 Rubel 
1929—1930 betrug ihr Wert . . . 7728621 Rubel 
In dem Sonderquartal 1931 = . . 2962872 Rubel. 


Für ihre Selbstbewirtschaftung (Ernährung u. dgl.) gaben die 
Kommunemitglieder im Jahre 1931 = 642697 Rubel aus. Das 
ergibt für den einzelnen Mann 36 Rubel im Monat; für kulturelle 
Zwecke 145431 Rubel (8,02 Rubel), für die sanitäre Versorgung 
45000 Rubel (2,50 Rubel). 


Zur Förderung von Kultur und Bildung sind jetzt in der Kon:- 
mune vorhanden: ein Technikum, eine allgemeine Fortbildungs- 
schule, eine Bibliothek, ein „Roter Winkel“, eine Radiostation, 
eine Brieftaubenstation und zwei Kinos. Der Klub hat besondere 
Arbeitsgemeinschaften: Streichorchester, Blasorchester, Sänger- 
dhor, Dramatischer Zirkel, Rundfunkzirkel, Zirkel für Zu- 
schneiden und Nähen, Lesezirkel und „Blaue Bluse“-Variete und 
Zirkel für Körperkultur (550 Mann). 

Zur Verwaltung besitzt die Kommune folgende Organisa- 
tionen: 


1. Die Hauptversammlung der Mitglieder der Kommune. Dies 
ist das Oberste Selbstverwaltungsorgan. 

2. Das Büro des „Aktivs“, die leitende Zentrale der Kommune. 

3. Das „Aktiv“ mit 200 Mitgliedern. 

4. Die Oberschiedsgerichtskommission. 

5. Der kultur-politische Sowjet mit seinen Sektoren. 

6. Die Verpflegungskommission. 

7. Die Wirtschaftskommission. 

8. Die Produktionskommission usw. 

Zu den Militärlehranstalten sind fünf ehemalige Verwahr- 
loste kommandiert.e Das Technikum bereitet gegenwärtig 
120 Schüler vor; davon befinden sich 60 im ersten, 40 im zweiten 
und 20 im dritten Lehrgang. 163 Jugendlichen konnten die Ehren- 
rechte eines vollgültigen Gewerkschaftsmitgliedes wieder zuer- 
kannt werden. arüber hinaus wurden 17 Mann von der ge- 
richtlichen Verfolgung wegen früherer Vergehen befreit. Sechs 
durften im Jahre 1930 in die Rote Armee eintreten. Dem Kom- 
munistischen Jugendverband gehören 105, der Partei 11 Mit- 
glieder an. | 

Gegenwärtig bestehen noch fünf derartige Kommunen wie 
diejenige Nr. 1 der GPU, alle gleichzeitig industrielle Betriebe: 
Bei der Station Ljuberzy, in Alma-Abinsk, Priluki, Charkow, 
Kungur im Ural. | 


Diese Darstellung gewährt einen Einblick in die Entwicklung 
einer bestimmten Form der sowjetischen Sozialpädagogik: in die 
„Arbeitskommune“. Für die überaus schwierige Erziehung un 
Resozialisierung der Besprisornye stellen diese „Arbeitskom- 
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munen“ ausgezeichnete und pädagogisch erfolgreich wirkende, ja 
vielleicht idealtypische Mittel dar. Dennoch lassen auch sie 
eine ganze Reihe von Fragen bezgl. des Gesamtproblems der ver- 
wahrlosten Kinder offen. Die Arbeitskommune stellt, als sozial- 
pädagogischer Typ, nur einen Weg, vielleicht den zurzeit aus- 
en aber eben doch nur einen Weg, unter vielen mög- 
ichen dar. Zudem hat sich die Möglichkeit der Unterbringung 
der landstreichenden juren in Arbeitskommunen erst mit dem 
Verschwinden der allgemeinen Arbeitslosigkeit, d. h. in der 
sogen. Rekonstruktions- oder Planwirtschaftsperiode ergeben; 
die Frage entsteht, was aus jener Zahl von 8—9 Millionen Ver- 
wahrlosten vordem geworden ist. Endlich ist das Fassungs- 
vermögen der Arbeitskommunen doch relativ begrenzt (man 
schätzt auf etwa 20000 Insassen zurzeit), so d notwendig 
andere soziale Erziehungsinstitutionen für verwahrloste und 
sozial gefährdete Kinder bestanden haben müssen und noch be- 
stehen werden. Mit anderen Worten: um ein abgerundetes Bild 
über den Problemzusammenhang der Kinderverwahrlosung und 
ihrer Bekämpfung in Sowjetrußland zu erhalten, ist noch ein 
Doppeltes notwendig: einmal, die Mannigfaltigkeit all jener 
Umstände, die das Verschwinden der Kinderverwahrlosung be- 
wirkt haben, vor Augen zu führen, und zum anderen: aus dem 
Kreis der eigentlich planmäßigen Erziehungsaktionen jene her- 
auszugreifen und aufzuzäblen, die vor und neben der Erziehung 
in Arbeitskommunen von Staat und Gesellschaft im Kampfe 
gegen das „Besprisornyetum‘ mehr oder minder erfolgreich ein- 
gesetzt wurden. 

Es waren vor allem zwei, außerhalb jeder pädagogischen 
Planung liegende Umstände, die wesentlich zur Liquidation der 
Millionenarmee verwahrloster, heimatloser, vagabundierender 
Kinder beigetragen haben. Es ist hier zunächst an die Liqui- 
dation durch den Tod zu denken. Hunderttausende dieser armen, 
elternlosen, halbnacten, frierenden, hungernden Geschöpfe sind 
den Entbehrungen der ihnen aufgezwungenen Lebensführung, 
d. h. Kälte, Hunger und den Bürgerkriegsgefahren zum Opfer 

efallen. Man lese etwa die erschütternde Darstellung von Erich 

winger in seinem Buch: „Zwischen Weiß und Rot“ oder das 
kleine Schriftchen von A. Holitscher: „Stromab die Hunger- 
wolga“ (Berlin 1922). Später aber, und insbesondere mit Beginn 
der Fünfjahrplanperiode, wirkte sich der Aufsaugungsprozeß der 
Arbeitslosen im Fuge der Industrialisierung auch im Sinne der 
Verminderung der „Besprisornye“ aus. Man kann heute sicher 
sagen, daß jene ungeheure Armee von 8—9 Millionen vagabun- 
dierender 10—16jähriger aus den Jahren 1920/1923, die die 
eigentlichen „historischen“ Besprisornye darstellen, restlos liqui- 
diert ist. Was von jenen am Leben blieb, ist heute 20—26jährig 
und, falls arbeitsfähig und gesund, zweifellos irgendwo, ohne 
großes Aufsehen, in des Produktionsprozeß eingeschaltet wor- 
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den. Insofern hat das dem Film „Der Weg ins Leben“ voraus- 
gehende Vorwort recht, wenn es sagt, da die Frage der ver- 
wahrlosten Kinder eine bereits „historische“ Angelegenheit dar- 
stelle. In Konsequenz dessen spricht man auch in der sowjeti- 
schen pädagogischen Fachterminologie heute nicht mehr von den 
„Besprisornye“, sondern von den „Besnadsornye“, um jene noch 
auf den Straßen der Großstädte anzutreffenden Trupps verwahr- 
loster Minderjähriger zu charakterisieren, die aus Kindern be- 
stehen, die in den meisten Fällen ein Heim und Eltern besitzen 
und trotzdem der staatlichen Erziehungsfürsorge bedürfen (Ver- 
wahrlosung wegen Aufsichtsmangel). 

Bei der Besprechung der planmäßig eingesetzten pädagogi- 
schen Maßnahmen zur Bekämpfun er Verschelosien muß 
unterschieden werden zwischen vopkrlase im Sinne vorbeugen- 
der Maßnahmen und Therapie im Sinne ausheilender Er- 
ziehungsversuche. Zur Prophylaxe müssen z. B. vor allem die 
Massenspeisungen der hungernden Kinder in den Jahren 1920 
bis 1922 gerechnet werden, denn der Hunger war in den meisten 
Fällen der Grund zum Verlassen der Heimat und Familie (vgl. 
die ausgezeichnete Novelle von Newerow: „Taschkent, die brotreiche 
Stadt“, Berlin 1929). Man lese z.B. einmal die entsprechenden Be- 
richte der Internationalen Arbeiterhilfe nach. Zu den vorbeugen- 
den Charakter tragenden Maftnahmen zählt die Sowjetpädagogik 
heute vor allem das immer mehr im Ausbau befindliche System 
der Vorschulerziehung der Kinder, wie sie sich in Kindergärten, 
Kinderhütten, Kinderheimen, Kinderspielplätzen usw. vollzieht. 
Während der eigentlichen Schulzeit (83—15 Jahre) tritt ergänzend 
hinzu das System der planmäfligen Neben schulerziehung durch 
die „Pioniere“ als der politischen Kinderorganisation der 10- bis 
16jährigen, die heute schon mehr als 4 Millionen Mitglieder 

aben, und durch Kinderzirkel, Kinderklubs, Kindertheater usw. 
Da die überkommene patriarchalishe Form der Familien- 
erziehung dem Kinde nicht immer zu seinem Rechte verhilft und 
dadurch das Kind in die Verwahrlosung treibt, ist einerseits die 
Forderung nach „sozialistischem Umbau“ der Familie zugleich 
eine Forderung im Sinne der Verhütung der Verwahrlosung; 
andererseits ergibt sich hieraus die Notwendigkeit, Maßnahmen 
zur Überwachung der in Familienerziehung befindlichen Kinder 
durchzuführen. Angesichts der ungeheuer rasch fortschreitenden 
Einbeziehung aller Frauen in den Produktionsprozeß muß, wie- 
derum um eine Verwahrlosungsquelle zu verstopfen, dafür ge- 
sorgt werden, dag der Ausbau des Netzes sozialer Kinderfür- 
sorgeeinrichtungen mit der Zunahme der Frauenarbeit Schritt 
hält. Um der Wohnungsnot als Quelle der Kinderverwahrlosung 
zu steuern, wird eine beschleunigte Neubautätigkeit gefordert 
und in Verbindung damit, insbesondere im zweiten Fünfjahr- 
plan, der Ausbau der Konsumgüterindustrie. Endlich ist es sehr 
wichtig, die durch die Eröffnung neuer Betriebe den Städten zu- 
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strömenden Menschenmassen, vor allem die junge Generation 
kulturell-pädagogisch zu erfassen. 

Zur „Iherapie“ zählen alle Unternehmungen, die darauf ab- 
zielen, eine bereits eingetretene Verwahrlosung wieder zu be- 
heben; den Minderjährigen zu resozialisieren. Die Arbeits- 
kommunen stellen in der Kette dieser Bemühungen nur das 
letzte, entwickeltste Kettenglied dar: es kommt hier darauf an, 
die Zwischenglieder kennenzulernen. Die Mittelauswahl für die 
Maßnahmen der sozialen Umerziehung hängt prinzipiell von 
zwei Faktoren ab: einmal von den Staat und Gesellschaft jeweils 
zur Verfügung stehenden materiellen und personellen Möglich- 
keiten; zum anderen von dem Umfang des Wissens um die be- 
sonderen psychologisch-pädagogishen Voraussetzungen für die 
Erziehung schwererziehbarer Straßenkinder. 

In den Zeiten unmittelbar nach Krieg und Revolution, Bür- 
gerkrieg und Hungersnot, als die Welle der Kinderverwahrlosung 
über das Land brauste, mangelte es an beiden: an Mitteln und an 
Kenntnissen. So entstanden planlos, hier und dort, mit unzu- 
reichendem Erziehungspersonal Kinderasyle, Kinderzuflucts- 
stätten in zerfallenen Gutshöfen, leerstehenden Eisenbahn- 
wagen usw. Vielfach richtete man an den Eisenbahnknoten- 
punkten sogen. „Ernährungs- und Schlafpunkte“ ein, um wenig- 
stens einen gewissen Einfluß auf die an den Hauptverkehrs- 
punkten sich zusammenrottenden Horden der Verwahrlosten zu 

ewinnen. In den Städten taten sich Jungkommunisten und die 
frauen zusammen, veranstalteten Konzerte, Kino, Theater auf 
den Straßen und Plätzen für die Verwahrlosten, erwarben sich 
langsam das Vertrauen der Straßenjugend und weckten in ihnen 
das Verlangen nach besseren, gesicherteren Existenzbedingungen. 
Daneben wurden auch Streifen von der GPU, der Miliz und den 
Organen der „Sozialen Kinderinspektion“ (einer freiwilligen 
Helferorganisation) unternommen, um die Kinder einzufangen 
und von Jem verderblichen Einfluß der Strafe abzutrennen. Ver- 
teilungsstationen nahmen die Festgenommenen auf; allmählich 
bildete sich ein festes Schema der Überweisungsmöglichkeiten 
für diese jugendlichen Vagabunden heraus: a) das sogen. 
Patronagesystem, die Überweisung in die Pflegschaft von Ver- 
wandten am Heimatort oder anderer dafür bereiter und ge- 
eigneter Bauern- und Arbeiterfamilien, die für diese soziale Er- 
ziehungsfürsorgeleistung besondere steuerliche Vergünstigungen 
eingeräumt erhielten, b Überweisung in die Kinderheime, Kin- 
derschutzanstalten und Kinderkliniken, c) Überweisung (bei Vor- 
liegen der allgemeinen Voraussetzungen seitens der Minder- 
jährigen) in geeignete Arbeitsstellen in Stadt und Land, d) Uber- 
weisung in Ausbildungsanstalten zur Hebung der technischen 
Qualifikation und der Allgemeinbildung, e) Unterstellung unter 
Vormundschaft oder Schutzaufsicht durch die „Soziale Kinder- 
inspektion“, Komsomolzen oder Pioniere, die „Chefschaften“ 
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übernahmen und f) Überweisung in den Mannschaftsbestand der 
Roten Armee, womit man z. B. in Moskau bei der Überweisung 
Verwahrloster in die Musikerabteilungen der Armee die besten 
Erfahrungen machte. 

So bildete sich allmählich ein planmäfliiges System heraus, 
dessen gesetzgeberishe Begründung im Erlak des Zentral- 
exekutivkomitees der Sowjetunion und des Rates der Volks- 
kommissare der RSFSR vom 8. März 1926 zu suchen ist. Am 
20. April 1927 trat ein „Dreijahrplan“ zur Bekämpfung des 
„Besprisornyetums“ in Kraft, auf den sich auch der historisch 
jüngste Erlaß der obengenannten Stellen vom 20. November 1930 
stützt, in welchem — in Ergänzung zur allgemeinen Grundlage 
der „polytechnisierten“ Verwahrlostenerziehung — folgende 
wichtige Prinzipien herausgestellt wurden: a) Rationalisierung 
der Kinderheimbetriebe im Sinne ihrer wirtschaftlihen Ver- 
selbständigung, b) ausreichende Wohnstättenversorgung der ent- 
lassenen und in der Industrie oder Landwirtschaft tätigen Kin- 
derheimzöglinge, c) ab 1. Januar 1931 neue, bindende Normen 
für die Versorgung der Kinderheime, d) restlose Angliederung 
der Heime an Fabriken und Großftbetriebe (d. h. ihre „Polytechni- 
sierung“, sowie die Arbeitskommunen die idealtypische poly- 
technisierte Erziehungsform darstellen). Als Helfer im Kamp 
gegen die Überreste der .Besprisornye“ und der heutigen 
„Besnadsornye“ stehen der Regierung zur Verfügung: die sogen. 
„Kinderkommissionen“ (entsprechen unseren Jugendgerichten 
der Funktion nach), die Kinderinspektionen (entsprechen unseren 
Schutzaufsichtshelfern an den städtischen Jugendämtern) und 
die Gesellschaft „Freund der Kinder“ mit mehreren Millionen 
Mitgliedern (entsprechend unserer ‚Inneren Mission“ oder 
„Arbeiterwohlfahrt“ mit allerdings halbstaatlichem Charakter). 

Im Rahmen dieser, lediglich ergänzenden Bemerkungen ist 
es nicht möglich, näher auf alle angeschnittenen Probleme der 
sozialen Kinderfürsorge einzugehen; handelte es sich doch ledig- 
lich darum, dem Leser ein abgerundetes Bild von all dem zu 
geben, was die Sowjetregierung an ernsthaften Versuchen zur 
Behebung der Kinderverwahrlosung und zur Verbesserung der 
Lage ihrer jüngsten Bürger getan hat und noch — und sicher 
nicht ohne nachhaltigen Erfolg — dauernd weiter tut. 

Für die Leser, die der russischen Sprache mächtig sind, sei 
auf zwei neue Publikationen zum Verwahrlostenproblem ver- 
wiesen: 1. Auf Band 4 der soeben erschienenen Sammlung: „Kin- 
derrecht und Kinderschutz“; Herausgeber: Volksbildungskom- 
missariat der RSFSR, betitelt: „Der Kampf mit der Kinderver- 
wahrlosung“. Moskau 1932, 2. Literarisch-künstlerischer Almanach: 
„Gestern und heute“, geschrieben von ehemaligen Verwahrlosten 
und Verbrechern, Moskau 1931. In deutscher Sprache liegt bis 
zur Stunde noch keine wissenschaftlich korrekte Untersuchung 
des Gegenstandes vor. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch*). 


1. Rußland. 
a) Dnjeprostroj. 


Als starker Auftakt für den 7. November, den 15. Jahrestag 
der Sowjetmacht, fand am 10. Oktober, der der 5. Jahrestag der 
Grundsteinlegung war, die Einweihung des Stauwerkes von Dnje- 
prostroj statt. Meine Eindrücke davon habe ich im Oktoberheft 
wiedergegeben. Es ist ein gewaltiges Werk zur Erzeugun 
elektrischer Kraft und als solches gewif im Sinn Lenins, na 
dem die Elektrifizierung ja geradezu ein Eckstein des bolsche- 
wistischen Programms sein soll. Der Eindruck ist gewaltig auch 
in bezug auf das, was in wenigen Jahren in der Steppe daneben 
entstanden ist: die moderne Stadi, das Wohnviertel, die Stra- 
ßenbahn usw. Ebenso habe ich auf die Schwierigkeiten hinge- 
wiesen, vor denen das Werk, das aus Staudamm und Industrie- 
kombinat besteht, steht, vor allem die Frage, wie alsbald die 
ungeheure zu schaffende Energie verwendet werden soll. Aber 
der Stolz auf die Vollendung dieses Werkes mit seiner weitaus- 
strahlenden Wirkung war berechtigt. Es hat auch nebenbei eine 
Ser tische Be der Ukraine, den Ukrainern wird die 

owjetmacht als Mittel für den Fortschritt so vor Augen gestellt, 
wie die „Prawda“ (11. Oktober) überschwenglich schreibt: „Die 
Wellen des Dnjepr verkünden brausend Frieden und Verbrüde- 
rung der Werktätigen aller Nationalitäten der Sowjetunion, sie 
verkünden den Triumph der Leninschen Nationalitätenpolitik.“ 

Der Einladung zur Feier, die unter großer Aufmachung auch 
in der Presse und unter einem ÖOrdensregen vor sich ging, war 
Stalin nicht gefolgt. Er hielt, so sehr auf einen Stalinkult 
Wert gelegt wird, die Betätigung hier nicht für nötig. Im 
Mittelpunkt dessen, was dabei geredet und gemacht wird, steht 
diese merkwürdige und so schwer völlig zu analysierende Per- 
sönlichkeit, ja doch, und seine Theorie vom „Sozialismus in 
einem Lande“, auf die seine, immer von mir hervorgehoben 
zentrale, zentralisierende Praxis aufgebaut wird und in der das 
ae Ba Eee Element, ohne daß man es will, immer stärker 
wird. 

In einem Sammelwerk, auf das hier hingewiesen werden 
darf: „Die rote Wirtschaft, Probleme und Tatsachen“ 
(herausgegeben von Gerhard Dobbert; Ost-Europa-Verlag 1932, 


* Anmerkung: Die Übersicht umfaßt die Zeit vom 4. September bis 
27. Oktober 1932. 
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283 S. 6.40 RM.) wird das Stalinsche System auf allen Gebieten der 
Wirtschaft geschildert. Ich habe in der Einleitung wieder- 
um versucht, die schwierigen methodologischen Fragen 
der Erkenntnis Sowjetrußlands klarzustellen und wie- 
der zu sagen, was angesichts der ungeheuren Rußlandliteratur 
gar nicht oft genug gesagt werden kann. Aus den Schilderungen 
er letzten Zeit sind mir die „Betrachtungen zu einer Rußland- 
reise“ von Ernst Niïekisch (Zeitschrift: „Der Widerstand“, 
10. Heft, 1932) als am wertvollsten erschienen, weil sie am tief- 
sten eindringen in diesen Arbeiterstaat mit seinem werdenden 
Arbeitertypus, mit seiner Bevorzugung der Zukunft vor der 
Gegenwart, mit seinen Plangedanken und mit seiner Gegen- 
sätzlichkeit zwischen Arbeiter und Bauern. Und mit dem 
letzten sind wir mitten in der Problematik und Not der Gegen- 
wart. 


b) Wirtschaftslage und Agrarpolitik. 


Die Lebensmittelkrise ist unbestreitbar. Die Fleisch- 
krise macht sich besonders darin bemerkbar (Erlaß vom 23. Sep- 
tember mit Festsetzung eines 15-Monats-Plans für Fleisch- und 
Viehablieferung an den Staat, der diesem einen bestimmten Vor- 
rat für die Rote Armee und die Arbeiterschaft zu den niedrigen 
amtlichen Preisen sichern soll und dessen Erfüllung für die 
Bauern Steuercharakter trägt). Der freie Markthandel 
aber, der der Not steuern sollte, hat sich unbefriedigend ent- 
wickelt und im September zu einer starken Heraufsetzung 
der Preise für viele Lebensmittel geführt, auch in den staat- 
lihen Verkaufsstellen mit ihren bisher niedrigen Preisen. Es 
sind Preissteigerungen teilweise bis über 300%. Im Juli war 
eine Zone von 50 km um Moskau herum für den Handel mit 
Lebensmitteln völlig freigegeben worden, die ganze Versorgung 
der Hauptstadt sollte aus diesem Gebiet im Weg des freien Markt- 
handels erfolgen. Ende September ist diese Verordnung aufge- 
hoben worden, weil sie zur Spekulation mit landwirtschaftlichen 
Produkten geführt habe. Nun soll die 50-km-Zone wieder plan- 
mäßig und staatlich organisiert werden zur Lebensmittelbereit- 
stellung nach Moskau. Man sieht, daß das ganze im Mai be- 
gonnene System noch durchaus nicht zu wesentlichen Erfolgen 
geführt hat. 

Die Ernte ist im ganzen wohl so mäßig, wie man annahm. 
Die Ernteeinbringung war langsam. Die staatlichen Ge- 
treidebereitstellungen sind daher unbefriedigend, be- 
sonders weil die Bauern das Getreide lieber auf dem freien 
Markt verkaufen, obwohl dieser freie Verkauf erst nach Erfül- 
lung der Ablieferung an den Staat erlaubt sein soll. Bis 1.Ok- 
tober war der Plan der Getreidebereitstellungen, die zur Siche- 
rung der Versorgung im Winter für den Staat dienen, nur zu 
wenig über ein Drittel durchgeführt. 
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Die Herbstbestellung hatte Mitte Oktober drei Viertel 
des Wintersaatplans erreicht, gleich 30%, Millionen ha, davon 
1,8 auf die Sowchosy, 734 Millionen auf die bäuerlichen Einzel- 
wirtschaften und fast 21 Millionen auf die Kollektivwirtschaften. 

Der Frühjahrssaatplan für 1933 ist auf 97,5 Millionen 
Hektar festgesetzt, was nur 1 Million ha mehr ist, als die Anbau- 
fläche im Frühjahr 1932 war. Der Erlaf Stalins vom 3. Oktober 
dazu stellt fest, daß 80 bis 90 % des landwirtschaftlichen Bodens 
heute von den Kollektivwirtschaften bewirtschaftet würden, und 
spricht die nachher zu unterstreichenden Gesichtspunkte aus, daß 
die Erweiterung der Anbaufläche durch die Kollektivierung (in 
Form des landwirtschaftlihen Artels) im wesentlichen erreicht 
sei, jetzt nicht übermäßig weiter ausgedehnt werden solle und 
nunmehr der Nachdruk auf die Intensivierung der 
Bodenbestellung gelegt werden solle. 

Die augenblickliche Idee Stalins und der Sowjetregierung 
in dieser Beziehung wird daran deutlich und ebenso der Druck 
der Ernährungskrise oder umgekehrt die Einsicht, daß die Kol- 
lektivierung jedenfalls noch nicht zu einer Steigerung des Fr- 
trags geführt habe, sondern eher das Gegenteil der Fall ist. Der 
Übergang zu einer intensiveren Bewirtschaftung wird in das 
Auge gefaßt und in Verbindung damit der Gesichtspunkt, etwas 
mehr Ruhe in das ganze System und seine Arbeit zu bringen. 
Dazu ist noch das Folgende zu sagen. 

Die Plenarsitzung des Zentralkomitees der Partei vom 
28. September bis 2. Oktober beschäftigte sich nur mit diesen 
wirtschaftlichen Fragen. Darüber haben Kaganowitsch vor der 
Moskauer Organisation und Kirow vor der Leningrader ausführ- 
lich und interessant berichtet („Iswestija“, 12. und 14. Oktober). 
Der Stalinkurs seit Mai wurde gebilligt, in dem das Wesentliche 
die Freigabe des bäuerlichen Markthandels ist, der aber als vor- 
läufig ungenügend bezeichnet wurde, ebenso wie der Stand der 
Produktion von Massenbedarfsartikeln, über die die Resolution 
der Sitzung vieles sagte. 


Zu dem Kurs gehört weiter die Verordnung vom 3. September 
über die „Schaffung einer gefestigten enoa nne der 
Kolchose“. Sie ist so wichtig, daß sie in der Hauptsache im 
Wortlaut wiederzugeben ist: 

„i. Bei Wahrung der Unantastbarkeit des Eigentumsrechtes des 
Arbeiter- und Bauernstaates auf Grund und Boden ist jeder Kollektiv- 
wirtschaft der Boden, der sich zurzeit in ihrer Nutzung befindet, in den 
gegenwärtigen Grenzen unter Verbot jegliher Umteilung fest zuzu- 
eignen. 

2. Zur Entscheidung von Streitigkeiten um den Boden und um alle mit 
der Bodenbenutzung zusammenhängenden Fragen sind Rayon-Boden- 
kommissionen zu bilden. Entsprechende Kommissionen sind in den 
Gebiets-, Gau- und Republikzentren zu bilden. Das Volkskommissariat für 
Landwirtschaft der UdSSR hat eine Oberste Bodenkommission der UdSSR 
und der RSFSR unter Vorsitz des Volkskommissars für Landwirtschaft der 
UdSSR zu bilden. 
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3. Jegliche Bodenabtrennung der Kollektivwirtschaften zugunsten der 
Sowjetwirtschaften (Sowchose) bzw. Genossenscaftswirtschaften (Koop- 
hose) durch lokale Behörden ist ohne besondere Verfügung für jeden 
Einzelfall seitens der Obersten Bodenkommission in Zukunft verboten. 


4 Den Behörden der Rayons ist es verboten, Bodenstreifen von einer 
Kollektivwirtschaft abzutrennen und sie anderen zur Verfügung zu stellen. 


5. Grenzänderung sowie Bodenaustaush zwischen den Kollektivwirt- 
schaften zwecks Beseitigung der Gemengelage usw. dürfen nur auf Beschluß 
der Rayon-Bodenkommission stattfinden. Wird auf Grund einer Ver- 
fügung der Rayon-Bodenkommission Boden, der durch Ausroden, Melio- 
rierung, Düngung usw. verbessert worden ist, von einer Kollektivwirtschaft 
an die andere beten so hat der neue Kollektivnutznießer den alten 
für alle seine diesbezüglichen Verausgabungen zu entschädigen. 


6. Beim Austritt einzelner Mitglieder aus den Kollektivwirtschaften 
dürfen die Grenzen der Kollektivwirtschaft nicht geändert werden. Alle 
lokalen Behörden haben sich streng an das Statut des landwirtschaftlichen 
Artels zu halten, nach welchem den aus der Kollektivwirtschaft Ausgetre- 
tenen Boden nur aus dem freien staatlichen Bodenfond, keineswegs aber auf 
Kosten der tatsächlichen Bodenbenutzung der Kollektivwirtschaften zur Ver- 
fügung gestellt werden darf. 


7. Die Zuteilung des Bodens an die Kollektivwirtschaften beim Beitritt 
der Einzelbauern geschieht nach der. vorgeschriebenen Ordnung durch den 
Dorfsowjet aus dem Bodenbestand der individuellen Nutzung. 

Man will also einen gewissen Halt in der neuen Agrarpolitik 
und Agrargesetzgebung machen, den gegenwärtigen Stand 
stabilisieren und nicht nur Ruhe, sondern auch Klarheit in den 
Eigentumsbegriffen (siehe darüber schon Oktoberheft S. 39 f.) 
bringen, den jetzigen Stand vor willkürlicher Veränderung, 
namentlich Zersplitterung, sichern und für alle weiteren techni- 
shen Einzelheiten zuverlässige und von oben zu dirigierende 
Organe haben: Landwirtschaftskommissionen von unten Bis oben, 
die etwa erinnern an jene Landorganisationskommissionen Stoly- 
pins, oder, wenn man will, an unsere Generalkommissionen. 
Man glaubt das soziologische Ziel (sozialistische Ordnung des 
landwirtschaftlihen Betriebes, Unterdrückung der Kulaken, 
Schaffung der ländlichen Arbeiter-Bauern-Klasse) im wesent- 
lihen erreicht, will diese Ordnung als vorläufig feststehend, 
wenn der Ausdruc gestattet ist, verankern, von dieser Grund- 
lage aus die Maschinisierung der neuen landwirtschaftlichen 
Einheit und die Intensivierung der Bodenbestellung in ihr vor- 
wärtstreiben und glaubt damit nun auch das Ziel erreicht zu haben 
oder zu erreichen, das Kaganowitsch so bezeichnete: „Der Kol- 
chos, der die sozialistische Form der Wirtschaft wird, gibt die 
volle Möglichkeit, das Be Interesse des Kolchosnik mit 
nt 


den gesellschaftlichen Interessen zu vereinigen.“ 


Es wäre nun an der Zeit, einmal das so entstandene neue 
Sowjet-Agrar-Recht darzustellen, wobei interessant ist, 
daß in den Betrachtungen dazu der Ausdruck Gesetz (Zakon) 
immer wiederkehrt. Die „Iswestija“ charakterisierten das wich- 
uge Dekret, das auch eine große politische Bedeutung hat, so 
5. September): 
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„Das Gesetz über die Schaffung einer dauernd gesicherten Landnutzung 
durch die Kollektivwirtschaften wird den Ausgangspunkt zu einem neuen 
energischen Kampf der Millionenmassen der Kollektivbauern für die Festi- 
gung und Entwicklung der sozialistischen Wirtschaft bilden. Es wird aud 
den sanp der Kollektivbauernschaft gegen den Klassenfeind beleben, der 
es versucht, durch Raub am sozialistischen Eigentum, durch Drohungen 
und Gewalttaten gegen die Kollektivbauern die sozialistische Kollektiv- 
wirtschaft zu untergraben. Das jetzt veröffentlichte Gesetz der Sowjet- 
regierung gibt den Interessen von Millionen von Kollektivbauern Ausdruck. 
Es wird ohne jede Abweichung durchgeführt werden.“ 


Und die „Prawda“ begrifflich noch schärfer: 


„Es ist ohne weiteres klar, daß die Verordnung der Sowjetregierung 
die Festigung des Allgemeinguts, des Kollektivbesitzes bezweckt. Der 
Kampf für die Unantastbarkeit des sozialistischen Eigentums, 
zugleich ein Kampf für Wahrung der revolutionären Gesetzlich- 
keit auf allen Gebieten des sozialistischen Aufbaues bildet gegenwärtig 
die wichtigste Aufgabe zur Festigung und Entwicklung des neuen Wirt- 
schaftssystems.““ 


Es soll also bei den Mitgliedern der Kolchose eine gewisse „Be- 
sitzsicherheit“ geschaffen werden, deren soziologische Gefahren 
heute nicht mehr als so hoch eingeschätzt werden wie seinerzeit 
bei der NEP. Dasinnere, technisch-praktische Motiv aber drückte 
die „Prawda“ noch deutlicher aus (5. September): 


„In der Zeit des Kampfes um die Kollektivierung der bäuerlichen 
Einzelwirtschaften wird die Aufgabe der ‚qualitativen Entwicklung‘ der 
Kollektive durch den Umstand erschwert, daf sich die Grenzen der Kollek- 
tivwirtschaften ständig ändern, im Zusammenhang mit dem Eintritt neuer 
Mitglieder in die Kollektivwirtschaften, der Zusammenfassung kleiner Kol- 
lektive in größere, mit der Abgrenzung der Kollektive untereinander ohne 
Berücksichtigung der wirtschaftlihen Zweckmäligkeit, der Schaffung von 
Riesenkollektiven usw. Diese unstabile Landnutzung der Kollektivwirt- 
schaften hat die Bodenbearbeitung ungünstig beeinflußt. Nunmehr besteht 
die zentrale und wichtigste Aufgabe darin, auf dem Land, das der Staat 
den Kolchosbauern zur Nutzung überlassen hat, eine stabile und wirt- 
schaftlich hochstehende Wirtschaft zu schaffen durch entscie- 
dene Besserung der Bodenbearbeitung, Einführung des Frucht- 
wechsels, Verwendung von Dünger usw.“ 


Weiter gehört zu diesen Maßnahmen ein neues Gesetz über 
„Selbstbesteuerung der Landwirtschaft“ aus dem Septem- 
ber, das die Steuerschraube im ganzen schärfer anzieht, und so- 
dann eine organisatorisch wichtige Maßnahme, mit der die 
Agrarpolitik der ähnlichen Maßnahme für die Industrie vor drei- 
viertel Jahren folgt. Durch Verordnung vom 1. Oktober näm- 
lich wurde von dem Volkskommissariat für Landwirtschaft 5 
kanntlich für die ganze Union von Jakowlew geleitet) abgelöst 
ein Volkskommissariat für die Getreide- und Viehzuchtgüter der 
Sowjetunion (unter Jurkin), so daß dem Landwirtschaftskommis- 
sariat das Kollektivierungsgebiet und dem neuen das Gebiet der 
Staatsgüter (224 Getreidegüter und 432 Viehzuchtgüter) zuge- 
wiesen ist. Zugleich wird „Iraktozentr“, die Zentrale der Ma- 
schinen- und Traktorenstationen in verschiedene Zentralen für 
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Getreidebau, Baumwolle, Zuckerrüben, Flachs, Kartoffeln, Mäh- 
mu nen mit den entsprechenden Lokalorganisationen umge- 
staltet. 


Der organisatorische Sinn ist klar: durch ein besonderes 
Volkskommissariat für die Staatsbetriebe die Ernährung der 
Roten Armee und der Arbeiterschaft unbedingt sicherzustellen. 
Und ebenso ist es, um es noch einmal zu unterstreichen, der Sinn 
des Ganzen, die Bedeutung der Epoche, an der man an- 
gekommen zu sein glaubt: Abschluß vorläufig der Kollektivie- 
rung — freier bäuerlicher Markthandel — Versorgung der 
Bauern mit Massenbedarfsartikeln — Sicherung des neuen Eigen- 
tumsbegriffs und der neuen Wirtschaftsbetriebe überhaupt — 
Stabilisierung des augenblicklich erreichten Standes der Umwäl- 
zung — Maschinisierung und Intensivierung, Landkommissionen 
und die beiden landwirtschaftlichen Reichszentralen. Alles „unter 
Aufrechterhaltung des Grundsatzes der Nationalisierung 
des Grund und Bodens“, aber so, daß das Kollektiv Eigen- 
tumsträger des von seinen Mitgliedern bisher bewirtschafteten 
Landes wird und so, daß nun auch der individualistische 
Gesichtspunkt, das private Interesse eingestellt werden kann 
(„Die Regel: wer mehr und besser arbeitet, erhält mehr [von 
den Kolchos-Einnahmen nämlich], wer nicht arbeitet, erhält 
nichts, muß nun ausnahmslos in allen Kolchosen triumphieren“, 
hieß es ganz scharf in den „Iswestija“ vom 19. Oktober, also Be- 
rechnung des Arbeitstages, Ordnung der sog. Brigadenarbeit und, 
nach Sicherung der Staatsbedürfnisse, der freigebildete Markt- 
preis für den Bauern). 


Sehr charakteristisch ist, daß in der abschließenden Betrach- 
tung darüber („Iswestija“ 2. Oktober) ein seit Jahren in Ver- 
gessenheit geratener, vor zehn Jahren unausgesetzt erörterter 
Begriff wieder in den Vordergrund tritt, die „Smytschka“ 
zwischen Stadt und Land, eine Verbindung ihrer Inter- 
essen auf diesem Wege, nachdem der Prozeß der Umgestaltung 
des Bauern in den ländlichen Kollektivarbeiter im wesentlichen 
gesichert, der Bauer also in den Rahmen des Arbeiterstaates ein- 
gepreftt sei, und nun dieser neue ländlich-proletarische Typus 
sich weiter entwickeln könne, mit Berücksichtigung seiner eigenen 
Interessen, geistigen Haltung und Besonderheit, ohne Gefahr für 
den sozialistischen Aufbau von Wirtschaft und Staat. Und es 
ist sehr interessant, dabei festzustellen, wie in diesem Entwick- 
lungsgange sich die unmittelbaren praktischen Notwendigkeiten, 
irgendwie der Ernährungskrise, vielleicht Ernährungskatastrophe 
Herr zu werden, verschlingen mit den allgemeinen theoretischen 
Tendenzen des Stalinismus. Keines Wortes bedarf es, daf dieser 
Entwicklungsgang noch längst nicht an dem Ziel angekommen 
ist, nur das nächste erreicht zu haben, nämlich die Sicherung 
der Ernährung in Stadt und Land. 
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c) Industrie und Außenhandel. 


Der erste Fünfjahrplan geht seinem Ende entgegen. 
Die Leistungen auf industriellem Gebiete sind gewaltig und be- 
deutend. Vieles Neues ist geschaffen an Bauten, überhaupt an 
Produktionszweigen. Diese Industrialisierung wird auf Kosten 
der Lebenshaltung der Bevölkerung durchgeführt. Aber die 
Schwerindustrie, besonders die Kohle, auch die Naphthaindustrie 
und auch Eisen und Stahl, bleiben hinter den Forderungen zu- 
rük. Und die Produktion an Bedarfsartikeln ist von der 
verarbeitenden Industrie nicht in dem notwendigen Maße er- 
reiht. Die einzelnen Teile des Plans greifen wohl im Plan 
ineinander, aber noch nicht in der Wirklichkeit. Der Plan im 
Ganzen kann noch nicht organisch funktionieren. Vor allem ist 

ie Spannung zwischen Maschine und Mensch noch zu weit, die 
Selbstkosten zu hoch, und so ist der Grundgedanke des Fünf- 
jahrplans, wie er auf der 17. Konferenz festgestellt wurde, die 
eigene vom Ausland unabhängige Industriebasis zu schaffen, 
heute noch nicht erreicht. Das eben ist die Aufgabe des zwei- 
ten Fünfjahrplanes, der am 1. Januar 1933 zu beginnen hat. 


Nur vermerkt sei, daß jene Plenarsitzung des Zentralkomi- 
tees der Partei ganz besonders wieder die Steigerung der Pro- 
duktion von Massenbedarfsartikeln gefordert hat (die Ent- 
schließungen darüber und über den Sowjethandel: „Iswestija“ 
3. Oktober). 


Zur Industriekrise, oder mit ihr zusammenhängend, aus ihr 
hervorgehend die Eisenbahnkrise, entstanden daher, daf 
zu einseitig das Gewicht auf die Entwicklung der Sowjetindu- 
strie gelegt wurde und das Verkehrswesen dahinter zurückge- 
blieben ist. Dabei und bei allen Klagen über diesen Mangel 
an rollendem Material und Unterbau ist aber nicht zu übersehen, 
daß ja die Anforderungen an das Eisenbahnnetz für Getreide- 
bereitstellungen, Transport von Rohstoffen und Brennstoffen 
usw., zumal wenn noch die Inanspruchnahme für militärische 
Zwecke (Armee im Fernen Osten) hinzukommt, viel höher als 
im zaristischen Rußland sind, das Volumen des Gütertransports 
von 1930/31 das Zweieinhalbfache des Verkehrs 1913 war. 

Die Problematik von Währung, Preis und Lohn habe 
ich in meinen „Eindrücken der diesmaligen Rußlandreise“ (Ok- 
toberheft S. 6 f.) dargestellt. Im Zusammenhang damit geht das 
Gerücht, daß der aus London abberufene Botschafter Sokolni- 
kow die Aufgabe erhalten solle, diesen Schwierigkeiten durch 
Umgestaltung des Währungssystems entgegenzutreten. Sokolni- 
kow, der übrigens 1917 als Führer der russischen Delegation 
den Brester Frieden unterzeichnet hat, hat als Volkskommissar 
für die Finanzpolitik 1924 die Stabilisierung, den Tscherwonez 
auf Goldgrundlage, eingeführt und wurde 1926 seines Amtes 
als Volkskommissar für die Finanzen enthoben, hat danach Ruf- 
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land auf der Genfer Wirtschaftskonferenz vertreten. Ist die 
Nachricht richtig, hätte er also der heutigen Lebensmittelteuerun 
und den inflatorischen Erscheinungen entgegenzutreten un 
einen Zirkel zu lösen, der uns heute noch unlösbar erscheint 
und der m. E. im Augenblick das bemerkenswerteste und schwie- 
rigste Problem der Sowjetwirtschaft ist. 

Für den Außenhandel liegen nun dieZahlendes ersten 
Halbjahres 1932 vor. Sie sind (nach dem „Ostexpref“) so: 


„1. Halbjahr 1932: 1. Halbjahr 1931: 
in 1000 t in 1000 RbÌ. in 1000t in 1000 RblÌ. 
Ausfuhr . . . 7209 275 160 8240 366 256 
Einfuhr . . . 1043 405 273 1604 517279 
Gesamtumsatz . 8252 680 433 9844 883 535 
Handelsbilanz 130 113 151 023 


Somit ist der Warenaustausch mit dem Auslande im Ver- 
gleich zum entsprechenden Zeitabschnitt des Vorjahres men- 
genmäßig um 1,6 Millionen Tonnen, wertmäßig 
aber um 203,1 Millionen Rubel oder 23 Prozent ge- 
sunken. Sowohl Ausfuhr wie Einfuhr gehen zurück.“ 

Die Verteilung auf die wichtigsten Länder ist nach 
der gleichen Quelle in Millionen Rubeln: 

Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 
1. Halbjahr 1. Halbjahr 1. Halbjahr 
1932 1931 1932 1931 1932 1931 
Deutschland . 51,7 73,4 183,9 162,7 235,6 236,1 


England . . 65,3 92,3 51,8 33,0 117,1 125,3 
USA. ... 7 10,2 19,3 142,6 26,4 152,8 
ltalien . . . 115 20,6 19,0 10,9 30,5 31,5 
Lettland . . 85 21,4 4,1 6,1 12,6 27,5 
Persien . . . 145 17,8 36,4 21,3 50,9 39,1 
Polen . . . 19 3,1 1,4 18,3 3,1 21,4 
Frankreih . 125 13,1 1,2 7,8 13,7 20,9 


In der Sowjeteinfuhr stand Deutschland weit an 
erster Stelle. Im Vergleich zum ersten Halbjahr 1931 ist die Ein- 
fuhr aus Deutschland um rund 21 Millionen Rubel gestiegen. 
Stark zugenommen hat auch der Sowjetexport aus ar P 
(um und 19 Mill. Rbl.), aus Persien (15,1 Mill) und Italien 
(81 Mill). England nimmt nunmehr den zweiten Platz in der 
russischen Einfuhr ein, während im Vorjahre die Vereinigten 
Staaten an zweiter Stelle standen. Der Sowjetimport aus 
Amerika ist im Vergleich zum Vorjahre außerordentlich zu- 
sammengeschrumpft, ebenso übrigens auch die russische Einfuhr 
aus Polen und Frankreich. Im Sowjetexport standen England 
mit 65,3 Millionen und Deutschland mit 51,7 Millionen Rubel an 
erster bzw. zweiter Stelle.“ | 

Die russische Ausfuhr ist nach nahezu allen Ländern stark 
gesunken. Im besonderen ist der russishe Getreideexport 
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im ersten Halbjahr 1932 auf 755173 t gegen 1499067 t im Vor- 
jahre, also ungefähr auf die Hälfte gesunken. 


Die uns bekannten Züge haben sich nicht gewandelt, sondern 
verschärft: der Rückgang des russischen Handels im 
Welthandel überhaupt (der Anteil des russischen Handels daran 
war in der Ausfuhr im ersten Halbjahr 1932 2,5 %, inder Einfuhr 
3,2% und im Umsatz im ganzen 2,8%), die Verschiebung in 
der Struktur des Sowjetaußenhandels — die Bedeutung der 
Sowjetunion vor allem als Maschineneinfuhrland —, die Passi- 
vität der Handelsbilanz, für die die „Ostwirtschaft“ (1932, Sept., 
Nr. 9) folgende Tabelle mitteilt: 1930: — 22,5 Millionen Rubel, 
1931: — 293,8 Millionen Rubel, erste Hälfte 1932: — 130,1 Mil- 
lionen Rubel. Im ganzen: — 446,4 Millionen Rubel = 964,2 Mil- 
lionen Rubel — die interessante Gruppierung der drei Haupt- 
handelsländer: Deutschland an erster Stelle in der Einfuhr nach 
Rußland, England an erster Stelle in der russischen Ausfuhr, 
Nordamerika von großer, aber zurückgehender Bedeutung für 
die russische Einfuhr und ohne Bedeutung als Abnehmer für 
russische Produkte —, im ganzen die bekannte schwierige, aber 
noch nicht katastrophale Lage in der a von der inter- 
nationalen Preisgestaltung und ee at sich der Außen- 
handel Sowjetrußlands im ersten Halbjahr 1932 schließlich doch 
besser behauptet als der Außenhandel der Welt sonst. 


d) Innere Politik. 
Gleih nach jener Einweihungsfeier von Dnjeprostroj 


meldete die „Tass‘ (11. Oktober): 


Auf Beschluß des Präsidiums der Zentralkontrollkommission der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion vom 9. Oktober wurden aus der 
Partei zwanzig Mitglieder und Helfershelfer der konterrevolutio- 
nären Gruppe des früher aus der Partei ausgeschlossenen Rutin aus- 
geschlossen. Die Gemaßtregelten hatten versucht, auf illegalem Wege eine 
bourgeoise Kulakenorganisatioin zur Wiederherstellung des 
Kapitalismus, insbesondere des Kulakentums, in der Sowjet- 
union zu schaffen. Unter den Ausgeschlossenen, von denen die meisten 
bereits früher wegen opponens Er parteifeindliher Tätigkeit einmal 
ausgeschlossen waren, befinden sih Galkin, ein früheres Mitglied der 
Gruppe rechter Opportunisten, Slepkow, der früher zweimal als Rechts- 
opportunist aus der Partei ausgeschlossen worden war, Maretzki, der wegen 
Rechtsopportunismus und Ptaschny, der wegen trotzkistischer Tätigkeit 
aus der Partei ausgeschlossen war, ferner Sinowjew und Kamenew, 
die früheren Organisatoren eines partei- und sowjetfeindlichen Blocks, die 
seinerzeit aus der Partei ausgeschlossen und erst nach ihrer Erklärung auf 
dem 15. Parteitag, dafl sie voll und ganz „ihren Willen und ihre Ansichten 
der Partei unterordnen“, wiederaufgenommen worden waren. Die beiden 
Letztgenannten wußten von der Existenz der konterrevolutionären Gruppe 
und erhielten ihre Dokumente (!), teilten jedoch der Partei nichts darüber 
mit, wodurch sie die Tätigkeit der Gegner förderten. Außerdem wurden 
aus der Partei ausgeschlossen, jedoch unter Zuerkennung des Rechts, nach 
Ablauf eines Jahres die Revision dieses Beschlusses nachzusuchen, vier 
Personen, darunter ein ehemaliger Teilnehmer der linksopportunistischen 
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Opposition, und Uglanow, ein ehemaliger Teilnehmer der rechtsoppor- 
tunistischen Opposition. 
Man hatte längere Zeit von der Opposition rechts und links 
nichts ehört, so daß die Aktion überraschend kam, die von der 
„Prawda“ (12. Oktober) so charakterisiert wurde: 


„Die gegenrevolutionäre ruppe entwickelt in ihren Schriftstücken das 
vollständige Programm zu einer kapitalistischen Restauration und Wieder- 
herstellung des Kulaken. Sie predigt die Notwendigkeit einer Aufhebung 
der Sowjetstaatsgüter und der Kollektivwirtschaften und fordert eine 
Politik, welche die Übergabe der sozialistischen Unternehmen auf Konzes- 
sionsgrundlage an Kapitalisten vorsieht, der Unternehmen, die durch die 
heldenhafte Anstrengung und den Enthusiasmus der Arbeiterklasse ge- 
schaffen sind.“ 

Diese Vorwürfe sind also recht ernst: Gegenrevolution, Wie- 
derherstellung des Kapitalismus besonders bei den Kulaken, die 
betroffenen Gegner sind zum Teil bedeutend, wie Kamenew, der 
Schwager Trotzkis, früher stellvertretender Vorsitzender des 
Rates der Volkskommissare und Botschafter in Rom, und Sinow- 
jew, der frühere Vorsitzende des Komintern. 


Die Maßnahme ist nicht nur überraschend, sondern auch 
instruktiv. Denn sie gibt zu die Ernsthaftigkeit der Opposition 
gegen die Agrarpolitik in erster Linie und das Bestreben, eine 
Bauernfraktion innerhalb der Kommunistischen Partei zu be- 
gründen und so die Position Stalins auszuhöhlen. Es ist die Re- 
volte derjenigen, denen das Tempo zu scharf ist, die zweifeln, 
ob die Nerven der Bevölkerung die zugemuteten Opfer aus- 
halten, die das Ernährungs- und Währungsproblem für sehr ge- 
fährlich halten. Auch diesmal ist nicht zu erkennen, daß eine 
grundsätzliche Opposition gegen den Stalinschen Sozialismus 
darin liegt, sondern es ist immer nur eine Differenz in der Be- 
urteilung der Taktik. Darin liegt die bleibende Schwäche dieser 
Opposition, die Stalin auch diesmal energisch niedergeworfen 
hat, indem er zugleich festhält an seiner bekannten Taktik: die 
Opposition in den Personen zu zerschlagen und in ihren Forde- 
rungen zum Teil anzunehmen. 

In derselben Zeit hat das Ikki (Exekutivkomitee des 
Komintern) getagt und beschlossen (11. Oktober), daft die 
Periode relativer Stabilisierung des Kapitalismus zu Ende gehe 
und eine Periode neuer Revolutionen und Kriege sich nähere, 
und von der deutschen Kommunistischen Partei stärkste Akti- 
vität zur Herbeiführung von politischen Massenstreiks als dring- 
lichste Aufgabe gefordert. Auch das gehört herein in den Stali- 
nismus, insofern die weltrevolutionäre Terminologie doch am 
Leben erhalten werden muf, während Stalin selbst sich an diesen 
Beschlüssen und Reden überhaupt nicht beteiligt. Und ebenso 
Brent dazu die ununterbrochkene „Militarisierung der 

eele“, wie der Kriegskommissar Woroschilow das einmal be- 
zeichnet hat, die Pflege des Wehrgedankens, die Sorge um die 
Rote Armee, die von den Bauernfragen und der Bauernpolitik 
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auch berührt wird, und das zugleich in der Verbindung mit einer 
unbedingten Friedenspolitik nach außen. 

Man sieht: die Aufgaben und Schwierigkeiten, die der Leiter 
der russischen Innenpolitik zu bewältigen hat, sind nicht nur 
sehr groß, sondern auch außerordentlich kompliziert, weil zum 
Teil sih Widersprechendes damit erreicht werden soll. 


e) Kulturpolitik. 


In diesesSystem wird, wiebekannt, auh Bildungswesen 
und Bildungspolitik zentralistisch hereingeprefit. Leider 
erlaubt es der Raum nicht (hoffentlich ist sehr bald eine selb- 
ständige Behandlung möglich), die beiden großen Verordnungen 
1. des Parteikomitees vom 25. August „über die Lehrprogramme 
und das Regime in der Elementar- und Mittelschule‘ und 2. des 
Zentralkomitees vom 19. September „über die Lehrprogramme 
und das Regime in der höheren Schule und den Techniken“ aus- 
führlich wiederzugeben, denen sich 3. die Verordnung des Partei- 
komitees vom 21. September „über die Organisation der höheren 
kommunistischen landwirtschaftlichen Schulen“ sinngemäß an- 
schließt. Über die erstgenannte Verordnung wurde hier schon 


berichtet (Oktoberheft S. 42 f.). 


Es ist ein ganzes Gesetzgebungswerk, das doch 
nicht nur in einer zeitlichen Parallele zu jenem Agrar- 
gesetzwerk steht, sondern aus den gleichen Wurzeln und 
Tendenzen her kommt. Eine Durchsicht und Reform der Lehr- 
pläne und der Organisation im ganzen Schulwesen wird in An- 
griff genommen, wobei eine Menge neuer staatlicher Kommis- 
sionen geschaffen wird. Dabei wird gleichsam im Vorübergehen 
am Schluß der Verordnung vom 25. August etwas ganz 
Wesentliches verfügt, nämlih vom Schuljahre 1932/33 an 
die „Semiletka“, den Schulplan auf sieben pare, in einen zehn- 
jährigen umzugestalten, zunächst im laufenden Jahre eine 
achte Klasse als ersten Schritt zur zehnjährigen Schule einzu- 
führen. An den höheren Anstalten wird die Studienzeit ver- 
längert, die Professoren anders, d. h. selbständiger gestellt, die 
„einheitliche Befehlsgewalt“ des Direktors (entsprechend der In- 
dustrie) durchgeführt, das Prüfungswesen umgestaltet und er- 
weitert, die Einmischung der Studenten und ihrer Brigaden be- 
seitigt, die Disziplinargewalt der Leitung der Schule über die 
Schüler und Studenten erweitert und verschärft. ` 

Man wird nicht einfach sagen können, daß damit das Expe- 
rimentieren der letzten 15 Jahre schlechthin aufgegeben und das 
Muster der bürgerlichen Pädagogik eingeführt werde. Das 
Ganze geht völlig in den Bahnen der Stalinschen Politik und 
sucht die „Kaders“ der Techniker und Ingenieure als Spezia- 
listen für den zweiten Fünfjahrplan sicherzustellen. Wobei die 
allgemeine Bildung nicht vergessen wird, und zwar als Unter- 
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richt in der Muttersprache, als Staatsbürgerkunde und sogar in 
einer ersten Andeutung etwas in geschichtlicher Ausbildung: 
Offenbar wird den leitenden Männern im Kreml auch in dieser 
Beziehung heute bewußt, daß die Sowjetmacht 15 Jahre besteht, 
also schon Geschichte hinter sie getreten ist, die die Nachwachsen- 
den irgendwie sich aneignen müssen. Ebenso ist charakteristisch 
und nicht neu die Selbstkritik, die alle Mängel bloflegt, und die 
Rücsichtslosigkeit, mit der allerdings bisherige Methoden und 
Vorurteile über Bord geworfen werden. 


Ein paar Einzelheiten noch: die Gründung einer fern- 
östlichen Filiale der Akademie der Wissenschaften in Wladi- 
wostok (von den 95 Mitgliedern der Akademie im ganzen stam- 
men nur 14 noch aus der Zeit vor der Revolution) — eine Zehn- 
jahrfeier für das neue türkische Alphabet (in lateinischen 

ettern) in Baku, in dem 340000 Menschen ausgebildet sind — 
das in großem Stil gefeierte 40 jährige Dichterjubiläum 
Gorkis, dem zu Ehren die Stadt Nishninowgorod in Gorki um- 
benannt wurde, eine Feier mit stark politischem Anstrich (der 
Klassenkämpfer und unbedingte Parteigänger des Sowjet- 
Teine wurde gefeiert) — und schließlich auch in die Kultur- 

olitik herein gehörend, aber über die Grenzen hinausgehend: 

ie ausgezeichnete und wohl gelungene Ausstellung deut- 
scher zeitgenössischer Architektur in Moskau, die 
Arbeiten von 140 Architekten zum erstenmal in der Sowjetunion 
zeigte, ein Bild der heutigen deutschen Architektur glänzend gab. 


f Emigration. 


Im Oktober war in Paris ein Kongreß von russischen Emi- 
granten versammelt. Die Sowjetpresse polemisierte dagegen. 
Aber wichtiger als das war, daf auf diesem Kongreß die 
schwerste Frage der Emigration überhaupt behandelt werden 
mußte, nämlich die Gefahr der Entnationalisierung der 
im Ausland aufwachsenden russischen Emigrantengeneration. Es 
ist wohl nicht zu bestreiten, daß die russische Emigration dem 
Absterben entgegen geht, und zwar nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in Frankreich. Die Alten sterben, Zuzug aus Ruf- 
land kommt nicht, eine Verbindung mit der alten Heimat, in dem 
Maße, wie es für die polnische Emigration der 30er und 40er 
Jahre des 19. Jahrhunderts so charakteristisch war, existiert so 
gut wie nicht. Die Jüngeren wachsen in das neue Land, in dem 
sie leben oder gar geboren sind, herein. Was auf dem Kongreß 
festgestellt wurde, kann man auch sonst beobachten, daß die 
Kinder der Emigranten schon kaum mehr die Sprache der Heimat 
lernen und ihrem Vaterlande völlig fremd sind. Es gibt ja auch 
im Grunde keine „Idee der Emigration“ für diese Russen 
im Auslande mehr, wie es eine ld für jene polnische Emi- 
gration gab, und ebenso wird immer schwerer die einmal leb- 
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haft erörterte Idee des „Brückenschlags“, einer Verbindung mit 
der Heimat und einer Verbindung dieser Heimat mit dem augen- 
blicklichen Aufenthaltslande. Alles das stößt sich an der harten 
Realität einer Entwicklung, die jetzt ausläuft und für die Mit- 
glieder dieser Emigration doch eine tiefe Tragik bedeutet. 


g) AuswärtigePolitik. 


1. Ein wichtiges Revirement in der Sowjetdiplo- 
matie hat stattgefunden. Der bisherige Botschafter in London, 
Sokolnikow, wurde abberufen und durch den bisherigen Ge- 
sandten in Helsingfors, Maiski, einen Berufsdiplomaten, ersetzt. 
Ferner wurde der Botschafter in Rom, Kurski, abberufen, sein 
Nachfolger wird der bisherige Gesandte in Athen, Potemkin, 
dessen Nachfolger wieder wurde Daftjan, ein besonderer Kenner 
der Verhältnisse im nahen Orient. Nach Helsingfors soll kommen 
das Mitglied des Aufßenministeriums Raiwid, früher bei der 
Botschaft in Berlin. Über Sokolnikow wurde eben gesprochen. 


2. Die Abrüstungsfrage ist wie bisher behandelt wor- 
den. Die Nichteinladung zur (bisher nicht zustande gekommenen) 
Londoner Konferenz hat in Moskau Verstimmung hervorgerufen. 


3. Mehr als damit war die Außenpolitik mit den Nicht- 
angriffspakten beschäftigt, d. h. ihrem Abschluß mit Rumä- 
nien und ihrem Beginn mit Frankreich. Die ersteren Verhand- 
lungen sind über die bekannten Schwierigkeiten nicht hinweg- 
gekommen. Litwinow hat (Tass, 16. Oktober) die Lage so ge- 
schildert: 

„Die Verhandlungen wurden vor zehn Monaten in Riga begonnen. Noch 
vor der Eröffnung der Mena a hat Rumänien die Bedingung ge- 
stellt, daß die zwischen den beiden Ländern schwebenden strittigen Fragen 
nicht aufgeworfen werden. Es handelte sih dabei vor allem um die 
bessarabische Frage. Während zwischen den beiden Parteien über fast alle 
Punkte rasch eine Einigung erzielt werden konnte, hat sih Rumänien 
energisch dagegen gewehrt, daf im Vertrag erwähnt werden sollte, daß die 
strittigen Fragen nicht behandelt wurden. Litwinow betrachtet diese Stel- 
lungnahme als unannehmbar. Ein von sowjetrussischer Seite gemachter 
Vorschlag, in den Vertrag eine Formel aufzunehmen, wonach die strittigen 
Fragen auf keinen Fall auf dem Wege der Gewalt geregelt würden, ist von 
der Bukarester Regierung ebenfalls abgelehnt worden. Seither sind die 
Verhandlungen zu mehreren Malen wieder aufgenommen worden. Jedes- 
mal hat die rumänische Regierung ihre Unterhändler desavouiert und ist sie 
so weit gegangen, die wichtigsten Punkte, über die in Riga eine Einigung 
erzielt wurde, zu annullieren und andere Verhandlungsgrundlagen in Vor- 
schlag zu bringen. Aus dem mühsamen Gang der Verhandlungen ergibt 
sih der Schluß, daß Rumänien nicht ernsthaft den Abschluß eines Nicht- 
angriffspaktes mit Rußland wünscht. . 


Rumänien ist heute in der Zwickmühle, daß Frankreich den 
Abschluß wünscht und zugleich als finanzieller Helfer herange- 
zogen werden soll. Dem damit entstandenen Wirrwarr in 
Bukarest sah man in Moskau ruhig zu. Man weißt, daf Frank- 
reich den Abschluß des Paktes zwischen Rußland und Rumänien 
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wünscht, und weiß noch mehr, daß Polen das seinerseits sehr 
entschieden unterstützt. 


4. Für den fernöstlichen Konflikt hat der Lytton- 
Bericht auch Moskau eine Aufgabe gestellt. Erst allmählich be- 
gannen die Äußerungen dazu, aus denen die verschiedenen Ge- 
E deutlich hervorgehen. Einmal wird der Bericht 
charakterisiert als scharfe Parteinahme gegen Japan (so Radek, 
„Iswestija“, 13. Oktober), wobei es nicht ganz einfach ist, die im 
Bericht wenigstens angedeutete Berücksichtigung russischer Inter- 
essen und die bekannte These von der Antisowjetfront, die ent- 
stehen solle, miteinander in Einklang zu bringen. Die „Prawda“ 
gute (7. Oktober), die verzwickte Lage so charakterisieren zu 

Önnen: 

„Japan befindet sih in einem tatsächlichen Bündnisverhältnis mit 
Frankreich, einem Bündnis, welches der Imperialismus der Vereinigten 
Staaten gegenwärtig zu zerreißen versucht. Die Politik des japanischen 
Imperialismus in China und ihren Kampf gegen Amerika unterstützt tat- 
sächlich England, welches eine Aufteilung Chinas anstrebt.“ 

Die „Krasnaja Swesda“, das Blatt der Roten Armee, wie- 

derum sagte, 

„daß es durchaus kein Geheimnis sei, daß die Anerkennung des mandscu- 
rischen Staates durch Japan die ohnehin keineswegs guten Beziehungen 
zwischen Tokio und Washington noch verschlechtert habe. Amerika sei jetzt 
eifrig bestrebt, in der Stille auf die Großmächte einzuwirken, um deren 
Politik in einem Japan feindlichen Sinn zu beeinflussen. Aber es sind 
nicht diese diplomatischen Kombinationen hinter den Kulissen, die auf eine 
Isolierung Japans hinzielen, durch welche der Ausgang des Kampfes um 
die Hegemonie auf dem Stillen Ozean zwischen Japan und den Vereinigten 
Staaten entschieden werden wird. Das Erscheinen des atlantischen Ge- 
schwaders der amerikanischen Flotte im Stillen Ozean, die Verstärkung der 
amerikanischen Flottenbasis auf Hawai und die gleichzeitigen Gegenmaß- 
nahmen Japans sagen deutlich, in welcher Richtung sich dieser sogenannte 
mandschurische Konflikt bewegen wird.“ 

Demgemäß wurde die Kriegsgefahr, der japanisch-ameri- 
kanische Krieg an die Wand gemalt. 

Dabei beruhigte sich die Moskauer Diplomatie aber nicht. 
Sie kommt mit Amerika, das der natürliche Verbündete wäre, 
nicht weiter und spinnt deshalb den Faden mit Japan 
wieder an. Die Moskauer Politik spielt mit der Möglichkeit, 
den selbständigen Staat Mandschurei anzuerkennen. Noch mehr: 
dem Fischereiabkommen zwischen Japan und Rußland ist ein 
sehr wichtiger Ölvertrag (darüber nachher) hinzugefügt und 
die Idee wenigstens des russisch-japanischen one 
tauchte auch wieder auf. Offenbar wird in Tokio wie in Moskau 
mit Möglichkeiten einer Verständigung der beiden Gegner ge- 
rechnet, die die ostchinesische Bahn betreffen könnten und zu- 
gleich damit die äußere Mongolei und die Mandschurei. Da 
gleichzeitig übereinstimmend von der Zunahme des Kommunis- 
mus in China gesprochen wird, so ist auch hier das Bild für die 
russische Außenpolitik reichlih kompliziert. Aber hier wie im 
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Nahen Osten tummelt sie sich darin mit grofter Energie und Ge- 


schicklichkeit, dabei mit Ruhe und Zurückhaltung nach außen. 


5. Petroleum. Die 3. internationale Petroleumkonferenz 
ın Paris Ende September ist zu einem Abkommen mit Rumänien 
gekommen, aber nicht mit Rußland, das vorläufig noch beiseite 
steht. Standard Oil und Asneft stehen einander so gegenüber, 
daß jedenfalls Rußland noch nicht glaubt, sich fügen zu müssen. 
Die andere Seite glaubt, daß Rußland seine Ausfuhr nicht würde 
steigern können, also nicht gefährliher werden könne, was 
weder den Möglichkeiten noch namentlich den Notwendigkeiten 
für Rußland entspriht. Rußland muß existieren, weil es die 
Devisen braucht, und die russische Petroleumproduktion steigt 
zwar nicht ganz entsprechend den Ziffern des Planes, aber sie 
steigt immerhin: im ersten Halbjahr 1932 hat die Produktion 
gegen die gleiche Zeit 1931 um 106 % und die Ausfuhr um 14,9 % 
zugenommen. Die Verteilung dieser Ausfuhr sei (nach dem 
„Ostexpref“) angefügt: 

1. Halbjahr 1932 1. Halbjahr 1931 


ın 1000 t ın 1000 t 
Deutschland . . . . . 223447 233 710 
England . . . . . . 315 179 576 258 
Italien . . . . . `. . 490299 508 769 
Belgien . . . . |. . . 149323 157911 
Frankreich . . . . . 488959 429 510 
Spanien. . . . . . . 162405 22 352 
Ägypten ... 118643 69 007 


Gestiegen ist mithin die russische Erdölausfuhr nach Frank- 
reich, Spanien und Ägypten, während sie nach England, Italien 
und Belgien saria E ranen ist. Fast unverändert ist die rus- 
sische Erdölausfuhr nach Deutschland geblieben. An erster Stelle 
als Abnehmer russischer Erdölprodukte steht im ersten Halb- 


oa 1932 Italien, es folgt an zweiter Frankreich, an dritter Eng- 
and und an vierter Stelle Deutschland.“ 


Rußland läft also die Einigungsbestrebungen der internatio- 
nalen Konferenz an sich herankommen, deren Erfolg übrigens 
der Sowjetregierung sehr erwünscht wäre, wenn sie dabei ihre 
Märkte sichern kann. Inzwischen aber geht Sowjetrußland mit 
Einzelabschlüssen vorwärts. Zunächst das schon genannte 
mit Japan: auf Lieferung an einen großen Privatkonzern 
(unter Führung der Firma Matsukata) weiter das Abkommen mit 
Frankreich in der gleichen Weise (Abschluß mit Petrofina 
Française auf jährlich 400000 t Erdölprodukte auf fünf Jahre), 
weiter mit Canada: russische Peirolcumlielerune gegen Alu- 
miniumdraht, abgeschlossen mit der Canadischen Aluminium- 
Korporation. Ferner Bemühungen oder Verhandlungen um 
russische Lieferungen nach der Mandschurei oder ER um ein 
russisches Ölmonopol in diesem Lande. Auch die Beziehungen 
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and Verhandlungen mit der deutschen „Derop‘“, die Ver- 
ständigung mit Rußland in der neuen deutschen Triebstoffkon- 
vention über eine Quote, gehören in dasselbe Gebiet. Immer 
stärker ist Ruflland auf dem Petroleumgebiete wirtschaftlich 
herein- und vorangekommen, und daß das zugleich politische Ab- 
schlüsse sind, en ja auf der Hand. 

6. Das gilt g eich für Frankreich. Im September wurde 
das Abkommen getätigt. Mitte Oktober haben die russisch- 
französishen Wirtschaftsverhandlungen wieder be- 
gonnen. Natürlich gehen sie von den russischen Schulden aus und 
sollen sie nach Rulllands Wunsch mit dem Handelsvertrag enden. 
Daneben laufen die Gespräche oder Fäden des französisch-russi- 
schen Nichtangriffspaktes, den beide Partner zum Abschluß 
bringen wollen. Auch vorläufige Verständigungen wären für 
Rußland sehr wichtig, weil damit wohl auch die Verhältnisse 
mit anderen Staaten ins Rollen kämen, nicht nur im Nahen Osten, 
sondern auch etwa zu Belgien, Holland oder der Schweiz. 

In der „Basler Nationalzeitung“ (24. September) war dar- 
über eine interessante Äußerung, die mit einem Wink an den 
Schweizer Bundesrat, auch diese Verhältnisse einmal zu prüfen, 
sagte: 

„Wir sehen in den Pariser Verhandlungen nicht zuletzt einen Versuch 
der russischen Diplomatie, die europäischen Differenzen auszuräumen, um 
mit voller Kraft an die große Aufgabe der Verständigung mit Washington 
heranzugehen. Wird die Schweiz sich isolieren können, wenn es jetzt, wie 
es den Anschein hat, mit Siebenmeilenstiefeln auf diese neue Ordnung der 
Weltpolitik zugeht? Indem wir keinen rosenroten Optimismus predigen 
und auf die Rückschläge aufmerksam machen, die jeder Beziehung mit der 
Sowjetregierung folgen können, glauben wir doch, darauf hinweisen zu 
müssen, daß sich in Paris in diesen Wochen ein neuer modus vivendi der 
‚kapitalistischen‘ mit der kommunistischen Welt herauskristallisiert, den 
man als eine Tatsache hinzunehmen haben wird. Sich auf ihn rechtzeitig 
vorzubereiten, auch politisch, ist nur ein Gebot der Klugheit.“ 

Wenigstens die Aktivität der russischen Außenpolitik ist 
damit gut bezeichnet. 

7. Eorlond Mit Canada hat die Sowjetunion jenen 
Petroleumvertrag geschlossen, der Standard Oil sehr beunrunhigte. 
Dazu paßt es freilich nicht, daß in den Verträgen von Ottawa 
gerade auf Betreiben Canadas die Bestimmung gegen Rußland 
aufgenommen worden ist: 


„Wenn die Regierung eines der vertragschließenden Staaten feststellt, 
daß die Präferenzen auf irgendwelchen Gütern ganz oder teilweise wir- 
kungslos gemacht werden, infolge Niedrighaltung der Preise dieser Güter- 
arten durch direkte oder indirekte Staatsaktion von seiten irgendeines frem- 
den Landes, so wird die betreffende Regierung ihre bestehenden oder noch 
nachzusuchenden Vollmachten dazu benutzen, die Einfuhr der betreffenden 
Güter von dem in Betracht fallenden Land so lange zu verbieten, bis die 
Reichspräferenzen wieder wirksam werden.“ 


Im Fluß dieser Bestrebungen liegt es, daß am 17. Oktober 
das englisch-russische Handelsabkommen vom 
16. April 1930 von der englischen Seite gekündigt worden 
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ist. Freilich fügte der Minister für die Kolonien, Thomas, hinzu, 
daß damit nicht die Handelsbeziehungen zu Rufland unter- 
brochen werden sollten, sondern nur en den Verträgen von 
Ottawa über eine neue Grundlage (d. h. wie Baldwin im Unter- 
haus erklärte, mit größerem Anteil Englands am russischen 
Handel als bisher und dem Recht der Fernhaltung schädigender 
russischer Einfuhr) verhandelt werden sollte. Ebenso wurde die 
nenn in Moskau aufgenommen. Demgemäß ist auch dort 
keine nr in der Bestellpolitik gegen England vorgenom- 
men worden, zumal England noch nach Ottawa die Kreditgarantie 
für Rufllandlieferungen von 12 auf 18 Monate verlängert hatte 
und der Handelsvertrag noch ein halbes Jahr länger dauert. 
Nicht nur in England, sondern auch in Canada, wo man lebhaft 
egen das russische Dumping ist, ist man sich über den Wert der 
andelsbeziehungen mit Rußland in der jetzigen Krise klar. 

8. Mit Amerika sind die Verhandlungen in der Berichts- 
zeit nicht weitergekommen. Die Situation aus dem fernöstlichen 
Konflikt wurde gezeichnet. 

9. In den Beziehungen mit Deutschland wird auf den 
Linien des Rahmenlieferungsabkommens vom 15. Juni 1932 weiter 
verhandelt und gearbeitet. Jene Entschließungen des Ikki 
blicken, wie sich denken läßt, besonders nach Deutschland und 
sollen Richtlinien für die KPD sein. 


2. Polen. 


Die Wirtschaftskrise hat einen gewissen Stillstand er- 
reicht mit einem sehr tiefen Niveau der industriellen Produktion, 
einer Erschöpfung der Warenvorräte und einer kritischen Lage 
der Landwirtschaft, die mit der guten Ernte und den daraus fol- 
genden schlechten Preisen immer schlimmer wird. Demgemäf 
nimmt auch die Gärung unter der Bauernschaft immer mehr zu. 

Die Petroleumproduktion ist durch ein Zwangssyndikat in 
einen festen Rahmen gebracht worden. 

Der Notenumlauf ist zurückgegangen, die Bank Polski 
kämpft nach wie vor um Währung und Deflation. Aber die 
Staatsfinanzen werden zusehends schlechter und die Regierung 
hat schon dazu greifen müssen, Hartgeld in erhöhtem Maße zu 
emittieren. 

Auch der Außenhandel ist sehr zurückgegangen: die 
Einfuhr, die durch staatliche Maßnahmen stark gedrosselt wurde, 
beträgt nur ein Viertel noch, die Ausfuhr ein Drittel der Zahl 
von 1928 und 1929, die die höchsten waren. Die Handelsbilanz 
aber ist aktiv. Der Handel mit Deutschland ist weiterhin zu- 
rückgegangen. Am 10. Oktober wurde der neue Zolltarif 
veröffentlicht in Form eines Doppeltarifs mit mehr als 4500 
Positionen, durchweg Erhöhungen im Sinn grundsätzlicher Hoch- 
schutzzollpolitik. In Kraft treten soll er allerdings erst am 
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10. Oktober 1933. Er ist somit eine Waffe für Verhandlungen. 
Die deutsche Einfuhr fällt aber automatisch schon jetzt unter 
diesen Tarif. 


Seit Frühjahr 1931 ist Ministerpräsident Alexander 
Prystor. Er hat in dieser Zeit eine Reform des Schulwesens und 
die Vereinheitlichung des Strafrechts durchgeführt, — an der des 
Zivilrechts wird gearbeitet —, wichtige Aufgaben bei der Ver- 
schiedenheit der Gesetzbücher, die in Polen aus den verschiedenen 
Anteilen galten. Er hat den Sejm bekämpft, ohne ihn ganz klein 
zu kriegen und die Verfassungsänderung bisher nicht 
durchführen können. Ob man das überhaupt versuchen soll, 
darüber scheinen die Ansichten in der Regierung Polens geteilt 
zu sein. Der Vorsitzende des Regierungsblockes, Slawek, hat 
im Oktober geäußert, die Verfassungsänderung sei nicht aktuell, 
man suche noch nach einem, den modernen Anforderungen ent- 
sprechenden Regierungssystem. Aber auch aus der Regierungs- 
partei kamen auch andere Stimmen für die Verwaltungsreform 
im Sinn der Steigerung der Stellung des Staatspräsidenten. 


Der Wiederzusammentritt des Sejm wird zum 3. November 
erwartet. 

In der Parteibewegung war wichtig die Auflösung des 
sogen. „Lagers des großen Polens“ durch die Regierung, der 
Hauptorganisation der Nationaldemokratie, in der Woiwodschaft 
Pommerellen, ferner die Bewegung, die weiter geht, die Bauern- 
partei mit den Arbeitern zusammenzubringen auf sehr sozialisti- 
schem Programm unter Führung von Witos. 


Ein Gesetzentwurf zur Neuregelung der Hochschulauto- 
nomie wurde erörtert, der die Universitäten sehr stark ein- 
schränken will, in den Dozentenkreisen verschieden aufge- 
nommen wird und, indem er die Hochschule mehr von der Re- 
gierung abhängig macht, als Kampfmaßnahme gegen die Natio- 
naldemokratie gilt. Diese hat ja in akademischen Kreisen große 
Verbreitung und Einfluß. 


Auf der Völkerbundsversammlung wurde Polen mit 
47 von 51 Stimmen wieder als nicht ständiges Mitglied in den 
Rat gewählt. Damit wird es ununterbrochen neun Jahre (1926 
bis 1935) im Rat sein und will das benutzen, um einen ständigen 
Ratssitz für sich durchzusetzen. 

Das Abrüstungsgespräch wurde in Warschau unter 
dem Gesichtspunkt behandelt, daß Polen zur Unterzeichnun 
über die deutsche Forderung herangezogen werden müßte au 
Grund des Artikels 164 des Versailler Vertrages. 

Die Schwierigkeiten im Abschluß des russisch-rumänischen 
Nichtangriffspaktes und das Durcheinander, das in Bukarest mit 
dem Sturz der Regierung und der Ernennung Titulescus ent- 
standen ist, beunruhigten in Warschau sehr. 
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Daß Litauen für die Wahl Polens in den Völkerbundsrat 
stimmte, wurde begrüßt als Zeichen einer gemäfßigteren Politik 
Litauens. Im Sinn einer polnisch-litauischen Verständigung wird 
davon nichts zu erwarten sein. 


3. Danzig. 


Im Streit um Gdingen hat der internationale Sachver- 
ständigenausschuf in der dritten Septemberwoche sein Gutachten 
abgeschlossen ne a daß die Leistungsfähigkeit des Dan- 
anr Hafens ausreicht, den ganzen Verkehr, der über Danzig und 
Gdingen ginge, aufzunehmen mit Ausnahme des Umschlags von 
Kohle und einigen Lebensmitteln. Das Gutachten macht be- 
stimmte Vorschläge über die Verständigung zwischen Danzig und 
Polen in der Hafenfrage und ee auch fest, welche Teile des pol- 
nischen öffentlichen Handelsverkehrs über Danzig gehen müßten. 

Am 19. September starb der Volkskommissar Graf Manfredo 
Gravina in Danzig, der sein schweres Amt vorzüglich wahr- 

enommen hat. Vorläufig wurde mit seinen Aufgaben der 
anziger Referent im Völkerbundssekretariat, der Däne H. Ro- 
sting, ernannt, der seit 1925 die Abteilung Danzig und Saar in 


Genf leitet. | 


4. Litauen. 


Litauen hat eine gute Ernte. — Der Kampf zwischen der Re- 
gierung und den Klerikalen ging weiter und ist, ohne da man 
eigentlich sieht, warum er sich so verschärft, das einzige Wesent- 
liche an der litauischen Innenpolitik. — Die Prozesse gegen 
Woldemaras sollen nun zum Abschluß kommen. Danach will 
Woldemaras nach Frankreich auswandern. 


5. Lettland, Estland und Finnland. 


Die Wirtschafts- und Finanzkrise in Lettland hat sich nicht 
ebessert. Ebenso nicht in Estland, wo sie zu einer Krise der 
Währung und zum Sturz der Regierung Einbunt geführt hat. 
Der Streit um die Devalvation und die Kürzung der Beamten- 
gehälter hat die bürgerliche Koalition, Bauernbund und Mittel- 
partei, auseinandergesprengt und eine Einigung ist bisher nicht 
zu erkennen. 
= Finnland: Die Führer der Lappobewegung, die seit dem 
Frühjahr in Haft waren, traten in den Hungerstreik. Das führte 
zu einer Ministerkrise und erzwang die Freilassung dieser 
Führer. Der Gegensatz zwischen Regierung und Lappo- 
bewegung zeigt keine Lösung oder Verständigung Ein Ent- 
gegen ommen der Regierung ist wohl der Gesetzentwurf, der 
ie vollständige Finnisierung der Universität Helsingfors grund- 
sätzlich in Aussicht nimmt. 
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Zwischen Lettland und Estland haben Verhandlungen 
stattgefunden im Sinn des engeren Zusammenschlusses. Am 
23. September wurde ein lettländisch-finnisches Zusatzabkommen 
zum Tarifvertrag vom 3. Juni 1931 geschlossen. Es ist eine ge- 
wisse Annäherung der beiden Länder, die freilich von der Zoll- 
union noch weit entfernt ist. Im ganzen machen auch hier die 
eigentlich doch sehr naheliegenden Tendenzen, diese agrarischen 
Kleinstanien einander näherzubringen, die „Integrierung“ nicht 
die geringsten Fortschritte. 

Über die Landwirtschaft und Agrarpolitik von Litauen, Est- 
land und Finnland handelt sehr instruktiv der Abschnitt 70 
„Landwirtschaft und Agrarpolitik der baltischen Staaten“ in dem 
groen Werke: Deutsche Agrarpolitik im Rahmen der inneren 
und äußeren Wirtschaftspolitik, im Namen der Friedric-List- 
Gesellschaft, herausgegeben von Professor Harms, S. 161—185, 
verfaßt von dem Relerenien für dies Gebiet im Institut für ost- 
deutsche Wirtschaft in Königsberg, Dr. Brenneisen. 


Abgesclossen, den 27. Oktober 1932. 


IL Zur Arbeit an der Aufstellung des zweiten Fünfjahrplans. 


Die Prinzipien für die Standortsverteilung der 
Industrie. 
Von Dr. Robert Schweitzer. 


Die Konferenzarbeit für die Aufstellung des zweiten Fünf- 
jahrplans begann bei der Staatsplankommission (Gosplan) mit 
einer Beratung über die Verteilung der Produktivkräfte. Der 
Zweck der Allunionskonferenz für die Verteilung der Produktiv- 
kräfte in der UdSSR, die vom 15. bis 25. April des Jahres in 
Moskau tagte, war die Herbeischaffung von Grundlagen für die 
Aufstellung eines organisch aufgebauten und harmonisch in si 
abgestimmten wirtschaftlichen Standortsverteilungsplans der 
Sow jetunion. 

s ist kein Zufall, daß gerade dieses Problem als erstes 
Gegenstand der Konferenzarbeit wurde. Schon vor zwei Jahren 
hat Stalin auf der XVI. Parteikonferenz auf die außerordentlich 

roße Bedeutung hingewiesen, die gerade diesem Problem im 

ahmen der Planungsarbeit zukommt. Die Durchführung des 
planwirtschaftlichen Prinzips hat die Entscheidung der Stand- 
ortsfrage der Industrien dem marktwirtschaftlihden „Auto- 
matismus“ entrückt und in den Aufgabenkreis der Planungs- 
zentrale gestellt. Hier muß die Frage nach der wirtschaftlichen 
Verteilung der Industrien ihre Antwort finden. 


Die theoretische Erörterung der Sowjetwirtschaftler über das 
industrielle Standortsproblem nimmt offiziell ihren Ausgangs- 
punkt von Marx, Engels und Lenin, inoffiziell von Alfred Weber, 
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dessen Theorie in der UdSSR gut bekannt ist. Partei und Re- 
poring bekämpfen den Einfluß Webers auf die Praxis der 

erspektivplanung, weil es nach ihrer Meinung auf die marxi- 
stische Lösung des Problems ankomme und eine marxistische 
Analyse der Weberschen Standortstheorie, die sich ja doch mit 
den Gesetzen befaßt, welche die Standortsverteilung der In- 
dustrien im freien Verkehr beherrschen, noch nicht gefunden sei. 

Am meisten wird auf Friedrich Engels und seine Auffassung 
Bezug genommen, daß die Überwindung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise und die planmäfige Verteilung der Produktiv- 
kräfte zu einer leichmäßi en Verteilung der Industrie über das 

anze Land und damit gleichzeitig zu einer Beseitigung des 

egensatzes zwischen Stadt und Land führen soll und daß diese 
Regelung im Interesse allseitiger Wirtschaftsförderung auch 
durchaus notwendig sei. Wir werden nachher sehen, daß diese 
alte Direktive Friedrich Engels’ in der Tat Leitmotiv für die 
Standortsverteilung gewesen ist, wenngleich auch variiert durch 
andere sehr wichtige Gesichtspunkte. 

Friedrih Engels hatte die entwickelte sozialistische Wirt- 
schaft im Auge und nicht eine Übergangswirtschaft, wie sie heute 
die Sowjetwirtschaft darstellt. Für diese hat nach den Worten 
Kujbyschews auf der Allunionskonferenz Lenin verlangt, daß 
für die Standortsverteilung der Industrien der UdSSR in erster 
Linie die Orientierung nach der Rohstoffgewinnung und nach 
dem geringstmöglichen Arbeitsaufwand bei der Weiterleitung 
der Produktionseinheiten von Stufe zu Stufe bis zum Fertig- 
fabrikat maßgebend sein müsse. In dieser Auffassung Lenins 
finden bereits die Wirkungen der besonderen Struktur der gegen- 
wärtigen Sowjetwirtschaft auf das industrielle Standortsproblem 
ihren Ausdruck. Weil es in der Sowjetunion noch eine Geld- 
und Rentabilitätsrechnung gibt, wird auch dort der Arbeitsauf- 
wand in Ausgaben gemessen. Und weil die Selbst- oder Ge- 
winnfinanzierung im Rahmen der Gesamtfinanzierung der In- 
dustrie die ausschlaggebende Bedeutung hat, ist und bleibt auch 
in der UdSSR die Kostenüberdeckung von entscheidender Wich- 
tigkeit. Das gilt nicht unbedingt für den industriellen Einzel- 
betrieb, wohl aber für ganze Wirtschaftskomplexe. Das be- 
deutet, daß auch in der UdSSR die Standortsverteilung nicht 
durch die technische Blickrichtung, sondern durch die wirtschaft- 
liche entschieden wird. Und weil dies so ist, haben die Orien- 
tierungsfaktoren Alfred Webers für die Standortsverteilung der 
Sowjetindustrie eine viel größere Bedeutung, als die offizielle 
Meinung ihnen zuzubilligen gewillt ist. Die von Regierungs- 
seite vertretene Auffassung, daf die richtigen Prinzipien für die 
Standortsverteilung der Industrie erst gefunden werden können, 
wenn die letzten Reste des Einflusses von Alfred Weber Sehin 
sein werden, ist zwar marxistisch, scheint aber trotzdem nicht 
richtig zu sein. 
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Das ist die eine Variation des Verteilungsprinzips von 
Friedrih Engels. Hinzu kommt ein weiteres und nicht minder 
wichti Moment. Die UdSSR lebt seit Jahren in der Angst- 
vorstellung von einer beabsichtigten Invasion der kapitalisti- 
schen Mächte. Die jüngsten Ereignisse in der Mandschurei haben 
diese Angstpsychose noch gesteigert. Aus diesem Grunde ist die 

raktische Standortsverteilung in ganz weitgehendem Mafte von 
den Interessen der Landesverteidigung bestimmt. Das galt be- 
es für den ersten Fünfjahrplan und wird auch für den zweiten 

elten. 
; Die leitenden Prinzipien der Standortsverteilung der zweiten 
Pjatiletka sind das Entwicklungsprodukt des ersten Fünfjahr- 
plans. Sie werden für den zweiten Fünfjahrplan folgender- 
maßen formuliert: Spezialisierung, Kooperation und Kombi- 
nation. Die Spezialisierung ist gesamtwirtschaftlih zu sehen. 
Sie setzt eine Analyse der wirtschaftlichen Besonderheiten, die 
Bestimmung des „Wirtschaftsprofils“ jedes einzelnen Rayons 
voraus. Erst dann ist man in der Lage, den Industriezweig zu 
bestimmen, der nach erfolgter Spezialisierung innerhalb des be- 
treffenden Rayons die führende Zentralstellung innehaben und 
die Entwicklungslimite aller übrigen Wirtschaftszweige des 
Rayons een beeinflussen soll. 

Mit Kooperation ist das Pendant der Spezialisierung ge- 
meint: die durch sie notwendig werdende planmäfige Zusammen- 
arbeit der Wirtschaftszweige innerhalb eines Bayons und 
zwischen den Rayons. 

Das an dritter Stelle genannte Prinzip der Standortsver- 
teilung bezieht sich auf die betriebswirtschaftliche Struktur des 
Basisgliedes der Industrieorganisation, das Kombinat. Was hier 
kombiniert werden soll, ist der betriebliche Güterverkehr an 
Rohstoffen und Kraftstoffen. Kohlengruben, Eisenhütten und 
chemishe Produktionsstätten beispielsweise werden Glied- 
betriebe des umfassenden und vertikal aufgebauten Großbe- 
triebes, eben des Kombinates, das der vorherrschende Organi- 
alone der Industrie wird. 

In dieser Konkretisierung soll im zweiten Fünfjahrplan die 
Idee Friedrich Engels von der gleichmäfigen Verteilung der 
Industrie über das ganze Land verwirklicht, der Gegensatz 
zwischen Stadt und Land liquidiert und die Industrialisierung 
des ganzen Landes, a a die der neuen Rayons, fortge- 
führt werden, soweit dem nicht die beiden oben erörterten und 
in der gegenwärtigen Übergangswirtschaft der Sowjetunion 
dominierenden Gesichtspunkte, die Kostenfrage und die Inter- 
essen der L adese dikane. entgegenstehen. Das sind die 
Grundprinzipien für die industrielle Standortswahl im zweiten 
Fünf ahrplan. Auf diesen Grundlagen fußen in der Gegenwart 
die Planungsvorschläge der Glieder der horizontalen und verti- 
kalen Planorgansysteme (siehe Oktoberheft), die wieder die 
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He für die endgültige Entscheidung der Planungszentrale dar- 
stellen. 

Je größer die Diskrepanz zwischen der gegebenen Antwort 
und der richtigen Antwort in bezug auf die Standortsverteilun 
sein wird, desto größere Ausmaße wird die kapitalmäfßige Fehl- 
disposition annehmen. Ein Mißerfolg auf diesem Gebiete müßte 
notwendigerweise die gesamte Planungsarbeit diskreditieren. 
Denn es kommt letzten Endes nicht auf Industrialisierung und 
Investierung schlechthin an, sondern auf sinnvolle, auf wirt- 
schaftlich zweckmäßige Arbeit. Dies ist ein Moment, das bei der 
Würdigung des industriellen Aufbaus der UdSSR nicht immer 
die Beachtung findet, die es verdient. Sind die Standorte der 
neuen a ENE einmal falsh gewählt, können selbst 
die wirtschaftlichste Kleinarbeit und der stärkste Arbeits- 
enthusiasmus der Glieder der Betriebsgemeinschaft keinen hin- 
reichenden Ausgleich schaffen. 


Nun noch einige Worte über die Auswirkungen der ge- 
nannten Prinzipien auf die tatsächliche Gestaltung der Stand- 
ortsverteilung im ersten Fünfjahrplan und auf die vorgesehene 
Verteilung der wichtigsten Industriezweige in der zweiten 
Pjatiletka. Für die Industrieverteilung im ersten Puo arpian 
ist der sogenannte „Zug nach dem Osten“ charakteristisch. Das 
Ural-Kusnetzk-Kombinat entwickelt sich neben dem Industrie- 
zentrum der Ukraine zu einer zweiten schwerindustriellen Basis. 
Ferner entstehen Industriegiganten in Mittelasien, Kasakstan 
und im Fernen Osten. Daneben ändert sih die Wirtschafts- 
struktur der alten Industriegebiete.e. Der Moskauer Bezirk ver- 
wandelt sich aus einem typischen Textilrayon in einen Rayon 
für Maschinenbau, Elektrotechnik und chemische Industrie mit 
einer eigenen Kraft- und Eisenbasis. Der Leningrader Bezirk 
bleibt zwar Maschinenbauzentrum, nimmt aber die Eisenhütten- 
industrie neu hinzu. Der Iwanowo-Wosnessensk-Bezirk erhält 
an neuen Industriezweigen: Maschinenbau, Schiffsbau, Gummi- 
und chemische Industrie. Der Bezirk der mittleren und unteren 
Wolga verwandelt sich auf der Grundlage des Baues von Wasser- 
kraftwerken aus einem Agrarindustrierayon in einen Industrie- 
agrarrayon. 

hnliche grundlegende Veränderungen vollziehen sich im 
Rahmen der Landwirtschaft, wo durch die Kollektivierung und 
den Übergang zur grofßbetrieblichen Wirtschaft eine Spezialisie- 
rung ganz großen Maßstabes Platz greifen soll. 

An bezug auf die vorgesehene Verteilung der wichtigsten 
Industriezweige in der zweiten Pjatiletka sind folgende Angaben 
zu machen: 

1. Maschinenbau. Hier werden erhebliche Änderungen der 
geographischen Verteilung in Erwägung gezogen. In Verbindung 
mit weiterer Spezialisierung will man den „Zug nach dem 
Osten“, insbesondere nach dem Ural, in die autonome basch- 
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kirische Republik und nach Sibirien verstärken und Maschinen- 
bau- und Metallverarbeitung in Podolien, Transkaukasien, 
Mittelasien und im Fernen Osten gründen oder weiter- 
entwickeln. 

2. Elektrifizierung. Sie soll die gesamte Industrie erfassen 
und ihre energetische Basis in erster Linie in den in den ein- 
zelnen Bezirken vorhandenen Brennstoffen und in der jeweils 
zur Verfügung stehenden Wasserkraft suchen. 

3. Brennstoffindustrie. Das Streben soll in der neuen Pjati- 
letka allgemein dahin gehen, daß der entscheidende Teil des 
Brennstotfbedarfs durch Ausnutzung lokaler Fundorte gedeckt 
wird. Besondere Aufmerksamkeit findet die Entwicklung der 
Kohlenausbeute in Mittelasien, Ostsibirien, dem Fernen Osten 
und im nördlichen Teil des europäischen Rußland. 

Innerhalb der Naphthagewinnung soll der relative Anteil 
der neuen Bezirke an der Gesamtförderung erhöht werden. In 
Frage kommen hier der Nordkaukasus, Emba, Georgien, Mittel- 
asien und Sachalin. 

Im Norden und Westen der Union, in Weißrußland und im 
Moskauer Bezirk ist für die Krafterzeugung in verstärktem 
Maße die Heranziehung von Torf vorgesehen. 

4. Die Eisenindustrie. Neben den Süden tritt, wie bereits 
erwähnt, die zweite schwerindustrielle Basis der Gesamtunion 
im Ural. Die wichtigsten Rayons sollen im übrigen eine eigene 
schwerindustrielle Basis erhalten, und zwar Transkaukasien, Ost- 
sibirien, Ferner Osten, Podolien, Schwarzerdegebiet, Moskau. 

5. Industrie der Buntmetalle. Die Verteilung folgt den 
un mit Bevorzugung der östlichen und südlichen 

ezirke. 

6. Chemische Industrie. Dieser in der Vorkriegszeit beinahe 
völlig fehlende Industriezweig erfordert besondere Sorgfalt in 
bezug auf die Standortswahl. Bestimmend dürfte im allge- 
meinen die Art des Produktionsprozesses sein, die entweder zu 
einer Rohstoff-, Kraftstoff- oder Absatzorientierung führt. 

7. Holzindustrie. Hier ist radikale Änderung der geographi- 
schen Verteilung vorgesehen. Der Anteil des Nordens und des 
Westens der Union an der Holzbeschaffung wird absolut und 
relativ sinken und deshalb die mechanische und chemische Holz- 
bearbeitung zum Teil in die Gebiete des Ob, Irtish und nach 
Ostsibirien abwandern. 

8. Leichte Industrie. Hier wird die Standortswahl rohstoff- 
orientiert sein, und als Standorte werden deshalb die landwirt- 
schaftlichen Bezirke und nicht die Großstädte in Frage kommen. 
Ganz besonders gilt dies von der ersten Verarbeitung. 

Die eingehende Erörterung der Verteilung der einzelnen 
Industriezweige auf die einzelnen Industrieberirke bleibt späteren 
Beiträgen vorbehalten. 
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Bücherschau. 


Die Veröffentlichung der Arbeitsergebnisse des Weltkongresses 
über sozialökonomische Planung in Amsterdam 
vom 23. bis 29. August 1931. 


International Unemployment, a study of fluc- 
tuation in employment and unemployment in 
several countries 1910—1930. Haag 1932. Veröffent- 
liht vom International Industrial Relations Institute. 4% S. 

World Social Economic Planning. The necessity 
for planned adjustment of productive capacity and standards 
of living. 2 Bände. Haag 1952. Veröffentlicht vom International 
Industrial Relations Institute. LXIII und 585, bis 936 S. Preis: 
3,50 Gulden, 1 Gulden. 


In dem ersten Buch handelt es sih um die Wiedergabe von Unter- 
suchungsergebnissen zur Dynamik der Arbeitslosigkeit in den führenden 
Kulturstaaten. In dem ersten Band des zweiten Werkes analysiert Dr. Max 
Lazard diese Berichte über die Arbeitslosigkeit in den einzelnen Ländern 
unter dem Titel „Die gegenwärtige Paradoxie — Arbeitslosigkeit inmitten 
wirtschaftlichen Fortschrittes“. Außer diesem Kapitel enthält der erste Band 
des zweiten Werkes die Beiträge der Konferenzteilnehmer über sozial- 
ökonomische Planung, und zwar u. a. über folgende Themata: Principles and 
practicability of economic planning; Experience in national economic plan- 
ning; Necessity and means for international economic planning; The ne- 
cessity for world social economic planning. 

Der zweite Band des zweitgenannten Werkes ist ein Anhang zum ersten 
Band. 
Die Berichte der Vertreter der UdSSR, Obolenskij-Ossinskij u. a., die 
vom Verlag für Literatur und Politik, Wien-Berlin, im Februar 1932 unter 
dem Titel „Die sozialistische Planwirtschaft in der UdSSR“, herausgegeben 
wurden, sind bereits in dieser Zeitschrift besprochen worden. Die Vertreter 
der Sowjetunion waren der Überzeugung, daß eine volkswirtschaftliche Pla- 
nung unter kapitalistischen Wirtschaftsverhältnissen unter keinen Umständen 
zu verwirklichen sei. Nach ihnen kann der komplizierte Mechanismus der 
modernen Wirtschaft nur unter folgenden Voraussetzungen funktionieren: 
„entweder auf Grund des naturwüchsigen Zusammenwirkens von Zehn- 
tausenden und Hunderttausenden von Unternehmern und ihrer Agenten, die 
am Erfolge ihres Unternehmens persönlich und materiell interessiert sind 
und über eine genügende Freiheit in der Betätigung dieser ‚Privatinitiative‘ 
verfügen oder auf Grund einer alles durchdringenden und alles zusammen- 
fassenden Verwaltung, durch eine einheitliche Organisation des ganzen volks- 
non Mechanismus oder anfangs wenigstens seines entscheidenden 

eiles. 

Die Vertreter der kapitalistischen Länder waren größtenteils anderer 
Meinung. H. S. Person, der geschäftsführende Direktor der Tailor-Society, 
New York, ist davon überzeugt, daß die gegenwärtige Weltwirtschaftskrise 
der wissenschaftlichen Betriebsführung eine ganz große Aufgabe stellt. Die 
wissenschaftliche Betriebsführung hat diese „new challenge to scientific 
management“ akzeptiert und hat jetzt nach Meinung Persons ihre Fesseln zu 
sprengen, die ihr bisher innerhalb der individualistischen Wirtschaftsordnung 
angelegt waren. Wenn Arbeitsplatz, Betrieb und Verkauf in einer Einzel- 
unternehmung planmäßig rationalisiert sind, muß die ganze Branche „stabili- 
siert“ werden. Danach kommt die Gesamtindustrie eines Landes, und letzten 
Endes geht es zu dem heute noch utopisch anmutenden Ziel einer Welt- 
planung, über die sich ja die Konferenz in Amsterdam besonders unterhalten 
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hat. Eine „solche planmäßige Kontrolle würde zwar die Macht der einzelnen 
und Gesellschaftsunternehmungen beschränken und die Profiterzielung so- 
zialen Zwecken unterordnen müssen, aber solche Kontrolle würde nicht ganz 
die individuelle und die Gruppeninitiative ausschalten und nicht eine so- 
fortige Kollektivierung der Industrie fordern.“ Die Öffentlichkeit erhält mit 
den genannten drei Bänden eine Fundgrube ausgezeichneten Materials für 
das Studium von Planungsproblemen, das besonders wertvoll ist, weil Ver- 
treter der verschiedensten Weltanschauungen zu ‘Worte kommen. 


Der Mensch in Sowjetrußland. Neue Rußlandreisebücher. 


White, William: So lebt der Russe. Köln: Gilde-Verlag, 
1932. 356 S. Preis: 5,20 RM. 


Körber, Lili: Eine Frau erlebt den roten Alltag. Ein 
Tagebuch-Roman aus den Putilow-Werken. Berlin: Verlag Ernst 
Rowohlt. 1932. 240 S. Preis: kart. 3,50 RM. 


Rundt, Arthur: Der Mensh wird umgebaut. Berlin: 
Verlag Ernst Rowohlt. 1932. 198 S. Preis: 4,80 RM. 


Die Zeiten sind vorüber, als es genügte, ein paar Wochen, mit einem 
alten Baedecker und neuem Wörterbuch ausgerüstet, in Moskau zu ver- 
bringen, einen verantwortlihen Kommunisten vergeblih um Audienz zu 
ersuchen und einen Iswoshtshik mit Hilfe des Dolmetschers über seine 
Stellung zur Partei auszufragen, um zu Hause einen dicken Ruflandbericht 
zu schreiben. Auch kühne Behauptungen, wie z. B. daß die Twerskaja direkt 
nach Leningrad führt (Theodor Dreiser), oder daß „die Russen ihre GPU 
lieben“ (Henri Barbusse), wären heute wohl unmöglich. Die Menge der 
bereits erschienenen Rußlandliteratur stellt höhere Anforderungen an jeden 
neuen Verfasser eines Rußlandbuches. 

Der heutige Rußlandreisende Bug mehr oder weniger gute Sprach- 
kenntnisse und eine allgemeine Vorstellung von dem neuen Rußland (nicht 
von dem alten) mit; statt statistische Kolonnen aufmarscdieren zu lassen, 
versucht er an die Bevölkerung, die doch die ganze Last des Aufbaus trägt, 
so nahe als möglich heranzukommen, um ihren Atem und ihren Herzsclag 
zu belauschen. Dies ist eine neue wichtige Etappe der Rufllandreiseliteratur; 
und mag über die Flut der Rußlandbücher noch so viel Baimapit und gelacht 
werden, — heute mehr denn je muß Rußland von Europa her betrachtet 
werden: was wüßte man schließlih von Rußland, wenn man nur auf die 
Sowjetliteratur angewiesen wäre und nicht auch auf diese einander oft 
widersprechenden, aber gerade deshalb einander ergänzenden Reiseberichte 
der Außenstehenden? 


William C. White, Dozent an der Universität Pennsylvania, kam be- 
reits 1926 zum ersten Mal nach Moskau und kehrte 1927 wieder dorthin zu- 
rück, um an der Moskauer Universität drei Jahre lang das Sowjetrecht zu 
studieren. Er lebte nicht in den Ausländerhotels, genog keine besonderen 
Vorrechte, sondern hatte die Möglichkeit, ganz Rußland gleichsam incognito 
zu bereisen und mit allen Bevölkerungsscichten in Berührung zu kommen. 
Auf Grund dieser Studien entstand das vorliegende Buch, eins der besten 
Rußlandbücer, das einen Querschnitt durch alle sozialen Schichten darstellt. 
Die „innere En non. der Sowjetingenieur, der loyal seine Pflicht tut und 
doch überall Mißtrauen begegnet, der jüdische Lischenetz, die kleine Steno- 
typistin, die von Seidenstrümpfen und mondscheinbeleuchteter Entführung 
träumt, der kaukasische Kulak, die Dorfärztin und die Komsomolzin, — sie 
defilieren alle vor dem Leser und erzählen, jeder auf seine Weise, von ihren 
Sorgen und Hoffnungen. — Erfreulicerweise fehlt hier auch das Schluß- 
kapitel, die übliche „Bilanz“, so daf ein Werturteil dem Leser überlassen 
wird; dadurch wird der Eindruck der Unvoreingenommenbeit verstärkt, — 
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wenn man nicht ein Zeichen einer subjektiven Einstellung darin erblicken 
will, daß White unter den Gegnern und Kritikern der Sowjetmact mehr 
Freunde findet, als unter ihren begeisterten Anhängern. 

Auch Lili Körber („Eine Frau erlebt den roten Alltag‘) scheint die 
russische Sprache zu beherrschen und in allen wichtigen Erscheinungen des 
Sowjetalltags ziemlich genau Bescheid zu wissen. Doch gilt die Freiheit und 
Unbefangenbheit der Whiteschen Auffassung für sie als Kommunistin — aller- 
dings westeuropäische Kommunistin — nicht. Der Akzent ihres Buches fällt 
bald auf das Substantiv „Kommunistin“, bald auf das Adjektiv „west- 
europäische“, je nachdem, ob sie den kollegialen Geist und die Arbeits- 
bedingungen in den Putilow-Werken in Leningrad preist, oder als West- 
europäerin unter dem Gegensatz Individualität und Kollektiv unwillkürlic 
leidet. Mehr aus Spleen, als aus ernstem Wunsch, das Leben des russischen 
Proletariers kennenzulernen, tritt sie in den roten Betrieb als Arbeiterin ein, 
um nach einem Jahr festzustellen, daß sie dort ungeheuer viel gelernt und 
erlebt hat. Überall, wo es etwas zu sehen gibt — Krankenhaus, Schule oder 
Theater, — ist sie dabei, immer bereit, das Alte (das sich in ihrer Vorstellung 
mit den bolschewistischen Karikaturen ungefähr deckt) zu verdammen, das 
Neue freudig zu begrüßen. Trotz unvermeidlicher Einseitigkeit ist dies ein 
überaus lebendiges, stilistisch sehr reizvolles Buch, das auch über die 
Wandlung der Frauenpsychologie und -lage in der UdSSR Aufschluß gibt. 

Den Gegenstand des Buches von Arthur Rundt bildet wiederum der 
Mensch in Sowjetrußland als Subjekt und Objekt der Revolution. Auf das 
Charakteristishe, wie auf das Einmalige wird in kleinen Skizzen, oft in 
witzig-aphoristischer Form, hingewiesen. Keine wesentlichen neuen Erkennt- 
nisse über die Sowjetunion werden hier mitgeteilt, und doch scheinen 
einige köstliche Geschichtchen (so von der Alten, die im Antireligiösen 
Museum die Gebeine des heil. Seraphims treu besucht, oder von dem ver- 
antwortliden Kommunisten, der den unüberlegten Ausspruch wagt „Ruf- 
land ist jetzt wie ein Heiliger unter den Nationen“) mehr über den Gegen- 
satz und die mögliche Synthese Alt- und Neuruflands zu sagen, als manche 
wissenschaftliche Untersuchung. E. S. 


Zwei Bücher über die alte russische Armee. 


= Golovine, N. N.: The Russian Army in the World War. 
New Haven (USA). Yale University Press. 1931. 287 S. Preis: 
$ 3,25. 

Spannocchi, Graf Lelio: Das Ende des Kaiserlich Russi- 
schen Heeres. Wien-Leipzig. Elbemühl Verlag. 1932. 207 S. 


Die Taten der russishen Armee im Weltkriege sind in das Dunkel der 
Vergessenheit getaucht; und doch hat diese Armee mehr als einmal ihre Ver- 
bündeten gerettet und hierfür die größten Opfer an Gut und Blut gebracht. 
Zahllose Hindernisse türmen sih vor dem Schriftsteller auf, der eine Ge- 
schichte der kaiserlich-russischen Armee im Weltkriege schreiben will: Die 
alten Kommandobehörden und Truppenteile bestehen nicht mehr. Niemand 
erhält ihre a Tun Die Kriegstagebücher gingen verloren. Ein jahre- 
langer Bürgerkrieg hat buchstäblich die Erinnerung an die russische Armee 
des Weltkrieges ausgelöscht. 


Um so höher ist das Verdienst des Generalleutnants N. N. Golovine, 
früher Professor an der Kaiserlich Russischen Generalstabsshule und Chef 
des Stabes der russischen Armeen an der rumänischen Front, der den vor- 
liegenden Band geschrieben hat. Seine Untersuchungen gehen neue Wege; er 
schreibt nicht eigentlich Kriegsgeschichte. Er bemüht sich, die Wirkungen dar- 
zustellen, die der größte aller Kriege auf die russische Armee hatte. Zu 
diesem Zwecke gibt er einleitend eine Beschreibung der Organisation der 
Armee, ihrer lebendigen und sachlichen Kraft. Er weist nach, daß die Vor- 
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stellung von der russischen „Dampfwalze“, die in den Jahren 1914/1915 alle 
Gemüter erfaßt hatte, auf mangelhafter Kenntnis von Land und Leuten in 
Rußland beruhte. Der Verfasser zeigt die Gründe, warum das Land der 
167 Millionen die Erwartungen der eigenen Regierung und der Verbündeten 
enttäuschen mußte, warum der russishe Mensch und das russische Land den 
Erfordernissen eines neuzeitlichen Krieges nicht gewachsen war. Die sozio- 
logischen, sozialen und geographischen Zusammenhänge werden sehr sorg- 
fältıg untersucht und durch klare, übersichtliche Tabellen erläutert. Es ist 
nun sehr lehrreic, die Wirkung auf die Armee zu verfolgen, auf die Offiziere 
und Soldaten, auf Bewaffnung, Munition, Verpflegung und schließlich auf den 
Gang des Krieges. In besonderen Kapiteln wird eine Charakteristik all’ dieser 
Dinge gegeben. Manches sahen wir bisher in anderem Licht, weil wir ge- 
wohnt sind, den westeuropäischen Maßstab auch bei der Betrachtung der 
russischen Verhältnisse anzulegen. Dem Verfasser ist es gelungen, eine 
wohlbegründete und gedankenreiche Darstellung der russischen Armee im 
Weltkriege zu geben. Im; ganzen: ein vortreffliches Werk! 


Das Buch des Generals Graf Spannocdi tritt würdig neben das soeben 
besprochene Golovinesche Werk. an könnte es seine Fortsetzung nennen. 
Ein ritterliher Soldat schildert hier das Ende seines einst so mächtigen Geg- 
ners. Der Verfasser kennt die Kaiserlich Russische Armee von Grund auf. fa 
knappen Strichen zeichnet er ihren Werdegang, den stolzen Bau und das 
Ende. Am 13. Januar 1914 beantwortete der russische Kriegsminister Suchom- 
linow die Frage: „Ist das russishe Heer bereit, gegen die Mittelmächte zu 
kämpfen?“, mit „Ja“. Dreieinhalb Jahre später war das größte Heer, das die 
Weltgeschichte kennt, vernichtet, vom Erdboden verschwunden. Wie ist diese 
weltgeschichtlihe Tatsache zu erklären? Wie war es möglich? Zur Beant- 
wortung dieser Frage stehen dem Verfasser die eigenen Erlebnisse und die 
bedeutendsten Quellen, auch der Sowjets, zur Verfügung. Er fällt kein 
Urteil. Sachlich und doch warmherzig, warmherzig für den russischen Sol- 
daten, beschreibt er das große Geschehen. Seine Darstellung räumt mit vielen 
Vorurteilen auf; so mit dem, die Bolschewiken hätten das russische Heer 
zerschlagen. Sie waren nur die Vollender, die Nutznießer der Fehler anderer. 


Man kann viel lernen aus diesem Bud, das der Verfasser bescheiden 
ein „kleines Denkmal für den kaiserlih-russischen Soldaten, unserem ehr- 
lichsten Gegner“, nennt. W.H. 


Eingegangene Bücher. 

Birkenfeld, AU: Fünfjahrplan und Sozialismus. Wege der 
Planung und Erfüllung. ien. Verlag der Wiener Volksbuchandlung. 
1952. 44 S. Preis: 1,20 RM. 
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Preis: 1,— RM. 
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Ein Buch von ungewöhnlichem Reiz, 
ein einzigartiges Kulturdokument 
erscheint Anfang Dezember: 


Theater ohne Frau 


Das Bühnenleben der kriegsgefangenen Deutschen 
1914-1920 


Mit einer Statistik der deutschen Gefangenenbühnen, ihrer 
künstlerischen Leiter, des Raperloires usw. 


von Dr. Hermann Pörzgen 


Gr. 80%, XVI und 224 Seiten und 40 Abbildungen auf Kunst- 
drucktafein - Geheftet RM. 5.—, Ganzieinen RM. 5.80 


Band 2 der „Dokumente zur Geschichte der Kriegsgefangenen 
des Weitkrieges”, herausgegeben im Auftrage der Reichsver- 
einigung ehemaliger Kriegsgefangener, e. V., von Joachim Givens 
und Hans Jonas. 


Wußten Sie schon, daß Schnitzlers „Reigen“ in Sibirien uraufgeführt 
wurde, in Rußland einmal 46 deutsche Theater bestanden? Kaum glaubhaft! 
Dr.Hermann Pörzgen, ein junger Theaterwissenschaftier, erzähltinteressant 
darüber in unserem neuen Buch, das zum ersten Male die große Bedeutung 
des Theaters im Kampfe gegen die furchtbare seelische Verzweiflung der 
deutschen Kriegs- und Zivilgefangenen hervorhebt. Niemals und nirgendwo 
in der Welt ist das Theater so notwendig und dringlich gewesen. 


Nur etwa 300 Bühnen in Deutschland standen ebensoviele richtige deutsche 
Theater in aller Welt gegenüber: in Rußland, Frankreich, England, 
Amerika, selbst in Australien, Japan und Indien! Wie und mit welchen 
Mitteln man spielte, was an klassischer und moderner Kunst von ihnen 
geboten wurde, ist ein Stück Kultur- und Theatergeschichte für sich. 


Wie ein Märchen klingt die Erzählung von den Damendarstellern, die 
aus elenden Baracken, aus einem Nummerndasein, wie leuchtende Sterne 
aufstiegen und gefeierte Primadonnen wurden. Ihre beispiellosen Triumphe, 
ihre unbestrittene Herrschaft über die großen Gefangenenlager eröffnet 
einen Blick in die verschwiegene Seelennot Hunderttausender. 


Den fesselnden Spuren des Verfassers wird jeder mit lebhaftem Interesse 
nachgehen, besonders der Literatur- und Theaterfreund. Das Buch ist 
einer helleren Seite des Kriegsgefangenenschicksals gewidmet und doch 
auch ein Stück Geschichte des Krieges. 


Ausführlicher Prospekt unberechnet/ 


Königsberg i.Pr. 


Ost-Europa-Verlag und Berlin W.35 


Sowijetrussisch. 


Von Johannes Weinbender. 


Der Wandel der Dinge in Rußland hat auf die Sprache be- 
sonders heftig eingewirkt: viele ihrer Normen sind umgestoßen, 
es sind zahllose Neubildungen und Hunderte von neuen Rede- 
wendungen entstanden, stärker als zuvor macht sich in der Lite- 
ratursprache der Einfluß von Mundarten und Volkssprache be- 
merkbar. Der Flüchtlingsstrom des Weltkrieges brachte jüdische, 
weißrussische und polnische Einwirkungen mit sich, der darauf- 
folgende Umsturz mengte nicht nur die sprachgeographisch verschie- 
denen Einzelgebiete des Riesenreiches durcheinander, sondern 
in noch höherem Grad die sprachlichen Eigentümlichkeiten der 
einzelnen Gesellschaftsschichten. Hinzu kam der Einfluß der 
verschiedenen Sonder- und Berufssprachen, insbesondere des 
russischen Rotwelsch (des sog. „blat“), und das eigenartige Bild 
der russischen Abkürzungen. 

Einige russische Forscher halten gegenüber den neuzeitlichen 
Veränderungen die Frage für eh ob wir es im heutigen 
Russisch mit „einer Sprache der Revolution oder einer Revolu- 
tion der Sprache“ zu tun haben. Die Meinungen darüber sind 
allerdings geteilt, und wir verweisen wegen der Einzelheiten 
auf die russischen Quellen: auf die überaus interessante Broschüre 
von Karzewski, „Sprache, Krieg und Revolution“ (russ.), Berlin 
1923, und auf die weitere Auseinandersetzung bei Winokur, „Kul- 
tur der Sprache“ (russ.), Moskau 1929, S. 115 ff. Außer gewissen 
abgegriffenen, bis zum Unsinn abgehetzten Wörtern und ständig 
wiederkehrenden Redewendungen, ohne die der Russe von heute 
kaum etwas zu sagen vermag, ist es vor allem der ganz eigen- 
artige Stil, der den Leser sofort außer allem Zweifel darüber 
läßt, mit welchem Russisch er es zu tun hat. 

Wenn wir es im folgenden unternommen haben, einen Über- 
blick über die sprachlichen Verhältnisse im neuen Rußland zu 
geben, so darf unser Versuch keineswegs als erschöpfend ange- 
sehen werden, da bis auf heute die notwendigen Vorarbeiten so 
gut wie vollkommen fehlen. Die einzige einigermaßen voll- 
ständige Betrachtung über die Entwicklungserscheinungen inner- 
halb der russischen Sprache seit dem Kriege bietet das Buch des 


Dezember 1932. 127 


Moskauer Professors A. Selischtschew — vom Völkerbund- 
ausschuß als eines der besten russischsprachigen Bücher für 1929 
anerkannt —, „Die Sprache der Revolutionszeit“ (russ.), Moskau 
1928. Weitere Quellenangaben findet der Leser in der Prager 
Zeitschrift „Slavia“, 1931 Heft 2. 


Welches sind im einzelnen die Merkmale des heutigen Rus- 
sisch, die es sofort als solches erkennen lassen? Zunächst ist es 
die schwülstige, feierliche, so empfindungsvoll klingende 
Ausdrucksweise. Es gibt im heutigen Rußland ein Gebiet, auf 
dem dies ganz besonders ausgeprägt hervortritt: wir meinen die 
Sprache der „losungi“, der Losungen, jener paroleartigen Schlag- 
worte, die von der Sowjetregierung oder von der Partei von Zeit 
zu Zeit ausgegeben werden und die dann innerhalb eines ge- 
wissen Zeitraumes von dem gesamten Öffentlichen Bewußtsein 
Besitz ergreifen. Eine ständig wiederkehrende Redewendung 
ist in diesen Inschriften das mehrmalige Hoch „da sdrawstwujet“ 
auf dieses oder jenes öffentliche Ereignis. Ein weiteres Merk- 
mal von ähnlicher Wirkung ist die Steigerungssucht (wic 
denn überhaupt der Sowjetrusse Superlative liebt: „das größte 
Kraftwerk der Welt“ u. a. m.). Wörter, die an sıch schon das 
höchste Maß des Begriffes ausdrücken, werden noch gesteigert 
oder durch Vorsatz einer verstärkenden Partikel in ihrer Wir- 
kung gehoben (,„kolossaljnejschij“ [der kolossalste], „naimaxi- 
maljnejschij“ [der allermaximalste], „archinenormaljno“ [erz- 
unnormal] usw.). Oder es werden, ohne eigentliche Steigerung. 
an sich stark gefühlsbetonte, ungewöhnliche Worte („nesiychan- 
nyj“ |unerhört]. „tschudowischtschnyj‘“ [ungeheuerlich] usw.) so- 
wie derartige Verbindungen „nigde w mire“ (nirgends in der 
Welt), vor allem aber das sprichwörtlich gewordene „w miro- 
wom masstabe“ (im Weltmaßstab) mit Vorliebe verwendet, ohne 
daß dabei das Übermafß der damit ausgedrückten Begriffe heute 
noch empfunden würde. Zum Teil ist dieses Steigerungsbe- 
dürfnis wohl daraus zu erklären, daß viele, ursprünglich stark 
gefühlsgefärbte Begriffe heute stark entwertet sind. Man ver- 
gleiche in diesem Zusammenhang folgenden alltäglichen Vor- 
gang während einer Versammlung: der Redner schlägt in einem 
ruhigen, durchaus geschäftsmäßigen Ton, als handle es sih um 
irgendeine belanglose Mitteilung, der Versammlung vor, an die 
auswärtigen Genossen des Betriebes soundso einen „plamennyj 
priwet“ (einen flammenden Gruß) zu senden und fragt daraufhin 
die Anwesenden, ob sie damit einverstanden seien. „Einver- 
standen“, lassen sich einzelne Stimmen vernehmen. Es darf da- 
nach nicht wundernehmen, wenn man zu einer weiteren Stei- 
gerung „samyi plamennyj“ (der flammendste) u. dgl. greift. 


Ferner fällt uns in den sowjetrussischen Zeitungen eine 
typische Erscheinung auf, die ganz besonders in der Sprache der 
Schlagzeilen und Überschriften hervortriti. Im Gegensatz zu den 
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Zeitungen des alten Rußland ist man, wohl mit Rücksicht auf den 
primitiveren Leser, heute bestrebt, in der Überschrift den Inhalt 
der Mitteilung in der wirksameren Form des Zeitworts zu 
bringen, in dem die Handlung selbst mehr zum Ausdruck kommt. 
Man bedient sich dabei mit Vorliebe der Präsensform des Zeit- 
wortes, vornehmlich in der 1. Person, beispielsweise „schirim 
sozialistitscheskoje stroiteljstwo“ (wir bauen den sozialistischen 
Aufbau aus) oder „stroim nowuju shisnj“ (wir bauen ein neues 
l.eben), oder auch der Befehlsform: „ulutschitj katschestwo pro- 
dukzij“ (die Qualität der Produktion steigern N. 

Von den heute wuchernden Fremdwörtern sind es zu- 
nächst die unzähligen neuen, vornehmlich abstrakten Wortbil- 
dungen, die auf das Suffix -ism bzw. -ist ausgehen, das aber 
keineswegs nur an fremdsprachige, sondern auch an echt russische 
Stämme angehängt werden kann (,„otsowism!), naplewism?), 
tschekist. leninist“); ferner sind zahlreich die Wortbildungen auf 
„"isazija“ bzw. verbal „-isirowatj“, die in der Hauptsache einen 
Entwicklungsgang bezeichnen (,industrialisazija", „sowetisazija”, 
„wojenisazija“ |Militarisierung]), sowie mit den Präfixen „anti-“ 
(antireligiosnyi, antisowetskij) und „uljtra-“, z. B. „uljtralewyj“ 
ultralinks) usw. Gegen die Fremdwörtersucht werden zwar 
vereinzelt Stimmen laut, jedoch ohne daß es bisher anders ge- 
worden wäre. Der bekannte sowjetrussische Schriftsteller Sosch- 
tschenko prangert diesen Unfug an in einer Skizze unter dem 
wenig schmeichelhaften Titel „Obesjanij jazyk“ (Affensprache). 
Er schildert darin eine Unterhaltung zwischen zwei einfachen 
Russen, die fortwährend ihnen völlig unverständliche Fremd- 
wörter gebrauchen. 

In den Schriften sowie in den Reden der Sowjetfunktionäre 
— das ist eine andere typische Erscheinung des heutigen Russisch 
— sind heute gewisse Spuren des Kanzleistils unverkennbar, 
der in viel ausgiebigerem Gebrauch gegenüber der Vorkriegs- 
zeit von solch ausgesprochen bürokratishen Wörtern wie „kojego, 
kojemu, koji . . ., kakowoj, takowoj, sej, daby“ und vor allem 
des heute sogar bis ins Dorf eingedrungenen „ibo“ zum Ausdruck 
kommt. Dieser Einschlag ist bei der ausgedehnten Bedeutung, 
die den unzähligen Verwaltungskanzleien in den ersten Revolu- 
tionsjahren bei der Verteilung der nationalisierten Güter zukam 
und auch heute noch bei dem mächtig angewachsenen bürokra- 
tischen Betrieb im ganzen Lande zukommt, auch weiter nicht 
verwunderlich. 

Manchmal geben die Sowjetmänner ihrer Sprache auch einen 
leicht altertümlichen Anstrich, mit Anklang an das Kirchen- 


1) Zusammengesetzt aus „otoswatj" (abberufen) und „-ism“: es handelt 
sich um das „Abberufen“ von Studenten u. dgl. an die Organisation zurück, 
von der sie auf die Hochschule kommandiert waren. 

3) Zusammengesetzt aus „naplewatj" (auf etwas „pfeifen“) und „-ism“, 
also Wurschtigkeit. 
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slawische. Dies kommt zum Ausdruck durch Verwendung von 
Wörtern wie „sugubyj“ (von Lenin sehr beliebt), „nekij” (ver- 
drängt z. T. „nekotory“), „ische, dokole, imja rek, wsue, wkupe, 
tem patsche, jakoby“ und andere, sowie von vielen altertümeln- 
den Redensarten: „golgofa revoluzii“ usw. Auch hier muß dar- 
auf hingewiesen werden, daß vereinzelt diese Wörtchen gelegent- 
lih auch vor dem Kriege im Gebrauch waren, heute aber ist 
dies viel häufiger der Fall, wohl daraus erklärlih, daß viele 
von den seinerzeit maßgebenden Persönlichkeiten Absolventen 
der ehemaligen russischen Priesterschulen waren, die später in 
den verschiedenartigsten amtlichen Stellen, bis zur Betätigung 
auf dem Gebiete des Kampfes gegen die Religion, wirkten. 


Ferner können wir im heutigen Russisch eine gewisse Vul- 
garisierung in der Ausdrucksweise beobachten — an deut- 
schen Verhältnissen gemessen, eine burschikose Ausdrucksweise, 
jedoch in viel stärkerem Grad. Dieser Ton verstärkt sich noch 
jeweils, sobald es sich um irgendeine, der russischen Öffentlich- 

eit unliebsame Persönlichkeit (russische Emigranten, Vertreter 
einer anderen sozialistischen Partei oder ausländische diploma- 
tische Vertreter) handelt. Entstehungsmäßig ist diese Erschei- 
nung wohl darauf zurückzuführen, daß die ersten russischen 
Revolutionäre zu einem beträchtlichen Teil aus Studentenkreisen 
hervorgegangen sind, unter denen von jeher eine gewisse Ab- 
lehnung althergebrachter Normen, auch in sprachlichen Dingen, 
als unerläßlich galt, die später durch die Formlosigkeit des gan- 
zen Lebens der russischen Revolutionäre und durch das Vo 
herrschen des Proletariats weiter genährt wurde. Dadurch ist 
heute in der Sowjetpresse sowie in den Versammlungsreden in 
der Sprache ein grober, ungebundener Ton vorherrschend ge- 
worden, besonders unter der jüngeren Generation, die bewußt 
danach strebt, ihre Rede möglichst einfach zu gestalten. Man 
sucht nicht lange nach einem feinen Ausdruck, — der erste beste 
ist gerade gut genug —, ja in diesem Ton liegt oft bewußtte Ab- 
sicht, ein gewisser Stolz, indem man als Protest gegen die 
Sprache der „Bourgeois“ die seinige möglichst anders gestalten 
will. Man könnte ganze Listen anfüllen, wenn man Proben von 
dem heutigen Sowjet-Slang (das übrigens unter dem Namen 
„sajesschateljstwo“ bekannt ist) anführen wollte. Nur einige be- 
sonders gebräuchliche seien gestattet: „pjanka“ (Suff), „piw- 
nuschka“ (Bierkneipe), ‚„tanzjuljka“ (Tanzbude), „schpana“ 
(Gaunerbande), „busa“ (Stänkerei), „lipowyj“ (unecht, auch mif- 
lich), ,„tscherwjak“ (Tscherwonez), „katisj“ (schere dich fort), 
„poka“ (auf Wiedersehen). Ihren Höhepunkt erreicht diese 
sprachliche Zügellosigkeit in Gestalt des sog. „mat“ (unzüchtige 
Redensarten). Seit Jahren aber wird von vielen maftgebenden 
Russen, die das Gefühl für gute Sprachnormen nicht verloren 
haben, gegen diese sprachlichen Auswüchse Kampf geführt — 
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dagegen, daß „unter der heutigen Jugend die Abneigung gegen 
diesen sprachlichen Zynismus als unproletarisch, unkomsomolzen- 
haft empfunden wird“ (so im Aufruf von Jaroslawskij in 
der „Komsomoljskaja Prawda“ 1935, Nr. 12). Andere 
maßgebende Persönlichkeiten schlossen sich ihm an, aber inter- 
essant ist dabei festzustellen, daß dieser Kampf immer wieder 
auf zähen Widerstand stieß: man empfand ihnals Zwang, in der 
Sprache der verhaßten „Intelligenz“ sprechen zu müssen, und war 
mit der Statuierung eines neuen akion" (Abirrung) schnell bei 
der Hand, nämlich des der bewußten Entfremdung von den 
Massen. 


Auch viele sowjetrussische Schriftsteller streben in ihrer 
Sprache bewußt eine solche „Vereinfachung“, eine Angleichung 
an die Sprache der Bauern und Arbeiter an. Hierher gehört 
die vertrauliche volksmäfige Bezeichnung von Personen nach 
deren Vatersnamen wie „Iljitsch“, „Kalinytsch“ usw. sowie die 
Verwendung von „ichnij‘, „tschego“ (statt „tschto“), „kulatschjo“ 
(Kulakenbrut), (statt „kulaki‘‘) usw., vor allem aber einıge volks- 
mäßige Abweichungen in der Grammatik, gewisse mundartliche 
Eigenarten in der Rede der handelnden Personen. 


Diese mundartliche Färbung, die der sowjetrussische 
Wortschatz z. T. aufweist, ist aber noch auf einem anderen Wege 
in die Sprache gekommen. Unter den russischen Revolutionären 
gab es nämlich nicht wenige, die unter sprachlich anders gearte- 
ten Verhältnissen des süd-westlichen Gebietes des ehemaligen 
Zarenreiches aufgewachsen sind und ihre sprachlichen Eigen- 
heiten nun auch in ihre spätere Tätigkeit mit übernahmen. In 
noch höherem Grad kamen die mundartlichen Niederschläge in 
das heutige Russisch während der Hungerjahre des Kriegskom- 
munismus, die die Völkermassen auf der Suche nach Brot zu 
ausgedehnten Wanderungen trieben und eine nie dagewesene 
Abwanderung der Stadtbevölkerung auf das flache Land hervor- 
riefen, wobei die sprachlich verschiedenartigsten Volksschichten 
in unmittelbare Berührung kamen, und so ist es denn heute in 
Moskau keine Seltenheit, etwa in den Komparativen von 
„chusche“ (schlecht) und „krasiwo“ (hübsch) die mundartliche 
Betonung „chuscheje”, „krasiweje“ zu hören, ferner einige an- 
dere Einflüsse vom Süden aus: „pol-pjatogo“ (halb fünf) (statt 
„polowina pjatogo‘) bei Zeitangaben, die Redensart „kakaja 
rasniza‘ (es bleibt sich gleih) usw. Aus dem Ukrainischen 
stammen die ins Großrussische neuerdings herübergenommenen 
Wörter „semlerob“ (Landmann), „seljane“ (Landvolk), ‚„chal- 
tura“ (minderwertige Leistung, Kitsch) sowie die neuzeitliche 
Bildung von ukrainischen geographischen Namen, ausgehend auf 
„-Schtschina“‘: „Kijewschtschina“, „Charkowschtschina“ usw. 


Als weitere auffällige Erscheinung in der heutigen russischen 
Sprache müssen wir die starke Durchsetzung mit militäri- 


131 


schen Ausdrücken bezeichnen. Dies ist leicht verständlich ein- 
mal aus dem Charakter des Programms der herrschenden Fartei, 
das ja ein Kampfprogramm für die Befreiung der Werktäligen 
war, ferner aus der gesamten praktischen Tätigkeit der Revolu- 
tionäre. Über ihre eigentliche Bedeutung hinaus sind diese Aus- 
drücke allmählich in die Gemeinsprache eingedrungen und ver- 
leihen ihr das eigenartige Gepräge, das auch heute noch den 
Geist der Kampfiront verspüren läßt. Wir brauchen nur an 
solche Wörter zu erinnern wie „front“ in allen möglichen Be- 
deutungen („front prosweschtschenija“ [Aufklärungsfront] und 
viele andere „Fronten“, neuerdings sogar „front smecha“ [die 
Lachfront|), ferner „kommandnye wysoty“ (Kommandohöhen), 
„woschdj“ (Führer), „smotr‘“ (Heerschau), „sabronirowatj“ (pan- 
zern, auch sicherstellen), „udarnyj“ (dringlih), „kampanija“ 
(Kampagne), „prodotrjad“ (Verpflegungstrupp), „rawnenije 
na...“ (Orientierung nad... .), „prikrepitj k . . .“ (zuteilen), 
„swjasatjsja s.. .“ (sich verbinden mit . . .) usw. Alle diese 
Ausdrücke sind auch heute noch in aller Munde, auch heute hört 
man immer wieder „operatiwnaja rabota“ sagen von Verrichtun- 

en, die mit Kriegs, ,operationen‘ nichts gemein haben, immer wie- 

er heißt es ganz militärmäfig „perebrositj“ (zwangsversetzen), 
wenn jemand von einer Stadt in eine andere versetzt werden 
soll. Vor allem aber sei daran erinnert, daß bis in den heutigen 
Tag hinein für alle möglichen Arbeiten „mobilisiert“ (mobiliso- 
watj) wird, daß man immer noch beispielsweise von einer „mo- 
hilisazija iniziatiwy“, „predpriimtschiwosti“ u. dgl. (Mobilmachung 
der Initiative, der Unternehmungslust u. dgl.) redet. Aus der 
Sprache der Matrosen, die bekanntlich in den ersten Revolu- 
tionsjahren eine große Rolle spielten, hat der heutige russische 
Sprachgebrauch entnommen: das berüchtigte „dajoschj“ (her da- 
mit!), ferner „krepitj swjasj“ (die Verbindung befestigen), „der- 
schatj kurs na . . .“ (zusteuern auf... .), das bejahende: „estj“ 
(engl. yes), das durch den Film „Der Weg ins Leben“ berühmt 
gewordene „putjowka“ (Fahrtausweisung) usw. Ja, vielleicht 
entstammt der Kriegszeit, mit ihrem Zwang zum Gehorsam, so- 
gar der heute besonders in Gesprächen übertriebene Gebrauch 
von Bejahungspartikeln: „jasno“ (klar), „opredeljonno“ (be- 
stimmt) usw. Heute hält der militärische Einfluß in der Sprache 
durch die Militarisierung an, die seit 1925 auf vielen Gebieten 
des russischen Lebens einsetzte: „brigada“, ferner „remontnaja 
brigada“ (Reparaturkolonne), „agitbrigada“. Wiederum muf 
darauf hingewiesen werden, daß die meisten von diesen Wör- 
tern auch vor der Revolution durchaus gebräuchlich waren, aber 
nur innerhalb der Fachkreise und bei entsprechender Gelegen- 
heit — heute dagegen führt sie jedermann im Munde. 


Auch der Einfluß der regierenden Partei, ihrer Ideenwelt 
ist unverkennbar in der Sprache. Dies ist begreiflich, wenn man 
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bedenkt, daß in der Sowjetunion die politische Agitation und 
Propaganda das gesamte Leben bis in seine letzten Regungen 
hinein durchdringt und so die jeweils herrschenden Schlagworte 
weit über die engeren Grenzen des eigentlichen Parteilebens 
hinausträgt. Heute sind Wörter wie „direktivy“, „apparat“ (Be- 
hörde), „bjuro“, „jatschejka“ (Parteizelle), „plenum“ usw. jedem 
russischen Arbeiter und Bauern durchaus geläufig. Wörter, die 
den Begriff der festgeschweißtten Einheit der Partei wiedergeben, 
sind „monolitnyj“ (aus einem Stein), „staljnoi“ (stählern) usw. 
Wörter dagegen, in denen sich Begriffe entgegengesetzter Auf- 
fassung ausdrücken, sind „frakzija“ (Fraktion) und vor allem 
das vielberedete „uklon“ (Abirrung), neuerdings „sagib“ 
(Schwenkung) usw. Zahlreih sind auch die Begriffe für die 
Werbetätigkeit der Partei. Davon legen schon Zeugnis ab die 
vielen Ableitungen mit „agit-“ (agitpunkt usw.) und „prop-" sowie 
Zusammensetzungen damit („agitproprabota“ usw.). Die politische 
Beeinflussung, „obrabotka“ Bearbeitung), eschieht auf mancher- 
lei Art. Eine davon ist die sog. „indiwidualjnaja obrabotka“, 
und die Parteimitglieder, die sie ausüben, heißen ‚„indiwidualy“. 
Es ist übrigens sprachpsychologisch ganz interessant zu beobach- 
ten, wie das Wort „indiwidualjnyj“ heute, unter den herrschen- 
den Ideen des kollektivistischen Zusammenschlusses, eine Bedeu- 
tungsentwertung erfahren hat und in diesem Sinne an denselben 
Bedeutungswandel erinnert, den seinerzeit, allerdings unter ent- 
porne EIER gesellschaftlichen Auffassungen (Aufkommen der 
individualistischen Strömungen), das deutsche Wort „gemein“ 
durchgemacht hat. Heute hat im Russischen das Wort „indiwi- 
dualjnyj“ vielfach einen ironischen Beigeshmack (,„indiwidua- 
ljschtschina“). 

Wir können hier nicht im einzelnen die Wörter anführen, 
die mit der ausgedehnten Propagandatätigkeit der Partei und 
ihrer zahlreichen Organisationen verbunden sind. Nur des Wortes 
„nagruska“ (Belastung) soll noch gedacht sein, mit dem ursprüng- 
lich das jeweilige Maß der jedem Parteimitglied zugeteilten Arbeit 
bezeichnet wurde, das heute aber jede Arbeitsration auch für 
Parteilose bedeutet. Das Wort hat zahlreiche Ableitungen ge- 
zeitigt: die übermäßige Zuteilung von Arbeit heißt „peregruska” 
(Überbelastung), das Gegenteil davon — „nedogruska“, die Ab- 
nahme des Zuviel an Arbeit — „rasgruska“ (Entlastung) usw. 
Besonders bekannt ist die „obschtschestwennaja nagruska“ (ge- 
meinnützige Arbeit), die so gut wie jeder ohne Entgelt leisten 
muß. Aber auch das Wort „smytschka“ (Verbrüderung, Zusam- 
menschluß der Arbeiterschaft mit den Bauern) darf nicht uner- 
wähnt bleiben, weil es vielfah schon als Fremdwort in der 
deutschsprachigen Ruflandliteratur auftritt. 

Auf dem sprachlichen Gebiet der eng mit der Politik der 
Partei verbundenen Wirtschaft erwähnen wir das viel- 
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erörterte Problem der „noshnizy‘“ (der Preisschere). Unter die- 
sem, sprachlich gesehen, vortrefflich gewählten Ausdruck ver- 
steht man das Auseinandergehen (wie bei einer „Schere“) von 
Preisen für landwirtschaftlihe Produkte und Industriewaren. 
Bei dieser Bedeutung aber ist das Wort, bei seinem ausgedehnten 
Gebrauch, selbstverständlich nicht geblieben, und so kann heute 
auch sonst irgendeine Ungereimtheit, irgendein Mifßverhältnis 
„noshnizy“ genannt werden. Zuerst wurden die Interessen des 
„serednjak“ (Mittelbauer) gefördert, dann wurde das Problem 
des „kulak“ („Groß“bauer) besonders aktuell, und damit die Be- 
griffe „raskulatschiwanije“ (Bauernenteignung), „podkulatschnik“ 
(Kulaken-Anhänger) usw. Die NEP-Politik schuf ihrerseits das 
Wort „tschastnik“ (Privathändler). 


Bevor wir uns der Hocflut von Neubildungen zuwenden, 
seien noch einige Worte über die entgegengesetzte Entwicklung 
unserer Tage gestattet, nämlich über den Verlust von Wörtern 
durch die politischen Ereignisse der jüngsten Zeit. Abgesehen 
von einigen deutschen Fremdwörtern wie „plazkarta“, „ober-“ u. a., 
die während des Krieges aus Sprachreinigungsgründen, wenn 
auch nur roruberschend, aus dem russischen Wortschatz ausge- 
stoßen wurden, liegt es auf der Hand, daß durch die Revolution 
dem Russischen vor allem Wörter für Begriffe entschwunden 
sind, die unter den veränderten Verhältnissen keine Geltung 
mehr hatten, weil einerseits die mit dem betreffenden Wort be- 
zeichnete Sache aus dem Leben verschwunden ist („udely‘“ [Apa- 
nagen], „gubernator“ [Gouverneur], „stanowoi“ [Landpolizei- 
vorsteher], „isprawnik“ [Kreischef], „prewoschoditeljstwo“ [Ex- 
zellenz] usw.), andererseits gewisse Begriffe unter den neuen 
Verhältnissen odiös geworden sind barin“ [gnädiger Herr), 
„gospoda“ [Herrschaften] usw.). Unter vielen von diesen Be- 
prilen kann sich die heutige Generation kaum noch etwas den- 

en. Das Wort „gospodin (Herr) wird heute ernst genommen 
nur noch in bezug auf ausländische diplomatische Vertreter, im 
innerrussischen Verkehr dagegen — höchstens nur noch ironisch 
auf Gegner der Partei bezogen („gospodin Trotzki“). 


Unter den Neubildungen (im weiteren Sinne), mit denen 
die russische Sprache der Ubermacht von neuen Begriffen, Er- 
scheinungen, Einrichtungen gerecht werden mußte, die bei einer 
gesellschaftlihen Umwälzung von dem Ausmaße, wie es die 
bolschewistische Revolution darstellt, mit einem Male auf das 
Leben einstürmten, kommt zunächst die Bildung von neuen 
Wörtern durh Abkürzung. Auf die verschiedenen Arten von 
sog. Sowjetabkürzungen können wir hier nicht eingehen, 
da die Zahl der Abkürzungen im heutigen Russisch jedes Maß 
übersteigt und täglich, oft ohne die geringste Notwendigkeit, 
neue hinzukommen. Viele Abkürzungen bieten selbst dem noch 
so sprachgewandten Russen bei ihrer Entzifferung große Schwie- 
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rigkeiten, und sprachpsychologisch ist die Feststellung von Inter- 
esse, daR selbst dem Russen die Abkürzung nur dann einleuchtet, 
wenn ihm die volle Bezeichnung für denselben Begriff geläufig 
ist (so „narsud“ für „narodnyj sud“ |[Volksgericht| usw.). Die 
russischen Revolutionäre, die wohl als erste die Abkürzungen 
in Schwung brachten, bedienten sich ursprünglich ihrer nicht nur 
aus naheliegenden Rücksichten der Konspiration, sondern auch 
um Gegenstände und Ersceinungen, die allen Mitgliedern der 
jeweiligen Organisation gut bekannt waren und von ihnen oft 
enannt wurden, kurz zu bezeichnen. Wir möchten nur noch 
inzufügen, daß diese Sprachunsitte vor dem Kriege nur ver- 
einzelt („produgolj“ und einige andere) bekannt war, während 
des Krieges dagegen beträchtlich zunahm („semgor“, „schtabarm“ 
u. a.), um nach der Revolution wahre Orgien zu feiern. In der 
jüngsten Zeit ist vielleicht doch eine gewisse Rückentwicklung 
unverkennbar, da verschiedene Sowjetbehörden sowie maß- 
gebende Einzelpersonen dem Unfug der Abkürzungen Kampf 
angesagt haben. Es wurde dabei zunächst auf die Willkür in 
der Bildung von Abkürzungen hingewiesen, mit der ein und die- 
selbe Behörde „RKI“ oder „rabkrin“ genannt wird. Ferner heißt 
es, daß die Auswüchse im Gebrauh von Abkürzungen die 
Sprache zu einem unartikulierten Geräusch und die einzelnen 
Wörter zu kümmerlichen Interjektionen gemacht hätten. Die 
Abkürzungen erinnern durch ihr dem russischen Ohr vielfach 
ungewohntes Lautbild gewissermaßen an Vogelgezwitscher. In 
einer der letzten Nummern der Moskauer Woods ja 
Moskwa“ (vom 11. September 1932) beschwert sich ein Leser 
darüber. daß man heute, wenn man etwa eine Flasche Milch 
oder ein Pfund Zucker erstehen oder einen Becher „Kwas“ trin- 
ken wolle, dies nicht erledigen könne, indem man normalerweise 
ein Ladenschild mit entsprechender Inschrift aufsuche, sondern 
daR man sich die Zunge verstauchen müsse mit der Entzifferung 
von unverständlichen Schildern wie „Mosoblkoopingtorg“ u. dgl. 
Heute gebe es überhaupt im Sprachgebrauch nicht mehr oe 
Dinge wie „moloko“ (Milch) oder „sachar“ (Zucker), sondern 
nur noch die umständlichen ‚„koopsachar“ und „moskoopmoloko“. 

Aber auch über die sonstige Unverständlichkeit des heutigen 
Russisch, hervorgerufen durch den übermäßigen Gebrauch von 
allerlei gelehrten Fremdwörtern, die dem einfachen Arbeiter 
oder gar dem Bauern nicht minder unverständlich sind als die 
heutigen Abkürzungen, wird vielfach Klage geführt. Vornehm- 
lich sind es die Redner in den zahllosen Versammlungen, die es 
lieben, ihre Ausführungen mit derlei „gelehrtem“ Flitter zu 
schmücken, und so kann man in den Versammlungen vielfach 
beobachten, daß nach sowjetrussischem Versammlungsbrauch von 
den Zuhörern Zettel geschrieben und auf das Rednerpult gelegt 
werden mit der Frage, was „tendenzija“, „periferija“ oder „smot- 
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retj tscheres prismu“ (durch das Prisma sehen) heiße. Es hat sich 
sogar über derartige Redner ein Scherzwort gebildet: „Er spricht 
unverständlich, also ist er ein Bolschewik?°).' 


Ein weiteres Mittel zur Bildung von neuen Wörtern, mit 
denen man den Bedarf von neuen Begriffen deckte, ist das der 
Zusammensetzung. Beliebt sind z. B. die Zusammensetzun- 
gen mit einem Verbindungs-o: „zentrosojus“, „belobandit“, 
„sacharotrest“, „samouplotnenije*)“. Zahlreich sind die Zusam- 
mensetzungen auch ohne dieses „o“: „isba-tschitaljnja“ (Lese- 
hütte), „konzert-miting“, „schkola-peredwischka“ (Wanderschule) 
usw. 


Das Gros der neuen substantivischen Begriffe besteht aber 
aus Neubildungen mit Hilfe grammatikalischer Mittel, nämlich 
alter Suffixe. Wir nennen nur einige der heute besonders 
Bun Suffixe: 1. das Suffix „-ez“; diese Neubildungen, meist 

ugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe bedeutend, sind sehr 
zahlreich und man kann unter ihnen wiederum solche, die von 
Personen- und Eigennamen abgeleitet sind — so „petljurowez“, 
„gitlerowez“ (Hitlermann) — von denjenigen (der zahlreicheren 
Gruppe) unterscheiden, die von Gattungsnamen stammen —, so 
„wydwischenez“ (der Beförderte), „lischenez“ (der Stimm- 
entrechtete), „newoswraschtschenez“ (Nichtheimkehrer), um nur 
einige neueren Datums zu nennen —; 2. das Suffix „-ik“; die Bil- 
dungen damit sind nicht minder zahlreich und weisen zumeist auf 
irgendeine Funktion hin: „pischtshewik“ (Nahrungsarbeiter), 
„sabotaschnik“ (Saboteur), aber auch „wypusknik“ (Absolvent), 
„schkurnik“ (Selbstsüchtiger), „kurortnik“ (Kurgast) sowie Wör- 
ter, die keine Person bezeichnen: „subbotnik“ (freiwillige Mehr- 
arbeit außerhalb der Arbeitszeit); 3. das Suffix „-schtschik“ (bzw. 
„tschik“), auf die Beschäftigungsart hinweisend: „tekstiljsch- 
tschik“ (Textilarbeiter), „podpoljschtschik“ („unterirdischer“ Re- 
volutionär), „selsowettschhik“ (Mitglied des Dorfsowjets); 4. das 
Suffix „-ka“, das nach wie vor produktivste Wortbildungsmiittel 
der russischen Sprache: .„‚agitka“ (Agitationsstück), „Swerdlowka“ 
(Swerdlow-Universität), „wetschjorka“ (Abendausgabe), neuer- 
dings „jungschtschurmowka“ (ein besonderes Kleidungsstück); 
5. das Suffix „-schtschina“, dient zur Verächtlichmachung, daher 
besonders beliebt in den ersten Jahren des verschärften Revolu- 
tionskampfes, als es galt, gewisse mißliebige Personen oder Er- 
scheinungen scharf zu treffen. etwa: „krasnowschtschina“, „kor- 
nilowschtschina“, neueren Datums — „tschaikowschtschina“ und 
„tschubarowschtschina“. 


s) „Rabotschaja Moskwa“ 1926, Nr. 113. 
$) „Freiwillige MD o a die übershüssige Wohnfläche 
wird, um einer behördlichen Zwangseinquartierung vorzubeugen, an einen 


Verwandten, Bekannten oder an eine sonst „selbst“ (samo) gewählte Person 
abgegeben. 
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Was die Neubildungen von Eigenschaftswörtern be- 
trifft, so hat auch hier die neue Peit eine Menge von Wort- 
bildungen hervorgebracht, die man vergeblih im Russisch 
der Vorkriegszeit suchen würde: „utschreschdenskij“ (behörd- 
lih), „sjesdowskij“ (Kongreß-),, aus Abkürzungen gebildet 
„moprowskij“ (Arbeiterhilfte-), „mestkomskij“ (Betriebsrats-), 
fremdsprachig „boikotistskij“ (Boykott-) usw. Von den Suffixen 
zur Bildung von neuen Zeitwörtern möchten wir nur das 
Suffix „-itj” erwähnen: „uplotnitj“ (zwangseinquartieren), „chal- 
turitj“ (hudeln, stümpern) sowie die in den Resolutonsjchsen 
sehr verbreiteten Bildungen mit „-nutj‘, mit der Bedeutung 
„schnell einmal etwas tun“, so: „golosnutj“ (schnell einmal ab- 
stimmen). 

Als Neubildungen kommen auch die neuen Namen in Be- 
traht. Hierher gehören zunächst die vielen Umbenennungen 
von geographischen Punkten, die wohl, nebst anderen Ursachen, 
die Kenntnis der Geographie des heutigen Rußland so schwierig 
machen. Diesem Vorgang liegt das Bestreben zugrunde, einen 
Namen, der an irgendeine heute überholte Sache geknüpft ist, 
aus der Welt zu schaffen und ihn durch einen zeitgemäßeren 
revolutionären zu ersetzen: Leningrad statt Petrograd, Stalin- 
grad statt Zarizyn, Swerdlowsk statt Jekaterinburg usw. Auch 
Straßen erhalten neue Namen. So heißt seit einigen Wochen die 
Twerskaja in Moskau Gorki-Straße. Hierher schören auch die 
Bezeichnungen der völlig neu erbauten Städte: Magnitogorsk, 
Kominternsk u. a., mit dem alten Städte-Suffix „-sk“ (vergleiche 
Petrowsk). 

Auch neue Vornamen sind heute gebräuchlich. Auch hier 
macht sich wiederum das Bestreben geltend, von der alten Welt 
mit ihren zum Teil kirchlichen Namen abzurücken und die jungen 
sowjetrussischen Erdenbürger auch in ihrer Namengebung als 
solche deutlich abzustempeln. Abgeleitet werden die neuen 
Namen von kommunistischen Führern, vor allem von Lenin. Es 
gibt auch „Bucharina“ von Bucharin, „Lunatschara“ usw., 
oder von dem Namen eines wichtigen Revolutionsereignisses: 
Oktjabrinaa Kommunara u. a. In diesem Zusammenhang 
ist sprachlich höchst interessant, daß der Name des englischen 
Staatsmannes Chamberlain zu einer Zeitwortbildung Anlaf 
gegeben hat: tschemberlenitj mit der Bedeutung „über die 
internationale Lage (der Sowjetunion) ohne Ende schwatzen“. 
Die Entstehung Kieser Redensart ist damit zu erklären, daß 
es im neuen Rußland Sitte geworden ist, in den zahllosen Ver- 
sammlungen bei jeder Gelegenheit einen Vortrag über ‚die 
internationale Lage“ — selbst die Pioniere halten darüber Vor- 
träge — zu halten, bei denen eine Zeitlang der Name Chamberlain 
oft fiel und dadurch sehr populär wurde. 

Eng mit den Neubildungen hängt der Bedeutungs- 
wandel einiger Wörter zusammen, d. h. Fälle, in denen alte 
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russische Wörter unter den neuen Verhältnissen neue Bedeu- 
tung erlangt haben. Von Beispielen seien erwähnt: heute ist 
„oktjabrj“ nicht nur die Bezeichnung für einen Monat, son- 
dern für die Oktober-, ja sogar für Revolution schlechthin: 
man kann beispielsweise sagen „oktjabrj semli“ und meint 
damit neue, umwälzende Bodenbearbeitungsmethoden. „Bur- 
schuasnyj“ (bourgeois) hat heute eine ausgesprochen abspre- 
chende Bedeutung. „Towarischtsch“ (Genosse) galt früher als 
Anrede nur unter den Revolutionären, heute ist es als solche allge- 
mein gebräuchlich, übrigens in derselben Form auch für Frauen. 
Den Wörtern „muscik“ (Bauer) und „baba“ (Bauernweib) 
haftete früher ein gewisser wegwerfender Beigeschmack an, 
heute sind sie in ihrer Bedeutung gehoben (soweit ersteres noch 
niht durch „kolchesnik“ verdrängt ist). Eine Verengung 
ihres Begriffes haben ferner erfahren: das Wort „partija“ mit 
seinen Ableitungen, früher von einer beliebigen Partei gebräuc- 
lich, bedeutet heute ohne jede nähere Bestimmung die kommu- 
nistische Partei, desgleichen „opposizija“, das sich seit 195 
in seiner Bedeutung auf eine ganz bestimmte politische Gegen- 
strömung festgelegt hat. Die Fälle von Bedeutungserweiterung 
sind dagegen viel zahlreicher, etwa „burschujka“ (Öfchen), 
„raspisatjsja“ (heiraten) usw. Das Wort „element“, ursprünglich 
zusammen mit „netrudowoi“ (also „netrudowoi element‘ = nicht- 
werktätige Bevölkerungsschicht) gedacht, bedeutet ohne diese 
Beifügung politisch unzuverlässiges Gesindel und kann als be- 
sonders gehässiges Schimpfwort gebraucht werden. Ferner be- 
deutet „emigrant“ im modernen Russisch nicht nur das, was es 
sonst in allen Sprachen bedeutet, sondern einen Menschen, der 
sich ein für allemal der herrschenden Ideenwelt gegenüber feind- 
lich verhält. Vor kurzem bezeichnete ein Sowjetgelehrter seine 
Kollegen, die dem Klassenkampfprinzip in der Sprachwissen- 
schaft nicht huldigen, als „wnutrennije emigranty“ (innere 
Emigranten). 

Wollte man Proben von Wörtern anführen, die für die 
heutige Ausdrucksweise besonders kennzeichnend sind, so könnte 
man ganze Spalten damit ausfüllen. Um jedoch einen Begriff 
davon zu geben, wie sich die Sprache rein wortschatzmäßig in 
den letzten 1% Jahrzehnten verändert hat, möchten wir an 
Seen Beispielen zeigen, wie heute für ein und denselben Be- 
grif vielfach ganz andere Wörter gebraucht werden gegenüber 

er Zeit vor der Revolution. Daß heute viele Behörden eine 
andere Bezeichnung führen, entsprechend einer anderen Auf- 
fassung vom Staat und seinen Aufgaben, ist selbstverständlich, 
und von solchen Veränderungen im Sprachgebrauch sehen wir 
hier ab. Wir nehmen andere Beispiele. Zunächst das für unsere 
Zwecke besonders bezeichnende Wort „rabotatj“ (arbeiten), das 
mit seinen Ableitungen eine ganze Reihe alter Begriffe teils 
völlig aus dem früheren Sprachgebrauch verdrängt, teils Neben- 
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formen dazu geschaffen hat. Daf gerade der Begriff „rabotatj" 
heute ungemein an Ausdehnung gewonnen hat, ist wiederum 
aus der Grundidee der neuen Staatsverfassung heraus leicht er- 
klärlich. Sagte früher jemand, nach seinem Beruf gefragt, etwa 
‚lushu na potschte“ (ich „diene“ auf der Post), so lautet diese 
Antwort unter den heutigen Verhältnissen „rabotaju na potschte“ 
(ih arbeite auf der Post). Das Wort „slushitj‘ (dienen) ist heute 
verpönt, und aus demselben Grunde heift auch die ehemalige 
piu a“ (Magd, ebenfalls von „slushitj“ abgeleitet) heute 
„domrabotniza“ (Hausarbeiterin), in ihrer sozialen Werterhöhung 
entsprechend der deutschen „Hausangestellten“ der Nachkriegs- 
zeit. Aber auch der frühere Lehrer „utschitelj“ ist heute zu 
einem „schkoljnyi rabotnik“, zu einem Schularbeiter avanciert, 
der Schriftsteller („pisatelj“) zu einem „rabotnik pera“ (Arbeiter 
der Feder). 

Aus unseren Ausführungen dürfte zur Genüge hervorgehen, 
wie irrig die außerhalb Ruflands verbreitete, uns oft begegnete 
Meinung ist, der Unterschied der heute in Rußland gesprochenen 
Sprache gegenüber der früheren bestehe nur in den zahllosen 
Abkürzungen und der neuen Rechtschreibung. Daß es sih um 
einen derart tiefgehenden Wandel handelt, der zuweilen den 
Eindruck erweckt, als habe man es heute mit einer anderen 
Sprache zu tun, — diese Einsicht hat sich außerhalb Ruflands 
noch keineswegs durchgesetzt. Leider gibt es bis heute für den 
Nichtrussen noch keinerlei Hilfsmittel, die in genügendem Maße 
den neuen sprachlichen Verhältnissen Rechnung tragen: die vor- 
handenen Wörterbücher u. dgl. haben sich auf die neue Sachlage 
noch nicht oder nur ganz ungenügend umgestellt. 


Die polnische Schulreform. 
Von Harry Gabrielsky, Danzig. 


Der Aufbau eines eigenen Schulwesens stellte Polen die- 
selbe organisatorische Aufgabe, wie sie sich für alle Lebens- 
gebiete des neuen Staates ergab: die Auseinandersetzung mit 
der Situation in den drei Teilgebieten. Vereinheitlichung, Zen- 
tralisation und Kräftigung des nationalen Zusammengehörig- 
keitsgefühls waren die Gesichtspunkte, unter denen Organisa- 
tionsfragen gelöst werden mußten. Das bedeutete im Falle des 
Schulwesens, daß die Regierung des jungen Staates sich zuersi 
bemühte, eine Behördenorganisation für die Schule zu schaffen 
und die äußeren Fragen des Schulsystems gesetzlich zu regeln, 
nämlich Bildung des Schulnetzes, der Verwaltungsbereiche, Schaf- 
fung von Gebäuden, Regelung der Unterhaltspfliht für die 
Volksschule, Aufbringung der Mittel und Vermögensverwaltung. 


139 


Diese Gesetzgebung war in ihrem Fundament schon verhältnis- 
mäßig früh, 1922, abgeschlossen. 

aneben entwickelte sich das eigentliche Schulsystem ohne 
einheitliche Regelung und ohne endgültigen Plan. Die sieben- 
jährige Schulpflicht, vom 7. bis zum 14. Lebensjahr, war zwar 
obligatorisch, die Befolgung dieser Vorschrift war aber, beson- 
ders in den östlichen Wojewodschaften, nicht gesichert. In den 
Wojewodschaften Lemberg, Stanislawa, Tarnopol und Krakau 
bestand überdies in den Dorfremeinden nur die sechsjährige 
Schulpflicht, die vom 6. Jahr begann. Die Volksschule war im 
Haupttyp siebenklassig. Schulen mit 40 bis 60 Kindern verfügten 
über einen Klassenraum und wurden von einem Lehrer unter- 
richtet; für 60 bis 100 Kinder war die Schule mit zwei Räumen 
ausgestattet und hatte zwei Lehrer; die Staffelung geht weiter 
mit einer Zunahme der Schülerzahl um je 50 bis zu mehr als 
300 Schülern. Der siebenklassige Typ war der höchstorganisierte 
und gestattete den Übergang in das Gymnasium. In den drei 
höchsten Klassen der Volksschule entsprach das Lehrprogramm 
dem der drei untersten Gymnasialklassen. 


Das Gymnasium war achtklassig, mit einer Teilung, wie aus 
dem oben Gesagten hervorgeht, von 3:5. 

Das Schulnetz (Gesetz v. 17. Februar 1922) muß so angelegt 
sein, daß alle Kinder in schulpflichtigem Alter am Unterricht 
in einer Schule möglichst hoher Organisationsstufe teilnehmen 
können. Die höchste Zahl von Schülern in einer Schule soll 600 
sein, die niedrigste 40. Unterhaltungspflichtig sind Staat und 
Gemeinde. Der Staat trägt die Ausgaben für Tehrmitlel, Mate- 
rialien, Schuldrucksachen und Bibliotheken, die Gemeinde für 
alle übrigen sachlichen Bedürfnisse der Schulen, besonders für 
die Unterhaltung der Schulräumlichkeiten, Inneneinrichtung, Be- 
leuchtung, Heizung, Reparaturen. 

Die Verwaltung des Schulwesens ist durch die Einteilung des 
Staatsgebiets in 10, früher 11, Schulbezirke organisiert*). An der 
Spitze jedes Bezirks steht ein Kurator mit ausgedehnten auto- 
nomen Rechten. In Land- und Stadtkreisen besorgt die Aufsicht 
ein Inspektor. 

Die Gesetzgebung dieses Jahres, die in das Schulsystem ein- 
greift, läßt den äußeren und den verwaltungstechnishen Bau 
unberührt, sie regelt nur die Verfassung und die Gliederung des 
Unterrichts. Das Gesetz vom 11. März 1932, das diese Aufgabe 
durchführt, ist, juristisch betrachtet, keine Reform, sondern über- 
haupt die erste grundsätzliche und einheitliche Regelung der 
Schulverfassung in Polen. Tatsächlich aber hat es reformieren- 
den Charakter, da es die bestehende Verfassung, so wie sie sich 
entwickelt hat, in mancher Weise ändert, da sie bestrebt ist, eine 


*) Das pommerellishe Kuratorium ist Ende Juli dieses Jahres aufge- 
löst worden. 
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im ganzen Staat einheitliche Konstruktion zu schaffen und da sie 
besonders die Schule in ein festeres Verhältnis zum Staat zu 
bringen sucht. 

iese beiden Teile der Reform, der auf die Schulverfassung 
und der auf das Verhältnis Staat — Schule gerichtete, werden in 
der polnischen Öffentlichkeit so verschieden beurteilt, daß man 
behauptet, sachlich bringe das Gesetz nichts wesentlich Neues, 
politisch dagegen sei es von der größten Tragweite. So über- 
trieben polemisch diese Behauptung auch ist, sie weist doch deut- 
lich auf ein Doppelziel der Reform hin: auf die schulpolitische 


Reform und auf die nationalpolitische Tendenz. 


Die schulpolitische Reform. 


Das Gesetz unterscheidet drei Arten von Schulen: staatliche; 
sie werden vom Staat allein unterhalten; öffentliche; sie werden 
vom Staat gemeinsam mit den Selbstverwaltungsorganisationen 
unterhalten; alle übrigen Schulen sind private Anstalten. 

Für Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum 
Beginn der Schulpflicht sollen Vorschulen errichtet werden. Das 
Gesetz enthält aber keine Bestimmung darüber, wer diese Schulen 
einrichten und unterhalten soll. 

Die Schulpflicht dauert sieben Jahre und beginnt nach Voll- 
endung des 7. Lebensjahres. Sie wird erfüllt durch den Unter- 
richt in einer Volksschule, einer anderen Schule oder durch 
Privatunterricht. 

Im Programm der Volksschule werden drei Stufen un- 
terschieden. Die erste umfaßt die elementaren Grundlagen der 
Allgemeinbildung; die zweite soll die erste erweitern und ver- 
liefen; die dritte hat die Aufgabe der gesellschaftlich-staats- 
bürgerlichen und wirtschaftlichen Vorbereitung. 

Je nach der Art der Durchführung dieses Programms werden 
Volksschulen dreier Stufen organisiert, die sih also nah dem 
Niveau ihrer Lehrpläne unterscheiden. Die Schule I. Stufe bildet 
ihren Lehrplan aus der vollständigen Erledigung der 1. Pro- 
erammstufe und der wichtigsten Bestandteile der 2. und 3. Stufe. 
Die Schule II. Stufe nimmt die 1. und die 2. Programmstufe 
vollständig auf, von der 3. nur die wichtigsten Stoffe. Die Schule 
II. Stufe realisiert sämtliche drei Programmstufen in vollem 
Umfang, die 1. in den ersten 4 Schuljahren, die 2. im 5. und 6. 
Jahr und die 3. im 7. Jahr. Diese höchstorganisierte Form soll 
die „organisatorische und programmatische Basis der Schulver- 
fassung sein“ (Art. 2 des Gesetzes). 

Der Zweck dieser Staffelung ist eine sehr früh beginnende 
Begabtenauslese. „Die Programme werden so verfaßt, daß sie 
der entsprechend begabten Jugend den Übergang von den Schulen 
des einen Typus in die Schulen des anderen Typus ermöglichen.“ 
Daneben wird versprochen, daß alle Staatsbürger die Möglich- 
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keit haben sollen, ihre Kinder in Schulen möglichst hoher Stufe 
erziehen zu lassen (Art. 4). Dazu gehören allerdings zunächst 
die entsprechenden Schulen. Auch hier ist alles weitere, Grund- 
sätze über die Festsetzung des Schulnetzes, die Realisierung 
dieses Schulnetzes, dem Minister überlassen. Der Ausbau des 
Schulnetzes wird von größter Bedeutung für die praktische Wir- 
kungskraft der Reform sein, besonders für die Auswirkung in 
den Landgemeinden. In den kleineren Dörfern befindet sich 
gewöhnlich nur eine Schule niedrigster Stufe. Der Übergang 
in die zweite Stufe bedeutet Umschulung, langen Schulweg, viel- 
leicht sogar die teure Unterbringung des Kindes am Ort der 
Schule. Die zweite Umschulung wird nötig beim Übergang in 
das Gymnasium, dann möglicherweise eine dritte in das Lyzeum 
(s. u. die Reform der höheren Schule), wobei die Unterbringung 
in der Stadt kaum zu umgehen, für die Landbevölkerung aber 
selten zu tragen ist. 

Der Aufbau der höheren Schule, polnisch: mittlere 
Schule, hat einschneidende Änderungen erfahren. Der den deut- 
schen Mittelschulen entsprechende Typ, polnish wydzialowe — 
Bürgerschulen, fällt ganz fort Ausführung rerordnnng zum 
ne v. 30. Mai 1932). Programmatisch hat die 
höhere Schule das Ziel der Allgemeinbildung, sie soll die Grund- 
lage für die volle kulturelle Entwicklung geben, für die tätige 
Teilnahme am Leben der Gesellschaft im Rahmen des Staates. 
Sie ist die Vorstufe für das Studium an den Hochschulen (pol- 
nisch: höheren Schulen). 

Der grundsätzliche Typ der höheren Schule (im deutschen 
Sinne) hat sechs Klassen und besteht aus einem vierklassigen 
Gymnasium und einem zweiklassigen Lyzeum. Gymnasien und 
Lyzeen können auch für sich gesondert bestehen. 

Bedingung für die Aufnahme in das Gymnasium ist die er- 
folgreiche Beendung einer Volksschule II. Stufe. Die Grund- 
schule, die für alle Kinder die gemeinsame Erziehungs- und 
Unterrichtsbasis bildet, ist also auf 6 bis 7 Jahre ausgedehnt. Sie 
kann auch durch Privatunterricht nicht zum zeitlichen Vorsprung 
des Kindes umgangen werden, da ein Mindestalter von 13 Jahren 
für das Gymnasium vorgeschrieben ist. 

Das Lyzeum stellt die Fortführung einer alten polnischen 
Tradition dar, mit starkem westlich-humanistischen Einschlag. 
Diese Tendenz wird noch unterstrichen durch das Programm des 
Gymnasiums, das obligatorisch den Lateinunterricht umfaßt. 
Der Text des Gesetzes läßt nicht erkennen, ob daneben noch 
andere Fremdsprachen obligatorisch sein können, es heift nur, 
„der Minister ann auch Gymnasien ohne den Unterricht in 
lateinischer Sprache schaffen‘. Ausführungsbestimmungen dazu 
sind noch nicht ergangen. Da aber der bisher in sechs- und 
siebenklassigen Volksschulen in der 5. Klasse beginnende Fremd- 
sprachenunterricht (Deutsch, English oder Französisch) bis 
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1934/35 stufenweise abzubauen ist, würde mit Ausnahme des 
zweiklassigen Lyzeums keine der un eine lebende 
Fremdsprache lehren, was bei dem weiten Raum, der dem Latei- 
nischen eingeräumt ist, eine merkwürdige Abkapselung bedeuten 
würde. Der Lehrplan ist in dieser a noch nicht ge- 
klärt. — Im übrigen ist die Kann-Vorschrift des zitierten Ar- 
tikels ein typisches Beispiel dafür, in welchem Maße die Be- 
re Gesetzes durch das Verordnungsrecht des Mini- 
sters abgewandelt werden können. 

Die eigentliche Fächerung in humanistische Schule (deutscher 
Typ etwa Realgymnasium), klassische Schule (Vollgymnasium) 
id mathematisch-naturwissenschaftliche Schule (Oberrealschule) 
beginnt erst im Lyzeum. Damit soll die entscheidende Hinwen- 
dung zur spezialisierten Ausbildung in die Zeit größerer geistiger 
Reife und Urteilsfähigkeit des Schülers hinausgeschoben werden, 
praktisch bis in das 17. Lebensjahr, da dieses Alter als Mindest- 
alter für das Lyzeum vorgeschrieben ist. 

Die Konstitution der tler wird in der Reform nicht 
wesentlich berührt, das Gesetz v. 13. Juli 1920 bleibt weiter ihre 
Grundlage. Bedeutsam ist aber Art. 53 des Schulverfassungs- 

esetzes, der die Organisation von Möglichkeiten für das Stu- 
dian der technischen Landesverteidigung, der Staatsbürger- 
kunde und der körperlichen Ertüchtigung vorsieht. 

An die Volksschule schließt sich als zweite Abzweigung die 
Fortbildungsschule an, die in der neuen Schulverfassung einen 
weiten Raum einnimmt. Sie ist Pflichtschule bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr. Auch der Jugend über 18 Jahre und den Er- 
wachsenen verspricht der Staat Möglichkeiten zur Vertiefung 
und Erweiterung ihrer Bildung in Schulen, Fortbildungskursen 
und anderen Institutionen. Die praktische Ausführung dieses 
Versprechens ist wieder dem Minister überlassen. Bedenkt man, 
daß normalerweise bald nach Beendung der Fortbildungsschule 
der junge Mann durch die Militärpflicht weiter in der Einfluß- 
sphäre des Staates gehalten wird, so erkennt man den starken 
ug zur Formung des Individuums in der Willensrichtung des 
Staates. 

Die Fach- und Fortbildungsschulen sind ein groflangelegter 
Versuch, die berufliche Leistungsfähigkeit der Bevölkerung den 
Anforderungen der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes 
näherzubringen, die Qualitäten des Arbeitenden, geistige und 
manuelle, zu heben und den westeuropäischen Maßstäben anzu- 
Bann Dieses Ziel soll durch einen gründlichen Ausbau der 

ortbildungsschule erreicht werden. Sie hat aber in ihrem Pro- 
gramm sich nicht auf eng begrenzte fachlich-vorbereitende Auf- 
gaben zu beschränken, sondern ihre Tätigkeit unter „Berücsich- 
tigung des notwendigen Umfanges der Allgemeinbildung und 
nn gesellschaftlich-staatsbürgerlihe Erziehung“ durchzu- 
ühren. 
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Der Aufbau der Fortbildungsschule ist in ähnlicher Weise 

estaffelt wie der der Volksschule, er hat drei Topan a) Fort- 

bildungsschulen, b) Fachschulen, c) berufliche Vorbereitungs- 
schulen. 

Die Fortbildungsschulen entsprechen der deutschen Einrich- 
tung gleichen Namens. Sie sollen theoretische Fachkenntnisse 
vermitteln und die praktische Erfahrung, die der Lehrling auf 
der Arbeitsstätte gewinnt, vertiefen. 


Die Fachschulen gliedern sich in Schulen der Unterstufe, der 
Gymnasial- und der ENTE Die Unterstufe schließt sich 
an die Volksschule I. Stufe an und hat hauptsächlich praktischen 
Charakter. Die Gymnasialstufe basiert auf der Volksschule 
II. Stufe, sie gibt neben der praktischen auch eine theoretische 
Berufsvorbildung und berücksichtigt allgemeinbildende Stoffe. 
Die Lyzealstufe schließt sich an das Gymnasium an und gibt 
neben dem praktischen einen vertieften theoretischen Unterricht. 

Daneben sind Meister- und Aufseherschulen für qualifizierte 
Handwerker, Industrie- und technische Arbeiter vorgesehen. Be- 
nr für die Zulassung zu ihnen ist eine dreijährige prak- 
tische Arbeit und die bestandene Gesellenprüfung. 

Die beruflichen Vorbereitungsschulen sind für die entlas- 
senen Schüler aller Schulen aller Stufen bestimmt und sollen in 
die Bedingungen des erwählten Berufs einführen. 

Die Schulreform erfaßt auh die Ausbildung der 
Lehrer und stellt die notwendige Verbindung zwischen der 
Vorbereitung der Unterrichtenden und den einzelnen Schulgat- 
tungen her. 

Vorschulerzieherinnen werden in vierjährigen Seminaren 
und zweijährigen Lyzeen ausgebildet, Volksschullehrer in 
pädagogischen Lyzeen (dreijährig) und Pädagogien (zweijährig). 
Zum Eintritt in das Lyzeum berechtigt schon die abgeschlossene 
Gymnasialbildung; das Pädagogium verlangt Lyzealbildung. 

Die Lehrer an den höheren Schulen, an Seminaren und 
Lyzeen für Vorschullehrerinnen, an pädagogischen Lyzeen und 
Pädagogien sind zu einer Gruppe zusammengefaßt. Ihre Aus- 
bildung erfolgt an den Hochschulen. 

Der gesamte Umbau der Schulverfassung soll innerhalb 
sechs Jahren durchgeführt werden. Das Gesetz selbst ist am 
1. Juli 1932 in Kraft getreten. 


Die Aussichten der Verwirklichung der Reform. 


Die Tendenz zur Verschulung, zu der Ansicht, daß nur durch 
die Schule, und zwar eine zeitlich möglichst ausgedehnte und 
organisatorisch hoch ausgebildete Schule, Bildung und Erziehung 
zu vermitteln sei, hat also, das ergeben die angeführten Grund- 
linien der Reform, auch in Polen weitere Fortschritte gemacht. 
Man könnte die Verschactelung der Stufen, die Verknüpfung der 
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Übergangsberechtigungen sogar als überorganisiert bezeichnen. 
denlali: hat sich aber die polnische Schulpolitik in ihrem Aus- 

u nicht stören lassen wollen durch das augenfällige Mißver- 
hältnis, in dem ihre Pläne stehen zur Möglichkeit ihrer finanziellen 
Durchführung. 


Schon jetzt arbeiten die Volksschulen unter den ungünstig- 
sten Bedingungen. Material-, Lehrmittel- und Raumnot sind so 
weit vorgeschritten, daß der Kurjer Poznanski (4. Februar 1932) 
die Lage durch die kategorische Notiz: „Die polnischen Schulen 
haben keine Einrichtungen und Lehr-Hilfsmittel, weil sie ihnen 
weder vom Staat noch von den Gemeinden gegeben werden“ zu- 
sammenfafte. Schon in diesem Jahr kommen in den Elementar- 
schulen 62 Schüler auf einen Lehrer. Für das nächste Jahr hat 
der Verband christlich-nationaler Lehrer einen Durchschnitt von 
73 ausgerechnet. Denn die Zahl der in schulpflihtigem Alter 
stehenden Kinder wächst, von einer fortschreitenden Überalte- 
rung der Bevölkerung wie in Mittel- und Westeuropa ist nicht 
die Rede. Etwa 350000 Kinder sind im vergangenen Jahr schul- 
Pte geworden, schon jetzt sind aber nach der letzten Er- 

ebung 306 194 Kinder in schulpflichtigem Alter ohne Unterricht. 
Die Zahl der nicht eingeschulten Kinder hat sich in den letzten 
Jahren dauernd vergrößert: 1928/29 waren es 6,3 %, 1929/30 
7,2 3 und 190/31 9,2 % aller Schulpflihtigen. Die Ostwojewod- 
schaften, in denen der Kampf gegen das Analphabetentum be- 
sonders notwendig ist, zeigen aber gerade den ungünstigsten Zu- 
stand. Die Zahl der nicht eingeschulten Kinder beträgt hier 
allein 231000. (Maly Rocznik Statistiyezny 1932.) 


Die Räume reichen nicht aus, die Lehrer genügen nicht, es 
sind zu wenig Unterrichtsmittel vorhanden. Durch den Etat 
für 192/33 ist aber die Zahl der Lehrer um 1458 auf 66523 
weiter vermindert worden; das Budget des Kultusministers 
wurde um 22% gegenüber dem Vorjahr gekürzt, alle für den 
Schulbau bestimmten Mittel gestrichen. Den meisten Gemein- 
den gestatte es ihr finanzieller Erschöpfungszustand nicht, Schulen 
zu errichten und zu dotieren. Es ist also zu befürchten, daß die 
Zahl der Kinder, die nicht eingeschult werden können, dauernd 
wächst, und es ist zu fragen, wie sich die Aufbaufreudigkeit der 
neuen Schulverfassung mit dem Mangel an finanziellen Mitteln 
auseinandersetzen wird. 


Allerdings sind dem Minister so weitgehende Vollmachten 
gegeben, daft er die Ansprüche, die die Reform an zusätzliches 
apital stellt, bequem einschränken kann. Er kann die Schul- 
pflicht auf sechs Jahre herabsetzen (Art. 6), die Feststellung der 
Programme liegt in seiner Hand, das Versprechen, überall für 
höchstorganisierte Schulen zu sorgen, wird dem Staat in Not- 
zeiten nicht vorgehalten werden. Überall hat der Minister durch 
das im Gesetz an ihn delegierte Verordnungsrect die Möglich- 
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keit, Tempo und Ausmaß der Umbildung und Liquidierung der 
alten Einrichtungen zu regeln und zu zügeln. 

Es ist aber zweifellos eine demagogische Übertreibung, wenn 
die Opposition der Regierung vorwirft, sie führe Reformen auf 
dem Papier ein, um das Volk glauben zu machen, es geschähe 
etwas und die Regierung arbeite zielsiher am Ausbau des 
Staates. Daß sehr reale und überlegte Zwecke mit der Schul- 
reform verbunden sind, daß sie nicht nur bildungspolitisch ein 
weites Ziel hat, das beweist auch der zweite Teil der Reform, 
der nicht so deutlich aus den Buchstaben des Gesetzes heraus- 
zulesen ist. 


Die nationalpolitische Tendenz. 


Beim Studium der neueren Schulgesetzgebung Polens, nicht 
nur der Reformgesetzgebung, fällt immer wieder auf, daß der 
Staat hier versucht, durch die Schule und in der Schule die Schaf- 
fung eines bestimmten Menschentypus zu erreichen; dabei ist 
sehr oft die Frage der Systematik der Schulorganisation und 
des wissenschaftlichen Programms nur ein äußeres Mittel, das in 
den Dienst dieser Bemühung gestellt wird. Das Ziel der polni- 
schen Schule soll der auf eine gemeinsame geistige Basis und 
zu einem entschiedenen nationalen Bewußtsein hingeleitete 
Staatsbürger sein. „Mit dem vorliegenden Gesetz werden im 
Schulaufbau Grundsätze eingeführt, die dem Staat die Organi- 
sation der Erziehung und Bildung der Allgemeinheit zu pflicht- 
bewufßten und schöpferischen Bürgern der Republik erleich- 
tern“, beginnt die Einleitung des neuen Schulgesetzes. Der 
Lehrer hat bei der Anstellung folgenden Eid zu leisten (Ver- 
ordnung v. 23. Juni 1931): „Ich schwöre bei Gott dem Allmächti- 
gen, daR ich bei der Erfüllung meiner dienstlichen Pflichten, 
insbesondere im Bereich der Erziehung und des Unterrichts der 
mir anvertrauten Jugend, mit allen Kräften danach streben 


werde, die Freiheit, Unabhängigkeit und Macht der Republik 


Polen, der ich stets treu dienen werde, zu befestigen...” Da- 
mit ist der Lehrer in das Heer eingereiht, das für Polens Gröfte 
kämpft. 


Neben solchen schon äußerlich formelhaft betonten Momen- 
ten bedeutet dem ganzen Aufbau nach das neue Schulverfas- 
sungsgesetz eine außerordentliche Machtsteigerung der Regie- 
rung. In dieser Hinsicht steht die Schulreform nicht allein, 
sondern trifft sich mit allen weiteren Reformplänen der Regie- 
rung, der Selbstverwaltungs-, der Gebietseinteilungsreform, um 
nur zwei der umfassendsten Projekte zu nennen. In der letzten 
Sejmsession, die in eine Zeit leidenschaftlicher innerer Kämpfe 
und einer schweren wirtschaftlichen Depression fiel, hat die 
Regierung rund 240 Gesetze annehmen lassen. Ohne Rücksicht, 
welches Lebensgebiet dieses oder jenes Gesetz berührt, überall 
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liegt als grundsätzliche Idee die Tendenz verborgen: Stärkung 
ET administrativen Gewalt, Ausdehnung der staatlichen Macht- 
sphäre. 

Die Ermächtigungen, die das Schulgesetz dem Minister gibt, 
ehen so weit, daß er die wichtigsten Bestimmungen auf dem 
erordnungswege ändern kann; in mancher Beziehung ist es 

nicht mehr als ein Rahmengesetz, das auf die Ausführungsbe- 
stimmungen des Ministers verweist. Die schon im dritten Lebens- 
jahr beginnende Erziehung durch die Schule, die sich dann weit 
über das 14. Jahr hinaus erstreckt, bemüht sich, die staatliche 
Einwirkung möglichst lange auszudehnen. 


Noch in einer weiteren Hinsicht ist die Schulreform charak- 
terisiert als eine innerpolitische, auf weite Auswirkung angelegte 
Idee, die dem Staatsaufbau zu dienen bestimmt ist, nämlich in 
ihrer Beziehung zu den Minderheiten. Diese Beziehung ist 
völlig negativ. Das Schulverfassungsgesetz kennt keine Min- 
derheiten, für diese Gesetzgebung ist Polen ein Nationalstaat, 
nicht ein Nationalitätenstaat. Die Minderheiten in Polen, nach 
der letzten Volkszählung mit ihrer nicht ganz zweifelsfreien Zu- 
verlässigkeit immer noch 30,9% der Gesamtbevölkerung (in der 
Wojewodschaft Nowogrodek sind es sogar 47,7, in Wolhynien 
83,5, in Polesie 85,5 %) haben bis heute keine den Leitsätzen der 
polnischen Verfassung und den Abmachungen des Minderheiten- 
schutzvertrages vom 28. Juni 1919 entsprechende Schulgesetz- 
gebung erhalten. Der Kultusminister hat erklärt, daß die Be- 
sorgnisse, die die Minderheiten dem neuen Gesetz entgegen- 
bringen, unbegründet seien. Die Minderheiten haben zu dieser 
Äußerung aber im Andenken an die nie endenden Kämpfe um 
ihre Schulen wenig Vertrauen. 


Dieser Versuch der polnischen Regierung, die Schule zu 
einem politischen Instrument zu machen, die nd als den in 
den Staat hineinwachsenden Bestandteil des Volkes im Sinne des 
Staatswillens zu erziehen, wird ihr nicht als klare nationale 
Maßnahme geglaubt. Die Opposition gegen die Schulreform, die 
von den Nationaldemokraten und den Minderheiten bis zu den 
Hochschulen (besonders Krakau) und der Geistlichkeit reicht, sieht 
in ihr nur ein parteipolitisches Manöver zur Stärkung und Ver- 
ewigung der Stellung der Regierung. Es entsteht also in Polen, 
genau wie in Deutschland, die Situation, daß die Entpolitisierung 
der Schule gefordert wird, weil die Integration des Staatsbe- 
griffs und die Klarheit des nationalen Bewußtseins über den 
innerpolitischen Gegensätzen zerbricht. Der Unterschied ist 
allerdings der, daR der Widerspruch in Polen nur rethorisch 
wirkt, weil die Stärkeverhältnisse klarer sind. 


Die politische Zielsetzung tritt besonders scharf hervor in 
der Reform des Privatschulwesens, die durch ein Gesetz vom 
selben Tage, vom 11. März 1932, durchgeführt worden ist. Dieses 
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Gesetz hat die Regierung völlig überraschend und ohne vor- 
herige Information dem Sejm vorgelegt und annehmen lassen. 
Ihm besonders gilt der Widerstand der Opposition und vor allem 
der Minderheiten. Welche Bedeutung dieser Teil der Reform 
für die Minderheiten hat, zeigt am klarsten die Entwicklung und 
die Lage der deutschen Schule in Polen. 


Die Schule der deutschen Minderheit und die 
Reform des Privatschulwesens. 


Art. 109 und 110 der polnischen Verfassung garantieren den 
Minoritäten eine eigene Schule. Darüber hinaus hat Polen durch 
den Minoritätenschutzvertrag von 1919 zugesichert: „die polni- 
schen Staatsangehörigen, die zu einer völkischen, religiösen oder 
sprachlichen Minderheit ehören, sollen die gleiche Behandlung 
und die gleichen, rechtlichen und tatsächlichen Sicherheiten ge- 
nießen wie die übrigen polnischen Staatsangehörigen. Sie sollen 
insbesondere ein gleiches Recht haben, auf ihre Kosten Wohl- 
fahrts-, religiöse oder soziale Einrichtungen sowie Schulen und 
andere Erziehungsanstalten zu errichten, zu leiten und zu beauf- 
sichtigen.“ 

Die tatsächliche Entwicklung der deutschen Schule in Polen 
ist aber nicht dazu angetan, Polen zuzugestehen. daß es seine 
Verfassung erfüllt und den Schutzvertrag loyal ausgeführt hat. 
In Posen und Pommerellen ist seit 1925 (der größte Teil 
der deutschen Abwanderung war hier vorüber) die Zahl der 
deutschen Schulen von 507 auf 239 zurückgegangen. Von diesen 
239 Schulen sind 124 an polnische Schulen angeschlossen bzw. 
polnischen Schulleitern unterstellt. In Oberschlesien ist, 
ebenfalls ohne entsprechende Abnahme der deutschen Bevölke- 
rung, die Zahl der deutschen staatlichen Volksschulen von 84 
auf 66 heruntergegangen, von denen 52 polnische Leiter haben. 
In Kongrefßpolen sind von 564 Schulen nur 98 geblieben, in 
denen der Unterricht zweisprachig ist. In den 13 Lodzer Volks- 
schulen mit insgesamt 100 Klassen ist seit dem 1. September 1931 
die polnische Sprache als Unterrichtssprache vorgeschrieben. In 
Galizien haben 350000 evangelische Deutsche Kirdienschulen. 
die bis heute dem Einfluß des Staates entzogen sind. Die 250 000 
katholischen Deutschen hatten 30 staatliche Schulen, von denen 
nur 6 mit deutscher Unterrichtssprache geblieben sind, 17 haben 
Deutsch nur noch als Lehrfach. 


Die Mindestzahl der Kinder, für die eine Schule eingerichtet 
werden darf, ist auf 40 angesetzt. Diese Zahl ist nicht nur 
absolut sehr hoch (in Preußen kann die polnische Minderheit für 
sieben Kinder eine Schule Puh: sie ist auch relativ zu 
hoch und führt bei der Streulage der deutschen Landbevölke- 
rung dazu, daß deutsche Kinder in polnische Schulen geschickt 


werden müssen. 
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Hinter diesen nüchternen Zahlen steht der immer wieder 
erwachende Kampf zwischen Staat und Minderheit um die Schule. 
Willkürlihe Auslegung der bestehenden Gesetze, mündliche 
„Anregungen“ der Inspektoren, die Einführung „polnischer Tage“, 
an denen nur polnisch gesprochen werden darf und die unter 
einer polnischen Idee stehen müssen, vor allem aber das Fehlen 
jeder grundsätzlichen gesetzlichen Regelung des Minderheiten- 
schulwesens lassen die Minderheiten sehr wenig Beruhi 
finden in den Versicherungen des Kultusministers, daß sie dard 
das Privatschulgesetz in keiner Weise benachteiligt würden, daß 
sie im Gegenteil, da das Gesetz die Minoritäten gar nicht er- 
wähnt, also die Gleichstellung mit den polnischen Schulen be- 
deute, völlig gesichert seien. Kaum 52 % der deutschen Kinder 
Posens und Pommerellens können deutsche Schulen besuchen, 
und die Art der Reform des Privatschulwesens ist nicht ge- 
eignet, dieses Verhältnis zu bessern. Fast das ganze deutsche 
höhere Schulwesen Westpolens ist als Privatschule organisiert, 
in der Volksschule ist der Anteil geringer. Es ist verständlich, 
daß die Reform hier besonders einschneidend wirken muß. 


Das Gesetz bestimmt, daß ein polnischer Staatsbürger, der eine 
Schule gründen will, u. a. eine schriftliche Bestätigung der zu- 
ständigen Staatsbehörde vorlegen muß, daß er sich in moralischer 
Beziehung sowie dem Staat gegenüber einwandfrei geführt 
hat. Dasselbe Erfordernis kann an den Leiter und die Lehrer 
gestellt werden. Die Schule kann geschlossen werden, wenn die 
Aufsicht führende Schulbehörde feststellt, daß das Niveau des 
Unterrichts oder der Erziehung im Laufe der letzten drei Jahre 
ungenügend war oder daR der Unterricht oder die Erziehun 
in einem dem Staat gegenüber illoyalen Geist durchgeführt wir 
bzw. daß die Schule nicht wirksam den in erzieherischer Hin- 
sicht schädlichen Einflüssen auf die Jugend entgegenwirkt. 


Die Fürsorge und Aufsicht übt der Kultusminister aus. Das 
Schulstatut muß seinen Anforderungen entsprechen. Die unmit- 
telbare Aufsicht ist den Kuratoren übertragen. 


Das bedeutet zunächst, entgegen Verfassung und Schutzver- 
trag, daß die Aufsicht nicht in den Händen der Minoritäten liegt, 
sondern beim Staat. Das bedeutet aber vor allem, daß der Staat 
jeden Gründer, Leiter und Lehrer einer Schule, der ihm nicht 
genehm ist, auf dem Wege der „opinja“ ausschalten kann. Die 
„opinja“ ist die Auffassung der Verwaltungsbehörden von der 
Staatstreue, nationalen Gesinnung und regierungstreuen Zuver- 
lässigkeit des polnischen Staatsbürgers, solange ein geheimes 
Instrument, jetzt für die Privatschule gesetzlich sanktioniert. 
Da heute im Grunde bei den verschärften außenpolitischen 
Gegensätzen jeder, der sich in Polen als Deutscher fühlt und 
gar noch als Lehrer es für seine Pflicht hält, deutsche Sprache 
und Kultur als wichtigste Güter zu bewahren und zu fördern, 
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als illoyal gilt, hat es der Staat völlig in der Hand, die Privat- 
schule d: Minderheiten zu demolieren. Die schon bestehenden 
Schulen sind durch die jeder politischen, en und 
nationalistishen Ausweitung zugänglichen Bestimmungen über 
die Schließfungsmöglichkeiten gefährdet. So ist es erklärlich, 
wenn die Minderheiten im Rückblick auf die Entwicklung ihrer 
Schule und die Opposition im Ausblick auf den Mactzuwachs, 
den das neue Gesetz der Regierung gibt, es als eine rein poli- 
tische Maßnahme betrachten und behaupten, die Regierung wolle 
in den Privatschulen nichts dulden, was ihren Ansichten und 
Zielen widerspreche. 


Wenn man, ohne in den Fehler einseitiger Polemik zu ver- 
fallen, diesen Teil der Reform betrachtet, so kann man allerdings 
von einer glücklichen Lösung im Sinne des polnischen Staats- 
gedankens nicht sprechen. Die Fiktion des Nationalstaats, die 
auch hier aufrechterhalten wird, kann sehr leicht dazu führen, 
daß die Gegensätze in der Volksgemeinschaft immer größer 
werden und unter dem Druc der als ungerecht empfundenen 
Regelungen zur Zersetzung führen. ĠGewif wird bei dem Vor- 
handensein großer geschlossener Nationalitätengruppen die Auf- 
gabe der Erziehung, der Formung der verschiedenen kulturellen 
und Sprach-Gruppen zu einer Einheit, außerordentlich schwierig. 
Sie ist um so schwieriger, je stärker das nationale Selbstbewult- 
sein und die geistige Reserve der einzelnen Teile ist und je ver- 
schiedener die kulturellen Grundlagen sind. Polen hat die 
positive Lösung dieser Aufgabe noch nicht einmal versucht, 
es hat den Weg der reinen Defensive eingeschlagen. Eine Äufße- 
rung aus der Rede des Kultusministers am 20. Januar 1932 im 
Sejm bei der Beratung seines Etats beleuchtet diese Einstellung 
und auch noch einmal das Nationalstaatsprinzip: „Man muß sich 
allen Sonderbestrebungen (auf dem Gebiet der Schule) katego- 
rish widersetzen. Bekämpfen werde ich den kriegerischen 
Nationalismus, den einige Gruppierungen als ‚nationale Er- 
ziehung‘ bezeichnen.“ 


Die starke Spannung zwischen dem verständlichen Bestreben 
des Staates, Bildungswesen, Erziehung und Unterricht einheitlich 
zu gestalten, und den tiefverwurzelten Ansprüchen der politi- 
schen und sprachlichen Gruppen auf Betätigung und Entwick- 
lun amöglichkeiten versucht Polen durch die Reform der Schul- 
verfassung zu bändigen und dem Gedanken der polnischen Ein- 
heit und der Stärkung des geistigen Zusammenhangs zuzuführen. 
Um noch einmal die Äußerung des Kultusministers über die 
geistige Grundlage der Reform zu hören: „Die staatliche Er- 
ziehung vermeidet die Entfesselung von Klassen-, Nationalitäten- 
und Religionshaß, und ich behaupte, daf Polen ein gemeinsames 
Vaterland für alle seine Bürger sein kann.“ (Aus derselben 
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Die polnische Schulreform ist der Beweis, daß die Regierung 
an diese Behauptung glaubt. Der Rahmen der beiden Gesetze 
ist so weit, ihre Bestimmungen so elastisch, daß bei gutem Willen 
und schöpferischer Fähigkeit, bei Verständigungsinteresse und 
geistiger Auslegung die Reform fruchtbar werden kann. Zu 
befürchten ist len s, daß die Besorgnis vor außenpolitischen 
Gefahren, in denen Polen augenblicklich zu schweben meint, zur 
einseitig politischen Aktivierung der Schule führen wird und zu 
einer weiteren Unterdrückung der Minderheitenschule. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 


a) Der 7. November. 


Sowjetrufland, das übrigens im Augenblick 163 166 100 Ein- 
wohner gegenüber 160430300 im Vorjahre zählt (im Jahre 1918 
lebten auf demselben Gebiet 142579900 Menschen und 1914: 
139312 700), beging am 7. und 8. November mit großem Gepränge 
den 15. Gedenktag seiner Existenz. Die üblichen 
„Losungen“, die dafür veröffentlicht wurden, 54 an der Zahl, 
boten gar nichts Originelles und Neues als Kampfparolen. Auch 
in den Reden war wenig dergleichen. Dabei stand sehr im Vor- 
dergrund die auswärtige Politik: Kalinin sprach in der Vor- 
abendfeier besonders nachdrücklich von der Besserung der rus- 
sisch-japanischen Beziehungen, wie überhaupt die ganze Feier 
etwas in einem Zeichen außenpolitischer Entspannung stand. 
Aber Woroscilow, der bei der Parade wie immer die Ansprache 
hielt, wies nachdrücklich auf die Notwendigkeit hin, den Sowjet- 
staat zu verteidigen. | 

Die Parade, die unter gewaltiger Beteiligung stattfand, 
zeigte wieder die Fortschritte im Heer, vor allem nach der Seite 
der Motorisierung. Aber wenn wir nach den Berichten urteilen 
dürfen, so hatte die Feier etwas Schablonenhaftes an sich, was 
schließlich bei der ganzen Anlage dieser Feiern auch nicht zu 
verwundern ist. 

Bei ihr wurde (Verordnung vom 5. November) eine Herauf- 
setzung der Bezüge in der Roten Armee kundgegeben. 
Die Erhöhungen sind sehr beträchtlich, erreichen in manchen 
Stufen 80 und mehr Prozent. Der Infanterist und Kavallerist 
erhält jetzt 6 Rubel im Monat, der Artillerist 71% Rubel, der Rot- 
armist-Spezialist 9 Rubel, Unteroffiziere 20 oder 15 Rubel. Die 
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Soldsätze für die Matrosen werden im Mittel um 100 % erhöht. 
Im Verhältnis zur Kaufkraft des Rubels sind auch diese Sätze 
recht niedrig, selbst wenn man bedenkt, daß der Soldat alles 
zum Leben und Bekleiden Nötige umsonst hat. Für die Lebens- 
mittelteuerung im Augenblick aber ist die Maßnahme ein be- 
merkenswertes Zugeständnis! 

Bei der diesmaligen Feier wurde besonderer Nachdruck auf 
die Erfolge der Nationalitätenpolitik gelegt. Immer 
wieder brachten die Zeitungen große Berichte und Artikel aus 
den einzelnen nichtrussischen Gebieten. Und etwas pompös fafßte 
die „Prawda“ (9. November) die Arbeit auf diesem Gebiete zu- 
sammen: 

„Die proletarische Revolution hat den nichtrussischen Nationalitäten 
eigene Republiken und autonome Gebiete gegeben, sie hat in der Tat die 
Freiheit aller dieser Völkerschaften begründet. Die Muttersprache ist 
unantastbarer Besitz aller Volksstämme der Sowjetunion geworden. Die 
Sowjetunion hat sich aber nicht darauf beschränkt. Sie hat alle Nationali- 
täten des alten Zarenreihes im Verbande der sozialistischen Sowjet- 
republiken vereinigt, im großen Werk des sozialistischen Aufbaues. 
Mächtig wächst und entwickelt sich selbst in den entlegensten Grenz- 
gebieten des einstigen russischen Reiches eine der Form nach nationale 
und dem Wesenskern nach sozialistishe Kultur. Die Diktatur des 
Proletariats hat an die Stelle der uralten Feindschaft der Nationalitäten 
die brüderlide Zusammenarbeit aller Völkerschaften gesetzt.“ 

Man kann auch nicht bestreiten, daß jedenfalls in der Frage 
der Bildung und Schule große Erfolge erzielt worden sind. Am 
4. November hatte man im Präsidium des Rates der Nationali- 
täten beim ZIK, der sehr selten einmal hervortritt, einen inter- 
essanten Bericht über den kulturellen Stand, insonderheit über 
den Stand der Einführung des lateinischen Alphabets. Es ist 
ja eine Methode dieser Nationalitätenpolitik, daß sie den primi- 
tiven, nichtrussischen Nationalitäten lesen und schreiben gleich 
beibringt durch ein in das Lateinische transkribiertes Alphabet. 
Dergleichen haben jetzt schon 68 Nationalitäten in der Union, 
47, zumeist im Nordkaukasus, noch nicht. 

Das Ikki richtete diesmal den Blick besonders nach 
Deutschland in seinem Aufruf, während die KPD aus 
Deutschland einen Gruß sendete, der einmal als Beispiel wieder- 
gegeben sei („Iswestja“, 8. November): 

„Das Zentralkomitee der KPD. sendet euch zur Fünfzehnjahrfeier 
der Oktoberrevolution einen bolschewistishen Kampfgruß. Die Arbeiter 
und Bauern des ehemaligen zarischen Rußland haben durch die Oktober- 
revolution Macht und Freiheit errungen. Eure heldenhaften Erfolge an 
der Front des sozialistischen Aufbaues haben die Sowjetunion zum 
einzigen Lande ohne Krise und ohne Arbeitslosigkeit gemacht. Das 
deutsche Proletariat, welches den schärfsten a E gegen die faschistishe 


Diktatur führt, feiert gemeinsam mit euch den ruhmvollen Tag der 
Fünfzehnjahrfeier des Roten Oktober.“ 


Bei den Feiern hielt sich Stalin, obwohl er überall teil- 
nahm, zurück. An keiner Stelle sprach er, wie er überhaupt 
seit langem nicht öffentlich gesprochen hat. Man weiß nicht, ob 
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das mit der Krankheit seiner Frau zusammenhing, die am 
9, November plötzlich starb, Frau Nadeshda Allilujewa (die Bei- 
behaltung des Mädchennamens ohne Hinzufügung des Namens 
des Mannes findet man häufig in der Union). Es war seine 
zweite Frau, sehr viel jünger 1 er, und Mutter zweier Kinder. 
In der Öffentlichkeit und der Partei ist sie nicht hervorgetreten, 
doch feierten die Nachrufe sehr warm ihre treue Parteitätigkeit. 


b) Wirtschaftslage und sonstiges. 


Der Berichtsmonat bietet ea wenig an Material. 
Die Zeitungen waren vornehmlich voll von den Berichten aus 


dem Ausland über die deutsche, die amerikanische Wahl u. dgl.m. 


Die Züge in der Wirtschaftslage haben sich vertieft, 
aber nicht verändert. Die Ernte ist im ganzen sehr schlecht, der 
Winter wird also sehr schwer. Die Getreidebereitstel- 
lungen sind ungünstig: im Oktober nur 56,6 % des Voranschlags 
für den Monat. Bis zum 1. November hatten Kollektive, Sowjet- 
landgüter und Einzelbauern 11,4 Millionen Tonnen Getreide an 
den Staat abgeliefert. Auch über die Herbstbestellung 
wird durchgängig ungünstig berichtet: Am 10. November war 
1 Million Hektar Wintersaatfläche weniger bestellt als im Vor- 
jahr. Die Ernte hat also keine Linderung der Lebensmittelkrise 
gebracht, die sich dementsprechend auf allen Gebieten verschärft. 
Auch die neue Agrarpolitik hat noch nichts gefördert. Die Hoff- 
nungen auf den freien Kolchoshandel haben sich nicht bewährt, 
die Zufuhren der Bauern sind gering, das Ergebnis ist im ganzen 
zunächst nur eine außerordentliche Preissteigerung. Auch auf 
allen Gebieten der Industrie sind die Züge die gleichen. 


Es besagt daher materiell wenig, wenn mit Stolz zum 15. Re- 
gierungstag das Ergebnis der Kollektivierung mitge- 
teilt wird. Im Augenblick gibt es 211000 Kollektive, die fast 
15 Millionen früherer bäuerlicher Einzelwirtschaften zusammen- 
fassen und 91,6 Millionen Hektar im Jahre 1932 = 68% der 
Saatfläche im ganzen Staate bestellt haben. Die Sowchose haben 
13,4 Millionen Hektar bestellt, so daß die beiden neuen Formen 
der Agrarorganisation fast vier Fünftel der ganzen Saatfläche 
beherrschen. Im letzten Bericht wurde schon ausgeführt, daß die 
Regierung jetzt glaubt, an einem Ruhepunkt angekommen zu 
sein und demgemäß ihre Maßnahmen trifft (s. Novemberheft, 
S. 100 ff. Dazu gehört auch eine Verordnung vom 10. Novem- 
ber, die das Eigentum der Kolchose vor allen Eingriffen der Be- 
hörden und gesellschaftlichen Organisationen sicherstellen will. 

Eine Verordnung weiter über eine einmalige Steuer auf die 
Einzelbauern (jedinolitschniki) vom 19. November muß noch an- 
gemerkt werden. 

Der Kampf gegen die Teuerung hat auf dem Wege 
der Preiskontrolle bei 37000 kontrollierten Handelsorganen in 
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den ersten acht Monaten 1932 unendlich viele Verfehlungen fest- 
restellt, nicht weniger als 61% tausend Angestellte der staatlichen 
Stellen und fast 20000 Verkäufer zur Verantwortung gezogen. 
Nur schafft das ja auch nicht mehr an Lebensmitteln für den 
Augenblick. 

Zur Produktion an Massenbedarfsartikeln dieselben 
Klagen — der Bauer findet auf dem Markte für sich nicht, was 
er braucht, und bringt wenig auf den Markt wegen der schlechten 
Ernte, wegen des immer noch hohen Satzes, der an den Staat ab- 
gegeben werden muß, und auch wegen des schlechten Geldes, so- 
wie wegen der noch völlig mangelnden Organisation. 

Um die Artikel des Massenbedarfs stärker herstellen zu 
lassen, erließ der ZIK eine Verordnung am 27. Oktober (in Wei- 
terführung des Dekrets vom 23. Juli), die den Handwerkern 
und kleinen Industriellen Steuernachlässe und Erleichterungen 
en Auch das kann sich gegenüber dem langjährigen büro- 

ratischen Druck nicht schnell genug wirksam machen. 

Ebenso (Verordnung vom 13. Oktober) wird festgestellt, daß 
das Dekret vom 23. November über die Neuordnung des 
Kreditwesens zu wenig günstige Folgen gebracht hat. Der 
„Chosrastschjot“, die rationelle Wirtschaftsführung hat sich nodhi 
nicht durchsetzen können. Überall fehlt es an Ordnung und 
Verantwortungsfreudigkeit, und die zunehmende Teuerung 
schließt anders herum den verhängnisvollen Kreis, insofern sie 
auf die Senkung der Selbstkosten hemmend einwirkt. Aus 
einem Revisionsbericht auf diesem Gebiet sei mitgeteilt, daß die 
Telegrammspesen der wirtschaftlichen Organe sehr hoch 
sind. Das ist eigentlich auch kein Wunder, denn man braucht 
nur in eine russische Zeitung hineinzusehen, mit ihren täglichen 
Statistiken, statistischen Berichten, die telegraphisch eingeholt 
werden, um sich zu sagen, daß in diesem Lande ungeheuer viel 
Geld vertelegraphiert werden muß. 

Auf Arbeitsdisziplin oder Arbeitsfähigkeit wirft 
ein Dekret des ZIK und des Rats der Volkskommissare vom 
20. November ein scharfes Licht. Danach soll, wer nur einen 
Tag im Monat ohne Grund der Arbeitsstelle fernblieb, entlassen 
werden können, und damit die Lebensmittelkarte und das Recht 
auf die ihm zugewiesene Wohnung verlieren. 

Auch andere Maßnahmen und Äußerungen sprechen von 
dieser Verschärfung in der Sozialpolitik, deren seelishe Wir- 
kung auf die mit Ernährungsschwierigkeiten kämpfende und 
dabei in ihren Rechten immer mehr eingeengte Arbeiterschaft 
nicht gering sein kann. 

In gleicher Richtung wirkt der weitgehende Abbau von Be- 
amten um 10 bis 50 % und die Verminderung des Verwaltungs- 
apparats, die in der Verordnung des Rates der Volkskommissare 
vom 19. November angeordnet wurde. Das Nähere um diese 
umfassende Aktion kann erst im nächsten Heft berichtet werden. 
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Die Währungs- und Lohnfrage, die in meinen „Ein- 
drücken von der letzten Rußlandfahrt“ als zentrales Problem 
erkannt wurde, hat keine Veränderungen im Sinn einer Reform 
erfahren. (Sokolnikow ist zum Führer der Delegation auf der 
Weltwirtschaftskonferenz ernannt.) Unbestätigt blieb einmal 
eine Nachricht, daß die Löhne überhaupt vom 1. Januar 1933 an 
erhöht werden sollten. Aber ein ganz schlagender Beweis für 
diese Krise ist, daß die in Moskau lebenden Diplomaten und 
ausländischen Korrespondenten am 26. Oktober nicht mehr in 
den ihnen zugewiesenen Läden Lebensmittel gegen Rubel kaufen 
dürfen, sondern gezwungen sind (mit Ausnahme der in russi- 
schen Diensten stehenden Spezialisten), die Lebensmittel in 
fremder Valuta zu bezahlen. Der Moskauer Korrespondent der 
„Neuen Zürcher Zeitung“ teilt die bezügliche an ihn ergangene 
Mitteilung (NZZ, 13. November) im Wortlaut mit: 

U.d.SSR. Außenhandelskommissariat. 


Allrussische Vereinigung für den Handel 
mit Ausländern „Torgsin“. 
Kusnetzkij Most 14. 
Telephon 4-10-95, 46-57. 
Herrn K. H. G. 

Die Direktion des „Torgsin“ hat die Ehre, Sie zu benachrichtigen, 
daß das Geschäft des Insnab, Petrowka-Strafße 19, das bisher die aus- 
ländischen Korrespondenten versorgte, ab 26. Oktober dem „Torgsin“ 
unterstellt wird. Die Ausgabe von Produkten in diesem Geschäft erfolgt 
zu Preisen der Preisliste des „Torgsin“. 

Die Direktion des Geschäfts wird sich alle Mühe geben, die aus- 


ländishen Korrespondenten im erwähnten Geschäft bestmöglich zu ver- 
sorgen. Hochadhtungsvoll: Direktion des „Torgsin“ 


gez. Ssadowskij. 


Die Sowjetregierung diskreditiert also weiterhin ihre eigene 
Währung, indem sie diese beim Kauf von Lebensmitteln durdı 
Ausländer anzunehmen verweigert. Der genannte Korrespon- 
dent berechnet, daß dies etwa 1000 Personen betreffe, die bisher 
schon reichlich hohe Preise gezahlt hätten und daß die monat- 
liche Summe etwa 400 000 Schweizer Franken günstigenfalls aus- 
mache. Er meint, daß dieser Betrag nicht viel ausmache. Das 
ist aber bei der Valutalage und Valutapolitik durchaus nicht der 
Fall, es ist für die Sowjetregierung sehr wesentlich, über 
14 Million Mark monatlih in Gold auf diese Weise zu er- 
halten. Damit rückt der von uns geschilderte Torgsin noch 
mehr in den Mittelpunkt. In der Art, wie er seine Kundschaft 
erweitern konnte, und am Inhalt seiner Läden sieht man sehr gut 
den Gang einer Devisenjagd, bei der der Dollar (1,98 Sowjet- 
rubel) heute in Papier auf 16 Rubel und im Schleichhandel auf 
40 und mehr angekommen ist. Aber wie gesagt, man hat im 
Berichtsmonat nicht bemerkt, daß ein stärkerer Eingriff in diese 
kritische Lage schon erfolgt sei. — 
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Zur inneren Politik größeren Stils ist überhaupt nichts 
zu berichten. Im Januar 1933 soll die nächste Tagung des ZIK 
stattfinden. 

Gleichfalls zum Jubiläum wurde u. a. ein Bericht über die 
Kinderfürsorge, die Fürsorge für die bekannten „bespri- 
sornyje“ ausgegeben, nah dem von etwa 300000 obdachlosen 
Kinder in 1926 heute nur noch 6000 übrig seien, 2000 in der In- 
dustrie und sonst untergebracht seien und es in der RSFSR 1400 
Kinderheime mit 124000 Jugendlichen gäbe. 


Angemerkt sei aus dem Gebiete der Wissenschaft und 
der Kunst nur noch, daß die Akademie der Wissenschaf- 
ten, deren Reorganisation jetzt fertig ist, 95 Mitglieder zählt, 
davon 14 vor dem November 1917 gewählte und darunter 
62 Physiker und Mathematiker und 33 Vertreter sozialer und 
wirtschaftlicher Disziplinen. Die ältesten Mitglieder sind der 
Präsident der Akademie, der Geologe Professor Karpinski, der 
im 86. Lebensjahr steht und bereits 1886 in die Akademie ge- 
wählt wurde, ferner der bekannte Orientalist Professor Olden- 
burg, der 1900 gewählt wurde, und der Astronom Professor 
Belopolski. Nur 18 Mitglieder der Akademie sind Kommunisten. 


Für das ar 1933 sollen nicht weniger als 85 neue Filme 
pe werden, darunter ein solcher für die Rote Armee, der 
ie einzelnen Vorgänge des Bürgerkrieges schildern soll, aber 
auch Filmlustspiele und Tonfilmoperetten. Zur Jahresfeier selbst 
wurden 22 Filme bereitgestellt. Der Übergang zum Tonfilm ist 
vollständig gelungen. Der letzte: „Menschen und Dinge“ soll 
Dnjeprostroj darstellen. 
Schließlich sei angehängt, daß Trotzki, der nach wie vor 
auf der Insel Prinkipo im Marmara-Meer lebt, im Berichtsmonat 
zu einer Vortragsreise nach Skandinavien hat reisen dürfen. 


c) Auswärtige Politik. 


Auch auf diesem Gebiete ist es ruhig gewesen. Von der Ent- 
spannung der Beziehungen zu Japan sprachen wir. Diese wurde 
auch besonders unterstrichen dadurch, daß der zum Völkerbunds- 
rat deputierte japanische Delegierte Matsuoka länger als geplant 
auf der Durchreise in Moskau blieb, auch ostentativ an der 
Parade teilnahm. In dem Ölvertrag (s. Novemberheft S. 111) 
unterstützt Japan gewissermaßen den Fünfjahrplan, es weiß, 
daß es von Rußland kriegerisch nichts zu befürchten hat. 

Sehr bemerkenswert war die Zurückhaltung, mit der die 
Wahl Roosevelts in Amerika besprochen wurde, von dem man 
die baldige Anerkennung der Sowjetunion durch die Vereinigten 
Staaten erwartet. 

Etwas klang noch nach die Kündigung des Wirtschaftsver- 
trages durh England. Für neue Verhandlungen steht 12 Jahr 
zur Verfügung, da die Kündigungsfrist sechs Monate beträgt. 
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Die Handelsbilanz zwischen beiden Staaten ist zugunsten der 
Sowjetunion aktiv, dabei muß man auch beachten, daß die Aus- 
fuhr von Rußland nach England nicht nur auf den englischen 
Markt geht, sondern sehr stark die englischen Häfen und den 
englischen Zwischenhandel benutzt. 

ie französisch-russischen Wirtschaftsverhandlungen 
haben sich verzögert und stehen unter dem gleichen Zeichen, daß 
die Handelsbilanz zugunsten Rufllands aktiv ist und Frankreich 
einen Ausgleich wünscht. 


In der Schweiz wird immer lebhafter die Frage des Exports 
nach Rußland, namentlich für die Maschinenindustrie, und einer 
staatlichen Risikogarantie erörtert. Dabei schlagen die Vorfälle 
in Genf und Lausanne stark herein und wirken in bezug auf eine 
Aufnahme der schweizerisch-russischen Beziehungen negativ und 
aufhaltend. 

Das deutsch-russische Geschäft geht nur in engen 
Grenzen vor sich: in den ersten neun Monaten 1932 ist für 
350 Millionen Mark in Deutschland bestellt worden. Die Gründe 
bedürfen keiner Erörterung. 

Immer lebhafter wird die deutsche Entwicklung ver- 
folgt. Nicht nur für Deutschland, sondern überhaupt stellt man 
in den Kominternkreisen fest, daß die unbestreitbare Stabilisie- 
rung des Kapitalismus, der eine Zeitlang gedauert habe, zu Ende 
gegangen sei und daß die revolutionäre Welle wieder mächtig 
aufsteige, überall die Massen rebellisiert werden. Dabei be- 
schäftigt man sich mit der KPD, die die stärkste Gruppe im 
Komintern im Auslande ist, erörtert deren „Fehler“ und gibi 
Linien für die Weiterführung des kommunistischen Kampfes. 


2. Polen. 


Der Sejm trat am 3. November zusammen, erhielt vorgelegt 
den Haushalt mit einem Fehlbetrag von 360,9 Millionen Zloty 
und wurde nach nur zweitägigen Verhandlungen wieder auf 
einen Monat vertagt. Die Opposition trat nicht besonders her- 
vor. Was die Regierung will, ist nach wie vor nicht erkennbar. 
Gerüchte über eine Verwaltungsreform, die den Ministerpräsi- 
denten unabhängig vom Sejm und nur den Staatspräsidenten ver- 
antwortlich machte, gehen um. In die Hochschulreform, in der 
Behandlung der Nationaldemokratie und der Bauernunruhen 
greift die Regierung schärfer ein. Am auffälligsten war das schon 
erwähnte Verbot des sogen. „Lagers des großen Polen“, 
eines militärisch organisierten Wehrverbandes der nationalisti- 
schen Opposition, d. h. der Nationaldemokratie, die im ganzen 
über 200000 Mitglieder hat, davon 100000 in der Wojewodschaft 
Posen und 60000 in der Wojewodschaft Pommerellen. Auch in 
Posen ist sie jetzt verboten. Das Lager wird als eine militärische 
Verschwörerorganisation charakterisiert. Die Parteien sind ja 
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im ganzen noch vorhanden, freilich im jetzigen Sejm schwach. 

Die höchste Zahl ist 63 Mitglieder bei den Nationaldemokraten, 

dann kommt als nächste 23 bei den polnischen Sozialisten usw. 

herunter, während der Regierungsblock 249 Mitglieder zählt. Zu 

erkennen ist nicht, ob die Halbdiktatur“ nun schärfer vorwärts- 

Ben will, und man kann nicht sagen, daß in der inneren Politik 
olens wirklich etwas geschähe. 


In Ostgalizien haben die Ukrainer eine Bewegung für ihre 
Minderheitsschulen eingeleitet, die ihnen zustehen. ach dem 
für die slawischen Minderheiten geltenden Schulgesetz vom 
31. Juli 1924 muß nämlich in jeder Gemeinde mit mindestens 
25% der der betreffenden Minderheit angehörenden Bevölke- 
une eine Minderheitsschule errichtet werden, sofern wenigstens 
40 Kinder im schulpflichtigen Alter von der Minderheit ange- 
meldet sind. Die ukrainische Presse ruft die ukrainischen Eltern 
auf, die Gelegenheit des jetzigen Schulplebiszits zu benutzen, 
um eine Wiederaufrichtung des unter Ae Herrschaft zer- 
trümmerten ukrainischen Schulwesens zu verlangen. Von etwa 
3660 Schulen, die die Ukrainer auf jetzt polnischem Gebiet bei 
Kriegsende besaßen, sind über 3000 in polnische bzw. zwei- 
n ige (praktisch ebenfalls polonisierte) Schulen umgewandelt 
worden. 


Auch hier ist in der Außenpolitik nichts zu berichten, 
außer der Meldung, daß man nun tatsächlich nicht mehr mit der 
Zahlung der schon seit März fälligen zweiten Rate der französi- 
schen Eisenbahnanleihe für die Gdinger Bahn rechnet. Deshalb 


ist der Bau des zweiten Geleises nicht möglich. 


So bleibt aus der Außenpolitik nur, allerdings wichtig, der 
Wechsel im Außenministerium: am 13. November trat 
der Außenminister Zaleski, seit Januar 1926 Außenminister, zu- 
rück. Nachfolger wurde der bisherige Staatssekretär, Oberst 
Beck. Die Gründe des Wechsels sind nicht ganz deutlich gewor- 
den. Zaleski hat doch unbestreitbar Erfolge erzielt, besonders in 
Genf, und die polnishe Außenpolitik über sechs ee in der 
Form ohne besondere Schärfe, in der Sache treulich als Frank- 
reichs Trabant, kontinuierlich geführt. Er war neben Pilsudski 
der einzige Minister, der seit dem Maiumsturz in der polnischen 
Regierung war. Der Nachfolger gehört dem bekannten Kreise 
der Obersten an, ist 1894 in Warschau geboren, in Wien ausge- 
bildet, im Weltkriege Legionär gewesen und bei der polnischen 
Militärmission in Bukarest, sowie kurze Zeit Militärattache in 
Paris. Es sieht aus, als wolle man die bisherige Bündnispolitik 
mit Frankreich etwas lockern, wie das von seiten Frankreichs 
ja auch geschieht, und wolle man freiere Hand bekommen für die 
Verständigung mit Rußland, die im Nichtangriffspakt schon vor- 
liegt, und auf handelspolitischem Gebiete weiter gemacht werden 
soll, und mit Deutschland; wofür allerdings schlechterdings alles 
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im Augenblick noch fehlt. Jedenfalls ist Oberst Beck in Paris 
nicht besonders beliebt. 
3. Danzig. 

Der Wirtschaftskrieg Polens gegen Danzig wird immer mehr 
verschärft. Die mühselig eingeleiteten Wirtschaftsverhandlungen, 
begonnen am 10. November, sind am 17. November völlig ge- 
scheitert. Dann hat Polen die Erhebung der Preise auf den 
Danziger Eisenbahnstationen in Zloty angeordnet. Der provi- 
sorische neue Hohe Kommissar Rosting hat nun nach dem Schei- 
tern der Wirtschaftsverhandlungen ın den drei Streitfragen: 
Handhabung der Danziger Zollverwaltung, Danziger Eigenbe- 
darfskontingente und freier Verkehr der in Danzig veredelten 
Waren nach Polen entschieden. Der Freistaat Danzig hält diese 
Entscheidungen für geeignet, Erleichterungen zu schaffen, aber 
Polen wird ee einlegen und alles auf die nächste Tagung 
des Völkerbundsrats im Januar 1933 schleppen, so daß die uner- 
trägliche Einschnürung des Danziger Wirtschaftslebens unge- 
mindert weitergeht. 


4. Estland. 


Während aus Lettland nur das Scheitern der Handelsver- 
tragsverhandlungen mit Rußland zu berichten ist, aus Litauen 
und Finnland nichts, hat Estland sehr schwierige Wochen durch- 
zumachen. Es ist von der Weltkrise später als die Länder im 
Westen betroffen worden, ringt jetzt mit den schlechten Preisen 
der Landwirtschaft und kämpft um seine Währung. Einen vollen 
Monat war das Land ohne Hesıerun . Auch hier haben die Par- 
teien sehr abgewirtschaftet und gehen die Diskussionen um 
Arbeitskabinett, Kabinett der Köpfe, Verstärkung der Macht des 
Staatspräsidenten u. dgl. Erst am 1. November war die neue 
Regierung gebildet unter Konstantin Paets, einem alten Staats- 
manne Estlands. Fast alle Minister haben schon länger eine 
Rolle im Lande gespielt, besonders Paets und der Außenminister 
Rey. Drei Minister gehören der Agrarpartei an, je zwei der 
Mittelpartei und der Kriegsminister, General Toenisson, ist par- 
teilos. Die sogen. Neusiedler, der Ansiedlerflügel der Agrar- 
partei, der für grundsätzliche Währungsreform ist, ist in der Re- 
gierung nicht vertreten. Diese ist also eine Regierung der Gold- 
währung und gegen die Devalvation. Und diese Regierung der 
Mittelparteien, der Sozialdemokraten und des Rechtsflügels des 
Bauernbundes kann unabhängiger vom Parlament vorwärts- 
gehen. Ein Ermächtigungsgesetz soll ihm eine Verordnungs- 
gewalt übertragen, die im Wege der Notverordnung die bren- 
nenden Währungs- und Wirtschaftsfragen zu lösen gestattet. 
Damit sind auch für Estland die großen grundlegenden, staats- 
politischen Fragen aufgerollt. 

Zum Schluft sei noch eines hervorragenden Vertreters des 
estländischen Deutschtums gedacht, des Direktors Harry Koch 
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in Reval, der sieben en der Präsident der Kulturvereini- 
ung des estländischen Deutschtums war und jeizt von seinem 
mt zurückgetreten ist. Er hat sich die größten Verdienste um 
die Kulturselbstverwaltung der Deutschen in Estland erworben, 
die zum Rückgrat der deutschen Minderheit in diesem Lande ge- 
worden ist. 
Abgeschlossen am 24. November 1932. 


II. Juristische Übersicht. 


Von Heinrich Freund. 


1. 


Am 3. September 1932 ist für die kollektivierte Landwirt- 
schaft ein Gesetz von großer Bedeutung erlassen worden: das 
Gesetz über die Schaffung einer gesicherten Landnutzung der 
Kollektivwirtschaften (Kolchosy)!). Der Zweck dieses Gesetzes 
ist die Sicherung des Besitzstandes der Koldhosy. Es war not- 
wendig, um willkürliche Eingriffe in die Landflächen zu ver- 
hindern, die dem Kolchos aus der Verschmelzung der in ihm 
vereinigten Einzelwirtschaften (Höfe) zur Nutzung zur Verfü- 
gung stehen. ln dieser Hinsicht herrschte bisher Unsicherheit. 

s mehrten sich die Fälle, in denen Staatsgüter (Sowchosy) von 
den benachbarten Kolchosy Landstücke abschnitten und dafür 
den Kolchosy im besten Fall ein anderes entlegenes Stück Land 
zur Verfügung stellten, und es war in solchen Fällen für die 
Kolchosy äußerst schwierig, dagegen vorzugehen. Eine gesetz- 
liche Grundlage, die dem Kolchos sein Land gesichert hätte, 
fehlte. Das überalterte Agrargesetzbuch enthält nur Vorschrif- 
ten über die Sicherung des Bodens der Einzelhöfe. Nachdem 
diese Höfe durch den Eintritt der Hofmitglieder in den Kolchos 
all ihr landwirtschaftlich nutzbares Land an die Kolchosy abge- 
geben haben und die Hofgemeinschaft bei der durchaus über- 
wiegenden Kolchos-Form des landwirtschaftlichen Artels sich auf 
das Bauernhaus, auf geringes Gartenland um das Haus herum 
und auf einiges Vieh beschränkte, entfielen für das vergesell- 
schaftete Land jene Sicherungen. Zwar bestimmt die Muster- 
satzung des landwirtschaftlichen Artels (abgedruct bei Schil- 
ler, Die Kollektivbewegung in der Sowjetunion), daß beim 
Ausscheiden eines Artelmitglieds diesem von dem Artelland 
nichts zurückgewährt werden und ihm ein Landstück nur außer- 
halb des Artellands zur Verfügung gestellt werden dürfe 
(Art.10), aber diese Satzung kann gegenüber Dritten, die sich 
Artelland aneignen wollen, naturgemäß keinen Schutz gewähren. 
Hier greift das neue Geseiz ein. Es sichert dem Kolchos den 


1) Deutscher Text in „Sowjetwirtschaft und Außenhandel“ (Bulletin der 
Handelsvertretung), Nr. 17, S. 23 f. 
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Besitzstand und regelt das Verfahren der Grenzänderung des 
Kolhos. Zu diesem Zwecke werden die früher vorhanden ge- 
wesenen Agrarkommissionen, die schon seit einiger Zeit aufge- 
hoben sind, in veränderter Form wieder ins Leben gerufen. Sie 
entscheiden über jegliche Grenzänderung. 

Die Agrarkommissionen sind hierarchisch gegliedert. Die 
unterste Stufe bildet die Agrarkommission des Rayons. Darüber 
stehen die Kommissionen für die Gebiete und Bundesrepubliken, 
und die Spitze bildet die Oberste Agrarkommission bei dem 
Volkskommissariat für Landwirtschaft der Union mit dem Volks- 
kommissar an der Spitze. In den Rayonkommissionen sitzt außer 
zwei Vorsitzenden von Kolchosy und einem landwirtschaftlichen 
Sachverständigen der Direktor der zuständigen Traktorenstation, 
also eines Staatsorgans, wodurch der staatliche Einfluß auf die 
Entscheidung von Agrarangelegenheiten dieser Art gesichert ist. 


Von nun an ist für Verkleinerung des Kolchos-Landes zugun- 
sten eines Staatsguts die Genehmigung der Obersten Agrarkom- 
mission erforderlich. Ein Landaustausch zwischen mehreren 
Kolchosy untereinander, die Vereinigung mehrerer Kolchosy oder 
die Aufteilung eines Kolchos in mehrere bedarf der Zustim- 
mung der Dreiviertelmehrheit der Mitglieder der beteiligten 
Kolchosy und außerdem der Bestätigung durch die Agrarkon:- 
mission für das betreffende Gebiet, während bei Grenzverände- 
rungen zwischen den Kolchosy zum Zwecke der Beseitigung der 
Gemengelage die Genehmigung der Rayonkommission genügt. 
Bei derartigem Landaustausch hat das landabgebende Kolchos, 
das Meliorationen vorgenommen hat, einen Ersatzanspruch gegen 
das übernehmende. 


Zum erstenmal wird jetzt auch in Gesetzesform die Bestim- 
mung des Musterstatuts des landwirtschaftlichen Artels wieder- 
holt, daß bei dem Ausscheiden von Artelmitgliedern die Grenzen 
der Kolchosy unter keinen Umständen geändert werden dürfen. 
Diese ausscheidenden Mitglieder dürfen Land nur aus freien 
staatlichen Ländereien zugewiesen erhalten. Die Vorschrift aber, 
wonach bei dem Eintritt eines Einzelbauern in den Kolchos 
dessen Land dem Kolchos zuwächst, bleibt bestehen. 

Diese Regelung kann wohl als Vorläufer für ein neues 
A praet betrachtet werden, dessen Erlaß inzwischen dringlich 
geworden, aber wohl kaum sehr bald zu erwarten ist?). 


23) Ein weiterer Schritt auf dem Wege zur rechtlichen Befriedung der 
Kolchosy ist durch das Gesetz der RSFSR vom 10. November 1932 gemacht 
worden. Dieses Gesetz verbietet den Behörden, insbesondere den lokalen, 
aber auch den Genossenschaftsorganisationen, über Vermögen der Kolcos 
zu verfügen, solches zu enteignen, Gelder der Kolchosy für sich in Anspru 
zu nehmen, Kolchos-Vieh zu benutzen, überhaupt von den Kolchosy Leistungen 
zu verlangen. Es wird jetzt klargestellt, daß der Kolos zu derartigen 
Leistungen nur auf Grund von Verträgen herangezogen werden kann, die 
der Vorstand mit anderen Behörden oder Unternehmungen abschließt. 
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2. 


Auf einem verwandten Gebiet liegt das Gesetz vom 7. August 
1932 über den Schutz des Vermögens staatlicher Unternehmun- 
gen, der Kolchosy und Genossenschaften und über die Stärkung 

es gesellschaftlichen (sozialistischen) Eigentums. Den Anlaß zu 
dem Erlaß dieses Gesetzes bildet der Umstand, daß in letzter 
Zeit Diebstähle auf Eisenbahnen und auf Binnensciffen über- 
hand nahmen, und daß Sachen, die den Genossenschaften oder 
Kolchosy gehörten, insbesondere auch Getreide, vom Feld ge- 
stohlen wurden. Die Regierung erklärt in diesem Gesetz, daft 
das gesellschaftliche Eigentum, zu dem außer dem staatlichen 
und genossenschaftlichen auch das Eigentum der Kolchosy gehört, 
die Grundlage des Sowjetstaates sei, daß es heilig und unver- 
letzlich sei, und daß alle, die sich an solchem gesellschaftlichen 
Eigentum vergreifen, als Feinde des Volks anzusehen seien. 
Deshalb wird bestimmt, da jegliche Güter, die mit der Eisen- 
bahn oder auf Binnenschiffen befördert werden, ihrer wirtschaft- 
lichen Bedeutung nach staatlichem Eigentum gleichzusetzen sind, 
und daß der Diebstahl derartiger Güter mit Erschießung und mit 
der Konfiskation des gesamten Vermögens, und in besonders 
leichten Fällen mit Freiheitsentziehung nicht unter zehn Jahren, 
gleichfalls mit Konfiskation des Vermögens, bestraft werden. 


Desgleichen wird die Ernte und werden die Vorräte, das 
Vieh der Kolchosy und der landwirtschaftlichen Genossenschaften 
sowie genossenschaftliche Lagerhäuser und Geschäfte dem staat- 
lichen Vermögen gleichgestellt, und auch hier wird die gleiche 
Strafe (Erschiefung usw.) wie im Falle der Entwendung von 
Transportgütern angedroht. Im Anschluß daran wird es als ein 
Staatsdelikt angesehen, wenn Kulaken durch Anwendung von 
Gewalt, von Drohungen oder von Propaganda Kolchosmitglieder 
zum Austritt aus dem Kolchos oder zur gewaltsamen Zerstörung 
des Kolchos aufreizen. Die Strafe ist hier Freiheitsentziehung 
von fünf bis zu zehn Jahren unter Einschließung in ein Konzen- 
trationslager. 

In allen diesen Fällen wird ausdrücklich die Begnadigung 
ausgeschlossen. 

Es handelt sich also um ein drakonisches Vorgehen, das nur 
darauf zurückgeführt werden kann, daß die Diebstähle auf dem 
Lande und auf Transportwegen einen erschreckenden Umfan 
angenommen haben müssen, also ein ganz besonderer Noistand 
vorliegt. Es ist der erste Fall, in dem die Begnadigung ausge- 
schlossen wird. Bekanntlich ist diese selbst bei den schwersten 
Staatsverbrechen, auch im Falle des Hochverrats, zulässig, und 
sie wird angewendet. Es ist noch erinnerlich, daß die in dem 
Ramsin-Prozeß zum Tode verurteilten Angeklagten sofort zu 
Freiheitsstrafen begnadigt worden sind, obgleich es sich damals 
um ganz ungeheuerliche Anklagen handelte. Wie weiter unten 
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unter 3. gezeigt wird, wird der Ausschluß der Begnadigung 
a auch bei dem Delikt der Spekulation in Verbindung mit dem 

owjethandel angewendet. Der Unterschied zu dem dort ange- 
führten Gesetz besteht aber darin, daß bei dem hier behandelten 
Gesetz vom 7. August 1932 immerhin ein Gerichtsverfahren aus- 


drüclich vorgesehen ist. 
Ob freilich diese schweren Strafmaßnahmen ihren Zweck er- 


reichen werden, ist doch stark zu bezweifeln, da die abschreckende 
Wirkung, die hier beabsichtigt ist, nach menschlicher Erfahrung 
niemals allzu groß ist, so lange nicht die wirtschaftlichen Be- 
weggründe beseitigt werden können, die zu derartigen Massen- 
delikten führen, im vorliegenden Fall der Mangel an Nahrungs- 
mitteln und Bedarfsgütern. 


Auch noch aus einem anderen Grunde ist das Dekret be- 
merkenswert. Das gesellschaftliche Eigentum wird darin nicht 
nur als unverletzlich, es wird als geheiligt bezeichnet — ein 
merkwürdiger Anachronismus der Ausdrucksweise, der die Er- 
innerung an religiöse Zeiten weckt und für diejenigen Betrachter 
des Bolschewismus einen neuen Beleg liefern könnte, die den 
Kommunismus gern als eine neue Religion auffassen. In Wirk- 
lichkeit wollte man natürlih nur den denkbar stärksten Aus- 
druck wählen, um die scharfen Strafdrohungen zu rechtfertigen. 


Krylenko, der seit einiger Zeit nicht mehr Leiter der Staats- 
anwaltschaft, sondern Volkskommissar für Justiz des gesamten 
Justizwesens ist, hat eine eingehende Rechtfertigung des neuen 
Gesetzes gegeben, die in dem amtlichen Organ des Justiz- 
kc amissariats „Sowjetskaja Justizia“ veröffentlicht worden ist. 

Diese bedeutsame Verlautbarung des höchsten Justizbeamten 
setzt sich mit den Kritikern des neuen Gesetzes in der Sowjet- 
union auseinander und weist vor allem die verschiedentlich auf- 

etauchten ironischen Bemerkungen zurück, die sich daran 
nüpfen, daß das Gesetz das sozialistische Eigentum als „heilig“ 
bezeichnet. Er stellt dem kapitalistischen Begriff des Privat- 
eigentums an den Produktionsmitteln und Bedarfsgütern den 
neuen Begriff des sozialistischen Eigentums, wie er sich im Laufe 
der 15jährigen Entwicklung der Revolution herausgebildet hat, 
gegenüber, weist auf die ungeheuren Entbehrungen und An- 
strengungen des Proletariats hin, um im Laufe einer halben 
Generation das sozialistische Eigentum zu schaffen, und erklärt 
als Motiv der neuen Strafbestimmungen nicht etwa einen be- 
sonderen Notstand, sondern den Umstand, daß im jetzigen Zeit- 
punkte, in dem die Arbeitslosigkeit beseitigt und daher einem 
jeden die Möglichkeit gegeben sei, durch produktive Arbeit seine 

xistenz zu finden, Eigentumsdelikte, die sich gegen das soziali- 
stische Eigentum richten, weit weniger entschuldbar seien, als 
dies in früheren Zeiten, insbesondere im Anfang der Revolution 
der Fall gewesen sei. 
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Er unterstreicht den eminent politischen Charakter des Ge- 
setzes und wendet sich gegen den Ausspruch eines Leningrader 
Volksricters, der erklärt habe, daß er für den Diebstahl von 
vier Rädern nicht zehn Jahre Freiheitsentziehung verhängen 
könne. Krylenko weist darauf hin, daß nicht die Geringfügigkeit 
des Gegenstandes des Diebstahls, sondern die Gesinnung, die 
darin liege, die schwere Strafe rechtfertige. Er führt vier Kate- 
gorien von Missetätern an, gegen die das neue Gesetz gerichtet 
sei. Es sind dies: 1. der Klassenfeind und Gegenrevolutionär, 
der durch Sabotageakte die großen Unternehmungen des Staates 
zu ruinieren strebe; 2. der frühere Privatunternehmer, Speku- 
lant und Händler, der sich in gewissen staatlichen Handelsunter- 
nehmungen breit mache; 3. der entkulakisierte Kulak als Ver- 
treter der dörflichen Bourgeoisie, der auf dem Land die Kolchose 
zu zerstören trachte, und schließlich 4. der Dieb in der Stadt, 
der Bandit, der auf Eisenbahnen, Wasserwegen und in den 
Fabriken Diebstähle anzettele. 

Gegen alle diese zersetzenden Elemente sei das schärfste 
Vorgehen durchaus gerechtfertigt und unvermeidlich. 

iese Erläuterung von autoritativer Seite und die Ankündi- 
gung von Ausführungsbestimmungen, die die Art der Anwen- 
ung des Gesetzes des näheren regeln sollen, scheinen darauf 
hinzuweisen, daß man das Ausnahmegesetz doch wohl nur in 
besonders schwerwiegenden Fällen und nicht auf jeden kleinen 
Diebstahl anwenden will — wodurch dem Gesetz ein großer 
Teil seiner Schärfe zweifellos genommen wird. 

Und nun zur Rechtfertigung des Ausdrucks „heiliges Eigen- 
ium“! Aus der Veröffentlichung Krylenkos ist zu ersehen, daß 
diese Ausdrucksweise in Sowjetkreisen Anstoß erregt hat, und 
daß ironisierende Bemerkungen darüber im Umlaufe sind. Hier- 
gegen wendet sich Krylenko mit aller Schärfe, unter Anführung 
einer großen Anzahl von Zitaten aus den Werken Lenins weist 
Krylenko darauf hin, daß die Bezeichnung „geheiligt“ nicht 
etwa einen religiösen Beigeschmack habe, sondern dag dieses 
Eigentum geheiligt sei durch das Blut, den Schweift und die Ent- 
Bere der werktätigen Massen, die an dem sozialistischen 
Aufbau mitgearbeitet Be 

Als Parallele zu dem Gesetz führt Krylenko am Schluß seiner 
Ausführungen die Papensche Verordnung gegen politischen 
Terror in Deutschland an, in der gleichfalls schärfste Strafen 
für politische Delikte angedroht sind, und seine Ausführungen 
klingen aus in einer Gegenüberstellung des Papenschen und des 
Kesfenkoschen Strafgesetzes, die zeitlich fast auf den Tag zu- 
sammenfallen: Während Papens Verordnung sich vorwiegend 
gegen die kommunistischen Elemente richte, sei das Krylenkosche 
Gesetz „gegen die Überbleibsel der früheren kapitalistischen 
Klassen, gegen die Tea rede der esellschaftlichen Arbeit 
und des sozialistischen Eigentums“ gerichtet. 
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Mit dem Wiederaufbau desfreien Handels hat sich 
bereits der Aufsatz von Hoetzsch „Neo-Nep?“ aae 1952 
dieser Zeitschrift, S. 567 ff.) eingehend beschäftigt. Es liegt nahe, 
die Mai-Dekrete dieses Jahres mit der 1921 von Lenin eingeleiteten 
Neuen Wirtschaftspolitik zu vergleichen. Hier wie dort ein 
Appell an die private Interessiertheit zum Zwecke der Überwin- 
dung der schweren Lebensmittelkrise des Jahres. Allein die 
Wirtschaftsstruktur ist heute so stark sozialistisch entwickelt, 
daß eine Wiederholung der damaligen Ereignisse nicht möglich 
ist. Zunächst bleibt der ganze vergesellschaftete Wirtschafts- 
sektor mit seiner Organisation und mit seiner Wirtschafts- 
methode nahezu unangetastet. Das Staatsunternehmen wird nicht, 
wie es 1921 mit den Trusts geschah, in die freie Luft des privaten 
Marktverkehrs gestellt — es bleibt mit seiner Versorgung und 
mit dem Absatz seiner Erzeugnisse in dem System i: plan- 
gebundenen Massenverträge des vergesellshafteten Wirtschafts- 
sektors, wie sich das in den letzten Jahren herausgebildet hat. 
Die Landwirtschaft ist durch die fortgeschrittene Kollektivie- 
rung zum überwiegenden Teile ihres individualistischen Cha- 
rakters entkleidet, und soweit noch individuelle Landbestellung 
besteht, ist sie infolge der allenthalben erfolgten Zurückdrängung 
des Groftbauern (Kulaken) auf den Kleinbetrieb beschränkt. Das 
System der staatlichen Getreidebewirtschaftung mit der Kontra- 
hierung bleibt auch grundsätzlich bestehen — es erfolgt nur eine 
Lockerung durch die Herabsetzung der Aufbringungsquote für 
Kollektiv- und Einzelwirtschaften, während andererseits die 
Staatsgüter (Sowchosy) in dieser Hinsicht vor größere Aufgaben 

estellt werden. Im übrigen kommt für den privaten Getreide- 
andel erst das Jahr 1933 in Betracht, da die Verordnung vom 
6. Mai d. J. nur denjenigen Wirtschaften den freien Handel ge- 
stattet, die die Aufbringungslast der diesjährigen Ernte voll er- 
füllt haben. Stärker ist die Lockerung auf dem Gebiete der 
Fleischversorgung, wo durch die Aufhebung des Schlachtverbots 
und durch das sofortige Wirksamwerden der Handelsfreiheit 
eine ganz neue Lage geschaffen ist. 


Diese ist durch alle möglichen Sicherungsmafßnahmen charak- 
terisiert, die verhindern sollen, daß der Sowjethandel zur Spe- 
kulation und zur Bereicherung von Zwischenhändlern führt, wie 
es ın der Blütezeit der NEP der Fall war. So verbietet die Ver- 
ordnung vom 20. Mai, daf private Händler Läden und Verkaufs- 
stände eröffnen, und sie gebietet, das Auftreten von Aufkäufern 
und Spekulanten von vornherein zu unterbinden. In der gleichen 
Richtung liegt es, wenn die Kulaken von dem Handel ausge- 
schlossen werden. Zugelassen werden also nur die Kollektiv- 
wirtschaften (Kolchosy), deren Mitglieder hinsichtlich derjenigen 
Gegenstände, die ihnen zu privater Bewirtschaftung belassen 
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sind, und die werktätigen, d. h. Klein- oder Mittelbauern. Diese 
sollen unmittelbar an den Konsumenten verkaufen (Märkte, 
Basare) oder aber an die Konsumgenossenschaften. Nur letztere 
sind also als eigentliche Händler zugelassen, im übrigen ist der 
Produzent zugleich auch Verkäufer, wobei allerdings auch die 
Kolchosy als Mittler auftreten können, indem sie Produkte ihrer 
Mit lieder zum Verkauf bringen. Durch diese Regelung soll er- 
reicht werden, daß der Sowjethandel als Großhandel Vorrecht 
des vergesellschafteten Sektors (Kolchosy, Genossenschaften) 
bleibt und im übrigen nur der reine Kleinhandel als Höker- oder 
Markthandel auch privaten Produzenten zugänglih gemacht 
wird. Dabei wird das Augenmerk der Justizorgane darauf ge- 
richtet, nicht nur das Spekulantentum zu bekämpfen, sondern 
auch zu verhindern, daß unter dem Deckmantel des Sowjet- 
es ein Ausverkauf des Grundvermögens der Kolchosy statt- 
ndet. 

Schon nach kurzer Zeit zeigte es sich, daß diese Anordnungen 
nicht genügten. Mit dem privaten Handel traten, ungeachtet 
aller Verbote, Zwischenhändler und Aufkäufer auf. Das war 
selbstverständlih. Denn es ist bei den großen Entfernungen in 
Rußland für den Bauern außerordentlich zeitraubend, zum 
Markt zu fahren, oft wird es gänzlich unmöglich sein, zumal 
die Anstellung gemieteter Hilfskräfte nicht in Frage kommt. 
Die Regierung reagierte hierauf sofort mit einer Verschärfung 
der Strafgesetzgebung. Am 22. August 1932 erschien ein Ge- 
setz zur Bekämpfung der Spekulation, in dem auf 
diese Mifßbräuche hingewiesen und der GPU, der Staats- 
anwaltschaft und den „örtlichen Regierungsorganen“, also wohl 
den Stadt- und Dorfsowjets, der Befehl erteilt wird, Maßnahmen 
zur Ausrottung der Spekulation zu treffen. Diese Organe er- 
halten die Ermächtigung, die Spekulanten und Aufkäufer in 
Konzentrationslager für die Dauer von fünf bis zu zehn Jahren 
einzuschließen. Zugleich wird das Recht der Begnadigung ausge- 
schlossen. 

Das bedeutet, daß die Spekulanten und Aufkäufer außer- 
halb der ordentlichen Strafrechtspflege gestellt werden, denn 
ihre Bestrafung erfolgt nicht unter den Garantien eines Gerichts- 
verfahrens, sondern auf dem Verwaltungswege ohne irgendein 
geregeltes Verfahren, zugleich aber werden sie auch von dem 
ordentlichen Strafvollzug ausgeschlossen, der das Konzentrations- 
lager als Sanktion nicht kennt. Handelt es sich bei den ordent- 
lichen Gefängnissen der Sowjetunion und besonders bei den 
Arbeitskolonien um Besserungsanstalten mit einem humanen 
Regime, so sind die Konzentrationslager, über deren Ausgestal- 
tung kein Gesetz Auskunft gibt, Strafanstalten, die dem bloften 
Zweck der Unschädlichmachung dienen. Die Strafdrohung ist 
also von betonter Schärfe und setzt damit die bereits vorhan- 
denen Bestimmungen der Strafgesetzbücher über unerlaubten 
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Handel (z. B. Art. 99 und 105 Strafgesetzbuch der RSFSR), die 
sehr mäßige Strafen androhen, außer Kraft. Allerdings ist man 
zu der Strenge der ersten Revolutionsjahre, als Spekulation mit 
dem Tode bestraft wurde, nicht zurückgekehrt, obgleich in dem 
oben unter 2. angeführten Gesetz vom 7. August 1932 über den 
Schutz des Staatseigentums gegen Diebstahl wieder die Strafe 
der Erschiefung auftritt. Ganz einzigartig ist aber die Bestim- 
mung des Gesetzes, die bei derartigen Delikten die Begnadigung 
ausschließt, wie dies auch in dem Gesetz vom 7. August 1932 
geschieht. 

Zweifellos ist das Vorhandensein dieses Gesetzes wieder ein 
neuer Unsicherheitsfaktor im Leben des Volkes, denn es wird 
angesichts des dehnbaren Begriffs der Spekulation und infolge 
der carte blanche, die man den Verwaltungsorganen in die Hand 
gegeben hat, eine mifßbräuchliche Anwendung des Gesetzes durch 
übereifrige Beamte nicht immer vermieden werden können. 


4 


Die Mai-Dekrete über den Handel mit Nahrungsmitteln be- 
durften aber noch einer sehr wesentlichen Ergänzung in der 
Richtung auf die no orsune der bäuerlichen Bevölkerung mit 
Gegenständen des täglichen Bedarfs und sonstigen Erzeugnissen 
der leichten Industrie, weil nur durch die aa Are ea 
dieser im Dorf fehlenden Artikel ein Anreiz für das Dorf ge- 
schaffen werden konnte, den Handel mit den Produkten der 
Land- und Viehwirtschaft auch wirklich in größerem Umfange 
zu forcieren. Nur wenn das Dorf im Austausch gegen seine 
Produkte die erforderlichen Industriewaren erhalten kann, hat 
der Sowjethandel einen Sinn. 


In dieser Hinsicht sind bisher zwei Arten von Maßnahmen 
ergriffen worden. 

Die eine besteht in der Förderung der staatlichen leichten 
Industrie. Es sind Anweisungen ergangen, das Produktions- 
quantum der Leichtindustrie nach Möglichkeit zu heben. Die 
Möglichkeiten in dieser Hinsicht sind zur Zeit aber noch sehr 
beschränkt, da der Fünfjahrplan das Hauptaugenmerk auf den 
Ausbau der Schwerindustrie gelegt hatte und die Leichtindustrie 
demzufolge in ihrer Leistungsfähigkeit noch sehr zurückgeblieben 
ist. Diesem Mangel wird erst im Laufe einiger Jahre abgeholfen 
werden können, und die Prozentsätze, um die sich im Jahre 1932 
das Quantum der Produktion der staatlichen Leichtindustrie 
heben soll, sind daher sehr bescheiden. 


Einen Ausweg sucht man durch den Ausbau und die Umstel- 
lung der Gewerbegenossenschaften. Ein grundlegendes Gesetz 
hierüber ist am 23. Juli 1932 erlassen worden. Dieses Gesetz ist 
organisatorisch von größter Tragweite. Es läuft darauf hinaus, 
die in den letzten Jahren vollzogene starke Zentralisierung der 
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Gewerbegenossenschaft in weitgehendem Maße wieder zu be- 
seitigen. 

nter dem bisherigen System war die Bewegungsfreiheit 
der einzelnen Genossenschaften durch ihre Zusammenfassung in 
riesigen Verbänden völlig beseitigt worden. Die einzelne Ge- 
nossenschaft erhielt über eine ganze Reihe höherer Zwischen- 
glieder ihre Aufträge vom Zentrum, was zu einer Bürokratisie- 
rung des ganzen Apparates führen mufte. Der Aufbau erin- 
nerte an die Organisation der Staatsindustrie, in der die Fabrik 
nur noch Beziehungen zum Trust und zum Konzern hat und 
dadurch vom Markt abgeschnitten ist. 

Durch das neue Gesetz erhält die Genossenschaft eine sehr 
weitgehende Bewegungsfreiheit. Es wird ihr das Recht einge- 
räumt, ihren Bedarf an Rohstoffen selbständig zu beschaffen. Nur 
einige Arten von Rohstoffen wie Hanf, Flachs, Wolle, Leder usw. 
sind hiervon ausgenommen. Die Genossenschaft kann jetzt auch 
bei den staatlichen Industrieunternehmungen Abfälle und son- 
stige Nebenprodukte frei erwerben. Die zentralisierten Bestel- 
lungen (Kontrahierungen) bei der Gewerbegenossenschaft wer- 
den aufgehoben. Durch eine Vereinbarung zwischen dem Zentralen 
Gewerbegenossenschaftsverband mit dem Zentrosojus (Konsum- 
ponosen ATU und den staatlichen Handelsorganisationen sind 

ie noch laufenden Zentralverträge zum 1. September aufgehoben 
worden. Der Zentrosojus hat nunmehr neue Verträge mit den 
Einzelgenossenschaften (Artels) unmittelbar abgeschlossen und 
ist, dem Vernehmen nach, in der Lage gewesen, weit größere 
Mengen bestellen zu können, als das bei dem zentralisierten 
System möglich war. Die freie Initiative beginnt also, sich aus- 
zuwirken. 

Soweit die Genossenschaft das Rohmaterial für ihre Pro- 
dukte selbst beschafft hat, kann sie nun ihre Erzeugnisse auch 
auf dem freien Markt absetzen. Soweit die Erzeugnisse aus 
Materialien hergestellt sind, die im Wege der staatlichen Ver- 
sorgung von der Genossenschaft beschafft worden sind, ist diese 
gehalten, die Produktion an staatliche Handelsunternehmungen 
abzusetzen, jedoch kann ihr ein Teil auch dieser Produktion zum 
Zwecke des freien Handels freigegeben werden. 

Entsprechend den Preisbestimmungen für den Handel mit 
Lebensmitteln hat die Genossenschaft nunmehr das Recht, die 
zum freien Absatz ihr zur Verfügung stehenden Erzeugnisse 
zum freien Marktpreis zu verkaufen, wodurch der freie Handels- 
verkehr eine sehr erhebliche Belebung erfahren dürfte. Dabei 
wird von der Regierung darauf hingewirkt, daß durch das ver- 
gröfßerte Angebot an Waren nicht eine Preisdrückerei stattfindet, 
sondern da angemessene Preise gehalten werden. 

Hierher gehören auch die Bestimmungen, die den einzelnen 
Genossenschaften freie Verfügung über ihre Betriebsmittel ge- 
statten und die Dezentralisierung des Bankkredits verfügen. 
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Das Gesetz vom 23. Juli 1932 bezeichnet die freien Handels- 
geschäfte der Genossenschaft als „freiwillige gegenseitige wirt- 
schaftliche Abkommen“. 


Diese neue Bezeichnung soll klarstellen, daß die im freien 
Handel getätigten Verträge solche des Zivilrechts im alten klassi- 
schen Sinne sind, und diese Betonung ist nicht überflüssig, nach- 
dem der Vertrag im vergesellschafteten Wirtschaftssektor, zu 
dem die Gewerbegenossenschaft naturgemäß auch gehört, durch 
seine Plangebundenheit und überhaupt durch das öftentlich-rechi- 
liche Element ein ganz neues Gebilde geworden ist. Die Verfasser 
des Gesetzes vom 23. Juli haben die Verschiedenheit der beiden 
Vertragsbegriffe empfunden und nach einer besonderen Bezeich- 
nıng für den Vertrag des Zivilrechts gesucht. Im Interesse der 
Klarheit ist dies zu begrüßen, wenn auch die Formulierung dem 
Juristen nicht gerade sehr glücklich erscheint. Viel besser wäre 
es, den Vertrag des Zivilrechts schlechtweg als Vertrag und die 
Verträge innerhalb des vergesellschafteten Sektors als Planver- 
träge zu bezeichnen. 


Die organisatorische Neuerung des Gesetzes vom 23. Juli 
beschränkt die geschäftliche oder, wie man drüben sagt, opera- 
tive Tätigkeit der Gewerbegenossenschaft auf die beiden unter- 
sten Glieder, nämlich auf die Einzelgenossenschaft (unterstes 
Glied) und auf den Genossenschaftsverband für mehrere Rayons 
oder ein Gebiet (oblastj). Die höheren Glieder sind die Ge- 
nossenschaftsräte, die die Gewerbegenossenschaften in den Bun- 
desrepubliken zusammenfassen. Die Spitze bildet der All- 
Unions-Rat der Gewerbegenossenschaft.e. Diesen Genossen- 
schaftsräten sind die geschäftlichen Funktionen, insbesondere also 
die Vergebung von Bestellungen, die Abnahme der Produktion 
der Einzelgenossenschaften entzogen, und sie sind auf die kon- 
trollierenden Funktionen beschränkt. Zugleich werden eine 
Anzahl von Spezialgenossenschaftsverbänden aufgehoben. 


In dem Gesetz vom 23. Juli fehlen auch nicht die Bestim- 
mungen gegen die Spekulation und das Zwischenhandelswesen, 
ebenso wie das bei dem Handel mit Lebensmitteln geschehen 
war. Vor allem sucht man auch zu verhindern, daß sich Pseudo- 
genossenschaften bilden, d. h. daß sich nicht Händler unter dem 
Schutzmantel der Genossenschaftsform vereinigen. 


Zugleich mit dieser Neuordnung werden auch die Aufgaben 
der Gewerbegenossenschaft verändert. Sie sollen nach dem 
Sowjetausdruck „ihr Gesicht dem Dorfe zuwenden“, d. h. vor- 
zugsweise Bedarfsartikel herstellen, die das Dorf On um 
so eine wesentliche Ergänzung der staatlichen Leichtindustrie 
zu bilden, und man erhofft schon in der nächsten Zeit viel von 
diesen neuen Maßnahmen. Die Zahl der in den Gewerbe- 
genossenschaften zusammengeschlossenen Haus- und Klein- 
gewerbetreibenden wird auf 21, Millionen Köpfe geschätzt. Die 
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Umsätze werden für die nächste Zeit auf Hunderte von Mil- 
lionen Rubel veranschlagt, so daf hier wieder ein sehr erheb- 
licher Verkehr in zivilrechtlichen Formen in Aussicht steht. 


Daß diese Auflockerung der Gewerbegenossenschaften auch 
auf andere Genossenschaftsarten, besonders auf die Konsum- 
genossenschaften, übergreifen wird, erscheint nicht ausge- 
schlossen, zumal die Klagen über die bürokratische Betriebs. 
führung gerade der Konsumgenossenschaften nicht verstummen 
wollen. Bei der ungeheuren Rolle, die die Konsumgenossen- 
schaften als größte und umfassendste Handelsorganisation im 
Sowjetleben spielen, würde eine derartige Befreiung des Ge- 
nossenschaftswesens von einschnürendem Zwang eine Um- 
wälzung von nicht geringem Umfange bedeuten. Damit aber 
noch nicht genug — im Laufe des Jahres ist mit noch weiteren 
Maßnahmen in der Richtung auf eine Erweiterung der Handels- 
freiheit zu rechnen. Man spricht von einer Systematisierung 
dieser neuen Gesetzgebung, die demnächst erfolgen dürfte®). 


Und doch ist man sich wohl allenthalben darin einig, diese 
Maßnahmen als ein rein taktisches Zurückweichen, nicht als eine 
strategische Kursänderung aufzufassen. Sie steht nicht etwa 
vereinzelt. Die neueste Entwicklung des Arbeitsrechts mit ihrer 
Abkehr von den sozialistischen Grundsätzen der Bezahlung*) liegt 
in der gleichen Richtung, so daß Coudenhove-Calerghi die Stalin- 
sche Politik geradezu als Gegenrevolution charakterisieren zu 
dürfen glaubt (in der Schrift Stalin & Co.). Allein dieser Aus- 
spruch kann als geistreiches Paradoxon blenden — er kann nicht 
überzeugen. Die Stalinsche Generallinie hat ganz offensichtlich 
die NEP-Politik im wesentlichen überwunden und speziell auf 
dem Lande die Revolution weitergeführt. Wenn hierbei Kon- 
zessionen nach der Art der hier besprochenen gemacht werden 
und dadurch der Kompromifßtcharakter der Wirtschaftsmethoden 
eine weitere Vertiefung erfährt, so ist dieses realpolitische 
Verfahren keineswegs als ein Weg zurück, sondern höchstens 
als ein Umweg zu bezeichnen, dazu bestimmt, das endgültige 
a en Verwirklichung des Sozialismus um so sicherer zu er- 
reichen. 


3) Dies wurde im September geschrieben. Inzwischen hat ein Übergreifen 
der Auflockerung der Genossenschaftsorganisation nur auf die Genossen- 
schaften der Invaliden stattgefunden (Gesetz vom 27. Oktober 1932). 


+) Hierher gehört auch die Novelle zum Arbeitsgesetzbuh vom 
20. November 1932, die in das Arbeitsvertragsreht eine ganz besondere 
Schärfe bringt. Der durch sie neu eingeführte Art. 47: gibt dem Arbeitgeber 
das Recht, den Arbeitnehmer sofort zu entlassen, wenn er auch nur einen 
Iag (bisher 3 Tage) unentschuldigt ausbleibt. Diese Vorschrift gewinnt 
Strafcharakter durch die weitere Bestimmung, daf dem auf diese Weise Ent- 
lassenen der weitere Bezug von Nahrungsmitteln und Bedarfsartikeln auf 
Karten und die Weiterbenutzung der Wohnung, die der Arbeitgeber zur 
Verfügung gestellt hat, mit sofortiger Wirkung entzogen werden. 


170 


5 


Auf dem Gebiete des Außenhandels lenkt die Gründung 
einer Arbitrage-Kommission für den Außenhandel die Aufmerk- 
samkeit auf sich (Gesetz vom 17. Juni 1932). Sie ist der Han- 
delskammer der Union angegliedert und hat die schiedsgericht- 
lihe Entscheidung von Streitigkeiten zur Aufgabe, die aus 
Aufßenhandelsgeschäften entstehen, „insbesondere von Streitig- 
keiten zwischen ausländischen Firmen und Sowjetwirtschafts- 
organen“. Sie besteht aus 15 Mitgliedern, die von dem Präsi- 
dium der Handelskammer für ein qn ernannt werden und aus 
Persönlichkeiten bestehen sollen, die entweder Handels-, Indu- 
strie-, Transport- und ähnlichen Organisationen angehören, 
oder auf dem Gebiete des Aufßenhandels über besondere Kennt- 
nisse verfügen. Hier handelt es sich ausschließlich um Sowjet- 
bürger, also staatliche Angestellte. Nur für die Vertretung 
vor dem Schiedsgericht ist die Wahl auch von Ausländern der 
Partei freigestellt (Art. 7). Die Anrufung des Schiedsgerichts 
kann in dem Vertrage, aus dem die Meinungsversciedenheit 
entstanden ist, vorgesehen sein, was eine Änderung des bis- 
herigen Schiedsgerichtswesens bedeutet, sie kann auch nad 
entstandenem Streit vereinbart werden. Ohne eine solche Ver- 
einbarung ist die Zuständigkeit dieses Schiedsgerichts nach allge- 
meinen Grundsätzen nicht gegeben. Die Entscheidung erfolgt 
der Regel nach durch drei Schiedsrichter, von denen jede Partei 
einen aus der Zahl der 15 Mitglieder des Schiedsgerichts wählt, 
während der Obmann von den erwählten Schiedsrichtern gleich- 
falls aus den 15 ernannt wird, wobei, wenn eine Einigung zwi- 
schen den Schiedsrichtern über den Obmann nicht zustande 
kommt, dem Präsidenten des Schiedsgerichts die Entscheidung 
obliegt. Die Parteien können auch dem Präsidenten die Zu- 
sammensetzung des ganzen Schiedsgerichts überlassen, in wel- 
chem Falle dieser audi einen Einzelschiedsrichter bestellen kann. 
Aus dem Schiedsspruch kann die Zwangsvollstreckung betrieben 
werden. Mafgebend sind die für gewöhnliche Schiedsgerichte 
gegebenen Regeln der Zivilprozefordnung, d. h. der Volksrichter 
gibt einen Vollstreckungsbefehl, nachdem er sich davon über- 
zeugt hat, daft das Verfahren gesetzmäfiig war und daß die Ent- 
scheidung dem Gesetze nicht zuwiderläuft — womit eine richter- 
liche Nachprüfung in weitem Umfange ermöglicht ist. 


Wird ein derartiges Schiedsgericht zwischen einer deutschen 
und einer sowjetrussischen Partei vereinbart, so würde diese Ver- 
einbarung dem deutsch-russischen Schiedsgerichtsabkommen vom 
12. Oktober 1925 nicht zuwiderlaufen, sofern nicht die Zusam- 
mensetzung des Schiedsgerichts dem Präsidenten der Arbitrage- 
kommission überlassen ist, weil dieser die Entscheidung einem 
einzelnen Mitglied übertragen kann. das Abkommen von 1925 
aber die Besetzung mit drei Schiedsrichtern zwingend vorschreibt. 
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Daß aber die Zusammensetzung des Schiedsgerichts nach dem 
Gesetze vom 17. Juni 1932 nicht paritätisch ist, würde für die 
Anwendung des deutsch-russischen Schiedsgerichtsabkommens 
kein Hindernis sein, weil letzteres den Parteien in dieser Hin- 
sicht freie Hand läßt. 

Die einseitige Besetzung des Schiedsgerichts nur mit Sowjet- 
bürgern wird aber praktisch ein Hindernis für die internationale 
Popularität dieser neuen Institution sein, weil im internatio- 
nalen Handelsverkehr eine Besetzung des Schiedsgerichts mit 
Angehörigen des Staates, dem jede der streitenden Parteien an- 
Feuort stets erwünscht ist, und weil vor allem die Unparteilic- 

eit des Obmanns stets sichergestellt sein muß. Man darf nicht 
vergessen, daf es Personen, die nicht in irgendeinem besonderen 
Abhängigkeitsverhältnis dienstlicher Art zum Staate stehen, in 
der Sowjetunion heute kaum gibt, sicherlich nicht unter den- 
jenigen, die als Mitglieder der Arbitragekommission in Betracht 
kommen dürften. Ändererseits ist im Außenhandel der Partner 
der ausländischen Partei durchweg der Staat, vertreten durc ein 
staatliches Unternehmen. Wenn also das Schiedsgericht aus- 
schließlich mit staatlichen Angestellten besetzt ist, so bedeutet 
das de facto, daß die Schiedsrichter in eigener Sache entscheiden, 
wodurch die ganze Institution wertlos wird. Denn daß die 
Sowjetschiedsrihter denjenigen Willen zur Objektivität und 
diejenige innere Freiheit haben sollten, die erforderlich wären, 
um eine unbeeinflußte Entscheidung zu gewährleisten, kann nicht 
vorausgesetzt werden. 

. Wie diese Arbitragekommission in Kreisen der deutschen 
Industrie beurteilt wird, ersieht man aus der Warnung, die das 
Organ des Rufland-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft beim 
Reichsverband der Deutschen Industrie „Die Ostwirtschaft“ in 
seiner Juli-Nummer enthält. Dort heißt es auf S. 112: 

„Ohne im geringsten den Moskauer Schiedsrichtern nahe- 
treten oder ihre Sachkenntnis und Objektivität auch im ent- 
ferntesten anzweifeln zu wollen, müssen wir jedoch mit aller 
Bestimmtheit hervorheben, daß die Inanspruchnahme des ein- 
seitigen russischen Schiedsgerichts für deutsche Firmen unter 
keinen Umständen in Frage kommen kann.“ 

Demgegenüber sucht das Organ der Berliner Handelsver- 
tretung („Sowjetwirtschaft und Außenhandel“, Juliheft 1932) der- 
artige Bedenken zu zerstreuen, indem es darauf hinweist, daß 
es bei der Entscheidung von Aufßenhandelsstreitigkeiten vor 
allem auf die Sachkunde, sodann aber auf den guten Willen an- 
komme, abweichende Auffassungen der Klärung zuzuführen. In 
der Tendenz der russischen Außenhandelskreise liege es. die 
praktischen Handelsbeziehungen zu fördern, nicht sie zu stören. 
wie auch daraus hervorgehe, daß trotz des groflen Umsatzes 
Streitfälle zwischen Sowjetorganen und ausländischen Firmen 
aus Außenhandelsgeschäften weit seltener vorkämen, als im Ver- 
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kehr zwischen sonstigen ausländischen Firmen und Organisa- 
tionen untereinander. 


Es ist ohne weiteres zuzugeben, daß Aufßenhandelsstreitig- 
keiten im Verkehr mit der Sowjetunion im Verhältnis zu dem 
Umsatz gewiß nicht häufig auftreten. Ob sie seltener sind als 
im sonstigen internationalen Handelsverkehr, läßt sich mangels 
einer Statistik auch nicht annähernd feststellen. Auc das ist 
nicht zu bezweifeln, daf der Wille zu einer reibungslosen Ab- 
wicklung des Handelsverkehrs auf der Sowjetseite ebenso vor- 
handen ist wie auf der deutschen. Wäre das nicht der Fall, so 
hätten sich Handelsbeziehungen überhaupt in nennenswertem 
Maße nicht entwickeln können. 


Aber nicht darauf kommt es an, sondern einzig und allein 
auf die Frage, ob die geschaffene Schiedsgerichtsinstanz, an deren 
Sachkunde nicht gezweifelt werden soll, eine objektive Entschei- 
dung verbürgt, wenn einmal eine Streitigkeit entsteht. Das 
Sn: muß angesichts der einseitigen Zusammensetzung bezweifelt 
werden. 


6 


Ein wichtiges gesetzgeberisches Ereignis im Berichtsabschnitt 
ist die Neuregelung der Luftschiffahrt in dem Luftgesetz vom 
27. April 1932 und in einigen Nebengesetzen. Das Luftgesetz 
ist von der Union erlassen und bildet somit das Gegenstück zu 
dem Seeschiffahrtsgesetzbuch der Union vom 14. Juni 1929. Wenn 
man von dem Zollgesetz und von dem Gesetz über die Vergünsti- 
gung für Soldaten absieht. sind das Luftgesetz und das Seeschiff- 
ahrtsgesetz die einzigen Kodifikationen, die bisher von der Union 
ausgegangen sind, da die anderen Gesetzbücher, auch das Zivil- 
iad. Strafgesetzbuch, von den Bundesrepubliken erlassen werden. 

Die Luftgesetzgebung ist allenthalben im wesentlichen erst 
nach dem Kriege entstanden. Während des Weltkrieges hatte 
die Luftfahrt sich technisch so weit entwickelt, daß das Stadium 
der Experimente überwunden war und sich damit die Möglichkeit 
einer Entwicklung der Luftschiffahrt in großem Mafßstabe auftat. 
Kein anderes Beförderungsmittel verlangt in gleichem Maße 
eine internationale Regelung wie das Luftfahrzeug, und die 
Versuche und die Bestrebungen einer internationalen Regelung 
liegen zeitlich demgemäß früher als die nationalen Gesetzgebungs- 
arbeiten. Bekannt ist die Convention Internationale portant 
Réglementation de la Navigation Aérienne vom 13. Oktober 1919. 
Aber sie ist unter einem unglücklichen Stern geboren, denn sie 
fiel in die Zeit der Friedensverhandlungen, wurde zunächst 
von den alliierten und assoziierten Mächten geschlossen und trug 
den Charakter der ersten Nachkriegspsychose an sich, indem 
die fünf Hauptmächte der Siegerstaaten danach trachteten, in die- 
ser Konvention ihren überwiegenden Einfluß zu verewigen. 
Obgleich im Jahre 1926 wesentliche Schärfen der Konvention 
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beseitigt worden waren, konnte sie die Sympathie der Welt nicht 
erringen, und so ist sie auf wenige Staaten beschränkt geblieben. 
Die Folge war der Abschluß von Sonderkonventionen zwischen 
einzelnen Staaten und das Entstehen nationaler Luftgesetze. 

Die Sowjetunion hat bisher irgendeine Konvention über den 
Luftverkehr noch mit keinem Staate geschlossen, so daß der 
Erlaß einer eigenen Regelung des Luftwesens hier besonders 
dringlih war. Die gesetzgeberischen Akte, die vorhergegangen 
waren, haben überwiegend polizeilichen Charakter, und soweit 
sie, wie die Verordnung über den Luftverkehr vom 17. Januar 
1921 und das Gesetz über die Herstellung und den Erwerb von 
Luftfahrzeugen und Luftmotoren vom 13. Juni 1924 auch mate- 
rielle Fragen regeln, bezog sich diese Regelung auf zufällige 
einzelne Fragen. 

Das neue Luftgesetz schafft hier Wandel, doch trägt es leider 
bei wesentlichen Materien den Charakter eines Rahmengesetzes, 
das die nähere Ausgestaltung so wichtiger Fragen wie derjenigen 
des Luftfrachtrechts, des Zusammenstoftes von Luftfahrzeugen 
und anderer auf Verordnungen verweist, zu deren Erlaß das 
jetzt neu gegründete Luftamt (mit dem offiziellen Titel: Haupt- 
verwaltung der zivilen Luftflotte bei dem Rate der Volks- 
kommissare der UdSSR) in dem Luftgesetz ermächtigt wird. 

Trotz dieser Lückenhaftigkeit des Gesetzes, die auf dem der 
Gesetzgebung der Sowjetunion überhaupt eigenen Bestreben 
beruht, das Gesetz möglichst kurz zu halten, lassen sich die 
Grundzüge des neuen Luftrechts bereits übersehen. Eine ein- 
gehende Darstellung der Bestimmungen des Luftgesetzes kann 
nicht die Aufgabe dieses Berichts sein, es muf genügen, die 
Grundsätze hervorzuheben. 

Daß die Sowjetunion den vor dem Kriege von den Frau- 
zosen, insbesondere von Fauchille, propagierten Grundsatz der 
Freiheit des Luftmeers nicht akzeptiert hat, steht in Überein- 
stimmung mit der Regelung, wie sie auch die übrigen europäisch- 
kontinentalen und die angelsächsischen Staaten nach dem Kriege 
durchweg getroffen haben. Wie allenthalben, ist das Einfliegen 
über Sowjetgebiet von einer Genehmigung des Luftamts abhängig. 
Darüber hinaus aber verlangt das Luftgesetz die Genehmigung 
auch für das Verlassen der Sowjetunion auf dem Luftwege in 
Übereinstimmung mit dem Aufßenhandelsmonopol und der Zoll- 
und Devisenkontrolle, die diese Beschränkung notwendig 
machen. 

Das Hauptinteresse bieten die Bestimmungen über das 
Eigentum an Luftfahrzeugen. die den bisherigen Rechtszustand 
wesentlich ändern. Das Zivilgesetzbuch bestimmte, daf Luft- 
fahrzeuge ebenso wie der Boden, das Erdinnere, Gewässer und 
Eisenbahnen nebst Zubehör aussclieflih im Eigentum des 
Staates stehen können (Art.53). Die Luftfahrzeuge gehörten 
ferner zu den Gegenständen, die von dem Privatverkehr aus- 


174 


geschlossen waren (Art. 23), und die demgemäß weder an Privat- 
personen übereignet, noch verpfändet und auch nicht Gegenstand 
der Zwangsvollstreckung sein durften (Art.22). Das Luftgesetz hat 
diese Beschränkungen stark modifiziert. Es gestattet den Besitz 
und die Verwendung von Luftfahrzeugen außer dem Luftamt 
auch Behörden und Unternehmungen des vergesellschafteten 
Sektors und gesellschaftlichen Organisationen, in gewissem Um- 
fange überdies auch einzelnen Bürgern, d. h. Privatpersonen. 
wenn auch nur mit Genehmigung des Luftamts. 

Im Anschluß daran wird bestimmt. daß nur diese Personen 
Luftfahrzeuge und Luftmotoren sowie sonstige Gegenstände, die 
zur Luftschiffahrt gehören, „erwerben“ dürfen; damit ist das 
Luftfahrzeug in gewissen Grenzen dem privaten Rechtsverkehr 
zugänglich, und demgemäß sind auch in der RSFSR die entspre- 
chenden Bestimmungen des Zivilgesetzbuchs durch eine Novelle 
vom 1. August 1932 abgeändert worden. Allerdings hat man ver- 
mieden, von dem Eigentum an Luftfahrzeugen zu reden, und 
zwar ist sowohl im Luftgesetz als auch in den neuen Bestim- 
mungen des Zivilgesetzbuchs nur von dem Besitz und der Ver- 
wertung von Luftfahrzeugen die Rede. Aber es ist klar, daf 
darunter nicht nur die Pachtung, sondern auch der Erwerb zu 
Figentum fallen kann. Das folgt mit Sicherheit aus der neuen 
Fassung des Art.53 Zivilgesetzbuch, und es ist nur bedauerlich, 
daß man hinsichtlich der Luftfahrzeuge von der sonstigen Aus- 
drucksweise des Zivilgesetzbuchs abgewichen ist. Unverändert 

blieben ist nur Art.22 insofern, als er die Pfändung von Luft- 
ahrzeugen und die Vornahme von Zwangsvollstreckungen in 
solche verbietet. 

Ausländer sind in der Sowjetunion zum Besitze und zur 
Verwertung von Luftfahrzeugen nur unter Beobachtung der Be- 
dingungen zugelassen, wie sie überhaupt für die Betätigung von 
Ausländern in der Sowjetunion gelten. Hierin liegt ein Hinweis 
auf die Verordnung vom 11.März 1931, wonach Ausländer zur 
Vornahme von Handelsgeschäften auf dem Gebiete der Sowjet- 
union Und zur Einrichtung von Vertretungen, Kontoren usw. 
einer besonderen Erlaubnis des Volkskommissariats für Außen- 
handel bedürfen. 

Praktisch wird ein ständiger Luftverkehr nach der Sowjet- 
union durch ausländische Luftfahrzeuge nach wie vor nur auf 
Grund eines Konzessionsvertrages möglich sein. 

Von Interesse sind die Bestimmungen des Gesetzes über die 
Haftpflicht des Luftfahrers für Unfälle. Sie ist gegeben, wenn 
beim Start, beim Fluge und beim Landen Passagiere oder Be- 
satzungspersonal verletzt oder getötet oder Sachen beschädigt 
werden, gleichgültig ob die Personen oder Sachen sich in dem 
Flugzeug oder außerhalb desselben befinden. Die Haftpflicht 
ıst nur dann ausgeschlossen, wenn der Luftfahrtunternehmer 
nachweist, daß der Schaden infolge Vorsatzes oder grober Fahr- 
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lässigkeit des Geschädigten ei reten ist. Ein Verschulden 
des Luftfahrtunternehmers ist also für seine Haftpflicht nicht 
erforderlih. Es handelt sih um die sogenannte Gefährdungs- 
haftung, die sich im Transportwesen allgemein durchgesetzt hat, 
wobei ebenso wie nach dem deutschen Luftverkehrsgesetz im 
Gegensatz zum Kraftfahrzeugrecht es keinen Unterschied macht, 
ob der Geschädigte in dem Fahrzeug befördert wurde oder nicht. 

Die Entschädigungspflicht geht weiter, als nach deutschem 
Luftrecht, insofern diese Haftung summenmäßig nicht be- 
schränkt ist. 

Es muß angenommen werden, daf diese Bestimmungen nicht 
nur für ausländische Passagiere, sondern auch für ausländische 
Luftfahrzeuge gelten, da das Sowjetrecht aller Regel nach seine 

esetzlichen Bestimmungen in gleicher Weise auf In- und Aus- 
änder anwendet. Bei Entschädigungsforderungen wegen Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit eines Passagiers kann dies auch 
eine negative Seite haben, da, wie dies bei Eisenbahnunfällen 
bereits geschehen ist, die Sowjetgerichte geneigt sein werden, 
das Existenzminimum des Sowjetbürgers der Bemessung des 
Schadensbetrages zugrunde zu legen. 

Die Organisation des Luftwesens ist im Laufe der Zeit 
wiederholt geändert worden. Zuletzt war die zivile Luftschiff- 
fahrt in der Allunions-Vereinigung der Zivilen Lufiflotte, d. h. 
also in einem nach Wirtschafterechnung organisierten Konzern 
zusammengefaßt. Dieser Konzern vereinigte in sich behördliche 
und geschäftliche Funktionen. Durch die Verordnung vom 
28. Mai 1932 ist der genannte Konzern aufgelöst worden und das 
oben bereits erwähnte Luftamt (,„Aeroflot“) gegründet worden. 
Dieses beschränkt sich auf die Leitung und Planung des Luft- 
verkehrs und des Luftfahrzeugbaus und hat auch das Recht zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen. Das Luftamt gründet dann für 
die geschäftlichen Aufgaben ihm unterstellte Konzerne, Trusts 
oder sonstige Staatsunternehmungen, die demnach in ihrer 
Struktur den Industrieunternehmungen entsprechen. Die ge- 
mischte Form der Behörde, die zugleich Geschäftsunternehmen 
ist, ist damit aufgegeben. 

Im ganzen genommen ist die hier skizzierte Neuregelung 
des Luftverkehrswesens derjenigen in den bürgerlichen Staaten 
sehr ähnlich. Im wesentlichen sind es nur die Bestimmungen 
über das Eigentum an Luftfahrzeugen, bei denen ein grund- 
legender Unterschied von der Regelung in anderen Staaten fest- 
zustellen ist. Ebenso sind auch die Organisationsformen der 
Luftkonzerne, -trusts u. dgl. spezifisch sowjetistisch. Im übrigen 
aber sind die Abweichungen des Sowjetluftrechts von dem Luft- 
recht in den bürgerlichen Staaten mehr zufälliger Natur. 
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Bücherschau. 
Lenin. 

Lenin, W. J.: Ausgewählte Werke. In 12 Bänden. Uber- 
setzt nach der russischen Ausgabe des Marx-Engels-Lenin-Insti- 
tuts in Moskau. Wien, Berlin. Verlag für Literatur und Politik, 
1932. Band 1: „Die Voraussetzungen der ersten russischen Revo- 
lution, 1894—1899.“ CXXVII und 424 Seiten; Band 2: „Der 
Kampf um die bolschewistishe Partei 1900—1904“, VIII und 
563 Seiten. Preis: 2,85 RM. je Band. 


Mit diesen zwei Bänden wird eine zwölfbändige Ausgabe ausgewählter 
Werke Lenins begonnen von dem Verlag, der die deutsche Ausgabe der 
bekannten, in der Zeitschrift „Osteuropa“ immer angezeigten, vollständigen 
Ausgabe der Werke veröffentlicht, die das Marx-Engels-Lenin-Institut heraus- 
gibt. Die Ausgabe soll 12 Bände umfassen, und zwar in einer zeitlichen 
Aufeinanderfolge.e Der Plan ist der folgende: Band í und 2 wie oben 
angegeben, dann 3 „Die Revolution von 1905—19%7“, 4: „Die Jahre der 
Reaktion und des neuen Aufschwungs“, 5: „Der Imperialismus und der 
imperialistische Krieg“, 6: „Das Revolutionsjahr 1917“, 7: „Die Lehre vom 
Staat. Die Aufgaben der Partei nach der Machtergreifung“, 8: „Der Kriegs- 
kommunismus", 9: „Die Neue Ökonomische Politik und der sozialistische 
Aufbau“, 10: „Die Kommunistische Internationale”, 11: „Die theoretischen 
Grundlagen des Marxismus”, 12: „Die Theorie der Agrarfrage“. 

Wie in der Einleitung gesagt wird, soll die Auswahl „jene wichtigsten 
und zugleich dem Verständnis breiter Massen zugänglichen Arbeiten (und 
in mehreren Fällen auch einzelne Teile dieser Arbeiten) Lenins aufnehmen, 
in welchen die Frage jeder geschichtlichen Periode des revolutionären 
Kampfes des russischen Proletariats und der internationalen Arbeiter- 
bewegung, sowie der Geschichte der Kommunistischen Partei der Sowjet- 
union und der Kommunistischen Internationale am genauesten beleuchtet 
und die grundlegenden Ideen des Leninismus am vollständigsten ent- 
wickelt werden.“ ie der mitgeteilte Plan zeigt, sind danach die ersten 
9 Bände in der Hauptsache nach den Hauptperioden der geistigen und prak- 
tischen Bewegung zeitlih angeordnet. Die Anordnung muß allerdings 
gelegentlich durchbrochen werden. Dann kommt Band 10 „Die Kommu- 
nistische Internationale”, Arbeiten aus den Jahren 1916—1922, und Band 11 
und 12 die theoretischen Grundlagen, die danach einen besonderen Platz 
einnehmen. In der Einleitung S. X und XI ist der genaue Inhalt der 12 Bände 
in der Übersicht angegeben. Mir scheint, daf das ganz zweckmäßig ist und 
jedenfalls für die Einleitung in das Studium, das erste Studium Lenins 
und des Leninismus gut ist und daf somit eine derartige Auswahl ihren 
Zweck erfüllt. Denn wieviel Menschen sind in der Lage, die zahlreichen 
Bände der großen Gesamtausgabe durchzuarbeiten? Freilih ist dabei die 
Frage, ob die sich als notwendig erweisenden Kürzungen, insofern größere 
Arbeiten nicht in vollem Umfange aufgenommen werden, Kapitel ausgelassen 
werden, wissenschaftlich überall zu rechtfertigen sind und praktisch sein 
werden. Dagegen bestehen natürlich von vornherein Bedenken. Aber die 
Aufteilung einer Arbeit soll nach dem Vorwort nur ausnahmsweise vor- 
genommen werden und auc in den Anmerkungen genau mitgeteilt sein. 
Die Ausgabe enthält weiter Anmerkungen und Fußnoten, sowie ein Ver- 
zeichnis der wichtigsten Namen. Verweisungen auf die schon erschienenen 
Bände der „sämtlichen Werke“ aus der deutschen Ausgabe sind gegeben. 
Soweit die deutsche Ausgabe der sämtlichen Werke schon erschienen ist, 
ist der Text dieser Ausgabe zugrunde gelegt, jedoch nach erneuter Revision. 

Der 1. Band wird durch eine Biogra hie Lenins von % Seiten Umfang 
aus der Feder von W. Sorin und eine Abhandlung des jetzigen Direktors 
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des Marx-Engels-Lenin-Instituts, W. Adorazki, über „den Leninismus“ ein- 
geleitet. Die Biographie geht nicht gerade in die Tiefe, genügt aber zur 
en Übersicht über Lebensgang und hauptsäclichste literarische Tätigkeit 
urchaus. 

So ist diese Auswahl doch sehr zu begrüßen. Wie gesagt, nicht jeder 
kann die umfangreichen sämtlichen Werke durcharbeiten. Andererseits ist 
das systematische Studium der Leninschen Schriften, was gar keiner 
Begründung bedarf, unbedingt notwendig für das Verständnis des Bolsche- 
wismus nicht nur nach der praktischen Seite, sondern auch nach der Seite 
der Theorie. Es ist doch keine Spielerei mit drei verschiedenen „Ismen“, 
wenn man: Marxismus, Leninismus und Stalinismus auch begrifflih und 
theoretisch gegeneinander abgrenzt. Für den Marxismus liegt eine umfang- 
reiche, gewichtige und wissenschaftlihe Literatur aller Standpunkte vor. 
Für den Leninismus ist das durchaus noch nicht genügend der Fall. Auch 
die begreifliherweise dieser Auswahl vorgesetzte Stalinshe Definition 
erhält eine gewisse gedankliche Anregung, aber nicht gerade eine aus- 
reichende theoretishe Klärung. Es sind die bekannten Sätze Stalins: „Der 
Leninismus ist der Marxismus der Epoche des Imperialismus und der 

roletarischen Revolution. Genauer: der Leninismus ist die Theorie und die 
Faktik der proletarishen Revolution im allgemeinen, die Theorie und die 
Taktik der Diktatur des Proletariats im besonderen“. 

So ist diese Auswahl in 12 Bänden ein glücklicher Griff. Sie kann 
nur empfohlen werden. Über den Fortgang der Ausgabe und die weiter er- 
scheinenden Bände wird regelmäßig hier berichtet werden. 

Otto Hoetzsch. 


Englische Wirtschaftsgeschichte der Sowjetunion. 


Lawton, Lancelot: An Economic History of 
Soviet Russia. 2 Bände. London o. J. Verlag Mac Millan 
& Co. 6298. 


Zuerst der Hinweis: wie kann man ein derartiges Werk ohne Angabe 
einer Jahreszahl auf dem Titel oder unter dem Vorwort ausgeben, so daf 
nur aus der Bemerkung im Vorwort, die Revolution habe jetzt fast 15 Jahre 
gedauert, auf die Zeit des Abschlusses geschlossen werden kann! Das ist 
keine Nörgelei, sondern jedermann, der die Literatur über Rußland verfolgt, 
weiß, wie entscheidend für ein solches Buch die Abfassungszeit und die Er- 
scheinungszeit ist. Denn es ist eine bekannte Erfahrung, daß bei der Spanne 
zwischen Abschluß der Niederschrift und Erscheinen das Augenblicksbild, das 
gegeben wird, schon der Vergangenheit angehört und daß das der Verfasser 
sehr häufig nicht bemerkt, ebenso wie die Leser es nicht bemerken können, 
die Rußland nicht selbst kennen. 

Das trifft nun auf das vorliegende Buch nicht zu, insofern der Verfasser 
erkannt hat, wie es nunmehr darauf ankommt, aber auch möglich ist, das 
jetzige Rußland historisch, in geshicdtliher Entwicklung darzu- 
stellen. Es ist bemerkenswert, wie schnell die englische und amerikanische 
Beschäftigung mit Rußland zu diesem absolut richtigen Standpunkt 
gekommen sind. Der Verfasser hat selbst ein früheres Werk: „The Russian 
Revolution, 1917—1926" geschrieben und läßt dadurch auch erkennen, daß 
er Gefühl für die historische Entwicklung hat. Dieses frühere Werk ist mir 
nicht zugänglich gewesen. 

Inhalt und Zweck des hier Anzuzeigenden geht aus dem Titel hervor. 
Eine Wirtschaftsgeschihte Rußlands unter dem Sowjetregime soll gegeben 
werden. Der Verfasser bezeichnet seinen Standpunkt methodologisch so: 
„Unter gegenwärtigen Umständen kann von einem kurzen Aufenthalt in 
Sowjetrußland nur wenig Information wertvollen Charakters gewonnen 
werden. Nur durch geduldiges Studium ist es möglich, den Lauf der Revo- 
lution zu verfolgen und die Veränderungen, die sie hervorgebracht hat, 
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sicherzustellen“. Demgemäf wird ganz langsam und sorgfältig, die einzelnen 
Kapitel manchmal auf ein Jahr beschränkt, der historische Verlauf der 
Wirtschaftsentwicklung Sowjetrußlands von der Revolution bis zum Ende 
des ersten Fünfjahrplans verfolgt. Der Verfasser hat sich sehr in das Thema 
vertieft. Es ist nicht nur für ihn, sondern auch für manchen anderen eng- 
lischen und amerikanischen Schriftsteller über Rußland bemerkenswert, daß 
er im Vorwort ausdrücklih einer wertvollen Unterstützung dankt, nämlich 
der seiner Frau, die eine geborene Russin sei. 


Der Standpunkt kommt dann im allgemeinen am Schluß typisch zum 
Audruck. Das Zitat der letzten Sätze S. 610 genügt: „Die heroischen Tage 
der Revolution sind vorbei und die meisten ihrer früheren Helden geraten 
in Vergessenheit. Die neuen Männer, die an die Front gekommen sind, 
nennen sich selbst ‚Erbauer des Lebens‘, aber die meisten Züge des Lebens, 
das sie aufbauen, sind schon längst den technisch vorgeschrittenen Ländern 
außerhalb Rußfllands vertraut gewesen“. Diese Art der Auffassung ist gleich- 
falls charakteristisch für englishe und amerikanische Betrachtung, ihre 
Vorzüge wie ihre Nachteile. Die Vorzüge ruhen in einer ungemein scharfen 
Beobachtung der Dinge und Menschen, der Vorgänge und auch, wie dieses 
Beispiel zeigt, der Entwicklung. Die Nachteile liegen in der Schwierigkeit, 
ja beinahe Unfähigkeit, das Grundsätzlihe im russischen Bolschewismus, 
das ja doch bleibt, begrifflih scharf zu erkennen. Man spürt immer ganz 
deutlich, daß diese Beobachter von der Beobachtung des Lebens ausgegangen 
sind und daß es ihnen sehr schwer wird, manchmal unmöglich ist, die Theorie 
zu erfassen, die ihnen von Haus aus fremd ist und auch fremd bleibt. 


Wenn wir Deutschen vielleicht mit Recht glauben können, daß wir 
in letzterer Beziehung geeigneter sind, Rußland zu verstehen, so sollte uns 
ein Buch, wie das vorliegende, das durchaus nicht in seinem Wert, in 
seinem Ernst, in der Anwendung des Prinzips geschichtliher Entwick- 
lung in der Literatur des Auslandes über Rußland vereinzelt da- 
steht, zu denken geben. Wer berufsmäfig die Literatur über Rußland zu 
verfolgen hat, wird mir in der Meinung zustimmen, daß die englische, 
namentlich auch die amerikanische und auch die französische Literatur über 
Rußland den Standpunkt der reinen Reportage, der Augenblicksschilderung, 
des Reisetagebuchs u. dgl. sehr stark bereits überwunden hat und hinter 
sih läßt. Die deutsche Literatur über Rußland, mengenmäfig sehr groß, 
macht sih immer noch nicht genügend davon frei. Es kommt zuviel auf 
den Markt, was für den Beobachter interessant war, aber von vornherein 
nicht wertvoll ist: reine Augenblicksschilderung, direkte Reportage, oft 
unter Vernachlässigung der elementaren Grundvoraussetzung des Studiums 
Rußlands: Kenntnis der Sprache, Kenntnis des Vorkriegsrußlands, Kenntnis 
der russischen Geschichte überhaupt und nunmehr auch Kenntnis einer 
Geschichte von 15 Jahren, die das Sowjetregime nun eben hinter sich hat. 
Es fällt mir immer mehr auf bei der Behandlung des großen russischen 
Problems, wie anders Engländer und namentlih Amerikaner an das 
Problem herangehen. Das Werk Lawtons ist ein wertvoller Beitrag von 
dem jetzt einzig möglichen Standpunkte zur Erkenntnis von Rußland und 
daher rechtfertigt sih auch hier der Hinweis darauf. Der Rußlandforscher 
kann an ihm nicht vorübergehen. Otto Hoetzsch. 


Völkerrecht in der Sowjetunion. 


Alexeiew, N. N. und Zaitzeff, Leo: Sowjetstaat und 
Völkerrecht. Sonderdruck aus der Zeitschrift für Völkerrecht, 
EN re Breslau. Verlag J. U. Kern. 1931. 77 S. Preis: 
350 RM. 
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Mannzen, Karl: Sowjetunion und Völkerrecht. Die Fragen 
der Anerkennung der Schulden, der Auslandspropaganda und 
des Außenhandelsmonopols. Berlin. Verlag Georg Stilke. 1932. 
110 S. Preis: geh. 4,80 RM. 


Die Kollision von Normen und Theorien des Völkerrechts mit der Tatsache 
eines proletarischen Klassenstaates ist nicht nur von eminenter praktischer Be- 
deutung für die Behandlung auftauchender Zweifelsfragen in den rechtlichen 
und politischen Beziehungen Rußlands zu anderen Ländern mit kapitalistischer 
Lebensform, sondern trägt darüber hinaus das Ihre zu einer Neuformung und 
Fortentwicklung der völkerrechtlichen Dogmatik bei. Der Erforschung solcher 
völkerrectlichen Grundprobleme dient die vorliegende Schrift. Alexeiew 
und Zaitzeff haben die völkerrechtlichen Beziehungen Sowjetrußlands zu 
anderen Staaten und seinen eigenen staatlihen Entwicklungsgang historisch 
dargestellt und dabei in den Vordergrund ihrer rechtsanalytischen Unter- 
suchungen das Sukzessionsproblem und die Frage der rechtlichen An- 
erkennung der Sowjetunion gestellt. Ein weiterer Abschnitt behandelt die 
Sowjetunion im internationalen Verkehr als Subjekt des Völkerrecdts und 
beleuchtet in sehr klaren Ausführungen die Einstellung Rußlands zu den 
Problemen der staatlihen Souveränität und der sogenannten Nichtein- 
mischungsklausel, die Frage der Unterwerfung unter fremde Gerichtsbarkeit 
und die Rechtsstellung seiner Völkerrechtsorgane. Ein letzter Abschnitt, der 
sih mit dem internationalen Privatrecht, also der Anwendbarkeit von Nor- 
men des Sowjetrechts im Ausland befaßt, kann die hier auftauchenden unend- 
lich komplizierten Probleme nur andeuten, doch enthält er einen interessanten 
Ausschnitt aus der europäischen Judikatur über Fragen, die sich aus der 
Kollision des russischen Sachen-, Ehe- und Erbredts mit dem kapitalistischer 
Staaten ergeben. 


Aus der Fülle schwieriger völkerrectliher Probleme, die durch die 
Aufnahme zwischenstaatliher Beziehungen der Sowjetrepublik entstanden 
sind, hat der Verfasser drei der politisch bedeutsamsten und umstrittensten 
ausgewählt und ihnen eine sehr sorgfältige und lesenswerte rechtsanalytische 
Darstellung gewidmet: die Anerkennung der Schulden des Zarenreiches, die 
revolutionäre Auslandspropaganda und das Außenhandelsmonopol. Mann- 
zen legt seinen Untersuchungen die Normen der Völkerrechtsdogmatik zu- 
grunde, indem er davon ausgeht, daß die UdSSR die allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts grundsätzlich anerkenne und überdies auch ein Staat mit so- 
zialistischem Charakter durch seinen Eintritt in den völkerrectlichen Ver- 
kehr der Staatsgemeinschaft ohne weiteres an diese Maximen gebunden sei. 
Die Darstellung ist dadurch besonders wertvoll, daß in ihr das umfangreiche 
Material der russischen Staatsverträge mit 24 europäischen und außereuro- 
päischen Ländern gesichtet und verarbeitet ist und darüber hinaus viele 
diplomatische Noten und sonstige authentische Erklärungen auszugsweise 
wiedergegeben werden. Im Anschluß hieran wird die Frage der Verpflichtung 
aus der Aufnahme von Kriegsanleihen und der Nationalisierung der Produk- 
tionsmittel an Hand der mannigfaltigen internationalen Verhandlungen und 
Vereinbarungen über dieses besonders umkämpfte Problem behandelt. Ferner 
wird die in den meisten Staatsverträgen von der Sowjetunion übernommene 
Verpflihtung zur Unterlassung revolutionärer Auslandspropaganda von 
Mannzen auf ihren rechtlichen Inhalt geprüft, wobei er insbesondere die 
Frage untersucht, inwieweit die Kommunistische Internationale von der ver- 
traglichen Bindung des Staates miterfaßt wird. Als letztes und schwierigstes 
Gebiet untersucht der Verfasser die völkerrechtlihen Wirkungen des Außen- 
handelsmonopols und erörtert hierbei eingehend die Rechtsstellung der 
Handelsvertretungen, die Unterwerfung der Eon eoon unter die Gerichts- 
barkeit anderer Staaten und die in den Handelsverträgen enthaltenen Zoll- 
vereinbarungen (Meistbegünstigungsklausel und Zollermäßigungen). G.S. 
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Sowjethumor — Sowijetsatire. 


Ehrenburg, Ilja: Die Traumfabrik. Chronik des 
Films. Berlin (1931). Malik-Verlag. 310 S. Preis: brosch. 3,20 
RM.; Lw. 4,80 RM. 

Derselbe: Visum der Zeit. Leipzig (1929). Paul List 
Verlag. 266 S. Preis: brosch. 3,20 RM.; Ln. 4,80 RM. 

Derselbe: Spanien heute. Berlin (1932). Malik-Ver- 
lag. 214 S. Preis: brosch. 3,20 RM.; Ln: 4,80 RM. 

Sostschenko, Michail: Die Stiefel des Zaren. 
Erzählungen aus dem heutigen Rußland. Berlin 1930. Bücher- 
gilde Gutenberg. 181 S. Preis: 2,70 RM. f. Mitgl.; 4,80 i. Buchh. 


Derselbe: Teterkin bestellt einen Aeroplan. 
un L. Prager (1931). 

Ilf, I. aad Petrow,E.: ZwölfStühle. Roman. Berlin, 
Wien, Leipzig. Paul Zsolnay Verlag. 1930. 352 S. Preis: brosch. 
3,15 RM.; Ln. 5,40 RM. 


Dieselben: Ein Millionär in Sowjetrußland. 
Roman. Berlin, Wien, Leipzig. Paul Zsolnay Verlag. 1932. 
431 S. Preis: brosch. 4,— RM.; Ln. 7,— RM. 


Stalins angeblihe Parole, daß in der Sowjetunion mehr und inten- 
siver gelacht werden soll, ist vom Spielplan der Theater und des Rundfunks 
schon berücksichtigt worden. Auch die Schriftsteller versprechen für die neue 
Saison eine intensivere Produktion leichterer, lustiger Ware. Die vorgenannten 
deutschen Übersetzungen sollen uns zeigen, welche Ansätze für diesen plan- 
mäßig auszubauenden Sektor der Sowjetliteratur vorhanden sind. 


Spricht man allgemein vom „Sowjethumor“ in der Literatur, so steht 
Soschtschenko an erster Stelle. Er hat seit Jahren sein festes, gleidh- 
bleibendes Genre: die anekdotishe Kurzgeschichte mit ihrem lächerlich- 
komischen Helden, dem Kleinbürger alter russischer Tradition, der seine 
kleinen Sorgen und Erlebnisse umständlich auspackt. Im Grunde ist das die 
gute alte Anekdote und die dazugehörige Situationskomik, nur daß sie sich 
nunmehr auf dem Hintergrunde der neuen Ordnung abspielt. Aber es gibt 
köstliche Stücke darunter, in denen blitzschnell die Situation des ganzen heute 
weiterlebenden (oder gar verstärkten?) russischen Spießertums beleuchtet 
wird. Und Soschtschenko weiß virtuos zu erzählen, das Mimische, Unaus- 

esprochene anzudeuten und so eine Geschichte von kleinstem Format in ein 
Cunstwerk zu verwandeln. Die beiden angezeigten Auswahlsammlungen 
können davon eine (allerdings nur verblaßte) Vorstellung geben. Man sollte 
hier doch noch sorgfältiger und ernster auswählen. Wenig Sinn hat es z. B., 
wenn der Herausgeber der ersten Sammlung seine 59 Geschichten nach 
Sachgebieten (Alltag, Bauern, Justiz) einteilt: das wesentliche bei Sosch- 
tschenkos Geschichtchen ist und bleibt nicht die wechselnde Folie, sondern der 
gleichbleibende Mensch. 


Einem anderen Gebiet der „Tagespraxis“, nämlich der Reportage, ent- 
stammt die Romankunst Ilja Ehrenburgs. Man kann förmlich Schritt 
für Schritt verfolgen, wie dieser Globetrotter unter den Sow jetschriftstellern 
das Schema seiner früheren Abenteurerromane („Julio Jurenito“ und „Trust 
D. E.“) allmählich mit faktishem, beobachtetem und angelesenem aktuellen 
Material ausgefüllt hat. Geblieben ist der spielerische Wechsel von Personen 
und Dingen, den er auf seiner Leinwand abrollen läßt, aber das Thema ist 
nicht mehr der alte phantastisch ausstaffierte Untergang Europas, sondern 
die gegenwärtige europäisch-amerikanische kapitalistishe Welt mit ihren 
Führern und ihren Geführten. Wie schon im „Leben der Autos“ und in den 
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„Heiligsten Gütern“, so wird auch in der „Traumfabrik“ ein einzelnes Gebiet 
aus den „großen Interessen“, den Machtkämpfen um den internationalen 
Markt herausgegriffen und in allen seinen Teilen vom Scheinwerfer eines 
geschickten und routinierten Beleuchters erfaßt. Die Filmmagnaten und Stars 
figurieren hier ebenso wie der kleine Kinobesucer der deutschen oder ameri- 
kanischen Provinz, das entscheidende Objekt einer Industrie, bei der Nach- 
frage und Angebot nach wechselnden Konjunkturen zu beobachten höchst 
reizvoll ist. Ehrenburg reiht seine Beobachtungen in der bekannten lässigen 
Manier, ohne spürbare Gestaltung oder gar Stellungnahme, aneinander, und 
sichert sich gerade dadurch, «daß er weder „anklagt“, noch mit großem Auf- 
wand „Masken herrunterreißt“ und überhaupt ohne das übliche ideologisch- 
bombastische Gepäck seiner Landsleute auskommt, einen großen Erfolg. Seine 
eigentlichen Reportagen, das „Visum der Zeit“, eine Sammlung von Reise- 
skizzen aus Frankreich, Deutschland, Polen und der Tschechoslowakei, und 
das aktuelle Spanienbud, bieten ebenfalls viel Amüsantes und Belehrendes 
aus der reichen Kenntnis und scharfen Beobachtung von Nationen und Men- 
schen. Wir machen besonders auf die Kapitel über die Slowakei aufmerksam, 
weil hier die Bedeutung einer der wenig bekannten Regionen Osteuropas 
mit gutem Instinkt richtig erfaßt worden ist. 

Ehrenburg ist einer der wenigen von den Sowjetschriftstellern, die heute 
über die Grenzen Rußlands hinauskommen und etwas von der Welt sehen; 
man könnte ihn den „Spez“ für die außerrussische Welt in der Schönen Lite- 
ratur nennen. Daß sich neben seiner Satire auf die kapitalistische Welt auch 
eine Sowjetsatire großen Stils entwickelt, zeigt uns das frische junge Schrift- 
Aa Ir Ilf und Petrow in seinen Beiden Romanen. Sie haben durch 
ihre Mitarbeit an sowjetrussischen Witzblättern im Dienste der Samokritika 
ihren Stil und ihre Darstellungsform ausgebildet. In den „12 Stühlen“ und 
im „Millionär“ handelt es sich nicht mehr wie bei Soschtschenko um die alte 
Anekdote mit neuen Versatzstücken, sondern hier tritt bereits der gesamte 
Apparat des Systems mit seinen typischen Menschen in Erscheinung. Nicht 
neu ist in den beiden Romanen das Thema des zeitgenössischen Gauners: 
Ostap Bender kann auf eine lange Ahnenreihe von Alexei Tolstojs Ibykus 
und Ehrenburgs Michael Lykow bis zu den „Helden“ Katajews zurücksehen. 
Aber wie armselig sind die Gaunertricks dieser Dilettanten gegen die geniale 
Kunst des „großen Kombinators“, der zum Scheine ganze Trusts organisiert, 
oder eines Koreiko, der es fertigbringt, daß an Stelle einer geplanten Tal- 
sperre eine vorzüglih funktionierende Ansichtskartendruckerei vor den 
Augen des erstaunten Publikums entsteht. Auch der ewige Kampf gegen den 
Bürokratismus brauchte nicht erst von Ilf und Petrow aufs Tapet gebracht zu 
werden. Aber alle bisherigen Satiren verblassen neben den unsterblihen 
Betrieben des „Herkules“ und der „Ersten Tschernomorsker Filmfabrik“. Es 
gibt schlechterdings nichts aus dem gewaltigen Bereich des schlecht funktio- 
nierenden Apparates, was die beiden Autoren nicht erlauscht und bis zur 
letzten Nuance vor uns ausgebreitet hätten. Die erste Schicht der Samo- 
kritika ist hier bereits Objekt der Karikatur: Der Agitationssarg mit der 
Aufschrift „Tod dem Bürokratismus“ wird von den Bürokraten selbst regel- 
mäßig bei Festlichkeiten durch die Stadt getragen; das ist zu einem normalen 
Ritus geworden. Und ebenso werden die erbaulichen Losungen und pathe- 
tischen Schlagworte mechanisch aufgemalt und ausgesprochen und werden 
selbst zu einem Teil des Apparates. Die aufregende Jazd nach dem Stuhl 
mit dem Diamanten und nach dem Sowjetmillionär, die durch ganz Rußland 
führt, ist ein Anschauungsunterricht ohnegleihen vom größten bis zum 
kleinsten Objekt. Die gleiche künstlerische Wahrheit liegt hier in der Be- 
schreibung des bürokratischen Milieus, des Alltagslebens ebenso wie in der 
Aufdeckung der großen Fehlerquellen des Apparates. Der Grundzug: Die 
Besitzfreudigkeit der Bürger des sozialistischen Staates und die Weitmaschig- 
keit eines Organisationsnetzes, die es ermöglicht, daß geniale Praktiker sich 
Millionen ergaunern können (mit denen sie dann freilich — auch das ist ein 
typischer Zug des Systems — nichts Rechtes anzufangen wissen). 
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‚ Auf die Übersetzungen muß kurz eingegangen werden, weil diese wich- 
tige Seite des russischen Buchs in deutscher Sprache von unserer Literatur- 
kritik zum Schaden der Sache vernachlässigt wird. Ehrenburg hat das Glück 
gehabt, für seine Romane zwei ausgezeichnete Übersetzer zu finden: Hans 
Ruoff und Rudolf Selke, die uns außer dem Inhalt auch den originellen 
Stil seiner EE E lebendig vermitteln. Für Soschtschenko und die 
beiden jungen Satiriker dagegen sind die Übersetzer bisher noch nicht auf der 
Höhe. Bei Soschtschenko ist der Prüfstein nicht das gelesene, sondern das 
gesprochene Wort, die Rezitation, bei der jede falsch gegriffene Nuance den 
ganzen Eindruck des Miniaturkunstwerks verderben kann. Was bisher ge- 
boten wurde, wirkt hölzern und schwerfällig, besonders wo es sich um die 
kleinen ganz leicht nuancierenden Einschiebsel der russischen Sprechsprache 
handelt, die mit der wörtlichen Übersetzung (eingeschobenes „zum Beispiel“, 
„versteht sich“, „möchte man sagen“) viel zu gewichtig herauskommen. Un- 
erträglich sind auch die mechanischen Wiedergaben eines nur im Russischen 
möglichen Satzrhythmus (,„Ich“, sagte er, „bin dahergekommen“) und die Ver- 
wendung von Wörterbuchausdrücken statt des lebendigen Wortes. 

Fast noch größere Anforderungen stellen die Romane von Ilf und Petrow 
an den Übersetzer. Hier stammt fast jedes Wort aus dem aktuellen Wort- 
schatz des Sowjetrussischen mit seinen spezifischen Nebentönen. Die Kennt- 
nis der geläufigen Abkürzungsworte und Fachausdrücke reicht bei weitem 
nicht aus. Der Übersetzer muß daneben über alle Realien der Tages- 
diskussion auf dem laufenden sein und das Spiel von Schlagworten und 
Andeutungen herauszulesen wissen. Die drei Übersetzer der beiden Romane 
haben zu ausschließlich übersetzt, das heißt den russischen Text Wort 
für Wort ins Deutsche übertragen. Man stolpert auf jeder Seite über nicht 
Verstandenes und nicht Adäquates. „Woennyi kommunism“ ist nicht 
„militanter Kommunismus“, sondern die Epoche des Kriegskommunismus, die 
„Stolowaja" ist keine „Speisehalle“, die „Isba-tschitalnja“ keine „Lesehütte” 
und der „Primus“ kein „Petroleumkocer“. Außerdem stören die ständigen 
österreichischen Provinzialismen in der Übersetzung (daß die „Täßchen“ im 
4. Kapitel des „Millionärs“ in Wirklichkeit Tabletts sind, wird nur dem 
Kenner des Wiener Dialekts einleuchten). So bieten die beiden Romane in 
der vorliegenden Form nicht entfernt den uneingeschränkten Genuß des 
Originals. 

Sollte Stalins Losung in der Sowjetliteratur die entsprechenden Früchte 
zeigen, die auch die Ausfuhr lohnen, so müßten unsere deutschen Übersetzer 
ihre Werkzeuge noch sehr verfeinern. W.L 


Deutschtum in Rußland. 


Ehrt, Adolf: Das Mennonitentum in Rußland von seiner 
Einwanderung bis zur Gegenwart. Langensalza-Berlin-Leipzig. 
Verlag Julius Beltz. 1932. 175 S. Preis: 7,50 RM. 


Wolgadeutsche Volkslieder mit Bildern und Weisen. 
Herausgegeben mit Unterstützung der Deutschen Akademie und 
des Deutschen Volksliedsarhivs von Deorg Dinges. Bilder von 
Paul Rau. Berlin und Leipzig. Verlag Walter de Gruyter & Co. 
1932. 75 S. Preis: 2,70 RM. 


In der vorliegenden Studie wird der Versuch gemacht, „das rufländische 
Mennonitentum als lebendige und individuelle nationenähnliche 
Gesamtheit zu erfassen und zu erkennen“. Der Verfasser begnügt sich daher 
nicht bloß mit einer historischen Darlegung der Gründung und Entwicklung 
der deutschen Mennonitenkolonien, sondern strebt vor allem danach, das 
Wesen des Mennonitentums in seiner „organischen Totalität“, d. h. also in 
der Gesamtheit seiner sehr großen, ethischen und sozialen Merkmale zu 
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ergründen und aus dieser Erkenntnis heraus die einzelnen Vorgänge im 
geschichtlichen und gegenwärtigen Dasein des rußländischen Mennonitentums 
zu erklären. Die nach dieser Methode aufgebaute, in jeder Beziehung 
höchst aufschlußreihe und mit einem reichen Quellennachweis versehene 
Arbeit Ehrts bedeutet einen großen Fortschritt für die Erforschung rußland- 
deutschen Mennonitentums im besonderen und des Auslanddeutschtums im 
allgemeinen. 

An dieser Stelle sei auch eine kürzlich erschienene Sammlung von 
Wolgadeutschen Volksliedern angezeigt, die sicher von den 
vielen in Deutschland und Südamerika verstreuten wolgadeutshen Aus- 
wanderern lebhaft begrüßt wird. Es ist schön, daß diese alten deutschen 
Volkslieder, noch ehe sie der Vergessenheit verfallen, von fleißiger Hand 
gesammelt und mit ihren eigenartigen Weisen aufgezeichnet worden sind. 
Die Zeit liegt wohl nicht mehr fern, wo an der Wolga das deutsche Lied 
verklungen und damit wieder ein Stück alter, rußlanddeutscher Dorfkultur 
verschwunden sein wird. F.St. 


Notizen. 


Deutsch-russische Medizinerwoche in Berlin. 


Als die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas im Juni 1927 die 
„Russische Naturforscherwocdhe“ in Berlin veranstaltet hatte, an der die be- 
deutendsten russischen Gelehrten unter Führung von Professor Dr. N. A. 
Semaschko, dem Volkskommissar für das Gesundheitswesen, teilnahmen und 
deren Vorträge von Professor Oskar Vogt im Auftrag der Gesellschaft unter 
dem Titel „Die Naturwissenschaft in der Sowjet-Union“ im Östeuropa-Ver- 
lag veröffentlicht wurden, da war man sich einig in der Feststellung, daß 
diese Woche mit ihren vielfältigen Anregungen und Ergebnissen einen Mark- 
stein in der Entwicklung der deutsch-russischen wissenschaftlihen Be- 
ziehungen darstellt und daß es wünschenswert sei, diese Beziehungen weiter 
auszubauen und zu vertiefen. Es ist daher außerordentlich erfreulich, daß 
es mit Hilfe der Berliner Medizinischen Gesellschaft, des Vereins für innere 
Medizin und der Berliner Physiologischen Gesellschaft gelungen ist, vom 
28. November bis 3. Dezember dieses Jahres wiederum eine Woche zu ver- 
anstalten, an der die bedeutendsten und zum Teil von der Naturforscher- 
woche 1927 her in Berlin bekannten russischen Mediziner teilnehmen. An 
der Spitze der Delegation steht der neue Volkskommissar für das Gesund- 
heitswesen, Wiladimirski,selbst. Außerdem sind gekommen die Professoren 
Abrikosow (Pathologie, Anatomie, Moskau), Bogomolez (Vorsitzender 
der Akademie der Wissenschaften der Ukraine), Sbarski (Physiologe, 
Chemiker, Moskau), Burdenko (Ordinarius für Chirurgie, Moskau, vor 
dem Kriege in Dorpat), Fedorow (emer. Ordinarius für Chirurgie, Mos- 
kau, früher Leibarzt des Zaren), Kondschalowsky (Vorsitzender der 
Medizinischen Gesellschaft in Moskau, auch schon vor dem Kriege), Plet- 
new (Ordinarius für innere Medizin, Moskau, Krausscher Schüler), B ronner 
(Syphilisforshker,, Holzmann (Direktor des staatlichen Tuberkulose- 
instituts in Moskau), Marcinowski (Direktor des Instituts für Tropen- 
krankheiten, Moskau), Batkis (Professor für soziale Hygiene an der Uni- 
versität Moskau), Palladin (Direktor des Biochemischen Instituts in Char- 
kow), Worobiew (Anatomie, Charkow). 

Das Ziel der Woche ist, die russischen Gäste mit den wichtigsten medi- 
zinischen Einrichtungen der Reichshauptstadt bekannt zu machen, sie in per- 
sönliche Fühlung mit ihren deutschen Kollesen zu bringen und in einer An- 
zahl von Vorlesungen die wissenschaftlihe Zusammenarbeit weiter zu för- 
dern. Die Vorlesungen von acht der russischen Gelehrten geben einen Über- 
blik über den Stand der medizinischen Forschung in der Sowjetunion. 
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Nicht weniger wichtig als die wissenschaftliche Anregung ist der in der 
Veranstaltung zum Ausdruck kommende Wille auf der deutschen und auf der 
russischen Seite, die freundschaftlicken und engen Beziehungen zwischen den 
Vertretern der Wissenschaft beider Länder erneut zu betonen. Der Anteil 
der deutschen Wissenschaft an den internationalen Beziehungen der russischen 
Wissenschaft übertrifft den anderer Staaten an Dauer und Umfang sowohl 
als auch an gemeinsamen Erfolgen. In den letzten Jahren sind von Wissen- 
schaftlern beider Länder, besonders gefördert durh die Bemühungen der 
Notgemeinschaft der Deutschen Wissenscaft, zahlreihe gemeinsame For- 
schungen durchgeführt worden, etwa auf medizinischem Gebiet die Syphilis- 
expedition und die Untersuchung sozialer Krankheiten unter den Burjato- 
Mongolen und auf geographishem die Erforschung des Pamir und der 
Arktis. Anläßlich der Ausreise der russischen Gelehrten nach Berlin hat die 
russische Presse in längeren Ausführungen die Bedeutung dieser bisherigen 
Zusammenarbeit und die Hoffnung auf ihre Fortsetzung in der Zukunft leb- 
haft unterstrichen. 

Eingegangene Bücher: 

Agrar-Probleme, herausgegeben vom Internationalen Agrar- 
Institut in Moskau. 4. Band. Heft 1. Wien-Berlin. Verlag für Literatur 
und Politik. 1932. 183 S. Preis: 2,— RM. 

Alexander von Rußland: Einst war ich ein Großfürst. Leipzig. 
Verlag Paul List. 1932. 341 S. Preis: 6,80 RM. 

Čr ellmann, Hans: Finnische Literatur. (Jedermanns Bücherei, Abtlg.: 
Literaturgeschichte.) Breslau. Verlag Ferd. Hirt. 1932. 88 S. Preis: 2,85 RM. 

Grothe, Hugo: Kleines Handwörterbuh des Grenz- und Ausland- 
Deutschtums. Herausgegeben in Verbindung mit dem Verein für das 
Deutshtum im Ausland und dem Institut für Auslandkunde, Grenz- und 
Auslanddeutschtum. Leipzig, München und Berlin. Verlag R. Oldenbourg. 
1932. 408 S. 22 Kartenskizzen. Preis: Ln. geb. 14,— RM. 

Halle, Fannina W.: Die Frau in Sowjetrußland, mit 109 Abb. Berlin, 
Wien, Leipzig. Paul Zsolnay Verlag. 1932. 567 S. Preis: Ln. 14,— RM. 

Halm, Hans: Sowjetrußland von heute. Bericht eines Augenzeugen. 
Berlin. Verlag Buchholz & Weißwange. 1932. 48 S. Preis: 0,65 RM. 

Just, Artur W.: Joseph Wissarionowitsh Dshugashwili — Stalin. 
Lübeck. Verlag Coleman. 1932. (Colemans kleine Biographien, Serie 1, 
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Kiser, Georg: Rußland vor dem zweiten Fünfjahrplan. Ergebnisse 
und Erfahrungen des planwirtschaftlihen Aufbaues. Mit 26 Bildern und 
!Bildstatistiken. Wien. Verlag Arbeit und Wirtschaft. 1932. 143 S. 
Preis: 3,— RM. 

Leers, Johann v.: Polnisher Korridor oder deutsches Weichselland? 
Sammlung: Großdeutsche Forderungen, Heft 2. München. Verlag Frz. Eher 
Nachf. 1932. 39 S. Preis: 0,50 RM. 

Lenin, W. I.: Ausgewählte Werke. In 12 Bänden. Übersetzung nach 
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Band 1: Die Voraussetzungen der ersten russischen Revolution 1894—1899. 
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Rose, Max: Oberschlesien, das Land unterm Kreuz. Gossengrün 
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Rudolph, Th.: Lehren aus 12 Jahren der Beziehungen Danzigs zu 
Polen und zum Völkerbund. (Material zum Problem Danzig, Heft 3.) Danzig 
1932. Danziger Verlags-Gesellschaft m. b. H. 24 S. 
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Russkaja skazka. Izbrannye mastera. (Russisches Märchen. Schätze 
der Weltliteratur) Redaktion und Kommentar von Mark A. Zadovskij. 
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Sauerland, Kurt: Der dialektishe Materialismus. Erstes Bud: 
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Schramm, Wilhelm von: Radikale Politik. Die Welt diesseits und 
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lerischen Verbundenheit Danzigs mit Deutschland von den ältesten Zeiten 
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I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH ..... 


II. Kulturbericht von KLAUS MEHNERT 
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Jas Nachschlagebuch auf das Sie schon so lange gewartet haben: 
Die Sovet-Union 1917-1932 


Systematische, mit Kommentaren versehene Bibliographie der 1917-1932 in 
deutscher Sprache außerhalb der Sovet-Union veröffentlichten 1900 wich- 
tigsten Bücher und Aufsätze über den Bolschewismus und die Sovet-Union 
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der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 


unter Mitarbeit von 36 Fachkennern 
bearbeitet von Klaus Mehnert 
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Aus dem Vorwort: 


Dieses Buch ist ein Führer durch die bisher noch nie syste- 
matisch zusammengestellte deutschsprachige Rußlandliteratur 
seit 1917, deren erstaunlicher Umfang selbst demjenigen, der 
sich beruflich mit der Sovet-Union zu beschäftigen hat, die 
Übersicht schwer macht. Gerade die letzten Jahre haben wert- 
volle Untersuchungen in großer Zahl hervorgebracht. So schien, 
15 Jahre nach der bolschewistischen Revolution, der Augen- 
blick gekommen, das Vorhandene zu sichten, das Wertvoliste 
herauszugreifen und das Ergebnis den weiten Kreisen der Ruß- 
land-Interessenten vorzulegen. 

Für sie in erster Linie ist dieses Buch bestimmt. Ihnen soll 
es die Möglichkeit geben, mit einem Blick festzustellen, was 
an wesentlichem Material über jede einzelne Seite des russi- 
schen Problems vorhanden ist, ihnen soll es helfen bei der 
Auseinandersetzung mit den russischen Fragen. Wir haben in 
erster Linie Bücher aufgeführt, in zweiter Linie Zeit- 
schriften-Aufsätze in Fällen, wo entsprechende Bücher 
nicht vorhanden sind. Es wurden fast ausschließlich Zeit- 
schriften berücksichtigt, die sich mit den russischen Fragen 
nur unter anderem befassen, während die Spezialzeitschriften, 
in denen sich eine Fülle von weiterem Material befindet, 
gesondert aufgeführt sind. 


170 Sachgebiete — ein umfassendes Autorenverzeichnis 
machen dieses Buch auch Ihnen unentbehrlich! 


Ost - Europa - Verlag, Königsberg Pr. / Berlin W. 35 


Das geistige Antlitz Sowjetrußlands. 


Eine Skizze seiner Problematik. 
Von Otto Hoetzsch. 


Vorbemerkung: Diese Skizze beansprucht in keiner 
Weise ein vollständiges Bild oder gar absolut gültige und allge- 
meine Urteile zu geben. Ihr Zweck ist ausdrücklih nur, die 
Probleme des geistigen Lebens in Rußland in ihrer Einheitlic- 
keit und Totalität herauszustellen und damit sowohl zum Stu- 
dium wie zur Erörterung, für die diese Zeitschrift natürlich offen 
steht, anzuregen. 


I. 


In den zahlreichen Betrachtungen über das heutige Rußland 
steht die Wirtschaft, der Fünfjahrplan u. dgl. im Vordergrund. 
Und doch heißt es auch in diesem materialistischsten Staatswesen, 
daß es der Geist ist, der sich den Körper baut! Kürzlich wurde 
ich von einem Emigranten, der sich sehnte, nach der Heimat zu- 
rückkehren zu können, dringend gefragt, wie denn die Geistesart 
des heutigen Rufllands, des heutigen russischen Menschen sei; 
er fühlte den Abstand der Mentalität, den die letzten Jahre ge- 
braht haben. Und wer regelmäßig nach Rußland kommt, fühlt 
ebenso die Diskrepanz, die immer größer wird, zwischen Ruß- 
land und dem übrigen Europa. 

Auch für dieses Gebiet gilt weiter, daß jetzt 15 Jahre Ge- 
schichte hinter der Sowjetunion stehen. So stark ist das 
Empfinden auch in Rußland dafür, daR die letzte Verordnung 
über die Reform des Schulwesens ausdrücklich den „Elementen 
des Historismus“ eine Stelle einräumt. 

So hat sich bewahrheitet, was man gleich zu Anfang dieses 
Riesenexperiments sagte, nach dem russischen Sprichworte, daß 
„die Geschichte keine Sprünge mache“. In diesen 15 Jahren, in 
denen Wirtschaft und Staatssystem immer stärker auf die rus- 
sische Erde bezogen wurden und mit ihr verwuchsen, wird auch 
die Frage immer bedeutsamer, wieviel von der heutigen Geistes- 
art spezifisch russisch sei oder werde. Anders gefaßt: wieviel 
von der russischen Geistesart vor dem Kriege vielleicht durch 
diese 15 Jahre tiefgreifend verändert worden sei. 

Darin wiederum ist die Hauptfrage, wie es mit diesen Ver- 
änderungen bestellt sei im Geiste der bäuerlichen Masse. 
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Das Rußland vor dem Kriege war durchaus „unbürgerlich“; ein 
eigentliches Zeitalter der Bourgeoisie hat Rußland nicht durch- 
lebt. Die Ansätze dazu in der Europäisierung der Bildungsschicht, 
namentlich im Adel, und in der dünnen Schicht der frühkapita- 
listischen Unternehmerwelt waren nicht groß gen egenüber 
der riesigen bäuerlichen Masse, deren Beurtei ee annt ist, 
teils Verachtung, teils Vergötterung, und die vor allem bestimmt 
wurde von den Kräften der „russischen Seele“ mit dem viel- 
deutigen Inhalte dieses Begriffs. 

Adel und Bürgertum sind heute in Sowjetrußland schlecht- 
hin vernichtet. Die Industriearbeiterschaft ist eine Minderheit: 
für 1951 zählt die amtliche Statistik von 160,6 Millionen Be- 
völkerung Arbeiter und Angestellte insgesamt 18,1 Millionen, 
davon im sog. nichtlandwirtschaftlihen Sektor einschließlich 
der Tagelöhner und Hausangestellten 15,4 Millionen und davon 
in der Produktion Tätige 10,1 Millionen, und schließlich davon 
wieder in der „Zensusindustrie“ 5,4 Millionen. Daß die Arbeiter- 
schaft der Industrie am stärksten den geistigen Einflüssen des 
neuen Regimes offen ist und von ihnen beeinflußt ist, versteht 
sich von selbst. Die Hauptfrage ist also die nach der bäuerlichen 
Masse und dem Stande ihrer Befreiung von den verschiedenen 
Gebundenheiten ihrer Vergangenheit. Die Wirkungen der Zeit 
zwischen 1914 und 1932, also von fast zwei Jahrzehnten, die 
des Massenkrieges, der auch in Rußland bis an den letzten 
Mann herankam, und nicht zu vergessen der Kriegsgefangen- 
schaft in Deutschland bei Millionen, der Revolution mit ihrer 
Freigabe des Landbesitzes, der Bürgerkriege und Interventionen 
müssen allein schon gewaltig gewesen sein. Dazu trat das Neue 
mit dem Bolschewismus und seinem System, seiner Agrarpolitik, 
seiner Steuerpolitik, mit der Roten Armee und mit der in tausend 
Kanälen gehenden Agitation, Propaganda, Erziehung und Wir- 
kung auf den Geist. 

Nur vorübergehend sei gestreift, wie sich unsere Frage noch 
kompliziert durh die Nationalitätenzusammen- 
setzung Ruflands, die wieder in dem neuen russischen Staate 
zusammengefaßt ist, auf die die Politik des Sowjetstaates wirkt 
und seine Aufklärung, seine Bildungspolitik, sein Kampf gegen 
das Analphabetentum in erster Linie. Diese gewaltige Frage sei 
hier beiseite gelassen. Die folgende Skizze nimmt ausschließlich 
den großrussischen Menschen im Sowjetstaat zum Gegen- 
stand. Dieser beherrscht ja auch die Sowjetunion im ganzen so 
sehr, daß seine Probleme zwar nicht die absolut allgemeinen, 
aber doch die wesentlichen sind. 

Auf die geistigen Voraussetzungen des Sowjet- 
regimes im allgemeinen braucht nur flüchtig hingewiesen zu 
werden. Jedermann weißt, daß der historische Materia- 
lismus die Weltanschauungsgrundlage des Systems ist, mit den 
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Elementen: Aufklärung und Vernunft — Technik als maßgebend 
für die Lebensgestaltung — absolute Diesseitigkeit. Mit Recht 
hat ein aus der deutschen jungen Welt kommender Beobachter, 
E. Niekisch, seine Eindrücke aus Rußland hierzu so zusammen- 

efaßt: „Was im Mittelalter der Geistliche war, was der Advokat 

eute in Frankreich ist, ist in Rußland heute der Ingenieur.“ 
Das Bildungs- und Lebensideal auf der genannten weltanschau- 
lichen Grundlage ist „der gehobene technische Könner“, der zu 
werden man strebt, geradezu in Besessenheit von der Technik. 
Darüber soll alles, was an das Jenseits, an die „russische Seele“ 
erinnert, ausgerottet und beseitigt sein. Und doch drängt 
Notwendigkeit und Sehnsucht, etwas zu glauben, überall hervor. 
Wenn der Vergleich erlaubt ist: der Sozialismus ist Allah, sein 
Evangelium der Plangedanke und Lenin/Stalin sein Prophet. 
Zum Mythos geradezu erhebt sich das, zum Glauben an eine 
Zukunft, für die man die Gegenwart opfert und die Vergangen- 
heit glaubt zertreten zu haben, während sie doch überall noch 
vorhanden ist. Ein mystischer Glaube, aus dem Opferbereitschaft 
und Arbeitsheroismus erwächst, jedenfalls erwachsen kann, und 
der im Ziel völlig und einseitig eudämonistisch ist. 


Dafür ist wiederum der Arbeiter vor allem erstgegebene 
Schicht und am empfänglichsten, getragen vom Glauben, vom 
Mythos, vom (oft gewollten) Optimismus. Man fragt: erträgt 
der Arbeiter heute die von niemand bestrittenen Leiden und 
Nöte, die der Staat ihm auferlegt, weil er diesen Staat als sei- 
nen Staat betrachtet? Man fragt, wie lange die seelische 
Spannung aushalten kann zwischen dem immer wieder ferner 
rückenden Ziel der Verwirklichung des Plangedankens und der 
Überlastung durch die Arbeit der Gegenwart, die Unterernäh- 
rung, die Nervenabnutzung? 


Umgekehrt: auf den Bauern wirkt der Plan und die 
Kollektivierung mit einem besonderen Druck. Was Krieg, 
Bürgerkrieg und die ersten Phasen des neuen Regimes schon 
bewirkt hatten, die Erziehung des Wirtschaftsgeistes im Bauern- 
tum, das führt jetzt der Sozialismus des Betriebes, also die 
Kollektivierung, vor allem mit der neuen Agrarpolitik seit 
1932 weiter. Aber sie weckt gerade entgegengesetzte Instinkte 
und Regungen. Sie brachte erst Unordnung, Zerstörung, Druck. 
Sie appelliert jetzt mit der neuen Stalinschen Agrarpolitik 
an die privatwirtschaftlichen Instinkte, an den privaten Egois- 
mus. Es ist fraglih und ein schwer zu durchschauendes 
Problem, ob die Sozialisierung des Landeigens und der Land- 
bestellung den alten, elementaren und leidenschaftlichen Trieb 
des Bauern nach dem Lande in der heutigen Form befriedigt 
hat. Es ist weiter ein schwer zu durchschauendes Problem, wie 
und wie weit die neu geschaffene Gebundenheit für den Bauern 
(= nun staatlichen Lohnarbeiter) die alten Gebundenheiten 
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durch Grofßfamilie und Mir aufgelöst, ersetzt, umgebildet hat. 
Es ist keine Frage aber, daß der Staat gerade durch die 
Kollektivierung den Bauern sowohl höher bildet im wirtschaft- 
lichen Sinne, oft in erstaunlicher Wirkung, und zugleich ihm die 
Interessensolidarität der Klasse beibrachte, noch mehr, zu deren 
Betätigung gerade im Zwang zur gemeinsamen Arbeit die Waffen 
gegen den Staat in die Hand gegeben hat. Man versuche einmal, 
von hier aus das von mir hervorgehobene augenblickliche Zentral- 
Be Arbeitsleistung und Arbeitslohn im Kollektiv — Markt- 
andel zu freien Preisen — gebundene Löhne — doppelte und 
dreifache Landeswährung, überhaupt Geldwesen und Geldwirr- 
warr sich in dem Kopf eines großrussischen Bauern durchgedadht 
oder wirksam vorzustellen. Noch mehr: wenn man, wie ich mehr- 
fach tun konnte, in den Gesprächen auf dem Lande dem nach- 
en kann: man steht auch hier, in der Zentralproblematik von 
eute, mitten in den Problemen der geistigen und seelischen Welt. 
Man fragt, wie diese aussähe und was diese bestimme. Und die 
Sowjetregierung, die das Geistig-Seelishe so völlig negieren 
wollte, hat sich immer mehr gezwungen gesehen, es einzuschalten. 
Hat doch Stalin selbst in der Schwenkung des letzten Jahres und 
den Vorbereitungen zum zweiten Fünfjahrplan ganz brüsk seinen 
Leuten gesagt, die Hauptsache sei in dieser ganzen Arbeit doch 
nicht die Ziffer und die Maschine, sondern — der Mensch! 


II. 


Die bewußte Arbeit der Regierung zur Aufklä- 
rung und Agitation, zur Bildung und Erziehung. 


Maftgebend ist im Augenblick der zweite Fünfjahrplan und 
die Kollektivierung. Art und Ziele sind von Kuibyschew, Molo- 
tow, Kaganowitsch u. a. klar genug bezeichnet — wir teilen ja 
alle diese Äußerungen mit. Daß zu ihrer Erreichung die allge- 
meinen Formeln des Parteiprogramms (angenommen vom 8. Par- 
teikongreß 1919, Abt. 12: Gebiet der Volksaufklärung, in 
der Taschenausgabe des Programms nicht mehr als vier ganz 
kleine Seitchen) nicht ausreichen, hat (während, soweit ich selıe, 
Lenin diesem Problem wenig Aufmerksamkeit schenkte) Stalin 
durchaus erkannt. Er hat das in einer zentralistischen Bildungs- 
und Schulpolitik immer weiter ausführen lassen, mit Unterstützung 
des Volkskommissars für Volksaufklärung, Bubnow, der charak- 
teristischerweise von der Roten Armee hergekommen ist, und in 
einer Verbindung mit dem Jugendproblem, was beides zusammen 
erstaunliche Parallelen zu der entsprechenden Betätigung Musso- 
linis aufweist. 

Man kann darum durchaus nicht sagen, daß der Bolschewis- 
mus bildungsfeindlich sei. In der bewußten Beschränkung auf 
Sozialismus und Plan ist er im Gegenteil geradezu vom Bildungs-, 
Erziehungs- und Disziplinierungsfanatismus besessen, glaubt er 
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charakteristischerweise mit den Mitteln der Aufklärung einfach 
alles machen zu können. Es ist die Dreiheit im Erziehungs- 
Pk am: das ABC, Lesen und Schreiben — die technische Aus- 

ildung bis zur höchsten technischen Fähigkeit — die staats- 
bürgerliche, d. h. zugleich parteilich-bolschewistische Erziehung 
(Politgramota). Und fragt man nach dem geistigen Bande, 
mit dem die einzelnen Teile einer immer weitergetriebenen 
Spezialisierung zusammengehalten würden, so soll das eben sein 
der historische Materialismus als die alles bestimmende Welt- 
anschauung. 


Man sieht: das Problem ist nicht einfach. Sein Komplex ist 
riesengroßt, und die Leistungen dieser Arbeit sind unbestreit- 
bar erheblich, groß und wirksam. Aber diese Arbeit ist durchaus 
zweckhaft. Nennen wir Idealismus und idealistische Arbeit 
ein Streben, das sich bewußt von zweckhafter Bestimmung frei- 
hält, so ist dieses Streben Sowjetrußlands grundsätzlich und be- 
wußt antiidealistish. Jedenfalls aber: wer Sowjetrußland 
studieren will, muß in immer höherem Maße die Bildungspolitik, 
die Methoden, Arbeiten und Leistungen der Pädagogik im aller- 
weitesten Sinne studieren. Dem einzelnen Standpunkt bleibt es 
dabei überlassen, ob er im Vergleich mit dem Westen oder der 
Kürze der Zeit oder den erforderlichen Maßstäben das Geleistete 
als unzureichend erklärt oder ob er, die Leistungen der heutigen 
Bildungspolitik mit denen des Vorkriegsrußlands vergleichend, 
ea wirklich Erreichte bei allen Mängeln als bedeutend ein- 
schätzt. 


Im übrigen soll hier auf die Details dieser Schulpolitik 
nicht eingegangen werden, für die die Technisierung, Spezialisie- 
rung und praktische Arbeit die maftgebenden Gesichtspunkte 
sind, und das unablässig drängende Moment die Spannung zwischen 
Bedarf an technisch gebildeten Menschen und ihrer heute noch 
unzureichenden Zahl ist. Ich habe den Eindruck, als wenn in 
dieser Arbeit heute unter dem Druck der Technisierung der 
Schule, die ihre geistigen Wirkungen auf das höchste Unterrichts- 
wesen vor allem natürlich übt, die im Anfang, u. a. auch von dem 
verstorbenen Pokrowski so stark geförderte Volkshochschulseite 
etwas zurückgetreten sei. Man hört fortwährend und sehr viel 
von dem „Technikum“ und hört wenig von den „Rabfaki“. In 
jedem Fall aber ist das gesamte Schulwesen und darin nament- 
lich die Hochschule in einen „Gesamtdienst“ gestellt. 


Ebenso genügt es, nur anzudeuten, wie die eigentlich wis- 
senschaftliche Arbeit danach bestimmt wird. Alles, was 
dem Fünfjahrplan im weitesten Sinne dient, wird gefördert, von 
der Kommunistischen Akademie (man sehe die detaillierten For- 
schungspläne mit äufßerster Regulierung für das neue Semester 
in ihrem „Westnik“) und von der alten Akademie der Wissen- 
schaften, die nicht mehr die alte ist, sondern völlig in den Dienst 
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zweckhafter wissenschaftlicher Forschungsarbeit gezogen ist, und 
von den Forschungsinstituten, die nach deutschem Muster, ohne 
Rücksicht auf die Kosten, geschaffen sind. Wer sich da als For- 
scher einfügt und wessen Forschungsgebiet in dieser Richtung 
geht, der findet, wie zahlreiche Namen und Erfahrungen zeigen, 
im Sowjetregime große und ausgedehnte Betätigung. Was aber 
nicht hereingehört und darüber hinaus geht in das Nichtzweck- 
hafte, das idealistische wissenschaftliche Arbeiten ohne Gebun- 
denheit in Weltanschauung, Parteilehre und Staatsvorschrift, das 
verkümmert in einer fürchterlichen Weise. Auf allen diesen Ge- 
bieten, wie der Philosophie, der Geschichte, der Staatswissen- 
schaften, kurz aller in Frage kommenden Fächer dieser Art ist 
von einem Leben nichts mehr zu spüren. Von einem Druck des 
Staates auch kaum mehr und nur noch ausnahmsweise, der Staat 
läßt diese Gebiete und diejenigen, die auf ihnen arbeiten, ab- 
sterben. Es ist ein hoffnungsloses Vegetieren, in dem unendlich 
viel von unzweifelhaft großer Leistung Rußlands versinkt. Und 
nirgends erhebt sich auf. der bolschewistischen Seite, wenigstens 
für uns nicht erkennbar, die Frage oder der Zweifel, ob denn 
diese Auflösung in einzelne zweckhaft und nal betriebene 
Forschungsstätten und Forschungsziele auf die Dauer die wissen- 
schaftliche Höhe, die geistige Verbindung und Erziehung ent- 
behren können, ohne deren Atmosphäre auch der Forscher der 
sog. exakten Wissenschaften auf die Dauer nicht bestehen und 
das gewünschte, praktisch zu verwertende Forschungsergebnis 
nicht erzielt werden kann. 


Weitere Elemente bewufßtter Arbeit liegen in der Presse, 
dabei besonders in dem System der Dorfkorrespondenten, die 
eine Viertelmillion stark draußen die Nachrichten der Zentrale 
vermitteln und entsprechend für die Zentralregierung die Hand 
am Puls draußen halten (jede Nummer der „Iswestija” oder der 
„Prawda“ zeigt ja, wie diese Briefe aus dem Lande verwendet 
werden), in der Verwendung von Radio und Film, die bis in das 
letzte Dorf dringen. Das alles neben einer riesigen literarischen 
Produktion, bei der dem Bedarf und dem Absatz schon rein 
materiell die Produktion nicht nachkommt, besonders auch unter 
den Schwierigkeiten des Fünfjahrplans überhaupt. Ein kleines, 
aber nicht unwichtiges äußeres Zeichen: wie schlecht sind jetzt 
Papier und Druck der Veröffentlichungen des Staatsverlages ge- 
worden! Aber die Wirkung dieser staatlich geleiteten Papierflut, 
Radio- und Filmübermittlung auf die Geister muß um so größer 
sein, als, wenigstens in der Öffentlichkeit, nicht die geringste 
Gegenwirkung aus anderen Quellen vorhanden ist. 

Noch zwei Komplexe treten hinzu: die indirekte Wirkung 
der Verstädterung, die der Fünfjahrplan mit sich bringt, der 
„sozialistischen Stadt“, der Arbeitersiedlung, des sog. „Kultur- 
parks“ darin, und dann die des Sports, die wiederum verbunden 
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ist mit der (ein Ausdruck Woroscilows) „Militarisierung der 
Seele“. Immer zielbewufter ist diese Arbeit für den Wehr- 
gedanken (oborona), die Ertüctigung der Jugend, die Er- 
ziehung zum kriegerischen Verteidigungswillen geworden — 
12 Millionen Mitglieder zählt die vor allem die Jugend umfas- 
sende N an des „Ossoawiachim“, die ganz besonders 
die Gebiete der Luftfahrt und der Abwehr des chemischen 
Krieges umfaßt. 


Im ganzen: eine immer systematischer werdende Er- 
ziehungsarbeit, ohne Achtung vor Geist und Wissenschaft 
an sich, aber doch auch nicht so, daf man sagen dürfte: „Ver- 
achte nur Vernunft und Wissenschaft, des Menschen allerhöchste 
Kraft, so hab’ ich dich schon a Verachtung schlechthin 
eben nicht, sondern Dienstbarmachen dem eng begrenzten 
Zweck: was dafür nützlich ist, aufs äußerste pflegen, was nidıt 
oder was gefährlich, erdrücken oder absterben lassen. Wie sich 
diese Arbeit im besonderen auf das Generationenproblem aus- 
wirkt und auf die Seite des geistigen Menschen, die nach Fröh- 
lichkeit, Tanz, Theater und Kunst herüberweist, davon später. 
Ein Gesamturteil über diese Bildungspolitik ist nach den Lei- 
stungen unmöglich und hängt nach der tieferen Begründung vom 
Weltanschauungspunkt des einzelnen ab. Was sie erstrebt, wie 
sie begrenzt ist und sich selbst beschränkt, dürfte aus dieser 
Skizze klargeworden sein. 


III. 
Das eigenständige geistige Leben. 


Eine öffentliche Meinung gibt es bekanntlich in der 
Sowjetunion im gewöhnlichen Sinne des Wortes nicht. Die Presse 
steht nicht nur unter Zensur, sie ist ja überhaupt nur das Sprach- 
rohr einer, der herrschenden Partei. Immer stärker sind auch 
ihre Äußerungen eingepreftt worden in das, was ich den Stalinis- 
mus nenne, nicht nur zur Einhaltung der „Generallinie“, sondern 
auch im weiteren Sinne. Allmählih wächst eine Schicht von 
Jenna) en heran und ist tätig, die die Dinge des geistigen 

ebens, des Lebens überhaupt gar nicht anders sehen kann, als 
im Dogma des Leninismus und Stalinismus. Ein Ventil öffent- 
licher Kritik hat die Sowjetregierung nicht. Es ist nur ein sehr 
kümmerlicher Ersatz, wenn im Gespräch Witze kritischer Art 
über die Regierung und Stalin umgehen (eine Sammlung findet 
sich in dem Buche von William White: „So lebt der Russe“, 
Köln 1932). 

Die sog. „Samokritika“ dient gewiß dazu, Illusionen 
fernzuhalten, aber diese Kritik ist amtlich, kommt von oben, 
appelliert an die Öffentlichkeit lediglih, um den einzelnen 
an den Pranger zu stellen, auch die einzelne Behörde, aber sie 
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bildet selbstverständlich eine öffentliche Meinung nicht. Wieweit 
dergleichen im geheimen, in der in Rußland so geläufigen „ille- 
galen“ Weise gebildet wird, das entzieht sich dem Auge des 
Beobacters. Er sieht freilich gar oft schon an den Augen des 
Gesprächspartners, daß eine kritische Einstellung nicht fremd ist. 
Ebenso begreift er, daß die Kritik am System und vor allem an 
den Leiden, die es mit sich bringt, ziemlich hoffnungslos an der 
Frage sich stößt: wie soll es wohl anders werden? Durch 
Rückkehr zur NEP? Das will z. B. der Anhänger der Rechts- 
opposition (darin liegt gerade die Schwäce dieser Richtung) 
auch nicht, wegen der sozialen Gefahren, die daraus entstehen 
können. Oder in der Richtung der Rückkehr zum kapitalisti- 
schen System, mit Hilfe fremder Anleihen, Konzessionen und 
fremder Arbeit im Lande? Dagegen erhebt sich der Einwand 
der kapitalistischen Krise draußen und bäumt sich vor allem die 
Empfindung nicht nur des Bolschewisten, sondern des Russen 
schlechthin auf, daß man diesen Weg zur Kolonie der Fremden 


für Rußland unbedingt nicht wolle. 


In immer höherem Maße wird daher für eine öffentliche 
Meinung, für die Kritik und damit für die Erkenntnis Rußlands 
wichtig die schöne Literatur. Eine Flut von Übersetzungen 
hat sich über uns ergossen, neben vielem Vergänglichen viel 
Wichtiges, wenn auch vielfach von zweifelhaftem literarischen 
und ästhetischen Werte, gebracht. Immer stärker wird in dieser 
Literatur ein Zug, der dem Kenner russischer Geschichte im 
19. Jahrhundert ganz vertraut ist: die schöne Literatur wird das 
Dokument der Gegenwartsentwicklung, der Darstellung der 
wirtschaftlichen, sozialen, auch politischen und kulturellen Pro- 
bleme. Sie verliert immer mehr, wenn sie überhaupt das an sich 
hatte, den Zug des „lart pour l’art“. Sie wird Dokument der 
Kritik, indem darin, wie auf dem Theater, der Russe sich selbst 
darstellt und indem darin durch die Zeilen hindurch, „zwischen 
den Zeilen“ geschrieben und infolgedessen gelesen wird. Es ist 
ganz leicht, aus dieser schönen Literatur heute etwa ein Dutzend 
von Werken zusammenzustellen, die in die einzelnen Kreise, wie 
Kollektivierung, Anlage eines Industriewerkes, Dorfrat, Schich- 
tung in der Partei. Generationenproblem ausgezeichnet herein- 
führen. Die „Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ 
hat darum unter diesem Gesichtspunkt eine Ausstellung in ihren 
Räumen veranstaltet, die auch ihre anderen Ortsgruppen über- 
nehmen werden und in der am so geordneten Material der 
schönen Literatur das demonstriert wird, wie sie nicht nur eine 
sehr bequeme, sondern auch unmittelbar sprechende Einführung 
in das heutige Rußland ist. 


Auch die schöne Literatur wird in den sozialistischen Aufbau 
hereingezogen. Es ist ein Gefühl der Sicherheit, wenn die 
Sowjetregierung kürzlih den Verband rein kommunistischer 
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Schriftsteller auflöste und zu einer Gesamtvereinigung der 
Schriftsteller in der Sowjetunion umwandelte, die im ganzen die 
Aufgabe haben sollen und angeblich auch auf sich nehmen, genau 
wie etwa die Akademie der Wissenschaften, ihre Arbeit in den 
Dienst des Plans zu stellen. Doch ist das auch in Sowjetrußland 
für die schöne Literatur noch zu eng. Ganz läßt sie sich nicht 
hereinpressen, soll sie auch nicht hereingepreft sein. Eine ge- 
wisse Selbständigkeit muß und kann sie haben. 


Man gliedert die Geschichte der schönen Literatur unter dem 
Sowjetregime heute in drei Perioden: die Entstehung — die 
Erfilllung — das Suchen nach einer neuen Synthese, nach 
Persönlichkeit und Weltbild. Da kommt man schon an geistige 
Probleme der Sowjetgegenwart heran, die sich wieder mit schon 
berührten Problemen verbinden. Auf diesem Wege könnte man 
weiter über jene Figuren hinaus kommen, die gerade, weil sie 
so bedeutende Dichter waren, am Bolschewismus zerbrachen und 
deren Talente also verschwendet wurden. Es ist natürlich da- 
bei an Majakowskij und Jessenin gedacht. Da kann man auch 
weiter und hinaus über die Weise der reinen Massendichtung, 
kommen, die Demjan Bednyj pflegt, der Dichter der ungeglie- 
derten Volksmassen. Ob man damit die aufgeprefte Tendenz 
verlassen könnte zu größerer geistiger Freiheit, das steht ganz 
dahin. In jedem Falle aber ist klar, daß jene Anfangstendenz 
vom „Proletkult‘“ eine Utopie geblieben ist und daß, worauf wir 
hier den Hauptnachdruk legen, die schöne Literatur sowohl 
Ausdruc eines eigenen geistigen Lebens ist, wie aber noch viel- 
mehr der Ausdruck der Sozia beschreibung und damit auch vor- 
sichtig und zwischen den Zeilen der Sozialkritik. 


Über das Theater handelte in „Osteuropa“ (8. Jahrgang, 
Oktoberheft 1932) ein Artikel von Samjatin. Das sieht der 
Reisende beim ersten Mal und Blick, welche Rolle das Theater 
hier spielt: in der Form der alten Oper und des alten Balletts, 
in der Form auch der alten bürgerlichen Komödie und in 
der Form des reinen Tendenz- und Agitationsstücks, wie im 
vorigen Jahre „Temp“, oder in diesem „Strah“. Auch braucht 
hier kein Wort über die Richtungen und Namen einer unerhörten 
und großartigen Regie und Schauspielkunst verloren zu werden. 
Was aber jetzt erkennbar wurde, war eine Schwenkung im 
Repertoire von großer Bedeutung. Die Neigung geht ab 
vom Tendenz- und Aeiiationsstück, das man um so weniger zu 
sehen wünscht, als man ja buchstäblich im eigenen Magen merkt, 
daR die Erfolge des Systems, das auf der Bühne dargestellt wird, 
nicht da sind und als die dichterisch-theatralischen Darstellungs- 
möglichkeiten (was auch für den Film gilt) für Stalinismus und 
Fünfjahrplan recht gering und recht eintönig sind. Daher eine 
Umstellung, die einerseits auf das Nichttendenziöse. Fröhliche 
führt, etwa mit der Zulassung der ausländischen Operette, und 
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nach der anderen, auf direkte Anweisung Stalins selbst, höchst 
interessant in etwas ganz anderes, großes und auf diesem Boden 
sonderbares, . geht nämlich auf ee Die Auf- 
führung des „Hamlet“ im Wachtangow-Theater wäre der Anfang 
davon, eine seltsame Mischung zwischen tendenziös (d. h. 
klassenkampfmäßig) zugespitzter, übrigens recht unbekümmerter 
Deutung und reinem Phantasiespiel, das, wie Grabowsky sehr 
hübsch sagt, so ist, wie „der kleine Moritz“ sich dergleichen vor- 
stellt, und doch auch wieder dann am Ende vielleicht sogar 
William Shakespeare selber gefallen hätte. 


Die gleiche Tendenz rückt vorwärts im Film. Die Um- 
stellung auf den Tonfilm ist vollständig gelungen. Neue Filme, 
wie z. B. „ljudi i djela“ (Menschen und Dinge) wollen den Fünf- 
jahrplan anschaulich und stimulierend vorführen, ohne daß das 
wirklich gelingt. Aber schon im letzten Jahre beobachtete ich 
die Ablehnung derartiger Gegenstände im Film von seiten der 
Arbeiterschaft. So lockert sich auch hier das Programm, allerlei 
von der Tendenz freiere Themen werden verfilmt. Wiederum 
der Gesichtspunkt, der auch in der Zulassung der ausländischen 
Tänze, der modernen Tänze zutage tritt: etwas mehr Freiheit 
von der unausgesetzten Beschäftigung des Geistes mit Fünfjahr- 

lan, Tendenz, sozialistischer Agitation zu haben, also den 

enschen, von dessen Bedeutung im Plan ja Stalin, wie oben 
erwähnt, so nachdrücklich sprach, zu seinem Recht kommen zu 
lassen und ihn mit diesen Eele dieron en vergessen zu lassen, 
daß vorläufig wenigstens der Erfolg des Fünfjahrplans nicht 
die größere Bequemlichkeit, die Behaglichkeit, das größere 
Erdenglück geworden ist als vordem. 


Von der Wissenschaft wurde oben schon das Nötige 
pesagt, Daf die Sowjetkunst auch im gleichen Sinne zu 
eobachten ist, versteht sich von selbst. Doch gestehe ich, daß 
Übersiht und Urteil, die ich mir schaffen konnte, nicht aus- 
reichen, als daß ich hier darüber etwas sagen dürfte. 


Nun die grofe schwere Frage nah Religion und Kirche. 
Von 700 Kirchen, die Moskau vor dem Kriege hatte, stehen heute 
noch 80 und nur 60 sollen noch gebraucht werden. Das kirchliche 
Leben im Gottesdienst geht a weiter; jedesmal, wenn ich in 
Rußland bin, gehe ich in die Kirche und überzeuge mich davon. 
Doch ist das Gesamturteil hier noch schwerer als irgendwo sonst. 
Entspricht ein kleines Häuflein alter Frauen und Männer, die 
trübselig in einer Kirche beten, der Gesamtlage oder ein Oster- 

ottesdienst rührender und schönster Form, den ich im vorigen 
Tahre in einer Moskaur Vorstadt sah? Der objektive Beobachter 
kann ferner nur feststellen, daß vom rücksichtslosen Kampf 
gegen Religion und Kirche, der natürlich geführt, in der Öffent- 
ichkeit wenig zu spüren ist. Was er sieht, ist im wesentlichen 
nur die Zeitschrift und das Witzblatt „Besboshnik“ (Der 
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Gottlose), einfältige und platte Organe, die auch im Straßen- 
handel nicht besonders gefragt werden. Jedenfalls sieht man 
niemals bei ihrer Betrachtung ein Interesse, zustimmendes 
Läceln u. dgl. Weder diese Publizistik noch der Verband 
der Gottlosen spielt eine Rolle in dem Leben, das an den Be- 
schauer herantritt. Die Richtung gegen Religion und Kirche 
ist da und bekannt, desgleichen die Rücksichtslosigkeit und Härte, 
mit der die Kirche unterdrückt worden ist. Sie und ihre Diener 
sind vom Staate völlig gelöst, der jedenfalls nicht im geringsten 
für sie sorgt, sind auf kümmerliche Beiträge armer Menschen 
angewiesen, die noch die Scheu dabei zu überwinden haben, 
etwas vielleicht Anstöfiges zu tun. 


Ist die russische Kirche innerlich abgestorben? Ist sie dabei, 
nun vollständig zu verdorren, nachdem der Bund mit dem Staate 
sie nach einem bekannten Ausdrucke Solowjows zur Magd des 
Staates und der Polizei gemacht und ihr damit die eigene Lebens- 
kraft genommen hat? Ist überhaupt die Menschheit in Rußland, 
die Jugend vor allem, heute nicht mehr religiös im alten Sinne, 
erzogen im historischen Materialismus und jenem Bildungs- 
system, das ich oben schilderte und das zielbewußt von Anfang 
an alles Übersinnliche, alles Jenseitige leugnet, unterdrücken 
will? Wie steht es mit den Anhängern der evangelischen, der 
katholischen Kirche? 

Wie gesagt, ein allgemeines Urteil ist unmöglich. Niemand 
wird glauben, daR die großen religiösen Kräfte der russischen 
Seele einfach erstickt seien oder daß die ungeheuere Welt der 
russischen Sektiererei einfach verschwunden sei. Niemand wird 
wiederum die Tatsache übersehen dürfen, daß seit 1917 nunmehr 
15 ‚Jehrgänge russischer Menschen ins Leben getreten sind, die 
buchstäblich ohne Religion und Gott aufgewachsen und erzogen 
sind, ohne eine Möglichkeit des Zuganges zu der religiös-kirch- 
lichen Überlieferung, dafür aber fortgerissen von jenem dies- 
seitigen Stalinismus, der nun schließlich auch zum Glauben, zum 
Mythos geworden ist. 

Die Besessenheit von der Technik, der Heroismus der 
Arbeit, der Optimismus des Fünfjahrplans, die Opferung der 
Gegenwart zugunsten der Zukunft, die Vergottung Lenins — wir 
könnten die Elemente geistiger Art noch vermehren, die über 
das rein Materielle und Materialistishe hinausführen. Die 
Sowjetwelt kommt nicht mehr ganz aus mit der klappernden, 

latt rationalen Begründung einer rein eudämonistischen Politik. 
Man braucht und man hat Mythos und Glauben. Man disku- 
tiert, ob „Romantik notwendig sei“ und bejaht das für die Leiden- 
schaft zum sozialistischen Aufbau. Man studiert Hegel, soeben 
beim Jubiläum Spinoza, und sucht in einer großen neuen Ge- 
samtausgabe sogar den „kommunistischen“ Goethe herauszu- 
arbeiten. Alles Erscheinungen, die man mehr fühlt oder flüchtig 
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sieht, keineswegs generalisieren oder systematisieren und nodı 
viel weniger schon zu weitergehenden Folgerungen ausdeuten 
kann. Immerhin tritt die Frage an den Beschauer heran, ob nicht 
der Sozialismus, wie er hier so wirkt, auch ein Selbstbewußtsein 
erzeugt, das dann auch gegen den Kollektivismus revoltieren 
und zur Betonung der Persönlichkeit führen kann. So ganz ein- 
fach ist mithin Wort und Begriff des „Kulturbolshewismus“ 
nicht erledigt, wenn man nicht darunter einfach verstehen will, 
daß ohne Zweifel das gesamte eigenständige geistige Leben, das 

ar nicht unterdrückt bleiben kann, doch in die Fesseln einer 
ee weltanschaulichen Bindung, Ausscllieflichkeit, Dies- 
seitigkeit geschlagen ist. 


IV. 
Der kollektive Mensch und die junge Generation. 


Als die NEP zu Ende ging, war eine beginnende neue 
soziale Gliederung erkennbar: Arbeiter, Bauern, Beamte, 
das sich neubildende Unternehmertum. Das ist wieder verwischt 
worden und soll verwischt werden. Aber es kann nicht ver- 
wischt werden, daß mindestens die drei Gruppen: Bauern, 
Arbeiter, Beamte in Militär und Zivil, neben und auch etwas 

egeneinander stehen, daß sie geistig verschiedenartig sind und 
da dazu noch die beinahe schon eine neue Klasse bildende 
Junge Generation kommt. 

Schon angedeutet wurde, was für den Geist des Bauerntums 
die Erlebnisse der letzten bald 20 Jahre bedeuten, zuletzt in der 
Erziehung zum wirtschaftlichen und politischen ‘Denken. Daß 
ein Beamtentyp verschiedener, aber neuer Art mit geistiger Be- 
sonderheit entsteht, entstanden ist, greift man mit Händen, in- 
dem Vorkriegselemente, alte Parteigenossen, neue Bauern und 
Arbeiter in die politische, wirtschaftspolitishe und wirtschafts- 
organisatorische Arbeit hereinwachsen. 

Aus den oben gezeichneten Voraussetzungen soll ent- 
stehen der neue Kollektivmensch: m. auf unter 
gleichen Bedingungen erwachsen, in gleichen Vorstellungen und 
Anschauungen erzogen, genormt bis auf das äußerste, der 
Massenmensch und die Massenbewegung schlechthin mit 
gleichen Formen des Denkens und gleichen Ideen, in denen die 
Persönlichkeit verschwindet (recht anregend ist, diese Be- 
obachtungen zu vergleichen mit dem, was Bernhard Fehr in 
seinem Buche: „Das England von heute“ über den Massen- 
menschen sagt). 

Was geistig auf ihn einwirkt, ihn bildet, ist in allem Vorher- 
genannten schon berührt. Daf ihm ein Heroismus der Arbeit, 
ein großer Elan, auch ein Berufsethos nicht zu fehlen braudıt, 
ist ebenso deutlich, wie das andere, daß Erziehung und Disziplin, 
so sehr sie mit Nachdruck gepflegt werden, noch längst nicht am 
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allgemein erfolgreichen Ende angekommen sind. In dieses 
geistige Lebensbild muß dann auch der zunehmende Natio- 
nalismus eingefügt werden, nicht in dem Sinne der Aggressi- 
vität und Ausschließlichkeit, auch nicht im Sinne eines bewufßten 
Programms, sondern in dem Sinne, daß der Angehörige der 
Sowjetunion, der dem russischen Element angehört, gerade durch 
den Stalinismus seinem Wesen nach immer stärker auf die rus- 
sische Erde bezogen, immer russischer wird, immer mehr dem 
Auslande, der Welt draußen ferner rückt. 


Nicht zu vergessen aber in diesem kollektiven Menschen 
wiederum die nüchterne und ernste Frage: ist dieses Leben, Grau 
in Grau, abgestellt auf eine in den Umrissen sehr unklare Zu- 
kunft, unter großem Druck auf Nerven und Geist überhaupt 
lange so auszuhalten? Kann die menschliche Natur so das Leben 
in der Kaserne ertragen, ohne daß der Zweck in Frage gestellt 
erscheint, weil das Ziel immer weiter hinausgerückt, immer unbe- 
stimmter wird? 

Alles das wirkt ja nun ganz besonders auf die Jugend. 
Diesen Begriff zeitlich zu umgrenzen ist einfach: vom Eintritt 
ins Leben eigentlich an bis zum Eintritt in die Partei, also bis 
zum 23. Jahr. Gegliedert ist die Jugend in die kleinen Kinder, 
für die der Staat im Kindersanatorium sorgt — die sog. Pioniere 
(vergleichbar der italienischen Brabilla) und dann den bekannten 
Komsomol (die eigentliche Giovinezza), der die Jahrgänge von 
14—23 Jahren, bis zum Eintritt also in die Partei, umfaßt. 


Wie im Faschismus, wird auch im Stalinismus die Jugend 

von frühauf in das herrschende System, in seine Bestimmun 
und seine geistige Haltung hereingezogen, hereingepreft. Un 
wie im Faschismus wird auch im Stalinismus, und in ihm noch 
mehr, die so erwachsene, trainierte, vorbereitete Jugend nicht 
der Arbeit am Gemeinwesen ferngehalten, sondern in diese 
nicht nur zugelassen, sondern geradezu hereingerissen. Der Weg 
nach vorwärts und aufwärts ist dem Komsomolez, dem jungen 
Studenten, der die Hochschule absolviert hat, oder dem jungen 
Arbeiter gleichen Alters, nicht blockiert, durch die Älteren ver- 
stellt, sondern im Gegenteil: gerade die Jungen werden mit Ge- 
walt in die Arbeit hereingerissen. Die Werke nehmen sich 
egenseitig die jungen Ingenieure und Techniker weg. Man 
denke weiter etwa an die Kommandierung der Studenten land- 
wirtschaftlicher Hochschulen in „Brigaden“ bei landwirtschaft- 
licher Not. Prozesse und Vorgänge, bei denen unendlich viel 
Unreifes geschieht und unendlich vieles vor der Zeit verbraucht 
und vernutzt wird. Aber man hat ja genug Menschenmaterial 
zur Verfügung, wenn über dieser Art der Ausbeutung und 
Arbeit, wie sehr oft, ein junges Gehirn müde wird, zerbricht, 
erliegt. Es gibt viele Tragödien dieser Art in der russischen 
Jugend. 
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So ist — und das gehört erst recht zum geistigen Antlitz der 
Sowjetunion — ein neuer Typus der en entstanden. 
Wer hat vor dem Kriege wirklichen russischen Sport gesehen? 
Und heute wimmelt es von Sportjungen und Sportmädels mit 
dem Drang zur Sportsleistung, mit der Leidenschaft für die 
Technik, mit Wissenshunger, in Freiheit etwa vom Alkohol oder 
sexueller Shwüle, in Zügen also, die dem Westeuropäer aus 
seiner eigenen Nation sehr bekannt sind, nur daß auf ihnen auch 
die ganz hart aufgedrückte Prägung des nun so oft zitierten 
Stalinismus ruht. Gestreift sei dabei nur die Frage vom Ver- 
hältnis zwischen gungen und Mädchen, der Roman etwa „Das 
erste Mädel im Komsomol“, der ungeheuer verbreitet ist und 
diese Probleme, die sich ohne weiteres denken lassen, erörtert. 
Klaus Mehnert hat diese Fragen in seinem Buche: „Die Jugend 
in Sowjetrußland“ eingehend behandelt und verfolgt sie in 
seinen Kulturübersichten unserer Zeitschrift. 


Im ganzen: man wird die junge Generation in Rußland arn 
leichtesten verstehen, wenn man die ähnlichen Züge in der 
faschistischen Jugend und dann natürlich auch in der deutschen 
Jugend ins Auge faßt, und dazu jene, wie ich sagte, harte und 
tiefgehende Prägung des Stalinismus hinzufügt: kollektiv emp- 
findende und denkende junge Menschen, hart angefaßt von früh. 
auf, im Sport gestählt, abgeschlossen von der Welt draußen, 
und höchst einseitig trainiert (das ist wohl auch für das Geistige 
der beste Ausdrudl), bereit, um noch einmal den Ausdruck zu 
verwenden, die Gegenwart der Zukunft zu opfern, sich fühlend 
als Vertreter einer neuen Zeit, voll Heroismus und Hingabe 
an den Plan, in einer Pionierstimmung, für die fortwährend 
W. Whitmans bekannten Verse in den Sinn kommen. Aber 
Massenbewegung, Massenspiel, Massenumzug, daher auch 
Massentaumel und Massenrausch, gar nicht mehr fähig, 
anderer Menschen Sinn und Art zu verstehen, weil man sie ein- 
fach nicht kennt, mit den Möglichkeiten des Ethos und der Diszi- 
plin, aber natürlich auch unter dem Drucke der immer größer 
werdenden Spannungen an Leib und Seele stehend, die eben die 
heutige kritische Phase des Lebens im Sowjetstaat erfüllen. 


V. 
Schlußfragen. 


Nur wenige Fragen zum Schluß: kann ein solches Regime 
den Menschen ändern ober bleiben schließlich doch wieder die 
alten bestimmenden Züge des Volkscharakters, die unveränder- 
lich seien? 

Wieweit ist alles hier Angedeutete aus der alten absichtlich 
internationalen Gedankenwelt des Kommunismus und wie- 
viel davon ist russisch Russisch ist die Erde, auf der diese 
Menschen geboren werden und sterben, arbeiten und leiden, 
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denken und agitieren. Russisch ist die Sprache, durch die alle 
diese geistigen Elemente über das Land hingehen. Von der Fülle 
der Nationalitäten ist heute ein großer Teil dafür noch ohne 
einen Bedeutung, nimmt er lediglich durch die Sowjet-Schul- 
olitik an, was ihm der Kampf gegen das Analphabetentum 
ietet. Selbständige Probleme in unserem Zusammenhang liegen 
freilich auch hier: wie ist all das hier Angedeutete bei Armeniern 
und Georgiern, wie vor allem bei den Millionen der Turko- 
tataren, die hierfür wohl das wichtigste Element wären? 

Ist das nun eine Revolution und geistige Be- 
wegung, die der französischen des 18. und der englischen des 
19. Jahrhunderts an die Seite zu stellen wäre? Eine geschicht- 
liche Notwendigkeit, mit der der Arbeiterstaat an die Stelle des 
Bürgerstaates träte, oder eine vorübergehende Erscheinung, die 
durch die außerordentlihen Umwälzungen, Erschütterungen und 
Ergebnisse des Weltkrieges möglich geworden wäre und durch 
die an MSmEake nur in ihrer Wirksamkeit erhalten 
würde? 

Die Antworten auf diese Schlufßfragen werden, abgesehen 
von den Schwierigkeiten des ungeheuren Materials dafür, nach 
Weltanschauung und Geschichtsauffassung des einzelnen, ver- 
schieden sein. Sie sollen hier auch gar nicht versucht werden, 
zumal das über die Aufgabe unserer Zeitschrift hinausgehen 
würde. Aber die Problematik, wie sie hier (sehr unvoll- 
kommen, wie mir wohl bewußt ist) gezeichnet wurde, muß in 
ihrer Totalität gesehen werden. Und der Sowjeistaat ist 
durch die 15 Jahre seines Bestehens eine Realität geworden. 
Es handelt sich bei diesem Riesenexperiment des Bolschewismus 
über 163 Millionen Menschen und 20 Millionen Quadratkilo- 
meter hin nicht um eine blof vorüberhuschende und auf Rußland 
beschränkte Erscheinung, sondern um ein Menschheits- 
problem, mit dem man sich auseinandersetzen muß. Bedeut- 
sam aber ist, daß auch in diesem System und im darauf begrün- 
detem Staats- und Wirtschaftswesen, das so ausschließlich auf die 
Materie gegründet sein sollte, von einem geistigen Antlitz 
pe rochen werden muß. Das galt nicht nur von vornherein, des- 

alb, weil es sich dabei ja auch um eine Idee handelte, sondern 
das gilt heute erst recht: in dem besonderen Sinne, dessen 
Hervorhebung diese Ausführungen durchzog und der den Macht- 
habern im Kreml die schwierige Problematik der augenblicklichen 
Situation, vielleicht sehr gegen ihren Willen, aber zwingend vor 
Augen rückt! 
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Polens Seehandelspolitik. 


Von Hermann Steinert, Danzig. 


Seit Mitte 1925 befindet sich Polen im Zollkrieg mit Deutsch- 
land. Man ist im allgemeinen in Deutschland wohl auch heute 
noch der Ansicht, daß der Grund zu dem Zollkrieg und seiner 
an Dauer hauptsächlich in der politischen Spannung zwischen 
beiden Ländern, die letzten Endes mit der Korridorfrage zu- 
sammenhängt, zu suchen sei. Diese Ansicht ist jedoch falsch. 
Der Zollkrieg mit Deutschland war die folgerichtige Durchfüh- 
rung derjenigen polnischen Wirtschaftspolitik, die wir schon seit 
1921 andeutungsweise, etwa seit 1924 immer klarer in offiziellen 
Kundgebungen und in der Wirtschaftspresse angekündigt finden. 
Baginski in seinem Buch „Der Zugang Polens zum Meer“ (War- 
schau 1923) sagt: „Die Geschichte zeigt, daß Polen durch das 
mangelnde Verständnis für die Bedeutung des Meeres sündigte.. 
Es ist eine der wichtigsten Verpflichtungen unserer Regierung, 
Wege zum Meer zu bauen.“ Und weiter sagt Professor Romer 
bei der Tagung der Geographischen Gesellschaft in Lemberg 
1928: „Wäre das Meer nicht gewesen, so drohte uns 1920 die 
militärische Niederlage (beim Russenkrieg), 1925 die wirtschaft- 
liche Katastrophe.“ Der leitende Gedanke der polni- 
schen Wirtschaftspolitik aber ist folgender: 


Polens Wirtschaft war bisher aus politischen Gründen nach 
Ost und West gebunden und auf den Landhandel eingestellt. 
Kongrefpolens Industrie und Handel waren auf Rußland ein- 
gestellt, seine Grofiindustrie arbeitete für Rußland usw., wäh- 
rend Westpolens Wirtschaft aufs engste mit 
Deutschland verknüpft war. Aus der politischen Bin- 
dung ist Polen nun heraus, jetzt soll es auch aus der wirtschaft- 
lichen Bindung befreit werden. Dazu soll einerseits die pol- 
nische Industrie sich gemäß den Bedürfnissen des eigenen Landes 
entwickeln, was der Hochschutzzoll ermöglichen soll, anderer- 
seits soll der Absatz der polnischen Erzeugnisse mehr auf West- 
europa und Übersee eingestellt werden. Polen will sich aus 
der tatsächlich natürlich gewachsenen Abhängigkeit von 
Deutschland befreien und auf Seehandel nach Nord- und West- 
europa und Handel nach dem nahen Orient umstellen. An Stelle 
der alten Einstellung des Handels auf den Landweg nach Ost 
und West soll der Seeweg treten. Zu dieser Umstellung sollte 
der Zollkrieg mit Deutschland freie Hand gewähren. 

Tatsächlich beruhte allerdings die Verbindung Polens nach 
Ost und West nicht so sehr auf politischen, sondern auf rein geo- 
Een Gründen. Polen hat zu Lande nach Ost und West 

ie besten Bahnverbindungen, hat die billigsten Transportkosten 
und kann daher für seine Land- und Forstwirtschaft in Deutsch- 
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land, für seine Industrieerzeugnisse in Rußland die besten Preise 
erzielen. Ein Blick auf die Karte zeigt, daß von den landwirt- 
schaftlichen Überschufgebieten Posen, Pommerellen usw. der 
Weg nach den deutschen Bedarfsgebieten nur ebenso lang ist 
wie der Weg zum Seehafen. Will man Absatz nach Westeuropa 
finden, so muß man die Überschüsse um den ganzen Preis des 
Seetransports billiger abgeben. Die oberschlesische Kohle wurde 
früher in Brandenburg, Deutsch-Schlesien, Ostpreußen usw. fast 
ausschließlich verbraucht, für den heutigen Absatz nach Schwe- 
den, Dänemark und gar nach Frankreich, Belgien usw. muß man 
ebenfalls um den Seetransport billiger verkaufen. Fast alle 
Überschüsse Polens (Holz, Kohlen, Erdöl, Getreide, Fleisch, 
Butter usw.) braucht Deutschland und kann sie schon wegen des 
billigen Transports am besten bezahlen, fast alle Industrie- 
erzeugnisse für Polen kann Deutschland am billigsten liefern — 
alles schon aus geographischen Gründen. Aber die polnische 
Wirtschaftspolitik hat sih zum Ziel gesetzt: Befreiung vom 
deutschen wirtschaftlichen Einfluß und Umstellung auf den 
Seehandel. 


Diese Wirtschaftspolitik zeigt nun neuerdings einen Ren 
Erfolg. Zum erstenmal ist im Sommer 1931 Pacland der 
gröflte Käufer polnischer Erzeugnisse geworden, 
Deutschland ist aus dem Felde gedrängt. Die pol- 
nische Ausfuhr auf dem Seewege ist in schnellem Wachsen be- 
griffen, die Einfuhr auf dem Seewege zeigt dagegen bisher ge- 
ringe Fortschritte. Das liegt daran, daß man die Ausfuhr letzten 
Endes durch polnische Maßnahmen stark fördern kann, während 
sich bei der Einfuhr, da der Kaufmann doch schließlich das Beste 
und Billigste kauft, solche Maßnahmen sich als nur wenig wirk- 
sam erweisen. Deutschland ist mit seiner Industrie auf vielen 
Gebieten so leistungsfähig, daR trotz aller Einfuhrverbote und 
Zollerhöhungen sich die deisen Erzeugnisse nur in geringem 
Umfang ersetzen lassen. 


Die bisher erfolgte Umstellung des polnischen Außenhandels 


auf den Seehandel ist aus folgender Tabelle zu ersehen: 
Prozentanteil der Länder am polnischen 


Ausfuhrwert 
1925 1928 1929 1950 1931 
Großbritannien . . . . 2.2... 8,3 9,0 10,3 12,1 17,0 
Deutschland . . . . 22.2... 390 343 312 257 168 


Westeuropa (Belgien, Niederlande, 
Frankreich, Spanien, Portugal) 98 13,7 13,0 13,0 13,0 


Skandinavien . . .. 2 2.2. 3,2 9,3 8,7 10,8 10,7 
Ostl. Ostseeländer (Finnland, Lett- 
land, Estland) . . . . 2... 41 3,6 5,0 4,9 3,4 
Asien zo: rn 2 2 2. 0,7 1,3 1,7 1,8 2,3 
Nordamerika . . ...2.:.. 0,7 0,8 1,1 0,9 0,7 
Mittel- und Südamerika . . . . 0,2 0,5 0,7 0,8 0,5 
Bka o eo e ao p Ue ra 0,1 0,3 0,4 0,5 0,7 
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Prozentanteil der Länder am polnischen 


Einfuhrwert 

Deutshland  . .. aa. 30,3 26,9 27,3 27,0 24,5 
England . . : 2 2 2 2 2 0% 8,0 9,3 8,5 7,9 71 
Frankreih . . ....22.0200% 5,9 7,4 6,9 6,7 7,5 
Übrig. Westeuropa (Belgien, Nie- 

derlande, Spanien, Portugal) . 3,9 6,3 6,1 6,3 6,2 
Skandinavien . .» 2 2 2 2 02. 3,3 4,2 4.4 3,9 3,9 
Nordamerika . . a a a. 14,2 14,2 12,4 12,1 10,6 
Südamerika — . . a a a a.’ 2,3 3,5 4,1 3,5 3,7 
Asien 01... 2,8 3,7 3,2 3,6 4,4 
Afrika o ae 0003 00 u ee 0,8 0,9 1,3 1,4 2,0 
Australien . . 2 2 2 2 2 0. 0,9 0,7 1,8 1,9 2,4 


Noch deutlicher tritt der Fortschritt des Überseehandels her- 
vor, wenn man die Ein- und Ausfuhrmengen als Maßstab nimmt. 
Der Warenumschlag über die Häfen des polnischen Zollgebiets 
zeigt folgende Entwicklung: 

Anteil des Umschlags über a dngen I 


Menge Wer 
1927 31,2 25,9 
1928 41,9 28,2 
1929 43,5 27,4 
1930 42,9 30,0 
1931 60,8 34,1 


Die grofe Mengenzunahme des Handels auf dem Seewege 
betrifft zwar hauptsächlich Massengüter wie Kohlen, Erze, Schrott, 
Düngemittel, erstreckt sih aber neuerdings auch stärker auf 
wertvollere Waren. Die Ausfuhr nach England, die jetzt an der 
Spitze steht und seit dem Sommer 1930 vorwiegend den Weg 
über Gdingen nimmt, besteht aus Holz, wofür England schon 
immer ein guter Abnehmer war, aus Fleisch (1931 Baconausfuhr 
gegen das Vorjahr verdoppelt), Eiern, Butter und neuerdings 
auch aus Konfektionsware. Bei dieser Entwicklung hat mitge- 
sprochen die Einrichtung einer polnishen Dampferlinie nadı 
England, die ihre Tonnage im Frühjahr 1932 durch Neubauten 
um 50 % erhöht — der Handel folgt der Flagge. 

Die Umstellung auf den Handel mit England hat jedoch bei 
der Ausfuhr nur zum ganz kleinen Teil einen Ersatz für die 
rückgehende Ausfuhr nach Deutschland geboten. Die Steigerung 
des englischen Anteils geht Hand in Hand mit einer starken 
Verminderung der polnischen Gesamtausfuhr, wo- 
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durch allein auch das für England günstige Bild herauskommt. 
Die polnische Gesamtausfuhr betrug: 


Mill. Złoty Mill. t 
insgesamt nach England 


1926 2246 384,1 22,3 
1927 2515 306,4 20,4 
1928 2508 226,7 20,4 
1929 2813 288,5 21,0 
1930 2433 294,4 18,9 
1931 1879 174,7 18.7 


Diese Gesamtentwicklung läßt deutlich erkennen, daß der 
Übergang zum Seehandel für den Absatz der polnischen Erzeug- 
nisse nicht vorteilhaft gewesen ist. Die Ausfuhr ist sowohl 
mengen- wie wertmäßig ständig gesunken, der Rückgang war 
1931, als der Seehandel stieg und England anstatt von Deutsch- 
land als Abnehmer an die erste Stelle trat, besonders groß, und 
daß England überhaupt an die erste Stelle kam, ist nicht das 
Ergebnis größerer englischer Käufe, sondern verminderter deut- 
scher Käufe, namentlih in Holz. Dazu ist auch der Durc- 
schnittswert der Ausfuhr 1931 viel stärker gesunken als die 
Menge. Eine Zunahme der Ausfuhr nach England ergibt sich 
nur bei sehr wenigen Waren, wie folgende Tabelle zeigt: 


Ausfuhrmenge in t 


1931 1924 
Flsh ...2... 61 000 11 
Eier _. 2.2 2 2 2.0 13 257 1 555 
Butter . . 2. 222.0 1 082 _ 
Zuker . .. 22.02. 108 107 95 811 
Holz =: zw =. = 20% 449 976 510 135 
Textilien . . . ... 1 700 656 


Einen wirklichen Erfolg hat Polen nur bei dem Absatz von 
Bacons nach England aufzuweisen, der Ersatz für den Wegfall 
der Ausfuhr von lebendem Vieh und Fleisch nach Deutschland 
bietet. Auf einem anderen Blatt steht es noch, daß die Ausfuhr 
nach England 1931 große Verluste durch die plötzlich eingetretene 
Pfundentwertung gebracht hat. Auf dem Buttermarkt hat sich 
das polnische Erzeugnis überhaupt nicht auf dem englischen 
Markt durchsetzen können, auf dem Holzmarkt waren die Er- 
folge nur vorübergehend, da die Holzausfuhr nach England 1952 
wieder auf die Hälfte sank. 

Die polnischen Erfolge der Umstellung auf den Seehandel, 
die auch nur vorübergehend gewesen sind — die Kohlenausfuhr 
ging nach guten Jahren 1932 auch wieder auf die Hälfte zurück —, 
sind aber auch noch sehr teuer erkauft worden. Fast die 
gesamte Ausfuhr nach West- und Nordeuropa ist 

umping-Ausfuhr, und zwar in viel stärkerem Maße als 
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das so viel besprochene russische Dumping. Polen hat, wie 
wir schon angedeutet haben, keine günstige Verkehrs- 
lage zur See. Beim Handel über See kommt es mit Ländern 
in Wettbewerb, die eine wesentlich bessere Seelage haben, in 
Skandinavien mit der englischen und deutschen Kohle, die dicht 
an den Seehäfen gefördert wird und statt 600 km bei der polni- 
schen Kohle nur etwa 100 km oder weniger zum Seehafen be- 
fördert werden muß, in England mit überseeischem Fleish und 
Getreide oder mit australischer, lettländischer, finnländischer 
Butter, die nur einen kürzeren Weg zum Seehafen haben als die 
polnische Ware, usw. Völlig verdrängt ist neuerdings das pol- 
nische Holz hauptsächlih durch das russische, finnländische und 
schwedische, weil diese Länder ihr Holz auf dem Wasserweg bis 
an den Seehafen bringen können, während Polen sein Holz auf 
langem Eisenbahnweg zur See bringt, da die Weichsel infolge 
Unterlassung ihrer Regulierung dafür nur wenig benutzt werden 
kann. Einen kurzen Transportweg hat Polen für seine wichtig- 
sten Erzeugnisse immer nur nach Deutschland, was immer mehr 
hervortritt. Die gesamte Fracht nach Deutschland stellt sich für 
die wichtigsten polnischen Waren nur ebenso teuer wie nur die 
Eisenbahnvorfracht zum Seehafen bei der seewärtigen Ausfuhr, 
so daß Polen die ganze Seefracht drauflegen muß. 


Es kommt hinzu, daß die polnischen Waren verteuert wer- 
den durch den übermäßigen Schutzzoll, der jede Produktion 
verteuert, weil Maschinen und Geräte für fast jeden Erwerbs- 
zweig fast teurer sind als in den Nachbarländern. So ist die 
polnische Ausfuhrware im freien Wettbewerb fast nirgends wett- 
bewerbsfähig, Nur staatliche Hilfe ermöglicht den 
Absatz Polens nach West- und Nordeuropa. 


Diese Hilfe und Verbilligung der Ware für die Ausfuhr er- 
folgt zueinem Teil durch Zwangskartelle und staatliche Preisfest- 
setzung für das Inland — bei Kohlen, Erdölerzeugnissen, Zucker, 
die in Polen um 50 % und mehr teurer sind als bei der Ausfuhr. 
Bei Kohlen wird außerdem die Ausfuhr erst durch einen Son- 
dertarif der Eisenbahn für die Ausfuhr über die Seehäfen mög- 
lich, wobei der Tarifsatz nur die Hälfte der Selbstkosten der 
Eisenbahn deckt! Seitdem die englische Kohle durch die Pfund- 
entwertung verbilligt wurde, zahlt außerdem der polnische Staat 
noch in manchen Fällen für jede ausgeführte Tonne Kohlen an 
die Gruben etwa 2 Zloty. Alle diese Maßnahmen zusammen er- 
geben, daß die von Polens Wirtschaft für die Kohlenausfuhr 
aufzubringenden Mittel fast ebenso viel ausmachen wie der ganze 
Verkaufswert der Kohle. Nicht viel anders ist es bei der Zucker- 
ausfuhr. Daneben aber erhalten fast alle wichtigeren polnischen 
Ausfuhrwaren direkte Ausfuhrprämien in der Höhe von etwa 
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10 bis 25% ihres Wertes. Die wichtigsten Ausfuhrwaren sind 
dem Werte nach folgende: 


Polnische Ausfuhr Millionen 
Zioty 1931 Goldzloty 1926 


Getreide. = erh 99,8 113,6 
BU re et 80,7 84,4 
ar ee R 103,1 — 
Anderes Fleisch De oh 61,3 37,1 
Daten! eh 56,3 13,3 
BE en en A 2 97,8 74,2 
Lebende Schweine u À 52,2 206,8 
HoE -ur i ne re o a 224,8 47.1 
Pflanzen und Saaten 43,4 24,5 
Mona: wir a E en 339,1 144,4 
15 (2) o oia. kr a a A 42,0 76,3 
Düngemittel . . . ... 23,6 5,7 
BIS. u a E 72-1 0,1 
BEE - S ee ee 36,6 7,8 
DE ee a 61,1 87,8 
ROTD 0 gea An 30,2 93,0 
E A E a E 69,2 25 2 
KEWEDE: cena o k 75,1 32,3 
Konfektion . . . Gr 23,0 3,9 
1 591,4 1 077,5 


Von allen diesen Waren sind ganz oder teilweise nur Holz, 
Zink, lebende Schweine und Pflanzen und Saaten ohne direkte 
oder indirekte staatliche Unterstützung geblieben. Das bedeutet, 
daß von der Ausfuhr des Jahres 1931 von insgesamt 1879 Mil- 
lionen Zloty ungefähr 1200 Millionen auf unterstützte Ausfuhr 
und von der Ausfuhr des Jahres 1926 von 1306 Mill. Zł. ungefähr 
700 Mill. auf unterstützte Waren entfallen. Der größere Teil 
der polnischen Ausfuhr beruht also auf staatlicher Unterstützung, 
und fast alle nach England ausgeführten wichtigeren Waren 
erhalten solche Unterstützung. Im Jahre 1930 hatte Polens Aus- 
fuhr einen Wert von 2843 Mill. Zł., wovon 815 Mill. auf die See- 
ausfuhr kamen. Für diese Gesamtausfuhr wurden aber zu 
Dumpingzwecken, d. h. zur Herabsetzung der Ausfuhr- 
preise rund 600 Mill. Zł. aufgewendet, davon mindestens 
die Hälfte für die Seeausfuhr. Die Summe von 600 Mill. Zł. 
setzt sich zusammen aus ca. 500 Mill. Zł. an höheren Inlands- 

reisen, ca. 70 Mill. an Ausfuhrprämien und 40 Mill. Zł. an Ver- 
Tasi der Eisenbahnverwaltung für den Kohlentransport. Im 
jenre 1931 dürfte die Zuschußsumme ebenfalls etwa 600 Mil- 
ionen Zloty betragen haben, wovon ca. 500 Mill. auf die See- 
ausfuhr entfallen. 


Von dieser Zuschußsumme des letzten aan: kommen auch 
wieder ungefähr 500 Mill. auf höhere Inlandspreise, 57 Mill. auf 
Ausfuhrprämien und etwa 50 Mill. auf Eisenbahnzuschüsse. Auch 
bei der Holzausfuhr sind die Eisenbahntarife z. B. von Wilna 
oder von Galizien nach Danzig und Gdingen verlustbringend, 
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so daß auch die Holzausfuhr, die neben den Kohlen und neben 
Getreide den wichtigsten Posten der Seeausfuhr bildet, nicht 
ganz ohne Zuschüsse vor sich geht. Die Ausfuhrprämien sind 
in den letzten Jahren besonders ausgebaut worden: sie betrugen 
1928 erst etwa 9 Mill. Zł. Der Rückgang der Ausfuhrprämien 
in den letzten Jahren erklärt sich dard die allgemeine Ausfuhr- 
verminderung. Von den Ausfuhrprämien von 1931 entfallen 
15,4 Mill. auf Getreide und Mühlenerzeugnisse gegen 38,5 i. V., 
12,1 auf Hüttenerzeugnisse gegen 15,8 i. V., 15,9 Mil. auf Bacons 
gegen 7 i. V., 10 Mill. auf die Textilindustrie gegen 3,1 i. V. und 
0,7 gegen 2,5 auf Butter. Die Textilindustrie hat mit die hödı- 
sten Prämiensätze, die für Konfektionswaren und Gewebe zum 
Teil schon seit 1925 in Wirkung sind und 34 bis 500 Zł. für den 
Doppelzentner betragen. Die für die Ausfuhr nach England 
gezahlten Ausfuhrprämien lassen sich für das letzte Jahr auf 
etwa 25 Mill. Zł}. veranschlagen, was beinahe 10 % des gesamten 
Wertes der Ausfuhr nach England ausmacht. Da nach der An- 
gabe des Finanzministeriums für die Bacon-Ausfuhr, deren Wert 
im Jahre 1931 103 Mill. Zł. betrug, 15,9 Mill. an Prämien ausge- 
eben wurden, so zahlt der Staat für Bacon mehrals 15% 

es Wertes als Ausfuhrprämie. Nicht berücksichtigt 
sind bisher die Aufwendungen, die durch die Beschaffung und 
den Betrieb der staatlichen Handelsflotte entstanden sind. In 
diese Handelsflotte werden dauernd große neue Mittel hineinge- 
steckt, ohne daß eine kaufmännische Abrechnung erfolgt. M: 

ann annehmen, daß mindestens 10 Mill. Zł. jährlich an der 
Handelsflotte zugesetzt werden, wovon mindestens 3 Mill. auf 
die Linie nach England entfallen. Dadurch erhöhen sich die 
direkten staatlichen Zuschüsse für die Ausfuhr nach England für 
das letzte Jahr auf etwa 30 Mill. Zł. Polens Umstellung auf den 
Seehandel ist also ungeheuer teuer, der wirkliche Nutzen aber 
gering, da eine absolute Zunahme des Seehandels kaum zu be- 
merken ist. 

Die Förderung des Seehandels ist aber daneben noch beson- 
deren Maßnahmen zu danken, die weitblickend ergriffen sind, 
aber ebenfalls große Kosten verursachen. Es sind dies der Bau 
des Hafens von Gdingen, für den jetzt mindestens eine 
halbe Milliarde Złoty aufgewandt ist, und der Bau der Eisen- 
bahnlinie Oberschlesien—Gdingen, der über 200 Mil- 
lionen Zloty kostet. Gdingen hat man schließlich nicht allein 
gebaut, um Danzig zu schädigen, sondern um damit ein Instru- 
ment für. die polnische Seehandelspolitik in die Hand zu be- 
kommen, mit dem man beliebig schalten kann. Man hat den 
Danziger Kaufleuten häufig den Vorwurf gemacht, sie hätten 
sich nicht rechtzeitig auf die neuen Möglichkeiten umgestellt, 
hätten immer nur die alten Handelswege vom deutschen Stand- 
punkt aus beibehalten usw. Nach polnischer Auffassung waren 
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die Danziger den Plänen für die Umstellung des polnischen 
Außenhandels hinderlih, während Gdingen diese Pläne in jeder 
Hinsicht fördern soll. Erst recht gilt dies auch für die neue 
olnische Handelsflotte.e Mit dieser konnte man diejenigen 
inien aufnehmen, die der Seehandelspolitik dienlich erschienen 
— der Handel folgt der Flagge, das bewahrheitet sich auch hier. 
Daß fremde Reedereien sich auf die noch unsicheren Bedürfnisse 
des polnischen Handels nach England, Belgien, dem Mittelmeer, 
den Randstaaten usw. einstellen würden, war nicht zu erwarten. 
Deshalb hat man mit großen Opfern — eingestandenermaßen 
arbeitet die polnische Handelsflotte bisher mit großen Verlusten 
— diese Linien selbst eingerichtet und plant weitere Linien und 
hat sogar jetzt in der schlechtesten Schiffahrtskonjunktur vier 
ganz moderne Liniendampfer mit Staatsmitteln bauen lassen. 
Die wichtigste Linie ist die nach England, die im Herbst 1931 
neben ihren eigenen vier sehr stattlichen Dampfern noch zwei 
emietete dazu im Dienst hat und zum Frühjahr zwei Neu- 
en erhält. Diese Linie war von der englischen Ellerman 
Wilson Line als Auswandererlinie eingerichtet worden, nach 
Übergang an Polen wurde sie erst zur Frachtlinie umgestellt, 
als welche sie jetzt für den polnischen Außenhandel die größte 
Bedeutung hat. Daneben wird eine Linie nach den Randstaaten 
bis Helsingfors groß ausgebaut, um hier dem deutschen Wett- 
bewerb besser begegnen zu können. Linien nach Holland, Bel- 
ien und dem Mittelmeer sind schon eröffnet, die bisherige 
Passa ierlinie nah Nordamerika soll modernisiert, eine Linie 
nach Schweden eingerichtet werden. 

Die große Bahnlinie Oberschlesien—Gdingen, die zum Teil 
schon in Betrieb ist und mit französischem Kapital beschleunigt 
weitergebaut wird, soll nicht nur der polnischen Kohlenausfuhr 
und der Einfuhr von Rohstoffen dienen, indem sie den Weg von 
Oberschlesien zur See etwas abkürzt, sondern soll auch als 
Transitlinie für die Donaustaaten zur Ostsee und als 
Transitlinie zwischen Skandinavien und dem 
nahen Osten ausgestaltet werden, um hierbei auch der Ver- 
bindung durch Deutschland über die Saßnitzlinie Wettbewerb zu 
bereiten. 

Mit ungeheuren Opfern hat also Polen seit langem eine Um- 
stellung seines Außenhandels erstrebt und vorbereitet. Neben 
den hier erwähnten Opfern liegt natürlich das Hauptopfer in 
der Fortsetzung des Zollkrieges mit Deutschland, der fraglos 
De Hunderte von Millionen Złoty kostet, da der Absatz 

olens noch dauernd zurückgeht und die polnische Landwirtschaft 
besonders schwer darunter leidet. Die Umstellun auf den See- 
handel bedeutet letzten Endes eine Opferung der Wirtschaft zu- 
gunsten der Politik, die man vermutlih auf die Dauer nicht 
wird fortsetzen können. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 


a) Wirtschaft. 


Der staatliche Getreidebereitstellungsplan ist trotz 
eines fortgesetzt zunehmenden staatlichen Drucks (mit schwarzer 
Liste in den Zeitungen und bis zu Ausschlüssen aus der Partei) 
bisher nur zu wenig über die Hälfte des Voranschlags durchge- 
führt worden. Daher kann sich voraussichtlich auch die Absicht 
nicht verwirklichen, den freien Handel mehr zu entwickeln. Deun 
erst nach Durchführung der Getreidebereitstellung und der Bil- 
dung der Saatfonds sollen die Kollektiven und ihre Mitglieder 
das Recht haben, die Getreideüberschüsse auf freiem Markte zu 
verkaufen. Der Termin dafür ist der 15. Januar 1933. Aber der 
Anreiz, das Getreide aus der Ernte 1932 schon im Herbst zu 
hohen Preisen zu verkaufen, ist natürlich groß gewesen; tatsäch- 
lich ist auch Getreide gegen das Dekret vom 6. Mai 1932 so auf 
den Markt gebracht worden. 

Die Absichten der Schwenkung in der Agrarpolitik seit Mai 
konnten also bisher nicht durchgesetzt werden, die Lebens- 
mittelnot ist weder auf dem Lande noch in der Stadt behoben 
worden. Bis zum 1. Januar soll die Getreidekampagne im ganzen 
Unionsgebiet abgeschlossen sein (zum 15. Dezember für die 
Sowcosen). Bis Aniane Dezember hatten aber nur das Moskauer 
Gebiet, die Tataren-Republik, die Republik der Wolgadeutschen 
und zwei kleine Gebiete im Kaukasus den Voransclag erfüllt. 
Für diese Gebiete ist demgemäß (Erla vom 2. Dezember) den 
Kollektiven, Kolchosmitgliedern und Einzelbauern schon jetzt 
der freie Verkauf des Getreides gestattet worden. Das soll als 
eine Art Prämie wirken, während streng verboten bleibt ein 
solcher Freiverkauf aus Gebieten, die den Ablieferungsplan 
nicht erfüllt haben: dann gilt dieser freie Verkauf als zu be- 
strafende Spekulation. 

Die schon vor längerer Zeit in Aussicht genommene 
Oberste Landkommission für das Unionsgebiet und für 
RSFSR (s. „Osteuropa“ 8. Jahrgang S. 100 ff. zu dem Dekret 
über „die gesicherte Landnutzung durch die Kollektive“) ist 
jetzt gebildet, unter Vorsitz des Reichsernährungsministers 
Jakowlew, aus adıt Mitgliedern, mit der Aufgabe, selbst oder 
durch die Unterkommissionen alle Streitfragen aus der Land- 
nutzung zu schlichten. Ferner ist durch Dekret vom 2. Dezember 
das Arbeitsgebiet des neuen Volkskommissariats für die Ge- 
treide- und Viehzuchtgüter bestimmt worden. Das ist 
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die oberste Leitung für die Aufgaben der Planwirtschaft usw. 
in den Getreide- und Viehsowchosen von „allgemeiner Unions- 
bedeutung“. Die Getreide- und Viehzuchtsowchosen von „einzel- 
staatlicher Bedeutung“ bleiben unter der Leitung der betreffen- 
den Regierungen. Unter jenem neuen Kommissariat werden 
Getreide- und Viehzuchttrusts gebildet. So ist die Verwaltung 
und Kontrolle dieser neuen Art von Domänen zentralisiert. 

Am Ende des Jahres ist der Rückblick auf den Getreide- 
export Rußlands besonders wesentlih. Er ist 1932 erheblich 
zurückgegangen (nach dem „OÖstexpreß“): von 4,2 Mill. t (122,8 
Millionen Rubel) in den ersien zehn Monaten 1931 auf 1,3 Mill. t 
(41,1 Mill. Rubel) im gleichen Zeitabschnitt dieses Jahres. Das 
ist ein Rückgang auf etwa ein Drittel. Der Anteil des Ge- 
treides an der russischen Gesamtausfuhr ist von 18,2 auf 9%, 
also die Hälfte, zurückgegangen. Unter den Getreidearten steht 
Weizen mit 2,2 Mill. t weitaus an erster Stelle, unter den Ab- 
nehmern des russischen Getreides England, wohin die Weizen- 
ausfuhr aber auch zurückgegangen ist. Noch stärker ist der 
russische Getreideexport nach Deutschland gesunken. Dorthin 
gingen in den ersten zehn Monaten 1932 nur 3725 t Weizen 
(79245 t), 16314 t Roggen (126668 t), 1387 t Gerste (133443 t), 
1743 t Hafer (111040 t), 12506 t Mais (5351 t), 16158 t Linsen, 
Erbsen und Bohnen (26089 t). Weitere Abnehmer sind Griechen- 
land, Italien, Holland usw. Bemerkenswert ist, daß 1932 auch 
Getreide nach Sowjetrußland eingeführt worden ist: in den 
ersten zehn Monaten 1932: 137145 t Getreide gegen 5793 t im 
rleichen Zeitabschnitt des Vorjahres, darunter 51 678 t aus Austra- 
lien. 44368 t aus Kanada, 12223 t aus China und 28627 t aus 
Persien. — 

Eine Flut von Dekreten wie noch nie ist 1932 für die Land- 
wirtschaft ergangen. Das In stand im Zeichen schlechter 
Ernten und darum hatte es die Kollektivierung um so schwerer, 
sich völlig zu verankern, ist die Mißstimmung der Bauern ohne 
Zweifel recht groß. Die Schwenkung in der Agrarpolitik, die 
wir hier genau verfolgt haben und in der das Wesentliche ist die 
Lockerung der Zwangswirtschaft und der Aufruf zu einer freie- 
ren Marktwirtschaft, ohne Verletzung des Prinzips des Gemein- 
eigentums am Produktionsmittel Grund und Boden, hat zu greif- 
baren Erfolgen nicht geführt, die im Gang befindliche Preis- 
steigerung nicht nur nicht aufgehalten, sondern eher gefördert. 
Die Situation ist am Ende des Jahres für den Produzenten und 
für den Konsumenten unklar: herrscht Sozialismus im landwirt- 
schaftlichen Betrieb und in der zentralisierten Warenversorgung 
oder herrscht er nicht? Alle Versuche blieben bisher ergebnislos 
gegenüber der Tatsache, daß der Vorrat an Lebensmitteln zu 
gering, der an Vieh katastrophal gering ist, und daß umgekehrt 
nach wie vor die bäuerlihe Nachtrage nach Industrieprodukten 
nicht oder nicht ausreichend befriedigt wird. Grundsätzlich 
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interessant ist der Versuch dieser Agrarpolitik 1932, das sozia- 
listische Element und das privatwirtschaftliche in Parallele zu 
halten, in Einklang zu bringen. Praktisch sind die Ergebnisse, 
wie gesagt, mit dieser Lockerung, mit diesem Stillhalten in der 
Kollektivierung recht gering. Und man geht in das neue 
jahr mit sehr ernsten Sorgen auf dem Lebensmittelgebiete: die 

nappheit in den Städten ist sehr groß*) und die Situation auf 
dem Lande auch nicht viel besser, die Hauptfrage, ob die Steige- 
rung der Agrarproduktion, die das Land auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der unausgesetzt vorwärtsgehenden So roa run 
braucht, zu erreichen ist, ist nicht zur Genüge beantwortet un 
erhält daher die hier öfter gekennzeichnete Spannung lebendig. 


Industrie: Die Industrie hat zwar gegenüber den ersten 
neun Monaten 1951 ihre Produktion um rund 13 % gesteigert, 
die vorgesehene Steigerung des Plans für 1932 um 36 % aber 
nicht erreiht. Auch offiziell wird nicht bestritten, daß die 
industrielle Produktion hinter den Voranschlägen des jetzt zu 
Ende gegangenen Fünfjahrplans (in vier Jahren) zurückbleibt. 
Deshalb wird die Arbeitsdisziplin weiter angespannt, das 
Thema wird fortwährend von der Presse behandelt. Der Erlaf 
vom 15. November über die Verschärfung der Entlassungsmög- 
lichkeiten für Arbeiter wurde schon analysiert („Osteuropa“ 
8. Jahrgang, S. 154). Dem folgte ein neuer umfangreicher Erlafl 
vom 4. Dezember „über die Erweiterung der Rechte der Fabrik- 
verwaltungen in Sachen der Versorgung der Arbeiter und 
Verbesserung des Kartensystems“, ergänzt durch Dekret vom 
19. Dezember. Dadurch werden die „geschlossenen Verteilungs- 
stellen“ (SRK-sakryty rabotschij kooperativ, geschlossener 
Arbeiter-Konsumverein), die über 200 Fabriken und über 
3 Millionen Arbeiter umfaßten, aufgelöst, ihre Magazine und ihr 
ganzer Apparat unter die Fabrikdirektionen gestellt, die nun 
unmittelbar die Arbeiterversorgung mit Lebensmitteln und In- 
dustriewaren (gegebenenfalls mit eigenem landwirtschaftlichen 
Betrieb oder durch sog. „Kontraktation“ mit den Produzenten) 
durchzuführen und sicherzustellen haben. Dabei wird das ganze 
Kartensystem schärfer angefaßt und kontrolliert, das Bezugs- 
buch nur auf Namen ausgestellt und numeriert, annulliert sofort 
bei Entlassung eines Arbeiters. Der Zweck ist deutlich: die 
Fabrikdirektion soll so ein wirksames Mittel zur Erziehung der 
Arbeiter zur Arbeitsdisziplin erhalten an der empfindlichsten 
Stelle der Versorgung. Für 262 Grofßbetriebe wird das sofort 
durchgeführt, deren Liste (,„Iswestija“ 5. Dezember) dem Dekret 
beigefügt ist — wieder ein Schritt zu der bekannten oft ver- 
folgten Fesselung des Arbeiters, der an seine Fabrik „festge- 
bunden“ wird. 


*) Siehe dazu besonders die Verordnung vom 19. Dezember über die Ab- 
lieferung von Milh und Milchprodukten an den Staat. 


212 


Im Währungs- und Preisproblem ist im Sinne einer 
Reform nichts geändert. Aus einem sich immer mehr häufenden 
Material bestätigt sich unsere Schilderung („Osteuropa“ 8. Jahr- 
gang, S. 6 f.) immer mehr von den großen Preisunterschieden und 

er Unmöglichkeit einer vergleichbaren Preisstatistik, von der 
Kaufkraft des Rubels, die, wenn man einmal einen solchen Satz 
wagen darf, heute beim Bezug von Lebensmitteln auf dem freien 
Markt auf 6 Pfennig und von Industrieprodukten auf 13 Pfennig 
gesunken ist, während diese Kaufkraft bei gebundenen Preisen 
um das Zwölf- oder Dreifache höher liegt und von der Mehrheit 
von Währungen im eigenen Lande (Torgsin-Geld und Torgsin- 
Preise, die etwas über den Auslandspreisen liegen). Ein Wert- 
messer ist der Rubel heute eigentlich nicht mehr, er ist nur ein 
durchaus nicht präzis zu bestimmendes Mittel der Zahlung. 

So ist auch von der anderen Seite, am Währungs- und Preis- 
problem, die Spannung im Wirtschaftsprozeß immer 
größer geworden, als Folge der Finanzierung des Fünf- 
jJahrplans, die im Laufe seiner Durchführung sich verschieben 
mußte, weil die Voraussetzung nicht zutraf, daß nämlich die 
Finanzierung immer mehr aus der Kapitalbildung des „ver- 
gesellschafteten Sektors“ der Volkswirtschaft erfolge. Diese ist 
nach keiner Richtung hin erreicht worden. So hat man mit der 
Kreditreform von 1930 und verstärkter Notenemission dagegen 
zu arbeiten versuchen müssen und ist darüber in die Preis- 
revolution des abgelaufenen und schon des vorhergegangenen 
Jahres hereingeraten, der die Sowjetwirtschaftspolitik heute 
offenbar ratlos gegenübersteht. Man will das Steigen der Markt- 
preise. um das Getreide herauszulocken und die Bauern wirt- 
schaftlich zu interessieren, und man hat keine Mittel, auf der 
Konsumentenseite die Kaufkraft entsprechend zu steigern, die 
auf dem bezeichneten Niveau angekommen ist, daß in den Markt- 
preisen die Kaufkraft des Rubels heute nur noch zwei bis drei 
Goldkopeken beträgt, das Land in Preisrevolution und größter 
Teuerung ist. Da das unausgesetzt den Lebensstandard herunter- 
drückt, ist kein Wunder, daß fortwährend über die Arbeits- 
disziplin und die Arbeitsleistung geklagt werden muß und die 
Arbeiter von einem Betrieb zum anderen fluten, weil sie bessere 
Verhältnisse der Ernährung suchen. 

Dabei ist keine Frage, daß gerade eine staatliche Planwirt- 
schaft den stabilen Wertmesser unbedingt braucht. Ob einmal 
im völlig durchgebildeten sozialistischen Staate das Geld ganz 
„abstirbt“, steht dahin. In der gegenwärtigen Phase des „sozia- 
listischen Aufbaues“ kann das schon prinzipiell nicht der Fall 
sein und ergibt das die Schwierigkeit, der man bisher nicht hat 
Herr werden können. Was man will, wird fortgesetzt wieder- 
holt: das stärkere Angebot von Artikeln des Massenbedarfs, die 
Freiheit des Kolchosmarktes, die Investierung ungeheurer 
Kapitalbeträge im zweiten Fünfjahrplan für die Industrie, die 
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Senkung der Produktionskosten, die rationelle geschäftlich ein- 
wandfreie kaufmännische Wirtschaftsführung. Alles das ist als 
Wille und Tendenz klar. Aber schon der Weg dazu ist prin- 
zipiell nicht deutlich und die reale Möglichkeit des Weges 
zum Ziel wird immer geringer. 

Nach dem „Östexpref sei noch der Stand des Geldum- 
laufs mitgeteilt wie folgt: Am 1. Oktober 1928, dem Beginn 
des ersten Fünfjahrplanes, betrug der russische Geldum- 
lauf 1970,8 Mill. Rbl., wovon 1063,4 Mill. Rbl. auf Tscherwonez- 
noten und 907,4 Mill. Rbl. auf Staatsgeld entfielen. Seitdem 
gestaltete sich der Geldumlauf in der Sowjetunion wie folgt 
(in Mill. Rbl.): 


Tscherwoneznoten Staatsgeld insgesamt 


1. Okt. 1928 . 1063,4 907,4 1970,8 
1. Okt. 1929 . 1428,2 1214,0 2642,2 
1. Okt. 1930 . 2130,3 2133,0 4203,9 
1. jan. 1931 . 2100,4 2254,8 4355,2 
1. Okt. 1931 . 2527,2 2045,3 5172,5 
1. Jan. 1932 . 2784,4 28388,9 5673,3 
1. April 1932 2675,8 2777,4 5453,2 
1. Juli 1932 . . . . 29255 3257,0 6183,1 
1. Aug. 1932. . . . . 32732 

1. Sept. 1932. . . . . 34303 


b) Rußland am Ende des ersten Fünfjahrplans. 


Daß der erste Fünfjahrplan mit einer sehr gespannten Wirt- 
schaftslage in Stadt und Land, in Landwirtschaft und Industrie 
abschließt, wird von niemand bestritten. Die Prophezeiungen 
mehren sich daher, denen z. B. Kerenski bei einem Berliner 
Vortrag Ausdruck gab, und die wohl auch etwas Trotzkis Reise 
bestimmten, daß der Bolschewismus und der Fünfjahrplan un- 
mittelbar vor der Katastrophe stünde. Demgegenüber gab 
Baar jetzt die Berliner Handelsvertretung ein Sonderheft ihrer 

eitschrift „Sowjetwirtschaft und Außenhandel, 15 Jahre Sowjet- 
Union 1917—1932“ (Nr. 20/21, 9% S.) heraus, das andererseits die 
Leistungen, die Erfolge gut zusammenstellte. Danach ist ohne 
Zweifel vieles gelungen. 

Die Spanne ist noch nicht durchlaufen, an deren Ende 
stehen soll, daß die Industrie die Bedarfsmitielbedürfnisse der 
Landwirtschaft vollständig decken kann und dementsprechend 
die landwirtschaftliche Produktion gesteigert werden kann. Daft 
das das Wesentliche ist, geht indirekt aus der Behandlung des 
zweiten Fünfjahrplans hervor. Das Experiment ist noch auf 
halbem Wege, das Gesamturteil daher noch nicht möglich und 
eine grundsätzliche Umkehr auf dem halben Wege ist schlechter- 
dings unmöglich, wird wahrscheinlich auch von wenigen Men- 
schen in Rußland überhaupt für diskutabel gehalten. 
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Die Zeitspanne freilich, die Rußland für dieses sein Experi- 
ment braucht, ist um so länger, je mehr Rußland hinter den 
kapitalistischen Ländern zurück war: diese letztere Spanne wird 
im Gespräch und in der Agitation in Rußland auf 50 bis 100 Jahre 
berechnet, man spricht wohl davon, daß ein Menschenalter dieser 
ungeheuren Anspannung nötig sei, um den Abstand aufzuholen. 


Ehe freilich diese russische „Amerikanisierung“ erreicht ist, 
ist eine Atempause notwendig. Die russische Außenpolitik 
arbeitet fieberhaft daran, eine Unterbrechung durch einen Krieg, 
die katastrophal sein würde, zu vermeiden, und mit Erfolg. Die 
ganze Stalinsche Politik seit dem Frühjahr 1932 läßt auch er- 

ennen, daß nach einer neuen „Atempause“ (um das Leninsche 
Wort von 1921 zu wiederholen) gestrebt wird. In diesen Zu- 
sammenhang gehört die Diskussion, ob man nicht ein Zwischen- 
oder „Puffer-Jahr“ zwischen den ersten und zweiten Fünf- 
jahrplan für 1933 einlegen solle, um unter Stabilisierung der 
Produktion auf Grund der Produktionszahlen von 1932 den 
Menschen etwas zur Ruhe, zum Atemholen und zum Kräfte- 
sammeln kommen zu lassen, den Menschen auf dem Lande, 
damit er sich in der Kollektivierung einmal einrichte, den Men- 
schen in der Stadt, damit jenes Preisproblem sich etwas setze 
und ordne und für die Belieferung der Arbeiter neue Wege ge- 
funden werden können, einen Ausgleich zwischen Stadt 
und Land in jedem Sinne, den man jahrelang zurückgeschoben 
hat und dessen Vernachlässigung sich jetzt so sehr rächt. 


Diese Tendenzen sind spürbar, ohne daß sie bereits grund- 
sätzlich oder dogmatisch oder in umfassenden Dekreten aus- 
gesprochen würden. Aber sie stoßen sich an der schweren Tat- 
sache, daß die Nahrungsmitteldecke und die Bedarfsmitteldecke 
beide zu kurz sind, und an der Frage, wie lange Natur und 
Nerven des Volkes dieses Mißverhältnis überhaupt aushalten 
önnen. So meinen wir, ist am Ende des ersten Fünfjahrplans 
das Urteil zu fassen, das, wie sich immer wieder zeigt, mit Ja 
oder Nein nicht kurzerhand gefällt werden kann. Die Größe 
und Schwierigkeit aber der Aufgabe, die Stalin so gestellt ist, 
mit dem Festhalten an seinem Prinzip und der Lockerung in der 
Praxis, dürften für 1933 sehr wohl mit dem Ernst der Lage ver- 
Een en können, vor die sich Lenin im Frühjahr 1921 ge- 
stellt sah! 


c) Ausfuhr, Außenhandelund Verwandtes. 


Darin freilich trifft der Vergleich nicht zu: die weltwirt- 
schaftliche Stellung der Sowjetunion ist am Ende des ersten 
Fünfjahrplans ganz anders, günstiger als damals 1921, wo sie 
tatsächlich überhaupt gar nicht vorhanden war. In einer Schrift: 
„15 Jahre Außenhandelemone ol der UdSSR“ (Partisdat, Moskau 
1932) findet sich folgende Tabelle: 
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In Millionen Rubel 


i 1925 1928 1929 1930 1931 
Gesamtausfuhr von 
90 Weltländern . 59569 61 689 62 169 49 374 35 203 
Ausfuhr der UdSSR 608 803 924 1 036 811 
Gesamteinfuhr von 
90 Weltländern . 63192 65 843 67 582 54581 39075 
Einfuhr der UdSSR 827 953 881 1059 1105 


Wenn auch die Prozentanteile der Sowjetwirtschaft an der 
Weltwirtschaft noch nicht absolut sehr groß sind, so ist die rela- 
tive Bedeutung sehr gewachsen. Ist sie doch das größte 
Maschineneinfuhrland der Welt und sind die Sowjetbestellungen 
doch heute beinahe für alle Volkswirtschaften außerhalb Ruf- 
lands ein wesentliches und erstrebies Interesse! Und was die 
Zahlungsfähigkeit anbetrifft, so wird gerade jetzt eine 
Äußerung eines führenden deutschen Industriellen nachdrücklidı 
zitiert, des Herrn Peter Klöckner in der Generalversammlun 
der Humboldt-Deutz-Motoren A.-G.: „Bis heute ist jedoch u 
kein einziger Wechsel zu Protest gegangen, weshalb man die 
Russen zu den besten Debitoren zählt. Wenn es möglich ge- 
wesen wäre, hätte man die Produktion natürlich lieber gegen 
Kasse verkauft, jedoch verhehle er nicht, daß man auch weiterhin 
größere Russengeschäfte gern hereinnehmen werde.“ („Ger- 
mania“ vom 24. November 1932.) 


Der zweite Fünfjahrplan behandelt selbstverständlih auch 
den Aufenhandel, Er steht auch vor der Gegensätzlichkeit, 
daß der innere Konsum gesteigert werden muß und die Ausfuhr 
zur Deckung der Einfuhrzahlen ebenfalls. Der zweite Fünfjahr- 
plan will darum die Struktur der russischen Ausfuhr 
wesentlich verändern: sie soll unabhängig vom Ernteergebnis 
werden, also immer weniger Getreideexport und immer mehr 
Industrieexport und Ausfuhr verarbeiteter landwirtschaftlicher 
Rohstoffe werden. Das ist ein großes Ziel und seine prinzipielle 
Begründung ist ohne weiteres plausibel. Aber um die Ausfuhr 
Sowjetrußlands so vom Rohstoffe auf das Fertigindustrieprodukt 
zu verlegen, dazu ist heute die im Werden begriffene russische 
Volkswirtschaft ohne Zweifel noch keineswegs reif. 

Der Kampf um die aktive Handelsbilanz muß in jedem 
Falle auf das äußerste weitergeführt werden. Das bedeutet einen 
Kampf um die Preise und einen Kampf um die Handelspolitik, 
in der man immer mehr Bestellung im Auslande und Absatz im 
Auslande in eine Verbindung bringen will (Austauschlieferung 
mit der betreffenden Firma, genau umgrenztes und in Ziffern ge- 
faßtes Kompensationsgeschäft mit dem betreffenden Staate, wo- 
möglich schon im Anfang Vereinbarung über den Einfuhrplan 
mit dem Lieferlande — eine ungemein wichtige Perspektive, die 
an der Hand der Vorbereitungen des neuen Plans gründlichstes 
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Studium erfordert!). Dabei stößt man nicht nur auf die allge- 
meine und voraussichtlich noch dauernde Schwierigkeit der Welt- 
wirtschaftskrise, sondern auch auf das Bestreben der Liefer- 
länder, ihre Handelsbilanz mit Rußland auszugleichen, was im 
Augenbli&k die Verhandlungen mit England und Frankreich sehr 
erschwert. Man sieht auch hier: neben Licht auch viel Schatten, 
Zwischenstadium mit Hängen und Würgen, mit großen, prin- 
zipiellen und realen Schwierigkeiten. 

Das tatsächliche Bild für den russischen Außen- 
handel in den ersten zehn Monaten 1932 ist das folgende (wie 
immer nach dem „Östexpreß“ wiedergegeben): In den ersten 
zehn Monaten 1932 betrug die Ausfuhr 461,4 Mill. gegen 
673,7 Mill. im gleichen Zeitabschnitt des Vorjahres, die Einfuhr 
597,1 Mill. gegen 9205 Mill, so daß die Handelsbilanz mit 
135,7 Mill. Rbl. passiv war gegenüber einer Passivität von 
246,8 Mill. Rbl. in den ersten sehn Monaten 1931. 

Auf die wichtigsten Länder verteilte sich die russische 
Ausfuhr und Einfuhr in der Berichtszeit wie folgt (in Mill. Rbl.): 


Ausfuhr Einfuhr Gesamtumsatz 
10 Monate 10 Monate 10 Monate 

1932 1931 1932 1931 1932 1931 

Deutschland . 83,7 110,0 277,0 323,6 360,7 433,6 
England . .1085 217,3 78,4 59,2 186,9 276,5 
USA.. . . . 122 18,3 242 210,1 36,4 228,4 
Frankreih . 21,9 25,6 3,0 13,9 24,9 39,5 
Italien . . . 20,4 32,6 241 23,8 44,5 56,4 
Persien . . . 22,3 26,7 47,1 37,2 69,4 65,9 
Schweden . . 5,0 5,0 19,8 13,7 24,8 18,7 
Lettland . . 92 25,0 5,7 11,7 14,9 36,7 


Im Sowjetimport steht Deutschland nad wie vor 
weitaus an erster Stelle; die russische Einfuhr aus Deutschland 
ist indessen gegenüber dem Vorjahre um 46,6 Mill. Rbl. zurück- 
gegangen. Dagegen hat der Sowjetimport aus England um 
19,2 Mill. Rbl. zugenommen, und England nimmt nun in der rus- 
sischen Einfuhr den zweiten Platz ein, den im Vorjahre die Ver- 
einigten Staaten hatten. Der Sowjetimport aus den Vereinigten 
Staaten ist auf einen Bruchteil des vorjährigen Imports zurück- 
gegangen. Im Sowjetexport nimmt England mit 108,5 

illionen Rubel den ersten Platz ein, während Deutschland an 
zweiter Stelle steht. Der russishe Export nach England ist auf 
die Hälfte gesunken, derjenige nach Deutschland um etwa 24 %. 
Sowohl die Ausfuhr, wie noch mehr die Einfuhr ist im ganzen 
immer mehr zurückgegangen, weshalb die Handelsbilanz in 
dieser Frist günstiger ist als im Vorjahre, aber immerhin sehr 
stark passiv geblieben ist. 

Im Kampf des Außenhandels spielt das russische Petro- 
leum eine ganz große Rolle. Bisher ist die Verständigung mit 
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den anderen Weltkonzernen nicht gelungen, Rußland hat sich 
zurückhaltend gezeigt, fest auf seinen Bedingungen verharrend. 
Die letzte Pariser Petroleum-Konferenz, beendet am 13. Dezem- 
ber, fand ohne Rußland statt. Inzwischen hat Rußland die 
Preiserhöhungen der großen Konzerne mitgemacht und anderer- 
seits mit Frankreich, Japan, auh Kanada und Indien die 
Lieferungsverträge kündigt. die auch weltpolitish ein so 
wichtiges Mittel sind. Indes ist die Lage Rußllands auf diesem 
Gebiete dodh nicht ganz günstig. Die Produktion kommt 
nicht in der Weise voran, wie die Sowjetpolitik das wünschen 
muß. Der Voranschlag ist in den ersten zehn Monaten 1932 
nur zu 85 % erreicht, so daß schwerlich für das ganze Jahr 
die festgesetzte Ziffer des Plans (27,4 Mill. t) erreicht werden 
wird. Davon werden somit auch die Berechnungen für den 
zweiten Plan betroffen, und ebenso die Position Rußlands 
international, weil bisher in seiner Hand gerade das eine 
starke Karte war, daß Rußland seine Petroleumproduktion 
weder einschränken könne noch wolle, während es jetzt, auch 
im Zusammenhang mit jenen Pufferjahrserörterungen, die früher 
abgelehnte Stabilisierung der Petroleumproduktion immerhin für 
möglich erklären müßte. Die Gründe für den Rückgang sollen 
in erster Linie technischer Natur sein. 

Und gleichzeitig ein anderes: die New Yorker internationale 
Kupferkonferenz ist ohne Einigung auseinandergegangen, der 
Konkurrenzkampf der Kupferproduktion wird sih ungemein 
verschärfen und im Hintergrund erscheint hier auch Sowjetruß- 
land. Dieses will für 1933 nach dem Fünfjahrplan 124300 t und 
1937 580 000 t produzieren, würde so aus einem Kupfereinfuhr- 
land in einigen Jahren zu einem Kupferausfuhrland, und bei 
dieser Deroute der internationalen Kupferproduktion auch ein 
wichtiger Konkurrent! 


d) Innere Politik. 


Der von Stalin angeordnete Beamtenabbau ist in vollem 
Gange. Schon längst war ein Feldzug gegen die Bürokratie und 
den Bürokratismus im Gang, der jetzt feste Form angenommen 
hat. Das Dekret vom 8. Oktober verordnete eine Herabsetzung 
des Beamtenapparats um 10 und 20%. Dementsprechend hat 
ein Erlaß vom 19. November den Abbau begonnen, hat die 
Arbeiter- und Bauerninspektion schon 200 Moskauer Vertretun- 
gen der Wirtschaftsorgane draußen und über 3000 Beamte ab- 
gebaut, hat der Volkskommissar der Schwerindustrie, Ordshoni- 
kidse (Erlaß vom 28. November) 1104 Beamte seiner Behörde 
(bekanntlich der Zentrale für die Durchführung des Industrie- 
pan) abgebaut, wobei übrigens immer noch 4478 Beamte ge- 

lieben sind. Die Zentralkontrollkommission hat den gesamten 
Personalbestand der Volkskommissariate und Zentralbehörde, 
der 13575 Personen betrug, um 2809 gekürzt, der Apparat des 
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Außenhandelskommissariats ist um 25 % vermindert worden und 
so geht das überall weiter. 


Man hat die Erfahrung gemacht, daß gerade das letzte Jahr 
den Apparat ungeheuer angeschwellt habe, daf, wie „Ekono- 
mitscheskaja Shisn“ schrieb, „viele Teile des Staatsapparates 
die Eigenschaft besitzen, einen Beamten durch die Tür TORS 
zulassen und dafür zwei Beamte durch das Fenster hereinzu- 
lassen“. Man hat weiter festgestellt, daß nicht die unmittelbare 
Produktionsarbeit etwa im Kollektiv, in der Fabrik, bei der 
Eisenbahn, ein Anschwellen der Arbeitskräfte zeige, sondern die 
mittelbare, also die Verwaltung, Registratur usw., während es 
an technischen Kräften so sehr fehlt. Und man zitiert für Sinn 
und Zweck des Abbaues, der Rationalisierung das Wort Stalins 
(„Prawda“, 10. Dezember): 

„Eine Gefahr stellen nicht so sehr die alten Bürokraten dar, die in 
unseren Institutionen steckengeblieben sind, als besonders die neuen Büro- 
kraten, die Sowjetbürokraten. Unter ihnen spielen die kommunistischen 
Bürokraten keineswegs die letzte Rolle, sie glauben an Dekrete wie an 
einen Fetisch und wollen dadurch die Selbständigkeit der Arbeiter und 
Bauernmassen ersetzen.“ 

Der Sinn dieser Maßnahme im Stalinismus ist ohne weiteres 
klar und nicht mit der Sparsamkeit erschöpft. Aber sie stellt 
zugleich die Frage, ob die Garantie geboten ist, daß auf anderem 
Wege die Aufgaben gelöst werden, die der Stalinismus lösen will 
und muß. Ferner ob der Appell an die stärkere Leistung der 
Übrigbleibenden schon aus rein physischen Gründen durcführ- 
bar ist. Schließlich ob, wenn die Übrigbleibenden nun freier, 
verantwortungsfreudiger, selbständiger arbeiten sollen, sie sich 
nicht an dem anderen Grundübel stoßen, der Übertreibung der 
Kontrollmaßnahmen und der Scheu vor Verantwortlichkeit an 
allen Stellen. 


Eine verwandte Maßnahme des „Auskämmens“ ist die Ver- 
ordnung vom 10. Dezember, die eine Reinigung (Tschistka) 
der Partei für Parteimitglieder und Kandidaten im jener 1933 
anordnet und vom Datum des Dekrets an eine Aufnahme- 
sperre für die Partei verhängt, — im ganzen Unionsgebiet so- 
wohl in den Städten wie auf dem Lande, wurde im Dekret aus- 
drücklich hinzugefügt. Eine solche Aktion in der Beamtenschaft 
hat häufig, ja regelmäßig stattgefunden, in der Partei allgemein 
seit 1921 nicht. Seitdem ist immer nur laufend durch die Zentral- 
kontroll-Kommission der Partei diese Prüfung vorgenommen 
worden, der z. B. im November 1928 die Trotzki-Opposition zum 
Opfer fiel. Stalin will also gerade für das schwierige Jahr 1953 
die Partei ganz fest in die Hand bekommen. Die Ankündigun 
gerade jetzt soll auch im besonderen auf die Sitzung des „ZIK“ 
wirken, der für die Union auf den 20. Januar berufen ist mit 
der Tagesordnung: Kontrollziffern für 1933 — das einheitliche 
Unionsbudget für 1933 — Festigung der Kolchose — Bestätigung 
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von Beschlüssen des Präsidiums. (Der ZIK der RSFSR ist wie 
üblich vorher, auf den 12. Januar, berufen.) Es ist klar, daß diese 
Behörde, wenn überhaupt, so jetzt noch weniger oppositionell 
u wird, wenn die Musterung der Partei darauf ihre Schatten 
wirit. 

Am 20. Dezember wurde der 15. Gründungstag der „G. P. U.“ 
gefeiert. 


e) Kulturpolitik. 


Am 26. Dezember 1919 wurde das Dekret Lenins „Über die 
Liquidation des Analphabetentums in der Bevölkerung von 
RSFSR“ veröffentlicht mit dem Ziel: die ganze Bevölkerung von 
8 bis 50 Jahren, die nicht lesen und schreiben kann, ist ver- 
pflichtet, das zu lernen, nach Wunsch in ihrer Muttersprache oder 
im Russischen. Damals waren 70% der Bevölkerung Analpha- 
beten; heute sollen 90 %, in der Industriearbeiterschaft sogar 
95%, lesen und schreiben können. Die Gesellschaft „ODN“ 
(s. meinen Reisebericht, S. 8, im OÖktoberheft) hat heute 
6 Millionen Mitglieder. 1933 soll, jedenfalls für RSFSR, das 
Analphabetentum vollständig beseitigt sein, mit Ausnahme 
kleiner Gebiete im höchsten Norden. Die Zahl der Elementar- 
und Mittelschulen ist von rund 79000 (1914) auf rund 153 000 
(1931) gochegen, die der Schüler in den Elementarschulen von 
5,2 Millionen auf 17,6 Millionen und in den Mittelschulen 
von 0,4 auf 2,7 Millionen. Die Zahlen gelten für die gesamte 
Sowjetunion. Trotz dieser Erfolge stellt ein Erlaß des Rates 

er Volkskommissare für RSFSR vom 29. November eine 
„Schwächung der Aufmerksamkeit gegenüber dieser Aufgabe“ 
fest, sowie, daß die einzelnen Organe nicht genügend zu- 
sammenarbeiteten; besonders zurückgeblieben sei die Arbeit 
in Ostsibirien, Westsibirien, den Nordgebieten, dem Westgebiet 
une den autonomen Republiken der Kasaken, Baschkiren und 
irgisen. 

Eine Verordnung des ZIK vom 7. Dezember setzte ein 
Komitee für die „höchste technische Schule“ beim ZIK der Union 
ein, unter Vorsitz des Akademikers G. M. Krshishanow ski. 

Im Zusammenhang mit der Fünfzehnjahrfeier hielt die 
Akademie der Wissenschaften eine Tagung ab mit 
einer Ausstellung „die Sowjetwissenschaft in 15 ren“ und 
einem Aufruf an die gelehrten und wissenschaftlichen Arbeiter 
der ganzen Welt „zur aktiven Verteidigung der Sowjetunion 
in den Reihen der Kämpfer für die Sozialisierung, mit dem 
Schluß: „Wir fordern euch auf zu einem Freundschaftsbündnis 
mit dem revolutionären Proletariat! Wir rufen euch auf zu 
aktiver Verteidigung der Sowjetunion! Wir rufen euch auf zum 
Kampf gegen die kulturelle Reaktion, welche die Länder des 
Kapitals überschättet| Wir rufen euch in die Reihen der Kämpfer 
für den Sozialismus!“ Unterzeichnet ist der Aufruf vom Präsi- 
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denten der Akademie, Karpinski, 20 Mitgliedern der Akademie, 
darunter Marr, und auch S. Oldenburg. 

Ende Dezember fand wieder eine große Konferenz der 
Wissenschaftler über die Aufgaben der Wissenschaft bei Durch- 
führung des zweiten Fünfjahrplans statt. 


f Auswärtige Politik. 


1. Westen: Der russisch-polnishe Nichtangriffspakt 
und das Vergleichsabkommen sind Ende November durch den 
ZIK in Moskau und durch den Staatspräsidenten in Warschau 
ratifiziert worden. Der Wortlaut des Nichtangriffspaktes ist be- 
kannt. Das Schlihtungsabkommen*) legt die Form der Regelung 
von Streitigkeiten fest, die zwischen Polen und der Sowjetunion 
entstehen könnten. Dafür sieht sie eine gemischte polnisch- 
sowjetrussische Kommission, bestehend aus je zwei Vertretern 
beider Parteien, vor, deren Aufgabe es sein wird, den tatsäch- 
lichen Stand des eventuellen Konfliktes zu prüfen und einen 
Vorschlag für dessen friedliche Erledigung auszuarbeiten. 


Dazu schrieb die „Gazeta Polska“: 


„Das Schlichtungs-Abkommen ist eine Entwicklung und notwendige 
Ergänzung des Nichtangriffspaktes. Der erste Teil dieses Paktes, der die 
Entscheidung von eventuellen Konflikten im Wege der Gewalt ausschließt 
— muß mit der Festlegung eines positiven Vorgehens bei der Beilegung 
von Mißverständnissen und Streitigkeiten verbunden sein. Daher müssen 
wir die Nachricht von der Unterzeichnung des Schlichtungs-Abkommens 
zwischen der Republik Polen und der Sowjetunion als einen Schritt von 
sehr grofer Tragweite auf dem Wege der dauernden, friedlichen Regelung 
der nachbarlichen Beziehungen begrüßen. 

Zwar ist die Schlichtung (Konziliation) eine logisch nicht so volle 
Form, wie das sciedsrichterlihe Verfahren (Arbitrage); doch kann sie sich 
in der Praxis als befriedigend erweisen. Sie gestattet im Falle irgendeines 
Konflikts die Feststellung des tatsächlichen Sachverhalts, sowie die Auf- 
klärung über die eigentliche Intentionen und Motive der Handlungsweise 
der Vertragsparteien, was in der größten Mehrheit der Fälle — natürlich 
beim Vorhandensein eines guten Willens! — zu einer Erledigung der An- 
gelegenheit im gegenseitigen Einverständnis führen dürfte.“ 


Diesem politischen Abschluß folgen sogleich die Verhand- 
lungen über einen russisch-polnishen Handelsvertrag, der 
schon in der oben bezeichneten Linie gehen wird: gegenseitige 
Einfuhrerleichterung für bestimmte Warengattungen. Dem- 
entsprechend soll auch der Vertrag über die gemischte russisch- 
polnische Handelsgesellschaft „Sowpoltorg“ erneuert werden. 

Der Abschluß mit Rumänien ist, wie bekannt, nicht er- 


folgt. Gegenüber der Ablehnung durch Titulescu hat bei der 


*) Anm.: Diese Aktenstücke werden jetzt am bequemsten zugänglich 
sein in dem neuesten Heft der von mir und W. Bertram N un 
Sammlung: „Dokumente zur Weltpolitik der Nachkriegs- 
zeit. Eine Quellensammlung für den akademischen Unterricht und die poli- 
tishe Praxis.“ Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, Heft 3 ,Dereuropä- 
ische Osten“. (Heft 2 enthält: Abrüstung und Sicherheit.) 
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Unterzeichnung des französisch-russischen Nichtangriffs- und 
Schiedsvertrages Rußland die schriftliche Erklärung übergeben: 
„Die Sowjetregierung nimmt die Güte der Französischen Regierung in 
Anspruch und bittet, folgende Erklärung zur Kenntnis der Rumänischen 
Regierung zu bringen: Die Sowjetregierung, die von dem Wunsche beseelt 
ist, ihre friedlichen Absichten gegenüber Rumänien zu beweisen, erklärt 
sich bereit, der Rumänischen Regierung vom heutigen Tage ab vier Monate 
Zeit zu lassen, um mit der Sowjetregierung ein Nichtangriffsabkommen in 
dem Sinne zu unterzeichnen, wie es zwischen Litwinow und Cadere (der 
rumänische Gesandte in Warschau) vereinbart worden war, einschließlich 
des von Cadere vorgeschlagenen Schlußprotokolls. Die Sowjetregierung, die 
wieder einmal ihre friedlichen Bestrebungen beweist, erklärt, daß sie ihrer 
Politik treu bleibt, die darin besteht, für die Lösung aller Streitfragen nicht 
zur Gewalt zu greifen, und die durch den Kelloggvertrag übernommenen 
Verpflichtungen zu wahren.“ 
iese Bereitwilligkeit Rußlands ging auf eine Forderung 
Frankreichs zurück, die als Bedingung für die Unterzeichnung 
seines Nichtangriffspaktes gestellt wurde. 

Am 29. November wurde der französisch-russische 
aa spakt unterzeichnet. Er hat folgenden Wort- 
aut: 

„Art. 1. Jeder der hohen vertragschliefenden Teile verpflichtet sich 
gegenüber dem anderen, in keinem Falle gegen ihn, sei es allein, sei es in 
Verbindung mit einer oder mehreren dritten Mächten zum Kriege oder zu 
einem Angriff zu Lande, zu Wasser oder in der Luft überzugehen und die 
Unverletzlichkeit der Gebiete, die unter seiner Souveränität stehen, oder 
deren auswärtige Vertretung und Verwaltungskontrolle er ausübt, zu 
respektieren. 

Art. 2. Wenn der eine der hohen vertragschliefenden Teile Gegen- 
stand eines Angriffs von seiten einer oder mehrerer dritter Mächte ist, ver- 
pflichtet sich der andere hohe vertragschliefende Teil, dem Angreifer oder 
den Angreifern während der Dauer des Konflikts weder direkt noch in- 
direkt Hilfe oder Beistand zu leisten. 

Art. 3. Die in den obigen Art. 1 und 2 ausgedrückten Verpflichtungen 
können in keiner Weise die Rechte und Verpflichtungen begrenzen oder 
verändern, die sich für jeden der hohen vertragscliefenden Teile aus den 
Vereinbarungen ergeben, die vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Ver- 
trages von ihm geschlossen worden sind, wobei jeder Teil im übrigen hier- 
durch erklärt, daß er durch keine Vereinbarung gebunden ist, die für ihn 
die Verpflichtung enthält, an einem von einem dritten Staate unternom- 
menen Angriff teilzunehmen. 

Art. 4. Jeder der hohen vertragschliefenden Teile verpflichtet sich, 
für die Dauer des gegenwärtigen Vertrages an keiner internationalen 
Entente teilzunehmen, die praktish die Wirkung hat, dem anderen Teil 
den Kauf oder Verkauf von Waren oder die Aufnahme von Krediten zu 
untersagen, sowie keine Maßnahme zu treffen, die praktisch die Wirkun 
hat, den anderen Teil von jeder Teilnahme an seinem auswärtigen Hande 
auszuschließen. 

Art. 5. Jeder der hohen vertragschliefenden Teile verpflichtet sich, 
die Souveränität oder Autorität des anderen Teils über die Gesamtheit 
seiner Gebiete, wie sie im Art. 1 des gegenwärtigen Vertrages bestimmt 
sind, in jeder Hinsicht zu achten, sich in keiner Weise in seine inneren An- 
gelegenheiten einzumischen, insbesondere sich jeder Handlung zu enthalten, 
die darauf abzielt, Agitation, Propaganda oder Interventionsversuche an- 
zuregen oder zu begünstigen, welche zum Ziele haben, die territoriale In- 
tegrität des anderen zu verletzen oder das politische oder soziale Regime 
des ganzen oder eines Teils seiner Gebiete mit Gewalt umzugestalten. 
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Jeder der hohen vertragschließenden Teile verpflichtet sich ins- 
besondere, auf seinem Gebiet weder militärische Organisationen, die den 
bewaffneten Kampf gegen den anderen Teil zum Ziele haben, noch Organi- 
sationen, die sich die Rolle der Regierung oder Vertretung des ganzen oder 
eines Teils seiner Gebiete anmaßen, zu schaffen, zu schützen, auszurüsten, 
zu unterstützen oder zuzulassen. 


Art. 6. Die hohen vertragschließenden Teile, die schon in dem allge- 
meinen Kriegsverzichtspakt vom 27. August 1928 anerkannt haben, daf die 
Regelung oder Lösung der Streitfälle oder Konflikte aller Art oder Her- 
kunft, die zwischen ihnen entstehen können, stets nur durch friedliche Mittel 
erreicht werden muß, bestätigen diese Bestimmung und hängen, um ihr 
Wirkung zu verleihen, dem gegenwärtigen Vertrag ein auf das Schlichtungs- 
verfahren bezüglihes Abkommen an.“ 


Das gleichzeitig mit dem Nichtangriffspakt veröffentlichte Ver- 
gleichsabkommen mit der Sowjetunion umfaßt acht Artikel, von denen der 
erste besagt, daß alle Streitigkeiten zwischen Frankreich und der Sowjet- 
union, gleichviel welcher Art sie sind, soweit sie nach Inkraftsetzung des 
Abkommens geregelt werden können, zwecks freundschaftliher Beilegun 
einem Vergleichsausschuß unterbreitet werden sollen. Artikel 2 besagt, d 
dieser en aus zwei französischen und zwei sowjetrussischen 
Staatsangehörigen bestehen soll, die von ihren Regierungen für jede Session 
benannt werden. — Artikel 3 bestimmt, daß dieser Ausschuß jedes Jahr ein- 
mal zusammentritt, aber auf Antrag im Dringlichkeitsfall auch öfter, und 
zwar zu einer außerordentlichen Sitzung. Wer die außerordentliche Sitzung 
beantragt, hat der anderen Partei die Begründung des Dringlickeitsver- 
fahrens bekanntzugeben. Die erste Sitzung des Vergleichsausschusses, der 
abwechselnd in Paris und in Moskau tagen wird, wird in Moskau statt- 
finden. — Artikel 4: Der Ausschuß hat seine Beschlüsse einstimmig zu 
fassen. — Artikel 6 besagt, daß der Ausschuß den Regierungen Vorschläge 
für die Regelung eines Streitfalles, die er für billig erachtet, machen soll. —- 


Bei der Unterzeichnung veröffentlichte das französische 
Außenministerium die Erklärung: „Die französische Regierung 
legt Wert auf die Feststellung, daß keine Maftregel dieses Ver- 
trages in irgendeiner Weise den Inhalt eines eventuellen Wirt- 
schaftsvertrages vorausbestimmt, noch die volle Zollfreiheit der 
französischen Regierung beeinträchtigt.“ 


Bei der Unterzeichnung des Paktes sagte Herriot: 


„Der gegenwärtige Vertrag ee ned das System von Nicht- 
angriffspakten, die zur Befestigung des Friedens beitragen sollen. Das 
französische Volk, das vor allem wünscht, sih der Arbeit für diesen Frie- 
den und für die allgemeine Wiederaufrichtung des Vertrauens zwischen den 
Völkern zu widmen, wird den Sinn und die Tragweite des Aktes begreifen, 
der soeben seinen Abschluß gefunden hat. In seinem Namen rüße ich die 
Völker der Vereinigten Sowjetrepubliken, mit denen wir mehr und mehr 
vertrauensvolle Beziehungen zu unterhalten wünschen, und für deren Wohl- 
fahrt ich alle meine Wünsche ausspreche. Der Vertrag, den wir heute unter- 
zeichnen, wird seinen Wert bekommen je nach der Art, in der er ange- 
wendet wird. Wollen Sie nicht an unseren Bemühungen zweifeln, um i 
wirksam zu machen.” 

Der Sowjetbotschafter Dowgalewski antwortete: „Ic bin glücklich, 
daß es mir heute gegeben ist, im Namen meiner Regierung die Unterschrift 
unter diesen Nichtangriffspakt zu setzen, der, wie ich gewiß bin, in weitem 
Maße dazu beitragen wird, den Frieden in der Welt zu befestigen und die 
Beziehungen zwischen Frankreich und Sowjetrufland vertrauensvoller und 
enger zu gestalten. Getreu ihrer Politik des Friedens und der freundschaft- 
lichen Beziehungen mit den Ländern der Welt mißt die russische Regie- 
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rung diesem Pakt einen großen politischen und moralischen Wert bei, der 
den friedlichen Wünschen entspricht, von denen die Völker Frankreichs 
und Rußlands beseelt sind. Ebenso wie die französische Regierung wird 
die russische Regierung alle ihre Bemühungen darauf richten, den Vertrag, 
der soeben unterzeichnet wurde, für beide Länder wirksam und günstig 
zu gestalten.“ 

Damit ist ein sehr wichtiger Abschnitt für die russische 
Außenpolitik erreicht. Im näheren hat Frankreich mehr er- 
reicht bzw. weniger zugestanden. (Man sehe im Text die Be- 
stimmungen über die russischen Emigranten, die französischen 
Kolonien usw.) Immerhin enthält der Artikel 4 für Frankreidı 
gerade im Sinne der französischen Sanktionspolitik eine sehr 
starke Bindung, mit der Rußland ganz zufrieden sein kann. Im 
weiteren ist der größere Erfolg bei Rußland, das nun auch an 
diesem so außerordentlich wichtigen Punkte Europas seine oft 
bezeichneten Ziele erreicht hat und um deretwillen das Zuge- 
ständnis der Enthaltung von aller Propaganda machen mufte. 
Wir fügen die wichtigsten Stimmen aus beiden Ländern hinzu. 
Der „Temps“ (27. November) sagte: 

„Der Vertrag bringt etwas Gleichheit in die Beziehungen der beiden 
Länder in dem Sinn, daß die gegenseitigen friedlichen Absichten bestätigt 
werden, die Verpflichtung Neutralität im Kriegsfalle für die andere Partei 
kategorisch ist, renkte: Verpflichtungen als Völkerbundsmitglied durch- 
aus gewahrt sind und unabhängig von der vorausgesehenen Entwicklung der 
Handelsbeziehungen jede politishe Propaganda der einen Macht auf dem 
Gebiete der anderen unien dg ist. Ein solcher Vertrag gilt durch den Geist, 
in dem seine Unterzeichner ihn auslegen und anwenden. Man wird darüber 
wachen müssen, daß Sowjetrußland, dessen Methoden allzu oft für die an- 
dere Nation gefährlich sind, die übernommenen Verpflichtungen nicht miß- 
achten kann. 

Und die „Iswestija“ nach der Unterzeichnung: 


„Der französisch-russische Nichtangriffspakt dient der Sache des Frie- 
dens in Europa und der Entwicklung der französisch-russischen Beziehungen. 
Wir begrüßen es daher, daß die Mehrheit der deutschen Zeitungen die 
Tendenzen zurückweist, die diesen Pakt als einen Schritt darzustellen 
suchen, der die Sowjetunion dem deutschen Volk entfremdet. Wie die Un- 
terzeichnung eines ähnlichen Pakts in Locarno durch Deutschland die In- 
teressen nicht beseitigt hat, auf welche sich die freundschaftlichen Beziehun- 
pT des deutschen Volkes und der Sowjetunion stützten, so darf auch die 

olitik der Annäherung der Sowjetunion an Frankreich diesen Beziehungen 
nicht schaden. Unsere Beziehungen zu Deutschland waren gerichtet und 
sind gerichtet auf den gegenseitigen Nutzen der beiden Völker.“ 

Mit der Rapallo-Politik und den Beziehungen Deutschlands 
steht dieser Abschluß nicht im Widerspruch, und wenn er zu 
wirtschaftlichen Folgen führt, kann er ja lediglich die Kredit- 
fähigkeit Rußlands erhöhen, womit die Forderungen Deutsch- 
lands an die Sowjetunion nur besser würden. 


Auch hier soll dem politischen Vertrag der wirtschaft- 
liche folgen, bei dem die Schwierigkeiten groß sind: sowohl 
der Ausgleich in einer Handelsbilanz, die zu Ungunsten von 
Frankreich liegt, wie die Kreditfrage, wie auch die von Frank- 
reich nie vergessene Frage der Vorkriegsschulden sind erhebliche 
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Hindernisse. Der russisch-französishe Handel wies in den 
letzten ao einen ständigen Rückgang auf. Im Jahre 1931 
betrug der Warenaustausch 43,2 Mill. Rbl. gegenüber 73,8 Mill. 
Rubel im Jahre 1930, in den ersten zehn Monaten 1932 nur 
24,9 Mill. Rbl. gegenüber 39,4 Mill. Rbl. in der gleichen Zeit des 
Vorjahres. Die russische Ausfuhr nach Frankreich ist dabei in 
dieser Zeit relativ geringer zurückgegangen als die Sowjet- 
einfuhr aus Frankreich, die sehr stark zusammengeschrumpft ist. 
1931 betrug die russische Ausfuhr nach Frankreich 28,3 Mill. Rbl. 
gegenüber 44,1 Mill. Rbl. 


2. Ferner Osten: In der Nacht vom 4. zum 5. Dezember 
ist eine größere Abteilung chinesischer Offiziere und Soldaten 
bei der Station Mandschuria auf russisches Gebiet übergetreten, 
die entwaffnet und interniert wurde. Japan hat wohl die Aus- 
1 rung verlangt, Rußland hat sich indes darauf nicht einge- 
assen. 


Der japanischen Mandschureipolitik gegenüber blieb Ruß- 
land nach wie vor mißtrauisch und reserviert, wie die Lenin- 
grader „Prawda“ (7. Dezember) es ausdrückte: 

„Einige Tage vor Eröffnung der Völkerbundssession hat der japanische 
Kriegsminister zum Lytton-Bericht offiziell erklärt, daß die Völkerbunds- 
tagung die japanische Politik in Ostasien nicht beeinflussen wird. Gleich- 
zeitig wurde der neue Vormarsch in der Nordmandschurei begonnen. Der 
Völkerbund beschäftigt sih immer noch mit der Frage, ob die aus Tokio 
in die Mandschurei entsandten Truppen Angreifer oder Verteidiger sind. 
Zur selben Zeit aber hat eine Konferenz der Führer des japanischen Ge- 
neralstabes in allen Einzelheiten den Plan eines neuen Feldzuges ausge- 
arbeitet und den Beschluß gefaßt, zum Angriff überzugehen, um die noch 
im Besitz der antimandschurishen Truppen befindliche Nordwestman- 
dschurei zu erobern.“ 

Und auf die Haltung des japanischen genen in Genf 
bei der Beratung des Konflikts gab Litwinow die Antwort, in- 
dem er mit dem chinesischen Delegierten am 12. Dezember 
übereinstimmende Noten austauschte: 

„In Übereinstimmung mit unseren früheren Unterredungen, die wir 
während unserer Zusammenkünfte in Genf hatten, bin ich ermächtigt, Ihnen 
mitzuteilen, daß meine Regierung, von dem Wunsche beseelt, im Interesse 
des Friedens die freundschaftlichen Beziehungen zwischen unseren beiden, 
Ländern zu entwickeln, beschlossen hat, die normalen diplomatischen und 
Konsularbeziehungen mit der Regierung der Sowjet-Union (bzw. mit der 
Chinesischen Republik) mit dem heutigen Tage als formell wieder her- 
gestellt zu betrachten.“ 


Rußland stellte so die 1927 von China brüsk unterbrochenen 
Beziehungen wieder her, betonte dabei seine Freundschaft für 
China und seine Friedenspolitik und machte so eine Geste gegen- 
über Japan, wie Amerika. In einer Presseerklärung unterstrich 
Litwinow das noch mehr mit dem Hinweis: „Es stehe fest, daß die 
Wirren im Fernen Osten nicht zum geringsten Teil darauf zu- 
rückgehen, daß die anliegenden Staaten des Stillen Ozeans nicht 
alle miteinander diplomatische Beziehungen unterhalten.“ So 
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nahm Rußland eine selbständige Stellung gegenüber einer immer 
gefährlicher werdenden japanischen und einer passiven und 

elähmten amerikanischen Politik, wobei mehr als wahrschein- 
lich ist, daß man in Moskau lieber mit Washington gegen Tokio 
gehen würde. 

3. Diese Erfolge hatten die russische Außenpolitik veranlaft, 
einer scharfen englischen Beschwerde über die Haltung des 
Komintern und der „Iswestija“ erst nicht entgegenzukommen. 
Dann waren doc die Handelsvertragsverhandlungen, die in der 
ersten Januarhälfte beginnen sollen, zu wichtig, daß sich Ruß- 
land formell entschuldigte. Gleichzeitig blickt es mit besonderem 
Interesse auf den englisch-persischen Petroleumkonflikt. 


Amerika wird nadı wie vor sehr vorsichtig behandelt; 
man sieht, daß in dem jetzigen Zwischenstadium bis zum 4. März 
nichts in der so sehr gewünschten Anerkennungsfrage geschehen 
wird. Aber man registriert gern Äußerungen so wesentlicher 
Männer wie des künftigen Vorsitzenden des Auswärtigen Aus- 
schusses des Senats, Senator Swanson, sowie der Senatoren 
Borah und Walsh, die für die Anerkennung Sowjetrußlands 
durch die Vereinigten Staaten sind. 


Die deutsche Entwicklung wurde wie im vorigen Monat 
verfolgt mit den bekannten Aufforderungen an die deutsche 
Kommunistische Partei. 


Auf dem Wirtschaftsgebiete trat ein interessantes Problem 
hervor, das Streben Rußlands, seinen sehr geringen Handels- 
schiffspark durch Schiffsankäufe zu erweitern. Fast 9% des 
russischen Außenhandels gehen über See. Dem und der Steige- 
rung des Außenhandels überhaupt steht keine entsprechende 
Steigerung der Handelsflotte gegenüber. Wie der „Ostexpref” 
dazu mitteilte, verfügte die Ss ethändelsfloite 1927 über 746 
Schiffe mit einer Gesamttonnage von 548674 t, 1928 über 728 
Schiffe mit einer Tonnage von 655 853 t. 1929 bestand die Sowjet- 
handelsflotte aus 699 Schiffen mit einer Gesamttonnage von 
685 947 t. Zum 1. Januar 1932 wurde vom Volkskommissariat der 
Wasserwege eine Absonderung aller Hilfsschiffe, wie Eisbrecher, 
Schlepper usw., durchgeführt, um die genaue Größe und Tonnage 
der Seehandelzflotte festenstellen. und zwar ergab sich ein Be- 
stand von 558 Schiffen mit einer Gesamttonnage von 697 210 t. 
Im Jahre werden nur wenige Schiffe gebaut, so 1931 nur 21, und 
zwar Schiffe mittlerer und kleinerer Tonnage. Rußland verfügt 
an wesentlichen Werften nur über fünf und baut sehr langsam. 
Es sucht daher im Ausland Schiffe bauen zu lassen oder zu 
kaufen, wobei die Kreditfrage ganz besonders schwierig ist — 
Laufzeit bis zu vier Jahren! verhandelte eine Kommission 
mit dem Norddeutschen Lloyd über Schiffskauf, die zu dem An- 
kauf von 13 Lloyddampfern mit etwa 54000 Registertonnen ge- 
führt haben (unter Zahlung in Wechseln auf drei Jahre). Das ist 
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ein großes Geschäft, bei dem sich Rußland verpflichtet hat, diese 
Schiffe nur im Schwarzen Meere und in der ostasiatischen Küsten- 
schiffahrt fahren zu lassen. | 

4. Die Äußerungen zur Abrüstungs- und Kriegs- 
schuldenfrage boten nichts Wesentliches. 

Im ganzen kann die Außenpolitik der Sowjetunion 
im Rücblick auf 1932 zufrieden sein. Sie hat sehr glücklich 
operiert, große Erfolge davongetragen, an Sicherheit gegen die 
sog. „Antisowjetfront‘ gewonnen und ebenso an Verbundenheit 
mit der Weltpolitik. 


2. Polen. 


Die Arbeitslosigkeit in Polen betrug am 3. Dezember 
167 360. Die Krise des Pfundes wirkt stark auf die polnische 
Industrie zurük. Am wichtigsten aber ist die unbestreitbare 
Krise in der Landwirtschaft, die Gärung im Bauerntum. So 
sehr die Zensur es unmöglich macht, die nicht zu leugnenden 
blutigen Vorgänge von Bauernrevolten zu kontrollieren, so sehr 
wird die landwirtschaftliche Krise und Gärung durch die Haltung 
des Bauernführers und früheren Ministerpräsidenten Witos 
dokumentiert. Er trägt einer Radikalisierung des Bauerntums 
Rechnung, die ihm ein schärferes Auftreten nahelegt. Er hat im 
abgelaufenen Jahre die drei Bauernparteien, die Volkspartei 
„Piast“, die radikale Volkspartei „Wyzwolenie“ und die links 
Bent: Bauernpartei zu einer Einheit verschmolzen und er 
at mit ihr und mit seiner Popularität, die auf seine Haltung 
1920 bei der Gefährdung Warschaus durch den russischen An- 
En zurückgeht, einen scharfen Kampf gegen Pilsudski und die 
egierung begonnen. Das begann mit dem Boykott der staat- 
lichen Monopole (Spiritus und Tabak), mit Streiks der Lebens- 
mittelbelieferung für die Städte, führte zu blutigen Zusammen- 
stößen mit der Polizei. Dann trat Witos direkt mit der Forde- 
rung: Enteignung des Großgrundbesitzes ohne Entschädigung 
und mit der Drohung der Niederlegung der Mandate und der 
Sezession aus dem Sejm auf. Der Oberste Rat der „vereinigten 
Volkspartei“, wie die Bauernparteien heißen, ist in einer Sitzung 
im Berichtsmonat dem Führer nicht ganz gefolgt, hat Kompromiß- 
entschließungen angenommen, aber die Taktik gegenüber der 
Regierung verschärft. Führer und Partei zeigen, daß die Wirt- 
schaftslage den polnischen Bauern zunehmend radikaler macht 
und die Regierung vor schwierige Entscheidungen stellt. Um 
so mehr als antikapitalistische Töne auch sehr stark aus dem 
Lager der Legionäre kommen, wovon übrigens der Außen- 
minister, Oberst Beck, insofern getroffen wird, als man ihm vor- 
wirft, als Hauptaktionär der Stickstoffwerke von Chorzöw die 
polnische Rüstungsindustrie zu begünstigen. 
Dementsprechend hat der Führer des Regierungsblockes, 
Oberst Slavek. Anfang November vor den Legionären sich sehr 
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gegen ein Gewaltregime, gegen die Diktatur, ausgesprochen. Man 
spricht von einem kommenden Kabinett des Fürsten Janus 
Radziwill, man diskutiert, wer im Mai zum Staatspräsidenten ge- 
wählt werden soll. Die Regierung versucht eine Sammlungs- 

arole auszugeben, in die die antisemitischen Ausschreitungen in 

emberg, Warschau, Krakau freilich nicht hereinpassen, bei 
denen schon Forderungen laut werden, wie die Kündigung des 
Minderheitenschutzvertrages überhaupt, der von den Juden mil- 
braucht werde. 


Schon im November ging durch die Blätter, daß der Kar- 
dinal-Primas Hlond von Polen zum Präfekten der Kon- 
Bee on de propaganda fide ernannt worden sei, so daß, da 

er Jesuitengeneral der polnische Graf Ledochowski ist, zwei 

höchste Kirchenämter in Rom in den Händen von Polen sein 
würden. Die Nachricht ist als verfrüht zurückgewiesen worden, 
steht aber im Zusammenhang mit wichtigen Diskussionen beim 
Vatikan. Dieser ist mit Litauen im offenen Konflikt und mit 
Polen in gewisser Spannung wegen der griechisch-uniierten 
Ukrainer, die durch den Fall Szeptyckij verschärft wurde. Auch 
scheint der Vatikan stärker unter Einfluß russischer Emigranten 
in seiner 1929 begründeten Kommission „pro Russia” zu geraten, 
deren Präsident der französische Titularbischof d’Herbigny ist 
und in der ein zum russisch-katholishen Glauben über- 
getretener und Priester gewordener Fürst Wolkonski immer 
rößeren Einfluß gewinnen soll. So werden Gedanken, wie die 
Begründung einer östlich-byzantinischen Kirche mit russischer 
Kirchensprache, aber katholischer Art erörtert. Das kann in 
Warschau, wenn es richtig ist, nicht auf Zustimmung stoßen. Und 
in diesen Zusammenhang gehören wohl die Nachrichten über die 
Ernennung des Posener Erzbischofs mit herein. Durchsichtig 
und kontrollierbar sind diese Vorgänge nicht, die aber großes 
Interesse verdienen. 


In der Außenpolitik ist der Pakt mit Rußland und der 
Handelsvertrag, der ihm folgen soll, das Wichtigste. Danadı 
würde der bisherige Gesandte Polens in Moskau, Patek, der sidı 
dort eine bedeutende Stelle erworben hat und das Hauptver- 
dienst am Zustandekommen des Paktes hat, von seinem Posten 
scheiden. Er soll Botschafter in Washington werden, wo mit der 
Schuldenfrage wichtige Aufgaben für die polnische Außenpolitik 
entstehen. Sein Nachfolger in Moskau wird der bisherige Ge- 
sandte in Wien, Lukasiewicz, und die Nachfolge des neu- 
ernannten Staatssekretärs im Warschauer Außenministerium, 
Graf Szembek, der bisher Gesandter in Bukarest war, übernimmt 
der jetzige Gesandte in Riga, Arciszewoski. Über die Bedeutung 
des Nichtangriffspaktes, Schiedsabkommens und Handelsvertrags 
ist oben das Nötige gesagt. Die Lockerung des Verhältnisses zu 
Rumänien wird in Kauf genommen. 
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In die Schuldenfrage ist Polen gleichfalls einbezogen. 
Es hat sih den Nichtzahlern angeschlossen, seine Dezemberrate 
betrug 3,1 Millionen Dollar. In den A br üstun gs gesprächen ist 
es mißtranisch wegen der Rückkehr Deutschlands nach Genf und 
stößt es gegen die Abmachung vom 11. Dezember vor. Wie 
unsicher man dabei ist, zeigt, daß man in solcher Situation mit 
der Idee spielt, für die Gewährung der Rüstungsgleichheit an 
Deutschland die Befreiung Polens von den Minderheitenschutz- 
verträgen zu fordern! 


Am 11. Oktober 1933 soll der hier schon erörterte neue 
Zolltarif in Kraft treten. Das ist zwar lange Zeit, aber es 
wird durch ihn auch ein völlig neuer Aufbau der polnischen 
Handelsvertragspolitik erfordert. Diese will der Verschiebung 
Rechnung tragen, daß durch den siebenjährigen Zollkrieg mit 
Deutschland letzteres immer mehr in der polnischen Aus- und 
Einfuhr zurückging und dafür die Staaten Nordeuropas und 
Westeuropas an Bedeutung gewinnen, während die Verbindung 
mit den Südostländern auch zurückging. Diese Verlagerung ist 
so wichtig, daß (nah dem „Ostexprel!“) sie durch die Gegen- 
überstellung der prozentualen Anteile der einzelnen Länder- 
gruppen an der polnischen Ein- bzw. Ausfuhr in den Jahren 1923 
und 1931 in folgender Tabelle veranschaulicht werden möge: 


Einfuhr nach Polen Ausfuhr von Polen 
1923 1931 1923 1931 
Deutschland 43,6 % 24,6 % 50,6 % 16,8 % 
Donauländer (Österreich, 
Tschechoslowakei, Rumä- Ä 
nien, Ungarn) 14,6 % 13,7% 271% 20,0 % 
Norgeurope (England, 
Dänemark, Norwegen, 
Schweden) 9,2 10,6 % 78 % 27,6 % 
Frankreich u. Belgien 5,2 % 10,7% 21% 91% 


Es soll also auf Grund des hochschutzzöllnerischen neuen 
Tarifs die Handelsvertragspolitik Polens angelegt werden. Man 
wird fragen, ob sich Polen damit nicht zu viel zutraut und 
Deutschland zu leicht beiseite schieben zu können glaubt. Der 
neue Außenminister, Oberst Beck, gilt als Vertreter einer wirt- 
schaftlichen Entspannung mit Deutschland, das allerdings, 
wie die Handelsstatistik zeigt, seine Ausfuhr nach Polen immer 
mehr verliert. In den ersten neun Monaten 1931 hatte Deutsch- 
land ein Aktivum von 40,6 Millionen Zloty, in der entsprechen- 
den Zeit 1932 ist diese Summe auf 5,6 Millionen Zloty herunter- 
gegangen, was kaum mehr in das Gewicht fällt. 


3. Danzig. 


Am 26. November ist eine Pinipig zwishen Danzig und 
Polen erfolgt in folgendem Protokolli: 1. Danzig nimmt seinen 
Antrag an den Völkerbund wegen einer polnischen „Action 
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directe“ zurück, und Polen verpflichtet sich, seine Verordnung 
auf Einführung der Zlotywährung bei den Danziger Eisen- 
bahnen nicht in Kraft zu setzen; 2. Polen erkennt das Gut- 
achten des Haager internationalen Gerichtshofes zur Frage der 
Rechtsstellung der polnischen Staatsangehörigen in Danzig an, 
daß nämlich die Polen in Danzig eine anona Minderheit dar- 
stellen; direkte Verhandlungen zur Durchführung dieses Punktes 
werden folgen; 3. beide Regierungen heben die beiderseitigen 
Zeitungsverbote gänzlich und endgültig auf; 4. Polen verpflichtet 
sich, einen entsprechenden Anteil an den Danziger Schullasten 
zu übernehmen. Damit sind diese Streitfragen weitgehend im 
Sinne Danzigs entschieden. 


4. Estland. 


Die neue Regierung Päts hat sich ein weitgehendes Not- und 
Ermächtigungsgesetz geben lassen und ist auch mit einschneiden- 
den Notverordnungen namentlich in der Währungs- und Devisen- 
frage vorgegangen. Damit ist die Verfassungsreform erst 
recht als notwendig hervorgetreten. Der Verfassungsänderungs- 
entwurf der sog. Freiheits ämpfer, ist zum Volksentscheid zu- 
gelassen und der Verfassungsausschuß der Staatsversammlung hat 
seine Vorlage audı erledigt. Wie bekannt, dreht es sich dabei 
im wesentlichen um die Stellung des Staatspräsidenten. 


Auch Estland hat sich den Nichtzahlern an Amerika ange- 
schlossen. Seine Verpflichtung betrug am 15. Dezember 
245 370 Dollar. 


5. Finnland. 


Der Streit um die Festlegung eines Höchstzinssatzes von 
7% hat zum Rücktritt der finnländischen Regierung am 7. De- 
zember geführt. Er war nur ein Vorwand, um ein innerlich 
nicht einiges Kabinett Sunila zu sprengen. Am 15. Dezember 

elang die Neubildung der Regierung unter dem Pro- 
essor Kivimäki aus fünf Mitgliedern der national-finnischen 
Sammlungspartei, drei Mitgliedern der national-finnischen Fort- 
schrittspartei, zwei Mitgliedern der schwedischen Volkspartei 
und zwei Mitgliedern der finnischen Agrarpartei. Außenminister 
wurde der frühere Moskauer Gesandte Hackzell. Es ist eine 
ee bürgerliche Koalition. Die Minister sind Fach- 
leute, die das Vertrauen des Staatspräsidenten genießen. 


Dieser Swinhufond, den man mit Recht „Finnlands Hinden- 
burg“ nennt, ist in seiner persönlichen Autorität immer mehr 
gestiegen. Im Frühjahr werden Neuwahlen für das Parlament 
sein. Daraufhin vollzieht sich wohl die Wandlung, insofern die 
Lappobewegung immer mehr in der progressiven Partei aufgeht, 
die ihrerseits dem Präsidenten nahesteht. 
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6. 


Aus Litauen und Lettland ist nichts Wesentliches zu 
berichten. 

Die Diskussion über baltische oder Randstaaten- 
Außenpolitik im Sinne einer Wendung Litauens zu Polen 
oder einer polnisch-russisch-baltischen Koalition (vertreten durch 
den früheren lettischen Außenminister, den Sozialdemokraten 
Zeelens) im Hinblick auf das „gegenrevolutionäre“ Deutschland, 
sind zwar recht rege, aber auch sehr vage. Finnland hat mit 
diesen Dingen gar nichts zu tun. Estland will unbedingt neutral 
bleiben, ist ja auch, genau wie Lettland, am Vertrag von Ver- 
sailles gar nicht entscheidend interessiert. Das Wesentliche, das 
litauisch-polnishe Verhältnis, wandelt sich im Ernst doch nicht. 
Immerhin ist diese Erörterung nicht ohne Bedeutung, angesichts 
der Folgerungen, zu denen die erfolgreihe russische Nicht- 
angriffspaktpolitik führen muß, und angesichts der Stellung 
dieser Staaten zu Deutschland und seiner jetzigen Regierung. 


Abgesclossen am 28. Dezember 1932. 


II. Kulturbericht 
von Klaus Mehnert. 


Das Leistungsprinzip in der Sowjetunion, 
am Beispiel der Lohnpolitik. 


Ein eindeutiges Bekenntnis zum Leistungsprinzip, — das ist 
der stärkste Eindruck, den ich in diesem Herbst von meiner 
vierten Reise durch die Sowjetunion zurückgebracht habe. Die 
Tatsache als solche war mir nicht neu. Ich wußte, daf die heutige 
Sowjetunion weder in der Theorie noch erst recht in der Praxis 
die Verkörperung von Gleichheit, Freiheit und Brüderlichkeit 
sein will, daß sie vielmehr sich mit vollem Bewußtsein als eine 
belagerte Festung empfindet und danach handelt. Daß aber das 
Leistungsprinzip in solchem Umfang und mit derartiger Kon- 
sequenz durchgeführt wird, das in der Tat war mir neu. Denn 
darin liegt ein Unterschied gegenüber den Vorjahren. 

Auf Schritt und Tritt traten mir die einzelnen Formen dieser 
Einstellung entgegen: Von den Jugendkommunen besteht, so- 
weit ich es übersehen kann, keine mehr. Sie sind aufgelöst wor- 
den, weil man es für einen Widerspruch in sich selbst erklärte, 
auf der einen Seite durch Akkordlöhne zur höchsten indivi- 
duellen Leistung anzuspornen und auf der anderen Seite den 
Lohn dieser Arbeit zu gleichen Teilen mit anderen, die vielleicht 
viel weniger gearbeitet hatten, teilen zu lassen. — Das Part- 
maximum, das erst 250, dann 300 Rubel betrug und über das hin- 
aus kein Parteimitglied verdienen durfte, ist im wesentlichen 
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beseitigt. Es besteht nur noch für die eigentlichen Partei- 
funktionäre. Außerdem ist das Einkommen der Direktoren und 
Wirtschaftsführer auf 800 Rubel, bei progressiver Besteuerung 
über diesen Betrag hinaus, begrenzt. Für alle Übrigen, die 
innerhalb der Partei die überwiegende Majorität darstellen, sind 
die Schranken fast ganz gefallen. — Seit dem Sommer werden 
die bisher gleichmäßig nach Semestern verteilten Stipendien 
nach dem Zeugnis jedes einzelnen Studenten abgestufi, und der 
Hocsculerlaß des ZIK der UdSSR vom 19. September 1952 
fordert „Lehrmethoden, welche die individuelle und selbständige 
Arbeit der Studenten, die Erhöhung der Rolle des Lehrkörpers 
garantieren“. Die Überspannung der Laboratoriums-Brigaden- 
methode habe zu einer Verringerung des individuellen Verant- 
wortungsbewußtseins, zu einer „Entpersönlichung“ (obezlitschka), 
zu einer Ausrichtung nach den schwachen und rückständigen 
Studenten geführt. 


Derartige Beispiele eines erheblich verlagerten Schwer- 
punkts in der Einstellung zum Leistungsprinzip und in der Be- 
wertung der Leistung lassen sich beliebig vermehren. Am inter- 
essantesten und deutlichsten scheint mir die Entwicklung auf 
dem Gebiet der Lohnpolitik zu sein, in der heute alles, was 
nicht Akkordlohn, Prämiensystem, äußerste Differenzierung, als 
„Gleichmacherei“ (urawnilowka) gebrandmarkt wird. Es ist 
im letzten Jahr eine Flut von Literatur über diese Frage er- 
schienen. Ich nenne vor allen Dingen die zum 15. Jahrestag der 
Revolution von Zibulskij verfaßte Monographie über die Lohn- 

olitik der Union, „Politika zarabotnoj platy w SSSR za 15 let“. 

erner die ebenfalls im Herbst, im Parteiverlag, erschienene 
Schrift von A. Nemanow „Puti i metody perestrojki zarabotnoj 
platy“ und das Lehrbuch von P. Wasiljew „Ekonomika i organi- 
zacija truda“ (ebenfalls im Herbst 1932, Sozekgis). Eine weitere 
Monographie hat das Arbeitskommissariat der UdSSR zum 
15. Revolutionsfeiertag unter dem Titel „Trud w SSSR za 15 let“ 
von K. K. Lopjalo veröffentlicht. Sehr eingehende statistische 
Angaben sind in den statistishen Handbüchern „Trud w SSSR“ 
enthalten, von denen der Band 1930 vom Gosplan, der Band 1932 
von der Zentralverwaltung der volkswirtschaftlichen Statistik 
herausgegeben wurde. Besonders reichhaltiges Material findet 
sich im letzten jatrganE der beiden Zeitschriften „Bolschewik“ 
(parteiamtlih) und „Woprosy Truda“ (Organ des Arbeits- 
kommissariats der UdSSR). 


1917—1932. 


Aus der Verfolgung der letzten 15 Jahre Lohnpolitik ergibt 
sich ein ganz bestimmter Rhythmus der Entwicklung, ein Pendel- 
schlag zwischen der Angleichung der Löhne und ihrer Differen- 
zierung. 
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Erstens: Vor der Revolution war der Leistungslohn als 
besonders ausbeuterisch bekämpft worden, da der auf Grund 
dieses Lohnsystems geschaffene Mehrwert dem Kapitalisten und 
nicht dem Arbeiter zufiel. Also führt die Revolution zunächst 
zu einer weitgehenden Beseitigung der Akkordlöhne, damit aber 
auch bald zu einer fühlbaren Verminderung der Leistung, die 
um so bedenklicher ist, als die Unruhe und Unsicherheit jener 
Epoche ohnehin sehr nachteilig auf die Produktion wirkt. 


Zweitens: Daher beginnt man dem Leistungslohn schon 
im Frühjahr 1918 eine größere Bedeutung beizumessen. Die 
Metallindustrie in Petrograd und Moskau macht den Anfang. 
Fünf verschiedene Lohnskalen von je fünfzehn Lohnkategorien 
werden geschaffen, zunächst allerdings noch mit verhältnismäßig 
ringem Unterschied zwischen der untersten und obersten Lohn- 
ategorie, nämlich im Verhältnis von 1:21. Der Gewerk- 
schaftskongreß von 1919 fordert die volle Wiedereinführung des 
Akkordlohns. 


Drittens: Der Bürgerkrieg, der immer mehr das Leben 
beherrscht, unterbricht diese Entwicklung. Das Land befindet 
sich im Kriegszustand und in weitgehender Desorganisation. 
Ganz von selbst verschiebt sich in dieser Epoche des Kriegs- 
kommunismus das Schwergewicht der Entlohnung auf die Natu-. 
ralien. Das Geld büßt seine Bedeutung ein. Nach russischen 
Angaben beträgt der durchschnittliche Monatslohn eines Arbeiters 
1918 10,49 Goldrubel. Davon erhält er 4,73 Goldrubel in Geld, 
den Rest in Naturalien, während er 1920 bei einem Monatslohn 
von 8,12 Goldrubel nur 0,49 Goldrubel in Form von Geld be- 
kommt. Bei der Belieferung mit Naturalien werden zwar 
einige Produktionszweige, die als besonders wichtig angesehen 
werden, ein innerhalb jedes Zweiges aber und erst recht 
innerhalb jedes Betriebes wird der „Pajok“, der Naturalanteil, 
nach der Zahl der Familienmitglieder und nicht nach der Leistung 
verteilt. Es besteht also de facto Gleichheit der Löhne. 


Viertens: Die Neue Ökonomische Politik bringt auch hier 
eine Wandlung. Die persönliche Stimulierung des Arbeiters 
durch differenzierten Lohn rückt wieder in den Vordergrund. 
1922 entsteht eine Lohnskala von 17 Kategorien, die zunächst 
für alle Arbeiter mit Ausnahme der Eisenbahner Geltung hat. 
Die Zugehörigkeit zu den einzelnen Kategorien wird nach der 
Qualifikation jedes einzelnen festgesetzt, um dadurch den An- 
reiz, sich eine höhere Qualifikation zu erwerben, zu schaffen. 
Die Zahl der Kategorien wächst, ebenso die Spanne zwischen der 
untersten und obersten Kategorie. Hatte sie anfangs 1:5 be- 
tragen, so entwickelt sie sich zu 1:8, ja 1:10. Der Naturallohn 
tritt zurück, vor allem seit im Februar 1924 die feste Tscher- 
wonzen-Währung eingeführt wird. Wichtig ist der Beschluß des 
Zentralkomitees der Partei vom 19. August 1924, der die bis da- 
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hin bestehende Höchstgrenze der Akkordlohnzuscläge, die 
zwischen 25 und 50 Prozent gegenüber dem Normallohn A 
aufhebt und damit den unbeschränkten Akkord schafft. Im Mai 
1925 beginnt man bei denjenigen Arbeitern, die sich wegen der 
Art ihrer Arbeit nicht auf den Akkordlohn überführen lassen 
und daher beim Zeitlohn bleiben, das Prämiensystem auszu- 
bauen. Um der Verschiedenheit der Voraussetzungen in ein- 
zelnen Industriezweigen, Betrieben und Werksabteilungen ge- 
recht zu werden, ad immer mehr und immer differenziertere 
Lohnskalen eingeführt. Diese Verbreitung des Akkordlohns und 
der Prämien in einem Zeitpunkt, da man auf diesem Gebiet nodı 
wenig Erfahrungen gesammelt hat und sich weitgehend im 
Stadium des Experimentierens befindet, führt zu sehr erheb- 
lihen Unterschieden und damit zur Unzufriedenheit in der 
Arbeiterschaft. Der hohe Anteil des in jedem einzelnen Falle 
von der Werksleitung geregelten Akkordlohns am Gesamtlohun 
macht die von den Gewerkschaften festgesetzten Tarife illusorisch 
und beraubt die Gewerkschaften ihres Einflusses auf die Lohn- 
gestaltung. 

Fü afi ens: Daher beginnen die Gewerkschaften den Kampf 
um die Einschränkung der Bedeutung des Akkordlohns und da- 
mit um die Erhöhung der Bedeutung des Tarifs. Sie fordern 
wieder eine Angleichung der Lohnkategorien an einen mittleren 
Standard und den Abbau der Spitzenlöhne, des großen Unter- 
schiedes zwishen der Entlohnung qualifizierter und unqualifi- 
zierter Arbeit und der Ungleichmäßigkeit der Entlohnung in den 
verschiedenen Industriezweigen. In der Tat geht die Differen- 
zierung wesentlich zurück. Die Akkordlöhne werden in Zeit- 
löhne umgewandelt. Die Auffassung der Gewerkschaften kommt 
im Dezember 1928 auf ihrem VIII. Kongreß besonders deutlich 
zum Vorschein. Sie gerät damit immer mehr in Konflikt mit 
dem Staat, also mit der Partei, für welche Erfüllung des Plans 
durch Leistungssteigerung im Mittelpunkt aller Überlegungen 
steht. Die damalige Haltung der Gewerkschaften und vor allen 
Dingen ihres Führers Tomskij hat die schwersten Vorwürfe 
gefunden. Sie wird als „bewußte Verhinderung des indu- 
striellen Aufschwungs durch kleinbürgerliche, rechtsopportuni- 
stische Gleichmacerei“ bezeichnet. Schon auf dem Kongreß 
spielen sich schwere innere Kämpfe ab. Im Sommer 1929 tritt 

omskij zurück. Die Generallinie hat sich durchgesetzt. 

Sechstens: Damit beginnt die gegenwärtige Phase der 
Entwicklung. „Produktivität! Leistung!“ Das sind die Begriffe, 
um die alles in der Sowjetunion kreist. Zunächst allerdings 
liegt das Schwergewicht auf der Organisierung neuer Arbeits- 
formen, von denen man die geforderte Leistungssteigerung er- 
wartet, vor allem des Stoßbrigadentums und des sozialistischen 
Wettbewerbs. In der Tat bringt der Fünfjahrplan starken 
Enthusiasmus in die Massen der Arbeiterschaft. Er löst einen 
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gewaltigen Schwung und heroische Opferwilligkeit aus. Das 
alles reißt die Produktion in den ersten Jahren der Pjatiletka 
in außerordentlichem Maße in die Höhe. Aber im vierten Jahr 
des Fünfjahrplans, in dem zu Ende gegangenen Jahre 1932, ist 
ein gewisses Erlahmen des Schwunges bemerkbar. Einmal als 
Folge der riesigen Anforderungen physischer Art bei gleich- 
zeitigen erheblichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten und zum 
zweiten auch bei manchen durch eine Enttäuschung darüber, dal? 
sich die Erfolge des Fünfjahrplans trotz der riesigen Opfer und 
trotz des gewaltigen Ausbaus der Produktionsmittel für den 
einzelnen noch verhältnismäßig wenig auswirken. Das führt unter 
Beibehaltung jener kollektiven Arbeitsformen wieder zu einer 
wachsenden Bedeutung der individuellen Stimulierung durch 
Akkordlohn und Prämien, die in den ersten ja der Pjati- 
letka zwar auch vorhanden waren, aber niemals mit der Schärfe 
herausgestellt wurden wie augenblicklih. Die Rede Stalins vom 
23. Juni 1931 hat völlig eindeutig die Situation gekennzeichnet 
und die Schwierigkeiten des vergangenen und des gegenwärtigen 
Winters haben die Sowjetunion entscheidend in derselben Rich- 
tung weitergeführt. Heute ist der Leistungslohn an Stelle des 
Zeitlohns bei zwei Dritteln der Lohnempfänger durchgeführt, bei 
einem Fünftel sogar der progressive Akkordlohn. 


Marx — Lenin — Stalin. 


„Marxistisch-Leninistisch-Stalinistische Lehre“, ein Ausdruck, 
den ich bei meinem vorletzten Aufenthalt in der Sowjetunion, im 
Herbst 1931, zum ersten Mal hörte, ist heute zum vielgebrauchten 
Begriff geworden. Und in der Tat hat Stalin zwar nicht so sehr 
durch Bücher und Artikel — seine gesammelten Werke füllen 
nur einen der unzähligen Leninbände —, wohl aber durch seinen 
überragenden Einfluß auf die tatsächliche Gestaltung so wesent- 
lih zur Weiterentwicklung des Marxismus beigetragen, daß 
jener zitierte Ausdruck seine Berechtigung hat. 

Es ist wichtig, die Einstellung dieser drei Männer zum 
Leistungsprinzip und seiner Anwendung zu kennen. Das ist keine 
eo de Spielerei, sondern praktisch bedeutsam, da alle 
Maßnahmen in der Sowjetunion durch Zitate aus den Werken 
der Kronzeugen der materialistischen Geschichtsauffassung be- 
legt zu werden pflegen. Und da das so stark wie noch nie her- 
ausgestellte Leistungsprinzip zu zahlreichen Angriffen auf die 
Partei im In- und Ausland führte, spielen die betreffenden 
Zitate in der Rechtfertigung der Partei eine erhebliche Rolle. 
Marx hat sich zu diesen Fragen am ausführlichsten in seiner 
Kritik am Gothaer Programm, und zwar in einem Brief an 
Bracke vom 5. Mai 1875, geäußert. Lenin befaßt sich mit ihnen 
in seiner Broschüre „Staat und Revolution“, die er im August 
und September 1917 in Helsingfors verfaßte, und Stalin nimmt 
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in seiner Rede vor den Wirtschaftsführern am 23. Juni 1931 dazu 
Stellung. 


Marx unterscheidet bekanntlih zwei Phasen der Entwic- 
lung, die niedere und die höhere Phase des Kommunismus. In 
der niederen besteht die Gleichheit lediglih in der Gleichheit 
des auf jeden angewandten Maßstabs, d. h. in der Gleichheit der 
Bewertung der Arbeitsleistung. Gleicher Lohn bei gleicher 
Arbeit, also ungleicher Lohn bei ungleicher Arbeit und daraus 
folgend ungleicher Lebensstandard für die verschiedenen Indi- 
viduen. Diese Ungleichheit müsse in Kauf genommen werden. 
Denn erst in der höheren Phase des Kommunismus, wenn durch 
die volle Entfaltung der Arbeitsintensität und die Auswirkung 
des vergesellschafteten Mehrwerts ein Zustand des Reichtums er- 
reicht ist, könne man sich an die Verwirklichung des Endziels 
machen: jeder nach seinen Fähigkeiten und jedem nach seinen 
Bedürfnissen. 


Lenin faßt das Problem bereits konkreter an. Er sagt: „Ge- 
rechtigkeit und Gleichheit kann also die erste Phase des Komi- 
munismus noch nicht geben: Unterschiede im Reichtum und unge- 
rechte Unterschiede bleiben bestehen, unmöglich wird aber die 
Ausbeutung eines Menschen durch den anderen, denn es ist nicht 
mehr möglich, die Produktionsmittel, die Fabriken, Maschinen, 
den Grund und Boden usw. als Privateigentum an sich zu 
reißen . . . Die Vulgärökonomen, darunter die bürgerlichen Pro- 
fessoren, ... . werfen den Sozialisten ständig vor, sie vergäßen 
die Ungleichheit der Menschen und ‚träumten‘ von der Beseiti- 
gung dieser Ungleichheit. Ein solcher Vorwurf beweist nur, wie 
wir sehen, die große Unwissenheit der Herren bürgerlichen 
Ideologen. Marx berücksichtigt nicht nur auf das genaueste die 
unvermeidliche Ungleichheit der Menschen, er berücksichtigt auch 
noch, da der bloße Übergang der Produktionsmittel in das Ge- 
meineigentum der ganzen sellschaft (‚Sozialismus’ im land- 
läufigen Sinne des Wortes) die Mängel der Verteilung und die 
Ungleichheiten des ‚bürgerlichen Rechtes‘ nicht beseitigt, das 
weiter herrscht, soweit die Produkte ‚nach der Arbeitsleistung‘ 
verteilt werden.“ — Lenin bezeichnet das als einen Mißstand, 
den er keineswegs gern in Kauf nimmt. Um so länger verweilt 
er bei der Ausmalung jener höheren Phase der Entwicklung, 
bei der es diesen Miftstand nicht mehr gibt. 


Stalin spricht nicht mehr von Mißständen, er bekennt sich 
ohne jede Scheu zum Leistungsprinzip. In seiner bekannten 
Unterredung mit der ersten amerikanischen Arbeiterdelegation, 
wo er eine „Anatomie“ der künftigen kommunistischen Gesell- 
schaft entwirft, in der auch der Satz „jeder nach seinen Fähig- 
keiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“ vorkommt, schließt er die 
Aufzählung mit den Worten: „Undsoweiter, undsoweiter; — bis 
zu diesem Zustand ist noch ein weiter Weg.“ Ihm geht es um 
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die Gegenwart in allererster Linie, um die Berücksichtigung der 
konkreten Situation und ihrer Anforderungen. Das tritt mit 
imponierender Klarheit aus dem interessantesten Teil seiner 
Rede vor den Wirtschaftlern hervor: Er stellt unbefriedigende 
Erfüllung der Pläne fest. Er führt diese besonders auf die sehr 
bedenkliche Fluktuation der Arbeiter zwischen den Betrieben, 
die mindestens 30 bis 40 Prozent der Belegschaft im Halbjahr be- 
trage, zurück und sieht die Wurzel dieses Übels in der unge- 
nügenden Differenzierung der Löhne. Er fährt fort: „In einer 
Anzahl von Betrieben ... ist der Unterschied (in der Entlohnung 
K. M.) zwischen qualifizierter und unqualifizierter, zwischen 
schwerer und leichter Arbeit fast verschwunden. Diese Gleidh- 
macherei führt dazu, dag der unqualifizierte Arbeiter kein Inter- 
esse daran hat, seine Qualifikation zu erhöhen . . . und daß der 
qualifizierte Arbeiter gezwungen ist, von Betrieb zu Betrieb zu 
ziehen, um vielleicht endlich einen Platz zu finden, wo seine 
Qualifikation gebührend bewertet wird... Die qualifizierten 
Arbeitergruppen sind das wichtigste Glied eines Betriebes. Sie 
fest mit dem Betrieb verbinden, heißt die ganze Belegschaft mit 
dem Betrieb verbinden, die Fluktuation an der Wurzel ver- 
nichten. Aber wir können sie nur dann fest mit dem Betrieb 
verbinden, wenn wir sie nach oben heben, wenn wir ihre Löhne 
erhöhen, wenn wir die Löhne so organisieren, daß es sich für 
den Arbeiter lohnt, seine Qualifikation zu steigern. Wir müssen 
dem unqualifizierten Arbeiter eine Perspektive eröffnen und ihm 
einen Stimulus geben, höher zu rücken.“ 


Auch Marx und Lenin haben zum Leistungslohn Stellung 
enommen, aber mit solcher Eindeutigkeit und Klarheit erst 
talin. Er ist in erster Linie Realpolitiker. Er verliert keine 

Worte darüber, was später einmal in einer anderen Phase sein 
wird. Er nennt das Ziel: Leistungssteigerung. Er bezeichnet 
die Widerstände: Lohngleichmacherei. Er fordert ihre Beseiti- 
gung: Leistungsprinzip. 

Seit jener Rede sind eineinhalb Jahre vergangen. Sie haben 
die Berechtigung der Rede Stalins immer schärfer hervortreten 
lassen. Die zitierten Worte, die fast jeder Russe auswendig 
kennt, sind immer mehr in den Mittelpunkt der Diskussion ge- 
rückt. Weiter ausgeführt, pointierter formuliert finden sie sich 
in Hunderten von Büchern und Aufsätzen. Als Quintessenz ließe 
sich die heutige Einstellung mit folgenden Worten charak- 
terisieren: 


Die Lohnpolitik hat auszugehen von der konkreten Situa- 
tion. Die Sowjetunion ist umgeben von einem Ring Ben 
feindseliger Nachbarn. Ein kriegerischer Zusammenstoß ist unver- 
meidlich, die Hebung der Wehrfähigkeit daher unbedingte Not- 
wendigkeit. Ihr dient die Erschließung aller nur möglichen Pro- 
duktionsquellen und die Erhöhung der Leistung auf allen Ge- 
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bieten. Die notwendigen Kapitalien kann der Staat nur aus sich 
selbst heraus aufbringen. Entscheidend für das Tempo der 
Akkumulierung sind die Selbstkosten. Innerhalb der Selbst- 
kosten aber die Löhne. Die Leistungssteigerung wird — bei 
aller Entwicklung sozialisiischer Arbeitsformen — doch am 
sichersten durch die individuelle Stimulierung garantiert, also 
durch den Lohn. — Wo immer man die Gedankenkette beginnen 
läßt, sie endet unweigerlih beim Lohn. Er ist der wichtigste, 
der stärkste Hebel, den man in der gegenwärtigen Epoche be- 
sitzt. Seine enge Verbindung mit der Leistung ist oberstes Ge- 
bot. Denn nur der Leistungslohn führe zu wahrer sozialistischer 
Gleichheit, während die Gleichheit der Bedarfsdeckung eine 
kleinbürgerliche, spiefige, unproletarische Utopie sei. Nicht 
Gleichmacherei sei das Zeichen des Sozialismus, sondern höchste 
Leistungssteigerung. Daher: Unbeschadet der Weiterentwicklung 
sozialistischer Formen der Arbeit müsse eat darauf geachtet 
werden, daf jeder Arbeiter ein persönliches Interesse 
an der Erhöhung seiner Leistung hat. 


Lohnsysteme. 


Differenzierung — das muß bei diesem Gedankengang im 
Mittelpunkt der Lohngestaltung stehen. Zunächst Difterenzie- 
rung nach Industriezweigen, und zwar so, daß die wichtigsten am 
ünstigsten gestellt erde Jahre hindurch war es re umge- 

ehrt gewesen. Die Leichtindustrie hatte die besten Löhne ge- 
zahlt, weil bei ihr die Löhne einen relativ geringen Prozentsatz 
der Selbstkosten ausmachen. Noch 1928 marschiert sie bei der 
Lohnhöhe an der Spitze und veranlaftt viele Arbeiter, aus der 
Schwerindustrie zu ihr überzuschwenken. Heute hat sich das 
Verhältnis gewandelt, die Reihenfolge heißt: Maschinenbau, 
Eisen und Stahl, Kohle, Metallarbeit, Naphtha. Erst dann folgt 
die Leichtindustrie. 


Die Differenzierung innerhalb des Betriebes wird in erster 
Linie nach drei Gesichtspunkten vorgenommen. Erstens: Nach 
dem Arbeitsprozeß jedes einzelnen. Die nach Bedeutung 
und Schwierigkeit jedes Arbeitsprozesses abgestufte Tarifskala 
weist in sich von Jahr zu Jahr steigende Differenzen auf. 
Zweitens: Nach der Qualifikation. Auch hierfür sind ge- 
naue Skalen ausgearbeitet. Denn Arbeitsproze und Quali- 
fikation fallen in der Mehrzahl der Fälle nicht zusammen. In 
Leningrad zum Beispiel ist nur etwa ein Drittel der Arbeiter 
in Arbeitsprozessen tätig, die ihrer Qualifikation entsprechen. 
Drittens: Nach der tatsächlichen Leistung, die jeder inner- 
halb seines Arbeitsprozesses vollbringt. 

Die Aufstellung der beiden ersten Skalen ist verhältnis- 
mäßig einfach. Dagegen befindet man sich hinsichtlich des dritten 
Faktors, also der eigentlichen Akkordberechnung, noch mitten 
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im Experimentieren. Es ist nicht meine Absicht und kann auch 
nicht im Interesse des Lesers liegen, die sehr komplizierten 
Einzelheiten dieses Problems darzulegen. Ich nenne aber einige 
der Fragen, die im Augenblick im Vordergrund der Diskussion 
stehen: Soll der pro Einheit gezahlte Akkordsatz gleichbleiben, 
gleichgültig wieviele Einheiten hergestellt werden? Wenn ja, 
soll die Zahl der Einheiten vom ersten hergestellten Stück an 
gerechnet werden oder nur jenseits einer bestimmten Norm, bis 
zu der ein fester vom Akkordsatz unabhängiger Lohn gezahlt 
wird? Wenn nein, soll sich der Akkordsatz mit wachsender Zahl 
der hergestellten Einheiten erhöhen oder verringern, mit anderen 
Worten, soll er N oder degressiv sein? Einigkeit herrscht 
nur in der Ablehnung des degressiven Akkordlohns, im übrigen 
finden sich zahllose Ansichten. Im allgemeinen wird der pro- 
gressive Akkordlohn dem einfachen vorgezogen. Dann aber 
taucht das wichtige Problem auf: Wie soll der Akkordsatz kal- 
kuliert werden? Die Gesamtlohnsumme, die der Betrieb zur Ver- 
fügung hat, steht fest. Soll man nun die bloße Normerfüllung 
so niedrig bezahlen, daf selbst bei hohem Akkord die Gesamt- 
lohnsumme nicht überschritten wird? Oder soll man die Norm- 
erfüllung normal bezahlen und damit bei der Auszahlung des 
Akkords die bewilligte Lohnsumme überschreiten? Ist es viel- 
leicht möglich, dieses Plus an Lohnsumme dadurch auszugleichen, 
daß bei gleichbleibenden konstanten Herstellungskosten und 
steigender Produktion ein Differenzbetrag eingespart wird? Wie 
ist ein solcher Differenzbetrag zu errechnen und zu verwenden? 
Wie läßt sich bei Arbeitern, die nicht auf den Akkordlohn über- 
Re werden können, durch Ausbau des Prämiensystems eben- 
alls ein persönlicher Stimulus schaffen? Aus welchen Faktoren 
und bei welchem gegenseitigen Verhältnis dieser Faktoren kann 
man die Prämienhöhe ED 


Schon die Aufzählung dieser am Rande herausgegriffenen 
Probleme zeigt die Kompliziertheit der Materie. Kein Wunder, 
daf die Erörterungen darüber mehr mathematischen Lehrbüchern 
als volkswirtschaftlichen Darstellungen gleichen. Entscheidend 
ist: Dem Zeitlohn ist unerbittlicher Kampf angesagt worden; in 
allen Fällen, wo es nur irgend möglich ist, soll der Akkordlohn 
eingeführt werden. Die Leistungslöhne sollen um 20 bis 25 Pro- 
zent über den Zeitlöhnen liegen, um so den Anreiz zu schaffen, 
zum Akkordsystem überzu en Der Kollektivlohn, auch wenn 
es sich um Brigaden handelt, wird als „gleichmacherisch“ ver- 
urteilt. Jeder einzelne Arbeiter innerhalb einer Brigade oder 
eines Kollektivs ist nach seiner Leistung zu entlohnen. Um die 
Kontrolle zu erleichtern, muß eine eindeutige Verantwortung 
des Arbeiters für seine Maschine hergestellt werden. 


Zahlreiche weitere Gesichtspunkte kommen bei der Berech- 
nung des Akkordlohns hinzu, um auf alle Gebiete stimulierend 
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zu wirken. So soll bei einem Brigadenführer nicht nur seine 
eigene Leistung, sondern auch die Disziplin seiner Brigade, die 
Pünktlichkeit ihrer Arbeit, die Durchführung des Soziehsicchen 
Wettbewerbs auf die Lohnhöhe von Bedeutung sein. Bei Tech- 
nikern, Ingenieuren und höheren Angestellten spielt die Schul- 
bildung eine Rolle (fünf Jahre Schule bedeuten 1 Punkt, für 
jedes weitere Jahr kommt 0,1 Punkt hinzu, für jedes Jahr im 
Technikum 0,2 Punkte, für jedes Jahr auf der Hochschule 
0,3 Punkte). Ferner wird jedes Jahr praktischer Arbeit mit 
0,1 Punkt berechnet. Jede Berufsgruppe hat ihren eigenen von 
anderen verschiedenen Koeffizienten. Auch die Anforderungen 
an Kraft und Energie, die von jedem gefordert werden, sind ein- 
zukalkulieren. Handelt es sich um eine normale Arbeit, so heißt 
das: 1 Punkt. Kommt „gesellschaftlihe Arbeit“ hinzu, 1,1 Punkte; 
werden häufige Referate, öffentliches Auftreten usw. verlangt, 
1,2 Punkte, usw. 

Die Fixierung des Lohnes ergibt sich durch das gegenseitige 
Abstimmen der einzelnen Faktoren. Es gibt sogar eine Methode, 
die für jeden Faktor bestimmte „Zeugnisse“ erteilt und die Lohn- 
höhe nach dem „Gesamtzeugnis“ bemißt, das sich aus der Summe 
der einzelnen Zeugnisse ergibt. 

Die Hauptschwierigkeit liegt aber keineswegs auf mathe- 
matischem Gebiet, sondern in dem Problem der Normierung. 
Ganz abgesehen davon, daß man über den notwendigen Stab ge- 
schulter Normierungefadılenie noch nicht verfügt, lassen sich bei 
der Kompliziertheit der heutigen Produktionsmethoden ein- 
deutige Normen nur in den wenigsten Fällen festlegen. Dabei 
kann der Akkordlohn als Anreiz nur dann dienen, wenn seine 
Berechnung vom Arbeiter zu übersehen ist, und das ist bei der 
Kalkulierung mit so schwer festzulegenden und zahlreichen Fak- 
toren nicht möglich. Oft kann man einen Arbeiter klagen hören: 
Früher wußte ich ganz genau, daß ich für jedes Stück soundso 
viele Kopeken bekomme, heute erhalte ich mein Geld für irgend- 
welche Koeffizienten! — Da in einer großen Anzahl von Fällen 
die eindeutige Normierung überhaupt unmöglich ist, bleibt dem 
Ermessen des Meisters oder Abteilungsleiters ein breiter Spiel- 
raum, und das wieder öffnet der Willkür Tür und Tor. Man hat 
in der Sowjetunion noch eine Riesenarbeit vor sich, wenn man 
den Leistungslohn wirklich zu dem von Stalin geforderten In- 
strument machen will. 


Und das Endziel? 


Trotz aller Übertreibungen, Fehler und Mängel, die bei den 
bisherigen Versuchen, das Leistungsprinzip zu verwirklichen, 
unterlaufen sind und auch in Zukunft noch unterlaufen werden, 
bin ich überzeugt, daß der hiermit eingeschlagene Weg für die 
Sowjetunion richtig ist. Das vergangene Jahr hat gezeigt, daß 
die Parole Stalins vom XVI. Parteitag — „Die Arbeit ist eine 
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Sache der Ehre und des Heroismus“ — für die neue Elite der 
Sowjetunion ausreicht, um sie im Dienste der Allgemeinheit bis 
an die Grenze der Leistungsfähigkeit zu treiben. Aber es hat 
auch durch seine ungenügenden Ergebnisse auf den meisten 
„Frontabschnitten“ bewiesen, daß für die überwiegende Majori- 
tät der Bevölkerung dieser Stimulus, der ein hohes Malt von Be- 
wußtheit und Selbstdisziplin voraussetzt, nicht genügt, daß für 
sie der individuelle Stimulus des Leistungslohnes unerläßlich ist. 
Die Sowjetunion muß auf diesem Wege folgerichtig weitergehen. 
Geld allein ist kein Stimulus, wenn man sich für Geld so weni 
kaufen kann, wie das gegenwärtig in Rußland der Fall ist, and 
wenn die Zuordnung zu einem gutbelieferten Kooperativ oft 
wichtiger ist als die Verfügung über größere Geldmittel. Die 
Erhöhung der Gebrauchsgüterproduktion und des Lebensmittel- 
angebots ist die unerläfliche Ergänzung der Lohnpolitik. 
Aus der in diesem Heft veröffentlichten Übersicht von 
Dr. Schweitzer läßt sich ersehen, daß die Partei gewillt ist, 
diese Konsequenz zu ziehen. 


Ich habe bisher ein Wort, das in Erörterungen über Lohn- 
fragen gewöhnlich einen breiten Raum einzunehmen pflegt, noch 
nicht genannt, das Wort „Reallohn“. Es scheint mir mülig 
und unfruchtbar, über den Reallohn des russischen Arbeiters zu 
streiten. Er läßt sich bei den zahlreichen, sich gegenseitig über- 
schneidenden Preissystemen (Kooperative, freier Markt. olchos- 
handel, Staatsgeschäfte usw.) ohnehin nicht berechnen. Die 
Russen selbst bezeichnen den Begriff als „menschewistisch“ und 
lehnen für die Sowjetunion die Berechnung eines Reallohnes 
und seinen Vergleich mit den Reallöhnen des Auslandes mit dem 
Hinweis darauf ab, daR in Rußland bei der wachsenden Zahl ver- 
dienender Familienmitglieder, bei dem ungewöhnlih hohen 
Prozentsatz relativ wenig verdienender Jugendlicher und vor 
allem bei der großen Rolle des „sozialisierten Einkommens“ 
(Sozialversicherung, Stipendien, freier Schulbesuch, freie Woh- 
nungen, kultureller Dienst) prinzipiell andere Verhältnisse be- 
stehen. Persönlich halte ich das Fehlen einer solchen Berechnung 
nicht für einen Verlust. Mit Indexen läßt sich ohnehin alles, was 
man will, beweisen. Darüber besteht mit und ohne Index Klar- 
heit: Der Lebensstandard der russischen Bevölkerung ist immer 
noch sehr niedrig und die Aussicht, ihn auch nur um einige Grade 
zu erhöhen, ist für die Masse der Bevölkerung der stärkste 
Stimulus, vorausgesetzt, daft sie das Vertrauen zur Stabilität der 
Entwicklung besitzt. 


Gegenwärtig liegt in der Sowjetunion ohne Zweifel der 
Nachdruck auf diesem individuellen und materiellen Anreiz; 
überall tritt das einem entgegen. Die Selbstverständlichkeit des 
Opfers ist zum Teil durch den auf dem gebrachten fer 
basierten Anspruch verdrängt worden. Aber man sieht in Moskau 
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die Gefahr der einseitigen „Erziehung durch den Rubel“ (dieses 
bezeichnende Wort findet sich in der neuesten Literatur ohne 
tadelnden Beigeschmak), und man fordert daher mit allem 
Nachdruck eine Verbindung des individuellen Stimulus mit der 
sozialistischen Umwandlung des Menschen. Man sucht zu be- 
weisen, daß eines das andere nicht ausschließt. Man sagt etwa 
— in einem Aufsatz in den „Woprosy Truda“ —: „Erziehung zu 
einer sozialistischen Einstellung zur Arbeit durch das materielle 
Interesse an den Ergebnissen der Arbeit, das ist die Aufgabe der 
Tarifpolitik. Durch die sozialistische Entlohnung nach Leistung 
gewöhnen wir den neuen Arbeiter an die Arbeit im sozialisii- 
schen Betrieb, entwickeln wir die sozialistische Einstellung zur 
Arbeit, die in eine kommunistische Einstellung, wie sie kea: 
schon in den sozialistishen Arbeitsformen und im Gruppenwett- 
bewerb ihren Ausdruck findet, hinüberwachsen wird. er die 
Losung des individuellen Leistungslohnes als einen Angriff gegen 
unsere Errungenschaften auf dem Gebiete des sozialistischen 
Genossenschaftswesens und der sozialistishen Arbeitsteilung auf- 
faßt, der verdreht die Politik der Partei.“ — „Die individuelle 
Lohnberechnung“, heißt es an einer anderen Stelle, „dient der 
Vernichtung der Gleichmacherei und der Erhöhung der mate- 
riellen Interessen jedes einzelnen Arbeiters, sie unterstützt das 
Wachstum des Betriebsenthusiasmus und Stoßbrigadentums.“ Es 
wird ein ausdrücklicher Unterschied gemacht zwischen der Form 
der Entlohnung (diese soll individuell sein) und der Form 
der Arbeit (die kollektiv bleiben muf). Das heißt konkret, 
zum es die Brigaden sollen bestehen bleiben, aber bei 
individueller Entlohnung jedes einzelnen Brigadiers. Und diese 
Gedankengänge gipfeln in dem Satz: „Für den Dialektiker ist 
es kein Widerspruch, durch differenzierte Löhne zur Gleichheit 
zu gelangen.“ — Die weitere Entwicklung dieses Problems, die 
in diesem optimistischen Glaubenssatz so einfach vorweg- 
genommen wird, ist von höchster und prinzipieller Bedeutung. 
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IN. Zur Arbeit an der Aufstellung des zweiten Fünfjahrplanes: 
Die Perspektiven für die leichte Industrie. 
Von Robert Schweitzer. 


Das große Ziel des ersten Fünfjahrplanes war, der russischen 
Volkswirtschaft die schwerindustrielle Basis zu verschaffen, die 
die großen Kulturstaaten des Westens längst besaßen. „Die zen- 
trale Stellung im industriellen Aufbau erhält die Schwerindu- 
strie“ heißt es im Fünfjahrplan, 2. Bd., 1. Teil. Diese Losun 
war bei Inkraftsetzung des Fünfjahrplans ein Hauptbestandtei 
der Generallinie der Partei. Alle Gliedpläne fanden an dieser 
Grunddirektive ihre Orientierung. Am 1. Oktober 1925 ent- 
fielen von den gesamten Anlagen der vom Obersten Volkswirt- 
schaftsrat der UdSSR planmäßig erfaßten Industrie 535 % auf 
die Industriegruppe A, d. h. auf die Schwerindustrie, und 46,5 % 
auf die Gruppe B, d. h. auf die leichte Industrie. Die entspre- 
chenden Zahlen für das Ende der ersten fünfjährigen Planperiode 
waren 682 % und 31,8 %. Die budgetierten Zahlen für die 
Bruttoproduktion sowohl wie für die Marktproduktion lagen bei 
allen Zweigen der Schwerindustrie beträchtlich höher als bei der 
leichten Industrie. Aus alledem ergibt sich, daß im industriellen 
Aufbau des ersten Fünfjahrplans die leichte Industrie in den 
Hintergrund trat. 


In dieser planmäßig gewollten Hintanstellung der leichten 
Industrie ist der Hauptgrund für die gegenwärtige, überaus 
schlechte Versorgun de: breiten Masse der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln und Bedarfsartikeln zu suchen. Die Störungen, 
die mit der überstürzten Kollektivierung des Jahres 1929 ver- 
bunden waren, und die Schwerfälligkeit des Verteilungsappa- 
rates erhöhten die Schwierigkeiten. Die Partei hielt diese 
Schwierigkeiten aber im Hinblick auf die Industrialisierung für 
unvermeidbar und versuchte, durch Mittel der verschiedensten 
Art bei der arbeitenden Masse die psychologischen Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß die Opfer, die die Erfüllung des 
ersten Planes von der Gesamtheit der Werktätigen verlangte, 
im Interesse des sozialistischen Aufbaues ohne gefährliche Oppo- 
sition getragen wurden. 


Der uns hier interessierende Teil der Resolution des 

17. Parteikongresses, der, wie wir wissen, die Direktiven für die 
Aufstellung des zweiten Fünfjahrplanes bestätigte, lautet: „In 
ezug auf die leichte und die Nalruns nitiehadosmie ist die 

Produktion der wichtigsten Zweige auf der Grundlage der Ent- 
wicklung einer Großmaschinenindustrie und der beträchtlichen 
Ausweitung der landwirtschaftlichen Rohstoffbasis mit Nachdruck 
zu fördern und eine Verdreifachung der Verbrauchsnorm 
pro Kopf sicherzustellen unter besonderer Berücksichtigung der 
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Entwicklung der leichten und der Nahrungsmittelindustrie in 
den neuen Bezirken und namentlich in den Produktionsgebieten 
der landwirtschaftlichen Rohstoffe.“ Auf Grund dieser Richt- 
linien hat das Volkskommissariat für die leichte Industrie erste 
Voranschläge aufgestellt und durch Preobrashenskij in der „Plan- 
wirtschaft“ und in der Tagespresse veröffentlicht. 


Produktionsbudget in Millionen Rubel zu Preisen des allgemeinen Basis- 
jahres 1926/27: 


Steigerung 
in % 
1932 1937 zu 1932 
1. Gesamte Textilgruppe . . . . . . . . 47753 16 826,5 350 
Im einzelnen: 
Baumwollindustrie . . 2 2 . . . . 2883 6 185 5 214,9 
Wollindustrie (ohne Baumwollgewebe) 473 1 300 285,4 
Flachsindustrie . - 2 ... . . . 250 1 300 520 
Hanf- und Juteindustrie . . . . . . 148 695 449,3 
Seidenindustrie ee et 7280 2500 895 
Trikotagenindustrie . . . . 2 . . . 553 3 600 651 
Sonstige a ME e a e A e 32 250 781,2 
2. Konfektion Eo n er aa ee i 9 000 405,2 
3. Glas- und Porzellanindustrie . . . . . 394,2 1 722 435 
4. Schuhindustrie (eingeschlossen Industrie 
der Ledersurrogate und Gerbstoffe) . 1485 3 950 266 
5. Seifen und Parfümerien u 556,6 1 865 335 
6. Knochenverarbeitung . . . . a... 30,8 135 438,3 
7. Streichholzindustrie . . » 2. 2 2 2 02. 58,3 77,5 133 
8. Galanteriewaren . . . 2 o... . . 1560 536 343 
9. Industrie für kulturelle Bedürfnisse!) . . 669 3 266 488,2 
Im einzelnen: 
Polygraphische Industrie . . 401 1 262 314,7 
Filmindustrie . . 2: 2 2 2 2 22.20.69 598 643 
Lehrmittelindustrie . . . 39 375 961,5 


Hinzuzufügen ist, daß die Gesamtproduktion der gewerb- 
lihen Genossenschaften der leichten Industrie dem Werte nach 
von 2,5 Milliarden Rubel im Jahre 1932 auf mehr als 10 Milliar- 
den Rubel 1937 steigen soll. Diese Tabelle dürfte einen hin- 
reichenden Überblick geben, insbesondere deshalb, weil es sic 
infolge der enden Zahlen des Wirtschaftsjahres 
1926/27 um eine verkappte Mengenrechnung handelt. Auf die 
Wiedergabe der budgetierten Mengen wollen wir verzichten. Bei 
der Analyse der obigen Zahlen ist zu beachten, daß eine allge- 
meine Tendenz besteht, die Produktion von Gütern minderer 
Qualität allmählih durch die Erzeugung von Gütern höherer 
Qualität zu ergänzen oder zu ersetzen. 


Die Erfüllung dieser Produktionsziele ist in der Hauptsache 
von drei Voraussetzungen abhängig: von der Erfüllung der Be- 
schaffungspläne, von der Erfüllung des Planes für die Anlage- 
erneuerung und von der Lösung der Kaderfrage. 


1) Mit Einschluß der gewerblichen Genossenschaften sind die entsprechen- 
den Zahlen 866 Millionen Rubel und 4236 Millionen Rubel. 
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Bei den Rohstoffen handelt es sich um vier Gruppen: pflanz- 
liche, tierische, bergbauliche und industrielle Rohstoffe. Die Be- 
reitstellung der erforderlichen Mengen von pflanzlichen Roh- 
stoffen soll durch Ausdehnung der Anbauflächen der sog. techni- 
schen Kulturen (Flachs, Hanf usw.) und durch Erhöhung der 
wirtschaftlichen Ausnutzungskoeffizienten gesichert werden. Die 
Tatsache der Kollektivierung der Landwirtschaft betrachtet man 
als Erleichterung dieser Aufgabe. Die planmäfige Versorgung 
der leichten Industrie mit tierischen Rohstoffen dürfte auf größere 
Schwierigkeiten stoßen. Die hinreichende Eindeckung mit 
bergbaulichen Rohstoffen a von dem planmäfligen und er- 
folgreichen Verlauf neuer Bohrungen und von der rationellen 
Verwendung der Ausbeute ab. Die Aussichten für die Erreichun 

der Sollgrößen in der Beschaffung industrieller Rohstoffe sin 

nicht überall die gleichen. Für gesichert hält man aber die 
Durchführung des Kunstseideprogramms, bei dem mit ganz er- 
heblich höheren Planpositionen gerechnet wird. 


In bezug auf unsere zweite Voraussetzung ist zu sagen, daß 
die Durchführung der genannten Produktionsprogramme eine 
beträchtlihe Erhöhung der Produktionskapazität der Anlagen 
verlangt. In der Baumwoll- und Flachsindustrie wird in dieser 
Beziehung mit einer Erhöhung von etwa 50 % gerechnet. Die 
entsprechenden Ziffern für die Trikotagen-, die Woll-, die Schuh-, 
die polygraphische Industrie und andere Zweige liegen noch 
erheblich höher. Der Kapitalbedarf für die Erneuerung der zum 
Teil völlig veralteten Anlagen wird auf 3,5 Milliarden Rubel 
bei einer gesamten Kapitalinvestition in die leichte Industrie von 
11 Milliarden Rubel beziffert. Dies sind im Vergleich zu der 
entsprechenden Kapitalinvestierung des laufenden Wirtschafts- 
jahres außerordentlich hohe Ziffern. 


In bezug auf die dritte der genannten Voraussetzungen ist 
die Lage am bedrohlichsten. Der Mangel an Kader ist innerhalb 
der leichten Industrie ganz unvergleichlih größer als in der 
Schwerindustrie. Gegenwärtig entfallen beispielsweise in der 
Baumwollindustrie der Union auf 10000 Arbeiter 45 Ingenieure 
und 47 Techniker, während im kapitalistischen Westen mit dem 
Zehnfachen zu rechnen ist. Einzelne Zweige der leichten Indu- 
strie haben überhaupt keine Spezialisten aufzuweisen. Ganz be- 
sonders schwierig ist die Lage in dieser Beziehung in den neuen 
Industrierayons. 

Zum Schluß sei noch ein Überblik über die geplanten 
Standortsverschiebungen der leichten Industrie gegeben. Schon 
durch den ersten Fünfjahrplan war versucht worden, das un- 
wirtschaftliche Erbe der Vorkriegszeit, die beträchtlichen Ent- 
fernungen zwischen Rohstoffbasis und Verarbeitungsort, zu be- 
seitigen. Seinen Ausdruck fand dieses Bestreben darin, daß die 
Industrie in den Randgebieten der nationalen Minderheiten, den 
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Hauptproduktionsgebieten der Grundstoffe, relativ weit stärker 
ausgebaut wurde als in den alten Industriegebieten. 

In bezug auf die Prinzipien der Standortsverteilung werden 
innerhalb der leichten Industrie drei Gruppen gebildet. Zur 
ersten Gruppe gehören die Industriezweige mit dem „Zug zum 
Rohstoff“: Baumwoll-, Flachs-, Hanf-, Seiden-, Glas- und Por- 
zellan-, Streichholz-Industrie u. a. Die zweite Gruppe umfaßt die 
Zweige mit der Orientierung nach dem Verbrauch, bei denen der 
Faktor der Rohstofforientierung lediglich sekundäre Bedeutung 
hat: Trikotagen-, Konfektions-, Schuh-, Seifen-, polygraphische 
Industrie u. a. Bei der dritten Gruppe handelt es sich um In- 
dustriezweige mit kombinierten Produktionsprozessen und unein- 
heitlicher Standortsorientierung: Lederverarbeitung, Industrie 
der Ledersurrogate, Kunstseiden-Industrie u. a. 

Auf Grund dieser Prinzipien projektiert das Volkskommis- 
sariat für die leichte Industrie die Verteilung der Neubauten 
auf die einzelnen Republiken und Bezirke wie folgt (wir be- 
schränken uns auf die wichtigsten Ziffern): 


1. Baumwollindustrie: Von 2 800 000—3 000 000 Spindeln für die Neubauten 
in Mittelasien 600000, in ‚Westsibirien 500000, in Kasakstan 200 000, 
Transkaukasien 400 000, auf die Ukraine 200000 und im Nordkaukasus 
200 000 usw. 

2. Flachsindustrie: Von 25 bis 30 neuen Kombinaten werden erhalten das 
Nordgebiet 2, der Leningrader Bezirk 2, der Westen 8, der Moskauer 
Bezirk 2, das Gebiet von Nishninowgorod 5, der Ural 3, Westsibirien 2, 
Weißrußland 4 usw. 

3. Hanfindustrie: Projektiert sind 28 neue Unternehmungen, und zwar 
23 Kombinate und 5 Spezialfabriken. Davon sollen erhalten der 
Westen 2, das Schwarzerdegebiet 5, Mittelwolga 5, Westsibirien 2, der 
Ferne Osten 2, die Ukraine 5 usw. 

4. Trikotagenindustrie: Verteilung der 50 projektierten neuen Unterneh- 
mungen: Iwanowo-Gebiet und Zentrales Schwarzerdegebiet je 2, Mittel- 
wolga 5—6, Unterwolga 3—4, Nordkaukasus 3—4, Ural 4, Westsibirien 
11, Ukraine 11, Transkaukasien 3—4, Mittelasien 2—3. 

5. Konfektion: Von 40 neuen Kombinaten in Wologda 1, Nishninowgo- 
rod 2, Nordkaukasus 3, Mittelwolga 2, Ural 4—5, Baschkirische Repu- 
blik 1, Westsibirien 4, Ostsibirien 1—2, Iwanowo 2, der Westen 1—2, 
Schwarzerdegebiet 3, Kasakstan 3, Ukraine 6, Transkaukasien 2—3, 
Mittelasien 3—4. 

6. Wollindustrie: Von 6—7 Wollfabriken in Kasakstan 1—2, Nordkau- 
kasus 1, Westsibirien 1, Ostsibirien 1, Mittelasien 1, südliche Wolga 1. 

7. Leder- und Schuhindustrie: Die Neubauten erfolgen grundsätzlich an 
den Stätten des Rohstoffentfalls. Jeder Rayon soll nach Möglichkeit 
in bezug auf den Bedarf an Schuhbekleidung Selbstversorger sein. Die 
projektierten 30 Schuhfabriken sind sämtlich für die neuen Industrie- 
gebiete vorgesehen. 

8. Een LUMEN. Geplante Neubauten in allen Gebieten der Seiden- 
zucht. 

9. Glas- und Porzellanindustrie: Neubauten kommen ausnahmslos für 
solche Gebiete in Frage, in denen diese Industriezweige bisher noch 
nicht vertreten waren. 

10. Polygraphische Industrie: Verteilung ist restlos verbraudhsorientiert. 


Rückblickend ist festzustellen, daß die Pläne für die künftige 
Versorgung der Bevölkerung mit Schuhen, Kleidung und sonsti- 
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gen Massenbedarfsartikeln an Optimismus nichts zu wünschen 
übrig lassen. Man hofft, auf diesem Gebiete bis 1937 Deutsch- 
land und teilweise auch Frankreich überholen zu können, so daß 
man von den Kulturstaaten nur noch England und die Vereinig- 
ten Staaten vor sich hätte. Es wird für uns sehr wichtig sein, das 
Verhältnis von Plansoll und Planrealisierung gerade auf dem 
Gebiete der leichten Industrie zu verfolgen, weil der Vergleich 
dieser Größen auc ein Urteil darüber ermöglichen dürfte, in- 
wieweit bei der Schaffung der schwerindustriellen Grundlage 
des ersten Fünfjahrplans trotz imponierender Fassade nicht 
Kapitalfehlleitung stattgefunden hat, sondern wirtschaftlich 
sinnvolle Aufbauarbeit geleistet wurde, worauf es letzten Endes 
allein ankommt. 


Bücherschau. 


Stalin. 


Just, Artur W.: Joseph Wissarionowitsch Dshugaschwili- 
Stalin. — Lübeck: Ch. Coleman, 1932. 48 S., 8°. Preis: br. 1,— RM. 
(Colemans kleine Biographien, hrsg. v. Fr. Endres, H. 12.) 

Iremaschwili, u talin und die Tragödie Geor- 
einne, Erinnerungen. — Berlin: Selbstverlag (J. H. W. Dietz in 

omm.), 1932. 96 S. mit Textabb., 1 Kte., 8%. Preis: steif br. 1,50 RM. 

Bessedowsky, Grigori: Stalin. Der Lebensweg des 
roten Zaren. Deutsch von Egon von Bahder. — München: Natur- 
rechtsverlag, 1932. 91 S., 8°. Preis: steif br. 1,— RM. 

Die allgemeine Konjunktur in „Führer“-Biographien ist in den letzten 
Monaten auch auf dem Gebiete Stalin ins Inflationäre ausgeartet. Artur 
W. Just, der bekannte Moskauer Zeitungskorrespondent, hat den Auftrag des 
Verlages Coleman nicht ohne berechtigte und offen eingestandene Bedenken 
angenommen und sich in der Ausführung äußerste Zurückhaltung auferlegt, 
sich vornehmlich auf eine Analyse der objektiven politischen Machtstellung 
Stalins beschränkt. Hierbei hebt er insbesondere den von Stalin auf seine 
Person hin eingestellten, d. h. von möglichen geistigen Rivalen gesäuberten 
Apparat und seine geschickte Regie hervor, die ihn zur meistgenannten und 
gleichzeitig geheimnisvollsten Persönlichkeit des Staates gemacht hat. 

Joseph Iremaschwili schreibt gegen Stalin vom Standpunkte des na- 
tionalen georgischen Menschewismus. Der Vf., ein angeblicher ehemaliger 
Jugendfreund Stalins, ist eine gefühlvoll-pathetishe Natur von ausgesprochen 
patriarchalisch-religiösen Neigungen, dessen Art zu schreiben man eine 
marxistische Schulung nicht recht anmerkt. Er ist weitgehend bemüht, Stalins 
politische Taten weniger auf eine spezifische Überzeugung (der „Leninis- 
mus” spielt in diesem Buche eine sehr geringe Rolle), als auf dessen schon 
in frühester Jugend zutage getretenen schlechten Charakter zurückzuführen. 
So wenig politischen Sinn diese Auffassung verrät, so sehr hat man doch den 
Eindruck, hier einen Menschen reden zu hören, der wirklich „dabei“ war. 
Als Milieuschilderung wie als Beitrag zur Martyriologie des Bürgerkrieges 
hat die Schrift ihre Elaubwürdigkeit, für die Charakteristik Stalins als Poli- 
tiker kommt sie nicht in Betracht. 

Eine bedenkliche Angelegenheit ist das Buch des Renegaten Besse- 
dowsky. Gleich im ersten Kapitel begegnet ihm hinsichtlich der Lebensdauer 
von Stalins Vater ein so gewaltiger Irrtum, daß der Leser die ganze „poetische“ 
Ausmalung von Stalins Eintritt in die revolutionäre Bewegung zu über- 
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schlagen sich berechtigt weiß. Auch im folgenden Verlauf bemüht sich Besse- 
dowsky um poetische, d. h. episodisch-konkrete und dann besonders gruselige 
und blutrünstige Wirkung. Vieles davon ist nicht nachzuprüfen, manches 
nachweislich ungenau und übertrieben. Stalins wirkliche politische Aktionen 
kommen bei all den Moritaten viel zu kurz. Im tiefsten Innern scheint Besse- 
dowsky seinem einstigen Gebieter einen Rest von schaudernder Ehrfurcht 
bewahrt zu haben. Gegen das Renegatenbudı Bajanovs wirkt das seine 
vornehm. Irgendein Erkenntniswert kommt ihm nicht zu. L. S—n. 


Neue Rußlandreisebücher. 


Ullmann, Ilermann: Kolonisation oder Zerstörung? Tage- 
buch einer russischen Reise. München: Georg D. W. Callwey 
Verlag. 1932, 130 S. Preis: 1,80 RM. 

Renn, Ludwig: Rußlandfahrten. — Berlin: Lasso-Verlag. 
1932. 190 S. Preis: kart. 3,60 RM.; geb. 4,80 RM. 

Kisch, Egon Erwin: Asien gründlich verändert. — Berlin: 
Erich Reiß Verlag. 1932. 260 S. Preis: kart. 3,80 RM.; geb. 
4,80 RM. 

Kummer, Ludwig und Elfriede: Das Land ohne Sonntag. 
Sowjetrußland vom Auto aus. Mit 88 Zeichnungen und Karten. 
Leipzig: F. Salis Verlag. 1932. 345 S. Preis: kart. 3,40 RM.; 
geb. 4,60 RM. 

Weiskopf, F. C.: Zukunft im Rohbau. — Berlin: Malik- 
Verlag. 1932. 299 S. Preis: kart. 2,85 RM.; Lw. 4,25 RM. 

Das Buch von Hermann Ullmann „Kolonisation oder Zerstörung?“ 
ist trotz der sehr persönlichen Stellungnahme aufsclußreih und ehrlich. 
Es ist kein Reisebericht im eigentlichen Sinne des Wortes, vielmehr eine 
psycho- und soziologische Studie des neuen Rußland. Den Kern des Gesamt- 
vorgangs erblickt Ullmann in dem gewaltigen, spezifisch russischen Koloni- 
sationsunternehmen: „Ein Volk entdeckt sein Land neu und richtet sich neu 
in ihm ein. Diese neuerwachte Entdeckerfreude, der rein empirische Taten- 
drang sollen einen Ersatz für .die abgeschafften metaphysischen Werte 
bieten. In allen Sowjeterscheinungen weiß der Verfasser zwischen Doktrin 
und Volksstruktur, Plan und Realisierung zu unterscheiden und das Na- 
tionale, ja zuweilen das Nationalistische herauszuspüren. Interessant und 
treffend sind seine Ausführungen über das nichteuropäische Wesen des 
neuen Rußland und über den spezifisch russischen Zeit- und Raumbegriff, 
der den Volkscharakter und die Geschichte prägt 

Ludwig Renn hat ein halbfertiges Paradies sehen wollen; er hatte 
das Glück, es im nahezu vollendeten Zustande zu erblicken. Kommunist seit 
1929, ist der Schriftsteller von einer so brennenden Ungeduld erfüllt, seinen 
Wunsctraum verwirklicht zu sehen, daß er alles, was das Bild irgendwie 
trübt, entweder dem alten Regime in die Schuhe schiebt, oder der Schäd- 
lingsarbeit zuschreibt. Der russische Arbeiter in Renns Bericht hört mit 
Entrüstung, daß in Deutschland die Unterstützungssätze gekürzt werden: 
— wahrscheinlich hat er noch nie davon gehört, daf es in Deutschland eine 
Erwerbslosenunterstützung überhaupt gibt. — So entsteht — vielleicht ohne 
bewußte Absicht — ein verzerrtes Bild, das keineswegs dazu geeignet ist, 
wie es die Einleitungsworte versprechen, „denen, die sich über ein neues 
System orientieren“, zu helfen. 

Egon Erwin Kisch, der rasende Reporter, der Usbekistan und Tad- 
shikistan mit ihren uralten und neuerblühten Städten bereist hat, stand 
noch vor ein paar Jahren („Zaren, Popen, Bolschewiken“ 1927) der Sowjet- 
wirklichkeit freundlich, aber nicht kritiklos gegenüber. Jetzt vermag er nur 
zwei Farben zu unterscheiden: Rot und Grau. So wird von ihm die Stadt 
Taschkent gesehen, die erste Etappe auf seiner Asienreise: grau sind alte 
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Häuser, schmutzige Straßen, zerlumpte Kinder, kurz, die Überreste des Alten; 
rot — die Fabriken, Krippen, Wandeclungen und emanzipierte Frauen. 
Nach diesem Schema ist das ganze Buch aufgebaut, — doch vermögen, dank 
der glänzenden Erzählergabe des Verfassers, einzelne Kapitel dem Leser 
echte Bilder des russischen Orients zu vergegenwärtigen. 


Ein glückliches Beispiel der unvoreingenommenen und lebendigen 
Schilderung gibt „Das Land ohne Sonntag“ von L. und E Kummer. Ein 
fröhliches bourgeoises Ehepaar unternimmt eine große Autoreise und kommt 
von Asien nach „Europa“: von Persien nach dem Kaukasus und Südrußland. 
Hier schlägt die Stimmung jäh um: die technischen Schwierigkeiten, die Un- 
möglichkeit, mit dem Auto vorwärtszukommen, sauberes Zimmer und an- 
ständiges Essen zu kriegen, vor allem aber — die täglichen Eindrücke des 
überall herrschenden Elends zerschlagen den Mut und schaffen eine seelische 
Depression, die sich nur jenseits der Grenze im Gefühl der Befreiung auf- 
löst, Aus tausendfältigen kleinen Begebenheiten, wie sie eine solche Autoreise 
mit Hindernissen mit sich bringt, formt sich der Gesamteindruck, vom rein 
menschlichen Mitempfinden diktiert: „Nichts vermag das furchtbare Maß an 
Elend, das Menschen zu ertragen vermögen, derart vor Augen zu führen, als 
die täglichen Erlebnisse einer Fahrt durch das heutige Rußland.“ 


F. C. Weiskopf, Verfasser von „Der Staat ohne Arbeitslose“ (zu- 
sammen mit Ernst Glaeser) bereist nun schon zum sechsten Male Sowjet- 
rußland; in sechs Monaten hat er sehr viel gesehen: den Entdeckungsfahrten 
in die Erde zum Erz von Magnitogorsk folgten die tagelangen Fahrten in 
die Steppen Sibiriens bis zur Grenze der Mongolei. Er hat mit Komsomolzen, 
Besprisornis, Dorfkorrespondenten, Ingenieuren und Schädlingen gesprochen; 
und da er die russische Sprache beherrscht, über die Vergangenheit und 
Gegenwart Rußlands gut unterrichtet ist und an seine Zukunft glaubt, bot 
sih ihm die Möglichkeit, nicht nur Vergleiche zwischen dem Rußland von 
gestern und heute aufzustellen, sondern auch eine günstige Prognose aus- 
zusprechen. Fasziniert, wie so viele Westeuropäer, von der fieberhaften 
Tätigkeit in der ganzen Union und dem festen Glauben an ein glückliches 
Diesseits, formuliert er das Gesamturteil: Hier ist eine bessere Zukunft im 
Rohbau, bei uns wird nur noch die bessere Vergangenheit abgebaut. Der 
Bericht ist bunt und lebendig, teilt Neues über den Betrieb von Magnitogorsk 
und den Kampf der Gegenwart mit der Vergangenheit in den fernen Ge- 
bieten Ost- und Westsibiriens mit. Daß die Menschen in diesem Buch durch- 
weg wie rote Lesebuchhelden reden und in keiner Geschichte das happy end 
ausbleibt, wird man wohl auch dem starken Wunsch des Verfassers, seine 
„Zukunft im Rohbau“ schlüsselfertig und wohnlich zu sehen, zuschreiben 
müssen. E. S. 


Der deutsche Osten und Polen. 


Dantzig et quelques aspects du problème germano-polonais 
par H. Strasburger, C. Smogorzewski, O. Hoetzsch, W. d’Ormes- 
son, W. Martin, Ziehm, C. Budding, R. C. Nason, van Hamel. 
Centre Européen de la Dotation Carnegie. Paris, 1932. 315 S. 

Jessen, Franz v.: Polens Zugang zum Meer und Deutsch- 
land. C. A. Reitzels Verlag. Kopenhagen 1931. 24 S. 

Werner: Weichselkorridor und Ostoberschlesien. M. & H. 
Marcus. Breslau 1932. 31 S., mit 10 Karten. Preis: 1,50 RM. 

Steffen, Franz: 4000 Jahre bezeugen Danzigs Deutsch- 
tum. Westpreufische Verlags-AG. Danzig, 1932. 311 S., mit 58 
Bildern u. 1 Karte. Preis: kart. 5,— RM.; Ln. 6,50 RM. 

Kotzde, Wilhelm: Die Burg im Osten. 4. Auflage. 
J. F. Steinkopf Verlag in Stuttgart. Preis: 3,75 RM. 
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Einen wertvollen SPa zu den Bemühungen einer vernünftigen Lö- 
sung der deutsch-polnischen Frage gibt die Veröffentlichung der Carne- 
gie- Stiftung. Die Darstellungen von Strasburger und Smogorzewski be- 
gnügen sich er mit einer Wiederholung der offiziösen polnischen 
Meinung. Erst der Beitrag von Prof. Hoetzsh, Les Relations Germano- 
Polonaises, stellt die Probleme in den Rahmen der größeren europäischen 
und osteuropäischen Politik und betont, daß jede Diskussion nutzlos und 
unmöglich wird, wenn Polen absolut starr auf seinem Standpunkt verharrt. 
— d’Ormesson und Martin prüfen die Möglichkeit und die Richtung einer 
gütlichen Auseinandersetzung. Der Präsident des Danziger Senats, Dr. Ziehm, 
gibt eine Darstellung des immer schwieriger werdenden Verhältnisses 
zwischen Danzig und Polen. Dr. Budding stellt ausgezeichnet und eingehend 
die Korridor-Situation dar. Die Schilderung Miss Nasons beweist den scharfen 
Blick und das grofe a E N A gerade angelsächsisher Besucher 
in ostpreußische Fragen. Schließlih macht van Hamel, der ehemalige Hohe 
Kommissar des Völkerbundes in Danzig, formulierte Vorschläge zu einer 
vertraglichen Aenderung des gegenwärtigen Zustandes. 

Im Gegensatz zu diesen ernsthaften Bemühungen handelt es sih bei 
der Schrift Jessens, eines Dänen, um eine ausgesprochene, von polnischer 
Seite inspirierte Propagandaschrift, die die Zwecœkmäßigkeit und rechtig- 
keit der Grenzziehung beweisen will. „Ein größeres Maß an Gerechtigkeit er- 
reichen zu können“ (als in der oberschlesishen Abstimmung und Teilung!) 
„erscheint unmöglich!“ Dieser Satz charakterisiert die ganze Arbeit. 

Die unter einem interessanten Blickwinkel geschriebene Untersuchung 
Werners füllt durh die Zusammenfassung aller Tatbestände, die das 
Korridor- und das Obersclesien-Problem zu einer unlöslichken Einheit ver- 
binden, eine Lücke aus. Nur ist merkwürdigerweise die große Bahnlinie 
Kattowitz—Gdingen, „das eiserne Rückgrat“ des Korridors, überhaupt nicht 
erwähnt. Auch die weitgesteckten Pläne um Gdingen selbst kommen zu 
kurz. — Der Verfasser schildert zunächst die politischen Ursachen und Fol- 
gen der Grenzziehung, dann die wirtschaftlichen Folgen und den Einfluß auf 
den Welthandel. In den wirtschaftlichen Überlegungen kann man ihm nicht 
überall folgen. Störend ist auch die Unzulänglichkeit des statistischen 
Materials; Ziffern verschiedenster Jahre sind in Besi une gesetzt, stark 
veraltete Zahlen, teilweise von 1921 oder 1927, bearbeitet. — Von größter Be- 
deutung ist aber der Hinweis auf den Ablauf der Genfer Konvention im 
Jahre 1937, dessen Folgen Werner im einzelnen darstellt, und eine ernste 
Mahnung ist seine Frage: Was soll dann geschehen? 

Die Lage Danzigs, die in allen diesen Veröffentlihungen merkwürdig 
kurz und am Rande behandelt wird, kommt in dem Bude von Steffen 
mehr zur Beachtung, allerdings fast nur in kulturhistorischer Richtung. Ohne 
Anspruch auf strengste wissenschaftlihe Formulierung gibt Steffen einen 
Überblik über die Geschichte Danzigs und des Bodens, auf dem Danzig 
steht, bis in die vorgeschichtliche Zeit hinein. Es ist eins der Bücher, die mit 
soviel Detailkenntnis und soviel stillem Wissen um die Gescichte einer Stadt 
geschrieben sind, daß sie nur von Menschen geschrieben werden können, 
denen die Stadt nicht nur Wohnort, sondern Heimat ist. Trotzdem die Tat- 
sache, die Steffen beweisen will, das Deutshtum Danzigs, nun schon ein 
Axiom geworden ist, an dem kaum jemand zu rütteln wagt, wird man ihm 
auf die Zusammenfassung aller Argumente und Tatsachen, die auf die Ver- 
bindung mit Deutschland hinweisen, dankbar sein. 

Die ktinstlerische Gestaltung der wechselreihen Geschichte des deut- 
schen Ostens ist heute großer Anteilnahme sicher. Wilhelm Kotzdes Roman 
„Die Burg im Osten“ schildert die große Zeit des Ritterordens bis zur Schlacht 
bei Tannenberg, wegweisend in die Zukunft. Äußere und innere Handlung 
u. symbolhaft verknüpft mit dem stolzen Sitz des Ordens, der a 

urg. . 
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Notizen. 


„Die Sowjet-Union 1917—1932.“ 


Die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas hat Mitte Dezember 
als Ergebnis der sorgfältigen Sammeltätigkeit von 36 qualifizierten Mitarbei- 
tern ein Buch veföffentlicht, das einen interessanten und neuartigen Versuch 
darstellt, eine Bibliographie zu schreiben. Das Buch, das 1900 Titel der wich- 
tigsten außerhalb der Sowjet-Union in deutscher Sprache über den Bolsche- 
wismus und die Sowjet-Union veröffentlihten Bücher und Aufsätze enthält, 
ist ein Führer durch die äußerst umfangreiche und kaum mehr übersehbare 
deutsch-sprachige Rußlandliteratur. Die sehr eingehende Unterteilung in 
170 Sachgebiete und ein Autorenverzeichnis ermöglichen eine rasche und 
sichere Orientierung. Ein besonderer Vorzug des Buches liegt darin, daß fast 
zu jedem einzelnen Titel ein mehrzeiliger Kommentar gehört, der über In- 
halt und Bedeutung der betreffenden Publikation unterrichtet. Die Biblio- 
graphie erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Aber sie ist bestrebt, 
das Bedeutsame vollständig zu bringen. 

„Die Sovet-Union 1917—1932“ ist niht nur ein ausführliher Weg- 
weiser durch die Rußlandliteratur, sondern zugleich auch ein erfreuliches 
Dokument kollektiver Zusammenarbeit. Die Mitarbeiter — Raissa Bloc, 
Helga Boustedt, Michael Brutzkus, Erwin Buchholz, Gisela v. Busse, Gerhard 
Dobbert, Robert Engel, Viktor Frank, Heinrich Freund, Dorothy Galton, 
Michael Gorlin, Waldemar Henrici, Nadeshda Jaffe, Ljubow Jakobson, 
Michael Jakobson, Erwin Kalser, Margarete Klante, Adolf Lane, Wolfgang 
Leppmann, Gregor Lozinski, Arthur Luther, Anna Mäncen, Karl Menges, 
Golda Patz, Wladimir Rakint, Eugenie Salkind, Heinrich Saller, Robert 
Schweitzer, Hedwig Seebacher, Juri Semjonow, Leopold Silberstein, Fried- 
rich Steinmann, Wolfgang Stubenraud, Friedrich Veit und Heinz Zeiss — 
haben in treuer, unermüdlicher Arbeit nach bestem Wissen und Gewissen 
unter großen Opfern an Zeit und Energie jeder auf seinem Fachgebiet kolle- 

ial zum Gelingen beigetragen. Endlich ist das Buch die erste Frucht der 
Zusammenarbeit zwischen der Deutschen Gesellshaft zum Studium Ost- 
europas und der im Frühjahr vorigen Jahres in Gemeinschaft mit der Ge- 
a gegründeten Slavistischen Arbeitsgemeinschaft an der Universität 
erlin. 

Der Preis ist so niedrig gehalten worden — er beträgt RM. 4,— —, daft 
er jedem Leser von „Osteuropa“ und jedem Rußlandinteressenten die Mög- 
lihkeit zum Kauf gibt. 


Die Schöne Literatur in der Sowjet-Union. 


Die Deutsche Gesellschaft zum Studium Osteuropas veranstaltete in 
ihren Räumen in der Zeit vom 16. bis 21. Dezember 1932 einschlieflich, unter 
Mitwirkung der Slavistischen Arbeitsgemeinschaft an der Universität Berlin, 
eine Ausstellung: „Die Schöne Literatur in der Sowjet-Union.“ Die Aus- 
stellung, die neben den ins Deutsche übersetzten Werken Bilder und Karika- 
turen der bekanntesten Autoren und Angaben über ihr Leben und ihre 
Arbeiten enthielt, gab einen Querschnitt von der sowjetrussischen Belle- 
tristik in ihren Beziehungen zum sowjetrussischen Leben und als Einführung 
in die Erkenntnis Sowjet-Ruflands. 

Von Prof. Arthur Luther-Leipzig, Dr. Wolfgang Leppmann und Dr. 
Michael Gorlin-Berlin wurden jeden Tag kurze, ausgezeichnete und in die 
Fragen einführende Vorträge gehalten. 

Der rege Besuch bewies, daß die Ausstellung einem lebhaften Interesse 
entgegenkam. Voraussichtlich wird sie an anderen Orten wiederholt werden. 


Slavistische Arbeitsgemeinschaft. 


Die Slavistishe Arbeitsgemeinschaft, die im Mai vorigen Jahres in Ver- 
bindung mit der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas an der 
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Universität Berlin gegründet wurde, hat im laufenden Wintersemester ihre 
Arbeiten auf noch breiterer Grundlage als bisher wieder aufgenommen. Die 
Literarhistorische und die Mittelalterliche Sektion setzten ihre Arbeiten vom 
vorausgegangenen Semester fort. Die Aktuelle Sektion hat sich in eine Wirt- 
schaftspolitische gewandelt, welche die Frage des Anteils Deutschlands am 
Wirtschaftsaufbau der Sowjet-Union gemeinsam mit einer Reihe von Fad- 
leuten und dem Wirtschaftsinstitut für Rußland und die’ Oststaaten bear- 
beitet. Eine Südosteuropäische, eine Musikhistorische und eine Theaterwissen- 
schaftliche Sektion sind neu entstanden. 

Eingegangene Bücher. 

Aldanov, Marc: Eine unsentimentale Reise, Begegnungen und Erleb- 
nisse im heutigen Europa. Mit einem Vorwort von Balder Olden. München. 
Carl Hanser Verlag. 1932. 218 S. Preis: 4,50 RM.; Lw. 6— KM. 

hrenburg, Ilja: Moskau glaubt nicht an Tränen. Ein Pariser Roman. 
Berlin. Malik-Verlag. 1932. 255 S. Preis: kart. 285 RM.; Lw. 4,80 RM. 

Flesch, A.: Die „befreite“ Frau in der UdSSR. Berlin. Eckart-Verlag. 
1932. 74 S. Preis: 1,90 RM. (Die Notreihe, Heft 10.) 

Kurkovsky, A.: Noc ist es nicht zu spät. Gedanken über die gegen- 
wärtige internationale Lage. Aus dem Russischen übertragen von Gullan 
Siefers. Berlin. Verlag Bernard & Graefe. 1932. 32 S. Preis: 0,90 RM. 

Lenin, W. I.: Aus dem philosophischen Naclaf. Exzerpte und Rand- 
glossen. Herausgegeben und eingeleitet von V. Adoratski. Deutsche Ausgabe 
besorgt von M. Furschtschik. Wien-Berlin. Verlag für Literatur und Politik. 
1932. 364 S. Preis: 6,— RM. (Marxistische Bibliothek, Band 23, Veröffent- 
lichung des Marx-Engels-Lenin-Instituts in Moskau.) 

Lenin, W. I.: Die proletarische Revolution und der Renegat Kautsky. 
Mit einem Anhang: Thesen über die Konstituante, ein neues Buch Vander- 
veldes über den Staat. Wien-Berlin. Verlag für Literatur und Politik. 1952. 
128 S. Preis: 1,— RM. (Kleine Lenin-Bibliothek, Band 2.) 

Lenin, W. I.: Der Sozialismus in einem Lande. Eingeleitet und zu- 
sammengestellt von Kurt Deutsch. Berlin. Verlag „Volkswille“ (Max Wenk). 
1932. 20 S. Preis: 0,20 RM. 

Karl Marx, Friedrich Engels: Historish-kritische Gesamt- 
ausgabe. Werke. Schriften. Briefe. Im Auftrage des Marx-Engels-Lenin- 
Instituts Moskau, herausgegeben von V. Adoratskij. Erste Abteilung: Band5: 
Die deutsche Ideologie. Kritik der neuesten deutschen Philosophie in ihren 
Repräsentanten, Feuerbach, B. Bauer und Stirner, und des deutschen Sozialis- 
mus in seinen verschiedenen Propheten. 1845—1846. Erste Abteilung: Band 6: 
Karl Marx und Friedrich Engels Werke und Schriften von Mai 1846 bis März 
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INHALT: 


Fürst Hermann von Hatzfeldt + 


KLAUS MEHNERT: „Ossoaviachim“ 

OTTO SCHILLER: Probleme des Kolchoshandels 

MICHAEL GORLIN: Die philosophisch-politischen Strömungen 
in der russischen Emigration 

Rußland und Osteuropa, Monatsübersicht: 
Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


Ein Buch, das alle angeht e 


Deutschland 
zeigt den Ausweg 


Die Probleme der Privatverschuldung Deutschlands 


Reichsbankpräsident Reichstinanzminister Reichsminister a. D. 
Dr. Luther Graf v. Krosigk Dr. Eduard Hamm 
und andere namhafte Persönlichkeiten 


interviewt vom Chefredakteur der „Financial Times”, London, R. J. Barrett, dem bekannten 
englischen Wirtschaftspubilzisten. 


Konsul Hans Jonas 
Direktor der Deutschen Ostmesse über 


Die Zukunft 
des Rußlandgeschäfts 


Weitere Erörterungen von allgemeinem Interesse: 


Währungsprobleme . Zölle und Schuldentilgung - Zinsfragen - 
Auslandmärkte - Steigerung des Ausländerbesuchs in 
Deutschland . Ein neues Kolonialreich? u. a. 

Grundsätzliches zur Weltwirtschaftskonferenz — Fragen von inter- 
nationaler Bedeutung hat hier ein geschickter englischer Wirtschafts- 
journalist in Unterredungen mit führenden deutschen Persönlichkeiten 
angeschnitten. 
Viele der hier zur Darstellung kommenden Dinge sind von 
einem ganz neuen Gesichtspunkt behandelt worden. Eine 
ganze Anzahl Tatsachen werden durch dieses Buch überhaupt 
erst bekannt. Die statistischen Angaben stammen aus amt- 
licher Quelle, die angeführten Zahlen sind die gleichen, die 
der deutschen Darstellung auf der Weltwirtschaftskonferenz 
zugrunde gelegt werden, und die hier vorgebrachten Argu- 
mente wird Deutschland vor aller Welt geltend machen. 


Die englische Originalausgabe war sofort nach Erscheinen vergriffen — 
diese authentische deutsche Ubersetzung wird den gleichen Erfolg haben. 


8°, 68 Seiten. Preis 90 Pfennig. 


Fürst Hermann v. Hatzfeldt + 


Am 14. Januar ist Fürst Hermann v. Hatzfeldt, Herzog zu 
Trachenberg, kurz vor Vollendung des 85. Lebensjahres gestorben. 
Auch unsere Gesellschaft widmet ihm ein Wort des Dankes und 
Nachrufs. Denn er war der erste Präsident der „Deutschen 
Gesellschaft zum Studium Rußlands“, wie der Name unserer Ge- 
sellschaft zuerst lautete. 

Gleich am Anfang ihrer Begründung, in den ersten Monaten 
1913, wurde er dafür interessiert und nahm das ihm ange- 
tragene Amt des Präsidenten der Gesellschaft an. Er hat es mit 
lebhaftem Interesse wahrgenommen, mehrfach unsere Sitzungen 
geleitet und blieb auch dabei, als der Krieg die Voraussetzungen 
und Lebensbedingungen einer solchen Gesellschaft in Frage zu 
stellen schien. Im Jahre 1917 setzte er sich mit dem engsten 
Kreise unserer Gesellschaft dafür ein, daß diese nicht nur weiter- 
bestünde, sondern ihre Tätigkeit noch erweitere und verstärke. 
Nach Kriegsausgang nahm ihn die Veränderung der ganzen Lage 
und vor allem die Arbeit für seine Heimatprovinz Schlesien, der 
er sich mit voller Hingabe widmete, so in Anspruch, daft er im 
Jahre 1919 von seinem Posten als Präsident unserer Gesellschaft 
zurücktrat. 

Darüber sind dann auch, da er immer seltener nach Berlin 
kam, die Fäden zwischen uns und ihm schwächer geworden. Aber 
wir vergessen seine Tätigkeit nicht, und wir gedenken auch auf 
unserem Sondergebiete hier mit Dank der Mitarbeit und ver- 
ständnisvollen Unterstützung eines Mannes, dessen Tod im 
höchsten Alter uns wieder in Erinnerung ruft, welch großes Stück 
deutscher, im besonderen preußischer und schlesischer Geschichte 
im Leben des Fürsten Hermann v. Hatzfeldt umschlossen war. 


Der Präsident 
der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas. 


Dr. Curtius. 
Februar 1433. | 253 


„Ossoaviachim.“ 
Die militärische Massenausbildung außerhalb der Roten Armee. 
Von Klaus Mehnert. 


In seiner Rede auf dem Vereinigten Plenum des Zentral- 
komitees und der Zentralkontrollkommission der Partei am 
7. Januar 1933 hat Stalin bei der Bilanz des abgelaufenen ersten 
Fünfjahrplans großen Nachdruck auf die Rolle der Rüstung ge- 
legt und seine Ausführungen in dem Satz zusammengefaßt: ‚As 
Ergebnis der erfolgreichen Erfüllung des Fünfjahrplans ist es 
uns bereits gelungen, die Wehrfähigkeit des Landes auf die not- 
wendige Stufe zu heben.“ Kein Zweifel, daß Stalin mit diesem 
Gesichtspunkt die mancherlei Mißerfolge der ersten Pjatiletka 
seinen Landsleuten verständlich machen wollte. Kein Zweifel 
aber auch, daf diese Worte, die im Augenblick einer neuen japa- 
nischen Offensive in Ostasien ausgesprochen wurden, sehr ent- 
schieden für das Ausland berechnet waren: „Achtung, wir sind 
gerüstet!“ 

Die Frage bleibt, wieweit diese Feststellung berechtigt ist. 
Über zwei sehr wesentliche Faktoren der Wehrfähigkeit des 
Landes, über die Armee und die Rüstungsindustrie, ist die Welt 
recht gut unterrichtet. Aber diese Kenntnis genügt nicht zur 
wirklichen Beurteilung. Im Zeitalter der Totalen Mobil- 
machungen ist — trotz der Mecanisierung des Krieges — 
wichtiger als zu irgendeinem Zeitpunkt Corker kinle der Armee 
ein wehrwilliges und wehrfähiges Volk. 


Bei dem Wesen und der Haltung der Sowjetunion ist es 
selbstverständlich, daß sie die Einstellung des Volkes zu Krieg 
und Wehrfragen nicht einer automatischen Entwicklung über- 
läßt. Sie hat daher eine Riesenorganisation, den Ossoaviachim, 
geschaffen, der unseres Wissens im Ausland bisher im Zu- 
sammenhang noch nicht dargestellt wurde. Eine solche Dar- 
stellung aber — sie wird gegeben auf Grund einer Rußlandreise 
Oktober— November 1932 — ist nicht nur vom wehrpolitischen 
Standpunkt aus interessant, sondern sie gibt von einer neuen 
Seite einen Querschnitt durch die Sowjetunion und damit einen 
Beitrag zu ihrer Erkenntnis überhaupt. 


Einstellung zum Kriege. 


„Der Friede ist nichts als eine Atempause zwischen zwei 
Kriegen“ schrieb der Sekretär des Zentralrats des Ossoaviachim 
vor einem Jahr, und der 1. August 1932 wurde in der Zeitschrift 
„Ossoaviachim“ mit folgenden Sätzen gefeiert: „Die Hauptauf- 

abe der Kampagne zum 1. August ist, den Klassencharakter des 
azifismus als einer bourgeois-politischen Bewegung zu ent- 
hüllen. Der Pazifismus ist nicht nur eine Utopie, sondern 
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geradezu ein direkter Betrug der Werktätigen. Dieser Betrug 
soll dazu dienen, das Proletariat selbst zu entwaffnen, von der 
Entwaffnung seiner Ausbeuter aber abzuhalten und zu ver- 
hindern, daß den werktätigen Massen die Bedeutung einer 
wahren und nicht heuchlerisch-pazifistischen Friedenspolitik 
erklärt wird, wie sie die Sowjetunion anstrebt.“ 

Im Rahmen der Vorbereitungen für den kommenden un- 
ausweichlichen Krieg fällt dem Ossoaviahim eine besondere 
Rolle zu. Es ist nicht seine Aufgabe, eine zweite Armee auf die 
Beine zu stellen, da die Rote Armee zunächst genügt, dem direk- 
ten Angriff gegnerischer Truppen standzuhalten, sondern es ist 
seine wichtigste Pflicht, Etappe und Heimat kriegsreif und 
kriegsbereit zu machen, Wehrwillen und Wehrfähigkeit der 
breiten Massen der Bevölkerung derartig zu steigern, daß — 
wie Eidemann, der höchste Führer des Ossoaviachim, es vor 
kurzem ausführte — „die Sowjetunion im Kriegsfall die Heraus- 
forderung des angreifenden Feindes annehmen und im Namen 
von Millionen antworten kann: Sieg, Sieg und nochmals Sieg!“ 

Die Einstellung zu den Wehrfragen und zu der Möglichkeit 
eines feindlichen Angriffs ist ganz eindeutig. Das berühmte 
Stalinwort: „Wir wollen keinen Fußbreit fremder Erde, aber wir 
werden auch von unserer Erde keinen Zoll abgeben“, und der 
Satz des Kriegskommissars Woroschilow: „Unsere Grenzen sind 
heilig und unverletzlih. Sie sind getränkt mit dem Blut von 
Arbeitern und Bauern, und wir werden niemand, niemals und 
unter keinen Umständen erlauben, sie zu überschreiten“, werden 
immer wieder zitiert und leuchten von unzähligen Transparenten. 
Die Wehrausbildung wird „eine der besten politischen Er- 
ziehungsanstalten der werktätigen Massen“ genannt und eiserne 
Disziplin als unbedingte Voraussetzung für den Erfolg bezeich- 
net. Besonders klar und eindringlich formulierte DEPARA 
kürzlich auf der VII. Konferenz des Komsomol diese Haltung: 
„Der Gedanke der Verteidigung des sozialistischen Vaterlandes 
ist außerordentlich populär in den breitesten Massen unserer 
Sowjetunion. Ohne Übertreibung kann man sagen, daß es kein 
einziges Land mehr gibt und geben kann, in dem trotz des eifri- 
gen Kampfes um die Jugend, wie er von den verschiedensten 
militärischen Organisationen der Bourgeoisie geführt wird, das 
Heer von einem solchen Enthusiasmus, einer solchen Liebe und 
Teilnahme getragen wird, wie sie die Jugend stets und überall 
unserer Roten Armee entgegenbringt. ... Es gibt keinen Zweifel 
daran, daß im Falle eines Angriffs bei uns nur ein Wille, ein 
Gedanke, ein Wunsc sein wird — Sieg!“ 


Bisherige Entwicklung. 


Der Ossoaviachim wurde durch die Zusammenlegung ver- 
schiedener Wehrorganisationen, die ursprünglich unab ängig 
voneinander entstanden waren, geschaffen. er „Dobroljet“ 
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hatte die Aufgabe, Geld zum Bau einer Luftflotte zu sammeln, 
der „Dobrochim“ den Gasschutz zu organisieren, der „OSO“ 
Obschtschestwo sodejstwija Dorn die Verteidigungsfähigkeit 
es Landes allgemein zu heben. Im Januar 1927 erfolgte die 
endgültige Verschmelzung des OSO und des Aviachim, in dem 
sich inzwischen Dobroljet und Dobrochim vereinigt hatten. Der 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu England und die 
damit verbundene Zuspitzung der Lage brachte der Organisation 
einen starken Zulauf. Damals fehlte es ihr aber sowohl an 
Führerkadern als an Ausrüstung, um wirkliche Arbeit zu 
leisten, so daß sie sich zunächst noch auf Demonstrationen, 
Werbemärsche usw. beschränken mußte. Im Frühjahr 1928 wurde 
der Beschluß gefaßt, die Tätigkeit des Ossoaviachim zu inten- 
sivieren, vor allem stärker als bisher die Frauen und die Bauern- 
schaft heranzuziehen und auch an die Verbesserung der mate- 
riellen Basis zu gehen. Der fernöstliche Krieg im Sommer und 
Herbst 1929 brachte einen neuen Aufschwung, die Mitglieder- 
zahlen schnellten in die Höhe, erhebliche Geldmittel wurden 
gesammelt. Entscheidend für die Entwicklung der Organisation 
wurde die Ernennung des bisherigen Chefs der Kriegsakademie, 
Robert Petrowitsh Eidemann, eines der fähigsten Offiziere 
der Roten Armee, an die Spitze des Ossoaviachim, an der früher 
Rykow und Unsclicht gestanden hatten. Eidemann, ein großer, 
blonder, breitschultriger Deutsch-Lette, hat in dem einen Jahr 
seit seiner Berufung durch seine Initiative, sein Organisations- 
talent und nicht zuletzt seine große persönliche Popularität den 
Ossoaviahim um einen gewaltigen Schritt vorwärts gebracht. 
j Die Entwicklung kommt in den folgenden Ziffern zum Aus- 


ruc: 
Die Mitgliederzahl betrug 1.Oktober 1927: 2950000 
1.Oktober 1928: 4000 000 
1.Oktober 1929: 5 100 000 
1.Oktober 1930: 9100000 
1. Oktober 1931: 10500 000 
1. Oktober 1932: 12000000 
Diese Zahlen lassen sich folgendermaßen in ihre sozialen Be- 
standteile auflösen: 


Jahr Arbeiter Bauern Angestellte Lernende Übrige 

1928 1 420 000 1 080 000 1 060 000 320 000 120 000 

1929 1735 000 1 635 000 1 170 000 410 000 150 000 
Kolchosniki Einzelb. 

1932 3900000 3000000 650.000 — 1 500 000 


2 000 000 
(einschl. d. Angestellt.} 

Der Anteil der Frauen ist in ständigem Wachsen be- 
griffen: 1928 betrug en 17,5 %, 1929 20 % und heute 25 %, also 
3 Millionen, allerdings ist damit der Plan, der bis zum 
1. Januar 1933 einen Bestand von 32% Frauen forderte, nicht 
ganz erfüllt worden. Am höchsten ist der Prozentsatz der Frauen 
im Uralgebiet und im europäischen Nord- und Zentralrufland. 
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Von der Ausbildung unmittelbar erfaßt sind 400000 Frauen 
gegen 100000 vor 4 Jahren. 

Am 1. Oktober 1929 waren 17 % der Mitglieder Kom- 
somolzen (Jungkommunisten) und 16 % in der Partei. Für 
spätere Jahre sind diese Zahlen nicht mehr veröffentlicht worden. 

och ist anzunehmen, daß demnächst neue Ziffern bekannt ge- 
geben werden, da gegenwärtig eine Durchzählung der Mitglieder 
urchgeführt wird. 


Organisation. 


Ebenso wie die Partei und der Komsomol soll auch der 
Össoaviachim als die dritte große, ja seiner Mitgliederzahl nach 
weitaus größte Organisation (die Partei hat zurzeit höchstens 3, 
der Komsomol höchstens 6 Millionen Mitglieder) bis in die letzten 
und fernsten Verzweigungen des sowjetrussischen Volkskörpers 
reichen. Seine Organisation baut sich daher von der kleinsten 
Einheit, der Zelle, in immer weiteren Zusammenfassungen bis 
zum Zentralrat, der den Ossoaviachim des gesamten Bundes- 
gebietes repräsentiert, auf. 

1. Die Zelle (jatschejka). Mitglied des Ossoaviachim kann 
jeder Werktätige über 14 Jahren werden. Eine Altersgrenze 


nach oben besteht nicht. Kinder unter 14 Jahren können in 
den Gruppen der „Jungen Freunde des Össoaviachim“ zu- 
sammengeschlossen werden. Es gibt kaum ein Dorf, eine 


Schule oder Hochschule, kaum eine Maschinen - Traktoren- 
Station, Behörde, Fabrik oder Fabriksabteilung ohne eine 
Zelle des Ossoaviahim. Die Zellen sollen möglichst klein 
bleiben, jedoch nicht unter 10 Mitglieder besitzen. Sobald eine 
Zelle mehr als 30 oder 50 Mitglieder hat, ist man bestrebt, sie in 
zwei Zellen zu teilen. Das Höchste Organ einer Zelle ist die 
Mitgliederversammlung, die mindestens einmal im Vierteljahr 
einberufen werden muß, Sie wählt das Präsidium mit 3 bis 7 Mit- 

liedern auf ein Jahr, das Präsidium wählt den Vorsitzenden, 

en dann gewöhnlich die Mitgliederversammlung bestätigt, und 
tritt alle zehn Tage zusammen. Die laufende Arbeit wird in 
Sektionen aufgeteilt, und zwar in die Sektionen für Organi- 
sation, Massenagitation, Ausbildung, Frauenarbeit, Wirtschaft 
und Finanzen, Kontrolle. Die Leiter der Sektionen werden vom 
Präsidium ernannt und sind für ihre Arbeit persönlich verant- 
wortlich. Die Einteilung in diese Sektionen wiederholt sich auf 
den nächsthöheren Stufen bis hinauf zum Zentralrat. 

2. Der — niedere — Rat (Sowjet). Die Mitgliedsversammlungen 
der Zellen wählen Delegierte, die auf einer gemeinsamen Konfe- 
renz mit Delegierten anderer Zellen einen Rat wählen. Der Rat 
kann entweder von den Zellen einer 2 AN ar Fabrik (Fabrik- 
rat), oder eines größeren Dorfes (Dorfrat), oder einer größeren 
Hochschule usw. gewählt werden. Die Zellen kleinerer Fabriken 
wählen durch ihre Delegierten direkt in den Stadtrat, kleinere 
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Dörfer in den Rayonrat usw. Zum Teil unterstehen auch die 
Fabrikräte noch den Stadt-, die Dorfräte den Rayonräten, sind 
sie aber besonders groß, unmittelbar der nächsthöheren Instanz, 
dem Gebietsrat. Jeder Rat hat ein Plenum aller gewählten 
Ratsmitglieder, das nur von Zeit zu Zeit zusammentritt und da- 
her für die laufende Arbeit ein Präsidium wählt. Das Präsidium 
seinerseits wählt aus sich heraus einen Vorsitzenden, der vom 
Plenum bestätigt wird und dessen Tätigkeit gegebenenfalls von 
angestellten Sekretären, Buchhaltern usw. unterstützt wird, und 
ernennt die Leiter der Sektionen. 

3. Der Gebietsrat wird auf einem Kongreß von Delegierten 
der niederen Räte (Stadt-, Rayon- oder Fabrik-, Dorf-, Hoch- 
schulräte usw.) gewählt. Auch er hat Plenum, Präsidium, Vor- 
sitzenden, Sektionsleiter und Angestellte. 

4. Der Republikrat wird auf einem Kongre der Gebiets- 
delegierten gewählt und verfügt über dieselben Organe; 

5. der Zentralrat der Sowjetunion auf dem Kongref der 
Republiken. Dabei ist der Zentralrat der Gesamtunion und der 
Russischen Teilrepublik identish. Außer Plenum, Präsidium 
und Vorsitzendem (Eidemann) spielen die drei Stellvertreter des 
Vorsitzenden (Belitzkij, Belotzkij, Malinowskij), ferner das vom 
Präsidium aus seinen Mitgliedern gewählte Büro und dessen 
verantwortlicher Sekretär, Posharskij, die Hauptrolle. 

Entsprechend diesem Aufbau und parallel mit ihm gibt es 
auf jeder Stufe von der Zelle bis zum Denizolent Revisions- 
kommissionen, die von der Mitgliederversammlung bzw. 
dem Plenum zur Kontrolle der Arbeit, vor allem der Finanzen, 
gewählt werden. Im allgemeinen sucht man die aktiveren und 
Jüngeren Ossoaviachimzen in die Präsidien und die besonders 
zuverlässigen und vertrauenswürdigen in die Revisionskommis- 
sionen zu schicken. 


Finanzierung und Selbstversorgung. 


Für die Jahre 1924 bis 1929 hat der Ossoaviachim seine Ge- 
samteinnahmen mit 127,5 Millionen Rubel beziffert, und seither 
waren sie in einem ständigen Wachstum begriffen. Dabei legt 
der Ossoaviachim den größten Wert auf die Feststellung, daR er 
vom Staate nicht subsidiert wird und daß sich seine Einnahmen 
in erster Linie aus Mitgliedsbeiträgen, Lotterieeingängen und 
Zahlungen der Gewerkschaften, ferner aus besonderen Werbe- 
kampagnen zusammensetzen. Die Mitgliedsbeiträge 
schwanken je nach Einkommen zwischen 20 Kopeken und 
10 Rubeln im Jahr; Lotterien haben bisher sechs statt- 

efunden, die sechste mit einem Gesamtwert von 50 Millionen 

ubel ist zu 80% durchgeführt, die siebente wird einen Wert 
von 70 Millionen Rubel haben; und die lokalen Organisationen 
der Gewerkschaften zweigen 1,6% ihres Kulturfonds an 
den Ossoaviachim ab. 
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Darüber hinaus sind die unteren Organe bei der Beschaffung 
von Geldmitteln für den Ausbau ihrer Arbeit sehr erfinderisch. 
Auf dem Land spielt die Einrichtung des sogenannten „Wehr- 
Hektar“ (ga oborony) eine große Rolle, wobei die Dorfzelle 
des Ossoaviachim einen oder auch mehrere Hektar Land, das zu 
diesem Zwe&k vom Kollektiv zur Verfügung gestellt wird, in 
freiwilligen Überstunden bestellt und der Ertrag in den Wehr- 
fonds fließt. (Gleichzeitig soll darauf geachtet werden, daß das 
betreffende Stück Land ein Musteracker wird!) 1932 hatten 
Kasakstan 18000 ha, die Ukraine 22000 ha, das Nordkaukasus- 
gebiet 16000 ha, das Zentralschwarzerdegebiet 13000 ha usw. 
als „Wehr-Hektar“ bearbeitet. Der für die ganze Sowjetunion 
aufgestellte Plan, eine halbe Million Wehr-Hektar zu bestellen, 
wurde allerdings bei weitem nicht erfüllt. 

Unter den Ausgaben nehmen Massenarbeit und Propa- 
panda die erste Stelle ein, gefolgt von den Aufwendungen für 

ie Arbeit und Ausrüstung der Gruppen und Schulen, während 
die administrativen Ausgaben lediglich 6 % des Budgets be- 
tragen. Es ist in diesem Zusammenhang erwähnenswert, daf 
von den Hunderttausenden von Funktionären, die in dieser 
12-Millionen-Organisation tätig sind, nur 6000 hauptamtlich be- 
schäftigt und entlohnt a während alle übrigen ihre 
Arbeiten unentgeltlich durchführen. 

Der Zentralrat hat eine Reihe von Einrichtungen geschaffen, 
die den Ossoaviahim möglichst unabhängig machen sollen bei 
der Versorgung mit Material. Abgesehen von der ee un 
zeugfabrik, die vor kurzem bei Moskau errichtet wurde, stel 
der Ossoaviachim in eigenen Werken Gasmasken, Gewehre, 
Fahrräder, Exponate und andere Lehrgegenstände, ja sogar die 
den Uniformen der Roten Armee ähnliche Einheitskleidung, die 
jedes un zu tragen berechtigt ist, her. Er verkauft sie in 
eigenen Geschäften, den sogenannten „Snaby“. Aufer dem 
Zentralrat verfügen auch einige untere Organisationen bis hin- 
unter zum Gebietsrat über eigene Produktionsstätten und Ver- 
kaufsstellen. Der Umsatz betrug schon vor vier Jahren über 
5 Millionen Rubel im Jahr. 


Aufbau der Arbeit. 


Während die Tätigkeit des Ossoaviahim in den ersten 
o recht empirisch und ungleichmäßig war, hat sich in der 
etzten Zeit immer klarer ein gewisses System herausgearbeitet. 
Man kann — vertikal gesehen — von einer Vierteilung der 
Arbeit sprechen. 

1. Die Massenarbeit wendet sich an die breiten Massen 
der Mitglieder. Sie dient aber auch gleichzeitig zur Werbung 
neuer, stellt eine sehr geschickte, typisch bolschewistische Art 
der Propaganda und Massenbeeinflussung dar und besteht aus 
einer entsprechenden Verwertung des Rundfunks, aus der Vor- 
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führung von Kriegsfilmen, aus Märschen und militärisch organi- 
sierten Ausflügen, aus Exkursionen zu Truppenteilen der 
Roten Armee oder Roten Flotte, aus der Demonstration moderner 
Waffen oder Gasmasken in den Arbeitspausen der Betriebe, aus 
der Verbreitung von Plakaten, der Herstellung von Transparen- 
ten, der Beeinflussung der Presse, der Veranstaltung von Werbe- 
abenden und Wettbewerben zwischen einzelnen Ossoaviachim- 
Abteilungen, aus der Einberufung von Konferenzen verwandter 
Organisationen unter Führung des Ossoaviahim. Im wesent- 
lichen wird diese Massenarbeit in kurzen, zwei- bis dreistündigen 
Kursen geleistet, in welchen den Teilnehmern die Anfangs- 
begriffe der Bedienung von Gasmasken, Gewehren oder Hand- 
anan usw. beigebracht werden und die bei den Zuhörern den 

unsch erwecken sollen, sich einer gründlicheren Ausbildung 
zu unterziehen. 


2. Gruppe. Diese gründlichere Ausbildung erhalten sie in 
der Gruppe (krushok), die als Zwischenstation zwischen der 
Masscharbeit und der Ausbildung im Lehrpunkt (utschebnyj 
punkt) dient. Während die Zelle die kleinste und also häufigste 
organisatorische Einheit ist, wird die Gruppe als die verbreitetste 
Ausbildungseinheit benutzt. Dabei werden zwei Arten von 
Gruppen unterschieden: Die Schützengruppen, in denen am 
Kleinkaliber- oder Infanteriegewehr eu gebildet wird, und die 
kriegstechnischen Gruppen, die alle übrigen Zweige der Aus- 
bildung umfassen und ihrerseits wieder in Spezialgruppen 
wie Gasschutz, Chemie, Flugwesen usw. zerfallen. Natur- 
Be sind die Schützengruppen, da sie einfach zu bilden sind, 
esonders verbreitet. Die Brest dinischen Gruppen bemüht 
man sich jeweils der Spezialität des Betriebes oder der Um- 
gebung, in der sie errichtet werden, anzupassen: In den Kosaken- 
stanitzen dominieren die Kavalleriegruppen, auf den Maschinen- 
Traktoren - Stationen werden Tankgruppen gebildet, auf 
Telephonfabriken Nachrichten-, an Werften Marinegruppen. Das 
Ziel ist nicht nur in jedem Betrieb, sondern auch in jeder Schule 
und Hochschule, jeder Behörde, jedem Klub, Wohnheim oder 
Shakt (Wohnkomitee), Gruppen zu organisieren, die ihren 
Mitgliedern in durchschnittlich zehn Instruktionsstunden von je 
150—240 Minuten Dauer die ersten Grundlagen militärischer 
Kenntnisse beibringen. 

3. Lehrpunkt, Lager und Schule. Die nächsthöhere 
Ausbildungsstufe sind im Winter der Lehrpunkt, im Sommer das 
Lager, das im letzten Jahr an Zahl, Organisation und Bedeutung 
sehr zugenommen hat, und als höchste Stufe auch schon eine An- 
zahl von das ganze Jahr hindurch tätigen Schulen, ja sogar Hoch- 
schulen des Ossoaviachim. Diese Institutionen haben einen 
festen Schülerbestand, ausgearbeitete Programme und leisten 
ernsthafte Arbeit, sie bilden zugleich die Mittelpunkte für die 
Arbeit der Gruppen, denen sie bei der Beschaffung von Lehr- 
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material, bei der Ausbildung von Kadern usw. beistehen. Hier- 
her gehören auch die Museen wie das Aerochemische Museum in 
Moskau mit 5000 Exponaten und Hunderttausenden von Be- 
suchern und die Hunderte von Wehrhäusern (doma oborony), die 
von einem oder mehreren besonders aktiven Lehrpunkten zu- 
sammen mit dem Stadt-, Rayon- oder Gebietsrat usw. errichtet 
werden und in denen sich Lehrmaterial, Exponate, Karten und 
Versammlungs- oder Unterrichtsräume befinden. 

4 Rekrutenausbildung vor der Einberufung. Es 
wird als eine besonders wichtige Aufgabe des Ossoaviachim an- 
gesehen, sich aktiv an der Auswahl der Rekruten zu beteiligen, 
ja dafür zu sorgen, daß in Zukunft alle Rekruten mit einer 
genügenden Vorbildung in die Armee eintreten und die Voraus- 
setzung für eine wirkliche militärische Ausbildung mitbringen. 


Ausbildungszweige. 


Während vertikal der Aufbau der Arbeit ein Aufsteigen der 
Össoaviachimzen von den Massenkursen über Gruppe, Lehr- 
punkt, Lager zur Schule und schließlich zur Hochschule vorsieht, 
ist die Ausbildung auf jeder dieser Stufen horizontal in zahl- 
reiche Zweige aufgeteilt. 

. Schützengruppen. Die Beherrschung des Klein- 
kaliber- oder Infanteriegewehrs wird selbstverständlich als der 
wichtigste Zweig militärischer Ausbildung angesehen. Es wird 
dabei häufig die Formel gebraucht, daR die Mechanisierung des 
Krieges die Bedeutung des Schützen keineswegs vermindert, 
sondern im Gegenteil seine Aufgaben verfeinert und erschwert 


e. 

Seit 1929 ist die gesamte Schiefausbildung außerhalb der 
Roten Armee im OÖssoaviachim vereinigt. Schon 1930 bestanden 
über 15000 Schützengruppen, über 4000 Schiefßstände und eine 
Anzahl zentraler Scharfschützen-Schulen für die Union und die 
einzelnen Bundesrepubliken, an denen Schiefinstruktoren aus- 
Par werden. Die Zahlen haben sich in den 21% oren seit- 

er noch sehr erheblich erhöht. Bei den Veranstaltungen des 
OÖssoaviachim spielt das Wettschießen einzelner Leute oder 
Gruppen stets eine große Rolle. Es ist auch, wie kaum etwas 
anderes, in der Lage, Wettbewerb und Ehrgeiz zu stacheln. Als 
Anreiz ist vor einiger Zeit, ähnlich dem deutschen Sport- 
abzeichen, das „Zeichen des Woroschilow-Schützen“ für besondere 
Leistungen eingeführt worden. 

Kriegstechnische Gruppen, die in folgende 
Unterabteilungen zerfallen: 

1. Gasschutz. Auf diesem Gebiet hat der Ossoaviachim die brei- 
teste Massenwirkung. Bis zum 1. November 1932 waren 3 Millionen 
Menschen durch sechsstündige Gasschutzkurse erfaßt, davon 
1,3 Millionen Frauen. Allein 1932 wurden 1! Millionen Gas- 
masken unter der Bevölkerung abgesetzt. Neuerdings ist man 
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sogar an die Herstellung von Kindergasmasken gegangen. Die 
Propaganda ist außerordentlich rege, sechs Gasschutzfilme 
laufen in der Sowjetunion, 30 Serien von Diapositiven unter- 
stützen die Werbeveranstaltungen, Ausstellungen zeigen die 
Folgen der Kampfgase auf ungeschützte Menschen, der Rund- 
funk weist immer wieder auf die Gefahren des Gasangriffs hin. 
Die drei Buchstaben PWO (protivwosduschnaja oborona), die 
die Gasschutztätigkeit bezeichnen, spielen im öffentlichen Leben 
eine große Rolle. Besonders erfolgreih war ein im Frühjahr 
1932 in Moskau durchgeführter PWO-Monat, der gleichzeitig als 
ein Werbemonat für den Ossoaviachim ausgenutzt wurde. In 
diesem einen Monat wurden allein in Moskau 830000 Menschen 
n zehnstündigen PWO-Kursen ausgebildet, darunter 35 % 
rauen. 


Relativ sind in der PWO-Ausbildung von allen Zweigen der 
Ossoaviachim-Arbeit am meisten Frauen tätig. So sind Frauen 
in großer Zahl zu finden in den Betrieben bei der Bildung von 
Degasationskommandos, die in dauernder Bereitschaft sind 
für die Entgasung vergaster Teile des Betriebes, für die Wieder- 
belebung von Opfern eines Gasangriffes, für die sachkundige 
Anlegung gassichkerer Räume. Schon vor einem Jahr waren 
43000 Frauen ständig in Degasationskommandos eingeteilt. Sie 
sind auch dafür ad wenn nicht nur Betriebsarbeiter, 
a. auch häufig die Familienmitglieder eigene Gasmasken 

esitzen. 


Das Ziel dieser intensiven PWO-Ausbildung wird folgender- 
mafßen formuliert: „Die Bevölkerung ist so zu trainieren, daß sie 
in jedem beliebigen Augenblick, organisiert und ohne die ge- 
ringste Panik, Schutzmaßnahmen gegen einen Luftfeind ergreifen 
kann. Das normale Leben des Lande: darf keine Minute unter- 
brohen werden und kein Werktätiger während eines Luft- 
angriffs seinen Posten im Betrieb verlassen.“ 


2. Chemie. Aus der unter militärischen Gesichtspunkten be- 
gonnenen Beschäftigung mit Gasschutz, Chemikalien usw. hat 
sih im Ossoaviachim der Ausbau rein chemischer Arbeiten 
immer stärker entwickelt. Als der Ossoaviahim nach Abbruch 
der Beziehungen mit England eine Geldsammlung unter dem 
Namen „Unsere Antwort an Chamberlain“ durhführte — die 
Bolschewiken sind Meister in der sachlichen Verwertung von 
Gefühlen und Erregungen —, wurde mit einem Teil des Geldes 
ein chemisches Institut errichtet. Heute sind daraus mehrere 
geworden, abgesehen von Hunderten von chemischen Laborato- 
rien, die im ganzen Lande von Ossoaviachim-Gruppen geschaffen 
sind. In immer stärkerem Maße sucht man die zunächst auf 
militärischer Grundlage gewachsenen Energien für die Volks- 
wirtschaft des Landes nutzbar zu machen. Die Chemiegruppen 
des Ossoaviachim werden vor allen Dingen zur Bekämpfung der 
Feldschädlinge, der Ratten, Zieselmäuse, Heuschrecken usw. eiu- 
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esetzt. Jährlich werden 2—21, Millionen Hektar Land von 
chädlingen gesäubert, gegen 300000 Tonnen Getreide gereinigt 
oder gebeizt, Hunderttausende von Obstbäumen gespritzt und 
2 Millionen Kubikmeter Scheunen desinfiziertt. An der Kam- 
pagne des Jahres 1931 waren 42000 ausgebildete und gegen 
300 000 temporäre Mitarbeiter beteiligt. Lebhafte Aufmerksam- 
keit widmen die Chemiegruppen auch der Verwendung des 
Kunstdüngers. 
3. Flugwesen. Die Flugausbildung, zweifellos der populärste 
Zweig der Ossoaviachim-Arbeit, zerfällt in vier Stufen: 


a) Aeromodellieren. Die jüngeren Jahrgänge, vor allem die 
in den Organisationen der „Jungen Freunde des Ossoaviachim“ 
zusammengefaßten Schüler, sollen ihre erste Bekanntschaft mit 
den Problemen der Luftfahrt durch das sogenannte „Aero- 
modellieren“ — wir würden es etwa „Flugbasteln“ übersetzen —, 
also durch den selbständigen Bau von kleinen Flugzeugmodellen 
machen. Es gibt heute schon Tausende von Gruppen, die sich 
damit befassen, 1933 sollen es 5000 mit 75 000 Mitgliedern werden. 
Zu den schon vorhandenen 12 Modell-Laboratorien sollen 20 neue 
treten. Häufige Wettkämpfe spornen zu dem Bau immer lei- 
stungsfähigerer Modelle an. Die besten flogen gegen 300 Meter. 


b) Segelflug. Obgleich der Segelflug selbst für Deutschland 
noch eine sehr junge Kunst ist und nach Rußland noch später ge- 
langte, blickt die Segelfliegerelite der Sowjetunion bereits auf 
sehr erhebliche Leistungen zurück. Bei den letzten allbundlichen 
Wettkämpfen in Koktebel (Krim) wurden eine Reihe beacht- 
licher Rekorde aufgestellt. Der bekannteste russische Segelflieger, 
Stepantschenok, ließ sich die 1600 Kilometer lange Strecke von 
Moskau nach Koktebel in seinem Segelflugzeug von einem 
Motorflugzeug in 19 Stunden 10 Minuten bugsieren, womit er 
den bisherigen amerikanischen Weltrekord um 700 Kilometer 
übertraf, Golowin blieb 14 Stunden 48 Minuten in der Luft, 
Pletkow flog mit einem Passagier 6 Stunden 20 Minuten und 
Golowin ebenfalls mit Passagier 10 Stunden 56 Minuten, wobei 
er eine Höhe von 1435 Meter erreichte, Gawrisch kam 2200 Meter 
hoch, es gelangen eine Reihe von Loopings, und Stepantschenok 
flog dreimal und insgesamt über 3 Minuten mit dem Kopf nach 
unten auf dem Rücken seines Segelflugzeugs. 


Diese Leistungen haben in der gesamten russischen Jugend 
einen sehr lebhaften Widerhall gefunden, und es erscheint durch- 
aus nicht er daß aus den 2000 ausgebildeten Segel- 
fliegern, die es heute in der Sowjetunion gibt, bis zum Jahre 
1937 — das hat sich der Ossoaviachim zur Aufgabe gesetzt — 
200000 geworden sind. Schon heute bestehen einige Dutzend 
Segelflugschulen. Mit besonderem Stolz erfüllt es die Russen, 
dah die von ihnen benutzten Segelflugzeuge ausschließlich von 
russishen Konstrukteuren und aus russishem Material her- 
gestellt sind. Der Ossoaviachim hat vor einiger Zeit in der Nähe 
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von Moskau die erste Segelflugzeugfabrik der Welt gebaut, 
deren Plan für das Jahr 1953 eine Produktion von 2000 Appa- 


raten vorsieht. 


c) Motorflug. Die Segelfliegerei wird nicht nur als ein aus- 
gezeichneter, muskel- und nervenstählender Sport angesehen, 
sondern auch als eine Vorschule des Motorflugs und als ein La- 
boratorium zur Ausarbeitung rationeller Leichtflugzeuge mit 
Motoren. In der Tat sind unter Beteiligung von Ossoaviachimzen 
mehrere neue Modelle in der Sowjetunion entstanden. Der Aus- 
bildung erfahrener und tüchtiger Piloten für Verkehrs- und 
Heeresflugzeuge schenkt die Sowjetunion die größte Aufmerk- 
samkeit. Es Bestehen heute bereits 19 Flugschulen, deren be- 
deutendste sih in Tuschino bei Moskau befindet und speziell 
zur Ausbildung von Fluglehrern dient. Während Lehrer und 
Schüler in Tuschino bisher in Baracken untergebracht waren. 
sind im Herbst eine Anzahl großer Gebäude, darunter ein Wohn- 
heim für 400 Schüler, errichtet worden. In der Regel dauert ein 
Kursus 7 Monate. Während der ersten 5 Monate behalten die 
Flugschüler ihre Berufsarbeit bei und kommen täglich in den 
freien Stunden zum Unterricht, während der beiden letzten 
Monate werden sie von ihren Betrieben beurlaubt und widmen 
sich ununterbrochen ihrer Ausbildung. In manchen Fällen werden 
Flugshüler von vornherein von ihrer Berufstätigkeit befreit, 
dann dauert ihre Ausbildung nur 5 oder 6 Monate. 


d) Luftschiffbau. 1928 machte der ÖOssoaviachim seinen 
ersten Versuch auf dem Gebiete der Luftsciffahrt bei dem Flug 
eines Luftschiffs von Leningrad nach Moskau, aber erst 1931 
wurde die Kampagne zum Bau von Luftsciffen in größerem 
Maßstab, und zwar zum Bau einer Luftschiff-Flotte, die aus 
„Lenin“, „Stalin“, „Bolschewik“, „Prawda“, „Woros&hilow“, 
„Kolchosnik“ und „OÖssoaviachim“ bestehen soll, eröffnet. Der 
Zentralrat hat das Cheftum über den Luftschiffbau übernommen. 
Fünf kleinere Versuchsmaschinen sind bereits gebaut. Eine von 
ihnen, W 2, hat am 1. Januar 1933 eine Havarie erlitten. 


Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den anderen Ausbildungs- 
zweigen — Reiten, Maschinengewehr, Artillerie, Tank, Marine, 
Pioniere, Transport, Nachrichten, Radio, Meldehunde- und Brief- 
taubenzucht —, die jedoch durchweg erheblich kleiner als die 
angeführten sind. Entscheidend ist der Eindruck, der aus allem 
gewonnen wird, daß es der Ossoaviachim keineswegs als seine 
Aufgabe ansieht, allgemein ausgebildete Reservisten zu erziehen, 
den vielmehr in engster Anlehnung an die Spezialität des 
jeweiligen Betriebs und an die Liebhabereien des Mitglieds eine 
möglichst gediegene Fachausbildung zu vermitteln. Manöver, 
Geländeübungen usw. werden grundsätzlich abgelehnt — es sei 
denn für besonders weit vorgebildete Abteilungen —, da man 
sie als „Soldatenspielerei‘ bezeichnet, die lediglich geeignet seien, 
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falsche Vorstellungen über den künftigen Krieg zu erzeugen, 
und die tatsächlich zur Kriegstauglichkeit nichts beitragen. 


Kaderfrage. 


Eidemann selbst hat mit vollem Recht — mit demselben 
Recht, mit dem dieser Satz auf alle Zweige des Lebens in der 
Sowjetunion angewandt werden kann — die Führerfrage, 
nach dem russischen Schlagwort die „Kaderfrage“, als „ent- 
scheidend“ bezeichnet. Das Kaderproblem besteht beim Osso- 
aviachim einmal in der Heranbildung eigener Kader aus den 
Reihen des Ossoaviahim und zum zweiten in der Verwendun 
von Reserveoffizieren der Roten Armee. (Aktive Offiziere sin 
im Ossoaviachim nicht tätig) In der Sowjetunion ist übrigens 
das Wort „Offizier“ streng verpönt und durch „Kommandeur“ 
ersetzt. 

Bei den eigenen Kadern, die in vier durch die Zahl der 
Sterne am Kragen kenntliche Gruppen zerfallen, läßt sich fest- 
stellen, daß ein großer Teil derer, die Lehrpunkte oder Schulen 
absolviert haben, als Instruktoren, sei es bei der Massen-, sei es 
bei der Gruppenarbeit oder schließlich auch wiederum in Lehr- 

unkten und Schulen, tätig ist. Allerdings war bisher die 

ualität der eigenen Instruktoren äußerst ungleichmäßig, und 
man ist daher bemüht, im laufenden Winter sämtliche Unter- 
führer des Ossoaviachim durch Kurse zu erfassen. Für das Jahr 
1933 ist die Ausbildung eigener Kader in verstärktem Maße an- 
gekündigt worden, um die vorhandenen Lücken im Lehrpersonal 
einigermaßen zu schließen und gleichzeitig die als Instruktoren 
im Össoaviachim tätigen Reserveoffiziere zu entlasten. Ebenso 
wie in der Wirtschaft hat man sich mit dem Übel der Fluktuation 
der Kader auseinanderzusetzen. Es kommt häufig vor, daf auf 
Kosten des Ossoaviachim auf einem Fachgebiet ausgebildete 
Führer ihren Posten aus irgendwelchen Gründen verlassen und 
anderwärts ihr Glück suchen. Bisher hatte der Ossoaviachim 
ihnen gegenüber, da ihre Tätigkeit im Ossoaviachim freiwillig 
war, keine Handhabe, sie zur Erfüllung bestimmter Aufgaben 
zu zwingen. Es ist ein Zeichen der Zeit, wenn vor kurzem in 
der Zeitschrift Ossoaviachim gefordert wurde, den Führerbestand 
des Ossoaviachim in derselben Weise den Anordnungen des 
Zentralrates zu unterstellen, wie dies bei Angehörigen der Roten 
Armee ihren vorgesetzten Stellen gegenüber selbstverständlich 
ist. Einige Schulen des Ossoaviachim befinden sich zurzeit in der 
Umstellung zu Hochschulen, die sich vor allem der Ausbildung 
qualifizierter Führer annehmen sollen. 

Solange der le Kaderbestand noch so spärlich ist, spielen 
die Reserveoffiziere der Roten Armee in den Führer- 
stellen des Ossoaviachim, vor allem in den höheren, eine erheb- 
liche Rolle. Zugleich wird der Ossoaviachim als der geeig- 
nete Rahmen zu ihrer Weiterbildung während der Reservezeit 
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angesehen. „Im Kriegsfall hängt die Kampfkraft der Roten 
Armee in hohem Maße davon ab, in welchem Zustand der Re- 
servist in die Armee zurückkehrt.“ Von diesem Wort Eidemanns 
leitet der Ossoaviachim seine Aufgabe her, die Reserveoffiziere. 
was Kenntnisse und Fähigkeiten anbelangt, möglichst auf der 
Höhe des aktiven Öffizierkorps zu erhalten. Die Zellen haben 
die Aufgabe, die in ihrem Bereich lebenden Reserveoffiziere in 
Gruppen zusammenzufassen. Der Unterriht in Form von 
Kursen, Seminaren, Felddienstübungen findet an festgesetzten 
„lagen der Offiziersfortbildung“ statt. Bei der Erteilung des 
Urlaubs sind von den Fabrikleitungen usw. die regelmäßig an 
Fortbildungskursen beteiligten Reservisten zu bevorzugen. 


Im Verlauf des Jahres 1932 haben die Moskauer Stadt- und 
Gebietsräte des Ossoaviachim einen interessanten Versuch zum 
Einsatz der Reservisten zugunsten des ÖOssoaviachim unter- 
nommen. In der Form eines „sozialistischen Auftrags“ wurden 
den Reserveoffizieren eine Anzahl von Aufgaben gestellt, mit 
dem Ziel ihrer engeren Verbindung mit der Arbeit des Osso- 
aviachim und zugleich der Hebung ihrer militärischen Qualifika- 
tionen. Von den fünf Kategorien des sozialistischen Auftrags 
stellte z. B. die dritte folgende Anforderungen: a) Teilnahme an 
der Arbeit eines Lehrpunkts einmal in 10 Tagen, b) Ausbildung 
von mindestens 15 jungen Leuten in der Handhabung von Hand- 
granaten, c) die Behandlung von Wehrfragen in der Wand- 
zeitung des eigenen Betriebes, d) Teilnahme an der Arbeit der 
Ossoaviachim-Zelle mindestens einmal in 10 Tagen, e) Sammlun 
von Geld in den Fonds des Ossoaviachim in Höhe von 100 Rube 
und f) Verkauf von 200 Losen der Ossoaviachim-Lotterie. 


Verbindung mit anderen Organisationen. 


Neben der Verbindung zur Armee bedarf die Verbindung 
zwischen dem Ossoaviachim und dem Komsomol einer beson- 
deren Erwähnung, da der Komsomol als Nachwudhsorganisation 
der Partei eine große Bedeutung für die künftige Entwicklung 
der Sowjetunion besitzt. Eine eigentliche organisatorische Ver- 
bindung zwischen den beiden Verbänden besteht nicht. Ihre 
Beziehungen werden im allgemeinen mit dem Schlagwort, das 
der Sekretär der Moskauer Parteiorganisation, Kaganowitsch, 
geprägt hat, bezeichnet: „Der Komsomol muß das Herz und die 

eele des Ossoaviachim sein.“ In der Tat spielt in der inneren 
Arbeit des Komsomol die Unterstützung des Ossoaviachim eine 
beträchtliche Rolle, zum mindesten wird sie immer wieder ge- 
fordert, allerdings stets mit dem Zusatz, daß die bisherigen Er- 
gebnisse noch äußerst unbefriedigend seien. Auch die Forderung, 
ae Komsomolez solle Mitglied des Ossoaviachim sein, ist noch 
ange nicht erfüllt. In seiner Rede auf der Komsomol-Konferenz 
berichtete FEidemann, daß 1 Million Komsomolzen an den Lehr- 
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unkten des Ossoaviachim eingetragen seien, fügte aber hinzu, 
daß in vielen Fällen nur 25 oder 30 % der nominell Erfaßten 
tatsächlich bis zum Eude der Kurse durchhalten. Als besonders 
drastisches Beispiel führte er den Lenin-Stadtbezirk Moskaus an, 
in dem 8500 Komsomolzen als erfaßt gemeldet wurden, während 
die Kontrolle lediglich die Zahl 950 ergab. Man ist daher zum 
Teil schon dazu übergegangen, Komsomolzen in dem Jahr vor ihrer 
Einberufung obligatorisch im Ossoaviachim und seinen Ausbil- 
dungskursen zusammenzufassen, und mehrfach sind Komsomol- 
zen für besonders unbefriedigende oder gar schädliche Arbeit im 


Ossoaviachim aus dem Komsomol ausgeschlossen worden. 


Da sich der Ossoaviachim naturgemäß besonders auf die 
jüngeren Jahrgänge der Bevölkerung stützt, ist bei ihm, wie auch 
beim Komsomol, die neue Parole, man müsse der Lebensfreude 
der Jugend mehr als bisher Rechnung tragen, häufig zu hören. 
Immer wieder wird seit einigen Monaten „das gesunde Ver- 
genügen und die gesunde Entspannung“ gefordert und vor allen 
Dingen die Musik mehr als bisher gepflegt. Eidemann hat es 
vor kurzem folgendermaßen formuliert: „Wir müssen es so ein- 
richten, daß die Lebensfreude unserer Jugend auch auf den Lehr- 
punkten und Schulen zum Durchbruch kommt. Überall soll die 
gesunde, kraftvolle, lebensfrohe Stimme der Jugend ertönen.“ 


Es bedarf keiner besonderen Erwähnung, daf der Osso- 
aviachim in engster Verbindung mit der Partei steht und als 
eine der zahlreichen Massenorganisationen anzusprechen ist, für 
die es zu den wichtigsten Aufgaben gehört, die Basis der Partei 
im Volk zu verbreitern und ihre Beschlüsse in die Massen zu 
tragen. Das Zentralkomitee der Partei hat die Arbeit im Osso- 
aviachim als Parteiarbeit anerkannt und die Unterorgane der 
Partei angewiesen, Mitglieder zur Arbeit im Ossoaviachim zu 
delegieren bei gleichzeitiger Entlastung von anderen öffentlichen 

ufgaben. Es wird sogar gerügt, daß diese Entlastung oft nicht 
in dem gewünschten Ausmaße eintritt, und dabei deutlich auf die 
Wichtigkeit der Arbeit des Ossoaviachim für die Partei hin- 
gewiesen. 

Es ist selbstverständlich, daß eine militärische Organisation 
wie der Ossoaviachim den (uerverbindungen zu anderen 
Massenorganisationen eine große Bedeutung beizumessen hat. 
Das gilt vor allem gegenüber den Gewerkschaften. Diese 
hatten ursprünglich innerhalb ihrer Verbände eigene Wehrabtei- 
lungen geschaffen, die sie erst nach längeren Auseinander- 
setzungen an den Ossoaviachim abtraten. Im Interesse der Ein- 
heitlichkeit der Ausbildung war das zweifellos notwendig, doch 
haben die damals entstandenen Spannungen noch längere Zeit 
in einer gewissen Uninteressiertheit der Gewerkschaften an den 
Bestrebungen des Ossoaviachim nachgewirkt. Jetzt ist der Kou- 
flikt aus der Welt geschafft und die Gewerkschaften tragen 
finanziell zu den Ausgaben des Ossoaviachim bei. 
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In der letzten Zeit sind die Bestrebungen zu einer Zusammen- 
fassung aller größeren Verbände in den einzelnen Betrieben 
unter der Leitung des Ossoaviachim verstärkt hervorgetreten, 
um die gesamte Agitation einheitlicher als bisher unter den 
beherrschenden Gesichtspunkt der Hebung der Wehrfähigkeit 


zu stellen. 
Verbindung mit der Produktion. 


Vielleicht das typischste Merkmal des Ossoaviachim, das ihn 
am meisten von den Wehrorganisationen anderer Staaten unter- 
scheidet, ist die enge Verbindung zwischen seiner Ausbildungs- 
tätigkeit und der Produktion in dem betreffenden Betrieb, an 
dem die Zelle oder Gruppe des Össoaviachim organisiert ist. 
Erstens sind die Einheiten des Össoaviachim nicht Kompanien, 
Regimenter oder Stürme und Standarten, sondern seine Einheiten 
sind die Betriebe, Werksabteilungen, Kolchosy, Hochschulen usw., 
mit einem Wort die Arbeits- und Produktionsstätten. Jeder 
Össoaviachimez marschiert mit seinen Betriebskameraden, deren 
Wert und Zuverlässigkeit er aus der täglichen Arbeit genau 
kennt. Zweitens wird, wie es schon betont wurde, bei der 
Schaffung von Ausbildungsgruppen die Spezialität jedes Be- 
triebes berüksichtigt und drittens wird auf jede Weise ver- 
sucht, den im Ossoaviachim erzeugten Schwung und Enthusiasmus 
der Produktion des Betriebes dienstbar zu machen. In zahl- 
reichen Werken nennen sich besonders tüctige, aus Osso- 
aviachimzen bestehende Arbeiterbrigaden „Brigaden namens 
OÖssoaviachim“. In Leningrad tragen allein 375 Frauenbrigaden 
diese Bezeichnung. Um den Einfluß des Ossoaviahim auf die 
einzelnen Betriebe noch zu verstärken, wird neuerdings ange- 
strebt, in jedem Monat drei „Wehr-Tage‘“ — und zwar den 5., 13. 
und 23. jedes Monats — einzurichten, an denen der Betrieb völlig 
im Zeichen des Ossoaviachim zu stehen hat. An diesen Tagen 
sollen nicht nur Fortbildungsunterricht der Reserveoffiziere, Aus- 
bildung der Schützen- und anderen Gruppen, Propaganda- 
versammlungen stattfinden, sondern auch Betriebs- und Wand- 
zeitungen auf den künftigen Krieg und die Rolle jedes einzelnen 
im Falle eines Krieges hinweisen, von den Agitproptruppen 
Kriegsstücke aufgeführt und kostenlos Kriegsfilme gezeigt 
werden. 


Propaganda. 

Auf einem Gebiet ist die enge Verbindung zwischen dem 
OÖssoaviachim und den Produktionsstätten besonders auffallend 
und originell, auf dem der Propaganda. Ein Beispiel: Ein Lenin- 
grader Großbetrieb, „Morgenrot“, der besondere Leistungen auf 
dem Gebiete der Össoaviachim-Ausbildung aufzuweisen hatte, be- 
zeichnete sich im letzten Frühjahr als „Festung“ (krepostj 
oborony) und forderte andere Werke auf, mit ihm in der Össo- 
aviachim-Arbeit zu wetteifern. Wie in vielen anderen Fällen, in 
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denen die lokale Anregung eines Betriebes oder einer Gruppe 
von Arbeitern von el Stellen aufgegriffen und in eine 
Losung für das ganze Land umgewandelt wird, setzte sich auch 
hier der Zentralrat sofort für den Gedanken ein und entfesselte 
einen Wettbewerb um den Ehrennamen „Festung“, an dem sich 
heute über 200 Großbetriebe, neuerdings auch Kolchosy, Ma- 
schinen-Traktoren-Stationen, Hochschulen usw. beteiligen. Zur 
Erringung des Ehrentitels wurde die Erfüllung einer Anzahl von 
Forderungen vom Zentralrat zur Bedingung gemacht. Diese 
Forderungen erstreckten sich auf die Breite sowohl als auf die 
Gründlichkeit der Arbeit der Ossoaviachim-Organisationen in 
jedem Betrieb, also auf die Erfassung möglichst großer Massen, 
auf die Qualität der Ausbildung in den einzelnen Zweigen, auf 
die Fortbildung der Reserveoffiziere usw. Auf diese Weise sucht 
man den Ehrgeiz zur Hebung der Leistungen zu mobilisieren. 
Die charakteristischste aber und entscheidende Voraussetzung zur 
Erringung des Namens „Festung“, die an erster Stelle unter den 
12 Bedingungen steht, ist die Erfüllung des Betriebsplans 
zu 100 %. Kein Werk also kann, selbst wenn es auf dem Gebiete 
militärischer Ausbildung das denkbar Beste leistet, den Titel ge- 
winnen, wenn es nicht auch seinen Wochen-, Monats- und Jahres- 
plan der Produktion restlos erfüllt. So werden die Ossoaviachim- 
zen, die sich wirklich für ihre Organisation einsetzen, gleich- 
zeitig zu „Stoßarbeitern“ und zu den stärksten Befürwortern der 
Hebung der Produktivität, so wird der aus der militärischen Aus- 
bildung und aus dem Wehrwillen geborene Enthusiasmus in der 
u en und geschicktesten Weise auf die Räder des Betriebes 
geleitet. 


Wie sich dieser Wettstreit um den Titel „Festung“ aus- 
wirkt, zeigt am deutlichsten das Beispiel des Betriebes 
„Morgenrot“, der folgende Erfolge erzielte: Der Betriebsplan 
wurde zu 160 % erfüllt. In einer Abteilung des Werkes, die sich 
„Abteilung namens Ossoaviachim“ nannte, bestand die gesamte 
Belegschaft zu 100 % aus Mitgliedern des Ossoaviachim, die sämt- 
lich durh PWO-Kurse hindurchgegangen waren und sich an der 
Ausbildung in einzelnen Ossoaviachim-Gruppen beteiligt hatten. 
Kurz darauf gab es unter der 8000 Mann starken Belegschaft des 

esamten Werkes keinen Arbeiter mehr, der nicht Mitglied des 
ssoaviachim war. Die Träger der eigentlichen Arbeit waren 
500 — selbstverständlich unbezahlte — Funktionäre. Von den 
Arbeitern waren insgesamt 8314 Gasmasken gekauft worden, 
z. T. nicht nur für sich, sondern auch für die Familien. Nach 
mehreren Gasschutzübungen wurde ein größerer Alarm durch- 
geführt und in Gasmasken gearbeitet. Kein einziger Arbeiter 
entfernte die Gasmaske, ehe der Befehl dazu gegeben war. 
Lotterielose des Ossoaviachim im Werte von 16000 Rubel wurden 
abgesetzt. Ähnliche Erfolge haben im Kampf um den Titel 
„Festung“ verschiedene andere Werke zu verzeichnen. 
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Sehr erfolgreich sind die Agitationsflüge von Osso- 
aviachim-Geschwadern, vor allem in entlegenere Gebiete, für die 
der Besuch von Flugzeugen ein ungewöhnliches Ereignis dar- 
stellt. Bei solchen Gelegenheiten werden große Massen auf die 
Beine und in Fühlung mit dem Ossoaviachim gebracht. Meist 
dürfen besonders tüchtige Ossoaviachimzen zu kürzeren Flügen 
mit aufsteigen. In den letzten paira haben solche ee ee 
flüge in großem Umfang stattgefunden, Tausende von Landungen 
wurden durchgeführt, Zehntausende von Össoaviachimzen zu 
Freiflügen mitgenommen und Hunderttausende von Menschen in 
den Meetings erfaßt. 


Freilich entspricht es der russischen Natur, daf sehr viele im 
Sturm errungene Positionen nicht mit der notwendigen Stetigkeit 
und Ruhe ausgebaut und oft sogar bald wieder a werden. 
Ich führe als Beispiel die Entwicklung auf dem Traktorenwerk 
in aa an: Im ersten Enthusiasmus des Kampfes um den 
Namen „Festung“ waren im April 1932 80 % der Belegschaft Mit- 
glieder des Ossoaviachim geworden, wurden 280 Ausbildungs- 
gruppen geschaffen, die 2500 Menschen umfaßten. In einem ein- 
zigen Monat wurden in den Mittagspausen 150 Ossoaviachim- 
Aufklärungsvorträge gehalten. Es entstand eine Segelflugschule, 
Scharfschützenkurse und sogar eine Marineabteilung. — Was war 
im August 1932 von dieser Pracht übrig geblieben? Statt 280 
Gruppen arbeiteten 8; die Segelflugschule war verwahrlost und 
hatte ihren Betrieb eingestellt; die Lotterielose waren nur zum 
zehnten Teil des Plans verkauft worden, noch 30 % der Arbeiter 
besaßen die Mitgliedschaft; von 550 Reserveoffizieren, die sich 
unter der Belegschaft des Werkes befanden, waren 8 an den 
Arbeiten des Ossoaviachim beteiligt. Lediglich die Marineabtei- 


lung arbeitete zufriedenstellend. 


Ein düsteres Kapitel sind auch die häufigen Unterschlagun- 
gen. Die Zeitschrift „Ossoaviachim“ veröffentlichte im September 
1932 eine lange Liste übelster Vorkommnisse, nachdem schon im 
August an Hand einiger drastischer Beispiele auf diese Gefahr 
aufmerksam gemacht worden war. 


Presse und Buch. 


Obgleich die gesamte Presse, die zentrale sowohl als auch 
die lokale, bis hinunter zu den kleinsten Werks- oder Dorf- 
zeitungen, ja bis zu den unzähligen Wandzeitungen, die es über- 
all gibt, wo ein paar Menschen sind, den Ossoaviachim in seiner 
Propaganda dauernd unterstützen, hat der Ossoaviachim ein 
breites eigenes Schrifttum geschaffen. Er gibt zehn Zeitschriften 
heraus — die bedeutendsten sind „Ossoaviachim“ (seit 1929) mit 
einer Auflage von 75000, „Das Flugzeug“, „Chemie und Wehr“, 
„Die Hundezucht“ —, ferner 25 Zeitungen und besitzt in zahl- 
reichen Zeitungen, die nicht von ihm herausgegeben werden, 


270 


regelmäßige Spalten. Im September erließen auf einem Kongreß 
in Minsk 500 Redakteure einen Aufruf, in dem es hieß, daß die 
Verbreitung des Wehrgedankens die tägliche Aufgabe jeder Zei- 
tung und aller Korrespondenten in Stadt und Land, auf den 
Fabriken und Dörfern sei. Riesig ist die Zahl der vom Osso- 
aviachim herausgegebenen Broshüren mit Ausbildungs- 
programmen, Resolutionen, wichtigen Reden usw. Schon 1929 
waren es 104 Schriften mit einer Auflage von 4,2 Millionen. 


%* 
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Die Darstellung von Aufbau und Arbeit des Ossoaviachim 
zeigt, auch wenn man in Betracht zieht, daß zweifellos viele 
Zahlen aufgebauscht, viele Erfolge von kurzer Dauer und viele 
Fehler unerwähnt sind, eine große Leistung. Die Tatsache, daß 
eine solche Organisation vorhanden ist mit 12 Millionen Mit- 

liedern, von denen einige Millionen in den verschiedensten Ge- 
Biöien des Kriegshandwerks ausgebildet sind, mit Hunderttau- 
senden von streng nach der „Generallinie“ ausgerichteten Akti- 
visten und Zehntausenden zuverlässiger Kader, ist auch für die 
innerpolitische Betrachtung der Sowjetunion von größter Bedeu- 
tung. Für die wehrpolitische Beurteilung aber läßt sich dreier- 
lei feststellen: 


Erstens das rüchaltlose Bekenntnis zur Wehrhaftigkeit. 
Über die Möglichkeit, den künftigen Krieg zu vermeiden, wird 
nicht diskutiert, da sein Ausbruch feststeht. Selbst der Abschluß 
des Nichtangriffspakts mit Frankreich und Polen wird im „Osso- 
aviachim“ folgendermaßen kommentiert: „Der Abschluß von 
Pakten mit diesen Staaten, denen im kommenden Interventions- 
krieg gegen die UdSSR eine außerordentliche Rolle zufällt, be- 
deutet keineswegs, daß die Kräfte, die einen Krieg gegen die 
Länder des Sozialismus vorbereiten, paralysiert sind. Die Gefahr 
von Krieg und Intervention bleibt auch in! Zukunft unmittelbar. 
Den Kampf gegen diese Gefahr dürfen die Werktätigen der 

anzen Welt keinen Augenblick einschränken.“ „Pazifist‘ ist ein 
Sdiumpfwork das mit derselben Verachtung ausgesprochen wird 
wie Saboteur oder Verräter. 


Zweitens die enge Verbindung zwischen der Arbeit des 
Ossoaviachim und der Produktion mit ihren ständigen, die Wehr- 
tätigkeit und die Leistung im Betrieb gleichermaßen befrud- 
tenden Wechselwirkung, wie sie am stärksten in der Umwand- 
lung von Fabriken, Maschinen-Traktoren-Stationen und Kolchosy 
in „Festungen“ zum Ausdruck kommt und die das Wesen des 
russischen Sozialismus, der von Anfang an militant war, geradezu 
militärisch macht. 

Drittens die Zusammenfassung des ganzen Volkes in 
einer einzigen Wehrorganisation aller Werktätigen. Die in den 
letzten ein, zwei Jahren begonnene Differenzierung der russischen 
Bevölkerung wird in der Sowjetunion gar nicht geleugnet, um so 
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weniger als sie sich im Gegensatz zu der übrigen Welt nicht auf 
das Eigentum gründet; aber hier im Dead ist durch eine 
neue Wirtschaftsordnung ein Stück klassenloser Gesellschaft in 
Erziehung zu kriegerischem Geist erreicht, ein Sektor des Lebens 
geschaffen, in dem Volk und Klasse, Erfüllung der Revolution, 
Aufbau des Sozialismus und Verteidigung der Nation in eins 
verschmelzen. 


Probleme des Kolchoshandels. 
Von Otto Schiller, Moskau. 


Das vergangene Jahr hat der Sowjetunion eine Rekordziffer 
von Agrardekreten gebracht. Es verging kaum eine Woche, in 
der nicht eine neue, die Landwirtschaft betreffende Verordnung 
herausgekommen wäre. Die Gesetzgebungsmascine arbeitete 
so schnell, daß einzelne Dekrete bereits im Laufe des Jahres 
wieder aufgehoben oder wesentlich geändert wurden. 

Aus den Verordnungen des vergangenen Jahres läßt sich das 
für den gegenwärtigen Kurs der bolschewistischen Agrarpolitik 
bestimmende er erkennen, die Kolchose dadurch organi- 
satorisch zu festigen, daß die Kolchosbauern materiell in stär- 
kerem Maße an ihrem Betriebe interessiert werden. Kagano- 
witsch hat der nüchternen Auffassung von der Einstellung des 
Kolchosbauern sehr deutlich Ausdruck gegeben: „Der Bauer ist 
nicht in den Kolchos gegangen im Namen irgendwelcher ab- 
strakter Ideen, sondern um hier alle Vorteile des vergesell- 
schafteten Großbetriebes zu erlangen. Wenn er diese Vorteile 
nicht erlangt, wenn er sieht, daß der Einzelbauer mehr verdient. 
wird er aus dem Kolchos austreten.“ 

Das wirtschaftliche Ergebnis des Jahres 191 war für die 
meisten Kolchose sehr ungünstig ausgefallen. Die schlechte 
Ernte, die hohe Getreideauflage, die roßen Anforderungen der 
Kontrahierungsverträge über die Ablieferung landwirtschaft- 
licher Produkte, die übertriebene Bau- und Investierungstätigkeit. 
bedeutende Aufwendungen für soziale und gesellschaftliche 
Zwecke usw. hatten bewirkt, da den Kolchosbauern von den 
ohnehin recht dürftigen Wirtschaftsergebnissen des Jahres 1931 
nur wenig zugute kam. 

Die durchscnittlihe Bewertung der „Arbeitseinheit“ 
schwankte nach offiziellen Angaben in den einzelnen Gebieten 
der Sowjetunion zwischen 36 (Uralgebiet) und 120 Kopeken 
(Krim), d. h. der Koldhosbauer wird im großen Durchschnitt für 
die gesamte Jahresarbeit im Kolchos nicht mehr als 100 bis 
150 Rubel verdient haben. Bei der gänzlich unzureichenden Be- 
lieferung der Dorfkooperative mit preisnormierten Industrie- 
waren und den hohen Preisen des freien Marktes ist das sehr 
wenig. In vielen Kolchosen wurde überhaupt kein Geld aus- 
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gezahlt. Auch die Belieferung mit Naturalien war im großen 
und ganzen sehr knapp und reichte vielfach zur Ernährung nicht 
aus. Obwohl in den Koldioscen durch Bildung eines besonderen 
Fonds für kinderreiche Familien gesorgt werden soll, waren 
diese während der Ernährungskrise des Winters und Frühjahrs 
in einer besonders bedrängten Lage. Es wurde als Härte emp- 
funden, daß man im Kolchos bei der Umteilung nach geleisteten 
Arbeitseinheiten für die Familienangehörigen keinen Natural- 
anteil erhält, wie das bei der Versorgung der Industriearbeiter 
durch das Kartensystem bisher der Fall war. 


Die schlechte Ernte des Jahres 1931 und die damit in vielen 
Gebieten verbundenen Ernährungsschwierigkeiten trafen die 
Kolchose in einem besonders ungünstigen Augenblick. Sie waren 
erst im Anfang ihrer Arbeit und organisatorisch noch nicht ge- 
f Der Kolchosbauer wurde durch das magere Wirtschafts- 
ergebnis des Jahres 1931 schwer enttäuscht. Statt sich in der 
Bauernschaft zu verankern, verlor der Kollektivgedanke wäh- 
rend der Ernährungskrise des letzten Winters und Frühjahrs 
zweifellos stark an Boden. Die Mißstimmung großer Teile der 
Bauernschaft und die durch die mangelhafte Ernährung nach- 
lassenden Arbeitsleistungen von Mensch und Tier minderten die 
Aussichten für die neue Ernte. Die Wanderbewegung der Kol- 
chosbauern, die sog. „Lohngängerei“ (otchodnitschestwo) nahm 
unorganisierte und produktionsschädigende Formen an. 


Das war die Situation, der die Sowjetregierung im Früh- 
jahr 1932 gegenüberstand. Maßnahmen zur Besserung der 
materiellen Lage der Kolcdhosbauern waren dringend erforder- 
lich. Die wichtigste dieser Maßnahmen war die allgemeine Her- 
absetzung der staatlichen Aufbringungskontingente für Getreide 
und andere landwirtschaftliche Produkte und die Einführung des 
freien Kolchoshandels. 


Der Kolchoshandel an sich ist keine neue Erscheinung. Be- 
reits im vorhergehenden Jahre hatte man sich um die Entwick- 
lung des Sowjet- und Kolchoshandels bemüht. Im Oktober 1931 
wurden von dem Plenum des Zentralkomitees der Partei ge- 
nauere Richtlinien für den Kolchoshandel ausgearbeitet. ie 
einzelnen Kolchose bzw. Kolchosverbände sollten in den Städten 
oder in Fabriken, mit denen sie im Vertragsverhältnis stehen. 
Läden aufmachen und dort ihre Produkte absetzen. Dieser 
Handel sollte sich aber streng in dem gegebenen zwangswirt- 
schaftlichen Rahmen halten. Es durfte nur zu den staatlich nor- 
mierten Preisen verkauft werden (zu Kooperativpreisen, in Aus- 
nahmefällen zu „mittleren Kommerzpreisen“). Teilweise über- 
nahmen die Kolchosläden die Rolle der betreffenden Waren- 
verteiler und gaben ihre Produkte nur auf Karten an die be- 
zugsberechtigten Arbeiter ab. In dem Handelssystem a se 
1931 war nur eine Lücke, durch die auch der offizielle Handel 
an die sich immer weiter von den staatlichen Normen entfernen- 
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den Preise des freien Marktes ungefähren Anschluß fand: näm- 
lih die in einigen Städten im vorigen Herbst errichteten sog. 
Kommerzläden der Viehzucttrusts, in denen Fleisch, Butter, 
Eier usw. zu sehr hohen — allerdings normierten — Kommerz- 
Pe abgesetzt wurden. Aber auch diese staatlichen Läden 
urften nur in beschränkter Anzahl und nur mit besonderer Ge- 
nehmigung der Zentralstellen aufgemacht werden. Die Kom- 
merzläden, denen es sehr bald an Produkten zu fehlen begann, 
aben keine größere Bedeutung erlangt und sind in diesem 
ahre in das neu organisierte System des Sowchos- und Kolchos- 
andels aufgegangen. 


Das ponani Neue an den Bestimmungen dieses Frühjahrs 
ist die offizielle Anerkennung des freien Marktpreises, der nach 
alt hergebrachten Gesetzen durch Angebot und Nachfrage be- 
stimmt wird. Das war der erste Schritt zur Lockerung der 
Zwangswirtschaft, die man kurz nach Beginn des ersten Fünf- 
jahrplanes in Form der zentralisierten Warenversorgung, der 

reisnormierung und des Kartensystems eingeführt hatte. Da- 
mals ist von führenden Sowjetwirtschaftlern die Ansicht ver- 
treten worden, daß das Kartensystem nicht den Mangel an Nah- 
rungsmitteln und Gebrauchsgegenständen dokumentiere, sondern 
ein notwendiger Bestandteil des gegenwärtigen Stadiums der 
Planwirtschaft sei und als solcher noch sehr lange bestehen 
würde — ganz unabhängig von der Entwicklung der Güter- 
produktion. In den ersten Jahren der Zwangswirtschaft 
schrumpfte der freie Handel immer mehr zusammen. Wohl 
wurde noch hier und da, z. B. an den Bahnstationen, mit Lebens- 
mitteln und auf den Basaren mit — meist gebrauchten — Ge- 
brauchsgegenständen gehandelt, und zwar zu Preisen, die sich 
unreguliert in einer aufsteigenden Linie entwickelten. Aber 
dieser Handel, an dem sich auch die Bauern beteiligten, genoß 
keine staatliche Förderung. Die Handeltreibenden mußten 
jederzeit gewärtig sein, durch übermäßige Steuern oder andere 
administrative Maßnahmen wirtschaftlich erledigt zu werden. Der 
freie Handel war, wenn auch geduldet, so doch mehr oder 
weniger illegal. Im Jahre 1930 war er so weit zusammen- 
geschrumpft, daß es in der Provinz fast unmöglich war, für Geld 
über die durch die zentralisierte Warenversorgung festgelegten 
Normen hinaus eine Änlagemöglichkeit zu finden. Es schien die 
Zeit gekommen zu sein, in der das Geld allmählich seine Be- 
deutung verliert. 


Erst die zunehmende Knappheit an Lebensmitteln und Ge- 
brauchsgegenständen und die immer mehr zutage tretende Un- 
zulänglichkeit des staatlichen Versorgungsapparates liefen den 
freien Handel wieder eine größere Bedeutung gewinnen, bis man 
sih im Frühjahr 1932 entschloß, eine neue Form des Kolchos- 
handels einzuführen. Gleichzeitig sollten auch die anderen Arten 
des neuen „Sowjethandels“, d. h. des Warenumschlags von staat- 
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lichen oder kollektiven Betrieben auf der Grundlage von Ver- 
trägen (dezentralisierte Warenversorgung) oder freier Handels- 
operationen gefördert werden. Im Gegensatz zu dem Handel 
der NEP-Periode soll der Sowjethandel nicht von privaten 
Händlern betrieben werden, sondern einen Warenaustausch 
zwischen sozialistischen Betrieben darstellen. Nur der Bauer 
darf als Privatverkäufer die von ihm produzierten Lebensmittel 
direkt an den Konsumenten absetzen. 


Der Kolchoshandel ist vorläufig noch sehr unorganisiert und 
entspricht durchaus nicht dem, was sich die Regierung unter dem 
„neuen Handel“ vorgestellt hat. Nur vereinzelt findet man bis- 
her einigermaßen ausreichende Verkaufsstände einzelner Kol- 
chose, während sich im übrigen der Handel von Hand zu Hand 
in einer sehr primitiven und hygienisch nicht einwandfreien 
Weise vollzieht. Sehr nachteilig macht sich dabei das Fehlen 
von sachkundigen Leuten bemerkbar, die etwas vom Handel ver- 
stehen. Es ist das größte Bestreben der Sowjetorgane, alle 
früheren Händler, Spekulanten, Wiederverkäufer usw. von dem 
Kolchoshandel fernzuhalten, ohne daß dies jedoch in vollem Um- 
fange gelingt. Die Kolchose sollen unter ihren Mitgliedern ge- 
eignete Personen auswählen, die mit den Funktionen des Kol- 
choshandels betraut werden, in keinem Falle jedoch frühere 
Händler oder Kulaken, die sich ihnen als „Spezialisten“ anbieten, 
damit beauftragen. 

Auf die Dauer ist ein Handel ohne Handelsapparat nicht 
denkbar. Es erweist sich jetzt als ein großer Nachteil, daß man 
vor etwa zwei Jahren das früher sehr entwickelte landwirtschaft- 
liche Genossenschaftswesen liquidiert hat. Man hielt es für 
überflüssig, weil mit der fortschreitenden Kollektivierung alle 
produktivgenossenschaftlichen Funktionen auf die Kolchose über- 
gingen und für eine genossenschaftliche Organisation von Bezug 
und Absatz beim Ausbau der Zwangswirtschaft kein Raum war. 
vet zeigt es sich, daf man den Genossenschaftsapparat für die 

ntwicklung des Handels sowohl der einzelnen Kolcose als au 

der einzelnen Kolchosmitglieder und Einzelbauern sehr wohl ge- 
brauchen könnte. Man hilft sich einstweilen damit, daß man 
den ländlichen Konsumvereinen (Kooperativen) auch die Absatz- 
funktionen und die Mitwirkung am Kolchoshandel überträgt, 
ohne daß diese jedoch für diese Aufgaben genügend eingerichtet 
und qualifiziert wären. Die „Kaderfrage“ ist auch für die Ent- 
wicklung des Kolchoshandels von prober Bedeutung, jedoch 
wegen es Fehlens geeigneter Kräfte besonders schwierig zu 
Ösen. 

Der eon Nachteil für die Entwicklung des Kolchoshandels 
ist die Tatsache, daß zu wenig Agrarprodukte zur Verfügung 
stehen. Die Agrarproduktion ist in den letzten beiden Jahren 
in den wichtigsten Zweigen der Landwirtschaft erheblich zurück- 
gegangen. Die Getreideproduktion erreicht nach dem scharfen 
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Absinken im Jahre 1931 (um 13 Mill. t oder 16 %) auch in diesem 
Jahre bei weitem nicht den Stand von 1930 — trotz der in- 
zwischen eingetretenen Bevölkerungsvermehrung. Der Vieh- 
bestand ist in den letzten Jahren so katastrophal zusammen- 
ee daß die Produktion von tierischen Erzeugnissen. 
ie noch 1928 den gleichen Wert darstellte wie die gesamte Pro- 
duktion der Schwerindustrie, auf etwa die Hälfte ihres früheren 
Umfanges zurückgegangen sein dürfte. 

Der Handel mit Getreide soll erst nah dem Abschluß der 
Getreidebereitstellungskampagne, d. h. nach dem 15. Januar 1933 
beginnen. Infolge des in diesem Jahre besonders ungünstigen 
Verlaufes der Getreidebereitstellung wurde jedoch im saember 
verfügt, daß auch nach diesem Termin in denjenigen Gebieten. 
die ihren Plan nicht erfüllt haben, der Getreidehandel verboten 
bleibt. Für den Handel mit tierischen Produkten fehlt es an ge- 
nügenden Warenmengen. Im Herbst standen wenigstens Ge- 
müse und Obst zur Verfügung, die in dieser Zeit die Kolchos- 
märkte beherrschten. Seit dem Beginn des Winters sind die 
Märkte jedoch schwach beschickt. 


Der Mangel an Agrarprodukten hat die als Folge der Frei- 
gabe des Handels erwartete Preissenkung verhindert. Wohl 
trat vorübergehend auf einzelnen Märkten bei verstärktem An- 
ebot eine Senkung der Preise ein, im großen und ganzen aber 
onnte die Preissteigerung durch die Förderung des Kolcos- 
handels nicht aufgehalten werden. Dazu kommt, daß es auch 
in starkem Umfange an Industriewaren fehlt. Nur wenn der 
Bauer die Möglichkeit hat, zu einigermaßen erträglichen Prei- 
sen den Erlös seines Handels in Industriewaren anzulegen, wird 
er geneigt sein, zu entsprechend niedrigen Preisen zu verkaufen. 
Ist er jedoch mit seinem Bedarf auf den Kauf von gebrauchten 
Gegenständen, die auf den Basaren von Privatpersonen feilge- 
boten werden, angewiesen, so muß er sich den hohen Preisen 
anpassen, die dort von ihm gefordert werden. 

Mit der Einführung des Kolchoshandels ist in der Sowjet- 
union ein merkwürdiger und auf die Dauer wohl unhaltbarer 
Zustand entstanden. Es bestehen drei Systeme mit um ein Viel- 
faches voneinander abweichenden Preisen nebeneinander: Die 
zentralisierte Warenversorgung, die einen im allgemeinen sin- 
kenden Anteil des Bevölkerungskonsums zu den niedrigen 
Staatspreisen deckt; die dezentralisierte Warenversorgung mit 
nicht normierten, aber durch „Konventionsbüros“ vertraglich ge- 
bundenen und staatlich beeinflußten Preisen und der Basar- 
handel, d. h. der direkte Verkauf an den Konsumenten zu freien 
Marktpreisen. die aber auch je nach der Gegend und den zu- 
fälligen Marktverhältnissen sehr verschieden sind. 

ieser Zustand hat nicht nur für den Konsumenten, der 
keinen Überblick mehr über die weitere Gestaltung der Lebens- 
haltungskosten besitzt, ganz unklare Verhältnisse geschaffen, 
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sondern auch für den landwirtschaftlichen Produzenten, der nicht 
überblicken kann, welchen Teil seiner Produktion er auf den 
freien Markt bringen kann und was er dort für Preise erzielen 
wird. Nach der bisherigen Handhabung wird durch die Auf- 
bringungspläne und die Kontrahierungsverträge festgelegt, wel- 
chen Teil seiner Produktion jeder einzelne Fandwirtschaftliche 
Betrieb an den Staat zu festen Preisen abzuliefern hat. Diese 
Ablieferungskontingente stehen aber gewöhnlich nicht in einem 
festen Verhältnis zu den tatsächlich erzielten Wirtschaftserträgen. 
Für die Getreideaufbringung wird schon im Frühjahr das ge- 
samte Aufbringungssoll des Landes zahlenmäßig festgelegt und 
später auf die einzelnen Gebiete verteilt. Von den Gebiets- 
zentren werden dann die Kontingente für die einzelnen Rayons 
ausgearbeitet, die ihrerseits wieder eine Verteilung auf die ein- 
zelnen Betriebe vorzunehmen haben. Hierbei soll zwar auf die 
Besonderheiten jedes Betriebes Rücksicht genommen werden 
(Ernteausfall, Viehbestand, Futterbedarf, Saatbedarf usw.). Da 
aber das Aufbringungssoll für den Rayon festliegt, und eine 
un Ernteschätzung selbst nach den Ergebnissen des Probe- 

rusches sehr schwierig ist, so lassen sich Härten und Unstimmig- 
keiten nicht vermeiden, ganz abgesehen davon, daß die „linken 
Übergriffe“, die in den vergangenen Jahren bei der Getreide- 
aufbringung an der Tagesordnung waren, auch in diesem Jahre 
nicht fehlen. 


Bei der Kontrahierung der übrigen landwirtschaftlichen 
Produkte wird, soweit es sich um Erzeugnisse des Ackerbaues 
handelt, gewöhnlich von einer bestimmten Flächeneinheit aus- 
gegangen, soweit es sich um tierische Produkte handelt, von 
einer bestimmten Bruttomenge und nur bei den kollektiven 
Viehfarmen von einem gewissen Prozentsatz der Bruttoerzeu- 
gung. In diesem Jahre sind die Kontrahierungsverträge mitten 
in der Saison geändert worden. In vielen Fällen bleibt den 
Kolchosen nach der Ablieferung an den Staat und der Deckung 
des eigenen Bedarfs für den Handel nichts übrig. Nach unge- 
fähren Berechnungen waren im Herbst dieses Jahres erst 25 % 
der gesamten Kolchose am Handel beteiligt, in einigen Gebieten 
aber sehr viel weniger, so z. B. in Westsibirien nur 5 %. 


Das bisherige System der Kontrahierung und Aufbringungs- 
pane gibt dem landwirtschaftlichen Betriebe nicht die Möglich- 
eit, auf einen längeren Zeitraum im voraus zu kalkulieren und 
sich konsequent auf den Kolchoshandel einzustellen. Die stimu- 
lierende Wirkung, die man sich von der Einführung des Kolchos- 
handels für die Erweiterung und Verbesserung der Produktion 
versprochen hat, dürfte bisher gering sein. 

Offenbar soll nach den neuesten Direktiven das System der 
un un allmählich ganz abgebaut werden, um damit den 
Kolchoshandel zu beleben. Für die wichtigsten tierischen Pro- 
dukte ist durch die Verordnung über die Fleischabgabe vom 
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September und über die Ablieferung von Mildh und Milchpro- 
es vom Dezember 1932 bereits eine neue Rogo une ge- 
troffen. Weitere Verordnungen über die Produkte des Feld- 
baues dürften folgen. Es wird damit eine im voraus festliegende 
Naturalsteuer eingeführt, nach der ein bestimmter Teil der land- 
wirtschaftlichen Produkte zu festen, und zwar sehr niedrigen 
Preisen an den Staat abgeliefert werden muß, während alle dar- 
über hinausgehenden rshüsse für den Handel zu freien 
Preisen verfügbar werden. Dieses neue System hat den Vor- 
zug, daß es nach den Jahren ständiger Beunruhigung und Drang- 
ne durch häufig übertriebene Ablieferungsforderungen 
des Staates die Ablieferungspfliht der Landwirtschaftsbetriebe 
wenigstens für eine gewisse Zeit zu stabilisieren versucht. und 
damit der Landwirtschaft eine größere Sicherheit vor den Über- 
griffen örtlicher Organe und eine festere Kalkulationsgrundlage 
geboten werden könnte. Dabei ist anzumerken, daf auch diese 
neue Naturalsteuer eine erhebliche Belastung der Landwirtschaft 
darstellt, und voraussichtlich die Gesamtmenge der nach der 
neuen Ordnung abzuliefernden Agrarprodukte nicht geringer, 
sondern eher größer sein wird als bisher. Ob sich dieses neue 
Naturalsteuersystem in der Richtung auswirken kann, daß die 
Bauern zu einer Vergrößerung und Verbesserung ihrer Produk- 
tion angeregt werden, das wird davon abhängen, ob das durch 
die Erfahrungen der letzten Jahre geschwundene Vertrauen der 
Bauernschaft in die Stetigkeit der Agrarpolitik der Sowjetregie- 
rung allmählich wieder hergestellt werden kann. 


Mit der Einführung des Kolchoshandels und der begonnenen 
Aufhebung der Kontrahierung hat die Sowjetregierung den 
ersten Schritt zur Lockerung des zwangswirtschaftlichen Zentra- 
lismus getan, der sich durch seinen übermäßigen Bürokratismus 
als unfähig erwiesen hat, einen geregelten Warenaustausch zwi- 
schen Stadt und Land zu gewährleisten. Zu einer vollständigen 
Aufhebung der zwangswirtschaftlihen Einrichtungen, wie sie 
das Kartensystem und die Preisnormierung darstellen, fehlt es an 
genügenden Warenmengen, die allein imstande wären, die Ge- 
fahren zu bannen, die eine solche Maßnahme für die Währung 
mit sich bringen würde. Durch eine einheitliche Normierung der 
landwirtschaftlichen Ablieferungspflicht sollen die beiden Systeme 
der zentralisierten Warenversorgung und des Kolchoshandels, 
mit ihren um ein Vielfaches voneinander abweichenden Preisen 
fest gegeneinander abgegrenzt werden und fürs erste neben- 
einander fortbestehen. Mit der Zeit soll aber offenbar die zen- 
tralisierte Warenversorgung an Bedeutung verlieren, und der 
Kolchoshandel allmählich zu denjenigen Wirtschaftsformen ent- 
wickelt werden, die schon jetzt in der sog. dezentralisierten 
Warenversorgung in Gestalt von Verträgen und Preiskonven- 
tionen zwischen zwei sozialistischen Betrieben vorhanden sind. 
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Dazu würde eine Wiederherstellung des landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens in neuer Form erforderlich sein. 

Die Besserung der materiellen Lage der Bauernschaft, die 
durch die Einführung des Kolchoshandels und die Normierung 
der Ablieferungsverpflichtungen erstrebt wird, findet in dem 
Mangel an londwirischaftlichen Produkten und Industriewaren 
ihre Begrenzung. Eine grundlegende Besserung auf dem Lande 
ist nur durch eine allmähliche Steigerung der Agrarproduktion 
und eine bessere Versorgung der Landbevölkerung mit Industrie- 
waren zu erreichen. Üm eine arg vernachlässigte Ackerwirt- 
schaft in die Höhe zu bringen, ist jedoch ebenso wie zum Auf- 
bau der Tierzucht eine mehrjährige mühsame Arbeit erforder- 
lich, deren Durchführung eine stetige Agrarpolitik und eine 
Stabilisierung der ländlichen Verhältnisse zur Voransssfzune hat. 


Die philosophisch-politischen Strömungen 
in der russischen Emigration. 
Von Michael Gorlin. 


Einen charakteristischen und bedeutsamen Zug in dem geisti- ` 
gen Leben der russischen Emigration bildet das Auftreten von 
trömungen, die weder lediglich politisch noch lediglich philo- 
sophisch aufgefaßt werden können, sondern in ihrer Totalität nur 
als Verknüpfung von Philosophie und Politik zu verstehen sind. 
Die Weile Bewer hat solche Strömungen noch nicht ge- 
kannt. Das Schwergewicht ihrer politishen Tätigkeit lag auf 
der militärishen Aktion; die Losungen, für die man kämpfte, 
wurden ohne viel Nachdenken aus der vorrevolutionären Zeit 
übernommen. Der Zusammenbruch der militärischen Aktion 
brachte die Wendung. Die Weiße Bewegung wurde zur Emi- 
ration. Die Unmöglichkeit, den Bolshewismus mit dem 
chwert in der Hand niederzuringen, ließ allmählich die Er- 
kenntnis von der Wichtigkeit des Geschehenen aufkommen, 
angesichts derer es angebracht schien, die für die führenden 
Strömungen des 19. Jahrhunderts, die Westler und die Slavo- 
philen, charakteristische Verknüpfung von Politik und Philosophie 
wiederaufzunehmen, um den tiefen Einschnitt in den Schicksalen 
Rußlands, ja vielleicht der Welt, in seiner ganzen Bedeutsamkeit 
zu erfassen. Unter dem Eindruck der gewaltigen historischen 
Ereignisse sah sich der Philosoph gezwungen, sich mit Tagesfragen 
auseinanderzusetzen, fand andererseits der Politiker den Weg 
zur Philosophie; so bildete sich das nachrevolutionäre Bewußtsein 
heraus — dieser Ausdruck ist von der Emigration selbst geprägt 
worden —, welches nicht mehr von den rein politischen Losungen 
der vorrevolutionären Zeit das Heil erwartet, sondern die Dinge 
von einer höheren Warte aus zu betrachten sucht. 
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Die Smjenowjechowzy. 


Der erste Anstoß zu der Bildung solcher neuen Strömungen 
ging im Jahre 1921 von einer Gruppe aus, die in Prag einen 
Sammelband „Smjena Wjech“ („Der Wechsel der Wegzeichen‘) 
herausgab. Die Weltanschauung der Smjenowjechowzy — die- 
sen Namen erhielten die Mitglieder der Gruppe nach dem Titel 
ihres Sammelbandes — läßt sich schlagwortartig als absoluter 
Patriotismus charakterisieren. Nicht irgendeine politische Form 
steht im Mittelpunkt ihres Denkens, sondern Rußland schlecht- 
hin, als ein über alle Parteien erhabenes Ganzes. Aber gerade 
dieser Patriotismus führt sie zu einer Anerkennung des Sowjet- 
staates. Der Zusammenbruch der Weißen Bewegung bringt hier 
eben die entscheidende Wendung. Denn von diesem Augenblick 
an decken sich — so argumentieren die Smjenowjechowzy — die 
Begriffe Sowjetstaat und Rußland. Der seinem Prinzip nach 
internationale Staat verteidigt von nun ab notgedrungen die 
nationalen Interessen: er schützt die Grenzen gegen Finnen, 
Polen, Japaner, er schafft Ordnung im Lande, zerbricht den 
Widerstand anarchistischer Bauerngruppen. Alle Einwände, die 
sich etwa gegen den Sowjetstaat erheben könnten, erledigen die 
Smjenowjechowzy mit einem Argument: Er ist Rußland! „Die 
rote Fahne weht über dem Winterpalais“, schreibt Ustrjalow, 
„wir müssen uns alle fragen: Ist das Winterpalajs durch die 
rote Fahne verunziert oder ist es nicht vielmehr so, daß das 
Winterpalais der roten Fahne Schönheit und Würde verleiht ?').” 
So bekennen sich die Smjenowjechowzy zum Sowjetstaat, als 
zu der gegenwärtigen Form Rußlands. Dieses Bekenntnis schließt 
jedoch keineswegs ein Bekenntnis zum Kommunismus mit ein. 
Die ldeologie des neuen Staates bleibt den Smjenowjechowzy 
völlig fremd. Dadurch erfährt das Grundgefühl ihrer Weltan- 
schauung, der absolute Patriotismus, seine beinahe paradoxale 
Zuspitzung. Zum höchsten Wert wird der Wille der Nation, un- 
abhängig davon, was eigentlich den Inhalt dieses Willens aus- 
ma 


Eine solche Verabsolutierung des Nationalen ohne jegliche 
Bestimmung oder Begrenzung seines Wesens führte mit Nolwen 
digkeit zu der Verabsolutierung seiner greifbarsten Ausdrucks- 
form, nämlich des Staates. Die Smjenowjechowzy werden nicht 
müde, von der Mystik des Staates zu sprechen, und hierin 
fühlen sie sich befugt, zu Gericht über die vorrevolutionäre 
Kulturshicht Rußflands, die Intelligenzija, zu gehen. In dem 
Aufsatz „Der Wechsel der Wegzeichen“, der dem Sammglband 
den Namen gab, beschuldigt Kljutschnikow Vertreter aller Rich- 
{ungen der Intelligenzija eines gemeinsamen organischen Man- 
gels: ihnen allen habe der Sinn für die Mystik des Staates ge- 


1) vgl. Smena Vech, Prag 1921, S. 56, vgl. ferner hierzu N. Ustrjalov: 
„Pod znakom revoljucii” (gesammelte Aufsätze), Charbin 1927. 
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fehlt. Er greift dabei auf den 1909 erschienenen Sammelband 
„Wjeci“ („Die Wegzeichen‘) zurück, in dem Vertreter der idea- 
listischen Richtung zu einer Abkehr von Nihilismus und Maxi- 
malismus und einer Hinwendung zu religiösen Werten riefen. 
Die Mitarbeiter der „Wjeci“ hätten in ihrer Erkenntnis von 
der Schädlichkeit des Maximalismus schon recht, führt Kljut- 
schnikow aus, nur seien sie selbst genau solche Maximalisten, 
wie ihre Gegner gewesen, wenn auch mit umgekehrten Vor- 
zeichen. Ob religiös oder nicht religiös, ob idealistisch oder 
materialistisch, zeichne sich das Denken der gesamten Intelli- 
genzija durch Maximalismus aus, durch eine überspitzte, weit 
über das Praktische hinausgehende Steigerung der Forderungen 
unter völliger Nichtachtung und Unverständnis für die realen 
Bedürfnisse und den Sinn des Staaies. 


Es lag jedoch darin, führt Kljutschnikow weiter aus, eine 
geschichtliche Notwendigkeit: die Revolution war unabwendbar, 
daher hatte die führende Kulturschicht die Aufgabe, sie vorzu- 
bereiten. Nach der Revolution hat sich die Lage völlig ver- 
ändert. Die maximalistischste Gruppe ist zur Herrschaft ge- 
langt, und es erschließt sich jetzt für sie die bis dahin von ihr 
bekämpfte Mystik des Staates: sie fängt an, den Staat zu organi- 
sieren. Die Revolution ist die Selbstüberwindung des Maxima- 
lismus. In Rußland ist der Sinn für den Staat erwacht; die 
Intelligenzija müsse daher ihre Wegzeichen grundsätzlich 
ändern, — schöpferish am großen Ganzen des Staates mit- 
arbeiten. 


Die praktischen Folgerungen, die sich aus diesen Betrachtun- 
gen ergeben, lauten unzweideutig: zurück nach Rußland! Die 
meisten Smjenowjechowzy kehrten auch tatsächlich in der dar- 
auffolgenden Zeit zurück, so daß die Bewegung, etwa zwei Jahre 
nach ihrem Entstehen, sich von selbst auflöste. 


Man hat oft die Ehrlichkeit der Smjenowjechowzy ange- 
zweifelt und sie als einen Versuch, „sich heranzumachen“, glatt- 
weg abgelehnt; mag sein, daß eine große Dosis Opportunismus, 
insbesondere in der späteren Entwicklungsphase, bei ihnen tat- 
sächlich vorhanden war, jedoch ist ihnen im ganzen ehrliches 
Denken nicht abzustreiten. 


Die Eurasier. 


Der begriffliche Ertrag der Smjenow jechowzy ist nicht groß: 
er läßt sich mit Leichtigkeit auf zwei Grundideen zurückführen: 
auf die Anerkennung der Sowjetmacht als einer neuen Entwick- 
lungsphase Rußlands und auf die Verabsolutierung des Staates. 
Jedoch gerade diese beiden Ideen wirkten stark anregend auf 
das Denken der Emigration, und insbesondere die Eurasier haben 
ihnen nicht wenig zu verdanken. 
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Die eurasische Bewegung, wohl die einflufreichste philo- 
sophisch-politishe Strömung der Emigration, entstand ungefähr 
leichzeitig mit den Smjenowjechowzy. Drei junge Denker: 
Ssawizkii. Ssuwtschinskij und Fürst Trubezkoj gaben 1921 den 
ersten eurasischen Sammelband „Ischod k Wostoku“ („Der Exo- 
dus gen Osten“) heraus, auf den zahlreiche Sammelwerke und 
Broschüren folgten. Selbst an einer systematischen Darlegung 
fehlt es nicht: sie ist zweimal, 1925 und 1932, unternommen 
worden?). 


Ihren Ausgang nimmt die Lehre der Eurasier von dem noch 

vor Beginn der Bewegung veröffentlichten Werke eines ihrer Be- 
ründer, des Fürsten Trubezkoj: „Europa und die Menschheit®)“. 
n diesem Werke zieht Fürst a gegen den Begriff einer 
universellen Kultur zu Felde. Es existiert, nach: seiner Auffas- 
sung, keine schlechthin allgemeine, übernationale Kultur, die eine 
absolute Gültigkeit für sich in Anspruch nehmen dürfte, sondern 
es gibt ebensoviel Kulturen, wie es Völker oder Völkergruppen 
gibt. Jede Kultur ist zutiefst mit der sie erzeugenden Gruppe 
verbunden und kann nicht einfach mechanisch übernommen wer- 
den. Da es keinen objektiven Wertmaßstab gibt, sind alle Kul- 
turen an sich gleih. Die angebliche allgemein-menscliche Kul- 
tur, die die romanogermanischen Völker so gerne im Munde 
führen, ist, betrachtet man den Inhalt, der diesen Begriff aus- 
füllt, genauer, nichts anderes als die Kultur dieser romano- 
germanischen Völker selbst, die bei aller Gegensätzlichkeit doch 
eine Einheit bilden. Da alle Kulturen gleichwertig sind, beruht 
die Verabsolutierung der romanogermanischen Kultur, ihre Stem- 
pelung zu der allgemein-menschlichen schlechthin auf einer un- 
geheuerlichen Anmafung und erklärt sich vor allen Dingen dar- 
aus, daß die eroberungsgierigen Romanogermanen ein ideologi- 
sches Mäntelchen für ihre imperialistischen Gelüste brauchen. 
Die nicht-europäischen, die nicht romano-germanischen Völker, 
zu denen Trubezkoj stillschweigend auch die Russen rechnet, 
sind es sich selber schuldig, sich endlich von dem Wahnbilde 
dieser europäischen Kultur, von der Versuchung, sie nachzu- 
ahmen, zu befreien und sich auf ihre eigene Kultur zu besinnen. 


In seiner Schrift nimmt Fürst Trubezkoj in einer etwas ver- 
änderten Form eigentlich die spätslavophilen Gedanken von 


2) Die bedeutendsten eurasischen Sammelwerke sind: Ishod k Vostoku. 
UtverZdenie evrazijcev I, Sofia 1921, Na Putjach. Utverzdenie evrazijcev II, 
Berlin 1922, Evrazijskij Vremennik Bd. III—VI, Berlin, Paris, Prag 1926—1929, 
Tridcatye Gody. UtverzZdenie evrazijcev, VII Paris 1931, in dem letzten 
Werk eine ausführlihe eurasishe Bibliographie, zusammengestellt von 
St. Lubenskij. Die Titel der beiden systematischen Darlegungen lauten: 
Evrazijstvo. Opyt sistematiceskogo izloZenija, Paris 1926, Evrazijstvo. Dekla- 
racija, formulirovka, tezisy, Prag 1932. 


3) vgl. N. S. Trubeckoj: „Evropa i Celovecestvo“ Sofia 1920, deutsch: 
„Europa und die Menschheit“, übersetzt von S. O. Jacobsohn und F. Schlömer. 
Mit einem Vorwort von Otto Hoetzsch, München 1922. 
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Danilewskij wieder auf, nur daß er dem Abendlande nicht die 

Slaven entgegensetzt, sondern den Rahmen weiter spannt und 
egen Europa die ganze Menschheit ausspielt.e Der Kampf der 

Slavophilen gegen den „faulen Westen“ blieb im issen Sinne 

ein Bruderkrieg zwischen europäischen und christlichen Völkern; 
jetzt war der nz zu einer Lehre da, die in Kontinenten den- 
en und Rußland in einen weit über Europa hinausgehenden 

E stellen konnte. Diese Lehre eben schufen die 
urasier. 


Für die Eurasier ist Rußland ein Kontinent, genau so, wie 
Europa oder Asien. Daher legen sie Rufland auch einen „konti- 
nentalen‘“ Namen bei und nennen es Eurasien. Sie werden nicht 
müde. diese geopolitische Lehre auszubauen. Die ganze wissen- 
schaftliche Täti keit Ssawizkijs geht darauf aus, die geographi- 
schen Eigentümlichkeiten Ruftland-Eurasiens zu bestimmen. Er 
glaubt sie vor allem in einem besonderen Rhythmus in der 
Aufeinanderfolge von Tundra, Wald, Steppe und Wüste finden 
zu können; in Eurasien lagern sie sich aufeinander in breiten 
horizontalen Zonen, während in Europa und Asien hier andere 
Gestaltungsprinzipien am Werke sind. Die natürlichen Grenzen 
dieses breitzonigen Gebietes, mithin die natürlichen Grenzen 
Eurasiens fallen, wie Ssawizkij nachweist, mehr oder weniger 
mit den gegenwärtigen Grenzen des Sowjetstaates zusammen’). 


Diese geopolitische Lehre erlaubt es den Eurasiern, die 
Eigentümlichkeit und Eigengesetzlichkeit der russisch-eurasischen 
Kultur noch viel stärker herauszustreichen, als es selbst bei den 
Slavophilen der Fall war. Denn es handelt sich ja jetzt Europa 
gegenüber nicht mehr um die Kultur eines anderen Volksstam- 
mes oder einer anderen Form der Religion, sondern um die 
Kultur eines anderen Kontinentes schlechthin. Die Bindung der 
Russen an die anderen Slaven wird hiermit völlig aufgegeben, 
dafür werden aber alle Völker Rufllands in dieselbe geopolitische 
und — wie die Eurasier denken — mithin auch kulturelle Ein- 
heit einbezogen. 


Läft man sich von diesen Lehren überzeugen, so gelangt man 
zu der Vorstellung, daß Rußland-Eurasien so. recht eigentlich ein 
Kontinent der Mitte ist, ein geographisches Bindeglied zwischen 
Europa und Asien. Daraus ürfte sich die Konsequenz ergeben, 
daß auch die Kultur Eurasiens eine Mittelstellung zwischen den 
Kulturen Europas und Asiens einnehmen sollte. Sieht man jedoch 
die Ausführungen der Eurasier darüber an, so ist dies keineswegs 
der Fall. Von den europäischen Elementen in der russischen 
Kultur wird überhaupt nicht gesprochen, das ganze Schwerge- 
wicht liegt auf den asiatischen. Der Lieblingsheld des eurasischen 
Historikers Wjernadskij ist der heilige Fürst Alexander 


$) vgl. Petr N. Savickij: „Rossija osobyj geografiteskij mir“, Prag 1927 
und „Geografitceskie osobennosti Rossii. T. 1: Rastitel’nost’ i pocvy“, Paris 1927. 
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Njewskij, der gegen den katholischen Westen kämpfte und sich 
dem tatarıschen Östen unterwarf?). 

Einen besonders klaren Ausdruck gewinnen die philasiati- 
schen Tendenzen der Eurasier in der programmatischen Bro- 
schüre: „Das Erbe Tschingiskhans“, dessen Verfasser sich unter 
dem Namen I.R. verbirgt. Vom Kiewer Rußland, führt I. R. aus, 
ist kein Weg zu der russischen Großmact der Gegenwart vor- 
handen. Erst durch die Tatarenherrschaft wird Rufland in 
das große System Eurasiens mithineingezogen. Tschingiskhan 
gründet den ersten eurasischen Staat. Rußland übernimmt 
nur sein Erbe. Im Laufe der .Zeit erstreckt es seine Grenzen 
immer weiter nach Osten, so daf sie in der Gegenwart 
das ganze eurasische Gebiet einschließen. Aber zugleich mit 
dieser äußeren Vollendung der von Tscingiskhan vorgezeid- 
neten Aufgabe wird Rufland ihr innerlich untreu. Mit Peter 
dem Großen wendet es sich von seinen eurasischen Grundsätzen 
ab, um die fremde, europäische Kultur zu übernehmen, eine 
Übernahme, die notwendig oberflählih und schädlich war und 
sich lediglich auf eine dünne Oberschicht erstrecken konnte. 

Von diesem Standpunkte aus gelangt I. R., gelangen die 
Eurasier überhaupt zu einer eigentümlichen Deutung der russi- 
schen Revolution. Sie ist für sie die Vollendung der Selbstauf- 
lösung der europäisierten Oberschicht, die Auflehnung des Volkes 
gegen die „antinationale Monarchie“, mithin der Anfang zu 
einer neuen, wahrhaft volksmäfigen, wahrhaft eurasischen 
Periode der Entwicklung. Die Kommunistische Partei spielt da- 
bei eine ziemlich untergeordnete Rolle; sie ist nichts anderes, 
als das unbewuftte Werkzeug des Volkswillens. Ihr Programm 
ist zwar durchaus zu verwerfen, schon aus dem Grunde, weil es 
fremdes, westeuropäisches Gedankengut enthält, aber ihre histo- 
rische Bedeutsamkeit ist nichtsdestoweniger anzuerkennen. Die 
Sowjetmacht zeigt auch bei allen ihren Fehlern Ansätze eines. 
freilich noch nicht zum Bewußtsein seiner selbst gekommenen, 
eurasischen Denkens, so insbesondere in der Nationalitäten- 
Ve und in der Hinwendung zum Osten. Was kann schon 

arx schaden, wenn überall, an allen Ecken, das turanische 
Element sich Bahn bricht? „Es ist einem so“, ruft I. R. begeistert 
aus, „als ob es über ganz Rußland wieder, wie vor 700 Jahren. 
nach gebranntem Kisjak, nach Pferdeschweif, nach Kamelhaar. 
nach turanischem Nomadenwesen riecht. Und es erhebt sich über 
Rußland der Schatten des großen Tschingiskhan, des Vereinigers 
von Eurasien®).“ 

Wenn dem so ist, so ergibt sich aus der theoretischen Er- 
kenntnis der Sachlage notwendig die praktische Forderung: die 

5) vgl. G. Vernadskij: „Dva podviga Sv. Aleksandra, Nevskogo“ in 
Evrazijskij Vremennik IV, Berlin 1925, vgl. ferner N. S. Trubeckoj: 
„O turanskom elemente v russkoj Kuľture“ ebendort und G. Vernadskij: 


„Natertanie russkoj istorii. Cast’ 1“ 1927. 
e) vgl. I. R.: „Nasledie Cingis-chana“, Berlin 1925 S. 55. 


284 


Kommunistische Partei, die ihre historische Rolle erfüllt hat, 
soll ihren Platz einer neuen Partei abtreten, die auf den Grund- 
lagen des eurasischen Denkens eine wahrhaft eurasische Politik 
aufbauen wird. Die Eurasier erheben diese Forderung und 
schlagen sich selber als Nachfolger der Kommunisten vor. 

s ist selbstverständlich, daß die Eurasier sich diese Über- 
nahme der Macht nicht als eine Restauration, etwa als eine Rück- 
kehr zu der „antinationalen Monarchie“, denken; nach ihrer Auf- 
fassung liegen ja in dem Sowjetstaate schon Keime des eurasi- 
schen ladtes. es gilt hier nur das Richtige vom Falschen zu 
trennen. In seinen staatsrechtlihen und nationalökonomischen 
Arbeiten geht Alexejew an die Lösung dieser Frage”). Als kon- 
kretes Resultat dieser „Trennung“ ergibt sich die Übernahme 
des Systems der Sowjets in seiner reinen Form als ersten Ver- 
suchs einer eigenartigen russischen Demokratie und des födera- 
tiven Prinzips, als desjenigen, der dem eurasischen Staat mit 
seinen zahlreichen Völkern am angemessensten ist. 

Aber die Eurasier übernehmen von den Kommunisten ein 
noch viel wichtigeres politisches Prinzip, das für ihre ganze 
Lehre von entscheidender Bedeutung wird, nämlich das Prinzip 
der Parteidiktatur der „einen und einheitlichen“ Partei, die in 
diesem Falle natürlich die eurasische sein wird. 

Wie erklärt sich diese Übernahme? Fürst Trubezkoj versucht 
eine Antwort darauf zu geben. In einem Aufsatz „Über den 
Aufbau des Staates und die Regierungsform“ stellt er fest, daß 
die Prinzipien, nach denen sich bis jetzt die regierende Schicht 
bildete, nämlich die Aristokratie, das Prinzip der Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten Schicht, und die Demokratie, dem Anscheine 
nach das Prinzip der Volksherrschaft, in Wirklichkeit jedoch ein 
Gemisch aus Plutokratie und Parteipolitik, in der Nachkriegszeit 
durch ein neues Prinzip abgelöst werden, — die Ideokratie, das 
Prinzip der Zugehörigkeit zu einer Idee, der Gemeinsamkeit der 
Weltanschauung. Die Ideokratie kennt keine Klassenzugehörig- 
keit, sie basiert auf den breitesten Volksschichten, sie ist nichts 
anderes als der durch eine organisierte Minderheit ausgedrückte 
Wille der Mehrheit, — des Volksganzen. Daher hat sie auch die 
Berechtigung, ihre Machtbefugnisse so weit wie möglich auszu- 
dehnen und nicht nur den Staat, sondern die ganze Kultur über- 
haupt zu „organisieren“. Die Ideokratie führt notwendig zum 
staatlichen Maximalismus. 

Beispiele einer solchen Ideokratie sieht Trubezkoj im 
Faschismus und Bolschewismus. Nur sind sie noch nicht voll- 
kommen, sind lediglich Ansätze. Die wahre Ideokratie besitzt 
erst die eurasische Bewegung. 

Eine weitere Vertiefung gewinnt dieser Gedanke bei dem 
zu den Eurasiern übergegangenen Religionsphilosophen Karsa- 


? vgl. N. Alekseev: „Sobstvennost’ i socializm“, Paris 1928 und „Na 
putjach k buduščej Rossii“, Paris 1929. 


nz 285 


win, der ihn in eine eigenartige Synthese mit der „Sobornostj“, 
dem Gemeinschaftsideal der Slavophilen, bringt?). 


So erhält die von den Smjenowjechowzy lediglich als solche 
aufgeworfene Verabsolutierung des Staates ihre höchste philo- 
sophische Form im Denken der Eurasier. Sie rundet die Lehre 
zu einem imposanten Ganzen ab, das mutatis mutandis als die 
Ideologie eines russischen Faschismus mit starken metaphysischen 
Tendenzen bezeichnet werden kann. Jedoch ein Zug kommt hin- 
ein, der das Ganze stark verändert; es ist das Religiöse. 


Die Eurasier sind nicht nur Kulturphilosophen und Politiker. 
sondern zugleich auch religiöse Menschen. ie in vielem, so 
sind sie auch darin die Erben der Slavophilen. Wie diese, können 
sie sich nicht genug tun in der Verherrlichung der griechisch- 
orthodoxen Kirche. Sie ist für sie die Grundlage, ja der Haupt- 
inhalt der russischen Kultur und die Aufrichtung des eurasischen 
Staates verbindet sich für sie mit der Idee einer religiösen 
Renaissance. Der ideokratische Staat wird so religiös verklärt. 
wird beinahe zu einem theokratischen. Die Kirche ist, so lehrt 
Karsawin?), an sich heilig und vollendet, jedoch in der empiri- 
schen Wirklichkeit befindet sie sich im ständigen Werden. 
Dieses Werden ist aber nichts anderes als das Hineinwachsen der 
sanzen Kultur, des ganzen Lebens in das religiöse Sein. Die 
endgültige Vollendung, das völlige „Ozerkowlenije“, Kirche- 
werden, bleibt uns hier auf Erden, bis an das Ende der Zeiten, 
versagt, doch muf der Weg dahin beschritten werden, und diesen 
Weg muß natürlich auch der Staat gehen. 


Dennoch ist die Stellung des Religiösen innerhalb des eura- 
sischen Gesamtdenkens eine etwas prekäre. Tschingiskhan war 
Heide und Heiden sind alle turanischen Völker. ie kann die 
Orthodoxie zu der Grundlage einer eurasischen Kultur werden’ 
Die ganze geopolitisch und historisch unterbaute Lehre droht 
durch das religiöse Moment ins Schwanken zu geraten. Die 
Eurasier trachten nach Auswegen. Sie versuchen die eurasische 
Qualität der Orthodoxie nachzuweisen. Aufs schärfste grenzen 
sie sich dabei gegen den protestantisch-katholishen Westen ab; 
zugleich bauen sie eine Brücke von der Orthodoxie zu den 
heidnischen Völkern Rußlands: zu den Tataren und Mongolen. 
Bei aller Verschiedenheit finden sie einen wichtigen Grundzug, 
der beiden gemeinsam ist und sie in einen gemeinsamen Gegen- 
satz zum Westen eint. Ssuwtschinskij war es, der das berühnt 
vn Schlagwort vom „bytowoje ispowjednitschestwo“, von 

em „Bekennen durch den Alltag“ prägte, worunter er das 
Durchdringen der äußeren Lebensformen mit religiösem Gehalt 


8) vgl. N. S. Trubeckoj „O gosudarstvennom stroe i forme pravlenija" 
in Evraziskaja chronika Vypusk VIII, Paris 1927 und L. Karsavin „Osnovy 
politiki“ in Evrazijskij Vremennik V, Paris 1927. 


°) vgl. L. Karsavin: „Cerkov’, ličnost’ i gosudarstvo“, Paris 1927. 


286 


versteht). Die Lehre von dem „Bekennen durch den Alltag“, 
die sich aus dem „Özerkowlenije“, dem „Kirchewerden“ Kar- 
sawins, ohne weiteres ergibt, bildet zweifellos den Zentralnerv 
der eurasischen Religionsphilosophie, jedoch als Vermittlerin 
zwischen Heidentum und Orthodoxie leistet sie nur schlechte 
Dienste. Ähnlichkeiten in der religiösen Lebenshaltung können 
nicht über Grundunterschiede in den Hauptfragen der Religion 
hinwegtäuschen. Deutlich zeigt sich hier im eurasischen Denken 
ein Zwiespalt zwischen seiner Kulturphilosophie und seiner Reli- 
giosität. Dieser Zwiespalt geht tatsächlich noch viel tiefer. Die 
eurasische Lehre leidet an einem Dwualismus ihrer Grund- 
o ien. Sie hat zwei absolute Werte PERE der abso- 
uten Wahrheit der christlichen Religion steht die Lehre von 
der ebenso absoluten Eigenart jeder Kultur schroff entgegen. 
Sind alle Kulturen und mithin auch alle zu diesen Kulturen ge- 
hörende Religionen gleichwertig, wie Trubezkoj es in „Europa 
und die Menschheit‘ behauptet hat, mit welchem Recht kann 
dann die Orthodoxie Anspruch auf absolute Gültigkeit erheben? 
Sie ist die Religion Rufllands, bestenfalls die Religion des eurasi- 
schen Kulturkreises, aber nicht mehr. Ja, sie kann, im Grunde 
enommen, durch jede andere Religion oder religionsähnliche 

wegung ersetzt werden, sofern nur diese aus dem Geiste des 
Volksganzen entstanden ist. Von dieser Relativisierung des 
Religiösen ist eigentlih nur ein Schritt zur Be 
Kommunismus, als des Ausdrucks der gegenwärtigen Welt- 
anschauung Eurasiens. 


Dieser Zwiespalt mußte allmählich zu einer Spaltung inner- 
halb der Bewegung führen: es bildeten sich ein linker und ein 
rechter Flügel heraus, je nach der Einstellung zum Kommunismus 
und nach der Bedeutung, die dem Religiösen zugeschrieben 
wurde. Im Juli 1929 kam es zu einem völligen Zerfall der Be- 
wegung. Der linke Flügel bekannte sih zum Kommunismus, 
der rechte zog sich, trotz zahlreicher Versuche, die Bewegung 
wieder zu organisieren, in der Gestalt seiner Hauptvertreter in 
ie rein wissenschaftliche Tätigkeit zurück, um die geographi- 
schen und historischen Theorien, die von nun an ihrer dynami- 
schen Rolle innerhalb des Ganzen einer philosophisch-politischen 
Strömung beraubt waren, weiter auszubauen. 


Die Jungrussen. 


Die Lehren der Eurasier haben anregend auf das politische 
Denken der Emigration gewirkt, sie sind bis in ihre weitesten 
Schichten gedrungen, freilich verändert, vereinfacht, vulgarisiert. 
Die faschistischen Elemente, die in ihnen enthalten waren, er- 
möglichten es ihnen, sich vor allen Dingen auch der Jugend zu 


10) vgl. P. Suv£äinskij: „L nobytie russkoj religioznosti“ in Evrazijskij 
Vremennik III, Berlin 1923. 
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bemächtigen. So ging von den Eurasiern indirekt auch die Er- 
neuerung des Monaschiomus, der „Neomonarchismus“ der Jung- 
russen, aus. 

Diese Bewegung, die sich erst 1928 gebildet hat, unterscheidet 
sich von allen Bewegungen der Emigration dadurch, 
daß sie, wie es in ihrem Namen auch zum Ausdruck kommt, tat- 
sächlih der Initiative der Jugend ihr Entstehen verdankt. 
Daraus erklärt sich die Schwäce ihrer gedanklichen Konstruk- 
tionen, daraus erklärt sich auch ihr starker Drang zur Aktivität, 
die beide etwas Jungenhaftes an sich haben. 

ie Jungrussen sind keineswegs, wie man etwa erwarten 
könnte, Theoretiker des Monarchismus. Ihre Auffassung weist 
hierin keine bedeutsamen neuen Züge auf und stellt eher eine 
Kombination bekannter Gedankengänge dar; der Monarchismus 
ist ihnen gleichsam unmittelbar als Wahrheit gegeben, bedarf 
daher keiner besonderen Begründung. 

Worauf es für sie ankommt, ist vielmehr die Umformung 
des Monarchismus, seine Anpassung an die gegenwärtige poli- 
tische Situation. Hierin leistet die eurasische Bewegung ihnen 
wertvolle Dienste: ihre politischen Lehren bilden die Grundlage 
zu dem eigentlichen Kern des Neomonarcismus!!). 


Wir sind keine Gegenrevolutionäre, so führt Kasembek, der 
Haupttheoretiker der Jungrussen, aus, wir wollen nicht die Re- 
volution abdrosseln, wir wollen sie nur vertiefen. In den letzten 
ee macht sich in Sowjetrufßland eine neue Tendenz bemerk- 

ar, das nationale Element tritt wieder stärker zutage. Die 
Sowjetjugend bekennt sich immer mehr als russische Jugend. 
Die Revolution, die Rußland eine Zeitlang falsch geleitet hat, 
eht daran, den verbogenen Weg wieder geradezumachen. 
ieses „Gerademachen“ (Wyprjamlenije der Revolution ist 
nichts anderes als ihre Vertiefung zu einer wahrhaft nationalen. 
Es muß letzten Endes zu der Wiedererrichtung der Monarchie. 
als der nationalen Regierungsform, führen. Diese Wieder- 
errichtung ist keineswegs als eine Restauration, als eine Rück- 
kehr zu vorrevolutionären Zuständen zu denken, sondern als 
eine organische Verbindung von Neuem und Altem, die die 
Jungrussen mit dem Schlagwort „Der naturgegebene Zar und 
die freien Sowjets“ zu charakterisieren suchen. Der natur- 
gegebene Zar ist niemand anders als der legitime Erbe des russi- 
schen Thrones, Kyrill, der schon im Jahre 1924 sich, wie es die 
ea ausdrücken, zu seiner historischen Aufgabe bekannt 
at. Das Ziel der Bewegung ist es, diese Lehre des Neo- 
monarchismus in die Massen der Emigration zu tragen, eine 
„jungrussische® Generation zu schaffen, um zur gegebenen 
Stunde, in der sich in Rußland der große Umschwung vollziehen 


1) Die theoretischen Grundgedanken der Jungrussen sind in dem 
Sammelband „K molodoj Rossii“, Paris 1928 enthalten, vgl. insbesondere den 
Aufsatz von A, Kazem-bek: „Neo-monarchizm“, 
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wird, imstande zu sein, die Macht zu übernehmen. Denn die 
neue Monarchie wird, genau wie der eurasische Staat, außer der 
Demokratie der Sowjets, noch eine leitende Minderheit brauchen, 
und diese sollen eben die Jungrussen bilden. 

Der Drang zur Aktivität bringt es mit sich, daß die Jung- 
russen viel geräuschvoller auftreten, als etwa die Eurasier es 
taten: sie bilden eine parteiähnlich organisierte Gruppe, geben 
Flugblätter heraus, in denen sich die Terminologie der Sowjet- 
publizistik in einer seltsamen Weise mit monarchistischen Ge- 
dankengängen verbindet, ein Symbol jener gemeinsamen Sprache, 
die einst die Emigrations- und die Sowjetjugend zu einem jungen 


Rußland schlechthin einen soll. 


Religionsphilosophisch orientierte Strömungen. 


Sämtliche bis jetzt geschilderte Strömungen, Smjenow- 
on ‚ Eurasier, Jungrussen, zeigen — bei aller Verschieden- 
eit und Ungleichwertigkeit — einen gemeinsamen Zug: den 
Primat des staatlichen Prinzips, die mehr oder weniger stark 
hervorgehobene Verabsolutierung des Staates. Im deutlichen 
Gegensatz hierzu stehen die Lehren einer Gruppe von Denkern, 
die zwar keine Bewegung im eigentlichen Sinne, jedoch zweifel- 
los ein größeres, in sich geschlossenes und einheitlich nach außen 
wirkendes Ganzes darstellen: es sind die im Jahre 1922 aus 
Sowjetrußland ausgewiesenen Religionsphilosophen. Was sie 
alle eint, ist der Primat des Religiösen. Erst das Religiöse gibt 
dem Leben Sinn, erst von hier aus eröffnet sich die wahre Er- 
kenntnis von allem Seienden. Die Persönlichkeit existiert nur, 
wenn Gott existiert: ich bin nur, wenn Gott ist. Daher muß 
alles sub specie aeternitatis betrachtet werden. 

In dem einzigen programmähnlichen Dokument dieser 
Gruppe, der redaktionellen Einleitung zu der ersten Nummer 
der Zeitschrift „Der Weg“ („Putj“), die zu dem Hauptorgan der 
russischen Religionsphilosophie der Gegenwart werden sollte, 
wird die Aufgabe der Emigration von diesem höheren Stand- 
punkte aus bestimmt. Die Tatsache der Emigration kann, so 
meinen die Religionsphilosophen, keine zufällige Erscheinung 
sein: in ihr liegt vielmehr ein tiefer Sinn. Die Gesellschaft des 
vorrevolutionären Rußlands war nicht vom christlichen Geiste 
durchdrungen; dieses ermöglichte den Sieg des Bolschewismus, 
der in seinem kriegerischen Atheismus zu einer Verkörperung 
des Antichristentums schlechthin wurde. Der Kampf gegen dieses 
Antichristentum ist Pflicht eines jeden Christen; er kann aber 
nur mit geistigen Waffen geführt werden. Die Antwort des 
Christentums auf die atheistische Revolution muß das Wachsen 
des christlichen Bewuftseins sein. Darin eben liegt die Aufgabe 
der russischen Emigration: die Orthodoxie in sich aufleuchten zu 
lassen. Damit würde sie religiös und zugleich auch patriotisch 
handeln, denn die Errettung Rufßlands kann nur von dem Geiste 
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Christi, nur von der Kirche kommen: die russische Idee ist eine 
religiöse Idee??). 

o wird das Geistige, beinahe das Geistliche, als Mittelpunkt 
ihrer Lehre von den Denkern der Gruppe mit allem Nachdru& 
hervorgehoben. Die Aufgabe der Emigration ist hiermit ein- 
deutig bestimmt: sie liegt in der Besinnung auf das Religiöse. 
Für den Philosophen ergibt sih daraus der dogmatische und 
metaphysishe Ausbau der Orthodoxie als das Gebiet seiner 
Tätigkeit. Dieser Arbeit gilt tatsächlich fast das ganze Denken 
der Gruppe, unter der sich die bedeutendsten Köpfe der vor- 
revolutionären Philosophie idealistischer Observanz, wie Berdja- 
jew, Bulgakow, F se befinden. Die Ergebnisse, zu denen 
sie gelangen, sind von großer Wichtigkeit, können aber im Rah- 
men dieses Aufsatzes nicht untersucht werden. Hier soll ledig- 
lich die Einwirkung dieser religiösen Grundhaltung auf die Ein- 
stellung zu kulturpolitischen Problemen beleuchtet werden. 

Ist der Mängel an christlicher Gesinnung die Ursache der 
russischen Revolution, so folgt daraus mit Notwendigkeit, daß es 
sich hier nicht lediglich um ein Ereignis innerhalb der russischen 
Entwicklung, wie es sich die Eurasier dachten, handelt: da es 
mit dem Christentum zusammenhängt, geht es das ganze Chri- 
sientum an. So zerbricht der Primat des Religiösen die kulturelle 
Absonderung. Das Denken der Religionsphilosophen ist univer- 
salistisch: sie wissen nichts von einer besonderen, eurasischen 
Welt, sie fühlen sich bei aller Verschiedenheit der Dogmen als 
Mitglieder der großen Gemeinschaft der christlichen Völker. 30 
wird für sie die russische Revolution zu einem Glied in der 
Kette der geschichtlichen Ereignisse der Gegenwart: sie wird 
von ihnen nicht so sehr SE national, wie zeitlich, historisch 
aufgefaft, und ihr Sinn erschließt sich als ein deutliches Anzeichen 
für den Anfang einer neuen Periode. 

Am ausführlichsten hat Berdjajew in seiner Schrift „Das neue 
Mittelalter“ diese Gedanken auseinandergesetzt. Die Entwicklung 
der Menschheit tritt, nach seiner Auffassung, in eine neue Phase 
ein. Die Zeit des Humanismus, der eine religiöse, indifferente, auf 
rein menschlichen Werten ruhende Kultur zu schaffen trachtete, 
ist mit ihr zu Ende. Das Gebäude dieser Kultur stürzt zu- 
sammen und hinter ihm offenbart sich in seiner ganzen Kraft 
der durch Zwischenlösungen bis dahin verdunkelte Streit des 
absolut Guten mit dem absolut Bösen. Wieder steht das Reli- 
giöse im Mittelpunkt des Seins, wie im Mittelalter, und doch 
anders: denn es handelt sich jetzt nicht mehr um eine einheit- 
liche, religiös gerichtete Welt, sondern um eine Welt des er- 
bitterten mie zwischen Religiösem und Irreligiösem. „Das 
Reich des Humanismus zerfällt,“ so schreibt Berdjajew, „in den 
antihumanistischen und atheistischen Kommunismus und in die 
Kirche Christi, der es vorbestimmt ist, alles wahrhaft Seiende in 


1) vgl. „Duchovnye zadači russkoj emigracii“ in Put’ Nr, 1 Paris 1%. 
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sih zu sammeln. Die Tragödie des russischen Bolschewismus 
spielt sich nicht in der taghellen Atmosphäre der neuen Ge- 
schichte, sondern in dem nächtlichen Element eines neuen Mittel- 
alters ab. Im russischen Kommunismus kann man den Weg nur 
nach den Sternen suchen.“ 

Der geschichtliche Hintergrund, auf dem die russische Emi- 
gration ihre kulturelle Aufgabe zu erfüllen hat, wird hiermit 
bis ins Apokalyptische hinaus ausgeweitet: die Arbeit an der 
Wiederaufrichtung des religiösen Lebens vollzieht sich in einer 
Atmosphäre des Tragischen. Dieses Tragische aber ist, so lehrt 
Berdjajew, nicht lediglich die Eigenschaft unserer Zeit: es tritt 
in ihr besonders klar in Erscheinung, ist aber an sich der Ge- 
schichte als solcher schlechthin eigentümlih. Es hat seinen 
metaphysischen Grund in der Tragödie Gottes. 

Zurückgreifend auf Jakob Böhme, sieht Berdjajew in Gott 
selber den Kampf zweier Urelemente: des kl Ur des 
und des ewigen Lichtes. Dieser Kampf spiegelt sich in der Ge- 
schichte wider und kann nicht in der Zeit, sondern erst in der 
Ewigkeit überwunden werden. 

iese mystische Auffassung hat für N äußerst 
wichtige politische Konsequenzen. Ist die Geschichte gottgewollt 
arsch so ist es unfromm und unklug, hier auf Erden jemals 
eine vollkommene Gesellschaftsordnung aufbauen zu wollen. Alle 
solhe Versuche sind von vornherein zum Scheitern verurteilt. 
Der Sinn der Geschichte kann keineswegs in der Idee des Fort- 
schrittes liegen; er liegt vielmehr in dem Mysterium der Frei- 
heit, der Freiheit für jeden einzelnen, sich in dem kosmischen 
Kampf des Guten und des Bösen für oder gegen das Gute zu 
entscheiden. In der Hierarchie der geistigen Werte bekommt 
hiermit der Wert der Persönlichkeit gegenüber denjenigen der 
Gesellschaft und des Staates die erste Stelle. 

Von diesem Standpunkt gelangt Berdjajew zu einem er- 
bitterten Kampf gegen die Menarhisten, die von der Wieder- 
herstellung eines religiös begründeten Zarentums träumen. „Das 
Reich Christi ist nicht von dieser Welt, und jedes Reich dieser 
Welt ist daher nicht das Reich Christi“, so könnte man kurz die 
Argumentation Berdjajews fassen. Die Idee eines christlichen 
Staates ist eine pseudo-christliche Idee, Erbteil einer verhängnis- 
vollen Periode der geschichtlichen Entwicklung, die mit Kon- 
stantin dem Großen beginnt und in unserer Zeit zu Ende geht. 
In der nun anhebenden Welt des neuen Mittelalters kehrt das 
Christentum zu der Freiheit der vorkonstantinischen Periode 
zurück. Es löst sich von jedweder Bindung an den Staat, der 
wahrscheinlich immer mehr dem Geiste des Antichrist verfallen 
wird. Es wird dabei an Quantität verlieren, dafür aber an 
Qualität gewinnen, weil es, von allen Sorgen um die Formen des 
Lebens befreit, sich um so intensiver dem Hauptgehalt allen 
Lebens zuwenden kann. 


291 


So führt der Primat des Religiösen bei Berdjajew, wenn 
auch nicht zu einer völligen Leugnung, so doch zu einer starken 
Hintansetzung des Staates, zu einer Art von mystisch fundiertem 
Anarchismus. In seinen Lehren gibt das Denken der Emigration 
die stärkste Entgegnung auf die Verabsolutierung des Staates 
bei den Eurasiern, die Berdjajew ausdrücklich als „utopischen 
Etatismus ablehnt'°). 


Den Weg zu einer vermittelnden Lösung zeigt Frank. In- 
folge der Menschwerdung Christi besteht eine doppelte Be- 
ziehung zwischen Gott und der Kreatur: einerseits lebt Gott in 
uns und wir in ihm, und dieses innere Leben in Gott ist die 
wahre Kirche, andererseits aber verbleibt Gott infolge der 
empirischen Unvollkommenheit der Welt für uns transzendent 
und ordnet uns und die Welt äußerlich durch das Gesetz. Es 
geht ein scharf trennender Scheidungsstrih durch das e 
menschliche Leben und jedes Gebiet wird so in zwei Teile g 
spalten: den weltlichen, der äußerlich ist und nur durch äußere 

rganisation bewältigt werden kann, und den geistlichen, der in 
Freiheit der Gnade Gottes teilhaftig wird und die Kirche im 
weitesten Sinne des Wortes bildet. Nur der äußere Teil fallt in 
das Wirkungsbereich des Staates: der Staat ist nichts anderes 
als die Organisation dieses Teiles, die hiermit auch ihre religiöse 
Sendung hat!?). 


Die politischen Folgerungen, die sich aus dieser Einstellung 
ergeben, sind eher negativer als positiver Natur. Die Kirche, 
das Leben des Geistes, soll vor dem Eindringen des organisatori- 
schen Prinzips der Welt, des Staates, möglichst bewahrt werden. 
So geht die Religiosität eine etwas unerwartete Verbindung mit 
dem Liberalismus ein: gegen Faschismus und Bolschewismus. 
aber auch gegen Smjenowjechowzy, Eurasier und Jungrussen 
verteidigen die Religionsphilosophen das Prinzip der Freiheit 
und verwehren sich auf das schärfste gegen die Einmischung des 
Staates in Dinge der Kultur. 


Ihren Ausdruck finden diese freiheitlichen Lehren weniger 
bei den Religionsphilosophen selber als bei einer Gruppe von 
Denkern, die in engstem Zusammenhang mit ihnen steht und 
unter Anerkennung ihrer Grundprinzipien an eine Lösung der 

olitischen und kulturellen Fragen herangeht. Diese Gruppe 
ildet den idealistishen Flügel der führenden Zeitschrift der 
Emigration „Ssowremennyje Sapiski“; es ist ihr vor kurzem 


13) vgl. hierzu N. Berdjaev: „Novoe srednevekov’e", Berlin 1927, deutsch: 
„Das neue Mittelalter“, Darmstadt 1924, „Smysl istorii“, Berlin 1923, deutsch: 
„Der Sinn der Geschichte“, Darmstadt 1925, „Carstvo Božie i carstvo Kesarja“ 
in Put’ Nr. 1, Paris 1925 und „Utopilceskij etatizm evrazijcev“ in Put’ Nr. 8 
Paris 1927. Über Berdjaev vgl. deutsch R. Stadelmann „Russische Gescidts- 
philosophie und deutscher Geist“ in Logos 1932. 

1) vgl. S. Frank: „Cerkov’ i mir ‚blagodat‘ i zakon“ in Put’ Nr. 8, Paris 
1927, und „Duchovnye osnovy obStestva“, Paris 1930. 
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gelungen, sich auch ein eigenes Organ „Die Neue Burg“ („Nowyj 
Grad‘) zu verschaffen. 

Die Erbauer der „Neuen Burg“, Bunakow, Fedotow, Stepp- 
huhn, machen sich ihre Aufgabe nicht leicht: sie begnügen sich 
nicht mit der Aufstellung des Freiheitsprinzips und des Primates 
des Religiösen, sondern sie versuchen darauf die Grundlagen 
einer neuen Staatslehre aufzuführen. Das Zarenreich ist durch 
fanatisch gläubige Revolutionäre zum Sturze gebracht worden, 
die in ihrer asketischen Selbstaufopferung einem Orden re 
einen solchen Orden muß auch, so meint Bunakow, die Emigra- 
tion bilden, um die Sowjetmacht vernichten zu können. Es geht 
also für diese Gruppe um recht konkretes Handeln, es geht 
für sie um die Zukunft Rußlands, aber da Rußland ein Teil der 
christlichen europäischen Menschheit ist, kann das neue politische 
Programm nur innerhalb des großen Zusammenhanges der euro- 
päischen Kultur aufgestellt werden. Stepphuhn!’) sieht es in 
der organischen Durchdringung der drei Grundprinzipien der 
europäischen Kultur: „der christlichen Idee der absoluten Wahr- 
heit, der humanistischen Aufklärungsidee der politischen Frei- 
heit und der sozialistischen Idee der sozial-ökonomischen Ge- 
rechtigkeit.“ Er fügt freilich sodann hinzu, daß diese ihm vor- 
schwebende Lösung, die er in dem Schlagwort des „geistgläu- 
bigen, freiheitsliebenden Sozialismus“ zusammenfalt, recht 
schwer zu erreichen ist, da die drei Ideen einen erbitterten 
Kampf miteinander führen. In dieser Richtung jedoch müsse 
sich das politische Denken der Emigration bewegen. 

In dieser Richtung bewegt sidh jedenfalls das politische 
Denken der Mitarbeiter des „Nowyj Grad“, es kommt aber zu 
keinen positiven Resultaten. Versucht man, den Gehalt dieser 
Zeitschrift kurz darzustellen, so bleibt einem nicht viel übrig als 
eben die Grundtendenz: alles übrige verflüchtigt sich bei schär- 
ferem Zusehen, wie eine phantastisch schillernde Nebelbildung. 
Derjenige, der am meisten Gefühl für das Konkrete aufzuweisen 
hat. ist Fedotow. Er ist ein ausgezeichneter Historiker, der sich 
um das geistige Leben des vorpetrinischen Rufßlands bemüht. 
Deutliche slavophile Tendenzen sind bei ihm bemerkbar: er 
glaubt an die Eigenart der russischen Religiosität und zeichnet 
mit Liebe und Verständnis das Bild des heiligen Ruflands nach. 
Aber sobald er sich von der Geschichte zu politischen Problemen 
hinwendet, irrt er, wie die übrigen Mitarbeiter des „Nowyj 
Grad“, zwischen unklaren Halb- und Zwischenlösungen. 

Indessen ist es gerade Fedotow, der — nicht ohne Anlehnung 
an eurasische Gedankengänge — das am planmäfßigsten durch- 
konstruierte Zukunftsbild Rufllands gibt: die Vision einer theo- 
kratischen Welt, ein „Kirchewerden“ der ganzen Kultur, welches, 
allerdings erst als allerletztes Glied, auch den Staat erfaßt. Be- 


1) Der Raum erlaubt es leider nicht, auf Stepphuhns eigenwillige Philo- 
sophie der Revolution einzugehen. 
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zeichnend für den „Nowyj Grad“ ist es, daß ein anderes Mit- 
glied der Gruppe, Bizilli, in Verfolgung Berdjajewscher Ideen, 
zu einem gerade entgegengesetzten Ergebnis kommt: er glaubt, 
das Zukunttsideal in der völligen Trennung zwischen der Zivili- 
sation, die das ganze äußere Leben im kollektivistischen Geiste 
beherrschen, und der Kultur, die frei und individualistisch sein 
soll, finden zu können. So verbinden sich die Steine, aus denen 
die Neue Burg erbaut werden soll, einmal zu einer, das andere 
Mal zu einer anderen mosaikartigen Kombination'®). 

Die Ohnmacht des religiösen Denkens, die Probleme des 
Staates zu lösen, ist ein charakteristisches Gegenstück zu dem 
Scheitern der Eurasier an dem Problem des Religiösen. In den 
beiden philosophisch bedeutendsten Strömungen des politischen 
Lebens der Emigration offenbaren sich zwei Grundtendenzen des 
Denkens, die beide von verschiedenen Ausgangspunkten her zu 
derselben Einheit streben, ohne zu ihr gelangen zu können. Ob 
dieses je der Fall sein, ob eine mächtige, einheitliche Bewegung, 
wenn auch in theoretisch nicht endgültig befriedigender Form, 
die beiden Strömungen zu einem Strom vereinigen wird, dieses 

ehört schon in das Gebiet der Prophezeiungen, das hier nicht 
etreten werden soll. 


en 


16) vgl. hierzu Novyj Grad NN 1—4, Paris 1931—1932, insbesondere 
J. Bunakov: „Puti osvobo2denija“ in Nr. 1; F. Stepphuhn: „Puti tvordeskoj 
revoljuci”“, ebendort; P. Bicilli: „Problema novogo srednevekov’ja* in Nr. 4 
und G. Fedotov: „J est’ i budet“, Paris 1931. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 


a) Die Januartagungen, besonders die Rede 
talins vom 7. Januar. 


Die Tagungen des Plenums des Zentralkomitees und der 
Zentralkontrollkommission der Partei, sodann die der Zentral-Exe- 
kutivkomitees der einzelnen Bundesstaaten und zuletzt die des 
Zentral-Exekutiv-Komitees der Union hatten die große Aufgabe, 
gegenüber der Depression im Lande Fünfjahrplan und Kollekti- 
vierung einen neuen Auftrieb zu geben, die Stimmung zu be- 
ruhigen und namentlih für die Ernährungslage Besserung 
bestimmt in Aussicht zu stellen. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß das im vollen Maße gar nicht möglich war, aber etwas mehr 
wird man in Rußland doch erwartet haben, als herausgekommen 
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ist. Denn schließlich ist das einzige Wesentliche die Ankündi- 

ung oder das Zugeständnis, daß der neue Senke lass ein 
a Tempo der Industrialisierung haben soll. Alles 
andere sind Zugeständnisse oder Versprechungen, von denen 
erst abgewartet werden muß, ob sie etwas bringen. 

Mit größter Spannung war die Rede Stalins erwartet 
worden, und die Erinnerung an die ähnliche Rede Lenins am 
15. März 1921 lag angesichts der gleichartig kritischen Lage 
nahe genug. Stalin sprach am 7. Januar auf der Parteitagung 
und am 11. Januar noch einmal. Die Programmrede war die 
erstgenannte. Ihr Wortlaut wurde, im Unterschied gegen sonst, 
schon vor Ende der Tagung veröffentliht. Die Rede ist aber 
mit jener Leninrede nicht zu vergleichen. Sie ist höchst inter- 
essant für das, was man die (nachträglich erst so heraus- 
ee Theorie des Fünfjahrplans nennen kann. 

ie ist sehr wesentlich als Rechenschaftsbericht an diesem Ein- 
schnitt, wie Stalin ihn gesehen wissen will. Sie hat recht, wenn 
die internationale Bedeutung des Fünfjahrplans so heraus- 
Bet wurde, wie es der erste Teil tut, der recht interessant 
ie schwankende Beurteilung des Planes im Auslande hervor- 
hebt, wobei übrigens zwar englische, amerikanische, französische 
Pressestimmen, von deutschen Stimmen aber überhaupt nur die 
„Neue Freie Presse“ und aus dem Deutschen Reich nicht eine 
einzige Stimme zitiert wird: die Schwankungen zwischen Ge- 
ringschätzung, Überschätzung und im Augenblick Behauptung 
des Fiaskos. 

Weiter hob der zweite Teil die besondere russische Auf- 
gabe einer solchen Planung mit der Rücständigkeit der russi- 
schen Industrieorganisation heraus und verband damit die 
Schilderung der gleichen Absicht für die Landwirtschaft, für das 
„Kleinbauernland“ Rußland: 

„Das wichtigste Glied des Fünfjahrplanes bestand in der Schwer- 
industrie und in deren Kern — dem Maschinenbau, da nur die Schwer- 
industrie in der Lage ist, die Industrie in ihrer Gesamtheit, das Transport- 
wesen und die Landwirtschaft zu rekonstruieren und auf die Beine zu 
stellen. Von ihr mußte man auch die Durchführung des Fünfjahrplanes 
beginnen. Den Wiederaufbau der Schwerindustrie mußte man daher zur 
Grundlage der Verwirklichung des Fünfjahrplanes machen.“ 

Die Ergebnisse dieses Industrieplans sind nach Stalin zu 9,7 % 
erfüllt, die Nichterfüllung eines Teiles wurde so erklärt: 

„All dies führte dazu, daf es uns am Ende des vierten Jahres des 
Fünfjahrplanes gelungen ist, das Programm der gesamten industriellen 
Produktion, das auf fünf Jahre berechnet war, zu 93,7 % zu erfüllen, 
indem wir den Umfang der Industrieproduktion gegenüber dem Vorkriegs- 
niveau mehr als verdreifachten und im Vergleih zum Niveau des 
Jahres 1928 mehr als verdoppelten. Was das Produktionsprogramm der 
Schwerindustrie anbetrifft, so haben wir den Fünfjahrplan zu 108 % 
erfüllt. Es ist richtig, daß wir hier hinter dem allgemeinen Programm 
des Fünfjahrplanes um 6 % zurückblieben. Dies erklärt sich jedoch 
daraus, daß wir angesichts der Weigerung von Nachbarländern, mit uns 
Nichtangriffspakte zu unterzeichnen, und angesichts der Verwicklungen im 
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Fernen Osten auf dem schnellsten Wege eine Reihe von Fabriken im 
Interesse der Verstärkung der Verteidigung auf die Produktion moderner 
Verteidigungswaffen umstellen mußten. Diese Umstellung aber infolge 
der Notwendigkeit, eine gewisse Vorbereitungsperiode durchzumaden, hat 
dazu geführt, daß diese Fabriken die Produktion während der Dauer 
von vier Monaten einstellten, was sich auf die Erfüllung des allgemeinen 
Produktionsprogramms nach dem Fünfjahrplan im Laufe des Jahres 1932 
auswirken mußte. Diese Operation führte dazu, daß wir die Lücken in 
der Verteidigungsfähigkeit des Landes voll und ganz ausgefüllt haben. 
Doch das konnte nicht ohne nachteilige Wirkung auf die Durchführung 
des Produktionsprogramms des Fünfjahrplanes bleiben. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß wir ohne diesen Nebenumstand den Ziffernteil 
des Fünfjahrplanes nicht nur erfüllt, sondern auch bestimmt über- 
schritten hätten.“ 


Noch nie ist die Bedeutung des Fünfjahrplans für die 
Kriegsindustrie, für die Verteidigungsfähigkeit Rußland; 
so offiziell und authentisch ausges Se worden. Ganz neu 
war das nicht. Ob das in dieser Weise von Anfang an so zum 
Wesen des Planes gehörte, würde erst eine genauere Schilde- 
rung seiner Entstehung aus dem Jahre 1927/28 ergeben. Die 
Rechtfertigung aber für diese Richtung gegenüber dem Vor- 
wurfe, da zu wenig an unmittelbaren Bedarfsartikeln darüber 
geschaffen worden sei, gab Stalin so: 


„Es ist richtig, wir hätten von den anderthalb Milliarden Rubel Valuta, 
die wir in dieser Periode für die Ausrüstung unserer Schwerindustrie 
ausgegeben haben, die Hälfte für die Einfuhr von Baumwolle, Leder, 
Wolle, Kautschuk usw. verwenden können. Wir hätten dann mehr Kattun, 
Schuhe und Kleidung. Doch dann hätten wir weder eine Traktoren-, noch 
eine Automobilindustrie, wir hätten keine irgendwie ernstzunehmende 
Eisen- und Stahlindustrie, kein Metall für die Herstellung von Maschinen. 
— und wir wären gegenüber der modernsten Technik, mit der die 
kapitalistische Umgebung ausgerüstet ist, waffenlos. Wir hätten uns dann 
der Möglichkeit beraubt, die Landwirtschaft mit Traktoren und Land- 
maschinen zu versorgen, — und wären mithin ohne Getreide geblieben. 
Wir hätten uns der Möglichkeit beraubt, über die kapitalistischen Elemente 
im Lande den Sieg zu erringen, — wir hätten also die Chancen auf 
Restauration des Kapitalismus unermeflich erhöht. Wir wären dann nit 
im Besitz aller modernen Verteidigungsmittel, ohne die die staatliche 
Selbständigkeit des Landes unmöglich ist, ohne die das Land sich in ein 
Objekt der Kriegsoperationen der äußeren Feinde verwandelt hätte. 
Unsere Lage wäre dann mehr oder weniger der gegenwärtigen Lage 
Chinas ähnlich, das keine eigene Schwerindustrie, keine eigene Kriegs- 
industrie besitzt und das daher von allen, die es wollen, zerfleischt wird. 
Mit anderen Worten, wir hätten in einem solchen Falle die bewaffnete 
Intervention, keine Nichtangriffspakte, sondern den Krieg, einen gefähr- 
lichen und tötlichen Krieg, einen blutigen und ungleichen Krieg, denn in 
diesem Kriege wären wir fast waffenlos gegenüber den Feinden gewesen, 
die im Besitz aller modernen Angriffswaffen sind.“ 


Nun das Zugeständnis, die Wendung und die Schwenkung: 


„Das ist die Grundlage, auf der bei uns in der Periode des ersten 
Fünfjahrplanes ein schneller Aufstieg des neuen Aufbaues eintrat, das 
Pathos des entfalteten Aufbaues entstand, die Helden und Stofarbeiter 
der Neubauten auftauchten, die Praxis des stürmischen Entfaltungstempos 
sich ausbreitettee Kann man sagen, daß im zweiten Fünfjahrplan eine 
gleiche Politik des beschleunigten Tempos durchgeführt werden muf? 
Nein, das kann man nicht sagen.“ 
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Jetzt also ist man im großen und ganzen durch die „Ge- 
fahrenzone"“ durdh, kann das „stürmische Entwicklungs- 
tempo“ abgebremst werden, Stalin glaubt beweisen zu können, 
daß das jetzt möglich ist. Denn die Grundlage einer neuen 
modernen Technik für Industrie, Verkehrswesen und Landwirt- 
schaft ist in der Hauptsache bereits erreicht. Die bisherige 
Nervosität und antreibende Agitation ist nicht mehr nötig. Die 
Umstellung ist nötig auf ein a Tempo, Zu- 
nahme der Industrieproduktion jährlih nur um 13 bis 14 %, 
Umstellung vor allem auf die Qualität der Arbeit und der 
Arbeiter. In ersten Plan wurde „der Enthusiasmus organisiert“ 
für diesen Industrieaufbau, im zweiten muß das geschehen für 
die „Beherrschung der neuen Fabriken, der neuen Technik durch 
ernsthafte Steigerung der Arbeitsleistung, durch ernsthafte 
Senkung der Selbstkosten“. Das ist logisch, vom Standpunkte 
dieser sozialistischen Planungspolitik aus richtig auf weitere 
Sicht, das wirkt selbstverständlich auf den überzeugten marxisti- 
schen Planwirtschaftler. Aber wird damit der hungrige Magen 
satt, und werden damit die abgenutzten und mißhandelten 
Nerven wieder brauchbar und willig? 


Die Agrarpolitik, die Kollektivierung sollte „die Sowjet- 
union aus einem Kleinbauernlande und einem rückständigen 
Lande in ein Land der groften Landwirtschaft verwandeln, 
organisiert auf der Grundlage der kollektiven Arbeit mit dem 
ee ioen Marktertrag“. Mit dem letzten Wort ist etwas, 
as die NEP wenigstens streift, gesagt, die eigentliche Sozialisie- 
rung des landwirtschaftlichen Betriebes kommt hier wohl ab- 
sichtlih gar nicht heraus, obwohl das ein wesentlicher Teil 
gerade des Stalinismus ist. Erreicht aber sei dieses: 

„Die Partei hat erreicht, daß sie im Laufe von kaum drei Jahren 
imstande war, über 200000 Kollektivwirtschaften und über 5000 Sowjet- 
landgüter der Getreide- und Viehwirtschaft zu organisieren und gleich- 
zeitig eine Erweiterung der Saatflähen in vier Jahren um 21 Millionen 
Hektar zu erreichen. 

Die Partei hat erreicht, daß die Kollektivwirtschaften heute über 
60 % der Bauernwirtschaften vereinigen und über 70 % aller bäuerlichen 
Saatflächen erfassen. Dies bedeutet eine Übererfüllung des Fünfjahr- 
planes um das Dreifache. 

Die Partei hat erreicht, daß statt der 500—600 Millionen Pud Markt- 
getreide, das in der Periode der Vorherrschaft der Einzelbauernwirtschaft 
bereitgestellt wurde. sie heute die Möglichkeit besitzt, jährlich 1200 bis 
1400 Millionen Pud Korn bereitzustellen.“ i 

Damit sei zugleih das Kulakentum vernichtet und die Sowjet- 
union das Land der größten Landwirtschaft der Welt geworden. 
200000 Kollektivwirtschaften, 5000 Sowjetlandgüter sind er- 
richtet, „vollständig neue Großbetriebe, die für die Landwirt- 
schaft ebensoviel bedeuten, wie die Werke und Fabriken für die 
Industrie“. Die Rentabilität sei zum Teil gegeben und das 
Tempo könne nun hier auch langsamer genommen werden: 
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„Wir haben die Kollektivierung in den wichtigsten Rayons der Sowjet- 
union in der Hauptsache bereits abgeschlossen. Wir haben mithin auf 
diesem Gebiet mehr getan, als erwartet werden konnte. Wir haben die 
Kollektivierung nicht nur in der Hauptsache abgeschlossen, sondern auch 
erreicht, daf im Bewußtsein der rollen Mehrheit der Bauernscaft die 
Kollektivwirtschaften die annehmbarste Wirtschaftsform wurden. Dies ist 
eine gewaltige Errungenschaft. Jetzt steht die Frage nicht mehr: Sein 
oder Nichtsein der Kollektivwirtschaften, — diese Frage ist bereits im 
positiven Sinne gelöst. Die Kollektive sind befestigt und der Weg zur 
alten Individualwirtschaft ist endgültig versperrt. Die gegenwärtige Auf- 
gabe besteht darin, die Kollektivwirtschaften organisatorisch zu festigen, 
daraus alle Schädlingselemente herauszuwerfen, für die Kollektiv- 
wirtschaften tatsächlih erprobte bolschewistishe Kräfte heranzuziehen 
und die Kollektivwirtschaften zu wirklich bolschewistischen zu machen. 
Das ist jetzt die Hauptsache.“ 


Dann wird die materielle Lage der Arbeiter und 
Bauern geschildert: 

„Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit und die Liquidierung der 
Ungewißtheit der Arbeiterschaft hinsichtlich ihrer nächsten Zukunft, dann 
die Erfassung fast der gesamten armen Bauernscaft durch den Aufbau 
der Kollektivwirtschaften, in der dadurch herbeigeführten Untergrabung 
der Zerklüftung der Bauernschaft in Kulaken und armen Bauern und im 
Zusammenhang damit in der Vernichtung der Verelendung und Pauperi- 
sierung auf dem Dorfe.“ 


Es folgt der Warenaustausch zwischen Stadt und 
Land mit der Betonung des Sowjethandels, der in die 
jetzige Situation ja paßt, und eine interessante Ausführung über 
a owjetv al uta, „die angeblih keinen Wert mehr dar- 
stellt“. 


„Womit wird die Stabilität der Sowjetvaluta sichergestellt, wenn man 
selbstverständlich den organisierten Markt in Betracht zieht, der ent- 
scheidende Bedeutung im Warenumsatz des Landes hat, und nicht den 
nichtorganisierten arkt, dem nur eine untergeordnete Bedeutung 
zukommt? Natürlich nicht allein durch den Goldvorrat. Die Stabilität 
der Sowjetvaluta wird sichergestellt vor allem durch die ungeheure Menge 
von Waren in den Händen des Staates, die in den Warenumsatz zu festen 
Preisen kommen. Wer von den Wirtschaftlern kann leugnen, daß eine 
solche Sicherung, die nur in der Sowjetunion zu finden ist, eine realere 
Sicherheit für die Stabilität der Valuta darstellt, als jeder Goldvorrat? 
Werden die Wirtschaftler der kapitalistischen Länder einmal verstehen, 
daß sie sich mit ihrer Theorie des Goldvorrats als einziger Sicherheit für 
die Stabilität der Valuta völlig verfahren haben?“ 


Die Erörterung, wie weit die feindlichen Klassen imStaat 
bekämpft seien, schließt sich an und wird weitergeführt in jenen 
Bemühungen, den Eigentumsbegriff im Sozialismus 
namentlich auf dem Lande zu festigen, die im letzten Jahre 
begonnen wurden. 

Zum Schluß gibt Stalin zu, daß nicht alles günstig stehe, 
nachdem er vorher auch die Parallele mit der Wirtschafts- 
lage der anderen Länder fortgesetzt gezogen hatte. Und 
er glaubt folgende Schlußfolgerungen geben zu können: 


„1. Die Ergebnisse des Fünfjahrplanes haben die Behauptungen der 
bürgerlichen und sozialdemokratischen Politiker widerlegt, daß der Fünf- 
jahrplan eine Phantasie, ein Fiebertraum, eine unverwirklichbare Illusion 
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sei. Die Ergebnisse des Fünfjahrplanes haben gezeigt, daß der Fünfjahr- 
plan bereits verwirklicht ist. 

2. Die Er bnisse des Fünfjahrplanes zershlugen das bekannte 
„Glaubenssymbol“ der Bourgeoisie, daß die Arbeiterklasse außerstande sei, 
Neues aufzubauen, daß sie nur fähig sei, das Alte zu zerstören. Die Ergeb- 
nisse des Fünfjahrplanes haben gezeigt, daß die Arbeiterklasse ebenso 
gut an ist, Neues aufzubauen, wie auch das Alte zu zerstören. 

3. Die Ergebnisse des Fünfjahrplanes haben die sozialdemokra- 
tische These zerschlagen, daf es unmöglich sei, den Sozialismus in einem 
einzelnen Lande aufzubauen. Die Ergebnisse des Fünfjahrplanes haben 
gezeigt, daf es durchaus möglich ist, die sozialistische Gesellschaft in einem 
Lande aufzubauen, denn das wirtschaftlihe Fundament einer solchen 
Gesellschaft ist in der Sowjetunion bereits errichtet. 

4. Die Ergebnisse des Fünfjahrplanes haben die Behauptung der 
bürgerlichen Volkswirte widerlegt, daß das kapitalistische Wirtschafts- 
system das beste System sei, daß jedes andere Wirtschaftssystem unstabil 
und unfähig sei, die Prüfung angesichts der Schwierigkeiten der wirtschaft- 
lichen Entwicklung zu bestehen. Die Ergebnisse des Fünfjahrplanes 
haben gezeigt, daß das kapitalistische Wirtschaftssystem bankerott und 
brüdig ist, daß es sein Zeitalter bereits ablebt und seinen Platz einem 
anderen, höheren System, dem sowjetistischen sozialistischen Wirtschafts- 
system abtreten muß, daß das einzige Wirtschaftssystem, das keine Krise 
fürchtet und in der Lage ist, Schwierigkeiten zu überwinden, die für den 
Kapitalismus unlösbar sind, — das sowjetistische Wirtschaftssystem ist. 

5. Schließlih haben die Ergebnisse des Fünfjahrplanes gezeigt, daß 
die Partei unbesiegbar ist, wenn sie weiß, wohin sie zu führen hat und 
keine Schwierigkeiten fürchtet.“ 


Die langen Zitate aus der Rede waren notwendig. Denn sie ist 
eine höchst wichtige Kundgebung, ein, wie die Iswestija 
(20. Januar) mit Recht sagen, „wichtigstes theoretisches Dokument“ 
zu der Programmatik des Sozialismus in Rußland. Ihre Haupt- 
schwäche ist, daf sie das weitaus in erster Linie ist. Ein nüch- 
terner Rechenschaftsberiht im Rahmen strengster sozialistischer 
Doktrin, die weiterentwickelt wird, ein Beitrag, wenn wir es 
theoretisch so ausdrücken dürfen, zum Planungsgedanken — das 
wird selbstverständlich auf den überzeugten Bolschewik eine 
roße Wirkung ausüben, diese nüchterne Geschlossenheit und 

onsequenz, die gleichwohl der Lage sich anpaftt, Schritt für 
Schritt weitergehend. Aber die Frage ist, ob diese theore- 
tische Kraft und Geschlossenheit ausreicht, die Stimmung 
zu bessern und zu heben. Denn zur unmittelbaren Ver- 
besserung der Lebenslage und damit zur Beschwichtigung 
der Opposition brin die Rede doch nichts, der alles stimmungs- 
mäßig Anfeuernde fehlt, der aber auch die selbstverständliche 
Wirkung eines neuen fortreißenden konstruktiven Gedankens 


fehlt. 

Selbstverständlich ist sie mit größtem Beifall aufgenommen 
worden. In drei Millionen Exemplaren wird sie als Broschüre 
in das Volk gebracht. Mit BB ne Billigung wurde 
sie begrüßt. Ted kritische Bemerkung in der Presse dazu fehlt. 
Im Gegenteil, die „Prawda“ etwa sagte sogar (11. Januar): 


„Vor zehn Jahren hat Lenin in einer Rede auf der Plenartagung des 
Moskauer Sowjets gesagt: Wir haben den Sozialismus in den Alltag hinein- 
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petragei Mit diesen Worten wurde das grundlegende entscheidende 
rgebnis des ersten Jahrfünfts des Bestehens der Sowjetmacht klargestellt. 
Und heute? Jetzt, zehn Jahre später, kann die Partei bereits erklären, daß 
der Sieg des Sozialismus voll und ganz gesichert ist, daß die sozialistische 
Revolution den letzten Klassenfeind des Sozialismus, das Kulakentum, 
siegreich niederzwingt, daß nicht nur die Fabriken und Unternehmen, 
sondern auch die Dörfer, die Bezirke der vollständigen Kollektivierung 
sich in Festungen des Sozialismus verwandeln.“ 


Dabei hat Stalin selbst in der Rede doch deutlich genug auf 
Fehler und Mängel hingewiesen. Die Stelle über die inter- 
nationale Bedeutung des Fünfjahrplans wird ebenso unter- 
strichen, wie daf die Stärkung der Verteidigungskraft tragender 
Gedanke des Planes war. 


Was vor allem herausgehört wird, ist, daß dem ersten Plan 
ein entsprechender zweiter Fünfjahrplan nicht folgen wird. 
Irgend etwas Wesentliches über den neuen Plan enthält die 
Rede nicht. Das Volk wird aufgefordert, sich den neuen Plan 
lediglih als eine etwas verlangsamte und anders angelegte 
Neuauflage des ersten zu denken. Wird Stalin dafür das un- 
zweifelhaft beim ersten vorhanden gewesene „Pathos“ der 
Arbeit wieder aufbringen? Wird das Faszinierende, das im 
ersten Plan lag, damit wieder hervorzubringen sein? Was er 
sagte, war das Programm des Industrie- und Agraraus- 
baues für Rußland, als dessen tatsächlicher Regierungschef 
er sprach, der nachweisen will, daß es gelungen sei, den Sozialis- 
mus in einem Lande zu verwirklichen, aber weder etwas Neues 
und Konstruktives, noch die Ankündigung eines neuen Kurses. 
auf den Hoffnung gesetzt werden könnte. 


Davon steht auch nichts in der zweiten Rede an der- 
selben Stelle vom 11. Januar. Diese sprach mit bemerkens- 
werter Selbsterkenntnis und Selbstkritik über die Mängel 
der Kollektivierung, wobei die Schuld nicht den Bauern, 
sondern der Partei und den Parteifunktionären zugeschrieben 
wurde. Diese Rede war gleicher Art, wie bei einer ähn- 
lihen Wendung sein Artikel gegen das überhetzte Tempo 
der Kollektivierung. Er hat die Leute vorangetrieben und 
jetzt spottet er über sie, daß sie es so gemacht haben, wie 
vorgeschrieben wurde. Er nimmt so den Kritikern die Argu- 
mente weg, spricht den Bauern zu Gefallen. Klarer aber ıst 
seine ganze Agrarpolitik mit den Ausführungen über Kollektiv- 
handel. Arbeitsbedingungen im Dorfe, bershätzung der 
Kollektivwirtschaften, nicht geworden: 

„Die Kollektivwirtschaften und die Sowjets sind nur eine Form der 
Organisation, allerdings eine sozialistische, aber dennoch nur eine Form. 
Alles hängt davon ab, welchen Inhalt diese Form erhalten wird. Die 
Kollektivwirtschaften können Wunder eines wirtschaftlihen Aufbaues 
wirken, wenn an ihrer Spitze tatsächlich Revolutionäre stehen.“ 

Nach ihm entwickelte Molotow das Programm für 
1933: Steigerung der Gesamtproduktion in der Industrie um 


300 


16,5 %, Verbesserung der Qualität, Erweiterung der Anbau- 
fläche der Landwirtschaft um 13 %. Die Produktionssteigerung 
in der Industrie soll erreicht werden mit 2 % Vergrößerung der 
Arbeiterzahl, was bedeutet Erhöhung der Produktivität um 
14% und Senkung der Selbstkosten um 3,9%. Auch er sprach 
ausführlich über den Warenaustausch zwischen Stadt und Land 
und stellte in Aussicht, daß die Getreidebereitstellung künftig 
ın der Form einer festgesetzten Getreidesteuer erfolgen werde, 
wie das für Fleisch, Butter und Milch schon geschehen sei. So 
wird hier auch in einem konkreten Punkte zurückgekehrt zu 
etwas aus der Leninschen NEP: das wäre wieder der „prodnalog“. 


Wie üblich, faßte die Resolution das zusammen, worin 
das wesentlichste war, wie nun dem Versagen der neuen land- 
wirtschaftlichen Organisation in Ernteeinbringung und Getreide- 
bereitstellung erfolgreich entgegengearbeitet werden solle. Da- 
für wird die proletarishe Diktatur im Dorfe verschärft. 
Besondere ‚„Maschinen- und Traktoren-Stationen“ werden ein- 

erichtet, genauer: neue „politische Abteilungen“ bei ihnen, 
ee Leiter die Direktoren der Stationen sind, Parteimitglieder, 
die direkt von der Partei eingesetzt werden, ergänzt durch be- 
sondere Vertreter der GPU. Gleiche Einrichtungen werden 
bei den Sowjetlandgütern eingerichtet. Das sind neue Auf- 
ee und Kontrollorgane zu allen, was dafür bisher schon 
esteht. 


In der gleichen Weise gingen — die Maßnahmen gegen die 
Opposition werden unter Nr. c) behandelt — die Verhandlungen 
der verschiedenen ZIKs, die im Gesamtergebnis erst im näch- 
sten Heft behandelt werden können. Unmittelbar wirksame 
Schritte zur Behebung der Not sind, wie das ja auch nicht mög- 
lich war, nicht eingeleitet oder angekündigt. Etwas Inflammie- 
rendes, Begeisterndes und Beruhigendes war in alledem nicht. 

benso wurden auch in Stalins Reden die Hinweise auf den 
Komintern und die Weltrevolution vollständig vermieden. Noch 
mehr als bisher hat Stalin hier nicht als Parteichef, sondern 
als Regierungschef gesprochen mit einem Regierungs- 
programm in der Innen- und nicht zu vergessen der Außen- 
polii Gedämpfte Stimmung und Bezogenheit auf die russischen 

erhältnisse, die wir sehr oft feststellen, war darin, nicht Un- 
sicherheit, aber unzweifelhaft Sorge und Wirkung einer Span- 
nung, einer Enttäuschung und Depression, die beinahe noch 
wichtiger ist, als die unbestreitbare Ernährungsnot und der 
unbestreitbare Mangel an den Artikeln des täglichen Bedarfs. 
Schwerlih wird auch nach diesen Kundgebungen in Rußland 
jemand, der nicht überzeugter oder opferbereiter Bolschewik 
ist, sagen, daß der erste Fünfjahrplan im Vulgärsinne „ge- 
lungen“ sei. Und darauf kommt es ja schließlich bei einem 
solchen Experiment an! 
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b) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


Die Ernährungsnot ist nicht nur die Folge der 
schwachen Ernte, sondern auch des Produktionsrückganges in 
der Getreidewirtschaft seit 1930, in der Viehwirtschaft seit 198. 
Die Kollektivierung ist noch nicht, wie Stalin behauptet, stabili- 
siert, die Erschütterung der Landwirtschaft durch diese Neue- 
rung noch nicht überwunden. Die Anbaufläce ist gestiegen. 
aber der Ertrag ist zurückgegangen und das gegenüber einer 
ständigen Zonahme der Bevölkerung und bei einem Durd- 
schnittsniveau, das an sich schon sehr niedrig war. Wie kann 
nun die dringend notwendige bessere Wirtschaftsweise 
in der Landwirtschaft, die Steigerung der Erträge erzielt werden’ 

Am 31. Januar lief die Getreidekampagne ab. Der Plan ist 
nur zu 85% erfüllt. Gerade die Kornkammern Ruflands sind 
besonders zurückgeblieben. 

Die Maßnahmen gegenüber der Not, die schon bedenklice 
Formen angenommen hat: schon erwähnt die Verordnung vom 
19. Dezember über die Ablieferung von Butter, Milch und 
Käse, die den Einzelbauern und Kollektivwirtschaften, nad 
dem Teile des Staates verschieden, im einzelnen auferlegt wird, 
pro Person nach Quantum, Liter. Was über das Quantum pro- 

uziert wird, darf frei auf dem Markt verkauft oder in der eige- 
nen Wirtschaft verbraucht werden. Dann die Ausführung 
bestimmungen zur Verordnung vom 4. Dezember, die das 
Lebensmittelkartensystem änderten, die Versorgung 
der Arbeiter dem Betrieb selbst auferlegten. Darin wird aus- 
drücklich gesagt, daß die Verpflegungskontingente nicht erhöht 
werden dürfen, eher eingeschränkt werden. Die Maßnahme 
bedeutet, daß die großen Betriebe selber ihre Arbeiter versorgen. 
also auf eigenen landwirtschaftlihen Betrieb hingewiesen 
werden. Ferner jene Maßnahme zur Festigung „der proletari- 
schen Diktatur im Dorfe“ mit besonderen neuen Organen un 
die Ernennung eines besonderen stellvertretenden Volkskom- 
missars der Schwerindustrie für die Arbeiterernährung. Und die 
Neuregelung der Getreideablieferung an den Staat in der Ver- 
ordnung vom 19. Januar: Abschaffung des Systems der „Kontra- 
hierung“, dafür Getreideabgabe, 1 h. Getreidesteuer, aber 
gegen ezahlung durch den Staat nach bisherigem Preis und 

erfügung über den Übershuß im freien Markthandel 

Dieser hat sich immer noch nicht genügend entwickelt. Nur 
1, aller Kollektivwirtschaften nimmt daran teil, dabei zumeist 
nicht das Kollektiv im ganzen, sondern nur einzelne Mitglieder. 
Auf dem Lande reicht es nicht mit Lebensmitteln, die in die Stadt 
ra werden könnten, und beim Verkauf erhält man nichts 

afür und kann man nichts kaufen. Ja, schon schlägt die Sache 
wieder um. Molotow stellte fest, daß der freie Markt, für dessen 
Belieferung keine Grenzen mehr gesetzt sein sollen, „privatwirt- 
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Bauern im Mai 1932 gewährte Recht zum Verkauf der Über- 
schüsse ihrer landwirtschaftlihen Produkte zu Preisen, die sich 
auf dem Markt herausbilden, wieder zurückgezogen werden solle. 
Dies Recht sollte aber gerade zu besserer Belieferung der Städte 
anreizen. Dadurch sind natürlich die Preise gestiegen. Des- 
halb sollen sie wieder gebunden werden. Das steht nun direkt 
im Widerspruc zu der Tendenz, den Markthandel zu entwickeln 
und erweckt den Eindruck des Durcheinanders, der Unsicherheit. 


Auf Grund der Berichte vor der Partei ist der Wirt- 
schaftsplan festgesetzt worden, und zwar zunächst nur (|) 
für das erste jaar Die Zahlen im einzelnen stehen in der 
Resolution des Zentralkomitees der Partei und können hier aus 
Raumgründen nicht mitgeteilt werden. Nur das Wichtigste 
daraus (nach dem „Östexpref“): 


„Der erste Fünfjahrplan war ein Fünfjahrplan des Baues neuer 
Fabriken, die die neue technische Basis der Industrie für die Rekonstruk- 
tion der gesamten Volkswirtschaft darstellen, war ein Fünfjahrplan der 
Errichtung neuer Unternehmungen in der Landwirtschaft — der Kollektiv- 
wirtschaften und Sowjetlandgüter, die den Hebel darstellen für die 
Organisation der gesamten Landwirtschaft auf sozialistischen Grundlagen. 
Im Zusammenhang damit bestimmen das vereinigte Plenum des Zentral- 
komitees und der Zentralkontrollkommission, daß: 


a) der durchschnittlihe jährliche Zuwachs der industriellen Produktion 
für den zweiten Fünfjahrplan nicht auf 21—22 %, wie dies im ersten 
Fünfjahrplan der Fall war, sondern etwas niedriger, etwa auf 13—14 %, 
zu veranschlagen ist; 

b) der Hauptnachdruck nicht auf das quantitative Wachstum der 
Produktion zu richten ist, sondern auf die Verbesserung der Qualität 
der Produktion und das Wachstum der Arbeitsleistung in der Industrie, 
nicht auf eine Erweiterung der Anbauflächen, sondern auf eine Hebung der 
Ernteerträge im Ackerbau und eine Verbesserung der Qualität der Arbeit 
in der Landwirtschaft. 

Der Produktionszuwachs der Industrie im Jahre 1933 wird im Ver- 
gleich zu 1932 auf 16,5 % festgesetzt, darunter für die Gruppe ‚A’ (Schwer- 
industrie) auf 21,2 % und für die Gruppe ‚B’ auf 105 %. 

Der Umfang der Frühjahrssaatflähe wird für 1933 auf 95 Mill. ha 
und der Wintersaatflähde an Korngetreide auf 38,5 Mill. ha festgesetzt, 
darunter: die Frühjahrssaatflähe für Korngetreidekulturen auf 
63,1 Mill. ha, bei einem Durchschnittsertrag bei allen Getreidekulturen 
von 8 dz pro ha; die Anbaufläche für Baumwolle auf 2,067 Mill. ha bei einem 
Durcdhschnittsertrag auf der bewässerten Anbauflächke von 8 dz pro ha; 
die Zuckerrübenanbaufläche auf 1,2 Mill. ha, bei einem Durchschnittsertrag 
von 100 dz pro ha; die Flachsanbaufläche auf 2,3 Mill. ha, bei einem Durch- 
schnittsertrag von 2,4 dz pro ha. Die Zahl der Maschinen- und Traktoren- 
stationen ist auf 2768 zu bringen. Der Viehbestand in den staatlichen 
Viehzudtvereinigungen und in den Kollektivfarmen ist zu bringen: der 
Bestand an großem Hornvieh in den Sowjetlandgütern auf 2550000 Haupt, 
in den Farmen auf 6 Mill. Haupt; der Bestand an Kühen in den Sowjet- 
landgütern auf 1162000 Haupt, in den Farmen auf 2500000 Haupt; der 
Bestand an Schweinen in den Sowjetlandgütern auf 1 150000 Haupt, in den 
Farmen auf 3750000 Haupt; der Bestand an Schafen in den Sowjetland- 
gütern auf 4840000 Haupt, in den Farmen auf 6 205 000 Haupt. 

Auf dem Gebiete der Arbeitsleistung und der Senkung der Selbst- 
kosten wird für 1933 im Vergleich zu 1932 festgesetzt: a) Zunahme der 
Arbeitsleistung in der Industrie um 14 %; b) Senkung der Selbstkosten in 
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der Industrie um 3,9 %; c) Senkung der Selbstkosten der Bauarbeiten 
um 15 %. 

Der Umfang der Kapitalinvestierungen in die Kommunalwirtscaft 
wird auf 69% Mill. Rubel und in den Wohnungsbau auf 1472 Mill. Rubel 
festgesetzt; der Gesamtumfang der Aufwendungen für die sozialen und 
kulturellen Bedürfnisse der Werktätigen wird auf 11616 Mill. Rubel fest- 
gesetzt, was im Vergleich zu den Aufwendungen im Jahre 1932 eine Zu- 
nahme um 19,8 % ergeben wird; die Steigerung des Arbeitslohns im 
Jahre 1933 wird für die gesamte Volkswirtschaft auf 6,8 % im Vergleich 
zum durchschnittlichen Lohnniveau des Jahres 1932 festgesetzt, darunter 
in der Industrie auf 9 %. 

Die Einnahmen des Staatsbudgets werden auf 34689 Mill. Rubel fest- 
gesetzt, die Ausgaben auf 33169 Mill. Rubel, wobei die Einnahmen die 
Ausgaben um 1520 Mill. Rubel übersteigen; allen Partei-, Sowjet- und 
Wirtschaftsorganisationen wird die Verpflichtung auferlegt, unbedingt 
sicherzustellen: die Einhaltung der strengsten Budget- und Kreditdisziplin 
sowohl hinsichtlich der Einnahmen als auch der Ausgaben; die feste Durd- 
führung der kaufmännischen Betriebsführung und der Vertragsdisziplio 
zwischen den Wirtschaftsorganen; die Nichtzulassung irgendwelcher aufer- 
planmäßigen Bauarbeiten.“ 

Im besonderen sei noch hinzugefügt, daß die Petroleum- 
produktion für 193, die ursprünglich 36 Mill. Tonnen in 
Aussicht nahm, jetzt auf 24,4 Mill. festgesetzt ist. Diese Herab- 
setzung hat, wie keines Beweises bedarf, weittragende Be- 
deutung. l l 

Über Währungsfragen und Währungsreform ist nirgends 


etwas gesagt. 


Im ganzen ist also die Atempause in gewissem Sinne ein- 
eführt. Man will Angefangenes fertig machen, weniger Neues 
en Das bedeutet den Abbau von Organisationen un 
Arbeitskräften. Das bedeutet auch eine Umstellung in dem Ver- 
hältnis von Stadt und Land, d. h. eine Rückwanderung auf das 
Land. Diesem Zweck ist eine besondere, einschneidende neue 
Maßnahme gewidmet, die zugleich auch in die Innenpolitik gehört. 


c) Innere Politik. 


Mit Verordnung vom 27. Dezember ist der Paßzwang 
für die poa Bevölkerung der Sowjetunion eingeführt 
worden. An sich war bisher schon jedermann einer sehr strengen 
Meldepflicht unterworfen, wobei man verschiedene Papiere mit- 
bringen konnte. Jetzt wird der Zwang für jedermann eingeführt. 
einen Paf bei sich zu tragen, der nicht nur die üblichen Mittei- 
lungen enthält, sondern auch eine Nummer „soziale Lage“, so- 
zialer Stand, und eine weitere „Ort der Arbeit“. Man will damit 
die Bevölkerung auf das genaueste kontrollieren, d. h. die Ver- 
schiebungen und Wanderungen, die stattgefunden haben, erfassen 
und mit diesem Mittel rückgängig machen. Indem man jeder- 
mann zum Erwerb eines neuen Passes verpflichtet, wird die Kon- 
trolle der Arbeitenden möglich, ferner die Kontrolle der Wande- 
rungsbewegungen, der Überflutung der Städte und die Sperrung 
der letzteren gegen den Zuzug vom Land, die Entfernung der 
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„parasitischen“ Elemente, eine „soziale Müllabfuhr“. Wer keinen 
aß erhält, wird abgeschoben, die freiwerdende Wohnung unter 
Kontrolle Fenomen Auch hier ist die Partei in die büro- 
kratishe Durchführung eingeschaltet. An der Hand dieses 
Passes, der künftig der einzige gültige Personalausweis ist, maß- 
ebend auch für die Lebensmittelkarte und die Wohnungs- 
rechtigung, kann die Kontrolle durchgeführt werden, noch 
mehr die Regulierung der Bevölkerung, die Ausweisung nicht- 
nn und sog. gegenrevolutionärer Elemente aus den 
tädten, die Entlastung also der Ernährungslage, die Herab- 
setzung der Zahl der städtischen Esser und die Beschränkung 
der städtischen Bevölkerung auf „zuverlässige“ Elemente. 
Man sieht, die Maßnahme hat sowohl wirtschaftlihe wie hoch- 
politische und polizeiliche Bedeutung. Ihre Ausführung ist in 
vollem Gang zunächst in den großen Städten. Es bedar keines 
Wortes, wie das die Unruhe und noch mehr das Elend ver- 
größert. 

Die Opposition gegen Stalin ist stärker und gefähr- 
licher, als man offiziell zugab. Das Parteikomitee hat energisch 
vorgehen müssen. Der frühere Versorgungskommissar der 
RSFSR, Eismont, und der frühere Volkskommissar für Ernäh- 
rung, Tolmatschow, wurden aus der Partei ausgeschlossen, der 
frühere Landwirtschaftskommissar, Smirnow, aus dem Parteiaus- 
shu. Der frühere Arbeitskommissar Schmidt wurde verwarnt, 
desgleichen die noch viel bekannteren Parteimitglieder Tomski, 
der frühere Führer der Gewerkschaften und jetzige Leiter des 
Staatsverlages, und Rykow, der frühere Präsident des Rates der 
Volkskommissare und jetzige Postkommissar, also ein aktiver 
Minister. Die feierlihen Entschuldigungsreden Tomskis und 
Rykows vor dem Parteikomitee haben ihnen diese Demütigungen 
nicht erspart. Bucharin hat nochmals ein Schuldbekenntnis 
vor der Partei abgelegt, alle diese Reden enthalten Verbeugungen 
vor Stalin. Das Strafgericht bewies die Stärke der Opposition. 
Es richtete sich diesmal besonders gegen hochstehende Parteimit- 
glieder und Regierungsglieder. 


In der gleichen Richtung wirkt die Parteisäuberung, 
die im vollen Gang ist, besonders im Nordkaukasus. 

Am 30. Dezember wurde der 10jährige Gedenktag der 
Bundesverfassung begangen. Gleichzeitig der 15. Ge- 
denktag der Gründung der GPU, der „staatlichen poli- 
tischen Verwaltung“, wie die alte Tscheka seit 1922 heißt. 
Bei ihr, d. h. bei ihrer Abteilung der Miliz (der Polizei) ist für 
jene Pafßmaflnahme eine besondere Hauptverwaltung ein- 
gesetzt worden unter Prokofjew, der so der dritte Stellver- 
treter des Chefs der ganzen GPU (bekanntlich Menscdhinski) ist, 
als Chef der eigentlichen lokalen Polizei für die ganze Union. 

Noch ein Jubiläum war im Januar, der 15. Gedenktag der 
Umgestaltung des Kosakentums. Die alten Kosakenorgani- 
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sationen wurden zu „roten“ Organisationen umgestaltet auf 
kommunistischer und Rätegrundlage. Näheres darüber, welche 
Besonderheiten des alten Kosakentums diese Organisation nun 
aufrecht erhalten haben, wissen wir nicht. An Literatur für diese 
interessante Frage vermögen wir nur zu nennen: „Kasaki 
i 1 respublika“ von J. J. Uljanow (Moskau 1929, 
173 5.). 


d) Auswärtige Politik*). 


Zum diplomatischen Vertreter der Sowjetunion in China, mit 
dem die Beziehungen ja wieder angeknüpft sind, wurde der bis- 
herige Botschaftsrat in London, Bogomolow, ernannt, zum Ge- 
sandten in Finnland der bisherige Leiter der Westabteilung im 


Außenministerium, Boris Stein, der aber die Leitung der Völker- 
bundsfragen beibehalten wird. 


An der Haltung Rußlands gegenüber dem mandschuri- 
schen Konflikt hat sich nichts geändert**). Es hat jetzt den 
Notenwechsel mit Japan über den Nichtangriffspakt veröffentlicht. 
Danach hat Japan erst nach einem Jahre auf die Einladung geant- 
wortet, und zwar ablehnend, am 13. Dezember 1932, und sehr 
schroff: erst müßte eine ganze Reihe verschiedener Streitpunkte 
geschlichtet werden. Rußland hat darauf am 4. Januar geant- 
wortet: 

„Wir bedauern, daf Japan sich weigert, einen Fortschritt im Sinne 
des Kellogg-Paktes herbeizuführen. Japan sieht es offenbar als angebracht 
an, nur mit solchen Staaten Nichtangriffspakte abzuschließen, mit denen 
keine Streitfragen existieren, was mit Rücksicht auf die EBEaWBrtigen 
wirtschaftlihen und politishen Beziehungen zwischen Nachbarstaaten 
kaum vorkommt und auch kaum möglih sein dürfte. Es ist doch sehr 
zweifelhaft, ob die Weigerung eines Staates, einen Nichtangriffspakt 
abzuschließen, geeignet ist, die Lösung von Streitfragen und das Beseitigen 
von Mißverständnissen zu erleichtern, wie Japan es wünscht.“ 


Der Wink Stalins in seiner Rede über die Kriegsindustrie 
und die Verteidigungsbereitschaft Rufllands hängt damit ebenso 
ann wie die Wiederaufnahme der Beziehungen Ruflands 
mit China. 


Mehrere bemerkenswerte Vorgänge wirtschaftspoliti- 
scher Art liegen vor. Zunächst das Abkommen von kanadischen 
Farmerorganisationen mit Rußland auf Austausch von Häuten 
und Zuctvieh aus Kanada gegen russische Kohle und Petroleum 
unter Zugrundelegung eines Preises, der doppelt so hoch ist wie 
die augenblicklihen Weltmarktnotierungen. Und das, nachdem 
gerade aus Kanada die Agitation gegen das russische Dumping so 


2) Das Heft (6) der Sammlung: „Dokumente zur Weltpolitik der Nach- 
kriegszeit“, herausgegeben von Otto Hoetzsch und Wilhelm Bertram, „Der 
europäische Osten“, ist erschienen (Verlag Teubner, 135 S., 2,80 RM.). 
Es enthält alle wesentlichen Verträge Sowjetrufßlands von 1919 bis 1932. 

**) Molotows Überblick über die Außenpolitik am 23. Januar wird im 
nächsten Heft im Zusammenhang der ganzen Tagung des ZIK besprochen. 
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lebhaft gewesen war! Sodann ein persischer Boykott gegen 
russische Einfuhr, um eine Revision des Handelsabkommens vom 
Oktober 1931 zu erzwingen. Ferner die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen zwischen russischer Regierung und Lena G old- 
fields über die bekannte Entschädigungsfrage, in der Rußland 
jetzt bereit sein soll, eine Million Pfund zuzugestehen (die Forde- 
rung der englischen Gesellschaft geht auf 5 Millionen). Schlief- 
lih die französisch-russischen Verhandlungen, die auf 
falgender Grundlage geführt werden sollen: Rußland wird weder 
die französische Industrie noch die Landwirtschaft durch seinen 
Export nach Frankreich gefährden. Es verpflichtet sich, an die 
französische Wirtschaft größere Bestellungen zu vergeben und 
auf diese Weise die französisch-russische Handelsbilanz zu be- 
richtigen, ohne daß in Ein- und Ausfuhr völlige Gleichheit er- 
reicht werden soll. Diese Bestellungen werden aber nur vor- 
prommen, wenn Rußland in Frankreich die gleichen Kredit- 


ingungen erhält wie in anderen: Ländern. 


2. Polen. 


Das Wesentliche ist, außer dem Fortgang der Tätigkeit der 
seit über einem Jahre bestehenden Standgerichte mit ihren 
Todesurteilen, der Kampf um die Hochschulautonomie. 
Der Gesetzentwurf liegt vor mit weitgehenden rin arauk union 
der Freiheit der Hochschulen. Die Bewegung dagegen ist bei 
Professoren und Studenten sehr stark. Polen hat 11 staatliche 
Hochschulen mit etwa 40000 Hörern (auf 32 Mill. Einwohnern), 
die zumeist der oppositionellen Rechten angehören. Man kann 
aber nicht sagen, daR bisher die Hochschulen der Regierung be- 
sondere Schwierigkeiten gemacht hätten. Die Studentenbewe- 
gungen sind in die Hochschulen selbst nicht hereingeschlagen. 


Der Teilabschnitt der bekannten Kohlenbahn Kattowitz— 
Gdingen (von Draumühle nach Hohensalza) sollte am 11. Januar 
eröffnet werden. Das war nicht möglich, weil für den zweiten 
Abschnitt der Anleihe das französische Geld nicht zur Verfügung 
stand. Außerdem verlangte die polnische Regierung, daf die 
französische Gesellschaft das Eisenbahnmaterial zum Teil bei 
po niecıen Fabriken bestellen solle. Währenddem dringt Eng- 
and wieder auf dem skandinavischen Kohlenmarkte vor, dessen 
nn alune ein so wesentliches Stück für diesen Bahnbau sein 
sollte. 

Übrigens beginnt aus den polnischen Ostprovinzen die Oppo- 
sition gegen Gdingen. In Wilna weist man auf die bequemere 

e von Riga, Libau, Memel und Königsberg hin, was nament- 
lich in Lettland besonders für Libau große Beachtung findet. 

Aufenpolitisch ist die polnische Presse vornehmlich mit der 
Revisionsfrage befaßt, die angeblich von Deutschland aufgerollt 
werden solle. 
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3. 


Aus den anderen Randstaaten ist nur hervorzuheben die 
scharfe Kritik des früheren Oberbefehlshabers der estnischen 
Armee, General Laidoner, der Estland in Genf auf der Ab- 
rüstungskonferenz vertritt, am estnischen Verteidigungswesen, 
besonders in technischer Hinsicht. Er nennt das russische Vertei- 
a das beste, und da er 1919 die estnische Armee 
selbst organisiert hat, ist sein Urteil gewiß von Bedeutung. Dies 
wieder hat das führende estnische Blatt „Paevaleht“ zu dem all- 

emeinen Hinweis (13. Januar) veranlaßt, daß es „überhaupt für 

ie drei baltischen Staaten schwer sei, gestützt auf Waffenmacht, 
ihre Selbständigkeit zu bewahren, da die Aufrecterhaltung des 
Verteidigungswesens diese Staaten zu schwer belaste. Estland, 
Lettland und Litauen sollten daher als neutrale Staaten er- 
klärt werden. Die Neutralität sollten Rußland, England, Polen, 
Deutschland und Frankreich garantieren, da diese Mächte an der 
Selbständigkeit der baltischen Staaten interessiert seien“. „Pae- 
valeht“ schlägt vor, da sich die Abrüstungskonferenz mit dieser 
Frage befassen möge. 


Abgeschlossen, den 26. Januar 1933. 


Bücherschau. 


Gothaisches Jahrbuch. 


„Almanach de Gotha“, Annuaire Genealogique Diplo- 
matique et Statistique. Gotha: Justus Perthes. 1933. 1374 S., 
28,— RM. 

Der neue Jahrgang des „Gotha“, den wir herkömmlich jedes Jahr an 
dieser Stelle anzeigen, ist zunächst eine unangenehme Überraschung. Es ist 
sehr schmerzlich und niederdrückend, daß der Verlag mitteilen muß, das 
„Jahrbuch“, die deutsche Ausgabe, erscheine nicht mehr. Wir können uns 
das gar nicht recht vorstellen, daß wir das Jahrbuch in deutscher Sprache, 
das auf 170 Jahre Geschichte zurücksieht, entbehren sollen, weil die Wirt- 
schaftskrise das unmöglich macht, und wir hoffen bestimmt, daß der Ein- 
druck, das Jahrbuch in deutscher Sprache komme jetzt nicht mehr, ausreichen 
wird, die Kreise, auf die es ankommt, (niht zu vergessen die amtlichen 
Kreise auch), daran erinnert: es handelt sicht nicht nur um eine Ehrenpflicht, 
dieses Werk zu erhalten, sondern einfach um ein Moment der Notwendigkeit, 
weil der „Gotha“ einfach unentbehrlich ist. 

Ganz fällt er ja nicht aus. Bisher gab der Verlag das Jahrbuch für 
Diplomatie, Verwaltung und Wirtschaft, wie es seit einigen Jahren hieß, im 
Januar heraus, und im März den „Almanach de Gotha”, der eine französische 
Parallelausgabe darstellte. Diese französische Ausgabe bleibt erhalten und 
liegt nun hiermit schon im Januar vor. Sie enthält die Übersetzung des 
Jahrbuchs und auferdem noch den genealogischen Hofkalender, den man 
freilich nicht eben so dringend braucht. 

Die Benutzungsmöglichkeit ist dadurch nicht eingeschränkt. Jedermann, 
der auf diesem Gebiete arbeitet, wird französisch lesen und schließlich ist 
der Almanach auch ohne Kenntnis des Französischen zu verstehen, wenigstens 
in den Listen der Namen und der Tabellen. Daß er auf der alten bekannten 
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Höhe steht, bedarf keines Wortes. Die Anzeige braucht wie stets nur eben 
eine Anzeige und nicht eine Besprechung zu sein. Das Buch umfaßt 
1374 Seiten. Durch Verwendung eines sehr dünnen Papiers ist Format und 
Umfang klein und handlich geblieben. Die Frage erhebt sich freilich, ob das 
Papier nicht für dauernden Gebrauch zu dünn sein wird. Der Almanach 
kostet 28 RM., im Verhältnis zu dem Gebotenen billig, im Verhältnis zu dem, 
was heute der einzelne politisch interessierte Mensch aufwenden kann, sehr 
viel. Und trotzdem bleiben wir dabei, dad man das Opfer bringen muß, 
alljährlih den Band zu kaufen. Es gibt nichts Vergleichbares an Über- 
sichtlichkeit, Zuverlässigkeit, und schließlih kommt es für jeden Benutzer doch 
in erster Linie darauf an, daß er den allerneuesten Stand zur Hand 
hat. So sei auch diese Form und Ausgabe empfohlen mit der Hoffnung, daß 
wir im nächsten Jahr wieder das deutsche Jahrbuch anzeigen können! 
Otto Hoetzsch. 


Lenin. 
Lenin, W. L, Sämtliche Werke, Bd. VIII: Die Revolution 


von 1905. Die Höhepunkte der allgemeinen Volkserhebung, 
Wien-Berlin (1931). Verlag für Literatur und Politik. VIII und 
740 S., Preis: kart. 9,90 RM., Leinen 13,50 RM. 

Derselbe, Die proletarische Revolution und 
der Renegat Kautsky. (Kleine Leninbibliothek Bd. 2.) 
Wien-Berlin. Verlag für Literatur und Politik, 128 S., Preis: 
brosch. 1,— RM. 

Derselbe, Über den Kampf gegen die Kriegs- 
gefahr. (Kleine Leninbibliothek Bd. 7.) Wien-Berlin (1932). 
Verlag für Literatur und Politik. 88 S., Preis: brosch. 0,90 RM. 

Derselbe, Über die Judenfrage. (Kleine Lenin- 
bibliothek Bd. 8.) Wien-Berlin (1932). Verlag für Literatur und 
Politik. 79 S., Preis: 0,70 RM. 

Derselbe, Aus dem Philosophischen Nachlaß, 
Exzerpte und Randglossen. (Marxistische Bibliothek Bd. 23.) 
Wien-Berlin (1932). Verlag für Literatur und Politik. XXVII 
und 364 S., Preis: Gla. 6,— RM. 

Derselbe, Der Sozialismus in einem Lande. 
Eingeleitet und zusammengestellt von Kurt Deutsch. Berlin o.]. 
Verlag „Volkswille“ (Max Wnek). 20 S. Preis: 0,20 RM. 

Trotzki. Leo: Über Lenin. Material für einen Bio- 
Pepben: Mit drei Bildern. Berlin 1933. Verlag „Öffentliches 

ben“. 171 S. Preis: brosch. 1,50 RM.. Gla. 2,— RM. 

Vichniac, Marc: Lénine. Paris, Librairie Armand 
Collin, 1932, 267 S., Preis: brosch. 20,— ffr. 

Die große Leninausgabe kommt so langsam vorwärts und erscheint in so 
verschiedenartiger Reihenfolge, daß der Benutzer kaum den Überblick be- 
halten kann und das Ziel der Vollständigkeit des Materials auch für einzelne 
Partien noch nirgends erreicht ist. Große Lücken sind noch vorhanden für die 
Frühzeit 1894—99 (Bd. 1 und 2), dann für 1908 bis zum Ausbruch des Krieges 
(Bd. 11, 12 und 14—17) und für die spätere Zeit von der Oktoberrevolution 
bis zum Jahre 1920 ausschließlih und von 1921 bis 1924 (Bd. 22—24 und von 
Bd. 26 ab). Auch die Bände, die zur Revolution von 1905 in unmittelbarer 
Beziehung stehen, liegen noch nicht vollständig vor: Nach Bd. 7, der die An- 
fänge der Revolution bis zur Meuterei auf dem „Potemkin“ umfaßte, folgt 
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jetzt der neue Bd. 8, der zeitlich bis zum Ende des Jahres 1905 reicht und 
damit auch die erste Zeit nach der Rückkehr Lenins aus der Emigration um- 
faßt. Der anschließende Bd. 9 ist noch nicht erschienen, der zum Ende der 
Revolution hinüberleitet. 


Zum Technischen wäre zu bemerken, daß der Band, der als Ganzes eine 
sennae Kopie des entsprechenden Bandes der russischen Ausgabe darstellt, 
ieser Er durch ein inzwischen neu gefundenes Stück vermehrt wor- 
den ist. Den Quellenkritiker wird es interessieren, daß eine Reihe von un- 
gezeichneten Aufsätzen aus dieser Epoche, die man früher Lenin zugeschrie- 
ben und in die erste russische Gesamtausgabe aufgenommen hatte, inzwischen 
als nicht von Lenin stammend erkannt und eliminiert worden ist, Einige Er- 
gänzungen sind in dem dokumentarischen Anhang vorgenommen worden, wo 
= un um Aufsätze in deutscher Sprache, die im Text erwähnt werden, 
andelt. 


Das Kernstück des Bandes ist die zum ersten Male ins Deutsche über- 
setzte Broschüre Lenins: „Zwei Taktiken der Sozialdemokratie“. Lenin gibt 
hier im Zusammenhange mit dem dritten bolschewistischen Parteitag in London 
(Mai 1905) und dem entsprechenden Gegenkongreß der Menschewiken in 
Genf, gleichzeitig als Polemik gegen die übrigen politischen Gruppen, So- 
zialrevolutionäre, Liberale usw. eine Gesamtanalyse und -prognose der Re- 
volution, in der sich bereits die Erfahrungen der ersten Monate widerspiegeln. 
Bemerkenswert daran ist besonders die zugrundeliegende pessimistische Auf- 
fassung von der Möglichkeit einer proletarischen Revolution für den Augen- 
blik. Vielmehr wird der Charakter der Revolution und ihre Bedeutung im 
Sinne der marxistischen Entwicklungsgesetze als eine verspätete bürgerliche 
Revolution aufgefaßt. Die „demokratischen Umgestaltungen der politischen 
Ordnungen“, die durch die Revolution zunächst erreicht sind, und die damit 
verbundenen sozialökonomischen Umgestaltungen, die für Rußland notwendig 
geworden sind, bedeuten Lenin „an und für sich nicht nur keine Unterhöh- 
uns des Kapitalismus, keine Untergrabung der Herrschaft der Bourgeoisie“, 
sondern umgekehrt sollen sie „den Weg ebnen für eine breite und rasche 
europäische und nicht asiatische Entwicklung des Kapitalismus und damit zum 
ersten Male die Herrschaft der Bourgeoisie als Klasse ermöglichen“. Der 
Vorteil dieser bürgerlichen Revolution für das Proletariat liegt ebenfalls 
in der beschleunigten Entwicklung und Freimachung der Kräfte auf dem Wege 
zum modernen Kapitalismus. Interessant ist die im Anhang dieser Schrift 
auftauchende Frage der Klassen-Diktatur, die hier schon als eine notwendige 
Folge jeder Revolution bezeichnet wird. Im übrigen enthält der Band sehr 
viel Parteitagspolemik von minderem Interesse und Tagespublizistik, in der 
sich die fortlaufenden Ereignisse des Jahres 1905, des grollen Generalstreiks, die 
Moskauer Unruhen vom Oktober, die mit dem Oktobermanifest zusammen- 
hängenden Fragen und schließlich Lenins Tätigkeit nach der Rückkehr wider- 
spiegeln. Auch das erste Auftreten der Sowjets in Petersburg (.Rat der De- 
putierten der Petersburger Fabriken und Betriebe“, 26.113. Oktober 1905) wird 
von Lenin immerhin notiert, ohne daß er damit die künftige Bedeutung dieses 
„Lieblingskindes der Trotzki-Parvus-Gruppe“ für eine künftige Staatsumge- 
staltung erkennt. Dagegen muß hingewiesen werden auf eine Reihe von Maß- 
nahmen zur Umorganisation der Partei und Ausbreitung des Systems der 
Parteidisziplin. Es ist kein Zufall, daß aus dieser Zeit auch Lenins Aufsatz 
über die Notwendigkeit einer mit der Partei aufs engste verbundenen scdhö- 
nen Literatur stammt, der in den Diskussionen um das Jahr 1925 eine so 
verhängnisvolle Rolle gespielt hat. 


Die neu erschienenen Quellenbändchen aus der kleinen Leninbibliothek 
bringen in bewährter Aufmachung wieder eine Reihe von wichtigen Einzel- 
schriften Lenins auf Grund der deutschen Übersetzung der Gesamtausgabe. Bd. 2: 
Lenins Auseinandersetzung mit Kautsky über die marxistische Ausdeutung des 
Begriffs der proletarischen Revolution, zugleich eine Rechtfertigung der ersten 
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Maßnahmen der Räterepublik und den Versuch, für Einrichtungen wie die 
Räte, die zweifellos nicht aus dem Fundus der marxistischen Lehre stam- 
men, eine Rechtfertigung aus organischer Entwicklung aus Marxens Grund- 
gedanken darzustellen. Band 7: Eine Reihe von Artikeln aus der Kriegszeit, die 
sich mit der Schweizer Arbeiterbewegung im Verhältnis zum Kriege und den 
kriegführenden Staaten beschäftigen. Band 8: Eine brauchbare Zusammenstel- 
lung von Artikeln nicht zur Judenfrage, sondern zu den spezifischen Fragen 
der jüdischen Arbeiterbewegung in Rußland, Auseinandersetzungen mit den 
jüdischen Autonomiebewegungen (Rosa Luxemburg) und den angrenzenden 
Nationalitätenfragen. 


Als merkwürdiges Dokument der Leninphilologie wird ferner dem deut- 
schen Leser eine mit vielem Scharfsinn zusammengestellte Auswahl von 
Glossen Lenins geboten, die dieser gelegentlih der planmäßigen Lektüre 
Hegels in den Jahren 1914-16 aufgezeichnet hat. Der gegenwärtige Leiter 
des Marx-Engels-Lenin-Instituts, Adoratski, hat diese Glossen herausgegeben 
und mit einer erklärenden Einleitung versehen, in der besonders die Um- 
formung der Hegelschen Dialektik in die Marx-Leninsche hervorgehoben wird, 
die in diesen Tagesnotizen ihren Ausdruck finden soll. 


Die kleine Broschüre, die der Leninbund (Linke Kommunisten) heraus- 
gegeben hat, bringt eine Sammlung von Zitaten aus Leninschen Schriften 
und Reden, an denen nachgewiesen werden soll, daf Lenin selbst den 
Sozialismus in einem Lande für nicht realisierbar hielt: daher der klaffende 
Gegensatz des Leninschen Internationalismus („kein sozialistisches Rußland 
ohne Weltrevolution“) und Stalins Nationalbolshewismus (Zweiter Fünf- 
jahrplan führt zur klassenlosen Gesellschaft). Natürlih ist der Rahmen 
einer solchen Broschüre zu eng, um so entscheidende Fragen über das 
Mindestmaß apodiktischer Propaganda hinaus zu diskutieren. 


Die Memoirenliteratur über Lenin wird nicht bereichert durch das 
Trotzkishe Buch, das in deutscher Sprache bereits 1924 zum ersten Male 
ershienen ist und dem deutschen Leser im Zusammenhang mit der 
„Trotzki-Konjunktur“ nur von neuem ins Gedächtnis zurückgerufen werden 
soll. Der Verfasser selbst hat gegen die Neuherausgabe des Buches (das von 
G. Blumenthal ordentlich übersetzt ist) in Tageszeitungen protestiert und 
eine neue, reifere Studie über Lenin angekündigt. Es darf auch daran 
erinnert werden, daß die alte Broschüre schon durch Trotzkis „Mein Leben“, 
das ganz auf engsten Zusammenklang der Trotzkischen Laufbahn mit der 
Lenins abgestimmt ist, überholt war. Um so weniger läßt sich die Neu- 
herausgabe rechtfertigen. 


Für den Benutzer der Leninschen Werke wird der Mangel einer kritischen 
Biographie Lenins, die das neue Quellenmaterial schon in sich schließt, immer 
fühlbarer. Was bisher auf diesem Gebiete geleistet worden ist, kann nicht 
befriedigen, weder nach der psychologischen noch nach der geistesgeschicht- 
lichen Seite hin. Man ist auf die nüchternen offiziellen, aber exakten Darstel- 
lungen des Lebens Lenins. etwa in der neuen Auswahlausgabe der Leninschen 
Werke (vergl. Osteuropa VIII, H.3, 177 f.) angewiesen. Auch das eben er- 
schienene Buch eines bedeutenden russischen Politikers, des Generalsekretärs 
der verfassunggebenden Versammlung von 1917, das mit dem Anspruch auf- 
tritt, die „Leninlegende zu zerstören“, füllt die Lücke nicht aus. Es ist eine 
anziehend geschriebene Lebensbeschreibung, die vielleicht die einzelnen Mo- 
mente dieses Lebens plastisch hervortreten läßt, aber keine ernsthafte Vor- 
stellung von der gedanklichen organisatorischen Leistung des Führers der 
Bolschewisten gibt. Dieses Genre der historischen Belletristik ist auf Lenin 
angewandt nicht neu. Wir besitzen in den Büchern von Fülöp-Miller und 
Marcu etwa Gleichwertiges, wenn auch die Kompetenz eines Führers der russi- 
schen Sozialrevolutionäre für die Darstellung der Ereignisse um das Jahr 
1917 herum nicht bestritten werden kann. W. L. 


3l1 


Revolutions- und Gegenrevolutionsromane. 


Janowskyj, Juris: Vier Säbel. Übersetzung aus dem 
Ukrainischen von Hermann Peczenik und Roman Rosdolskij. 
Wien 1931. Prager-Verlag. 231 S. 


Janow, H.: Ataman Wolkow. Roman. Lengerich i. W. 1932. 
Verlag Bischof u. Klein. 372 S. Preis: 3,25; brosch. 4,50 RM. 


Der Roman von Janowskyj gehört zum Standardtyp der reichen 
russischen Revolutionsliteratur und trägt alle charakteristischen Merkmale 
dieser Art. Er schildert die Zeit der Partisanenkämpfe in der Ukraine, diese 
bereits sagenhafte Zeit, als die Partisanen mit ihren berühmten „Tatschanki“ 
(Karren), von irgendeinem der zahlreichen „Batjko“ — halb Freiheitsheld, 
halb Bandit — geführt, durch die Steppe flogen, ohne recht zu wissen, wofür 
und mit wem sie sich eigentlich schlagen, aber voll draufgängerischen Herois- 
mus, Brutalität und Lebenslust. — Der Roman steigert sich manchmal zum 
breitangelegten Epos, weist Stellen von echter bezwingender Lyrik auf, — 
aber seine Komposition ist locker, die Vielheit der Gestalten verwirrt den 
Leser, und man denkt unwillkürlih an die scharf pointierten Geschichten 
von Babel, der in knappster Form das elementare Wesen dieser improvi- 
sierten Reiterarmeen so scharf zum Ausdruck zu bringen verstand. 

Neu in diesem Zusammenhang erscheint der Schluß des Romans: In der 
Glut des Hochofens einer neuerbauten Fabrik treffen sih die legendären 
Recken, die ihren eigenen Ruhm überlebt haben — nur in den neuen Volks- 
liedern leben ihre Heldentaten weiter —, als einfache Arbeiter wieder; mit 
einem etwas forcierten Optimismus versuchen sie sich in die neue Lage ein- 
zufinden, zum Rädchen der großen Maschine zu werden: „Der Kopf denkt 
nicht. Es wirkt der Reflex. Und bald hat der Mensch sein Ih mit dem Kran 
vermählt.“ Es ist einer der wenigen Versuche, die Stürme der Bürgerkriegs- 
epoche ohne übliche Konflikte in den Aufbaujahren friedlich ausklingen zu 
lassen. — Die Übersetzung, krampfhaft bemüht, alle Nuancen des Originals 
wiederzugeben, greift manchmal zu seltsamen Wendungen: „Wunderbarer 
Herbst ist.“ Auch gelingt es nicht immer, den eigenartigen ukrainischen 
Humor in deutscher Wiedergabe frisch und leicht zu erhalten. 


Der „Ataman Wolkow“ von H. Jano w dagegen ist ein typischer Gegen- 
revolutionsroman — mit einem Schuß Sherlock Holmes, Romantik, Patriotis- 
mus, billiger Pathetik und mit dem verhängnisvollen Mangel der Gegen- 
revolution überhaupt — Mangel an jeglicher, auch noch so kümmerlichen 
ideologischen Grundlage. Warum dieser fabelhafte Held, ein in Moskau ge- 
borener deutscher Gardeoffizier, sih in das tollkühne Unternehmen stürzt 
und als Offizier der Roten Armee gefährlihe Propaganda treibt, ist nicht 
einzusehen: er ist weder Monarchist, noch Demokrat; es sei denn, er sehnt 
sich wirklich nur danach, den alten „Gorodovoj" wieder an der Straflenecke zu 
sehen (S. 92) und glaubt allen Ernstes, die jungen Offiziere wünschten sic 
nichts Besseres als wieder mit „Herr Fähnrich“ und „Herr Kapitän“ angeredet 
zu werden. Der Roman ist sehr flott und unterhaltend geschrieben und weist 
trotz Übertreibungen und Phantastereien eine bei diesem offenbar zu den 
a Ja gehörenden Verfasser erstaunliche Kenntnis des ASen, Ann 
land auf. .S. 


Geographie: Ostasien. 
Mänchen-Helfen, Otto: Drittel der Menschheit. Ein 
Östasienbud. Berlin. Verlag Der Bücerkreis G. m. b. H. 1932. 
195 S. Preis: 4,30 RM. 
Schultz, Arved: Das Ussuri-Land. Veröffentl. d. Geogr. 
Instituts der Albertus-Universität zu Königsberg i. Pr. N. F. 
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Reihe Geographie Nr. 5. Königsberg Pr. Verlag Gräfe u. Unzer. 
1932. 124 S. 16 Abb. Preis: 5,— RM. 


Die zusammenfassende, lebendige Darstellung der Probleme Ostasiens, 
wie sie Mänchen-Helfen in seinem Buch „Drittel der Menschheit“ gibt, 
ist gerade in diesem Augenblick von außerordentliher Wichtigkeit. Das 
Buch beginnt mit Aktuellstem, mit einem Kapitel über den Kampf um die 
Mandschurei. Japan annektierte dort ein zu 97 Prozent von Chinesen be- 
wohntes Land, in dem heute höchstens 50000 Japaner leben, die Landwirt- 
schaft treiben. Die beabsichtigte Ansiedlung japanischer Bauern ist in der 
Mandscurei nicht geglückt. Mänchen-Helfen erklärt den Eroberungskrieg 
Japans aus der Notwendigkeit eines Kampfes der feudalen Mächte um ihre 
hergebradte Stellung. Die Macht des Feudalismus wankt in Japan, die 
Klassen der modernen Gesellschaft werden stärker. Anders als dort war 
in China die Modernisierung mit unglaublich viel größeren Schwierigkeiten 
verbunden. In China scheiterte im Gegensatz zu Japan der Versuch einer 
Revolution von oben. Als Anhang zu einem Kapitel über „Die revolutionäre 
Intelligenz“ werden die Verhältnisse in Niederländisch-Indien beschrieben, 
um die Besonderheiten in dem Aufstieg der farbigen Rassen schärfer zu er- 
fassen. In den entsetzlihen Kriegen, in Barrikadenkämpfen streikender 
Industrieproletarier und in den Bauernaufständen, unter denen das 
menscenreiche China nun schon Jahrzehnte leidet, wandelt es sich zur glei- 
chen Zeit von Grund aus. Diesen Vorgängen in China gilt der größere, sehr 
ausführliche zweite Teil des Buches von M.-H. Der Verf. ist davon überzeugt, 
daß die chinesische Mauer zerschossen ist. Nach all den Einzelheiten, die er 
über Gewerkschafts-, Bauernbewegung, Industrialisierung usw. berichtet, 
kann man aber im Zweifel bleiben, ob der Entwicklungsgang, wie ihn die 
Marxisten prophezeien, über eine Kapitalisierung zu einer Proletarisierung 
führen aak oder ob nicht auch China wie Japan und Insulinde letzten Endes 
trotz einer gewissen äußeren technischen Angleichung an das kapitalistische 
Europa neue eigene Wirtschafts- und Kulturformen finden wird. 


Die Dringlichkeit derartiger Fragen über eine mögliche Sowjetisierung 
Ostasiens wird verschärft durch das unmittelbare geopolitische Interesse, das 
die Sowjetunion an den Vorgängen in diesen Gebieten nehmen muß. Mit 
dem Ussuri-Land grenzt das bolschewistishe Rußland direkt an die um- 
strittene Mandschurei. Hieraus ergibt sich die Aktualität der Arbeit von 
A. Schultz über diesen Teil des Fernöstlichen Gebietes. Das Buch., das nicht 
in dem Maße wie das vorher besprocene in der politischen Problematik des 
Fernen Ostens seine Begründung findet, ist eine wissenscaftlihe Landes- 
kunde, in welcher allerdings die Schilderung anthropogeographischer Ver- 
hältnisse wesentlich diejenige der natürlichen Landschaaftsfaktoren überwiegt. 
Die Kapitel über inneren Bau, Oberflächengestaltung, Klima, Pflanzen- und 
Tierwelt sind offenbar nicht mit dem gleichen Interesse geschrieben wie die 
anderen über Bevölkerung und Wirtschaft. Der Verf. betont im Vorwort, 
daf aus der Erwägung heraus, „daß die Darstellung einem Reisenden als 
Führer dienen könnte“, auf konkrete Tatsachen ein besonderes Gewicht ge- 
legt worden sei. Bei dem ersten Teil wie auch z. B. bei dem Abschnitt über 
die Eingeborenen des Ussuri-Landes und des Sichota Alin beruft sich Schultz 
mit Recht wiederholt auf die gründlichen Arbeiten des berühmten russischen 
Gelehrten Arsenjew, der lange Jahre in diesem Lande geforscht hat. Schultz, 
dessen Buch mit wertvollen eigenen photographischen Aufnahmen sowie mit 
einem Verzeichnis der deutschen und russischen Literatur versehen ist, gibt 
in einem Schlußwort eine knappe Schilderung der politischen Situation. Er 
fat zusammen, da das Ussuri-Land keine nordasiatisch-sibirische, sondern 
eine ostasiatische Landschaft sei, die für das russische Reich den Zugang zum 
eisfreien Hafen von Wladiwostok bildet und allein dadurch ihre besondere 
Bedeutung erhält. 
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Randstaaten. 


Losch, K. F. Otto: Litauen, eine wirtschaftsgeographisce 
Darstellung. Königsberg i. Pr. „Juniores“-Verlag. 1932. 1% S. 

Giere, Werner: Morphologie der estländischen Nord- 
küste. En ie des Geogr. Inst. der Albertus-Uni- 
versität zu Königsberg Pr. N. F. Reihe Okup Nr. 6. Königs- 
berg i. Pr. Verlag Gräfe u. Unzer. 1932. 119 S. 12 Abb. 8 Text- 
figuren. 1 Karte. Preis: 5,— RM. 


Nach den Arbeiten von M. Friederichsen und H. Mortensen erhält die 
Schrift von Losch ihre Berechtigung vor allem durch eine Fortführung der 
wirtschaftsgeographischen Daten auf den neuesten Stand. Durch die guten 
Beziehungen des Verf. zu den litauischen Behörden war ihm eine vollständige 
Erfassung des statistischen Materials möglich. Zweifellos hat eine derartig 
umfangreiche Darstellung dieses Materials in deutscher Sprache bisher ge- 
fehlt. Die Auswertung desselben ist jedoch als ungenügend zu bezeichnen. 
Die Arbeit Loschs beschränkt sich wesentlich auf eine etwas zusammenhang- 
lose Aufzählung von Zahlen zur Lage, Gröfte, Grenzen, zu Bevölkerung, 
Wirtschaft und besonders zum Außenhandel, schließlich zu den Verkehrs 
verhältnissen Litauens. Auf irgendeine innere Verknüpfung, auf Erklärun- 
en dieser ertötenden Zahlenmengen wird weitgehend verzichtet. Die 

apiteleinteilung, Anthropogeographie, Wirtschaft, Außenhandel, Verkehrs 
verbältnisse ist in dieser Hinsicht absolut zufällig. 

Gieres Arbeit über die estländishe Nordküste, die nicht am Geo- 
graphischen Institut in Königsberg, sondern bei Professor Meinardus in 
Göttingen entstanden ist, ist vielleicht weniger eine Morphologie — wie der 
Titel besagt — als eine Morphographie der südlichen Festiandsbegrenzuat 
des Finnischen Meerbusens. Es handelt sich um eine Untersuchung der wid- 
tigsten Faktoren und der Arbeitsvorgänge, die auf die Gestaltung der als 
„Glint“ bekannten Steilstufe am Nordrand der russischen Tafel einwirken. 
Auf eine genetische Erklärung der Verschiedenheit der Küstenabschnitte so- 
wie auf eine Stellungnahme zu der Frage, ob der Glint und somit der Süd- 
rand des Finnischen Meerbusens als Verwerfungsrand oder als Landstufe auf- 
zufassen sei, wird verzichtet. Diese „morphologischen“ Fragen sollen in einer 
späteren Arbeit des Verfassers evtl. behandelt werden. Die Fülle der Einzel- 
beobacdhtungen kann hier nicht besprochen werden. Seltsam erscheint mir 
vor allem die zusammenfassende Behauptung, daß der Glint, sobald er durd 
Hebung der Meeresabrasion entrückt ist, einen Gleichgewictszustand dar- 
stellen soll. W. St. 


Eingegangene Bücher: 

Dokumente zur Weltpolitik der Nachkriegszeit. Eine Quellen- 
sammlung für den akademischen Unterricht und die politische Praxis. In 
Gemeinschaft mit W. Bertram herausgegeben von Otto Hoetzsch. Heft 6: 


Der europäische Osten. Leipzig und Berlin. Verlag B. G. Teubner. 195. 
135 S. Preis: 2,80 RM. 


Jakobson, Michael: Die russishen Gewerkschaften, ihre Entwid- 
Ling, ihre Zielsetzung und ihre Stellung zum Staat. Berlin. Verlag 
R. L. Prager. 1932. XII, 188 S. Preis: 450 RM. 


Visuotinis Lietuvos. Zemes Ukio SuraSymas. 1950. Vytauto Didžiojo 
— metai gruodžio men. 30 d. IV tomas. (Recensement Agricole en Lithuanie. 
Le 30 décembre 1930. IV v.) Kaunas. Zentralstatistishes Büro. 1932. 83 S. 
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Verantwort!. für den redaktionell. Teil: Dr. Klaus Mehnert, Berlin; für den Anzeigentell: Erich 
Werner, Königsberg Pr. Verlag: Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H.. Königsberg Pr., Hansaring 6 
Ferospr.: Sammelnummer 34422. Druck: Ostpreuß. Druckerei u. Verlagsanstal' A.-G., Königsberg IT- 
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8. Jahrgang Heft 6 März 1933 


INHALT: 


ARTHUR LUTHER: Goethe in Rußland 
ROBERT BLUMENFELD: Leningrader Kommunalwirtschaft 320 
HAKIM BEY: Zeitungsgeschichte Turkestans 


W.KUTSCHABSKY: Allgemeine Ergebnisse der zweiten Volks- 
zählung in Polen 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


II. Die Vorbereitung des zweiten Fünfjahrplans 
von ROBERT SCHWEITZER 


Der neue Band 11 
der „Quellen und Auffäbe zur rufihen Gefchichte” 
Herausgegeben von Profeffor Dr. Karl Stählin 


Dobjedonoszew 


Der Staatsmann der Kealtion 
unter Alexander III. 


Bon Dr. Sriedrih Steinmann und Dr. Elia HYurwicz 
80, VIII und 284 Geiten und eine Abbildung. Behbeftet RM.6,80 


Selten hat ein ruffifher Staatsmann in fo hohem Mafe die Aufmertfamteit 
feiner Zeit auf fi gelenkt, wie diefer Minifter dreier Katfer. Nod zu feinen 
Lebzeiten — Pobjedonogzew ftarb 1907 — umwob die Jama thn mit unzähligen, 
mitunter ganz phantaftiihen Legenden, wie fie fid ähnlih nur nod einmal mit 
dem geheimnisvollen Rafputin befhäftigt haben. 

Der für Die ganze Innenpolitif Aleranders III. tonangebende PBobiedonoszemw 
findet in diefer Deröffentlihung zum erftenmal eine eingehende und obfeltive 
Würdigung. Zugleih wird fein Denten und Handeln in einer nah den 
einzelnen Wirfungsperioden geordneten Interefjanten Auswahl feiner Briefe 
plaftifh vor uns ausgebreitet. Ste zeigt auch, wie unbeilvoll fein Einfluß auf 
den Bater des legten Zaren war. Als DOberprofuror des Heiligen Spnods 
war eg Bobjedonoszcw, der die Entwidlung der autofratifchen ruffifhen Innen» 
politi? zu einer allmählihen konftitutionellen Regierung, zu einer Sefundung 
des Landes vereitelte, ald Alerander Ill. den Thron beftieg. So wurde das 
euer der revolutionären Bewegung wieder entfaht und ift feitdem nicht wieder 
erlofhen. Hier begegnen wir zum erftenmal dem Namen Lenin! 
Tirgends jedenfalls wird die Fragil der Befhihte, und zumal der ruffifchen, 
deutlicher als in Diefem von ehrlichfter Überzeugung getragenen Leben und 
Wirken. Für den Ddeutfhen Botfhafter v. Schweintg war der Oberproßuror 
die interefiantefte Perfönlichkeit des neuen Regimes, aber er verbinde die Welt- 
anfhauung des 13. Jahrhunderts mit dem Wiffensfhat des 19., und das 
Ergebnis diefer abfonderlihen Kombination fef Unproduftivität! 


Oft-Europa-derlag / Königsberg Pr. und Berlin W. 35 


Goethe in Rußland. 


Von Arthur Luther. 
Von der Erlen, auf dreizehn Bände berechneten Goethe- 


Ausgabe des Moskauer Staatsverlags liegen die beiden ersten 
Bände vor, leider, wie fast alle neueren russischen Bücher, auf 
miserablem Papier recht unsauber gedruckt. Sieht man aber 
von diesem äußeren Schönheitsfehler ab, so muß man rück- 
haltlos anerkennen, daf hier eine ganz außerordentliche Kultur- 
arbeit geleistet worden ist, und man kann nur wünschen, d 
das große Werk recht bald und ebenso Bun zum Abschluß 
gebracht werde. Als Herausgeber zeichnen L. B. Kamenew, 
A. W. Lunatscharskij und M. N. Rosanow. Man darf wohl an- 
nehmen, daß die eigentliche Arbeit von dem letztgenannten, dem 
greisen Altmeister der russischen Neuphilologie, geleistet worden 
ist, während Kamenew kaum mehr als seinen Namen hergegeben 
haben dürfte und Lunatscharskijs Aufgabe vor allem darin be- 
stand, die Tatsache, daß der Sowjetstaat Goethes Werke heraus- 
gibt, vom marxistischen Standpunkt zu rechtfertigen. 

Dieser Rechtfertigung dient die 78 Seiten umfassende Ein- 
leitung. Ohne weiteres wird zugegeben, daß ein großer Teil der 
Mitarbeiter nicht marxistisch eingestellt sei. „Dadurch erscheint 
unsere Ausgabe nur als Vorbereitung zu der vollkommen 
marxistischen Ausgabe, die einmal bei uns oder eher noch im 
erneuerten Sowjetdeutschland das Licht der Welt. erblicken 
wird.“ Es schließt sich daran eine Charakteristik Goethes, die 
im wesentlichen den Spuren Engels’ folgt, mit gelegentlichen 
Seitenhieben gegen die „bourgeoisen“ und „idealistischen“ _ 
Goetheforscher (am schlimmsten kommt dabei Friedrich Gundolf 
weg). Goethes „gigantische Bedeutung“ wird darin gesehen, daß 
seine vollkommensten Schöpfungen das Beste sind, was der 
menschliche Genius auf dem Gebiete der Dichtung zwar noch 
nicht im Geiste eines völlig ausgearbeiteten dialektischen Ma- 
terialismus, aber doch aus einem diesem sehr nahe kommenden 
Gesichtspunkte hervorgebracht habe. Ein vollkommener dialek- 
tischer Materialist sei Goethe aber nicht gewesen, dazu hätte er 
noch einige Schritte vorwärts machen müssen, die er jedoch, be- 
fangen im bürgerlichen Denken und politisch auf dem rechten 
Flügel der Bourgeoisie stehend, nicht machen konnte. Er betrat 
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den Weg der Konzessionen und Kompromisse — gemeint ist 
Weimar und alles, was damit zusammenhängt — und suchte zu- 
gleich eine Welt zu schaffen, in der die Schönheit unabhängig 
von der häßlichen Wirklichkeit herrschte — Goethes Klassizis- 
mus. Merkwürdigerweise aber enthalten seine Werke, wenn 
auch aus dem Kompromiß entstanden, ungeheure Kulturwerte. 
spiegeln das Edelste und Revolutionärste wider, was die 
Bourgeoisie überhaupt zu geben vermochte, ja, in seinem 
sozialen Denken gelangte Goethe, über die Etappe der poli- 
tischen Revolution hinweg („was historisch gesehen. entsetzlich. 
ja einfach schmachvoll ist®), zu einer gewissen Ahnung der nad- 
apitalistischen Formen der menschlichen Gesellschaft, d. h. des 
Sozialismus („Solch ein Gewimmel möcht ich sehn... .“). 


Zum Schluß heißt es dann: „Goethe wird nie am Himmel 
des Proletariats als Sonne aufgehen. Diese Sonne hat zu viele 
Flecken. Aber das Proletariat wird auch nie mechanisch das 
Positive und Negative bei Goethe auseinanderhalten. Goethe 
ist interessant in seiner Ganzheit, mit seiner sozialen Krankheit. 
die aus den Verhältnissen sich notwendig ergeben mußte. Einen 
absoluten Goethe-Kultus wird es auch nach dem endgültigen 
Siege des Sozialismus nicht geben. Auch dann wird wie heute 
Goethe eine sehr interessante Kulturerscheinung bleiben, ein 
Mann, der große Schwächen in seiner sozialen Praxis zeigte. weil 


seine Umgebung noch nicht genügend entwickelt war, ein Mann, 


der es zuließ, daß die praktische Jämmerlichkeit seines Ver- 
haltens auch sein Schaffen beeinflußte. Aber wie konnte es aud 
anders sein? Trotz aller, oft sehr tiefen Antithesen waren Leben 
und Schaffen bei Goethe dennoch eins. Und derselbe Goethe, der 
alle Kräfte seines gewaltigen Genies darauf konzentrierte, sic 
ein Asyl zu schaffen, in das er vor der richtig erkannten Tri- 
vialität seiner Umgebung flüchten konnte, dieser Goethe hat im 
Bereiche des Denkens und Gestaltens so Außerordentliches er- 
reicht, daß kein anderer Mensch nicht nur in Deutschland (den 

rößten Deutschen nennt ihn Engels), sondern auch in Europa 
fim gleichkommt.“ 


Es hat natürlich keinen Sinn, sich hier in eine Diskussion 
über dieses Goethe-Bild einzulassen. Das offizielle Rußland 
von heute kann Goethe gar nicht anders sehen. Weit weniger 
aber macht sich dieser offizielle Standpunkt in den Einleitungen 
zu Goethes Lyrik, den nn und den Epen bemerkbar. 
die sämtlich von A. Gabritschewskij stammen. Hier finden sic 
sehr viele feinsinnige Bemerkungen über Goethes Art zu sehen. 
seine Sprache, seinen Stil, seine Kunst der Charakteristik. Ganz 
Baar wird zum Beispiel der Aufbau von „Hermann und 
Dorothea“ analysiert, wobei es zum Schluß heißt: „Wie man auch 
über den Gegenstand der Dichtung denken möge, als Kunstwerk 
wird sie immer ein erhabenes Vorbild höchster klassischer Kunst 
bleiben, das in seiner Verknüpfung von Schlichtheit und Fülle 
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an die größten Schöpfungen der Meister der Renaissance, Raffael 
und Tizian, erinnert.“ 

Der Hauptwert der Ausgabe liegt aber selbstverständlich in 
den Übersetzungen von Goethes Dichtungen. Der erste Band 
bringt Goethes Lyrik, und zwar nicht weniger als 722 Gedichte, 
von denen 444 bisher noch nie in russischer Übersetzung erschie- 
nen waren. Unter diesen 444 befinden sich: „Mit einem gemalten 
Band“ („Kleine Blumen, kleine Blätter“), „Das Veilchen“ (!), 
„Hans Sachsens poetische nn „An Frau v.Stein“ („Warum 
gabst du uns die tiefen Blicke“), „Ilmenau“ (!), TReni Sebus“ (!), 
„Epilog zu Schillers Glocke“, „Die erste Walpurgisnacht“, und 
Indlich der größte Teil des „Westöstlichen Divan“, aus dem 
hier 272 Gedichte aufgenommen sind, während die alte Ger- 
belsche Goethe-Ausgabe nur 14 Gedichte aus dem Divan bringt. 
Und unter den neuen Divan-Gedichten finden sich solche Stücke 
wie „Volk und Knecht und Überwinder“, „Locken, haltet mich 
gefangen“, „Was bedeutet die Bewegung“, „Ach, um deine feuch- 
ten Schwingen“ usw. 


Interessant ist der Vergleich der russischen Auswahl mit 
irgendeiner deutschen, z. B. der ausgezeichneten von Ewald 
Bouce (Leipzig, Bibliographisches Institut). Wir finden in der 
russischen Ausgabe rund hundert Gedichte, die bei Boucke 
fehlen; fast ebensoviel Gedichte, die Boucke hat, sind aber in 
der russischen Ausgabe nicht vorhanden. Hier wie dort handelt 
es sich fast durchweg um weniger Bedeutendes; trotzdem fallen 
einige Lücken der russischen Ausgabe doch auf. Es fehlen z. B. 
„Legende vom Hufeisen“, „Vanitas! Vanitatum vanitas!“, „Offene 
Tafel“, „Ergo bibamus“, „Der Rattenfänger“, „Ritter Kurts 
Brautfahrt“, „Klagegesang der edlen Frauen des Asan Aga“, 
„Cupido, loser eigensinniger Knabe“ u. a. Jedenfalls aber zeigen 
diese Lücken, daß die Auswahl durch keinerlei politische Ten- 
denzen bedingt war. 


Der zweite Band bringt die frühen Lustspiele, Singspiele 
und Dramenfragmente und die Epen. Zum erstenmal in russi- 
scher Sprache erscheinen hier: „Mahomet“, „Prolog zu den 
neuesten Offenbarungen Gottes“, „Pater Brey“, „Hanswursts 
Hochzeit“, „Claudine von Villa Bella“, „Der ewige ne und 
„Das Tagebuch“. Ohne ausreichenden Grund weggelassen sind 
„Die Laune des Verliebten“, obgleich schon eine ältere Über- 
setzung vorhanden ist, und die „Achilleis“, die zu übersetzen ein 
Verdienst gewesen wäre. 


Fast alle Übersetzungen sind neu. Von den mehr als 700 Ge- 
dichten sind nur 48 in alten Übersetzungen gegeben. Allerdings 
sind das auch klassische Meisterwerke, wie vor allem „Der Gott 
und die Bajadere“ und „Die Braut von Korinth“ von Alexej 
Tolstoj, wohl die schönsten Übertragungen Goethescher Verse in 
irgendeine Sprache; dazu kommt weiter der berühmte „Erlkönig“ 
von Shukowskij, einiges von Tiutshew und die herrlichsten 
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Schöpfungen Goethescer Lyrik von Feth: „Neue Liebe, neues 
Leben“, „Auf dem See“, „Wanderers Nachtlied“ („Der du von 
dem Himmel bist“), „Harzreise im Winter“, „Der Fischer“, 
„Grenzen der Menschheit“; auch „Hermann und Dorothea“ ist 
in der alten Übersetzung von Feth abgedruckt; die Herausgeber 
konnten sich nicht entschließen, sie trotz mancher Schwächen 
durch eine neue Arbeit zu ersetzen, da ihre großen Vorzüge 
kaum zu überbieten gewesen wären. „Diese Vorzüge sind die 
außerordentlich gesättigte poetische Sprache die kongeniale Er- 
fassung des „Geistes“ des Originals, nämlich der eigenartigen 
Verbindung epischer Feierlihkeit und Fülle mit liebevoll- 
lebendiger Detailmalerei, und endlich die besonders glückliche 
Wiedergabe der lyrischen Partien.“ Feths „Faust“ (er war der 
erste, der den zweiten Teil der Tragödie vollständig übersetzte) 
wird dagegen wohl kaum neugedruct werden. 


Unter den neuen Übersetzern begegnen wir einigen der 
bedeutendsten Dichter der älteren Generation, wie der in- 
zwischen längst nach Italien emigrierte Wiatscheslaw Iwanow 
(„Prometheus“) und M. Kusmin (Teile des ‚„Westöstlichen 
Divan“, „Das Tagebuch“), und zahlreichen jüngeren Kräften, 
unter denen sich besonders der früh verstorbene S. Sajaizkij 
(„Jägers Abendlied“, „Totentanz“, „Das Veilchen“, „Der getreue 
Eckart“, „Die Mitschuldigen“), S. Solowjow („Alexis und Dora“, 
„Bei Betrachtung von Schillers Schädel“, „Epilog zu Schillers 
Glocke“, „Vier Jahreszeiten“), S. Scherwinskij („Römische Ele- 


gien“, fast der ganze „Divan“, „Die Geheimnisse“) auszeichnen. 


Natürlih sind nicht alle neuen Übersetzungen gleichwertig. 
Aber sie bedeuten dennoch durchweg einen sehr großen Fort- 
schritt gegenüber den älteren Übersetzungen. Vor allem war 

rößte Genauigkeit im Inhaltlichen und im Formalen das Ziel, 

as man anstrebte. Man wollte keine „russischen Gedichte nach 
Motiven Goethes” schaffen, sondern Goethes Gedichte wirklich 
wiedergeben (vozsozdat) — unter Berufung auf Goethes 
eigene Worte im Westöstlichen Divan, seine Gegenüberstellung 
der „parodistischen“ Übersetzungsweise, die „sich in die Zustände 
des Auslandes zwar zu versetzen, aber eigentlich nur fremden 
Sinn sich anzueignen und mit eignem Sinne wieder darzustellen 
bemüht ist“, und. der „letzten und höchsten“ Stufe der Kunst. 
„derjenigen nämlich, wo man die Übersetzung dem Original 
identisch machen möchte, so daß eins nicht anstatt des anderen. 
sondern an der Stelle des andern gelten solle“. Wenn Goethe 
dann fortfährt: „Diese Art erlitt anfangs den größten Wider- 
stand; denn der Übersetzer, der sich fest an sein Original an- 
schließt, gibt mehr oder weniger die Originalität seiner Nation 
auf, und so entsteht ein Drittes, wozu der Geschmack der Menge 
sich erst heranbilden muß — so trifft auch das für manche der 
neuen russischen Übersetzungen seiner Gedichte zu: sie wirken 
gekünstelt und schwerfällig. Aber das gilt doch nur für einen 
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anz geringen Teil; die meisten zeugen von einer so liebevollen 

ertiefung in Goethes Sprache, sein Denken und Fühlen, von 
einem so eifrigen Bemühen, alles, auch das Geringste und Letzte, 
wiederzugeben, daß man von dem hier Geleisteten wirklich nur 
mit Bewunderung reden kann. Es ist, als hätten die Nachdichter 
über ihrer Arbeit die harte Gegenwart vergessen wollen, als 
wären sie aus den Nöten der Zeit zu Goethe geflüchtet, — mit 
anderen Worten: sie hätten dasselbe getan, was Lunatscharskij 
Goethe zum Vorwurf macht. 


Allerdings setzt diese neue Übersetzungskunst — vor allem 
der oben genannten Dichter, denen noch B. Jarcho („Hans Sach- 
sens poetische Sendung“, „Reinecke Fuchs“) zu gesellen ist — die 
ganze Entwicklung der russischen dichterischen Sprache und die 
Auflockerung der schulmäßigen russischen Metrik durch Dichter 
wie Alexander Block und seine Jünger, sowie die sprachmelodi- 
schen Untersuchungen Andrej Belyjs voraus. Die Knittelverse 
des ae so wiederzugeben, wie das in der Über- 
setzung von G. Antokolskij hier der Fall ist, wäre vor zwanzig 
Jahren nicht denkbar gewesen. Und wie glänzend ist das ge- 
spreizte Pathos der Esther-Tragödie im „Jahrmarktsfest zu 

lundersweilern“ (übersetzt von M.Losinskij) getroffen, wie ist 
in den „Mitschuldigen“ (übersetzt von Sajaizki 5 bei aller Flott- 
heit des Alexandriner-Dialogs das leicht Verstaubte dieses Rokoko- 
Humors zu spüren! Ebenso wird S. Solowjow dem leidenschaft- 
lichen Pathos der „Marienbader Elegie“ und der Feierlichkeit 
des Glocken-Epilogs vollkommen gerecht, und daß ein so feiner 
Stilkünstler wie M. Kusmin wie kaum ein zweiter berufen er- 
scheint, die preziöse Grazie des „ITagebuchs“ wiederzugeben, 
brauchte eigentlich gar nicht erst gesagt zu werden. 


Noch einmal: es ist auf das lebhafteste zu wünschen, daß diese 
russische Goethe-Ausgabe bald zum Abschluß gelangt und daf 
die folgenden Bände sich auf der Höhe der ersten halten. Daß 
die großen Versdramen geeignete Übersetzer gefunden haben, ist 
nicht zu bezweifeln. Ob man vorurteilsfrei genug sein wird, die 
prachtvolle „Iphigenie"” des Groffürsten Konstantin neu zu 
druken? Die Hauptschwierigkeit dürfte aber erst mit Goethes 
Prosa kommen. Man kann gespannt sein, wie es den Russen 
gelingen wird, den so verschiedenartigen Rhythmus des Werther 
und der „Briefe aus der Schweiz“ einerseits, der „Wahlverwandt- 
schaften“ und der „Novelle“ andererseits wiederzugeben. 


Mag das Bild, das sich das offizielle Rußland heute von 
Goethe macht, uns noch so fremdartig anmuten, — wichtig ist 
schließlich nur das eine: daß auch das neue Rußland mit Ehr- 
furht und Bewunderung zu diesem Bilde emporschaut. Und 
indem die neue russische Ausgabe dem Leser das Werk Goethes 
in einer so reichen Fülle und einer so getreuen Wiedergabe ver- 
mittelt, wie nie bisher, gibt sie ihm auch die Möglichkeit. sich 
sein eigenes Urteil über den Großen zu bilden. 
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Leningrader Kommunalwirtschaft. 


Von Robert Blumenfeld, 
ehemaligem Rechtsbeirat des Deutschen Generalkonsulats 
in Leningrad. 


Die städtische Wirtschaft. 


St. Petersburg, die Hauptstadt des Zarenreiches, gehörte 
zweifellos zu den glänzendsten Residenzen Vorkriegseuropas. 
Auc das Erwerbsleben bewegte sich in verhältnismäßig ruhigen 
Bahnen, denn die Verdienstmöglichkeiten waren entschieden 
leichter als in den westlichen Ländern und die Lebenshaltungs- 
kosten niedriger. Der Ausländer in gehobener Stellung, der 
ebenso wie die Angehörigen der herrschenden und wohlhabenden 
russischen Bevölkerungsschichten sich nur in den gepflegten 
Straßen des Stadtkerns bewegte, kannte das wahre Gesicht des 
„nordischen Palmyra“ nicht, dieses wahre Gesicht, dessen wenig 
verlockende Züge nicht nur in den entlegeneren Stadtbezirken 
zum Vorschein kamen, sondern auch dicht neben den Palästen und 
Prunkwohnungen. Die Hauptstadt des russischen Weltreichs war 
eine Stadt ohne Trinkwasserversorgung, ohne Kanalisation, mit 
einer bis auf wenige Hauptstraßen völlig unzulänglichen Straßen- 
beleuchtung und Pflasterung, mit ganz rückständigen öffentlichen 
Verkehrsmitteln: das recht dürftige Strafßenbahnnetz hatte man 
erst seit 1907 auf elektrischen Betrieb umzuleiten begonnen. 
Autobusse und Autodroschken kamen als nennenswerte Beför- 
derungsmittel nicht in Frage und im Straßenbild herrschte neben 
den herrschaftlihen Wagen die Pferdedroschke, der „Iswosc- 
tschik“ vor, mit der man die nicht unbeträchtlichen Entfernungen 
allerdings verhältnismäßig rasch und billig bewältigen konnte. 
In dieser Stadt mit ihren denkbar ungesunden klimatischen Ver- 
hältnissen gab es im dichtest besiedelten Stadtkern am linken 
Ufer des Hauptarms der Newa nur wenig Anpflanzungen. Neu- 
zeitlich ausgestattet waren nur die großen Wohnungen. Die 
kleineren Wohnungen, zumal in den älteren Häusern des Stadt- 
kerns, waren typische „Armeleutewohnungen“. Erst in den 
letzten Vorkriegsjahren wurde hauptsächlich in den Außen- 
bezirken eine Reihe von Häusern mit freundlicheren Kleinwoh- 
nungen errichtet. Kurzum, die städtische Wirtschaft der Zaren- 
residenz war ein recht eindringliches Beispiel dafür, wie sehr den 
herrschenden Klassen soziale Gesinnung und Verständnis für die 
berechtigten Interessen breiter Volksmassen fremd war. 

Die Revolution fand ein durch drei Kriegsjahre noch 
mehr heruntergewirtschaftetes Stadtwesen vor. Auch hier sollte 
vor allem reiner Tisch geschaffen werden durch die Ausmerzung 
der Hausbesitzerklasse, die in der bisherigen Stadtverwaltung 
eine maßgebende Rolle gespielt hatte. Das Dekret vom 
20. August 1918, das die entschädigungslose Enteignung des Haus- 
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besitzes aussprach, war hier bereits Ende 1918 restlos verwirk- 
licht. Die Rolle der Hausbesitzer übernahmen Beamte des Kom- 
missariats für Stadtwirtschaft, die Hausverwalter genannt wurden 
und die in der Regel mehrere Häuser zu betreuen hatten, die 
oft weit entfernt voneinander lagen. Die neben den Hausver- 
waltern bestehenden Mieterräte (domkombedy) sollten als Ver- 
treter der proletarischen Mieterkreise vor allem dafür sorgen, 
daß die behördlichen Anordnungen hinsichtlich der Lebensmittel- 
zuteilung, der allgemeinen Arbeitspflicht, des herrenlosen Eigen- 
tums und sonstige Maßnahmen aus dieser Zeit des Bürgerkrieges 
und der Hungerblockade in wahrhaft revolutionärem und prole- 
tarischem Geiste ausgeführt wurden. Proletarische Zwangsmieter 
nahmen nicht nur die verlassenen Wohnungen geflüchteter oder 
umgekommener Klassenfeinde ein, sondern auch ortsanwesender. 
Es war die Zeit, wo alles darauf abzielte, die von der gestürzten 
Klasse angesammelten Güter der nunmehr herrschenden Klasse 
zuzuwenden. Neubauten hatte man seit Kriegsausbruh nicht 
mehr in Angriff genommen, halbfertige Bauten nicht zu Ende ge- 
führt. Die Stadt, in nächster Nähe der finnischen und estnischen 
Grenze gelegen und bei der vollkommenen Zerrüttung des Trans- 

ortwesens in ihrer Lebensmittelversorgung auf das äußerste 
Fedrok. verödete zusehends. Die Straßen wurden nicht mehr be- 
leuchtet, das StraRenpflaster nicht mehr erneuert und manche 
einst belebte Strae bewuchs mit Gras. Die Häuser und Woh- 
nungen konnten in Ermangelung von Brennstoff überhaupt nicht 
mehr beheizt werden, Holzhäuser wurden straßenweise als 
Brennholz verwendet. Wasserleitungen und Heizungsanlagen 
froren in der kalten Jahreszeit ein, in den meisten Behörden und 
Wohnungen, sogar in Theater- und Konzertsälen sank die Tempe- 
ratur unter den Gefrierpunkt. „Unnütze“ Stilmöbel und wert- 
volle Büchereien wurden verheizt, Straßen und Plätze glichen 
Rutschbahnen. Die Einwohnerzahl ging von 1916 bis 1920 infolge 
von Abwanderung und Seuchen um 1,5 Millionen, d. h. um 62 %, 
auf etwa 700000 zurück, den Stand der 70er Jahre des 19. Jahr- 
hunderts. Die NEP leitete auch auf stadtwirtschaftlichem 
Gebiet, vor allem in der Haus- und Wohnungswirtschaft, einen 
erfreulichen Umschwung ein. An Stelle der bisherigen, rein 
bürokratischen Verwaltungsmethoden, die restlos versagt hatten, 
trat jetzt die persönliche Beteiligung der zunächst interessierten 
Kreise. Bereits Ende 1921 wurde die Bewirtschaftung der Häuser 
den sogenannten Mietergenossenschaften (Shilischtschnyje towa- 
rischtschestwa) übertragen, die sich aus sämtlichen wahlberech- 
tigten Hauseinwohnern zusammensetzten. In der allerersten Zeit, 
als es grundlegende Wiederaufbauarbeit in kürzester Frist zu 
leisten hieß nahm man es mit der Wahlberechtigung nicht sehr 
genau und lief sogar die ehemaligen Hausbesitzer zu” Hatte man 
in den letzten Zeiten des Kriegskommunismus bereits die Unent- 
geltlichkeit einer Reihe kommunaler Dienstleistungen eingeführt 
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(Straßenbahnfahrten, Wohnungen, Beleuchtung) sowie die unent- 
geltliche Lebensmittelbelieferung im Rahmen des Kartensystems. 
so mußte nunmehr mit größtem Nachdruck der entgegengesetzte 
Grundsatz durchgeführt werden. Die Mietergenossenschaften 
mußten aus den Mietserträgen, die ihnen zuflossen, die laufenden 
Unterhaltungskosten bestreiten und überdies Instandsetzungs- 
arbeiten ausführen, deren Art und Umfang von der zuständigen 
Verwaltungsstelle bestimmt wurde. Da die Mietssätze in diesen 
Ja iren für die Mehrheit der Mieter außerordentlich niedrig ge- 

alten waren, erhielten die Mietergenossenschaften kurzfristige 
Kredite von den inzwischen ins Leben gerufenen Kommunal- 
banken. In diesen verhältnismäßig ruhigen Jahren des Wieder- 
aufbaus hat eine ganze Reihe Mietergenossenschaften fraglos 
Tüchtiges geleistet. Verhältnismäßig schnell waren die drückend- 
sten Schäden der ersten Revolutionsjahre beseitigt worden, 
Wasserleitung und Zentralheizung versahen wieder ihren Dienst, 
und in Einzelfällen konnten selbst Innen- und Schönheitsrepara- 
turen auf Kosten der Genossenschaft vorgenommen werden. 
Nach der großen Überschwemmung im September 1924, die dem 
Straßenpflaster besonders übel mitgespielt hatte, bemühte man 
sich eifrig um möglichst schnelle Beseitigung der Verwüstungen. 
Die Stra A ea rare wurde nicht nur instand gesetzt, sondern 
EUR baul und verbessert. Besonders erfreulich war die beinahe 
völlige Instandsetzung der herrlichen Graniteinfassung des 
Hauptnewaarms. 


KommunalwirtschaftundIndustrialisierung. 


Diese langsame Wiederaufbautätigkeit, für die nur kärgliche 
Mittel bereitgestellt wurden, erwies sich auferstande, die unge- 
heuren Aufgaben zu bewältigen, die im Gefolge der stürmisch 
durchgeführten Industrialisierung auftraten. Leningrad, das bis 
tief in die NEP hinein keine Wohnungsnot gekannt haite, war 
1927/28 wieder bei einer Bevölkerungsziffer von etwa 1%; Mil- 
lionen angelangt. Der Bevölkerungszustrom hielt in 
steigendem Maße an, die Beanspruchung aller städtischen Ein- 
richtungen nahm in besorgniserregender Weise zu, die in der 
großen Mehrzahl nur notdürftig instand gesetzten Häuser wurden 
immer dichter besiedelt und die Bautätigkeit bewegte sich in den 
allerbescheidensten Grenzen. 


Je mehr die Durchführung der Industrialisierungspläne zur 
Regierungsaufgabe schlechthin wurde, desto mehr begann man 
an maßgebender Stelle einzusehen, daß die stark zurück- 
gebliebene Kommunalwirtschaft energisch gefördert werden 
müßte. Mitte 1931 wurde der Unionsregierung ein besonderer 
Oberster Rat für Kommunalwirtschaft angegliedert und den ein- 
zelnen Buutdesrepubliken aufgegeben, besondere Volkskommis- 
sariate für Kommunalwirtschaft zu schaffen. In der RSFSR trat 
an die Spitze des neugebildeten Kommissariats (abgekürzte Be- 
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zeichnung Narkomcos) der langjährige Vorsitzende des Lenin- 
Era Rats Nikolai Komarow. Am 3. Dezember 1931 erliefßen 
ie höchste Partei- und die höchste Regierungsstelle der Union 
einen gemeinschaftlichen Aufruf an die entsprechenden Lenin- 
grader Stellen, in dem auf die Notwendigkeit hingewiesen 
wurde, Leningrad, die Wiege der proletarischen Revolution, in 
kürzester Zeit zu einer sozialistischen Musterstadt auszubauen: 
über 100 Millionen wurden angewiesen für Wohnungsbauten, in 
erster Linie für die Industriearbeiterschaft, den Ausbau des 
Straßenbahnnetzes, der Kanalisations- und Wasserversorgungs- 
anlagen usw. Die sofort in Angriff genommene Ausarbeitung 
der Einzelheiten des Bauprogramms beanspruchte mehrere Mo- 
nate. Sehr schwierig erwies sich die Unterbringung der Bestel- 
lungen. Die in Aussicht genommenen Werke arbeiteten ohnehin 
mit Aufgebot aller Kräfte, um ihre planmäßigen Leistungen zu 
erfüllen und sträubten sich gegen weitere Belastungen. Erst nach 
energishem Eingriff der höchsten Leningrader Partei- und 
Regierungsstellen und nach Durchführung einer besonderen 
„Dekade der Nachprüfung der Bestellungen“ gelang es etwa zwei 
Drittel dieser Bestellungen in Arbeit zu geben. 


Städtische Verwaltung. 


Zum besseren Verständnis der nunmehr folgenden Darlegung 
und Wertung der Leistungen auf Einzelgebieten des Kommunal- 
wesens soll eine kurze Darstellung der Grundzüge der städti- 
schen Verwaltung vorausgeschickt werden. Der Begriff der 
Selbstverwaltung ist dem Sowjetrecht im Gegensatz zum russi- 
schen Vorkriegsredht fremd. Die städtischen Verwaltungen im 
Sowjetstaate sind Glieder der einheitlichen Sowjetgewalt und 
fügen sich in deren Aufbau organisch ein. In den ersten Revo- 
lutionsjahren waren die besonderen Stadtsowjets der größeren 
Städte, vor allem der beiden Hauptstädte, den Zentralstellen un- 
mittelbar nachgeordnet. Die Verschmelzung von Stadt- und 
Gouvernements- bzw. Gebietssowjets, die in Petrograd 1920 aus 
Sparsamkeitsgründen angeordnet wurde und bis Ende 1931 be- 
stand, wurde erst durch den bereits erwähnten Aufruf vom 
3. Dezember 1931 aufgehoben. Von diesem Zeitpunkt bildet die 
Stadt Leningrad wieder eine selbständige, den Zentralstellen 
unmittelbar nachgeordnete Verwaltungseinheit. Höchste Stelle 
ist der Leningrader Rat, dessen etwa 2000 Mitglieder in öffent- 
licher Wahl gewählt werden von den Belegschaften der Industrie- 
betriebe, den behördlichen, Sewerkadhslilichen und genossen- 
schaftlichen Angestellten, den Angehörigen der Heeres- und 
Flottenverbände, den Studierenden sowie der wahlrechtsfähigen 
„unorganisierten“ Bevölkerung (nicht berufstätigen Hausfrauen, 
Einzelhandwerkern, Rentenempfängern). In den Vollversamm- 
lungen dieses Rats, die einmal monatlich stattfinden, erfolgt die 

l des aus etwa 150 Mitgliedern bestehenden Vollzugsaus- 
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schusses (Ispolkom). Die Vollversammlungen des Ispolkom 
finden gleichfalls nicht häufiger als einmal monatlich statt. Die 
eigentliche Regierungstätigkeit liegt in Händen des Präsidiums 
des Ispolkom. Fragen von grundsätzlicher Bedeutung pflegen 
dem sogenannten „großen“ Präsidium vorgelegt zu werden, wäh- 
rend das sogenannte „kleine“ Präsidium für die laufenden Ge- 
schäfte zuständig ist. Letzteres besteht aus dem Vorsitzenden, 
dessen 5—6 Stellvertretern sowie dem Sekretär, während dem 
großen Präsidium überdies noch die Leiter der einzelnen Ver- 
waltungszweige angehören, der sogenannten Abteilungen des 
Ispolkom, sowie derjenigen Verwaltungsorgane, deren Geschäfts- 
bereich sich über die Gesamtunion erstreckt und die dem Lenin- 
grader Ispolkom formell nicht nachgeordnet sind (Militär- 
behörden, GPU, Aufßenkommissariat, Post- und Telegraphen- 
wesen). Hinsichtlih der Abteilungen des Ispolkom ist zu be- 
merken, daß deren Leiter einerseits dem Ispolkom nachgeordnet 
sind, der sie ernennt und absetzt und dem sie rechenschafts- 
Pole sind, andererseits aber auch dem einschlägigen Volks- 

ommissariat der betreffenden Bundesrepublik (Grundsatz der 
sogenannten „doppelten Nachordnung‘“). 


Bis Ende 1931 war das gesamte Kommunalwesen Leningrads 
in Händen der sogenannten Abteilung für Kommunalwirtschaft 
(otdjel kommunalnowo chosjajstwa, abgekürzt otkomchos) ver- 
un Dieser Riesenapparat hatte nicht nur die Stadt Leningrad 
zu treuen, sondern alle städtischen Siedlungen des außer- 
ordentlich ausgedehnten Leningrader Gebiets, das bekanntlich 
die früheren Gouvernements Leningrad, Pskow, Nowgorod und 
Tscherepowetz sowie Murmansk umfaßt. Bei einer derartigen 
Fülle von Obliegenheiten mußte naturgemäß die a der 
Leistungen leiden, zumal in einem so überbürokratisierten 
Lande, wie die Sowjetunion. Das bereits erwähnte Gesetz vom 
3. Dezember 1931 verordnete die Aufhebung der Abteilung für 
Kommunalwirtschaft, soweit es sih um de Stadt Leningrad 
handelt, und schuf 23 selbständige, dem Präsidium des Lenin- 
grader Rats unmittelbar nachgeordnete Trusts für die einzelnen 
städtischen Wirtschaftszweige (Straßenbahn, Wasserleitung und 
Kanalisation, Tiefbau, Brückenbau usw.). Den neugeschaffenen 
Trusts sollten, außer den bisherigen technischen Kräften, weitere 
300 Techniker, darunter 170 Ingenieure aus anderen Wirtschafts- 
zweigen zugewiesen werden. Inwieweit gerade auch diese Ver- 
fügung tatsächlich durchgeführt werden konnte, muß bezweifelt 
werden, denn die vom „Aderlaß‘ betroffenen Stellen dürften sich 
ihrerseits gleichfalls zur Wehr gesetzt haben. 


Haus-und Wohnungswirtschaft. 


Die geradezu unheimliche Bevölkerungszunahme Tenngran 
im Laufe der letzten 2—3 Jahre hat die Wohnungswirtschaft vor 
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ıuamer schwerer zu lösende Aufgaben gestellt*). Die verfügbare 
Wohnfläche muß immer dichter besiedelt werden und wird 
demzufolge immer mehr abgenützt. Die Wiederinstandsetzung 
dieses sogenannten „alten Wohnungsfonds“ sowie die Schaffung 
neuer Unterbringungsmöglichkeiten durch Neubauten und Auf- 
stockungsarbeiten kann infolge der ungenügenden Erzeugung von 
Baumaterialien mit dem Bevölkerungszuwachs auch nicht im ent- 
ferntesten Schritt halten. Wenn man sich diese Momente im 
Zusammenhang mit den wachsenden Verpflegungsschwierigkeiten 
vergegenwärtigt, so werden einem die radikalen Maßnahmen 
verständlich, mit deren Hilfe in allerletzter Zeit eine Entlastung 
der Großstädte und als Folge davon eine für die herrschende 
Klasse günstigere Lösung der Wohnungs- und Ernährungsfrage 
herbeigeführt werden soll. Soweit diese Maßnahmen wohnungs- 
wirtschaftlicher Art sind, sollen sie im folgenden entsprechend 
berücksichtigt werden. 

Die bereits erwähnten Mietergenossenschaften sind seit etwa 
6—7 Jahren in sogenannte „Wohnungspaht-Genossen- 
schalten (shilischtschno-arendnyje kooperatiwnyje towarisch- 
tischestwa, abgekürzt shakty) umgestaltet worden. Der wich- 
tigste praktische Unterschied dürfte darin bestehen, daß diese 
Genossenschaften, im Gegensatz zu den ersten, dem Staat Pacht- 
zahlungen zu leisten haben, deren Höhe jeweils vertraglich fest- 
gesetzt wird. Die Mitgliedschaft wird auf Antrag erworben. 
Außer dem Mitgliedsbeitrag haftet jeder Teilnehmer in mehr- 
facher Höhe dieses Beitrages. Der Beitrag betrug bis zur letzten 
Zeit 35 Rbl., soll aber in Zukunft, wie das in der Sowjetunion 
ja allgemein üblich ist, nach dem Einkommen gestaffelt werden. 
Organe der Genossenschaften sind die aus 5—7 Mitgliedern be- 
stehenden Verwaltungen und Revisionskommissionen. Außerdem 
Püegen in der letzten Zeit eine Reihe ständiger Ausschüsse ge- 

ildet zu werden. Auf diese Weise sollen immer weitere Kreise 
zur tätıgen Mitarbeit herangezogen und gleichzeitig an bezahlten 
Hilfskräften gespart werden. In jedem Hause besteht z. B. ein 
Ausschuß „zur Förderung des Staatskredits und des Sparkassen- 
wesens“ (übliche Abkürzung „komssod“) nach dem Muster der 

leihen Ausschüsse an Betrieben und Behörden: er hat die 

eichnungen für die Staatsanleihen durchzuführen, den Eingang 
der Zahlungen dauernd zu überwachen, für den Beitritt zur Ge- 
nossenschaft zu werben, für rechtzeitigen Eingang der Mitglieds- 
beiträge sowie der Mieten zu sorgen usw. Den Hausverwaltungen 
sind ferner angegliedert sogenannte „Kameradschaftsgerichte“ 
(towarischtscheskije sudy), ebenfalls in Anlehnung an gleiche 
Stellen bei den Industriebetrieben. Sie sollen hauptsäclich er- 
zieherisch wirken durch Rügen, Verweise, aber auh durch 


*) Die Bevölkerung Leningrads betrug am 1. November 1932 2896 000, 


die Zunahme innerhalb des letzten Jahres 265 000. Die Zunahme von November 
1930 bis November 1931 dürfte ungefähr das Doppelte betragen haben. 
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kleinere Geldbußen gegen säumige Mietszahler, gegen Ruhe- 
störer usw. Die eigent ch maßgebende Stelle im Hause ist jedod 
nicht die Verwaltung, sondern die Parteizelle. Jede Frage, die 
vor die Verwaltung gelangt, muß zuvor schon dort durchberaten 
und entschieden worden sein. Die Mehrzahl der Verwaltungs 
mitglieder steht ja ohnehin unter der Parteidisziplin und die ver- 
einzelten Pariöilosen. die Vertrauensmänner dieser Parteizelle 
sind, werden einem Konflikt mit letzterer wohlweislich aus dem 
Wege gehen. 


Der Hausverwalter, der zwar von der Hausverwaltung an- 
ala entlassen und besoldet wird, soll jedoch in seiner lau 
enden Tätigkeit, als Verkörperung des Grundsatzes der einheit- 
lichen Befehlsgewalt, möglichst selbständig gestellt sein. 


Schon seit 1922 besteht eine Vereinigung der Leningrader 
Hausgenossenscaften (sojus shilischtschnych towarischtschesiw. 
abgekürzt shilsojus). In jedem Stadtbezirk befinden sich Unter- 
stellen dieser Vereinigung (rajonnyje shilischtschnyje sojusy, ab- 
gekürzt rajshilsojus). Man soll sich diese Vereinigungen nid! 
als Interessenvertretungen vorstellen. Ihr Zweck ist, für eine 
einheitliche Handhabung der Gesetze und Verordnungen zu 
sorgen. Daneben sind ihnen auch wichtige wirtschaftliche Avf- 
gaben übertragen. Mit zunehmender Ausgestaltung der Plan- 
wirtschaft entwickeln sie sih zu Baubetrieben, die neben ver- 
einzelten Neubauten in der Hauptsache für Rechnung der Haus- 
verwaltungen die alljährlichen Tostandesteungsarbeiten aus- 
führen. Bei der Zuteilung von Baumaterialien werden sie in 
erster Linie berücksichtigt. In letzter Zeit erzeugen sie au 
Baumaterialien auf eigenen Betrieben. Den Hausverwaltungen 
fließen die Mietserträge zu. Während jedoch vor 5—6 Jahren 
noch frei darüber verfügt werden konnte, vorausgesetzt, daß die 

flichtmäßigen Zahlungen geleistet und die vorgeschriebenen 
nstandsetzungsarbeiten ausgeführt wurden, bestehen gegen 
wärtig bis in die kleinsten Einzelheiten gehende Vorschriften. 
Der zuständige „rajshilsojus“, dem der Haushaltsplan zur Be 
stätigung vorzulegen ist, wacht ängstlich darüber, daß die Vor 
schriften genau eingehalten werden. Den Hausverwaltungen 
wird strengstens vorgeschrieben, alle Gelder bei der Kommunal 
bank abzuliefern. Die Bank ist ihrerseits auf Weisung des be- 
treffenden rajshilsojus verpflichtet, die Zahlungen zu sperren 
wenn die betreffende Hausverwaltung mit der Beitreibung der 
Mieten, der Mitgliedsbeiträge, der Ratenzahlungen für Staats- 
anleihen gegenüber den allmonatlich festgesetzten Planzahlen 
im Rückstand ist. 

Den kleinen Häusern, die die laufenden Reparaturen und 

Bon Zahlungen von dem Mietsertrage nicht bestreiten 
önnen, wird in der Weise geholfen, daß dem rajshilsojus ZU 
diesem Zweck ein sogenannter „Regulierungsfonds“ zur Ver- 
fügung gestellt wird. Jede Hausverwaltung, die nicht selbst 
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hilfsbedürftig ist, hat einen bestimmten Teil ihres Einnahme- 
überschusses an diesen Fonds abzuführen. 

Die Mietszahlungen sind in der Sowjetunion in allen 
Einzelheiten gesetzlich geregelt und Abweichungen von diesen 
Bestimmungen, die in der für Leningrad gültigen Fassung nach- 
stehend folgen, sind strafbar. 


Um 1925 machte sich in Leningrad bereits eine unverkenn- 
bare Raumverknappung fühlbar. Schon 1922/23, bei den ersten 
Anzeichen einer merklichen Bevölkerungszunahme, hatte man 
den Begriff der „normalen Wohnfläche“ eingeführt, d. h. des- 
jenigen Raums, für dessen Benützung die einfachen (normalen) 
Mietesätze zu entrichten waren. Als normale Fläche galt bis 1926 
ein Zimmer für jede erwachsene Person bzw. je 2 Kinder unter 
14 Jahren. Das erste überzählige Zimmer kostete doppelte, das 
zweite dreifache Miete usw. Angefangen von 1926 wird die nor- 
male Wohnfläche nicht mehr zimmerweise, sondern nach Quadrat- 
metern berechnet: 1926—28 betrug sie je Person, ohne Unter- 
schied des Alters, 14 qm, 1928/29 10 qm und ab 1. Oktober 1929 
nur noch 9 qm. Bis 1928 zahlte der größte Teil der Mieter der- 
artig geringe Mieten, daf deren Ertrag vielfach nicht einmal zur 
Dekun der Unkosten ausreichte. Die am 14. Mai bzw. 7. Juni 
1928 erlassenen Gesetze und die auf ihnen beruhende Rechts- 
verordnung des Leningrader Rats vom gleichen Jahr, die in der 
Hauptsache bisher gilt, haben die Mietssätze derart festgesetzt, 
daR die sogenannten Betriebs- und Amortisationskosten auf alle 
Fälle gedeckt werden. 


Die Verordnung des Leningrader Rats gilt für sämtliche Alt- 
bauten. Die sogenannte Grundmiete beträgt 42 Kop. je Quadrat- 
meter und Monat. Es gibt allgemeine Zuschläge zu dieser Grund- 
miete in Höhe von 3 % (für Wohnräume mit Bad und Warmwasser), 
allgemeine Ermäßigungen von 5—10 % (entfernte Stadtteile, 
Häuser ohne elektrische Beleuchtung, Wasserleitung und Kanali- 
sation), 20% (Halbkellerräume und feuchte Räume) und von 
50 % (halbdunkle Wohnräume und feuchte Räume). Küchen, 
Vorzimmer, Badezimmer, Toiletten, Abstellkammern sowie 
Korridore unter 2,13 m Breite gelten nicht als mietspflichtig. Die 
Grundmiete von 42 Kop. wird erhoben von werktätigen 
Mietern mit einem Hödhsteinkommen von 145 Rubel monatlich. 
Für jede weitere volle 10 Rubel Monatseinkommen tritt ein Auf- 
schlag von 3,3 Kop. je Quadratmeter hinzu, bis die Höchstgrenze 
von 1,32 Rubel je Quadratmeter erreicht wird. Als Monal 
einkommen gilt in der Regel nur der Lohn bzw. das Gehalt für 
den normalen Arbeitstag (8 Stunden für Betriebs-, 6 Stunden für 
Büroarbeit). Niedrigere Sätze als 42 Kop. je Quadratmeter gelien 
für Rentenempfänger und nicht berufstätige Studierende, höhere 
Grundmieten für Handwerker, Mitglieder gewerblicher Ge- 
nossenschaften (der sogenannten Artels), Angehörige der „freien 
Berufe“ und ganz besonders erhöhte für „nichtwerktätige Ele- 
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mente“. Für letztere gibt es weder Ermäßigungen infolge von 
Mane noch eine Höchstgrenze. 

ie jeweilige Grundmiete wird erhoben für einen Wohn- 
raum, der der Anzahl der Familienmitglieder, multipliziert mit 9, 
entspricht. Arbeiter- und Angestelltenfamilien zahlen überdies 
noch für weitere 4,5 qm einfache Miete. Der sogenannte über- 
zählige Wohnraum kostet dreifache Miete, jedoch nicht unter 
1,26 Rubel je Quadratmeter. Eine ganze Reihe von Personen 
dürfen „zusätzlichen Wohnraum“ beanspruchen und sind dann 
berechtigt, die einfache Miete für ein weiteres Zimmer bzw. für 
weitere 18 qm zu entrichten. 


Einen derartigen Anspruch genießen Militärpersonen, an- 
gefangen vom Regimentskommandeur, Mitglieder der Vereini- 
gung ehemaliger politischer Sträflinge, Arbeitshelden, besonders 
verdiente und mit entsprechenden Ehrentiteln ausgezeichnete 
Wissenschaftler und Künstler. Ein gleicher Anspruch steht ferner 
zu Ingenieuren und Technikern, Angestellten in verantwort- 
licher Stellung, Wissenschaftlern, Schriftstellern, Rechtsanwälten 
usw., sofern sie den Nachweis erbringen, daß ihre dienstlichen 
Obliegenheiten mit häuslichen Arbeiten verbunden sind. Seit 
September 1931 ist den Hausverwaltungen die Pflicht auferlegt 
worden, die Räumung sogenannter überzähliger Zimmer zu ver- 
anlassen und im Notfalle gerichtlich zu erzwingen. Als über- 
zählige Zimmer im Sinne dieser Verfügung gelten diejenigen 
Zimmer, die nach Unterbringung von Eheleuten sowie Kindern 
beiderlei Geschlechts unter 10 Jahren in einem Zimmer übrig- 
bleiben sollten. Kinder über 10 Jahre brauchen nicht in einem 
Zimmer untergebracht zu werden. Die Ergebnisse, die durch 
diese Verfügung erZielt wurden, waren recht magere. 


Bis zum Januar d. J. hatten sowohl die Inhaber von Wohn- 
räumen als auch die betreffenden Hausverwaltungen gewisse 
Möglichkeiten, über Wohnräume, die sie aufgaben, bzw. die im 
Hause frei wurden, zu verfügen. Die Hausverwaltungen hatten 
Weisung, solche Räume denjenigen Einwohnern zur Verfügung 
zu stellen, die am engsten wohnten. Es kam jedoch selten vor, 
daß ganze Zimmer, geschweige denn ganze Wohnungen frei 
wurden, denn deren Inhaber Ban entweder rechtzeitig ihren 
Wohnraum gegen einen anderen vertauscht, was unter gewissen 
Voraussetzungen gesetzlih zulässig war, oder sie hatten von 
einer anderen gesetzlichen Möglichkeit Gebrauch gemacht, näm- 
lich überzähligen Wohnraum, sofern es sich nicht um ein ganzes 
Zimmer handelte, von sich aus zu vermieten. Zog der Erund- 
mieter dann aus, so fiel dem neuen Mieter der Rest des Zimmers 
zu. Seit dem 6. Januar d. J. ist mit Rücksicht auf die bevor- 
stehende Säuberung der Stadt von sozial unerwünschten Ele- 
menten bis auf weiteres sowohl der Tausch von Wohnräumen als 
auch die selbständige Vermietung überzähliger Wohnfläche 
untersagt. Die Zuweisung von Wohnräumen kann ausschließlich 
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durch die zuständigen Bezirkswohnungsämter erfolgen. An- 
schließend daran ist eine Nachprüfung der Bescheinigungen über 
zusätzlichen Wohnraum angeordnet worden. 


Die überwiegende Anzahl der Altbauwohnungen sind so- 
genannte Kommunalwohnungen, d. h. solche, in denen mehrere 
Familien oder mehrere selbständig erwerbstätige Einzelmieter 
hausen. Einfamilienwohnungen, die in der Regel durd Auf- 
teilung größerer Wohnungen entstanden sind, bilden die ver- 
schwindende Minderzahl. In jeder Wohnung gibt es ein ver- 
 antwortliches Organ der Hausverwaltung, den sogenannten 
Wohnungsbevollmächtigten (kwartirnyj upolnomo- 
. tschennyj), der von den Einwohnern gewählt und von der Haus- 
` verwaltung bestätigt wird. Er ist verantwortlich für die Instand- 
. haltung der Wohnung, für rechtzeitige An- und Abmeldungen, 
. für richtigen Eingang der Mieten und sonstigen Zahlungen, für 
‘ die Führung der Verzeichnisse der zum Empfang von Lebens- 
- mittelbüchern berechtigten Personen, die nicht selbständig be- 
 rufstätig sind usw. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die 
Mieter die gemeinschaftlih benützten Räume in Ordnung zu 
bringen haben. 


Nach den letzten Mitteilungen sind 1932 insgesamt Neu- 
bauten mit einer Nutzfläche von 100000 qm fertiggestellt 
. worden (1664 Wohnungen = 4297 Einzelzimmer). Auf diesem 
Wohnraum sind Stoßtruppler, Arbeiter und Ingenieure sowie 
Techniker untergebracht worden. Aufstockungen und genossen- 
. schaftliche Neubauten dürften höchstens noch weitere 50000 qm 
' ergeben haben. Im günstigsten Falle konnten mithin etwa 
25000 Personen untergebracht werden, während der Bevölke- 
rungszuwachs mindestens das Zehnfache betrug. Über die Aus- 
ührung dieser Neubauten und Aufstockungen wird allgemein 
recht absprechend geurteilt. 


| Die Lebensformen in den genossenschaftlichen Neubauten 
sind größtenteils die bisherigen, d. h. Einfamilienwohnungen mit 
: selbständigen Küchen. Diese Erscheinung ist gerade unter den 

heutigen Wohnungsverhältnissen ganz begreiflih. Jedermann, 
der die Hölle eines jahrelangen ag in Kommunalwohnun- 
. gen mit ihrem Lärm, Schmutz und der unaufhörlichen gegen- 
 seitigen organisierten und unorganisierten Bespitzelung durch- 
gemacht hat, wird bereit sein, sich die größten Entbehrungen 
 aufzuerlegen, um ein eigenes, noch so kleines und unvollkomme- 
nes Heim zu besitzen. Es gibt übrigens auch Neubauten, die den 
Ä His eines sogenannten „Hauses der Ub ie Deal (d. h. der 

Übergangszeit zum Kommunismus) vorstellen. Sie bestehen 
zwar aus Finzelwohnungen bzw. Zimmern, die Ernährung ist 
jedoch zentralisiert und wird in einem gemeinsamen Speisesaal 
eingenommen. In dieser „Familienpension“ werden gegen be- 
stimmte Monatszahlung, die im Verhältnis zu den Marktpreisen 
als recht niedrig zu bezeichnen ist, vier Mahlzeiten täglich ver- 
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abfolgt, die zu gewissen Stunden eingenommen werden müssen. 
Die berufstätigen Teilnehmer bekommen statt des Gabelfrüh- 
stücks ein kaltes Frühstück mit. Diese Lebensform hat unter den 
heutigen unsäglich schwierigen Ernährungsverhältnissen den 


unzweifelhaften Vorzug, daß die Hausfrauen nicht in den unend- 
lichen Lebensmittelschlangen anzustehen brauchen. 


Weitere Gebiete der Kommunalwirtschaft. 


Die außerordentliche Rücständigkeit der öffentlichen V er- 
kehrsmittel der Vorkriegszeit ist größtenteils auf die Un- 
interessiertheit der besitzenden Klassen zurückzuführen. Na% 
der Revolution, als die herrschaftlichen Wagen und Autos voll- 
kommen verschwanden, die Pferdedroshken sih in wabr 
Museumsstücke verwandelten und der Dampferverkehr in 
Weicbild der Stadt vollkommen eingestellt wurde, blieb als 
einziges Verkehrsmittel nur die Straßenbahn. Rollende 
Material, Ober- und Unterbau waren schon seit dem Krieg weder 
erneuert noch richtig instandgehalten worden. Ende 1920, al 
man bereits den Sozialismus vor den Toren glaubte, wurde oben- 
drein noch die unentgeltliche Beförderung eingeführt, die selbst 
in den wenigen Monaten ihres Bestehens ungeheuren Schade 
angerichtet hatte. Mit dem Einsetzen der NEP beginnt der lang- 
same Wiederaufstieg, der jedoch mit der immer rascheren Ver- 
mehrung der Bevölkerung und der steigenden Beanspruchung 
nicht wetteifern konnte. Vor der Revolution wohnte die Arbeiter- 
schaft in der Regel unweit von den Betrieben und benützte die 
Straßenbahn nur wenig, während sie heutzutage vielfach weile 
Strecken bis zur Arbeitsstätte zurückzulegen hat. Viele Arbeiter- 
familien sind in. den ersten Revolutionsjahren planmäßig m 
Stadtkern angesiedelt worden. Einige Vergleichszahlen geben 
ein klares Bild von der einstigen und gegenwärtigen Inansprud- 
nahme der Straßenbahn. Die Netzlänge betrug bei Kriegsau‘- 
bruh 146 km, am 1. Januar eh 350 km, die Wagenzahl 814 
gegen 1777. 1914 entfielen 144 Fahrten auf den Kopf der Be- 
völkerung, 1932 bereits 522. In den Hauptverkehrsstunden 

leichen die Straßenbahnwagen Weinstöcken, die über und über 
sät sind mit Trauben, d. i mit Menschen, die sich außerhalb 
des Wagens angeklammert haben und hängend mitfahren, unter 
beständiger Lebensgefahr. Ein Hauptgrund für die Überfüllung 
ist die seltene Zuetolee. die ihrerseits durch Wagenmangel ber- 
vorgerufen und durch die überaus häufigen Verkehrsunfälle noc 
gesteigert wird. Vom 1. Januar bis 31. Oktober 1932 ereigneten 
sich 2640 Zusammenstöße, 1911 Entgleisungen, 279 tödliche un 
2458 leichtere Unglücsfälle (73 tote und 391 in sonstiger Weist 
verunglückte Kinder). Nach dem Gesetz vom 3. Dezember 19! 
sollte die Leningrader Straßenbahn 450 Wagen im Laufe des 
aaa 1932 hinzubekommen. Ein gut Teil davon dürfte woll 
ergestellt worden sein. In Betrieb genommen werden konnte 
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jedoch nur ein Bruchteil: bald fehlte es an Elektromotoren, bald 
an sonstigen Zubehörteilen. 

Bei dem Ausbau des Straßenbahnnetzes ist man heutzutage 
in erster Linie bestrebt, die neu eingemeindeten Vororte mitein- 
ander zu verbinden. Sodann gilt es, die stark überlasteten Ver- 
kehrsadern durch Verlegung eines Teils der Linien in Parallel- 
straen zu entlasten, sowie durch Eröffnung des Verkehrs auf 
Straßen, denen man in der Vorkriegszeit ihrer geringen Breite 
wegen einen Straßenbahnverkehr überhaupt nicht zumuten zu 
können glaubte. 


1932 gab es 9 Autobus-Linien mit einer Gesamtzahl 
von 140 Wagen. Die meisten Linien sind erst ganz kürzlich ge- 
schaffen worden, und zwar gleichfalls hauptsächlich zur Ver- 
bindung der Vororte. Der Leningrader Autobusverkehr steckt 
noch in den Anfängen seiner Entwicklung. Die schlechte Quali- 
tät der Wagen, die mangelnde Schulung des Führerpersonals 
sowie die Minderwertigkeit des Straßenpflasters bringen es mit 
sich, daß durchschnittlich nur etwa 55—60 Wagen verkehren, die 
natürlich derart überfüllt sind, daß man eigentlich nur vom An- 
fangspunkt der betreffenden Linie mitkommen kann. Die Zahl 
der Autodroschken dürfte die Zahl der Autobusse nicht über- 
steigen. 

Gerade der Dampferverkehr mülte in einer Stadt wie 
Leningrad mit ihren unzähligen, größtenteils schiffbaren Wasser- 
läufen in weitestem Umfange zur Entlastung der übrigen Ver- 
kehrsmittel herangezogen werden. Erst in der allerletzten Zeit, 
seitdem das Interesse für kommunalwirtschaftliche Fragen an 
maßgebender Stelle rege geworden ist, hat man ein Dutzend 
kleiner Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren gebaut, von denen 
jedes nur 40—50 Personen faft. 


Es gibt mehrere hundert Brücken in Leningrad, deren 
Obhut einem besonderen Trust für Brücken und Uferanlagen ob- 
liegt. Dieser Trust scheint seinen Aufgaben nicht recht ge- 
wachsen zu sein. Die Stockung im Bau der neuen Wolodarski- 
Brücke über die Newa, oberhalb der bestehenden Brücken, die 
die langersehnte ständige Verbindung zwischen den großen 

erken an beiden Ufern herstellen soll, dürfte zwar nicht aus- 
schließlich von diesem Trust verschuldet sein. Die seinerzeit 
feierlich angekündigte Instandsetzung des Obwodny-Kanals, 
eines der schlimmsten Seuchenherde, die gegenwärtig in Erman- 
gelung von Geldmitteln bis auf weiteres aufgegeben werden 
mußte, die Verschleppung kleiner Instandsetzungsarbeiten und 
die mangelnde Sorgfalt für die Instandhaltung der Ufereinfas- 
sungen der Wasserarme im Stadtinnern (Fontanka, Moika usw), 
ie einst zu den Zierden St. Petersburgs gehörten— das ist das 
hauptsächliche Sündenregister dieses Trusts. 

Bei Ausbruch der Revolution gab es sogar in der Innenstadt 
noh manche Straßen, deren Zustand an die unvergellichen 
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Schilderungen Gogols gemahnte: bei anhaltendem Regenwetter 
verwandelten sie sich in Seen, bei anhaltender Dürre in Staub- 
wüsten. Im abgelaufenen Jahr hat eine Reihe wichtiger Ver- 
kehrsadern in allen Stadtteilen Asphaltpflaster erhalten, unter 
anderen der herrliche Platz vor dem Winierpalaia Insgesamt 
sollen 1932 über 200000 qm neuzeitlichen Pflasters hinzu- 
gekommen sein. Ob die Güte der Leistungen deren Menge ent- 
spricht, muß allerdings dahingestellt bleiben. 

Vor dem Kriege waren nur wenige Straßen in der Innenstadt 
mit elektrischen Bogenlampen beleuctet, die übrigen mußten 
sich mit schwacher Gasbeleuchtung begnügen, und in den Außen- 
bezirken gab es überhaupt keine Straßenbeleuchtung im 
eigentlichen Sinne. Während der Hungerblockade war die ganze 
Stadt in Dunkel getaucht. Die Wiederinstandsetzungsarbeiten 
begannen im Herbst 1922 und seither wird das Beleuchtungsnetz 
ständig erweitert und verbessert. Gerade die einst so stief- 
mütterlich behandelten Aufßenbezirke werden nunmehr bevor- 
zugt behandelt. Im Jahre 1932 sollen 13 km Straßenzüge und 
Plätze neu angeschlossen worden sein. Mit Stolz wird hin- 
gewiesen, daß den 1500 elektrischen Bogenlampen der Vorkriegs- 
zeit nunmehr 17 100 elektrische Laternen mit einer Gesamtlicht- 
stärke von 413 Millionen Watt gegenüberstehen. 


Nach der schweren Choleraseuche der Jahre 1908/10 wurde 
die Frage der Trinkwasserversorgung jahrelang in 
der Presse, der Stadtverwaltung und deren ausführenden Orga- 
nen besprochen, bis man sich schließlich entschloß, eine Trink- 
wasseranlage aus dem Ladogasee zu bauen. Der Krieg verhin- 
derte deren Ausführung, und nach der Revolution wurde der 
Gedanke zwar wieder aufgenommen, jedoch anscheinend seit 
längerer Zeit nicht mehr weiter verfolgt. Eine viel dringendere 
Sorge ist die ernstliche Gefährdung der Wasserversorgung als 
solche. Das bestehende Wasserwerk ist schon lange unzureichend. 
und der Bau des neuen, des sogenannten südlichen Wasser- 
werks, schreitet viel langsamer fort, als geplant war und tatsäc- 
lich erforderlich ist. Die Bewohner der en Stockwerke sollen 
in der Regel während der größten Beanspruchung der Anlage 
ohne Wasser sitzen, was bei einer durchschnittlichen Tages- 
leistung von 363 000 Eimern bei etwa 2%, Millionen angeschlosse- 
ner Verbraucher nicht verwunderlich erscheint. 

Auf dem Gebiet der Kanalisation, das in der Vorkriegszeit 

leichfalls sehr rückständig war, ist gerade in den letzten Jahren 
bedeutende Arbeit geleistet worden: seit 1928 sollen Kanalisa- 
tionsrohre auf einer Strecke von 182 km, hauptsächlich in den 
Außenbezirken, verlegt worden sein, davon 80 km im Jahre 1932. 
Der Stadtbezirk Wassili-Ostrow hat als erster eine ganz neuzeit- 
liche Kanalisationsanlage erhalten. 

Die allgemeine Zerrüttung des Transportwesens macht sic 
auch beim Post- und Telesia pbenrcrkeh? überaus 
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stark bemerkbar. Es kommt noch hinzu, daß das Beamtenperso- 
nal, vor allem die Briefträger, nicht nur sehr schlecht bezahlt 
wird, sondern bis zur allerletzten Zeit weder mit Lebensmitteln 
noch mit Gebrauchsgegenständen beliefert wurde. Dies verur- 
sacht eine beständige Abwanderung des Personals und ruft ernste 
Betriebsstockungen hervor. Im Vergleich zu den Zuständen, wie 
sie noch vor 2—3 Jahren bestanden, ist ein entschiedener Rück- 
schritt zu verzeichnen. Über das Leningrader Fernsprechwesen 
wird von allen, die Ferngespräche zu führen haben, bitter ge- 
klagt. Die Schuld soll an der Überlastung der Zentralstation 
liegen. Die bereits seit längerer Zeit in Angriff genommenen 
Anlagen für Selbstanschlußbetrieb befinden sich noch immer im 
Bau. Ende Dezember sollen die Untersuchungsbehörden damit 
befaßt worden sein. Über die etwaigen Ergebnisse dieses Ein- 
greifens liegen bisher keine Mitteilungen vor. 


Ergebnisse. 


Nach 15 Jahren Sowjetherrschaft ist die ehemalige kaiser- 
liche Residenzstadt St. Petersburg endgültig zur Proletarierstadt 
Leningrad geworden. Seine Stellung als Regierungssitz hat Le- 
ningrad nicht. behaupten können, wohl aber seine Stellung als 
kultureller Mittelpunkt des Riesenreihes. Lange Jahre 
hindurch war es ein Stiefkind, zeitweilig schon ganz sufgeschen. 
und erst in jahrelangem Ringen hat es die maßgebenden Stellen 
von seiner Daseinsberechtigung zu überzeugen gewußt. In 
seiner auf der 17. Parteikonferenz gehaltenen Rede hat Kuiby- 
schew, der Vorsitzende der Staatsplankommission, ausdrücklich 
betont, Leningrad sei in Vergangenheit und Gegenwart volks- 
wirtschaftlicher und kultureller Vorposten gewesen und habe 
berechtigten Anspruch darauf, zu einer Sowjet-Musterstadt aus- 
gebaut zu werden. 

Noch ist auf diesem Wege nicht viel geleistet worden und 
noch immer harren die wichtigsten Fragen ihrer Lösung, vor 
allem die Wohnungs- und die Vorkehrs rage. Daf auch diese 
Fragen erst dann befriedigend gelöst werden können, wenn die 
allergröfte Sorge, die Ernährungsfrage, gebannt sein wird, be- 
darf keiner Begründung. 


Zeitungsgeschichte Turkestans. 
Von Hakim Bey. 


Das im Gegensatz zu „Iran“, dem persischen Reich, „Turan“ 
enannte Land, also Turkestan, Türken-Land, gehört schon der 
rühesten Geschichte des alten Erdteils an und bildete, da die 


großen Karawanenstrafen vom Fernen Osten zum Mittelmeer 


333 


über Turkestan liefen, bis zur Entwicklung der modernen Ver- 
kehrswege einen Schnittpunkt der verschiedenen Kulturen, wie 
der chinesischen, indischen, persischen, hellenischen und arabi- 
schen. Zwar brachte die 703 einsetzende arabische Eroberung 
den Islam nach Turkestan und verdrängte die altturanische welt- 
liche Auffassung vom Staat durch eine rein religiöse Staatsauf- 
fassung, aber im Grunde bewahrte Turkestan seine eigenen 
typischen kulturbildenden Fähigkeiten. Unter der türkischen 

errschaft der Ghaznewiden und Seltschuken setzte der Auf- 
schwung der islamischen Wissenschaft, Kunst und Dichtung ein. 
Als das große Reich Timurlans in zahlreiche Fürstentümer zer- 
fiel, hielten die Einzelfürsten, die Chans, fanatisch am islamischen 
Glauben fest. Das nationale Selbstbewulßtsein der Turkestaner 
schien vom Islam erstickt. 

Durch diesen jahrhundertelangen Zauberschlaf allein war es 
möglich, daß 1865 das gerade mit moderner Technik vollgesogene 
Rußland das ganze Turkestan kolonisierte. So wurden Buchara 
und Chiva Vasallenstaaten des Zaren. Damit kam für Turkestan 
zu der geistigen Herrschaft der islamischen Universitäten die 
politische Herrschaft der Russen. 


In dem 14-Millionen-Volk der Turkestaner gab es damals 
keine modernen Schulen, auch keine Pflichtschulen, keine Drucke- 
reien; 70% der Bevölkerung waren Analphabeten. Die ein- 
heimischen Chans und Emire hielten es wie die geistlichen 
Mollas, die sich in ihren Äußerungen auf die von ihrem fanatisch- 
religiösen Glauben eingegebenen heiligen Worte beschränkten. 
Die Religion war allumfassend. Es gab kein anderes als das 
religiöse Gesetz und es bestand keine selbständige weltliche An- 
schauung. 

Wie konnte man in einem Lande, das von keinem nationalen 
Selbstbewußtsein beseelt war, dem die methodische Schule und 
die moderne Bildung als Kulturgüter unbekannt waren, einem 
Lande, das keine Renaissance oder Reformation kannte, wie 
konnte man in einem solchen Lande ein Zeitungswesen aufbauen? 
Welchen äußeren Einflüssen gelang es, trotzdem in den folgenden 
Jahren moderne Anschauungen und ein neuzeitliches Zeitungs- 
wesen in Turkestan zu entwickeln? Als die Eisenbahn von 
Orenburg über Taschkent und Buchara nach dem Kaspischen Meer 

ebaut war, begannen sich die Beziehungen Turkestans mit 

rim- und Nord-Türken (Tataren) wie mit den kaukasischen und 
anatolischen Türken zu verstärken. Daß überdies die modernen 
Verkehrsmittel überall einen stark verändernden Einfluß auf 
die alte orientalische Kultur hatten, ist hinlänglich bekannt. 
Dadurch erwachte in der turkestanischen Bevölkerung, zunächst 
noch schwach und in ganz geringem Umfang, das Bedürfnis nach 
moderner Zivilisation. Durch Pilgerfahrten wurde in den Pilgern 
(= Hadji) das Interesse an der fortschrittlich reformierten Türkei 
und an deren Schulen und Schrifttum ausgelöst. Die im euro- 
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päischen Rußland wohnenden Türken, Krim- und Kasan-Tataren 
und kaukasischen Türken (Aserbeidshanen) waren ebenfalls in 
der Zivilisation ein Stück voraus. So entwickelte sich bereits in 
den %er Jahren des vorigen Jahrhunderts eine geistige Umwäl- 
zung bei den Krim-Türken. Es erschien in der Krim in türkischer 
Sprache eine Zeitung, die bewußt neue Ideen verfolgte, die Ein- 
richtung moderner Schulen und die Vereinigung der Türken 
forderte. Diese Zeitung übte nicht nur bei den unter dem Joch 
Rußlands. sondern auch bei den unter der Willkürherrschaft des 
Sultans Abdul-Hamid lebenden Türken großen Einfluß aus und 
gewann viele Sympathien. Kurz darauf griffen diese Ideen auch 
auf die Kasan-Iataren über, bei denen moderne Schulen, Zei- 
tungen und Zeitschriften gegründet werden. 


In Turkestan entstand allmählich ein Gegensatz zwischen 
den Jungtürken, den „Djedid“, und den Alttürken, den „Kadim“. 
Aber wie konnte ein kleines Häuflein von einigen hundert 
„Djediden“ gegen eine Bevölkerung von 14 Millionen ungebil- 
deter Fanatiker etwas ausrichten, noch dazu ohne technische 
Hilfsmittel moderner Druckereien und ohne gelernte Setzer? 

Vor der Gründung der modernen Zeitungen in Turkestan 
wurde der Nachrichtendienst der einheimischen Verwaltung durch 
. reitende Boten, die „Djaartschi“, versehen. Im übrigen empfingen 
die Einwohner auf malerischen öffentlichen Plätzen unter Bäumen, 
neben einem Teich, auf Teppichen sitzend, von einem „Meddah“ 
die Tagesnachrichten. Erst als die russische Revolution von 1905 

alle auf russischem Gebiet wohnenden Türken zu gemeinsamer 
Arbeit vereinigte, konnte auch in Turkestan ein Zeitungswesen 
entstehen. So ist es begreiflih, daß erst das Jahr 1905 den 
Beginn einer turkestanischen Zeitungsgeschichte darstellt. Von da 
ab läßt sie sich in drei Perioden einteilen; die erste von 1905 bis 
zum Beginn des Weltkrieges; die zweite von Kriegsbeginn bis zur 
russischen Revolution und den Freiheitskämpfen, und die dritte, 
die Zeit der Eroberung durch Sowjetrußland. 


I. 1905 wurde in Turkestan in der Landessprache eine ein- 
. heimische Zeitung herausgegeben, gegründet auf der seit den 80er 
ahren in Taschkent erscheinenden russisch-amtlichen Zeitung. 
ür die Geistesverfassung der in Turkestan herrschenden 
Schichten ist es bezeichnend, daß die Kadims, die niemals gegen 
das amtliche russische Organ Protest erhoben hatten, die Lektüre 
der einheimischen Zeitung als Ketzerei (= Bida’t) bezeichneten, 
. weil dadurch gegen die Vorschriften Mohammeds verstoßen 
werde. Gegner dieser wie der späteren einheimischen Zeitungen 
der ersten Periode waren daher nicht nur die Russen, sondern 
ebenso die einheimischen Reaktionäre. So kommt es, daß die 
meisten Versuche, einheimische politische Zeitungen heraus- 
zugeben, die nacheinander in großer Zahl unternommen wurden, 
immer wieder scheiterten, am schnellsten dann, wenn die russi- 
schen Behörden zum Verbot schritten. Ihre Mitarbeiter waren 
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keine Presse-Fachleute, sondern junge eifrige Djediden, die den ' 


Fortschritt propagierten und an dem alten religiösen Fanatismus 
Kritik übten. Es war ein schwieriger Kampf für die Djediden. 
Die Kadimen versuchten durch ihren Fanatismus und die Russen 
durch ihre Kolonisationspolitik die Zeitungen zu verhindern. 
Als aber 1908 in der Türkei das nationale Bewußtsein neu er- 
wachte und eine Pan-turanistische Bewe entstanden war. 
hatte dies Rückwirkungen auf die ationale. elbstbesinnung in 
Turkestan. Seitdem fingen die turkestanischen Zeitungen an. 
eine schwach-nationale Richtung zu verfolgen. Bis dahin hatte 
niemand gewagt, in Buchara, das immer die Hochburg der islami- 


schen Fanatiker gewesen war, eine derartige Zeitung zu gründen 


Il. In der Zeit des Weltkrieges wiederholt sich noch einmal 
schärfer das Schauspiel der Zeitungsverbote. Von Rußland wurd 
wegen des Kriegszustandes mit der Türkei die jungtürkisce 
Bewegung völlig unterdrückt. Die meisten der neuen Schulen 
wurden geschlossen und die einzelnen Jungturkestaner durd 
strenge Kontrolle überwacht. In einer solchen Zeit konnten in 
Turkestan keine neuen Zeitungen entstehen und so läßt sich diese 
Zeit als eine Epoche des Stillstandes im turkestanischen Zeitungs- 
wesen bezeichnen. Dadurch wurde andererseits das Interess 
der turkestanischen Bevölkerung an der Lektüre der aserbeid- 


shanischen und tatarischen Zeitung ins Riesenhafte gesteigert. 


Man verschlang gierig die Nachrichten von den Siegen der Deut- 


schen auf dem westrussischen Kriegsschauplatz und freute sid | 


darüber, daß die Russen, die ewigen Feinde der Türken, ihre 
Ziele bei den Dardanellen auch mit Hilfe der Alliierten nicht er- 
reichen konnten. Selbst in dem rückständigen Buchara mit 
seinen 80 000 Einwohnern wurden damals täglich rund 200 Exem- 

lare einer aserbeidshanischen Zeitung gelesen. Das bedeutete 
für Buchara eine sehr hohe Zahl, denn vor dem Kriege lasen nur 
ein paar Leute Zeitungen. Außerdem konnten die Zeitungen nur 
von Personen gelesen werden, die den aserbeidshanisch-türkischen 
Dialekt verstanden. Die Zahl der Zuhörer beim Vorlesen der 
Zeitung war aber zehnmal größer. 


Als 1917 die zaristische Herrschaft in Rußland gestürzt | 


worden war und Kerenskij zur Regierung kam, erwachten in 
Turkestan die Jungtürken zu neuem Leben. Die Führer der 
Bewegung waren teils turkestanishe Jungtürken, die in der 
Türkei studiert hatten, teils türkische Offiziere, die aus sibirischer 
Gefangenschaft geflohen waren. Sie arbeiteten an einer völligen 
Umwandlung und Modernisierung Turkestans, gründeten übera! 
neue Schulen und wollten so die politische Unabhängigkeit 
Turkestans vorbereiten. Auf diesem Boden konnte auch die 
Presse gedeihen. Die Zeitungen, welche in dieser Periode en!- 
standen, vertraten verschiedene Richtungen. Es waren Organe 
der Gruppe, die in Turkestan unter islamitischem Einfluß ein 
Königreich gründen wollte, und der Gruppen, die einen konsti- 
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tutionellen oder einen autonomen Staat schaffen wollten. In 
dieser Periode fingen die Zeitungen an, eine bestimmte politische 
Richtung zu vertreten. Das Chanat Buchara und Chiva war zwar 
von der russischen Herrschaft befreit, konnte sich aber unter dem 
hier besonders strengen Fanatismus nicht so frei entfalten wie 
Turkestan. Der Emir von Buchara, der ein Spielball in den 
Händen der Fanatiker war, erließ zwar einen Ukas (17. März 
1917), in dem er den Jungtürken Schul- und Pressefreiheit ver- 
sprach, aber wegen einer jungbucharischen Demonstration ließ er 
einige zwanzig der Hauptbeteiligten ins Gefängnis werfen. 
Drei von ihnen wurden mit einer schweren Bastonade bestraft. 


Ende 1917 wurde von den Jung-Bucharen ein zweiter Auf- 
lehnungsversuch gegen das Amarat unternommen, der aber 
wieder mißglückte.e. Die Herrschaft der Fanatiker stand nun in 
Buchara fester denn je und etwa 3000 Anhänger der neuen Rich- 
tung wurden umgebracht. Die übrigen Jungbucharen emigrierten 
aus Buchara, teils nach Samarkand, teils nach Taschkent. Auch in 
Fergana versuchte man einen autonomen Staat zu gründen, aber 
es gelang nicht, diese Ideen in die Wirklichkeit umzusetzen. 


II. Die dritte Periode beginnt mit der sowjetrussischen 
Eroberung Kokands in Fergana Ende 1918, für Buchara und 
Chiva jedoch erst 1924. In Turkestan wurden alle Pan-Turanisten 
von den Bolschewisten ausgewiesen. Diese fanden in der 
zunächst unabhängigen Republik Buchara Unterstützung. Doch 
hat Turkestan auch unter de Maske eines Sowjetstaates seinen 
nationaltürkestanischen Charakter nicht verloren. Die dort ge- 
bliebenen Einwohner haben den Gedanken nationaler Selb- 
ständigkeit heimlich weiter gepflegt. Mitte 1920 war inzwischen 
in dem Chanat Chiva und des Amarat Buchara die Herrschaft 
von den geflohenen Jungcivaern und Jungbucharern nach Ver- 
treibung der Fürsten übernommen. In der Form einer autonomen, 
von Sowjetrußland unabhängigen Republik entwickelten diese 
Staaten ein modernes Zeitungswesen und neue nationale Schulen. 
Zum ersten Mal wurden auch kulturelle und wirtschaftliche Be- 
ziehungen mit Deutschland angeknüpft, wohin von der buchari- 
schen Republik etwa 60 Schüler und Studenten mit einer Handels- 
Bon eschickt wurden. 

chon Anfang 1919 hatten im südlichen Fergana und in Oest- 
Buchara die Kämpfe (Basmatschi-Bewegung) um die Freiheit der 
Turkestaner mit den Sowjets eingesetzt, die 1921/22 ihren Höhe- 
punkt erreichten. Unter der Führung von Enver Pascha war es 
Ost-Buchara gelungen, die Russen abzuweisen; aber nach dem 
Tode des Paschas, Ende 1922, wurde diese Freiheitsbewegun 
immer schwächer. Ende 1924 besetzte Rußland Buchara un 
Chiva und gründete für jeden Stamm eine Räte-Republik, die 
sich der Sowjet-Föderation anschließen mufte. 

Die Zeitungen der kurzen Selbständigkeits-Epoche und der 
darauffolgenden Zeit der roten Besetzung sind ziemlich zahlreich. 
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Es ist auch nicht ganz leicht, die Zeitungen mit in Wahrheit 
nationaler Tendenz, die vielfach die Maske von bolschewistischen 
Zeitungen annehmen mußte, zu erkennen. Solche Zeitungen 
mußten Namen in proletarisher Färbung tragen, da ihre 
Existenz davon abhing. Deshalb gibt es in Turkestan keine 
Zeitung in dieser Periode, die ihren Titel nicht drei-, viermal 
gewechselt hätte. 

Seit der Bolschewisierung der nationalen turkestanischen 
Zeitungen richtet sich das Ziel der Bolschewisten darauf, mit 
interessant-propagandistischen Schilderungen das Herz der Tur- 
kestaner zu gewinnen. Der Erfolg ist aber zweifelhaft. Der 
Turkestaner geht lieber in seine einheimische „Tscheihane“ (Tee- 
haus) als in die bolschewistische „ITscheihane“. Viele Turkestaner 
lesen die roten Blätter, um die satirischen Glossen über die 
Bolschewisten zu sehen, welche von den Federn der „Djediden“ 
hineinlanciert werden. 


Seit 1926 besteht unter den Türkenvölkern die Idee, statt der 
arabischen die lateinische Schrift einzuführen. Da diese Be- 
wegung auch in der Türkei einen fruchtbaren Boden fand, griff 
Sowjetrußland sie als für seine Politik wichtig auf und berief 
1926 einen Kongreß nach Baku für die Einführung des lateini- 
schen Alphabets. Alle Vertreter der an Sowjetrufßland ange- 
schlossenen türkischen Republiken, auch die Türkei selbst, haben 
an diesem Kongreß teilgenommen. 


Die Turkestaner, Aserbeidshaner, Tataren und anatolischen 
Türken hielten diesen Kongreß gleichfalls für wichtig, um durch 
gemeinsame Arbeit ein einheitliches türkisches Alphabet zu 
schaffen. Aber alle diese Bemühungen blieben erfolglos. Die 
Machthaber hatten ihre Kolonialpolitik im Auge und verhinderten 
einen kulturellen Zusammenschluß zwischen den Türkenvölkern, 
indem sie eine für jeden Stamm verschiedene, sogenannte „latei- 
nische“ Schrift einführten. Jedoch handelt es sich dabei gar nicht 
um eine echte lateinische, sondern um eine der russischen star 
verwandte Schrift. Dadurch unterscheiden sich diese Schriften 
vor allem von der modernen türkischen Scrift. Seit 1930 er- 
scheinen die turkestanischen Zeitungen in dem neuen Druck. Da 
jede der fünf Republiken ihre eigene Schrift hat, können die 

eitungen nicht in den anderen turkestanischen Staaten, ebenso 
wenig die (anatolisch) türkischen Zeitungen in Turkestan gelesen 
werden. Wenigstens in der Schrift heißt es „divide et impera“, 
während die Einheitlichkeit der Sprache nicht angreifbar war. 
Bis 1930, solange die arabische Schrift noch herrschend war, durfte 
man in Turkestan annehmen, daß rund 30 % der Bevölkerung 
lesen konnten; die neue Schrift können aber vorläufig nur 15% 
lesen. Viele Turkestaner sehen in der neuen „lateinischen“ 
Schrift die russische Schrift und lehnen diese, zumal Patriotismus 
und religiöser Fanatismus immer noch stark sind, als eine vom 
Feinde kommende Einrichtung ab. 
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Die einheimishe Presse steht unter politischer Kontrolle. 
Die Leitartikel werden unter Aufsicht des „Mittelasiatisch-Poli- 
tischen Büros“ und anderer Behörden geschrieben und sind 
meistens propagandistischer Natur. Die Sprache dieser Zeitungen 
weicht von der einheimishen ab. Durch die Komsomolzen 
(Jungkommunisten) ist es Mode geworden, viele russische Worte 
zu übernehmen; sogar grammatikalisch wird das Russische kopiert. 
Der Leserkreis ist schon wegen der neuen Schreibweise klein. 
Sogar die Hälfte der einheimischen Mitglieder der Kommunisti- 
schen Partei in Turkestan kann die neue Schrift nicht lesen. Der 
Druck dieser Zeitungen ist schlechter als der der in russischer 
Sprache herausgegebenen Zeitungen und Zeitschriften. 

Die Auswanderung aus Turkestan nach verschiedenen Teilen 
der Erde (Afghanistan, Persien, Indien, China, Japan, Türkei und 
europäische P änder). zu der sich die meisten Freiheitskämpfer 
entschließen mußten, hat in der Türkei zur Gründung einer Zeit- 
schrift geführt, die der Idee eines freien Turkestans dienen will. 
Diese Bewegung ist nicht nur bei den turkestanischen Emigranten 
(in der Türkei, Europa und in anderen Ländern) auf große Sym- 
pathien gestoßen, sondern sogar bei anderen Freiheitskämpfern 
aus dem Bereich der Sowjetunion wie den Ukrainern und Nord- 
kaukasiern, Aserbeidshanern, Georgiern und auch bei den unter 
der Sowjetherrschaft lebenden Turkestanern. Diese Zeitschrift 
mußte in der Türkei seit 1929 in türkisch-lateinischer Schrift er- 
scheinen und wurde Ende 1931 durch die türkische Regierung 
verboten. Auch in Europa erscheint seit ein paar Jahren in der 
einheimischen Sprache und in der arabischen Schrift eine Zeit- 
schrift. In der turkestanischen Geschichte stellen diese Zeit- 
schriften die ersten Emigrationszeitschriften dar. 

Die zukünftige Entwicklung wird von der Widerstandskraft 
Turkestans den fremden Einflüssen gegenüber abhängen. 


Allgemeine Ergebnisse 
der zweiten Volkszählung in Polen. 
Von Dr. W. Kutschabsky. 


I. Allgemeiner Vergleichder Volkszählungen 
vom Jahre 1921 und 1931. 


Die Bearbeitung der ersten Volkszählung in Polen, die am 
30. November 1921 stattgefunden hat, dauerte über sechs Jahre. 
Mit der endgültigen Zusammenstellung der Ergebnisse der 
zweiten Volkszählung vom 9. Dezember 1931 hofft man, innerhalb 
von 3—4 Jahren fertig zu werden, was infolge der Vereinfachung 
des Bearbeitungsplans vielleicht auch zutreffen wird. Jedenfalls 
sind erst nach dem Verlauf eines halben Jahres seit dieser Volks- 
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zählung die ersten allgemeinen Ergebnisse derselben veröffentlicht 
worden (siehe „Wiadomości statystyczne“, Warschau 1932, von 


Heft 16 an). 


Diese Angaben beschränken sich vorläufig auf die Gesamt- 
zahlen: Einwohnermenge in einzelnen Wojewodschaften, Bevöl- 
kerungsdichte und Zuwachs seit dem Jahre 1921, allgemeines 
Zahlenverhältnis zwischen dem polnischen und nichtpolnischen 
Volkselement. Es fehlen noch sowohl die näheren Angaben über 
die einzelnen nichtpolnischen Nationalitäten, als auch die Statistik 
der Glaubensbekenntnisse, — beides die hauptsächlichen wunden 
Punkte der polnischen Volkszählungen. 

Bevor wir uns einer Kritik dieser Daten zuwenden, führen 
wir nachstehend in der Tabelle I die Angaben über die Verteilung 
der Gesamtbevölkerung auf die einzelnen Wojewodschaften an. 
wobei die Wojewodschaften nach ihrer abnehmenden Bevölke- 
rungsdichte aufgezählt werden. Vollständigkeitshalber nennen 
wir dabei auch die entsprechenden Zahlen aus dem Jahre 1921. 

Tabelle I. 
Bevölkerungs- 
Zuwachs dichte 
1921—31 1921 1931 


Fläche Einwohner 
qkm 1921 1931 
In Tausenden 


Polen 388 390 27 177 32 120 4956 69,9 52,7 
St. Warschau 937 1179 241 
Wojewodschaften: 
Schlesien 4 234 1125 1 298 174 266 307.1 
odz 19 034 2 253 2633 418 118 138.3 
Krakau 17 448 1993 2 297 304 114 131,6 
Kielce 25 756 2536 2 937 400 99 114,0 
Lemberg 27 024 2789 3128 338 101 110,1 
Tarnopol 16 240 1 435 1 603 165 88 97.9 
Stanislau 18 368 1 263 1 477 213 73 87,3 
Warschau 29 931 2115 2531 418 4) 86,3 
Posen 26 603 1 968 2114 145 74 79,6 
Lublin 31 160 2 086 2 467 383 67 79,3 
Pommerellen 16 386 936 1 086 151 57 66,3 
Wolhynien 30 294 1570 2085 512 48 58,3 
Bialystok 32637 1 294 1 643 346 40 51,0 
Nowogrodek 23046 si 1 057 244 36 45,5 
Wilna 28 409 1 003 1275 270 35 44.0 
Polesie 42 278 747 1131 386 21 30.8 


Was sich im Vergleich mit den Zahlen aus dem Jahre 1921 
zunächst aufdrängt, ist ein geradezu rekordartiger Bevölkerungs- 
zuwachs. Eine Welle der nationalen Begeisterung ging durch das 
polnische Volk, und auch anderwärts erregte es das größte Auf- 
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sehen, ja Befremden, als man feststellte, daß die Einwohnerzahl 
Polens auf Grund der Zählung vom 30. November 1921 amtlich 
mit 27 176717 errechnet wurde, wogegen sie am 9. Dezember 1931 
32132936 betrug, was in einem Dezean an einen Zuwachs 
von 4956219 oder 18,2 v. H. bedeuten würde. 


Indessen ist weder jene Begeisterung in Polen, noch jenes 
Befremden anderwärts Sonderlic, begründet, aus dem einfachen 
Grunde, weil die polnische Volkszählung aus dem Jahre 1921 in 
vieler Hinsiht völlig wertlos ist, also sich zu einer stati- 
stischen Vergleichsbasis nicht eignet. 


Schon rein technisch war die Volkszählung im Jahre 1921 zu- 
mindest sehr verfrüht. Es gab weder einen amtlichen statistischen 
Apparat mit enugn geschulten Hilfskräften, noch war die 
Organisation der Verwaltungsbehörden soweit gediehen, daß sie 
eine Volkszählung einwandfrei hätten durchführen können. Noch 
mehr fielen die ungeklärten politischen Verhältnisse ins Gewicht. 
Weder auf Ostobersclesien, noch auf das Wilna-Gebiet konnte 
sich die Volkszählung vom Jahre 1921 erstrecken, weil ja die 
staatliche Zugehörigkeit dieser Länder noch völlig in der Schwebe 
war. In die Gesamtstatistik aus dem u: 1921 mußten also 
später für Ostoberschlesien und das Wilna-Gebiet entsprechend 
korrigierte Zahlen, die in einem mangelhaften Volkszählungs- 
Verfahren im ae 1919 ermittelt worden waren, eingesetzt 
werden. Östgalizien war zwar im Jahre 1921 von Polen okku- 
Hai und verwaltet, aber die ukrainische Bevölkerung erkannte 

iese „vollendete Tatsache“ nicht an, zumal die Entscheidung des 
Botschafter-Rats bis zum März 1923 noch ausstand, und setzte 
sich in passiver Resistenz der Ausübung jeglicher polnischer 
Hoheitsakte entgegen. U. a. boykottierte sie auch die Volks- 
zählung vom Jaare 1921, und diese konnte nur unter dem schärf- 
sten behördlichen Druck erst nach einem monatelangen Kampfe 
zu einem notdürftigen Abschluß kommen. Nicht besser — eher 
schlimmer, da es dort vielfach zu lokalen Revolten kam — war 
es in Wolhynien. Obendrein sollte diese Volkszählung außen- 

olitisch als ein Beweis der angeblichen nationalen Einheitlich- 
keit Polens verwertet werden. 


Sieht man sich nun in der Statistik vom Jahre 1931 die 
Rubrik des Bevölkerungszuwadses in einzelnen Wojewod- 
schaften an, so findet man überraschenderweise, daß der Zuwachs 
gerade in derjenigen Wojewodschaft — nämlich Posen — am ge- ° 
ringsten ist, in welcher die beiden Volkszählungen einwandfrei 
organisiert waren. Die Bevölkerungsdichte stieg in dieser Woje- 
wodschaft von 74 Personen auf einen Quadratkilometer im Jahre 
1921 nur auf 79,6 im Jahre 1931, also nur um 5,6. An zweiter 
Stelle danach folgen alle diejenigen gemischten Wojewodschaften 
— wie die ostgalizischen, Wolhyiien. die weißruthenischen u. a. —, 
in welchen die Staatsverwaltung alle Mittel im Jahre 1921 
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aufbot, um die widerstrebende Bevölkerung statistisch zu er- 
fassen. An dritter Stelle — also mit dem angeblich größten Be- 
völkerungszuwachs — kommen dann — abgesehen von Östober- 
schlesien — en alle rein polnischen, insbesondere die 
ehemals russischen Wojewodschaften, in denen die noch sehr un- 
enugn organisierte Staatsverwaltung keinen besonderen An- 
aß hatte, sich um den Gang der Volkszählung vom Jahre 191 
allzu eifrig zu kümmern, — und dies sind die Wojewodschaften: 
Lodz (der Bevölkerungsdichte-Zuwachs von 118 auf 138), Krakau 
(von 114 auf 131,6), Kielce (von 99 auf 114), Warschau (von 70 auf 
86,3) und Lublin (von 67 auf 79,3)). 


Auf welch einem statistisch völlig unzuverlässigen Boden 
man steht, wenn man irgendwelchen Bee dnunccn die Zahlen 
aus dem Jahre 1921 zugrunde legt, dies zeigt die Unzulänglid- 
keit der Schätzungen, die von dem Warschauer Statistischen Amt 
in den Jahren 1921—1931 vorgenommen wurden. Trotzdem dieses 
Amt, sich der Unzuverlässigkeit der offiziellen Zahlen aus dem 
Jahre 1921 bewußt, diese schätzungsweise entsprechend „aulf- 
gewertet“ hatte, konnte es auf Grund der laufenden Daten 
über die Bevölkerungsfluktuation die voraussichtlihen Ergeb- 
nisse der Volkszählung vom Jahre 1931 nur auf 31 600 000 ver- 
anschlagen, womit diese Schätzung mit rund 533000 hinter dem 
späteren wirklichen Ergebnis zurükblieb, — eine Differenz, die 
die zulässigen Schwankungsgrenzen der Schätzungen erheblich 
übersteigt. 


Festzustellen ist also zunächst, daß die offizielle Zahl des 
Bevölkerungszuwadhses in Polen seit dem Jahre 1921 in hohem 
Maße fiktiv ist. Polen gehört zweifellos zu den Staaten mit 
einer rasch anwachsenden Bevölkerung, jedoch ist ein Dezen- 
niumszuwads von 182 v.H. viel zu hoch gegriffen. Um 
wieviel zu hoch — dies läßt sich noch nicht exakt ermitteln, da 
ja auch die laufende Registrierung der Bevölkerungsfluktuation 
in Polen — insbesondere auf den ehemals russischen Gebieten — 
noch immer an zahlreichen Mängeln leidet. Eine exakte Antwort 
auf diese Frage könnte erst die nächstfolgende Volkszählung 
geben, und bis dahin ist man noch immer auf Schätzungen 
angewiesen. Anzunehmen ist jedenfalls, daß der 
Bevölkerungszuwachs in einem Dezennium im 
PN i Polen erheblich über 10 v. H. 

eträgt. 


Unzulänglich in allen Schlüssen, die die Volkszählung vom 
Ti 1921 voraussetzen, ist die Zählung vom 9. Dezember 191 
arin wertvoll, daß sie zum erstenmal exakte Angaben 
über den Standder Dinge in Polen gewährt, freilich 
ausgenommen alle Belange, die sich mit den Nationalitätenver- 
hältnissen berühren. Hier ist vor allem die Gliederung von 
Stadt- und Landbevölkerung von Wichtigkeit. 
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Es gibt in Polen 636 Städte und Städtchen mit 8679979 Ein- 
wohnern (27,2 v. H. der Gesamtbevölkerung), wogegen 23 452 957 
Einwohner auf das Land entfallen (72,8 v. H.). Es entfielen 
3348000 Einwohner auf 11 Städte mit über 100000 Einwohnern 
(Warschau, Lodz, Lemberg, Posen, Krakau, Wilna, Kattowitz, 
Czenstochau, Bromberg, Lublin und Sosnowice), 3 174000 auf 
140 Städte mit 10000 bis 100000 Einwohnern und 2158000 auf 
485 Städtchen mit bis zu 10000 Einwohnern. Im allgemeinen ist 
ein gewisser Verfall der kleinsten Städtchen festzustellen, während 
die Städte mit über 100000 Einwohnern in rashem Wachstum be- 

riffen sind. Im letzten Dezennium hat sich das Verhältnis der 

tadt- und Landbevölkerung beträchtlich zugunsten der 
Städte verschoben, und diese Tendenz wird zweifellos auch 
weiterhin anhalten. Wie groß diese Verschiebung in Wirklich- 
keit ist, — auch dies läßt sich exakt noch nicht feststellen. Im 
Vergleih mit der mangelhaften Volkszählung vom Jahre 1921 
würden die Städte um 1705000 Einwohner oder um 245 v. H. 
angewachsen sein. Anzunehmen ist jedenfalls ein Zuwachs 
der DL EBENONNERUDE im vergangenen Dezennium um 
15—20 v. H. 


I. Die Nationalitätenverhältnisse in Polen 
und die Volkszählungen vom Jahre 1921 und 1931. 


Es ist schon erwähnt worden, daß die Nationalitätenstatistik 
eine der hauptsächlichsten wunden Stellen der polnischen Volks- 
zählungen ist. Was in dieser Hinsicht in der Volkszählung vom 
Jahre 1921 — insbesondere in den östlichen Wojewodschaften — 
verfälscht worden ist, übersteigt alle bisherigen Mißbräuche der 
Statistik. Diese Fälschungen waren dermaßen willkürlich, daß 
die polnische Zählung vom Jahre 1921 sich nicht einmal als 
Grundlage für rendw Ice Schätzungen über die Nationali- 
tatenverhalinisse eignet. Hier muß man schon diese Volkszählung 
überhaupt völlig außer acht lassen und auf die früheren öster- 
reichischen, preußischen und russischen Volkszählungen zurück- 
greifen, will man auch nur ein ungefähres Bild jener Verhält- 
nisse, wie sie im Jahre 1921 in Wirklichkeit waren, gewinnen. 


Nun za die Volkszählung aus dem Jahre 1931 in bezug auf 
die Nationalitätenfragen zwei Tendenzen: erstens die Repu- 
tation der Zählung vom Jahre 1921 zu retten, und zweitens 
das Verfahren vom Jahre 1921, das damals in den östlichen 
Wojewodschaften in bezug auf die Ukrainer und Weißruthenen 
angewendet worden ist, nunmehr in den westlichen Wojewod- 
schaften in bezug auf die Deutschen in Polen an- 
zuwenden, also aus aufßenpolitishen Gründen die deutsche 
Minderheit möglichst verschwinden zu lassen. 


Wenden wir uns zunächst der ersten jener beiden Tendenzen 
zu. Das Objekt, um welches es sich der polnischen Volkszählung 


343 


aus dem Jahre 1931 handelt, ist das Behaupten desjeni- 
gen Prozentsatzes der polnischen Nationalität 
innerhalb der Gesamtbevölkerung Polens, 
welchen die Volkszählung vom Jahre 1921 „fest- 
Be hatte, und zwar: 69,2 v. H. Dies hat man in 
er Volkszählung vom Jahre 1931 auf eine sehr einfache Weise 
erreicht, nämlich dadurch, daß man ein anderes System 
der statistischen Erhebungen über die Nationa- 
litätenverhältnisse zur Anwendung brachte als 
im Jahre 1921. Während man im Jahre 191 nach der 
Nationalität der Einwohner fragte, wobei die Juden als 
eine besondere Nationalität anerkannt waren, ermittelte man 
im Jahre 1931 die Muttersprache der Bevölkerung und 
rechnete dabei so gut wie das gesamte nn das 
somit in der neuesten Statistik als eine beson- 
dere Nationalität verschwunden ist — und das 
sind an 2% Millionen Menschen —, der „polni- 
schen Muttersprache“ zu. Damit erklärt es sich, warum 
man noch immer mit der Veröffentlichung der Daten über die 
Glaubensbekenntnisse zögert. 


Noch schlimmer ist es mit der zweiten Tendenz der neuesten 
Bon Statistik aus dem Jahre 1931, namentlich der Tendenz 
er mit direkten Fälschungen vorgenommenen Herabsetzung 
der Zahlen, die die nichtpolnischen Nationalitäten betreffen, — 
eine Tendenz, die sich diesmal vornehmlich gegen das 
Deutschtum wendet. 


Die Volkszählung vom Jahre 1921 hatte innerhalb der Ge- 
aD an von 27177000 folgenden Nationalitätenanteil 
„ermittelt“: 


Polen 18 812 000 69,2 v. H. 
Ukrainer 3 883 000 14 v.H. 
Juden 2 123 000 78 v. H. 
Weißruthenen 1 057 000 3,9 v.H. 
Deutsche 1 036 000 38 v.H. 
Litauer 72 000 0,3 v.H. 
Russen u. a. 194 000 1,0 v.H. 


In den westlichen Wojewodschaften entfielen gemäß der 
Volkszählung vom Jahre 1921 folgende Prozentsätze auf die 
Deutschen: Schlesien 28,3 v. H., Pommerellen 18,8 v. H., Posen 
16,7 v. H., Lodz 4,6 v. H., Warschau 2,3 v. H. 


Auf welche Zahlen der polnischen und der nichtpolnischen 
Bevölkerung (detaillierte Angaben über einzelne nichtpolnische 
Nationalitäten stehen noch aus) man in der Volkszählung vom 
Jahre 1931 gekommen ist, dies zeigt die Tabelle II, in welcher die 
Wojewodschaften nach dem abnehmenden Prozentsatz der pol- 
nischen Nationalität angeführt werden: 
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Tabelle Il. 


polnische nichtpolnische 
Muttersprache Muttersprache 

in Tausenden v.H. inTausenden v.H. 
Polen 22 208 69,1 9925 30,9 
St. Warschau 834 70,7 345 29,3 
Wojewodschaften: 
Polesie 164 14,5 967 85,5 
Wolhynien 343 16,5 1742 83,5 
Stanislau 332 22,5 1145 775 
Tarnopol 794 49,5 809 50,5 
Nowogrodek 556 52,6 501 47,4 
Lemberg 1 812 57,9 1316 42,1 
Wilna 764 59,9 512 40,1 
Bialystok 1 184 72,0 460 28,0 
Lodz 2109 80,1 524 19,9 
Lublin 2114 85,7 353 14,3 
Warschau 2 238 88,4 292 11,6 
Kielce 2621 89,3 316 10,7 
Pommerellen 977 89,9 110 10,1 
Posen 1 912 90,5 201 95 
Krakau 2100 91,4 197 8,6 
Schlesien 1198 92,3 100 ZZ 


Es ist schon auf die politischen Gründe hingewiesen worden, 
welche im Jahre 1921 in den östlichen Wojewodschaften die um- 
fassendsten amtlichen Fälschungen in der Nationalitätenstatistik, 
insbesondere zuungunsten der Ukrainer, vornehmen ließen. Da- 
mals war die wichtigste außenpolitische Aufgabe Polens, vor 
allem eine günstige Lösung der „ostgalizischen Frage“ herbei- 
zuführen, um Polen in dem noch schwebenden ostoberschlesischen 
und Wilna-Streit von dieser Seite zu entlasten. Die Folge davon 
war, daß die Zahl der Ukrainer in Polen auf 3883000 oder 
14 v. H. der Gesamtbevölkerung „herabgesetzt“ wurde. Heute 
fallt die „ukrainische Frage“ außenpolitisch nicht mehr ins Ge- 
wicht, und so konnte in der Statistik vom Jahre 1931 eine „Auf- 
wertung“ jener Zahl vorgenommen werden. Die Wojewod- 
schaften Polesie, Wolhynien, Stanislau, Tarnopol und Lemberg 
weisen also in der neuesten Statistik Polens vom Jahre 1931 ins- 
‚esamt 5979000 „Nichtpolen“ auf, und dies sind durchweg 

krainer. Selbst wenn für 270000 Personen eine andere Natio- 
nalität angenommen wird, gibt es nach polnischen amtlichen 
Feststellungen in den fünf östlihen Wojewodschaften, in 
welchen das ukrainische Volkselement überwiegt. 5 700000 ge- 
schlossen angesiedelte Ukrainer. Schätzt man die in ande- 
ren Wojewodschaften verstreut lebenden Ukrainer nur auf 
300 000 Personen, so gibt es im heutigen Polen den amtlichen 
Angaben zufolge zumindest 6 000 000 Ukrainer, oder 
nicht mehr — wie man es im Jahre 1921 „festgestellt“ hatte — 
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14 v. H., sondern 18,6 v. H. der Gesamtbevölkerung 
Polens. 


Da gegenwärtig die vornehmste außenpolitische Aufgabe 
Polens in der Zurudwesung der deutschen Revisionsforderun: 
gen in bezug auf Polens Westgrenzen besteht, wandte sich dies- 
mal die Volkszählung vom Jahre 1931 der „Entdeutschung“ der 
westlichen Wojewodschaften zu, genau wie sie sich im Jahre 
1921 die „Entukrainisierung“ der östlichen vorgenommen hatte. 
Es wird polnischerseits zugegeben, daß in der 
Zählung vom Jahre 1931 für das Polentum alle 
diejenigen Personen „revindiziert“ worden sind, 
die vorher „mit Gewalt eingedeutscht“ worden 
waren, und in welchem Umfang dies praktiziert wurde, davon 
zeugt die Tatsache, daß laut den „Feststellungen“ der Volks- 
zählung vom Jahre 1931 die Deutschen in den drei westlichen 
Wojewodschaften — Schlesien, Posen und Pommerellen — fast 
vollständig „verschwunden“ und gerade diese drei 
Wojewodschaften plötzlich zu den „reinsten polnischen“ 
Gebieten — reiner als etwa die kernpolnischen Wojewod- 
schaften Kielce, Warschau und Lodz — aufgerüct sind. Im Jahre 
1921 zählte man in Schlesien noch immer 28,3 v. H. Deutsche — 
heute eo es in derselben Wojewodschaft amtlih nur noch 
7,7 v. H. „Nichtpolen“, und für die Wojewodschaften Posen und 
Pommerellen lauten die entsprechenden Zahlen: aus dem Jahre 
1921 — 16,7 v. H. und 18,8 v. H., aus dem Jahre 1931 dagegen nur 
— 95 v. H. und 10,1 v. H. Daß es sich in diesen Zahlen um 
statistische Entstellungen handelt, davon spricht schon der Ver- 
gleih mit denjenigen kernpolnischen Worewodschafien, in 
welchen — gerade infolge ihres unbestritten polnischen Charak- 


ters — irgendwelche Fälschungen nicht angenommen werden 
können. Sie weisen sämtlih — mit Ausnahme der Wojewod- 
shaft Krakau — wesentlich höhere Zahlen der 


„Nichtpolen” auf, als die westlichen Wojew.od- 
schaften, in welchen das hauptsächliche Siedlungsgebiet der 
Deutschen in Polen sich befindet, — so die Wojewodschaft Kielce 
10,7 v. H., Warschau 11,6 v. H. und Lodz sogar 19,9 v. H. 


Selbst wenn man eine beträchtliche Abwanderung der 
Deutschen aus Polen im Dezennium nach dem Jahre 1921 zugibt, 
kann man jene Zahlen der Volkszählung aus dem Jahre 1931 auf 
keinen Fall gelten lassen. Und dennoch werden sie — wie die 
Erfahrung mit der polnischen Statistik aus dem Jahre 1921 lehrt 
— eine internationale Geltung zweifellos erlangen. Eine be- 
trächtliche Schuld daran tragen die deutschen statistischen 
Veröffentlichungen selbst. Trotz der berechtigten, geradezu 
vernichtenden Kritik, die der polnischen Volkszählung vom 
Jahre 1921 widerfahren war, — eine Kritik, die die deutsche 
statistische Fachwissenschaft hätte veranlassen müssen, diese 
Volkszählung als wertlos abzulehnen —, haben sämtliche 
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statistische u. a. Nachschlagewerke, die nach dem Jahre 1921 in 
Deutschland erschienen sind, die polnische Volkszählung vom 
Jahre 1921 in vollem Umfang und ohne die gering- 
sten Einwendungen übernommen, und da die deut- 
schen Publikationen noch immer die Kenntnis über Osteuropa 
der übrigen Welt vermitteln, sind dadurch die pol- 
nischen Volkszählungen auch fürs spätere 
von Deutschland aus international bestens ein- 
geführt worden. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 


a) Das Ergebnis der Januartagungen. 


Den Tagungen der Partei sind im Januar und Februar die der 
Zentralexekutivkomitees der Bundesstaaten und der Union ge- 
folgt. Sie haben lediglich das auf den Parteiversammlungen 
Formulierte wiederholt. Die Tagung des ZIK der Sowjetukraine 
stand daneben unter dem Eindruck der nachher zu besprechenden 
shärferen Kontrollmaßnahmen von Moskau gegen die Ukraine. 


Im Heft 1/2 (31. Januar) der offiziellen Parteimonatsschrift 
„Bolschewik“ ist das Ergebnis der Tagungen gut zusammengefaßt. 
Man sieht wieder, daß man doch eigentlich erst jetzt dieGrund- 
aufgabe deserstenFünfjahrplans theoretisch klar ge- 
faßt hat: „Die Schaffung einer eigenen ersten technischen Basis 
für die sozialistische Rekonstruktion (dieser Ausdruck wurde 
früher für die vorhergegangene Periode gebraucht) der ganzen 
Volkswirtschaft“, mit der bekannten Losung „einholen und über- 
holen“. Dieses Fundament erklärt man durch den ersten Plan 
nunmehr für gelegt. Neben der Aufgabe „des Kampfes für den 
Schutz der gesellschaftlichen sozialistischen Gesetzlichkeit“ tritt 
für die Zeit des zweiten Planes „die Vernichtung der kapitalisti- 
schen Elemente und der kleinen einbäuerlichen Wirtschaft, die 
kapitalistische Elemente erzeugt“, ferner die Aufgabe, „das 
Pathos des Aufbaues durch das Pathos der Aneignung der neuen 

nternehmungen zu ergänzen“, im Sinne der Erhöhung der 
Produktivität, der Intensivierung der Wirtschaft, der Herr- 
schaft über die Technik, der Herabsetzung der Produktionskosten, 
er nicht im Sinne des gleichen Tempos wie im ersten Plan. 
Besonders für die Landwirtschaft gilt: nicht die Erweiterung der 
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Saatfläche, sondern die Erhöhung des Ertrages und besonders die 
organisatorische Festigung der Kolchose, die zugleich endgültig 
das Kulakentum beseitigen wird. „Der Kolchos ist sozialistische 
Form der wirtschaftlichen Organisation, so wie die Räte die 
sozialistische Form der politischen Organisation sind. Aber eben 
die Form, die einen Inhalt erhalten muß.“ (Stalin.) Als sozia- 
listische Form der Kollektivwirtschaft steht fest das Artel, als 
maschinelles Hilfsmittel natürlich der Traktor, als politisdies und 
parteipolitisches Kontrollorgan die vom Januarparteikongreß 
schlossene politische Abteilung bei den Maschinen- und Traktor- 
Stationen (MTS) und Sowcosen. Nicht weniger als 11 000 Partei- 
mitglieder sollen für diese politischen Abteilungen der MTS und 
für die der größten Sowchosen entsandt werden (Ende 1935 sollen 
im ganzen Lande 6723 MTS arbeiten). 

Der Nachdruck liegt auf der Forderung der Arbeitsdisziplin 
und Arbeitsleistung (auf die verschiedenartige Entlohnung wird 
ebensowenig eingegangen wie auf die Schwierigkeiten von Geld 
und Preis) und auf der Beseitigung aller „Klassenfeinde“, die 
wiederum unbedingte Einheit der Pariei — weder Neutralität 
noch Unzuverlässigkeit dürfe es darin geben — fordert. Die 
„historischen Aufgaben des zweiten Fünfjahrplans“ werden aber 
keineswegs begrifflich genauer oder stimmungsmäfig begeistern- 
der bezeichnet. Daß „das Hauptgewicht nicht gelegt werden 
muß auf die mengenmäfliige Steigerung der Produktion, sondern 
auf deren qualitative Hebung und die Steigerung der Arbeits- 
produktiviilät in der Industrie“, kann nicht als eine besonders 
neue oder wirksame „Losung des Neubaues“ bezeichnet werden. 
Von einer Wendung ist vollends nicht die Rede. Das Regime 
wird im ganzen nur verschärft. 


Die Rede Molotows zur Außenpolitik wird unten behandelt. 


b) Ernährungskrise und Agrarpolitik. 


Die Wirtschaftslage ist mit dem Worte: Teuerung bezeid- 
net. Die Preise für die meisten rationierten Lebensmittel sind 
egen 1928 um 200 % gestiegen. Gestiegen sind nicht nur die 
reise des freien Marktes, sondern auch die gebundenen staat- 
lichen Höchstpreise. Im Berichtsmonat sind mit sofortiger Wir- 
kung alle Tarife der Eisenbahnen und des Wassertransports um 
Y erhöht worden, desgleichen das Abonnement der Zeitungen. 
die zudem im Umfang herabgesetzt wurden. 


Wie berichtet, hat Stalin die Währungsfrage sehr kurz und 
von oben herab abgemacht. Gleichwohl ist es so, daß der Umlauf 
des Geldes und der vorhandenen Warenmenge nicht im notwen- 
digen und richtigen Verhältnis stehen, da daher die Preise 
steigen und daß zur weiteren Ausgabe von Papiergeld gegriffen 
werden muß. Dem könnte nur durch vermehrte landwirtschaft- 
liche Produktion und ebenso vermehrte Produktion der Massen- 
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bedarfsartikel abgeholfen werden. Für beides sind die Aus- 
sichten schlecht. 


So wenig Bestimmtes gesagt werden kann, so ist doch kein 
Zweifel, daß die Mißstimmung der Bauern an manchen 
Stellen (Ukraine, Untere Wolga, Kubangebiet, Sibirien) bis zum 
Widerstand gediehen ist. Im Nordkaukasus sind sehr scharfe 
Maßnahmen dagegen notwendig geworden. Hier ist im Herbst und 
Winter die Bevölkerung, größtenteils aus Kosaken bestehend, mit 
den Lieferungen im Rückstand gewesen und hat an manchen 
Stellen direkt revoliiert. Die Überlieferung der alten Sonder- 
stellung und Freiheit der Kosaken hat dazu beigetragen. Man 
sagt ın Moskau diesen Kubankosaken auch noch Verbindungen 
mit der Emigration, den im Auslande lebenden Kosakengeneralen 
nach. Die Regierung hat mit sehr scharfen Maßnahmen ein- 
poetin, namentlich mit einer Verordnung, die die Bevölkerung 
durdı Arbeitsdienstpflicht, also Zwangsarbeit heranzuziehen ge- 
stattet, und mit einer besonderen Kommission aus 6 Mitgliedern 
mit außerordentlidien Vollmacten zur Durchführung. Das heißt 
also, daft das Gebiet des Nordkaukasus im Ausnahmezustand ist. 
Dieses Ausnahmeregime soll übrigens als Vorbild für die Kon- 
trolle der Frühjahrssaatkampagne im ganzen Reich dienen. Im 
einzelnen sind die Nachrichten über Erschießungen, Zwangs- 
"umsiedlungen u. dgl. nicht zu kontrollieren. Sie haben die jüngste 
Tochter von Leo Tolstoi, Alexandra (die Verfasserin der kürzlich 
erschienenen Erinnerungen) zu einem Briefe an die Londoner 
Morning-Post veranlaßt, mit der ihrem Vater nachgeahmten Über- 
schrift: „Ich kann nicht schweigen“, in diesem Falle, wie sie sagt, 
zu der grausamen Behandlung des Nordkaukasusgebietes. 


Auch gegen die Ukraine sind scharfe Maßnahmen, Maß- 
regelungen Er ukrainischen Parteiorganisationen notwendig ge- 
wesen. Nach Ansicht der Zentrale hat die Partei der Ukraine 
nicht entschieden genug die Kollektivwirtschaften vorwärts ge- 
bracht. Deshalb ist vom Zentralkomitee Postyschew, bisher im 
Zentralkomitee der Partei, zum Sekretär der Partei in der 
Ukraine ernannt worden zur Aufsicht über diese (über die sich 
damit verbindenden Befürchtungen vor ukrainischem Nationalis- 
mus siehe unten, Abschnitt d). 


Nun liegt der ganze Druck auf der Durchführung des 
Frühjahrssaatplans. Er ist auf 9 Mill. Hektar festgesetzt, 
gegen 96,7 Millionen, die voriges Jahr tatsächlich bestellt worden 
sind. Der Gesichtspunkt, die Saatfläche nicht auszudehnen, ist 
also eingehalten. 10 Mill. Hektar sollen die Sowchose bestellen, 
66,8 die Kollektive, 18,1 Mill. Hektar die bäuerlichen Einzelwirt- 
schaften. Von der ganzen Anbaufläche sollen 63,1 Mill. Hektar 
mit Getreide bestellt werden. Für die Feststellung der Ernte ist 
eine besondere ständige Kommission aus 23 Mitgliedern beim Rat 
der Volkskommissare begründet, die in den Getreidegebieten be- 
sondere Vollmachten hat. 
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Die Maßnahmen zur Steigerung der Produk- 
tivität: über die neue Getreidesteuer wurde bereits berichtet. 
Die Verordnung vom 19. Januar „über die obligatorische Liefe- 
rung von Getreide an den Staat von seiten der Kolchose und 
Einzelwirtschaften“ setzte für die einzelnen Getreidearten und 
Gebiete die Lieferungsmengen fest, übrigens nur für das Jahr 
1933. Diese Lieferungen werden zu festgesetzten staatlichen An- 
kaufspreisen angenommen, tragen darin also bei dem Abstand 
gegenüber dem feien Preis Steuercharakter. Die Festsetzung gilt 
nicht für die Einzelwirtschaften, deren Verpflichtungen wie bisher 
von den Dorfsowjets nach Saatfläche und Plan festgesetzt werden. 
durchgängig höher als die Norm für die Kollektive. Erst nach 
Durchführung der Ablieferung und nach Rückstellung der Saat- 
fonds ist der freie Markthandel gestattet. Verordnungen gaben, 
wie zur Belohnung, Westsibirien, Weifrußland, dem Norden, dem 
Schwarzerdegebiet u. a., die ihre Pflicht erfüllt hatten, den freien 
Verkauf der Getreideübershüsse zu bestimmten Preisen frei. 
sowohl den Kollektiven wie den Einzelwirtschaften. 


In acer Weise ist ja schon im Herbst 1932 die Abgabe von 

Vieh, Fleisch und Milchprodukten geregelt. Im Februar folgte 

dasselbe für Sonnenblumen und Kartoffeln. Damit ist für das 
anze Gebiet der Nahrungsmittelproduktion das sog. Kontra- 
ierungssystem abgeschafft. 


Verordnungen über Instandsetzung der Traktoren und 
zur Erhaltung des Zugviehes folgten. Diese Verordnungen. 
in deren Flut der Bauer im Land sich sicherlich nicht zurecht- 
findet, die bis ins einzelne gehen (z. B.: jeder Fall, in dem ein 
Pferd verendet, soll von der Staatsanwaltschaft sofort geprüft 
werden, und dergleichen), ebenso wie Entschließungen über die 
Beaufsichtigung der Kollektive, geben im ganzen ein anschau- 
liches Bild darüber, wie weit diese Organisation noch im Punkte 
der Arbeitsdisziplin und Arbeitsleistung zurück ist und welch 
ungeheurer Druck mit Androhung strengster Strafen und Kon- 
trollen auf den Bauern liegt, um sie zu der Intensität der Land- 
wirtschaft zu zwingen, die das Land braucht. 


Um diese gleichen Fragen drehte sich auch der Versuch, nun 
die Wirtschaft selber heranzuziehen und durch sich erzieherisch 
zu bestimmen. Vom 15. bis 19. Februar fand ein erster U nions- 
kongreß der „Kolchosniki-Udarniki“, der „Kollek- 
tivbauern-Stoßtruppler“, statt, an dem 1500 Delegierte teilnahmen. 
Stalin selbst und alle anderen Führer hatten zu sprechen. Kaga- 
nowitsch gab dabei den Bauern aus dem Lande einen eindring- 
lichen Bericht über Fünfjahrplan und Industrialisierung. Arbeits- 
disziplin, Saatgut, Traktoren, Zugvieh, Lieferungen an den Staat 
wurden behandelt, die entsprechenden Forderungen in einem 
großen Aufruf dieser Bauern an das Land im strengen Parteisinn 
gerichtet. Die erzieherische Wirkung wird ja nicht gering sein, 
wenn so die führenden Bauern gedrillt, in den ganzen Zusammen- 


350 


hang gesetzt werden, ihre Bilder in den großen Parteizeitungen 
sehen usw. Agitatorisch erweist auch hier die Sowjetregierung 
ihr bekanntes Gescick. 

Das Prinzipielle dazu fafte Radek in einem Artikel 
über den Kongreß (Iswestija, 20. Februar) so zusammen: 

„Dieser Kampf ist nicht einfach ein Kampf um Brot, es ist ein Kampf 
für den Sozialismus im eigentlichen Sinn dieses Wortes. Zur Zeit des 
Bürgerkrieges kämpften unsere landwirtschaftlichen Arbeiter für die Er- 
nährung der Revolution, für die Erhaltung der Sowjetmacht, der Stütze des 
Sozialismus. In unserem jetzigen Kampf um das Brot kämpfen wir zu- 
gleich für die Organisierung einer sozialistischen Landwirtschaft, für das 
Blühen und Gedeihen der Kollektivwirtschaften, die eine noch nicht ge- 
sehene Kraft der Sowjetunion schaffen werden. Gedeihende Kollektiv- 
wirtschaften — das bedeutet eine Bauernschaft, die endgültig auf die Seite 
des Sozialismus übergegangen ist.“ 

Der Reichslandwirtschaftskommissar hat vor dem ZIK mit- 
geteilt, daß gegenwärtig 145 Mill. Wirtschaften in Kolchose 
zusammengefaßt seien, mehr als 80 % im Gebiet Untere Wolga, 
70% im Nordkaukasus und Ukraine, 78% in Mittlere Wolga, 
68% im Ural und Zentralschwarzerde-Gebiet, 63 % in West- 
sibirien, 80% in der Krim, 66 % in Baschkirien. Ferner stellte 
er vor dem ZIK fest, daß die Frage „Kollektive oder andere 
Wirtschaft?“ nicht mehr zur Debatte stehe und es sich ausschlief- 
lich um Festigung der Kollektive handle. Die Agrar- 

olitik Stalins steht somit jetzt fest. Ohne Zweifel ist die 

ollektivierung auf gefährlich scharfe Kritik gestoßen. Er hat 
sie verteidigt unter dem Gesichtspunkt, d die Kollektive 
schärfer von der Partei kontrolliert werden müßten (dafür jene 
politischen Abteilungen), und er hat sie nur ein wenig erweicht 
oder umgebogen, und zwar, wie öfter hervorgehoben und immer 
deutlicher wird, ohne da eine prinzipielle Klarheit heraus- 
kommt und ohne daß eine materielle Verbesserung die Folge war. 


Auch bei den Verordnungen des Berichtsmonats erkennt 
man das Widersprucsvolle in dieser Politik. Ebenso erkennt 
man den festen Willen, die Partei stärker in die Agrarpolitik, in 
die agrarische Manipulation einzuschalten und so das Mißtrauen, 
den Widerwillen, den Widerstand der Bauern zu überwinden, 
die durch alle diese Reden, Verordnungen, Appelle usw. hindurch 
unbestreitbar vorhanden sind. Sowjetrußland ist nicht nur in 
einer Ernährungskrise, sondern auch in einer Stimmungs- 

rise der bäuerlichen Masse, mit der sich erst der 
Produktionsrückgang seit 1930 vollständig erklärt. 
Wie aber will man in dem weiten Raume die Arbeitsfreudigkeit, 

ie man unbedingt braucht, namentlich wenn 1933 wieder eine 
schlechte Ernte folgen sollte, erzwingen? 


c) Fünfjahrplan, Industrie, Finanzen. 


Die agrarischen Fragen stehen absolut im Vordergrund. Die 
Industriefragen betreffen fast ausschlieflih die Arbeits- 
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disziplin. Die Arbeitsversäumnisse und ihre Abstellung 
werden erörtert, die immer schärfere Bindung des Arbeiters an 
seine Fabrik durchgeführt. Für den Bericht kommt daraus 
neues nicht heraus. 

Vom neuen Fünfjahrplan ist es ganz still. Man fand 
nur die Anweisung des Rates der Volkskommissare an die Volks- 
kommissariate und Behörden, bis zum 10. März die Fünfjahr- 

läne 1933—1937 fertigzustellen und dem Gosplan einzureichen. 

ieser soll den Gesamtplan für die zweiten „Fünf Jahre“ bis 
10. April dem Rat der Volkskommissare vorlegen. Man arbeitet 
für das laufende Jahr mit dem Plan des Vorjahres. 

Die Januartagungen beschäftigten sich auch mit dem Staats- 
budget. Darüber hielt der Finanzkommissar Grinko eine sehr 
instruktive Rede. Im Rückblick hob er hervor, daß im ersten 
Fünfjahrplan statt der vorgesehenen 86 Milliarden 116 Milliar- 
den Rubel aufgebracht worden seien, davon 77 Milliarden für 
die Finanzierung der Wirtschaft, also die Investierungen. (Die 
Zahlen sind hier besonders unsicher, da ja die gesunkene Kauf- 
kraft des Rubels gar nicht irgendwie abzumessen ist.) Das „ein- 
heitliche Staatsbudget“ für 1933 wurde bestätigt. Es 
wurde mit 35 Milliarden Rubel Einnahme und 33,3 Milliarden 
Rubel Ausgabe bestätigt. Die Differenz „1,7 Milliarden Rubel“ 
ist die Staatsreserve. Die Einnahmen sind in „Einnahmen aus 
der vergesellschafteten Wirtschaft“ (21,7 Milliarden Umsatz- 
steuern und nur 168 Millionen landwirtschaftlihe Steuern der 
Kollektive!), „Mobilisierung der Mittel der Bevölkerung“ (An- 
leihen und Steuern) und sonstige Einnahmen geteilt. Die Ge- 
winnüberweisungen der staatlichen Wirtschaftsorgane sind auf 
1,1 Milliarde veranschlagt. 

Die Ausgaben zerfallen in 1. Volkswirtschaft (23,9 Mil- 
liarden), 2. sozial-kulturelle Maßnahmen (darin Volksbildung 
2,1 Milliarden), 3. Verteidigung und Verwaltung und drei andere 
Posten. Die Ausgaben für Rüstungszwecke sind 1450 Mill. 
Rubel, 230 Mill. Rubel mehr, als 1932 tatsächlich verausgabt 
wurde. Dies hängt mit den Solderhöhungen in der Roten Armee 
zusammen, teilweise aber auch mit Aufwendungen für bessere 
Ausrüstung. 

Dazu treten die Staatsbudgets der Bundesrepubliken 
für 1933, die gleichfalls bestätigt wurden: 


(in 1000 Rubel) 
958 440 


RSFSR . . . 2.2 .. 

Ukrainishe SSR . . . 508505 
Weißtrussishe SSR. . . 143 136 
Transkaukasische SFSR 268 312 
Turkmenische SSR. . . 84980 
Usbekishe SSR. . . 190 706 
Tadshikishe SSR . . . 86856 


im ganzen 2220 935 
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und die Beiträge für die lokalen Budgets, die durch die 
staatlichen Budgets der Bundesrepubliken überwiesen werden: 
(in 1000 Rubel) 
RSFSR. . . . . . . 1165070 
Ukrainishe SSR . . . 418577 
Weißrussishe SSR. . . 90183 
Transkaukasische SFSR . 98349 
TurkmenisheSSR . . . 46740 


Usbekishe SSR. . . . 95280 
Tadshikishe SSR . . . 35204 
1 949 403 


Im ganzen ist es fast unmöglich, begründete a ee während 
der Jahre des Fünfjahrplans anzustellen wegen der veränderten 
Kaufkraft des Rubels. Die grofe Erhöhung der Schluß- 
zahlen besagt noch nichts Entscheidendes. Größte Sparsamkeit 
soll walten. Der Abbau ist noch im Gang und unter allen Um- 
ständen soll sowohl das Wiederanschwellen des Verwaltungs- 
apparates verhindert, wie die Herabsetzung der Unkosten aller 
Art durchgeführt werden. 


d) Innere Politik. 
Durch die höchst umfangreichen Verhandlungen und Ent- 


schließfungen der Januartagungen hindurch war zu erkennen, 
daß die Position Stalins, besser gesagt des Stalinismus 
nicht leicht ist. Ebenso aber wieder trat das Typische der Taktik 
des Diktators hervor. | 

Die Parteiopposition wurde wieder zum Schweigen 

gebracht, ist aber eben da. Die Reinigung der Partei ist 
im vollen Gang. Bis zu ihrem Abschlufl dürfen keine Neuauf- 
nahmen in die Partei erfolgen. 

Desgleichen ist im Gang die Durchführung der Pafß- 
olitik. Sie soll in den Städten Kusnezk, Stalingrad, Baku, 
rmowo, Magnitogorsk und Gorki (Nishni-Nowgorod), neben 

Moskau und in einer 100-km-Zone um Moskau, möglichst schnell 
durchgeführt werden, am 1. März beginnen, bis zum 1. Mai zu 
Ende sein. Im Zusammenhang damit ist auch die Schließung 
aller Standesämter angeordnet worden, um Schiebungen bei der 
Pafausstellung auszuschließen. Innerhalb dieser Zeit können 
also Eheschließungen, Ehescheidungen, Adoptionen nicht vor- 
genommen werden. Drei Kategorien gibt es: Pässe auf 3 Jahre, 
Pässe auf 1 Jahr (besonders für a und provisorische 
Ausweise für Saisonarbeiter und dergleichen. Diese Pafpolitik 
ist mit einem Wort der Gedanke der Planwirtschaft auf die 
Bevölkerungsverteilung angewendet. Sie will durch Registrie- 
rung und Ausscheidung das Verhältnis von Stadt und Land 
grundlegend verändern, die Städte entlasten und daneben noch 
einmal die „gewesenen Leute“ hart treffen, was in der Wirkung 
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eine außerordentliche Steigerung der Not und der seelischen 
Spannung ergibt. 

In der Fünfjahrplanerörterung ist die Armee, die 
Kriegstüchtigkeit und Kriegsindustrie stark her- 
vorgehoben worden. Am 22. Januar feierte die Rote Armee und 
Flotte ihr fünfzehnjähriges Bestehen. Das Studium ihrer Organi- 
sation, die in erster Linie auf Trotzki zurückgeht, ist in der heuti- 
En Zeit der Erörterung des Milizgedankens besonders interessant: 

ie Verbindung der allgemeinen Wehrpflicht mit der Miliz- 
formation und einem Rahmenheer aus Berufsoffizieren, Berufs- 
unteroffizieren und Divisionen eines stehenden Heeres. In einem 
Bericht hat der Volkskommissar für die Armee, Woroscilow, 
mitgeteilt, daß 59 % der aktiven Truppe Parteimitglieder oder 
Jungkommunisten seien. 61 % der Offiziere gehören der Partei 
an; bei den Artillerie erreicht der Prozentsatz 81, bei den Tank- 
truppen sogar 100 %. Von den Zöglingen der Kriegsschule, die 
die Offiziere ausbilden, sind 76 % Parteimitglieder, 17 % aus 
dem Komsomol. In der Flotte gehören 65 % der Seeoffiziere und 
66 % der Unteroffiziere und Mannschaften zur Partei. Die 
„Kommunisierung“ der Roten Armee ist, wenn auch noch eine 
Reihe von Offizieren der zaristishen Armee vorhanden sind, 


also durchgeführt. 


Zur Ausrüstung seien aus jenem Bericht Woroschilows 
folgende Ausführungen hervorgehoben: 


„Wir haben unsere alte Artillerie modernisiert und ihr immerhin eine 
solhe Schlagkraft gegeben, daf sie hinter der übrigen europäischen 
Artillerie nicht zurüksteht. Wir haben unser eigenes neues System einer 
schweren Artillerie geschaffen. ebenso eine Kleinkaliber-Artillerie.e Wir 
haben gegenwärtig in den verschiedenen Truppenteilen ein Tankabwehr- 
geschütz, wir haben ein besonderes Geschützsystem für die artilleristische 
Begleitung kleiner Infanterieabteilungen und für den Kampf mit Maschinen- 
gewehrnestern des Gegners. Dank der Arbeit unserer Konstrukteure ver- 
fügen wir außerdem über eine große Zahl verschiedener neuer artille- 
ristischer Systeme, deren Bereitschaft sich noch nicht auf gleicher Stufe be- 
findet. Vieles davon ist erprobt und wird in unseren Fabriken hergestellt. 
Was aber ist die wichtigste Errungenschaft auf diesem Gebiet? Wir baben 
im ersten Fünfjahrplan eine kraftvolle Grundlage für die Herstellung 
von Artillerie geschaffen, Konstruktionsbüros in größtem Mafstabe, wir 
haben ferner qualifizierte Techniker und Ingenieure ausgebildet, wir haben 
mit einem Wort in unseren Fabriken und Werkstätten eine Artilleriekultur 
entstehen lassen, die uns die Möglichkeit gibt, alle Probleme der artille- 
ristischen Ausrüstung unserer Roten Armee zu lösen. Bis 1928 stand es mit 
unserer Munitionsversorgung recht schleht. Dank der in den letzten vier 
Jahren auf diesem Gebiet geleisteten Arbeit haben wir nunmehr einen 
in bester Ordnung befindlichen Munitionsvorrat für unsere Artillerie.” 


Die Ausrüstung ist also sehr vorangebracht worden, das poten- 
tielle Gewicht der Sowjetunion hat sich in militärischer Be- 
ziehung sehr zu ihren Gunsten verschoben. 

Die materielle Seite der Maßnahmen gegen die Sowjet- 
ukraine wurden oben schon geschildert. Die Moskauer 
Regierung wittert aber in diesen Erscheinungen auch natio- 
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nalistische separatistishe Momente. Sonst wären die 
scharfen und sehr merkwürdigen Äußerungen in der Rede Mo- 
lotows vor dem ZIK nicht zu erklären über ‚die Pläne des ehe- 
maligen ukrainischen Hetmans Skoropadski, die auf eine Ab- 
trennung der Ukraine von Sowjetrußland abzielten.“ Molotow 
sagte, wenn daraus ein Geschäft gemacht werden solle, so müsse 
man wissen, daß die Sowjetukraine unverkäuflich sei. Gegen 
separatistische Tendenzen wird das Schulwesen der Minderheiten 
von der Sowjetregierung stark gefördert. Die Minderheiten in 
der Sowjetukraine sind 20 % der Gesamtbevölkerung von 
31,8 Millionen. Für die Kinder der nationalen Minderheiten 
bestehen 3328 Schulen, darunter 579 deutsche, 495 jüdische und 
347 polnische. In den Sprachen der nationalen Minderheiten 
erscheinen 49 Tageszeitungen mit einer Gesamtauflage von 
514000 Exemplaren. In den von den nationalen Minderheiten 
besiedelten Teilen der Sowjetukraine bestehen 380 autonome 
nationale Bezirke, darunter sieben deutsche. 


e) Kulturpolitik. 


Am 12. Februar erließ das Zentralkomitee der Partei eine 
Verfügung über die Lehrbücher in den Elementar- un 
Mittelschulen, die darin auch schwere Mißstände und Fehler fest- 
stellte und „für die Sowjetschule das stabile Lehrbuch hoher 
Qualität“ forderte. 

Am 17. Februar wurde ein Wettbewerb unter den Schrift- 
stellern der Sowjetunion für die besten Theaterstücke aus- 
geschrieben, die Themen nach freier Wahl auch aus dem Ausland 
zu nehmen, mit drei Preisen von 15000, 10000 und 5000 Rubel. 
Der 50. Todestag Richard Wagners wurde überall sehr ge- 
eiert. 


f Der Stalinismus. 


Zum Grundsätzlichen und Allgemeinen sei hin- 
gewiesen auf die Biographie von Stalin aus der Feder 
von Artur W. Just, dem sen Moskauer Korrespondenten 
der Kölnischen Zeitung (Lübeck 1933). 

Sodann auf den Aufsatz „Russische Wandlungen“ von Emil 
Lederer (Professor an der Universität Berlin) auf Grund seiner 
russischen Reise (Neue Rundschau, Februar 1933), mit dem 
Schlußurteil: 


„Bisher haben europäische Völker nur im Kriege und für den Krieg 
diese Anspannung aller Kräfte bei gleichzeitiger Aufhebung aller ernst- 
haften inneren Gegensätze geleistet. Rußland ist das erste Land, das diese 
letzten Energien für den friedlichen Aufbau, für die Entfaltung seiner Pro- 
duktivkräfte zu mobilisieren vermag... Daß der industrielle Aufbau 
ohne Unternehmertum, also sozialistisch vor sich geht, erleichtert ihn heute 
in Rußland, soweit die industrielle Arbeiterschaft in Frage kommt.“ 


Weiter ein erster Bericht von Professor Samuel Harper 
(Universität Chicago), dem bekannten amerikanischen Rußland- 
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kenner, über seine letzte Reise (Chicago Daily Tribune, 13. Ja- 
nuar 1935): „Trotz harter Lebensbedingungen, trotz des Nah- 
rungsmangels und der wichtigen Punkte, in denen der Fünfjahr- 
plan nicht erreicht worden ist, ist ein Fortschritt gemacht. Es 
gibt keinen Rückzug von dem Programm der Revolution. Jetzt 
Base steht der Plan vor seiner härtesten Probe, der Gewinnung 
es Bauern. Der schwerste Mißerfolg im Fünfjahrplan war der 
Fehlschlag in der Kollektivierung der Landwirtschaft. Die 
Sowjetunion ist wirtschaftlich von anderen Ländern unabhängig.“ 
Aus allen derartigen ernstzunehmenden Äußerungen geht 
übereinstimmend hervor die starke Bezogenheit Rußlands auf 
das Leben und die Arbeit im Innern, der Ausbau nunmehr statt 
des überhetzten Neubaues, der schwere Druck und die seelisch- 
eistige Depression, sowie die Festigkeit des Stalinismus, der die 
estaltung des russischen Lebens unbedingt in der Hand hat. 
Die innere Wandlung vom Leninismus weg tritt dabei zwar in 
den allgemeinen Linien immer hervor, läßt sich aber noch nicht 
ausreichend begrifflich fassen. 


g) Auswärtige Politik. 


Vor dem ZIK hielt Molotow am 23. Januar eine große Rede. 
die unter dem Thema: „Festigung und Verteidigung des im 
ersten Fünfjahrplan Erreichten“ auch der Außenpolitik ge- 
widmet war. 

Er stellte normale und feste Beziehungen zu den Nachbarn 
fest, namentlich zu Deutschland und der Türkei, zu denen China 
getreten sei. Über Tschechoslowakei und Nordamerika äußerte 
er sich sehr charakteristisch wie folgt: 

„Die Frage der Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen 
mit der Sowjetunion wird jetzt auch in einigen anderen Ländern erörtert. 
Bei uns sind Nachrichten eingelaufen, daß sich dabei Schlauköpfe finden, 
die noch immer ein besonderes ‚Studium‘ der Sowjetunion für notwendig er- 
achten. So z. B. stellen einige Minister der Tschechoslowakei tiefsinnige 
‚Studien‘ über die Sowjetunion an. Übrigens hat sich all das bereits längst 
überlebt, wenigstens um 10 Jahre und noch mehr. Die Sowjetmacht existiert 
doch bereits 15 Jahre. Und 10 Jahre sind bereits seit der Bildung der 
Sowjetunion vergangen, und die Bedeutung dieser Tatsache wurde heute 
von Kalinin zur Genüge hervorgehoben. Und trotzdem folgen den Fuß- 
tapfen der Tschechoslowakei sogar Minister solcher Staaten wie der USA. 
Es wäre jedoch lange an der Zeit zu begreifen, was die Sowjetunion 
eigentlich darstellt, insbesondere nach der Durchführung des ersten Fünf- 
jahrplanes. Ich glaube, es läßt sich leicht ersehen, um wieviel die Kraft 
der Sowjetunion gewachsen ist, wie groß dieses Wachstum, um wieviel die 
internationale Bedeutung der Sowjetunion gestiegen ist.“ 

Die pünktliche Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen ‚im 
Unterschied von einigen kapitalistischen Ländern“ durch die 
Sowjetunion und die Friedenspolitik sowie das Nichtangriffs- 
paktsystem wurden erwähnt. Am wichtigsten war der Teil über 
den Fernen Osten. 

„Die Sowjetregierung hatte mit Rücksicht auf die im Fernen Osten 
entstandene Lage Japan schon vor mehr als einem Jahre den Abschluß eines 
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Nichtangriffspaktes vorgeschlagen. Die politische Bedeutung dieses Vor- 
schlages kann in der gegebenen internationalen Lage nicht übersehen wer- 
den. Die japanische Regierung hat uns aber erst unlängst mitgeteilt, daft 
sie es ablehnt, im gegebenen Augenblick einen Nichtangriffspakt mit uns 
abzuschließen. 

Die Sowjetregierung führt auch im Fernen Osten konsequent eine 
Politik der Nichteinmishung und der strengen Neutralität gegenüber 
anderen Ländern durch. Einzelne Momente im Verhalten gewisser japa- 
nisher Kreise der Sowjetunion gegenüber lenken jedoch während der 
letzten Zeit die besondere Aufmerksamkeit auf sih. Es ist kürzlich bis zur 
Veröffentlichung einer provokatorischen Meldung des japanischen Kriegs- 
ministeriums über die Sowjetregierung und die zukünftige bevollmächtigte 
Vertretung der Sowjetunion in China gekommen. Und trotz unserer kate- 
gorischen Widerlegung dieser sowjetfeindlichen Phantasieprodukte hat sie 
der Minister für Auswärtige Angelegenheiten Japans, Herr Uschida, im 
japanischen Parlament am 21. Januar wiederholt. 

Ich halte es für unnötig, mich mit der Widerlegung dieser sowjet- 
feindlichen Erfindungen zu beschäftigen, sie widerlegen sih schon von 
selbst. Was die Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen der 
Sowjetunion zu China anbetrifft, so entscheidet die Sowjetunion solche 
Fragen, unabhängig davon, ob dies irgend jemandem angenehm oder auch 
unangenehm ist. Die Sowjetunion geht in solchen Fällen von den Inter- 
essen des allgemeinen Friedens, von den Grundlagen ihrer Friedens- 
politik aus. 


Herr Uschida hat im Parlament erklärt, daß in den Beziehungen 
zwischen der Sowjetunion und Japan seit Beginn des mandschurischen 
Zwischenfalls sich nichts Unangenehmes ereignet habe, daß die Sowjet- 
regierung ‚eine vorsichtige Position‘ eingenommen habe. Ich halte es für 
notwendig zu bemerken, daß es sich nicht nur darum handelt, daß die Poli- 
tik der Sowjetunion vorsichtig ist. Diese Politik ist nicht nur vorsichtig. 
sondern auch durchdacht, wobei die Sowjetregierung auch hier vor allem 
von den Interessen der Sache des allgemeinen Friedens und von den Inter- 
essen der Festigung der friedlihen Beziehungen mit anderen Ländern aus- 
geht. Diese Politik, die Politik des Friedens, wird die Regierung der 
Sowjetunion auch fernerhin in ihren Beziehungen mit anderen Staaten, 
ganz gleichgültig, wie sie diese oder jene Regierungen einschätzen mögen, 
konsequent und unerschütterlich durchführen.“ 

Die Rede enthielt nichts wesentlich Neues, aber Nuancen, die 
im Zusammenhang mit Stalins Äußerung über die Verteidigungs- 
bereitshaft und Stärke der Kriegsrüstung bemerkenswert 
sind. Im japanischen Oberhaus antwortete der Kriegs- 
minister Araki darauf (27. Januar), „daß der erste sowjet- 
russische Fünfjahrplan durch notwendig gewordene Kriegsvor- 
bereitungen gestört worden sei. Das bedeute entweder, daß 
Sowjetrußland einen japanischen Angriff erwarte, oder daft es 
Japan angreifen wolle“. 

Auch mit der Verschärfung des fernöstlichen Konflikts in 
Genf und an Ort und Stelle hat sich Rußland nicht aus seiner 
Haltung der mifßttrauischen und reservierten Beobachtung 
bringen lassen. Dem Genfer Bericht und Beschluß vom 24. Fe- 
bruar hat es bisher noch nicht zugestimmt. 

Während in Moskau der französische Abrüstungsplan 
(Herriots) im üblichen Sinne behandelt wird, hat in GenfLit- 
winow ihn sehr wohlwollend kritisiert, wie er überhaupt Paul 
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Boncour dabei sekundierte.e Damit verband er ein russi- 
sches Sicherheitsprogramm zur Begriffsbestimmun 
des Angreifers als Antrag für die Konferenz. Als Angreifer soll 
danach gelten derjenige, der einem anderen den Krieg erklärt. 
oder dessen bewaffnete Truppen ohne Kriegserklärung auf 
das Gebiet des anderen gehen, oder zu Lande, zu Wasser oder 
in der Luft das Gebiet des anderen oder die Streitkräfte des 
anderen angreifen, dessen Land-, See- oder Luftstreitkräfte in 
das Gebiet des anderen ohne Erlaubnis übertreten, oder der die 
Seeblockade der Küsten und Häfen des anderen beginnt. Die 
innere Lage eines Staates soll nicht das Recht zum Angriff geben. 
auch nicht revolutionäre Bewegungen, Bürgerkrieg, Streiks und 
dergleichen mehr, oder der Bruch internationaler Verträge, oder 
der Abbruch der diplomatischen und wirtschaftlichen Beziehun- 
gen oder der wirtschaftliche Boykott oder die Weigerung der 
chuldenbezahlung. Diese sehr weitgefaßten Prinzipien werden 
von der Sowjetpresse als eine „Charte der Rechte der Völker auf 
Sicherheit und Unabhängigkeit“ bezeichnet, mit stärkster Unter- 
streichung der unbedingten Friedenspolitik der Sowjetregierung. 
Die innere Entwicklung Rumäniens wird mit zunehmen- 
der Aufmerksamkeit verfolgt. Z. B. eine Stelle aus der „Lenin- 
gradskaja Prawda“ (15. Februar): 

„Die neuesten Kämpfe des rumänischen Proletariats, die schwersten 
seit dem Generalstreik von 1920, liefern den Beweis dafür, daß innerhalb 
der Arbeiterklasse Rumäniens eine bedeutsame Entwicklung vor sich geht. 
Es wird von der Geschicklichkeit der Kommunistischen Partei und von 
ihrem Einblick in die Sachlage abhängen, ob die weitere Entwicklung rich- 
tig ausgenutzt werden kann. Es handelt sich hier um einen der schwächsten 
Abschnitte der kapitalistischen Front.“ 

Zugleich wird darauf hingewiesen, daß Bessarabien jetzt 
15 Jahre unter rumänischer Herrschaft stünde (Prawda 
27. Januar): 

„Anderthalb Jahrzehnte hindurch haben die Werktätigen Bessarabiens 
nicht nur unter der Okkupation gelitten, sie haben auch gemeinsam mit den 
Werktätigen Rumäniens gemäß den Richtlinien der rumänishen Kommu- 
nistischen Partei mit größter Selbstverleugnung gekämpft, gekämpft für 
eine proletarische Revolution, gegen die Okkupation, gegen die Vor- 
bereitung eines imperialistischen Krieges, gegen die Ausnutzung Bessara- 
biens als Aufmarschgelände bei einem kriegerischen Überfall auf die Sow jet- 
union. In diesem Kampf haben die Werktätigen Bessarabiens und Rumä- 
niens ungezählte Opfer bringen müssen. Aber dieser Kampf hat sie auch 
dem Siege nähergebra'ht und heute, 15 Jahre nach der räuberischen Be- 
setzung Bessarabiens, fühlen das sowohl die Werktätigen Bessarabiens und 
Rumäniens wie auch die angstvoll erregte Bourgeoisie.“ 


Das neue Bündnis der Kleinen Entente vom 
16. Februar wird als eine bemerkenswerte Umstellung in den 
Mächtebeziehungen aufgefafßt, die der weiteren Betriedung 
Europas nicht förderlich sei. Die Spitze gegen Rußland ergibt 
sich daraus, daß nunmehr Frankreich nicht mehr auf Rumänien 
„einen Druck um Abschluß eines Nichtangriffspaktes mit Ruß- 
land ausüben könne, durch den die Machtbefugnisse Rumäniens 
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über Bessarabien zum mindesten in rechtlicher Hinsicht geschützt 
werden. Keine der drei Unterzeichnermächte habe amtliche Be- 
ziehungen zu Rußland und keine von ihnen könne diesen Zustand 
ohne die Zustimmung der anderen ändern. Das genüge, um die 
Annäherung an Rußland unmöglih zu machen“. Dieser Zu- 
sammenhang ist ohne Zweifel richtig erfaßt. 


Als Gewinn steht dem gegenüber, daß am 17. Februar der 
am 29. November 1932 mit Frankreich unterzeichnete Nicht- 
angriffspakt mit dem Abkommen über das Ausgleichsverfahren 
in Kraft getreten ist. Für Frankreich ist er durch den Präsi- 
denten der Republik ratifiziert, für Rußland durch das Präsidium 
des ZIK. Die Bedeutung dieser Annäherung zwischen Rußland 
und Frankreich wird in der polnischen Presse sehr unter- 
strichen und durch die Angebote Herriots ja noch mehr hervor- 
gehoben, denen gegenüber die Sowjetregierung aber noch reser- 
viert dasteht. 

Sie sind auch sehr unbestimmt geblieben und einen Fort- 
schritt der Wirtschaftsverständigung hat man noch nicht gesehen. 
Abgesehen von der Schuldenfrage, stehen sich hier die Forde- 
rungen Ceremi Rußlands auf Reziprozität und Frankreichs 
auf wirtschaftliche Kompensationen. Für einen verstärkten 
Handelsverkehr fehlt es auch noch an dem Entschluß der franzö- 
sischen Regierung, die dazu nötige Regierungsgarantie zu ge- 
währen, weshalb bei den wachsenden Exportschwierigkeiten 
Frankreichs die französische Industrie selber vorangegangen ist 
mit einem „Comité Francais des Echanges Internationaux“, an 
dessen Spitze der Präsident der Pechiney — Louis Marlio — ge- 
stellt wurde und in dem alle führenden Industriezweige, die an 
den Handelsbeziehungen mit Rußland interessiert sind, vertreten 
sind. Diese Vereinigung will die Ausfuhr nach Rußland fördern 
und mit einer Art Solidarhaftung die fehlende Staatsgarantie 
ersetzen und der Finanzierungsschwierigkeit abhelfen. 


Die gleiche Erörterung nimmt sehr stark in der Schweiz 
zu. Der Verband schweizerischer Maschinenindustrieller hatte 
schon vor Monaten den Bund um eine Exportgarantie für das 
russische Geschäft ersucht. Die Frage ist überraschend voran- 
on worden dadurch, daß der Stadtrat von Zürich und der 

egierungsrat des Kantons Zürich beschlossen haben, 12 Million 
Franken als eine Garantie zur Verfügung zu stellen, was eine 
Ausfuhr von 2% Millionen Franken möglich machen würde. Der 
Beschluß hat in der Schweiz sehr überrascht und ist z. B. im 
Züricher Kantonsrat leidenschaftlich diskutiert worden. Da- 
bei stellte man fest, daß nicht weniger als neun Länder, an 
der Spitze Deutschland, Italien und England solche Export- 
garantien gegeben haben und daf eine wirtschaftliche Anti- 
sowjetfront aussichtslos sei. Das Für und Wider war in der 
„Neuen Zürcher Zeitung“ (6. Februar) sehr interessant dar- 
gestellt und die Erörterung bewies, daß auch die Schweiz bei 
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aller A gegen den Bolschewismus sich diesen wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten nicht entziehen kann. 

Über England, Kanada, Amerika ist nichts zu berichten. Sehr 
interessiert wurde die Meuterei in der holländischen Flotte in 
Niederländisch-Indien behandelt. 

Deutschland: Die Aufgaben der deutshen KPD werden 
immer nachdrückliher hervorgehoben. In den „Iswestija“ 
(1. Februar) zog Radek einen Vergleich zwischen den Regierun 
krisen in Deutschland und Frankreich, die nur zwei Stadien des 

leichen Prozesses bildeten, „in welchem aus der Wirtschaftskrise 

ie politische Krise erwächst. Der Moment rückt heran, in dem 
der Kampf der kapitalistischen Cliquen um die Macht in einen 
Kampf der Klassen um die Macht übergehen kann“. 

Über das deutsche Rußflandgeschäft enthielt die 
„Ostwirtschaft (3. Februar) einen sehr vollständigen und inter- 
essanten Bericht des Abteilungsleiters im Reichsverband der 
Deutschen Industrie, G. Schauke. Danach sind 1932 Bestellungen 
für 402 Millionen Mark nach Deutschland gegeben worden. Das 
neue Jahr ist wichtig wegen des neu beginnenden Fünfjahrplans. 
der ja nach wie vor einen starken Einfuhrbedarf an Produk- 
tionsmitteln mit sich bringen wird. Dabei wird ebenso mit der 
Verschiebung in der Struktur dieser Bestellungen gerechnet 
werden müssen, wie mit der russischen Forderung, die Handels- 
bilanz auszugleichen, indem Rußland eine stärkere Einfuhr er- 
möglicht werde. 


2. Polen. 


Wirtschaft: Das schlimmste an der Wirtschaftsdepression 
in Polen ist die Not der Landwirtschaft. 1200 Landgüter 
kommen im März und April zur Zwangsversteigerung. Die Ge- 
samtverschuldung der Landwirtschaft beträgt 4,6 Milliarden 
Zloty. In der Landwirtschaft sind 70 % der Bevölkerung be- 
schäftigt, so daß die Rückwirkung auf die Industrie sehr 
stark ist. Industrieproduktion und Außenhandel sind in unauf- 
haltsamem Sinken, der Außenhandel hat 1932 in Ausfuhr und 
Einfuhr wenig mehr als die Hälfte des Wertes aus 1931 erreicht. 
Die Währung wird trotz des Gold- und Devisenabflusses durch 
Einschränkung des Notenumlaufes behauptet. Die Schwierig- 
keiten des natsbudeei- sind dementsprechend grof. Die 
Sanierung wird von der Regierung durdi Kostensenkung 
und Preisabbau ìn der Industrie angestrebt. Der Landwirtschaft 
auf die Dauer Preise zu sichern, unabhängig von dem Weltmarkt, 
hält die polnische Regierung nicht für möglich. 

Entsprechend der schlechten Lage der Landwirtschaft muf 
die sogenannte en eingeschränkt werden. Nach 
mancherlei Schwankungen wird das Namensverzeichnis für die 
Güter, die abermals zur Zwangsabgabe von Land herangezogen 
werden, bis 31. März doch veröffentlicht, aber es soll kleiner sein, 
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als im Plan vorgesehen, aus Gründen der Wirtschaftsnot, die die 
Nachfrage nach Siedlungsland herunterdrüct. 

Der Staatshaushalt schließt mit 2 Milliarden an Ein- 
nahmen und Ausgaben und einem Defizit von 400 Millionen 
Zloty ab, das tatsächlich aber auf 630 Millionen angeschlagen 
wird. In der Aussprache des Sejm fielen Ausdrücke wie: man 
sehe, daß das Land dem Ruin entgegenginge! 


Die Bahn Herby-Nowe—Gdingen ist nunmehr am 
t. März eröffnet worden. Der polnische Staat übernimmt den 
Betrieb provisorisch bis 1. März 1934. Von da ab hofft man, 
daß die Pariser Stellen bereitwilliger geworden sein würden, 
die ursprüngliche Grundlage wieder anzunehmen. Gleichzeiti 
soll eine neue Strecke von Süden nach Norden in An if 
genommen werden, die Warschau und Krakau mit dem Kohlen- 
revier in kürzeste Verbindung bringen soll. Dazu wird eine 
neue Hauptstrecke Warschau—Radom gebaut. 

Die Erörterung der inneren Politik ist beherrscht durch 
die Frage, ob der Außenminister Beck Ministerpräsident und 
wer Staatspräsident wird. 

Das Gesetz über die Selbstverwaltung wurde an- 
genommen, das die einzelnen Teile verwaltungsrectlich ver- 
schmilzt und die Selbstverwaltung zugunsten der staatlichen 
Organe sehr stark einschränkt. Deshalb hat der Deutsche Klub 
auch das Gesetz abgelehnt, das für die früheren Provinzen Posen 
und Westpreußen sehr wichtig ist, weil es die Gemeindeverwal- 
tung dem System Kongreßpolens einfügt und die Deutschen 
beeinträchtigt, verdrängt. 

Ebenso ist angenommen das Gesetz über die Neuorgani- 
sierung der Hochschulen, das diese in starke Abhängig- 
keit von der Regierung bringt. 

Das Urteil des Brester Prozesses wurde am 11. Fe- 
bruar in der Appellationsinstanz in Warschau bestätigt und ver- 
schärft. Die Kassation ist beim Obersten Gerichtshof beantragt. 


In Genf sind endlich einmal die deutschen Minder- 
heitenbeschwerden gegen die Schulpolitik, für die der 
Dreier-Ausshuß im Herbst 1931 eingesetzt ist, behandelt wor- 
den. Man kann im ganzen an deutschen Schulen rechnen im 
heutigen Polen: 397 öffentlihe und 297 private Volksschulen, 
sowie 14 öffentlihe und 40 private höhere Schulen. Nur ein 
Drittel der deutschen Kinder ist in der Lage, euiar pradip. 
Schulen besuchen zu können. Unausgesetzt werden staatliche 
Volksschulklassen mit deutscher Lehrsprache in Posen und Pom- 
merellen aufgelöst und in Kongreßpolen das alte Netz deutscher 
Schulgemeinden zerstört, es ist heute auf ein Zehntel des alten 
Bestandes heruntergebracht. 

In der Außenpolitik war am wichtigsten die Haltung 
Polens in Genf. Es unterstützte den französischen Plan nicht 
und verlangte eine knappe und magere Abrüstungskonvention 
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über das schon Erreihte. Der Sinn war durchaus klar: unter 
keinen Umständen will Polen die nah der Abmachung vom 
11. Dezember Deutschland zugesagte Gleichberechtigung zulassen. 
Es fühlt sich heute militärisch Deutschland gewachsen und 
fürchtet, daß die Durchsetzung der deutschen Wehrhoheit diese 
Lage verändern könne. 

Das neue Bündnis der Kleinen Entente wurde kühl auf- 
genommen. Polen wünscht nicht in die damit entstehenden Ver- 
pflichtungen für Jugoslawien hereingezogen zu werden. 


3. Danzig. 


Der Rückblick auf Danzigs Wirtschaft 1932 ergibt ein er- 
schreckendes Bild. Der Hafenumsclag ist zurückgegangen. 
Folgende Tabelle der Gesamtumschlagsziffern seit 1927 läßt das 
ch im Vergleich mit Gdingen erkennen: 


Danzig Gdingen 
in t in t 
1927 7 897 614 896 141 
1928 8 615 682 1 957 348 
1929 8559 651 2822 191 
1930 8 213 094 3 625748 
1931 8 330 505 5 300 114 
1932 5 456 000 5 182 000 


Die Erwerbslosenzahl betrug: 13081 am Ende 1928, stieg 
1929 auf 16189, 1930 auf 24429, 1931 auf 32956 und erreichte 
1932: 39042 Personen. 


4. Litauen. 


Am 18. Februar feierte Litauen den 15. Jahrestag seiner Un- 
abhängigkeit. Der Staatspräsident Smetona glaubte dazu in 
einer Rundfunkreie feststellen zu können: seit dem Umsturz 
von 1926 herrsche in Litauen die nationalstaatliche Richtung, die 
innenpolitisch erfolgreih gewesen sei. In der Außenpolitik 
wären wichtige Erfolge zu verzeichnen. Die Wilnafrage sei zwar 
nicht endgültig gelöst, habe jedoch im Haag eine für Litauen 
günstige enden genommen. Einst werde Litauen Wilna 
zurückgewinnen. Die Interpretation der Memelkonvention durch 
den Haager Gerichtshof sei keineswegs zuungunsten Litauens 
gewesen. 


5. Lettland. 


Wirtschaft: Nach der Statistischen Verwaltung stellte 
sich die lettländische Ausfuhr im Jahre 1932 auf 96,5 Mill. Lat 
gegenüber 163,8 Mill. Lat im Jahre 1931, die Einfuhr auf 
84,7 Mill. gegenüber 177,1 Mill. Die Handelsbilanz war mit 
11,8 Mill. Lat aktiv gegenüber einer Passivität von 13,3 Mill. 1931. 
Im Export stand 1932 England mit 29,8 Mill. Lat (41,6 Mill.) an 
erster Stelle, während Deutschland, das 1931 den ersten Platz 
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einnahm, erst an zweiter Stelle mit 25,3 Mill. Lat (44,2 Mill.) 
folgt. Unter den Lieferanten Lettlands stand Deutschland mit 
30,4 Mill. Lat (65,7 Mill.) weitaus an erster Stelle, während Eng- 
land mit 11,6 Mill. Lat (15,1 Mill.) den zweiten Platz einnimmt. 

Die Einseitigkeit und scharfe Politik gegen die Minder- 
heiten, namentlich die deutsche, die das Kabinett Skujeneek 
durch seinen Bildungsminister Kehninsch führte, und die die 
Deutschen mit dem Verlust ihrer Schulen bedrohte, hat zum 
Sturz der Regierung geführt. Ein Gesetzentwurf über die 
Schließung der Mittelschulen der Minderheiten wurde am 
4. Februar abgelehnt, worauf das Kabinett zurücktrat. Es stürzte 
an dieser verrannten Politik gegen die Minderheiten. Die neue 
Regierung wurde von dem F ührer der Neusiedlerpartei Blod- 
neek gebildet, der eine Politik der Verständigung und inter- 
nationalen Duldsamkeit in Aussicht stellte. 


6. Estland. 


Die Wirtschaft Estlands, das im Berichtsmonat auch den 
15. Jahrestag seiner Gründung beging, ist in voller Depression, 
mit der sich die Weltwirtschaftskrise erst jetzt dort richtig aus- 
wirkt. Die tatsächliche Zahl der Erwerbslosen wird auf 20000 
geschätzt. Ausfuhr und Einfuhr gingen 1932 gegen das Vorjahr 
um zwei Fünftel zurück. Das Cete dennon]. mit dem der 
Staat der Landwirtschaft den Roggen zu festen Preisen abnimmt, 
muß geändert werden, weil die Produktion dadurch so stark ge- 
wachsen ist, daß der Staat heute den Bedarf der Städte an 
Roggen auf zwei Jahre liegen hat. 
er Plan der Verfassungsreform ist am 17. Februar 
vom Parlament angenommen worden und geht jetzt zur Volks- 
abstimmung, die am 10. bis 12. Juni stattfindet. Der Entwurf 
sieht vor, das neue Amt eines Staatspräsidenten, der direkt vom 
Volk auf fünf Jahre zu wählen ist, setzt aber die Zahl der Par- 
lamentsabgeordneten nicht herab. 


4. Finnland. 


Der aus dem Befreiungskrieg bekannte General von Manner- 
heim veröffentlichte einen bemerkenswerten Aufruf, die Wehr- 
fähigkeit des Landes zu steigern. 

Die La p p o bewegung, die sich jetzt Vaterländische Volks- 
bewegung nennt, ist wieder lebendiger geworden, organisiert 
sih um und baut sich aus zu einer disziplinierten politischen 
Stammtruppe für Religion, Landwirtschaft und Landesverteidi- 

ung aod unbedingt gegen links, namentlich die Sozialdemo- 
ratie. Ein Wahlblock zwischen der Lappoorganisation und der 
Agrarpartei, die die kleinen Grundbesitzer vertritt, für die in 
Aussicht stehende Reichstagswahl ist nicht zustande gekommen. 


Abgeschlossen, den 3. März 1933. 
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II. Die Vorbereitung des zweiten Fünfjahrplans: 


Die Perspektiven für die Hüttenindustrie. 
Von Robert Schweitzer. 


Am 1. Februar 1933 wurde in der Sowjetpresse die Ver- 
fügung des Zentralexekutivkomitees der UdSSR (Ausgabedatum 
26. Januar 1933) über den Volkswirtschaftsplan für 1933 ver- 
öffentlicht. Mit diesem Plan haben sih auch in erster Linie 
Stalin, Molotov und Kuibyschev in ihren Berichten vor dem ver- 
einigten Plenum des Zentralkomitees und des Zentralen Kontroll- 
komitees der Partei beschäftigt, nicht mit der gesamten zweiten 
Pjatiletka (Fünfjahrplan),, wie man erwartet hatte und auf 
Grund der festgesetzten Fristen für die Aufstellung (s. Oktober- 
Heft 1932, S. 61) vielleicht auch schon erwarten konnte Wir 
haben im Januar-Heft die Perspektiven für die leichte Industrie 
gekennzeichnet und werden hier einige Berichte über die Schwer- 
industrie, die Industriegruppe A, folgen lassen. Dabei brauchen 
wir uns trotz der oben erwähnten Verzögerung in der Planauf- 
stellung nicht auf das Jahr 1933 zu beschränken, da aus den 
Arbeiten der Schwerindustrie am zweiten Fünfjahrplan immer- 
hin schon soviel durch die russische Wirtschaftspresse bekannt 
geworden ist, daß die Grundtendenz der erwarteten Wirtschafts- 
entwicklung aufgezeigt werden kann. 

Wir wählen für unseren ersten Bericht über die Perspek- 
tiven der Schwerindustrie die Hüttenindustrie, weil diese den 
Charakter einer Schlüsselindustrie hat und weil dieser Industrie- 
zweig in den ersten Jahren des ersten Planjahrfünfts mit der 
Planrealisierung und der technischen Rekonstruktion beträdht- 
lich im Rückstande war und sich deshalb stets besonderer Auf- 
merksamkeit innerhalb der sowjetrussischen Wirtschaftspolitik 
erfreute. Die Bedeutung, die der Hüttenindustrie im Rahmen 
der Schwerindustrie und des industriellen Aufbaues zugemessen 
wurde, geht aus folgenden Zahlen hervor. Von den gesamten 
Kapitalinvestierungen des ersten Fünfjahrplans für die plan- 
mäßig erfaßte Industrie der UdSSR (Sollgrößen) in Höhe von 
13,5 Milliarden Rubel (in Preisen der entsprechenden Planjahre). 
entfielen auf die Eisenhüttenindustrie 2,16 Milliarden und auf 
die Industrie der Nichteisenmetalle 282 Millionen Rubel. (Fünf- 
jahrplan, 2. Bd., 1. Teil, S. 265.) Hierdurch sollte die Roheisen- 
erzeugung von 3,3 Millionen Tonnen zu Beginn des ersten Plan- 
jahrfünfts nach der bestätigten Optimalvarıante auf mindestens 
10 Millionen Tonnen 1932/33 gesteigert werden (nach der Aus- 
rer auf 8 Millionen Tonnen). Die entsprechenden 

iffern in den beiden Varianten waren für Stahl 104 und 
8,3 Millionen Tonnen, für Walzeisen 8 und 6,3 Millionen Tonnen 
a 2. Bd., 1. Teil, S. 153). 

Der Wirtschaftsplan für 1932 sah dementsprechend eine 

Roheisenproduktion von 9 Millionen Tonnen vor, die durch den 
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Gegenplan (s. Oktoberheft 1932, S. 63) auf 10 Millionen Tonnen 
erhöht wurde, weiter eine Stahlproduktion von 9,5 Millionen 
Tonnen und 6,6 Millionen Tonnen Walzwerkserzeugnisse. Nach 
dem Bericht von Kaganowitsch über die Ergebnisse des ersten 
Fünfjahrplans vor dem oben genannten vereinigten Plenum am 
17. Januar 1933 ist es der Hüttenindustrie gelungen, in der ge- 
nannten Zeitspanne ihre Produktion in Preisen des Basisjahres 
1926/27 um das Vierfahe, von 377 Millionen Rubel auf 
1582 Millionen Rubel 1932 zu erhöhen. Die entsprechende 
Planziffer für 1932 aber war 1760 Millionen Rubel 
(Minajew in „Narodnoje Chosjajstwo“, Mai—Juni 1932, 
S. 14). Zu Vergleichszwecken sei angegeben, dag nach 
der letztgenannten Quelle die Bruttoproduktion der russi- 
schen Hüttenindustrie für 1913, in Preisen des Jahres 1926/27 
ausgedrückt, auf 482 Millionen Rubel beziffert werden muß. 
Trotz beträctlicher Produktionsausweitung blieb die Planreali- 
sierung erheblich hinter der Sollziffer zurük. Die Gründe sind 
in Tatsachen zu suchen, die nicht auf die Hüttenindustrie be- 
schränkt sind. Die Resolution der Plenartagung des Zentral- 
komitees der Kommunistischen Partei vom 2. Oktober 1932 ver- 
weist in dieser Beziehung auf bekannte „enge Stellen“, auf 
wenig zufriedenstellende or der Probleme der Betriebs- 
leitung und der Betriebsorganisation, Fehlen einer wirksamen 
„Kontrolle der Durchführung“, mangelhafte Aktivität der Ge- 
werkschaften, insbesondere in bezug auf Dwurchorganisation 
sozialistischer Arbeitsformen, u. a. m. 


Die oben genannte Verfügung des Zentralexekutivkomitees 
vom 26. Januar 1933 setzt der Hüttenindustrie für das laufende 
Wirtschaftsjahr folgende verpflichtende Sollzahlen: 9 Millionen 
Tonnen Robeisen, 8,950 Millionen Tonnen Stahl, 6,255 Millionen 
Tonnen Walzeisen und von der letztgenannten Zahl 833 000 Tonnen 
Qualitätsstahl (s. an Es ist interessant festzustellen, daß die 
heutigen Zahlen ungefähr auf der Höhe der Richtgrößen der 
Ausgangsvariante des ursprünglichen Fünfjahrplans Ende 1932/33 
liegen und nicht auf der der Richterößen der allein bestätigten 
Optimalvariante.e Noch vor einem halben pare wurden als ver- 
mutliche Planziffern für 1933 erheblich höhere Mengen genannt, 
für die Roheisenproduktion beispielsweise 13,5 Millionen Tonnen 
(„Sowjetwirtschaft und Außenhandel“, 1932, Nr. 5, S. 22). 


Nach den Angaben von Lauer (,„Planowoje Chosjajstwo“, 
Mai-Heft 1932) wird für 1937, also für das Ende des zweiten 
Planjahrfünfts, mit einer Roheisenerzeugung von 22 Millionen 
Tonnen, einer Stahlerzeugung von 25—26 Millionen Tonnen und 
einer Walzeisenerzeugung von 19 Millionen Tonnen gerechnet. 
Bei Erreichung dieser Ziele würden 1937 auf den Kopf der Be- 
völkerung etwa 160 Kilogramm Roheisen entfallen, während die 
entsprechenden Größen für 1931 sich auf 50 Kilogramm und für 
1932 dem Plan nach nur auf 75 Kilogramm beziffern. 1937 würde 
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auf diese Weise in der UdSSR die Roheisenerzeugung pro Kopf 
der Bevölkerung der in Deutschland ungefähr gleichkommen. 


Die große Hüttenindustrie zählte nach den Angaben von 
Minajew zu Beginn des ersten Planjahrfünfts 59 Hochöfen und 
135 Martinöfen, am 1. Januar 19532 81 Hochöfen und 150 Martin- 
öfen und am 1. Januar 1933 nach dem Plan 107 Hocöfen und 
199 Martinöfen. Die großen Ereignisse des Jahres 1952 in der 
Hüttenindustrie waren der Beginn der Hochofentätigkeit in 
Magnitogorsk, in Kusnezk und die Rekonstruktion des Werkes 
in Makejewka („Tomski“), das 1932 etwa 600000 Tonnen Roh- 
eisen lieferte und seine Produktion bis auf 1,5 Millionen Tonnen 
steigern soll. Der im April 1932 in Makejewka angeblasene 
neue Hocofen hat eine Fassungskraft von 842 Kubikmeter. 
Der größte russische Hochofen befindet sih in Magnitogorsk 
und hat ein Fassungsvermögen von 1180 Kubikmeter mit einer 
täglichen Leistungskapazität von über 1000 Tonnen Roheisen. 
Der Ende März 1932 in Betrieb genommene erste Hochofen in 
Kusnezk hat ein Fassungsvermögen von 826 Kubikmeter und 
eine Tageskapazität von 750 Tonnen. 


Das Bauprogramm für 1933 sieht, wie Kuibyschew vor dem 
genannten vereinigten Plenum am 8. Tamar d. J. mitteilte, 
15 Hochöfen vor, und zwar zwei neue Hochöfen in Magnitogorsk 
(Uralgruppe der Hüttenindustrie), zwei in Kusnezk (sibirische 
Gruppe), zwei in Zaporoshje (Südgruppe), zwei in „Asowstal" 
(Südgruppe), einen in Lipezk (Zentralgruppe, Moskauer Indu- 
striegebiet) und weitere fünf in bereits in Betrieb befindlichen 
Werken des Südens. Hinzu kommen 51 Martinöfen, 15 elektrische 
Öfen, vier Bloomings und vier Walzstraßen für Eisenröhren. 


Für den gesamten zweiten Fünfjahrplan hält man nad 
Lauer den Bau von etwa 50 Hochöfen mit einer durchschnitt- 
lichen täglichen Leistungsfähigkeit von ungefähr 900 Tonnen für 
möglich. Die entsprechende Leistungsziffer der UdSSR für 191 
war 210 Tonnen, die für die Vereinigten Staaten vergleichsweise 
für 1929 600 Tonnen. 

Der früher erörterte „Zug nach dem Osten“ in der in- 
dustriellen Standortsverteilung hatte schon zur Zeit des ersten 
Fünfjahrplans die Grundlage für eine zweite schwerindustrielle 
Basis der UdSSR gelegt. Zum Zwecke der Ausbeute der reichen 
Erzlager des Ural, der Verbindung von Uralerz und sibirischer 
Kohle hatte der 16. Kongreß der KPSU im Juli 1930 den histori- 
schen Beschluß auf die Schaffung des Ural-Kusnezk-Kombi.nates 

efaßt. Man scheute sich nicht, vom Kostenstandpunkte aus 
edenkliche Transporte über einige 1000 Kilometer in Kauf zu 
nehmen. 1937 sollen die Ural- und Sibiriengruppe bereits 
doppelt so viel Roheisen produzieren als das Rußland der Vor- 
kriegszeit. Daneben wird im zweiten Fünfjahrplan versuct 
werden, den Hauptwirtschaftsgebieten nach Möglichkeit eine 
eigene schwerindustrielle Basis zu verschaffen, insbesondere für 
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die Bezirke von Moskau, Leningrad und Gorki (Nishni-Now- 
gorod). 1931 hat das Kriwoj-Rog-Gebiet noch das Erz für 70% 
der gesamten Roheisenerzeugung geliefert. Weitere 18% der 
Roheisenproduktion hatten Uralerze und die restlichen 12 % die 
Erze des Zentralgebietes und des Kertschgebietes zur Grundlage. 

Im zweiten Fünfjahrplan soll der Anteil des Kriwoj-Rog- 
Gebietes an der Gesamtversorgung auf 40 % sinken. Neben der 
Produktionsforcierung des Ural-Kusnezk-Kombinates wird die 
Erschließung neuer Erzlager, so in Kursk, in Westsibirien und 
im Angara-Rayon in Östsibirien, diese Entwicklung beschleunigen. 

Vor allen Dingen soll die gesamte Hüttenindustrie auf eine 
neue technische Basis gestellt werden. In technischer Beziehung war 
die Hüttenindustrie bis vor kurzem eine der rückständigsten 
Industriegruppen der UdSSR. Ein Teil der älteren Werke dieses 
Industriezweiges wird in den nächsten Jahren völlig liquidiert, 
ein anderer auf Qualitätsstahl umgestellt und ein dritter den 
neuen Industriegiganten angegliedert werden. Kennzeichnend 
für die technische Rückständigkeit ist, daß die Produktivität der 
Arbeit, d. h. hier die Jahresproduktion pro Arbeiter, in den alten 
Werken in Dnjepropetrowsk nur 300 Tonnen, in en oros 
dagegen mehr als 3000 Tonnen beträgt. Im einzelnen handelt es 
sich bei der technischen und wirtschaftlichen Rekonstruktion um 
Standardisierung der Hochöfen, der Martinöfen und des Inven- 
tars, um die Rationalisierung der Kraftwirtschaft, um die Me- 
chanisierung der Produktionsprozesse und um die Elektrifizie- 
rung der neuen Walzstrafen u. a. Elektrifizierung und 
Mechanisierung sollen die Produktivität der alten Walzstraßen, 
soweit sich eine technishe Erneuerung überhaupt noch lohnt, 
beträchtlich erhöhen. Objekt der Mechanisierung wird ferner 
insbesondere der innerbetriebliche Transport sein. Es geht hier 
um die Elektrifizierung des Fabriktransportes, um die Ein- 
stellung von Selbstentladewaggons, um automatische Zufuhr 
u. a. m. Die Probleme der technischen Rekonstruktion der 
Werke sind so mannigfaltig, daß manches ohne starke weitere 
Erfolge auf dem Gebiet der Kaderausbildung nicht in dem ge- 
wünschten Umfange durchzuführen sein wird. 


Die neuen Hüttenwerke werden in erster Linie als In- 
dustriekombinate errichtet. Die Roheisenerzeugung wird mit 
Betrieben der chemischen, insbesondere der Stickstoffindustrie, 
mit denen des Maschinenbaus und auch mit Betrieben der Zement- 
industrie (zum Zwecke der Verwertung der Hocofenschlacke) 
kombiniert. 

Neu entstand in der jüngsten Vergangenheit die Elektro- 
metallurgie. Die Produktion von Flektrostahl beläuft sich 
gegenwärtig auf 21 % der gesamten Stahlerzeugung. Ein 
besonderes Problem der gegenwärtigen Hüttenindustrie der 
UdSSR ist dann die Erzeugung von Öualitätsstahl und Ferro- 
legierungen. Die qualitätsmindernden Beimischungen von 
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Schwefel und Phosphor sind am leichtesten bei relativ reinen 
Erzen zu entfernen. Die UdSSR besitzt sole Erze hauptsäd- 
lich im Ural. Auch der größte Teil des Kriwoj-Rog-Erzes enthält 
nur wenig Phosphor. Der Donkoks aber ist doppelt so schwefel- 
haltig als der deutsche oder amerikanische Koks. Völlig rein 
von Schwefel ist der Kusnezk-Koks, der dafür aber Phosphor- 
beimischungen hat. In Zukunft werden die Werke des Ural, die 
reine Erze und Kusnezk-Koks verarbeiten, zusammen mit den 
Holzkohlehütten die Basis für die Versorgung des Landes mit 
Qualitätsstahl sein. 


Die Produktion von Qualitätsstahl und Ferrolegierungen 
soll in den nächsten Jahren noch relativ stärker steigen als die 
Erzeugung von Eisen und Stahl. Die Sollziffer für Qualitäts 
stahl war im Wirtschaftsjahr 1932 660000 Tonnen gegenüber 
200000 Tonnen 1931. Die Ziffer für 1933 ist, wie N schon 
einmal gesagt, 833000 Tonnen. 


Es bleiben uns zum Schluß noch einige Worte über die Per- 
spektiven der Nichteisenmetalle. Der erste Fünfjahrplan batte 
hier ein weit rascheres Anwachsen vorgesehen als bei der Eisen- 
industrie. Im einzelnen wurde in bezug auf Kupfer ein Ar 
wachsen von 28300 auf 85000 Tonnen, in bezug auf Zink vo 
3150 auf 77000 Tonnen und in bezug auf Blei von 2900 auf 35800 
Tonnen (Fünfjahrplan, II. Band, I. Teil, S. 153) budgetiert. Durd 
die Kontrollziffern wurden diese Zahlen noch beträchtlich erhöht 


Vor dem Kriege wurde in Rußland von Nichteisenmetallen 
in nennenswertem Ausmaße nur Kupfer produziert, und zwa 
1913 29 000 Tonnen (außerdem 2947 Tonnen Zink und 1321 Tonnen 
Blei). 1931 betrug in der UdSSR die Kupferproduktion 4045 
Tonnen und 1932 90300 Tonnen. Die vorläufigen Projektziffer 
für den zweiten Fünfjahrplan wurden im Juniheft 1932 der 
„Planwirtschaft“ (russ.) veröffentlicht. Insgesamt sollen in der 
UdSSR 1933 124300 Tonnen, 1934 190000 Tonnen, 1935 300 W 
Tonnen, 1936 435000 Tonnen und 1937 580000 Tonnen Kupfe' 
erzeugt werden, davon etwas mehr als die Hälfte in Kasakstan. 
Es folgen der Ural mit 150000 Tonnen, Mittelasien mit 500%% 
Tonnen, Baschkirien mit 40000 Tonnen, Westsibirien mit 250% 
Tonnen und der Kaukasus mit 20000 Tonnen. 


Die Bleigewinnung ist nach der gleichen Quelle für 19 
auf 360000 Tonnen und die Zinkproduktion auf 345 000 Tonne 
veranschlagt. Die Hauptproduktionsgebiete sind Nordkaukasu: 
Ridder, estsibirien Südkasakstan, Östsibirien, Ferner Oster 
Ural und Ukraine. Im einzelnen ergeben sich für die einzelne! 
Jahre des zweiten Planjahrfünfts in bezug auf Zink (angefange! 
mit 1933) 68000 Tonnen, 97000 Tonnen, 173000 Tonnen, 249 W 
Tonnen und 345000 Tonnen, in bezug auf Blei 110 200 Tonnen. 
a 000 Tonnen, 202000 Tonnen, 285000 Tonnen und 360% 

onnen. 
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Neu aufgenommen wurden 1932 die Aluminium- und Nickel- 
roduktion. Anfang Mai 1952 nahm das Wolchow-Aluminium- 
erk seine Tätigkeit auf, das am Wolchow-Wasserkraft-Werk 

liegt, 120 km von Leningrad entfernt. Es hat eine Leistungs- 
fähigkeit von etwa 10000 Tonnen jährlich und verarbeitet Bauxite 
mit 47—52 % Aluminiumoxyd und 10—12 % Silikat. Vollendet 
ist zurzeit auch bereits die Arbeit am Aluminium-Werk in 
Dnjeprovsk. Mit diesen beiden un Aluminium-Werken des 
Jahres 1932 will die UdSSR die gegenwärtige Aluminium- 
roduktion in Frankreich und Deutschland beinahe erreichen. 
ie ee Entwicklung wird aus folgender Tabelle deut- 


lich („Sowjetwirtschaft und Außenhandel“ 1. Dezemberheft 1932, 
S. 34): 
Produktion nach Jahren in 1000 t 
Bezirke Energie-Basis 1933 1934 1935 1936 1937 
Leningrader Bezirk Wolchow-Kraftwerk 10 15 15 15 15 
Ukraine Dnjeprostroj 20 35 40 40 40 
Transkaukasien Wasserkraftwerk — 5 10 15 20 
Karelien Wasserkraftwerk — — 10 15 20 
Ural Dampfkraftwerk — 10 20 30 30 
Nordkaukasus Wasserkraftwerk — — — — 10 
Mittel- und Wolga-Wasser- 
Unterwolga kraftwerk — — 10 25 30 
Westsibirien Wasser- und Dampf- 
kraftwerk — — 20 35 50 
Ostsibirien Wasserkraftwerk — — — 5 15 


Insgesamt: 30 65 125 180 230 


Nach dem Wirtschaftsplan für 1933 sollen außer dem bereits 
enannten Aluminiumwerk Dnjeprovsk auch das Ufaer Nickel- 
ombinat mit einer Leistungsfähigkeit von 3000 Tonnen Nickel, 

zwei Werke für Elektrolytzink, eins in der Stadt „Ordshonikidse“ 
und eins in Tscheljabinsk, sowie acht Werke für die Erzanreiche- 
rung in Betrieb gesetzt werden. Für die Lösung der Frage der 
Erzbereitung, insbesondere der Erzanreicherung, ist auch die 
Heranziehung von ausländischen Fachleuten vorgesehen. 


Wir sehen, daß auf dem Gebiete der Hüttenindustrie im 
zweiten Fünfjahrplan mit einem erheblichen weiteren An- 
wachsen der Produktion gerechnet wird, wenngleich in der 
letzten Zeit ursprünglich vorgesehene Ziffern beträchtlich ge- 
senkt wurden. Dies liegt ganz in der von Stalin in seiner großen 
Rede am 7. Januar 1933 aufgezeigten Grundrichtung für die 
Industrieproduktion der nächsten Jahre. Er ist der Meinung, 
daß im zweiten Fünfjahrplan insgesamt ein weiteres Anwachsen 
der Industrieproduktion von 13 bis 14 % jährlich erstrebt werden 
soll gegenüber einer Ziffer von 22 % im ersten Planjahrfünft. 
Trotzdem liegt das Schwergewicht der industriellen Arbeit in der 
zweiten Pjatiletka nicht auf dem Gebiet der Quantitäten, sondern 
auf dem der sogenannten qualitativen Merkmale, also abgesehen 
von der Qualität der Erzeugnisse vor allem auf dem Gebiete der 
Selbstkosten, wo in den letzten Jahren zum großen Schaden der 
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Sowjetwirtschaft bei weitem nicht das erreicht wurde, was er- 
reicht werden sollte. Molotow hat in seinem Bericht am 8. Januar 
d. 1 mit ganz besonderer Eindringlichkeit auf diese „engen 
Stellen“ hingewiesen. Welche Diskrepanzen zwischen Plansoll 
und Planrealisation auf dem Gebiete der qualitativen Kennziffern 
bestehen und was sie gesamtwirtschaftlich bedeuten, ist den 
Lesern dieser Zeitschrift bekannt. Es ist aber wichtig, bei der 
Würdigung der Ergebnisse des ersten Fünfjahrplans sich des 
Vorhandenseins dieser „engen Stellen“ stets Bea zu bleiben. 


Bücherschau. 


Die Goethe-Festschrift der Leningrader Akademie. 


„Goethe. 1832—1932" betitelt sich der 107 Seiten starke Band mit den 
Vorträgen, die bei den Festsitzungen der Leningrader Akademie der Wissen- 
schaften am 26. und 30. März 1832 zu Ehren Goethes gehalten wurden. Den 
meisten Raum beansprucht die Rede von Bucharin „Goethe und seine histo- 
rische Bedeutung“, in der Goethe trotz seines „Philistertums, seiner Kompro- 
misse und Abstürze“ Arm in Arm mit Hegel und Beethoven als Prophet der 
neuen Zeit, des „eisernen Marsches der werktätigen Millionen“ erscheint. Von 
den drei folgenden Vorträgen beschäftigt sih nur einer mit dem Dichter 
Goethe. — M. N. Rosanow spricht über „Goethe und Byron“, ohne viel Neues 
zu sagen, es sei denn die Bemerkung, daß in der Marienbader Elegie der 
Einfluß Byrons, „seiner Offenheit und Kühnheit in der Darstellung der aller- 
intimsten Empfindungen“ zu spüren sei. „Das alles besaß Goethes Lyrik 
auch, doh waren diese Züge im Lauf der Jahre immer mehr verblafßt. 
Byrons Lyrik half ihm sich auf den alten Weg zurückfinden.“ 

Die zwei anderen Vorträge handeln von dem Naturforscher Goethe. 
M. A. Mensbir erörtert „Goethes Bedeutung in der Geschichte der Morpho- 
logie“, kommt aber über eine blof referierende Darstellung nicht hinaus. 
Tiefer shürft W. L. Komarows Vortrag über „Goethe als Botaniker“, der 
wenigstens die Frage, wieweit Goethe als Vorläufer der Evolutionstheorie 
gelten könne, klar stellt und beantwortet. Aber auch hier fehlt jedes per- 
sönliche Verhältnis des Vortragenden zu Goethe. Davon merkt man 
eigentlich nur bei Rosanow etwas, doch da ist wieder das Thema zu eng. So 
liegt der Gedanke nahe, daß die Wahl dieses Themas und das Vorschieben 
der Naturforscher den gleichen Grund hat: man wollte nicht dasselbe sagen 
wie Bucharin und durfte doch nichts anderes sagen. Das Wertvollste an dem 
Bande sind schließlich die im Anhang mitgeteilten Materialien. Unter den 
im Besitz der Akademie befindlichen Goethe-Autographen, über die B. Toma- 
schewskij berichtet, sind zwei Notizblätter aus dem Jahre 1816, die auch in 
der Weimarer Ausgabe fehlen. Der ebenfalls mitgeteilte Brief an den 
Jenenser, später Dorpater Professor Goebel ist allerdings nicht von Goethe. 
sondern von seinem Sohne August. Auffallenderweise hat der Herausgeber 
die sehr deutliche Schrift dieses (im Buch faksimilierten) Briefes nicht richtig 


lesen können und schreibt statt „Cavent“ — „Savant“, statt „hiezu“ — 
„hinzu“, statt „herrschaftlich“ sogar „gerichtet“, was alles gar keinen Sinn 
gibt ... Über Goethe als Ehrenmitglied der Petersburger Akademie be- 


richtet auf Grund der Archiv-Akten L. Modsalewskij, über die frühesten 
russischen Goethe-Ausgaben P. Berkow. Wir erfahren hier, daf das erste 
in russischer Übersetzung erschienene Werk Goethes nicht etwa der 
„Werther“ war, sondern der „Clavigo“ (1780), der Werther folgte erst im 
Jahre darauf; um so größer aber war sein Erfolg beim russischen Lese- 
publikum. A. L. 
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Gewerkschaften in der Sowjetunion. 


Koch, Woldemar: Die bol’sevistischen Gewerkschaften. 
Eine herrschaftssoziologishe Studie. Jena. Verlag Gustav 
Fischer. 1932. 480 S. Preis: 22,— RM. 


Jakobson, Michael: Die russischen Gewerkschaften, 
ihre Entwicklung, ihre Zielsetzung und ihre Stellung zum Staat. 
Berlin. Verlag R. L. Prager. 1932. 188 S. Preis: 450 RM. 


Jede Arbeit über die russischen Gewerkschaften muß weit über die scheinbar 
enge sozialpolitische Problemstellung hinaus und bei der politischen und wirt- 
schaftlichen Stellung der Arbeiterschaft an die Wurzeln des in Rußland herr- 
schenden Systems greifen. Das Buch von Woldemar Koch, das auf reichhalti- 
gem, vorwiegend russischem Material aufgebaut ist, macht hier keine Ausnahme, 
sondern ist vielmehr bestrebt, da es sich um eine soziologische Arbeit handelt, 
tatsächliche Machtverhältnisse der Sowjetunion blofßzulegen. Das Bud glie- 
dert sich vornehmlich in drei Teile. Im ersten behandelt Koch einerseits die 
innere soziologische Struktur der Gewerkschaften, andererseits die Stellung 
der Gewerkschaften zu der herrschenden Kommunistischen Partei. Er kommt 
zu dem Ergebnis, daß die Gewerkschaften „ihrem Aufgabenkreis entsprechend 
zentralisierte Verwaltungsorganisationen größten Stiles sind“, die von den von 
ihnen vereinigten Massen losgelöst sind und „gewöhnlichen Behörden“ glei- 
chen. Die bürokratische Gestaltung der Gewerkschaften ist dadurch bedingt, 
daß sie weder „autonome noch autokephale Verbände im Sinne der Soziologie 
sind: der Inhalt ihrer Tätigkeit und die Zusammensetzung ihrer leitenden 
Organe sind im höchsten Grade abhängig von der Anordnung der Kommu- 
nistischen Partei“. Im zweiten Teile des Buches kommt Koch auf die wirt- 
schaftliche Tätigkeit der Gewerkschaften zu sprechen, die im bolschewistischen 
System als die wesentlichste Aufgabe der Gewerkschaften betrachtet wird 
und daher zur Beurteilung der Gewerkschaften von ausschlaggebender Be- 
deutung ist. Koch kommt zu dem Ergebnis, daß die Gewerkschaften, nach- 
dem sie sogar in der Zeit ihrer höchsten Machtentfaltung, dem Kriegskommu- 
nismus, nur als Sprungbrett zum sozialen Aufstieg des Proletariats gedient 
hatten, auch in der neueren Zeit es nicht verstanden haben, sich in die Ver- 
waltung des wirtschaftlichen Apparates einzuschalten. Das Wertvolle an der 
Arbeit Kochs ist es, daß er aus den soziologischen Gegebenheiten des Systems 
dieses Ergebnis als unbedingt notwendig nachweist. Im dritten Hauptteil der 
Arbeit behandelt Koch die lohnpolitischen Probleme. Nach einer geschicht- 
lichen Schilderung der verschiedenen Versuche zur Schaffung einer neuen 
Lohnpolitik und nach den theoretischen Betrachtungen über die Funktion des 
Lohnes in einem diktatorischen Staate kommt Koch auf die eigentliche gewerk- 
schaftliche Lohnpolitik zu sprechen. Auch hier sind die Gewerkschaften nur 
die Vollzugsorgane der Kommunistischen Partei. Der Lohn soll als Ansporn 
zur Produktivität des Arbeiters dienen und der Kollektivvertrag darin be- 
stehen, die wirtschaftlihe Lage des Industrie- und Finanzplanes zu sichern. 
Mit der Schilderung der tatsächlichen Entwicklung des Lohnes und der Rolle 
der Gewerkschaften in der Roten Armee schließt Koch seine umfangreiche und 
wertvolle Arbeit. Einen gewissen Vorwurf könnte man Koch vielleicht darin 
machen, daf er die Entwicklung der Gewerkschaften zu sehr von der wirt- 
schaftlichen Entwicklung losgelöst betraditet und es daher dem Laien schwer 
macht, die Änderung in der Politik der Kommunistischen Partei gegenüber 
den Gewerkschaften, auf die er zu spredien kommt, aus der wirtschaftlichen 
Lage des Landes heraus zu verstehen. a 


Die ausgezeichnete, objektiv gehaltene Schrift von Michael Jakob- 
son beleuchtet auf Grund reichhaltigen, kritisch verarbeiteten sow jetrussi- 
schen Materials die vierzehnjährige Entwicklung der russischen Gewerk- 
schaften, als Organisation der herrschenden Klasse des Sowjetstaates. Der 
Verfasser schildert die Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung seit den 


371 


ersten Anfängen während des Zarismus, kennzeichnet die herrschende Stel- 
lung der Gewerkschaften nach der Oktoberrevolution, aus der sie nach dem 
Erstarken der staatlichen Organe allmählich verdrängt werden. Durch den 
1928 eingetretenen Umschwung verlieren die Gewerkschaften den Charakter 
einer Interessenvertretung und werden zu Teilen des Staatsapparates. Ihre 
Hauptaufgabe sehen sie in der Heranziehung der Arbeiterschaft zur Durch- 
führung des Fünfjahrplanes und der Hebung der Produktivität der Arbeit. 
Der Einfluß der kommunistischen Theorie auf die Ideologie der Gewerk- 
schaften ist unverkennbar. Der Verfasser zeigt, wie die ursprünglich men- 
schewistisch orientierten Gewerkschaften in zunehmendem Maße von bolsche- 
wistischen radikalen Tendenzen durchdrungen und politisiert werden. Die 
Vertretung der Interessen der Arbeiterschaft in einem Arbeiterstaat, der zu- 
gleich Unternehmerstaat geworden ist — wird problematish. Die Neutrali- 
täts- und Unabhängigkeitsbestrebungen der Gewerkschaften werden von den 
Bolschewisten abgelehnt. Anarcho-syndikalistishe und Verstaatlichunes- 
tendenzen ringen mit wechselndem Erfolg um die Vorherrschaft, bis 1929 die 
letztere siegt und die Gewerkschaften zu gefügigen Werkzeugen der Kommu- 
nistischen Partei werden bei zunehmender Falfremdung gegenüber der 
Arbeiterschaft. 

Neben einer eingehenden Darstellung der Mitwirkung der Gewerk- 
schaften an der Gestaltung des Wirtschaftslebens sowie ihrer ideologischen 
Entwicklung kennzeichnet der Verfasser die wechselnde Lohnpolitik der Ge- 
werkschaften, ihre kulturelle Tätigkeit, die erzieherischen Aufgaben u, a. 
Den Abschluß bildet ein Vergleich der russischen Gewerkschaften mit den 
Gewerkschaften der kapitalistischen Staaten. H. B. 


Österreicher über die Sowjetunion. 


Kiser, m Rußland vor dem zweiten Fünfjahrplan. 
Ergebnisse und Erfahrungen des planwirtschaftlichen Aufbaus. 
Mit 26 Bildern und ln Wien. Verlag Arbeit und 
Wirtschaft. 1932. 143 S. Preis: 3,— RM. 


Birkenfeld, Ludwig: Fünfjahrplan und Sozialismus. 
der Planung und Erfüllung. Wien. Verlag der Wiener 
Velkebudihandiunee 1932. 44 S. Preis: 1,20 RM. 


Das Zentralproblem der Sowjetwirtschaft ist das der Planung, und es ist 
daher verständlich, daß das neue Schrifttum über die russische Wirtschaft sich 
vorzugsweise diesem Problem zuwendet. Die vorliegenden Broschüren sind 
beide recht einseitig, da sie speziell für den österreichischen Arbeiter be- 
stimmt sind und ihn in allgemeinverständliher Form über das Wesen und 
die Probleme der Sowjetwirtschaft informieren. Es handelt sih um in 
keiner Weise erschöpfende Darstellungen, sondern um „Einführungen“, die 
auf Wissenschaftlichkeit keinen Anspruch erheben dürfen. 


Vom Buch von K iiser ist zu sagen, daf es die Leistungen in der Sowjet- 
union nicht blind bewundert, sondern der sich gestellten Aufgabe, der öster- 
reichischen Arbeiterschaft ganz schlicht von den Erfahrungen Rußlands beim 
Aufbau des Sozialismus zu berichten, im großen und ganzen gerecht wird. 
Das Studium des Fünfjahrplans soll ihr Anhaltspunkte dafür geben, ob sich 
die Russen auf dem rechten Weg befinden und ob dieser auch für Westeuropa 
gangbar sei. Neben allenı Positiven, das vom Verfasser in der Sowjetunion 
festgestellt wird, fehlen duch nicht Hinweise auf das Negative, wenn audı, 
der Geisteshaltung des Autors entsprechend, die positiven Seiten des Sowjet- 
aufbaus eindringlich unterstrichen werden. 


Birkenfeld dagegen erweist sich als ein vollkommen kritikloser An- 
hänger der russischen Wirtschaftsmethoden und als ein blinder Bewunderer 
des proletariscdıen Staatssozialismus. G. 
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Finnland. 


Odhe, Thorsten: Finnland, das Land der Genossenschaften. 
Aus dem Schwedischen übersetzt und bearbeitet von Emma 
Adam. Zweite unveränderte Auflage. Berlin. Verlag von Struppe 
& Winckler. 1932. 164 S. Preis: 6,— RM. 

Grellmann, Hans: Finnische Literatur. Breslau. Verlag 
Ferdinand Hirt. 1932. 88 S. mit 25 Abbildungen und 1 Karte. 
Preis: 2,85 RM. 


Im Auftrage der schwedischen genossenscaftlichen Zentralorganisation 
„Kooperativa Förbundet“ kam im Frühjahr 1928 der schwedische Genossen- 
schaftler und Publizist Thorsten Odhe nad Finnland, um die finnische Ge- 
nossenschaftsbewegung kennenzulernen. Nach einem Jahre erschien in 
Schweden das Ergebnis seiner Reise in Form eines Buches, das später in ver- 
schiedene Sprachen übersetzt wurde. Durch die Herausgabe des Buches wollte 
man den schwedischen Genossenschaften Gelegenheit geben, die Erfahrungen 
der Bewegung in Finnland kennenzulernen und gleichzeitig auf die scdhwe- 
dishen Bauern einwirken. Das Buch enthält deswegen eine ausführliche 
Darstellung der landwirtschaftlichen Genossenschaften. Ferner sollte es 
zeigen, was die genossenschaftlihe Wirtschaftsform, vor allem durch die 
Förderung des Kleinbauerntums, für den Aufstieg des neuen finnischen 
Staates bedeutet. Das Buch fand in Finnland eine ausgezeichnete Kritik. 
Bei der Übersetzung ins Deutsche wurde das Buch von Emma Adam insofern 
umgearbeitet, als die Zahlen auch für 1929 und 1930 angeführt wurden. Es 
schildert ausführlich den Aufbau und die Tätigkeit der verschiedenen finni- 
schen Genossenscaftsarten, insbesondere der Konsumgenossenschaften, der 
Agrargenossenschaften und der Kreditgenossenschaften und zeigt, wie die 
finnische Landwirtschaft bemüht ist, aus eigener Kraft einen Ausweg aus der 
gegenwärtigen Depression zu finden. 

Das kleine Büchlein von Hans Grellmann schildert die historische 
Entwicklung der finnischen Literatur. Die wechselvolle Geschichte Finnlands 
ist der Entwicklung einer eigenen finnischen Literatur zunächst wenig günstig 
gewesen. Um die Mitte des 16. Jahrhunderts, mit dem Eindringen der Refor- 
mation in Finnland, erschienen die ersten gedruckten Bücher in finnischer 
Sprache; aber nahezu drei Jahrhunderte sollte es dauern, bis sich das finnische 
Schrifttum zu bedeutenden Leistungen erhob. Die schwedische Sprache be- 
herrschte, zunächst noch neben dem Latein, in jener Zeit durchaus das lite- 
rarische Leben und drängte das Finnische in den Hintergrund. Wenn dann 
plötzlich um die Mitte des 19. Jahrhunderts die finnische Literatur sih Bahn 
gebrochen hatte, so war es die Volksdichtung gewesen, die dieser jungen 
finnischen Literatur ihre kräftigen Impulse gab. Dieser Volksdichtung (Rune- 
gesang) ist der erste Teil des vorliegenden Buches gewidmet. Es war nicht 
möglich, alle finnischen alten Runen, die in der letzten Ausgabe nicht weniger 
als 25 Bände füllen werden, zu beschreiben, und man mußte sich auf die 
wichtigsten der Sammlungen, die „Kalwalo“ und „Kantelar“ begrenzen. Die 
Zeit der schwedischen Herrschaft (1155—1809) ist nur ganz kurz gefaßt, um 
dann im dritten und vierten Teil die Zeit der nationalen Erweckung und 
politischen Unabhängigkeit und die Laufbahn der meisten finnischen Schrift- 
steller und Dichter und ihre Werke zu schildern. N. 


Nachschlagebücher über Auslandsdeutschtum. 


Handwörterbuch des Grenz- und Auslandsdeutschtums. 
Unter Mitwirkung von 800 Mitarbeitern in Verbindung mit 
40 Teilredaktoren. Herausgegeben von Carl Petersen und 
Otto Scheel. Breslau. Verlag Ferdinand Hirt. 1932. 60 S. 
Preis: 3,— RM. 
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Grothes Kleines Handwörterbuch des Grenz- 
und Auslandsdeutschtums. Herausgegeben von Dr. jur. 
et phil. Hugo Grothe in Verbindung mit dem Verein für das 
Deutschtum im Auslande und dem Institut für Auslandkunde, 
Grenz- und Auslandsdeutschtum, Leipzig. 408 Seiten, 22 Karten- 
skizzen. Gr. 8. München. R. Oldenbourg. 1932. In Leinen 
geb. 14,— RM. 


Wer auf dem Gebiete der deutschen Auslandskunde geforscht hat, wird 
wissen, wie hemmend sich bisher das Fehlen eines fachwissenschaftlichen 
Nachsclagewerks, eines Handwörterbuchs des gesamten Grenz- und 
Auslandsdeutschtums ausgewirkt hat. Daher wird die Ankündigung eines 
solchen Werks, von dem bereits eine Probelieferung vorliegt, von allen inter- 
essierten Kreisen und nicht zuletzt von den Auslandsdeutschen selbst aufs 
wärmste begrüßt werden. 

Wenn wir uns aus dem vorliegenden Probeheft auch vorläufig kein 
vollständiges Bild über Aufbau und Inhalt des hoffentlich bald nachkommen- 
den Gesamtwerks machen können, so bietet dodh auch die aus den Probe- 
artikeln ersichtlihe Art der Behandlung des Stoffs sowie die Namen der 
Herausgeber, der Hauptredakteure und der zahlreichen Mitarbeiter eine 
sihere Gewähr dafür, daf es sih hier um ein Nachschlagewerk handelt. 
welches bei strengster Wissenschaftlichkeit eine Zusammenfassung alles 
dessen bringen wird, was man über das Deutschtum im Ausland und in den 
abgetretenen Grenzmarken wissen muß. Darüber hinaus verfolgt das Hand- 
wörterbuch auch einen praktischen Zweck: es will dem meist hartbedrängten 
Grenz- und Auslandsdeutshtum als Rüstkammer im Kampf um seine 
völkische Existenz dienen. Das Werk soll in Lieferungen erscheinen. Da: 
Gesamtwerk umfaßt 5 Bände (insgesamt 1% Bogen in 38 Lieferungen). Band 
1—4 behandeln das europäische Deutschtum; der 5. Band ist dem Übersee- 
Deutschtum gewidmet. 

Gleichsam als Ersatz für das „große“ Handwörterbuch, dessen Erscheinen 
sih durch mannigfache Schwierigkeiten verzögert, kann das Grothesche 
Kleine Handwörterbuch angesprochen werden. Die Titel der 283 alphabetisch 
geordneten Einzelabhandlungen bezeichnen in ihrer großen Mehrheit die ein- 
zelnen Siedlungsgebiete der Auslandsdeutshen. Die Gesichtspunkte der 
Darstellung sind: Verbreitung, Stärke, Herkunft, geschichtliche Entwicklung. 
nationale, kulturelle und wirtschaftliche Lage sowie Verhältnis zum Wirts- 
volk und Staat. Daneben sind die für die Problematik des Fachgebiets wich- 
tigsten Grundbegriffe dem Wörterbuch systematisch eingeordnet, wodurch 
dieses zu einem sehr nützlihen Wegweiser wird. Einige unridtige An- 
gaben und Fehler, die sih an einzelnen Stellen finden, sind leicht zu be- 
seitigen und werden hoffentlich in der nächsten Auflage verschwinden. Zu 
bemängeln wäre allerdings der zu hoch angesetzte Preis, wodurch besonders 
auch die Verbreitung des Werks unter den Auslandsdeutschen on en 

. ot. 


Eingegangene Bücher: 

Berkenkopf, Galina: Die Finanzierung der russischen Planwirt- 
schaft. Hamburger wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Schriften, Heft 24. 
Rostock. Carl Hinstorffs Verlag. 1952. 160 S. Preis: 6,50 RM. 

Bickel, Otto: Rußland und die Entstehung des Balkanbundes 1912, Ein 
Beitrag zur Vorgeschichte des Weltkrieges. Dargestellt vorwiegend auf Grund 
des amtlichen Aktenmaterials. Königsberg Pr. und Berlin. Ost-Europa-Verlag. 
1933. V,1758. Preis: 6,— RM. („OÖsteuropäische Forschungen“, N. F. Bd. 14.) 

Cole, Margaret I.: Twelve Studies in Soviet Russia. With an intro- 
duction by C. R, Attlee and G. D. H. Cole. London. Verlag Victor Gollancz 
Ltd. 1955. 282 S. (Edited for the New Fabian Research Bureau.) Preis 5 >. 
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15 EiserneSchritte. Ein Buch der Tatsachen aus der Sowjetunion. 
Berlin. Neuer Deutscher Verlag. 192. 309 S., über 350 Abbildungen. Preis: 
Ln. 4,80 RM. 

Heller, Otto: Wladi Wostok! Der Kampf um den Fernen Osten. 
an Neuer Deutscher Verlag. 1932. 308 S. Preis: kart. 3,20 RM., Ln. 
4,80 ; 

Holitscher, Arthur: Das Theater im revolutionären Rußland. Berlin 
$ J. nen Verlags- und Vertriebs-G.m.b.H. 4 S. (Kunst und Volk, 

eit 4. 

Langenscheidts fremdspradlihe Lektüre. Band 34: Nieco do 

czytania. Berlin. Verlag Langenscheidt, o. J. 160 S. Preis: 1,50 RM. 


Lotocki, Aleksander: Autokefalja Zasady Autokefalji. Warschau. 
Verlag: Instytut Wydawniczy „Bibkjoteka Polska“. 1932. 211 S. 


Pjatnizki, O.: Die Bolschewisierung der kommunistischen Parteien 
der kapitalistischen Länder durch Überwindung der sozialdemokratischen Tra- 
ditionen. Bearb. Stenogramm des Berichtes auf d. Beratung der Lehrer für 
Parteiaufbau an den internationalen kommunistischen Parteischulen. Ham- 
burg-Berlin. Verlag Carl Hoym. 1932. 53 S. Preis: 0,20 RM. (Bücherei des 
Parteiarbeiters, Bd. 6.) 

Rachmanowa, Alexandra: Ehen im roten Sturm. Tagebuch einer 
russischen Frau. Salzburg. Verlag Anton Pustet. 1932. 412 S. Preis: brosch. 
4,70 RM.; Lw. 5,80 RM. 

Schmeljow, I.: Der Bericht eines ehemaligen Menschen. Mit einer 
Einleitung von Prof. Iljin. Aus dem Russischen übersetzt von Dr. Arthur 
Luther. Berlin. Ecart-Verlag. 1932. 100 S. Preis: 1,90 RM. (Der Eckart- 
Kreis, Band 2.) 

Schmidt, Axel: Ostpreußen deutsh in Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft. Berlin. Verlag Walter de Gruyter & Co. 193. 78 S. 
Preis 2,— RM. 

Springer, Elfriede: Niedersclesishe Kunstdenkmäler. Zeichnungen. 
Liegnitz. m 1932. 95 S. Preis: 1,50 RM. 

Szylikarski, Wladimir: Solowjews Philosophie der All-Einheit. Eine 
Finführung in seine Weltanschauung und Dichtung. Kaunas (Kowno). Ver- 
lag „Spaudos Fondas“. 1932. XVI, 497 S. Preis: 35,— Lits. 

Tarassow-Rodionow: Juli. Roman. Berlin. Neuer Deutscher 
Verlag. 1932. 748 S. Preis: kart. 3,60 RM.; geb. 5,40 RM. 

Trotzki, Leo: Geschichte der russischen Revolution. 2. Band: Oktober- 
revolution. Übertragen aus dem Russischen von Alexandra Ramm. Berlin. 
S. Fischer, Verlag. 1933. 760 S. mit 21 Abbildungen. Preis: geh. 12,50 RM.; 
kart. 1450 RM.; Lw. 1650 RM. 

von Unruh, Freiherr K.: Handbuch des polnischen Rechts für den 
Handelsverkehr mit Polen. Herausgegeben von der Deutsch-Polnischen 
Handelskammer Breslau-Berlin. Breslau. Komm. Verlag Schatzky 1932. 
568 S. Preis: brosch. 9,— RM.; geb. 10,— RM. 

Valsonokas, R.: Klaipedos problema (Die Memelfrage).. Memel. 
Leido ir Spaud& Akc. .‚Ryto“ 1932. Erster Band. 426 S. Preis 10 Lit. 

Viskovataja, J.: Ruské Motivy v tvorbe Julia Zeyera. (Les Motifs 
Russes dans l'oeuvre de Julius Zeyer.) Prag. Verlag „Orbis“. 1932. 166 S. 

Vsesojuznaja perepis naselenija 1926 goda. Tom XXXI. Zakavkazs- 
kaja Socialističeskaja Federativnaja Sovetskaja Respublika. (Allrussische 
Volkszählung im Jahre 1926. Band XXXI. Transkaukasische Sozialistische 
Föderative Sowjet-Republik.) Moskau 1930. 458 S. 


Vsesojuznaja perepiś naselenija 1926 goda. Recensement de la 
population de PURSS. 1926. Band LI: SSSR. Semejnoe sostojanie mesto 
roždenija i prodolzitel’nost' proživanija uvečnye i psicdhiceski boľ'nye. — 
Etat matrimonial lieu de naissance et durée du séjour personnes atteintes 
d'infirmités apparentes. Moskau 1951. Sozialwirtschaftlicher Staatsverlag. 
244 S. Band LIV: SSSR. Žiliščnye uslovija gorodskogo naselenija. — Con- 
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ditions du demeure de la Population urbaine. Moskau 1932. Sozialwirtschaft- 
licher Staatsverlag. 337 S. 

WeltliteraturderGegenwart. 1890—1931. Zweiter Band: Ro- 
manische und östliche Länder. erausgegeben von Wilhelm Schuster und 
Max Wieser. Berlin 1931. Sieben-Stäbe-Verlag. 430 S. Büchertafel zur Welt- 
literatur. 120 S. Preis: 3,75 RM.; 1,75 RM. 

Werner, Weichselkorridor und OÖstobersclesien. Der weltwirtschaft- 
lihe Zusammenhang beider Probleme. Breslau. Verlag M. & H. Marcus. 
1932. 31 S. Preis: 1,50 RM. 

Wilisch: Die Bedeutung der Konzessionen der UdSSR. für die 
deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen. Breslau. Priebatshe Buchhandlung. 
1932. 108 S. Preis: 3,60 RM. 

* $ 
* 

Auhagen, Otto: Die russische Agrarrevolution und ihre Lehre für die 
deutsche Landwirtschaft. Vortrag, gehalten auf dem 34. Bundestag der Deut- 
schen Bodenreformer in Danzig am 17. Mai 1932. Sonderdruck aus „Jahr- 
buch der Bodenreform“, Bd. XXVIII. Heft 2. Juni 1932. S. 65—89. 

Birkenfeld, Ludwig: Warum gibt es in der UdSSR keine Arbeits- 
losigkeit? Jena. Verlagsbuchhandlung Karl Zwing. Sonderdruck aus dem 
„Gewerkscaftsarchiv“ Band 17. Heft 3, 1932. 9. Jahrgang, S. 121 bis 156. 

Dawson, William Harbutt: Danzig und der Korridor. Übersetzung aus 
„Ihe Nineteenth Century“, Nr. 658. Band CX, Dezember 1931. Sonderdruck 
aus „Der Deutsche Weg“. Köln 1932. Nr. 40/42. S. 1—16. 

Gummerus, Herman: Die Finnen in Ingermanland. Sonderdruck 
aus der „Nordischen Rundschau“, Berlin. Walter de Gruyter & Co. V. Jahr- 
gang, Heft 2. 1932. S. 49 bis 58. 

Koebner, Richard: Deutsches Recht und deutsche Kolonisation in 
den Piastenländern. Sonderdruck aus der Vierteljahrsschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte, XXV. Band, Heft 4. Stuttgart. Verlag Kohlhammer. 
1932. S. 313 bis 352. 
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Werner, Königsberg Pr. Verlag: Ost-Europa-Verlag, G. m. b. H. Königsberg Pr. Hansaring 6 
Fernspr.: Sammelnummer 34422. Druck: Ostpreuß. Druckerei u. Verlagsanstal' A.-G. Königsberg Pr. 
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in Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; 
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8. Jahrgang Heft 7 April 1933 


INHALT: 
OTTO HOETZSCH: Die augenblickliche Lage und Stellung Polens 377 
HEINRICH FREUND: Die Maschinen- und Traktorenstation 


(MTS) im Rechtssystem der Sowjetunion 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 


I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 
I. Kulturbericht von KLAUS MEHNERT 


Bücherschau 


Notiz 


Eine Notwendigkeit ist das Wiedererscheinen der 


ZEITSCHRIFT FUR 
OSTEUROPAISCHE 
GESCHICHTE 


Herausgegeben in Verbindung mit den Professoren 
Karl Stählin, Berlin / Richard Salomon, Hamburg 


von 
Professor Dr. Otto Hoeksch. 


Gr.-8%. Jährlich 4 Hefte (1 Band) zu insga! ca. 630 Seiten. 
Preis pro Band 30.— 


Von der neuen Folge, die nach 16jähriger Unterbrechung 1930 begann, liegen 
2 Bände abgeschlossen vor. Wir veröffentlichen nachstehend eine Inhalts- 
angabe des leten Jahrgangs: 


I. Aufsäße. 
Wikingerspuren bei den Westslaven von Max Vasmer. 
Die Agrarwirtschaft der Klostergüter des Russischen Nordens im 14. bis 17. Jahr- 
hundert von A. Savič. 
Der Ukraine Niedergang und Aufschwung von Miron Korduba. 
Väölkers Kirchengeschichte Polens von Theodor Wotschke. 
Die Gewissensfreiheit der Hörigen nach der Warschauer Konföderation vom 
28. Januar 1573 von Karl Völker. 
P. N. Miljukovs „Skizzen zur Geschichte der russischen Kultur“ von V. Mjakotin. 
Beiträge zur Verschwörung der Kosynlery In Posen und Polen v. Manfred Laubert. 
Zur Lage der Geschichtswissenschaft in Rußland von R. Salomon. 
Aus den Berichten der Ill. Abteliung S. M. höchsteigener Kanzlei an Kaiser 
Nikolaus I. von Karl Stählin. 
Die russische Kirchengeschichte In Deutschland seit 1914, Motive und Ergebnisse 
von Robert Stupperich. 
M. N. Pokrovskij von Otto Hoeksch. 


ll. Miszellen. 
„1681-1683. Geschriebene Zeitungen aus Rukland“ mitgeteilt von Leo Loewenson. 


Ill. Kritiken, Referate, Selbstanzeigen. 
IV. Zeitschriftenschau. 
V. Bibliographie. 
VI. Wissenschaftliche Chronik. 


Überaus reichhaltiges Material bieten gerade auch die hier inhaltlich nicht spezifizierten 
Gruppen Ili—VI eines jeden Heftes der Zeitschrift. Wir bitten alle historisch Interessierten 
Kreise sich durch Einblicknahme in eines der neuesten Hefte über die wertvolle Arbeit 
der Zeitschrift zu unterrichten, die wir gern zur Ansicht senden! 


Ost-Europa-Verlag, Königsberg Pr. / Berlin W. 35 


| Die augenblickliche Lage und Stellung Polens. 
| Von Otto Hoetzsch. 


I 


In der dynamischen Wandlung der Weltverhältnisse ist es 
wiederum Zeit, die Position Polens zusammenfassender dar- 
zustellen, als es im Lauf der Monatsberichte geschehen kann. 
Indem damit an unseren Aufsatz „Polens außenpolitische Stel- 
lung“ (6. Jahrgang, S. 373—3%) angeknüpft wird, ist es not- 
wendig, vorher Polens Staatspersönlichkeit nach den inneren 
Verhältnissen in das Auge zu fassen. 

Zunächst immer wieder die Daten seiner Existenz: 388000 
qkm — 32,2 Mill. Einwohner — 1% Mill. jährliche Bevölkerungs- 
vermehrung — 82,7 Menschen auf 1 qkm wohnend — Verhältnis 
von städtischer und ländlicher Bevölkerung 14 zu 34. Sodann der 
geopolitische Charakterzug dieses Staates: die Weich- 
sel gewiß Polens Strom, nicht Polens Grenze, aber unfähig (auch 
mit ihren Nebenflüssen), diesen Staat zur geopolitischen Einheit 
zu machen, von dem nach West und Ost und Südost große Stücke 
. in andere geopolitische Räume und Richtungen hereingehören 

und hineinfließen. Wieder sei daran erinnert, daß der Westen 
 Oderland ist, der Südosten nach dem Osten und dem Schwarz- 
- meergebiet gravitiert, noch nicht die Hälfte Weichselland ist. 
Natürliche Grenzen fehlen nach West und Ost, der Staat ist eine 
ne geographische Individualität nicht, mit der Weichsel, 
. die ihn aus natürlichen Gründen nicht zur Einheit zusammen- 
schließen kann, und mit einer Küstenstrecke von 73 km, die in 
nn Konfiguration den Staat dem Kongostaat in Afrika nahe- 
rückt. 

Von den 32 Millionen Einwohnern ist jeder Dritte ein 
Nichtpole: Deutscher, Weißrusse, Kleinrusse, Jude, Litauer. 
Der Gegensatz zwischen dem historischen oder geographischen 
Polen und dem ethnographischen Polen besteht heute wie in 
Polens Geschichte und ist ein schärferes Problem als jemals. 

Schließlich die peripherische Position in Europa, mit 
dem aber Polen geistig durchaus verbunden ist, zusammen- 
ehalten in seinem Nationalismus und auch heute noch durch die 

atholische Religion, die hier Staatsreligion schlechthin ist. 


y II. 


= _ Diese Staatspersönlichkeit, deren Probleme immer wieder 
in der eben gegebenen Zeichnung hervortreten, ist von der 
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Wirtschaftskrise voll erfaßt. Sie hat heute ein sehr tiefes 
Niveau der industriellen Produktion, eine Erschöpfung der 
Warenvorräte und eine besonders kritische Lage der Landwirt- 
schaft herbeigeführt. 

34 der Bevölkerung leben von der Landwirtschaft. 
die ihre Überschüsse nach dem deutschen Absatzmarkt nicht mehr 
absetzen kann und Ersatz dafür nicht gefunden hat, die im Inland 
infolge Rückgangs der Kaufkraft gleichfalls immer schwerer ab- 
setzen kann und die durch agrarpolitische Maßnahmen bisher 
nicht wieder rentabel zu machen war. So ist die Verschul- 
dung und der Besitzwechsel außerordentlich groß: 12000 
Landgüter kommen in den Monaten März und April zur Zwang 
versteigerung, und die Gesamtverschuldung der Landwirtschaft 
wird auf 4,6 Milliarden Zloty berechnet. 

Schon 1930 mußte die sog. Agrarreform unterbrochen 
werden. 1931 konnte sie auch nicht wieder voll aufgenommen 
werden, weil sich Käufer für die zwangsenteigneten Güter nicht 
finden. In diesem Jahre wollte die Regierung überhaupt keine 
Namensliste der zu Enteignenden veröffentlichen, doch hat der 
Sejm das durchgesetzt. Die Liste ist viel weniger umfangreich 
als im letzten Jahr. Wenn aber enteignet wird, richtet es sic 
wie bisher auf die Wojewodschaften Posen und Pommerellen. 
d. h. deren deutsche Bevölkerung. 

In der Industrie die gleiche Krisenlage. Im Lande ist 
die Kaufkraft unaufhaltsam gesunken, der Absatz nach außen 
kämpft bei aller Begünstigung durch Vorzugstarife der Staats- 
bahnen gegen die bekannten Schwierirkeilen. Die Kohle kämpft 
um die nordischen Märkte mit England, die Textilindustrie von 
Lodz hat überhaupt nach dem Kriege einen weiteren Markt nich 
wieder gefunden und ist zum allergrößten Teil auf den Binnen- 
markt angewiesen, leidet also unter dessen schwieriger Situation. 
Der Eisenindustrie sucht die Regierung mit Notstands- 
aufträgen zu helfen und für sie sind die Aufträge aus Rußland 
ein ganz wesentliches Moment, dessen Ausbleiben jeweils sehr 
empfindlich wirkt. Regierungsaufträge und Export nach Ruf- 
land sind die Grundlagen für die Eisenindustrie Polens, die also 
so nicht als gesund betrachtet werden kann. Die Zahl der 
Arbeitslosen betrug am 18. März 288853. Wenn die Zahl 
auch seit Jahresanfang zunimmt, so ist das Verhältnis ja noch 
nicht katastrophal: im Verhältnis zu Deutschland müßte Polen 
21%, Millionen Arbeitslose haben und hat es nur 4 Million, also 
1/io der deutschen Arbeitslosigkeit. 

Der Staatshaushalt leidet wie überall unter Rückgang 
der Einnahmen und Defizit. Er schließt mit 2 Milliarden in Ein- 
nahme und Ausgabe und einem Defizit von 400 Millionen Zloty 
ab. Weitere Ersparnisse sind nach zwei Eingriffen in die Be- 
amtengehälter kaum möglich. Bekannt ist, wie ungeheuer die 
Belastung des Haushalts durch die Heeresausgaben sind. 
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Im vorigen Jahre hat Polen dem Völkerbundssekretariat die er- 
forderte Übersicht über die Rüstungen eingesandt, die enthielt: 
I. Landarmee: 17895 Offiziere, 265 980 Mannschaften, 20 000 nicht 
ausgebildete Rekruten, 37000 Mannschaften mit einer Ausbil- 
dungszeit unter 24 Monaten, militärische Organisationen: 2028 
Offiziere, 64270 Mann, 36500 Mann mit einer Ausbildungszeit 
unter 24 Monaten. II. Truppenstärke der Flotte: 275 Offiziere, 
3108 Mann. III. Truppenstärke der Luftflotte: 7919 Mann, 2415 
Mann mit einer Ausbildungszeit unter 24 Monaten. IV. Gesamt- 
tonnage der polnischen Flotte: 6020 Tonnen, davon 3080 Tonnen 
Zerstörer und 2940 Tonnen Unterseeboote, insgesamt zwei Zer- 
störer, drei Unterseeboote. V. Luftflotte: 700 Flugzeuge mit 
262290 PS Motorenstärke. Der Militärhaushalt — ein volles 
Drittel des gesamten Haushalts — betrug 1931/32 847,6 Mill. 
Zloty; davon für die Landrüstungen 735,3 Mill. Zloty, für die 
Seerüstungen 34,2 Mill. Zloty, für die Luftrüstungen 78 Mill. Zloty. 

Mühselig kämpft die Bank Polski um das Gleichgewicht der 
Währung, für die wesentlich ist, wie überall, die sinkende 
Kaufkraft und der sinkende Ausfuhrüberschuß. Aber die Gold- 
dekung der Währung genügt, Gefahr der Inflation ist nicht, 
Währungsexperimente werden ferngehalten. Ist damit die Wäh- 
rung zwar leidlich sicher, so ist es nicht die Staatswirtschaft, die 
zu einschneidenden Maßnahmen, wie soeben einer außerordent- 
lichen Vermögensabgabe auf 5 Jahre von je 24 Millionen Zloty 
greifen muß. 

Der Außenhandel ist aufßerordentlih zusammen- 
geschrumpft, wie folgende Tabelle (aus dem „Ostexpreß‘“) zeigt: 


Einfuhr Ausfuhr 
in Mill. ZI. Index in Mill. Zl. Index 
1929 . . . 3111,0 100 2813,4 100 
1930 . . . 2240,0 72,2 2453,2 86,5 
1931 . . . 1408,2 47,2 1878,6 66,8 
1932 . . . 8602,0 27,7 1053,8 38,5 


1932 ist danach zum ersten Mal der Export stärker als der Import 
gesunken. Der Import ist freilich mit nicht mehr als 2 Zloty pro 

opf der Bevölkerung im Monat an der überhaupt noch mög- 
lihen Grenze angekommen. Die Gliederung dieser Einfuhr 
nach Warengruppen ist (ebenfalls nach dem „Ostexpref“) die 


folgende: 
1932 1931 
Rohstoffe und Halbfabrikate 376,3 589,5 
Fertigwaren 361,9 683,0 
Lebensmittel und Getränke 123,1 194,4 
Lebende Tiere 0,7 1,3 
Insgesamt 862,0 1468,2 
Über die Drosselung der Einfuhr kann nicht mehr hinaus- 
gegangen werden. Der neue Zolltarif, der am 11. Oktober 
ieses Jahres in Kraft tritt, und andere Maßnahmen sollen aus- 
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gesprochenermaßen versuchen, Absatzmöglichkeiten bei ande- 
ren Staaten zu gewinnen. Der Ausfuhrüberschuß it 
1932 mit 221,8 Mill. Zloty um die Hälfte kleiner als der im Jahr 
vorher (410,4): sinkt die Ausfuhr schneller als die Einfuhr über- 
haupt noch gedrosselt werden kann, so muß das für die Währung 
bedenklich werden. 


Die Frage ist, ob eine handelspolitische Aktivität 
draußen etwas erreichen kann. Für 1932 war die G liede- 
rung nach Lieferungs- und Abnahmeländen 
Polens (wieder nach dem „Ostexprefß“) folgende: 


In der Einfuhr, die sih 1932 auf 862,0 Mill. Zl. bezifferte, stand 
Deutschland mit 173,1 Mill. ZI. oder 20,1 % des Gesamtimports (gegenüber 
359,2 Mill. Zl. bzw. 24,5 % im Vorjahre) an erster Stelle. Es folgten die 
Vereinigten Staaten mit 104,0 Mill, Zl. bzw. 121 œ% (1549 Mill. ZI. bzw. 
10,5 %), England mit 74,8 Mill. Zl. bzw. 8,77 % (104,4 Mill. ZI. bzw. 71€), 
Frankreich mit 59,4 Mill. ZI. bzw. 6,9 %! (109,7 Mill. ZI. bzw. 7,5 ©), de 
Tschechoslowakei mit 46,0 Mill. ZI. bzw. 5,3 œ (100,2 Mill. ZI. bzw. 6,8 &. 
die Schweiz mit 41,3 Mill. ZI. bzw. 48 % (80,4 Mill. ZL bzw. 55 €. 
Österreich mit 37,7 Mill. Zl. bzw. 44 9%. (749 Mill. ZI. bzw. 5,1 %) usw. 
In der Ausfuhr, die sih auf insgesamt 1083,8 Mill. ZI. belief, nimn! 
England mit 1781 Mill. Zl. oder 16,4 % des Gesamtexports (gegenüber 
318,3 Mill. ZI. bzw. 17,0 % im Vorjahre) die erste Stelle ein, in geringen 
Abstand folgt Deutschland mit 175,9 Mill. ZI. bzw. 16,2 % (315,3 Mill. 2. 
bzw. 16,8 %), sodann Österreich mit 86,2 Mill, ZI. bzw. 8 % (174,7 Mill ZI. 
bzw. 93 %), die Tschechoslowakei mit 89,7 Mill. 1. bzw. 85 % 
(143,9 Mill. ZI. bzw. 7,7 %), Frankreih mit 61,6 Mill. ZI, bzw. 57 % 
(105,4 Mill. ZI. bzw. 55 %), Schweden mit 65,8 Mill. Zi. bzw. 59 % 
(91,1 Mill. ZI. bzw. 48 %) usw. Der deutsche Anteil am polnisden 
Außenhandel ist somit sowohl in der Ausfuhr wie besonders in der Ein- 
fuhr weiter zurückgegangen. Polens Warenbezüge aus Deutschland sind 
1952 auf 48,1 % des Vorjahrswertes gesunken, während die polnisde 
Gesamteinfuhr 58,7 % des Importwertes von 1931 betrug. 


Bis 1925 war das Hauptabnahmegebiet Deutschland mit 
2/. der Gesamtausfuhr und einem weiteren Teile im Transit nad 
anderen Absatzländern. Seitdem hat Polen in Skandinavien. 
Österreich, Tschechoslowakei Märkte gesucht, aber mit sinkenden 
Erfolge. Dann in Westeuropa, besonders England, das aber audı 
zum Schutzzoll überging, und im ganzen hat der Staat gegen die 
Devisenverordnungen und Einfuhrverbote der anderen zu 
kämpfen. Entfernter liegende Märkte wie Spanien oder Portu- 
gal oder aufßereuropäische können gar keinen Ersatz bringen. 
1932 nahm Deutschland auch noch die erste Stelle in der Einfuhr 
nach Polen und die zweite in seiner Ausfuhr ein. Aber der An- 
teil Deutschlands am polnischen Gesamthandel ist auf 20,1 % in 
der Einfuhr und 16,2 % in der Ausfuhr zurückgegangen. Auch 
das Warschauer Abkommen vom 26. März 1926 hat daran nits 
ändern können. Polen aber ist und bleibt zu einem wesentlichen 
Teile auf den Wirtschaftsverkehr mit Deutschland angewiesen. 
kann diesen vollständig nicht ersetzen und kommt mit Deutsch- 
land doch nicht zu einem Verständnis. 
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I. 


Die Handelspolitik und die Verkehrspolitik als Mittel der 
Macht- und Außenpolitik überhaupt wird benude deutlich an 
der großen Bahnlinie. Am 1. März wurde das Schlußstück 
der Eisenbahnlinie Oberschlesien—Gdingen, die 457 km lang ist, 
eingeweiht. Die Geschichte dieser Bahn ist bekannt, die einer 
polnisch-französischen Aktiengesellschaft gehört und eingleisig 
gebaut werden mußte, weil die zweite Rate der französischen 
Anleihe nicht aufzubringen war. Die letzte jetzt eingeweihte 
Teilstrecke von Herby-Nowe—Gdingen (die anderen Teilstrecken 
Oberschlesien—Zdunska Wola und Bromberg—-Gdingen sind 
schon November 1930 dem Verkehr übergeben worden) schließt 
die direkte Verbindung zwischen oberschlesisher Kohle und 
Gdingen ohne Berührung des Freistaates Danzig ab. 


Der Urheber des ganzen wesentlih politisch gedachten 
Planes war der Ingenieur Josef Kiedron, 1924/25 Industrie- und 
Handelsminister, der 1926 die Idee einer möglichst kurzen Bahn- 
verbindung zwischen Oberschlesien und der Ostsee anregte. 
Zunächst dachte man aber an einen Kohlenkanal. Dann wurde 
der Bahn der Vorzug gegeben, die jetzt feierlich eingeweiht 
wurde, gefeiert als entscheidender Fortschritt zur wirtschaft- 
lihen Verselbständigung Polens gegenüber Deutschland, mit 
der direkten Verbindung zum Meer. 


Der Bahnbau muß stets unter den oben bezeichneten geo- 
politischen Gesichtspunkten betrachtet werden, anders aus- 
edrüct, in der Beleuchtung des Willens zur Süd-Nord- 
ichtung dieses Staatswesens, die der gegebenen 
West-Ost-Richtung Deutschland diametral entgegensteht. Übri- 
gen ist der Kanalgedanke nicht aufgegeben: ein schiffbarer 
anal soll durch Regulierung der Flüsse Brynica, Przemsza und 
der Weichsel bis Zawichost entstehen. 


Die wirtschaftspolitische Absicht, Danzig zu umgehen 
und lahmzulegen, ist klar. Dem entspricht z. B. auch, daß nach 
dem neuen Fahrplan ab 15. Mai der Schnellzug Lemberg— 
Kattowitz—Gdingen über Bromberg, niht mehr über Danzig 
läuft. Dem entspriht weiter das Angebot Polens an die 
Tschechoslowakei, in Gdingen eine Freihafenzone für 
die Tschechoslowakei einzurichten, wie sie diese gemäß Friedens- 
vertrag in Hamburg hat (auch in Stettin, ohne Pe in Anspruch 
zu nehmen). Rein wirtschaftlich liegt darin für die Tscheco- 
slowakei kein Vorteil: Gdingen ist kein Flußhafen wie es Ham- 
burg ist, und die Tschechoslowakei hat keine Schiffahrtsgesell- 
schaften, die den polnischen Hafen benutzen könnten. 

Aber hier entscheidet ja der staatliche und machtpolitische 
Wille in einem Kampf, der im wesentlichen um die Kohlen- 
märkte in Skandinavien und den Randstaaten geführt wird. Es 
ist ein überdachtes und politisch konsequent durchgeführtes 
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en in dieser Binnenverkehrspolitik, die an allen Ecken zu- 
gleich nach außen ragt und ragen soll. 


IV. 


Zur Innenpolitik sei das Verwaltungsproblen 
nur eben gestreift, das auch heute noch nicht gelöst ist, mit der 
Aufgabe, die drei ganz verschiedenartig konstruiert gewesenen 
Teilgebiete zu einer Einheit zusammenzufügen. Sowohl das 
Selbstverwaltungsgesetz (Heft 3, S. 361 dieses Jahrgangs) wie 
die in Gang befindliche Neugliederung der Wojewodschaften 
(Heft 4, S.234 dieses Tahrzane); gegenwärtig steht ein Plan zur 
Beratung, der die 16 Wojewodschaften auf 11 umbilden soll: 
Pommerellen, Posen, Warschau, Schlesien, Krakau, Lemberg. 
Lodz, Lublin, Polesie, Wolhynien, Wilna) sind von der Tendenz 
der Bildung von Wirtschaftsprovinzen und zugleih der Ab- 
sicht beherrscht, das Zahlenverhältnis der Nationalitäten zu- 
en der polnischen zu verschieben und durch Einschränkung 
er Selbstverwaltung die anderen Nationalitäten noch mehr 
zurückzudrängen. 


Aber wesentlicher ist der wichtige Schritt in der inneren 
Staatsorganisation, der soeben getan wurde. Seit Ma 
1926 ist Marschall Pilsudski an der Macht als Halbdiktator, in- 
sofern er tatsächlih zwar als Kriegsminister und Chef der 
Armee die Macht in der Hand hat, aber die Verfassung des 
Staates von 1921 noch nicht völlig umgestoßen hat. Die Ver- 
handlungen über eine Änderung der Verfassung ziehen sid 
schon lange hin, gehen auch jetzt weiter auf Grund einer Vor- 
lage des Regierungsblocks, die auf eine Präsidialregierung ab- 
gestellt ist. Aber bisher war weder die qualifizierte Mehrheit 
zu erreichen. noch sind ernsthafte Versuche gemacht worden. 
die Verfassung mit Gewalt zu ändern. 


Nun aber wurde der Weg des Ermächtigungs- 
gesetzes beschritten, das am 21. März im Sejm angenommen 
worden ist. Die Opposition nahm an der Abstimmung nicht teil, 
die Annahme erfolgte nur mit den Stimmen des Regierungs- 
blockes. Damit erhält das Kabinett bis zum Wiederzusammentritt 
des Parlaments das Recht, alle Gesetzgebungsfunktionen wahr- 
zunehmen, mit Ausnahme nur der Änderung der Verfassung. In 
diesem Umfang ist bisher noch keine Ermächtigung von der Re- 
piering verlangt worden, weder 1926 noch 1932. 

Sehr interessant ist die Begründung, die dem Entwurf 
beigegeben war: 

„Die allgemeine Wirtschaftslage in der Welt, wie auch eine Reibe 
von Vorgängen, die sich jüngst auf anderen Gebieten des öffentlichen 
Lebens ereignet haben, schaffen für Polen Verhältnisse, unter denen die 
Notwendigkeit eintreten kann, aufs schnellste Akte zu vollziehen, die den 
Charakter von Gesetzen haben. Um die Möglichkeit des Erlasses solcher 
Akte zwischen den ordentlichen Sessionen der gesetzgebenden Körper- 
schaften sicherzustellen, bringt die Regierung einen Gesetzentwurf über 
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die Ermäctigung des Staatspräsidenten zur Herausgabe von 
Verordnungen mit Gesetzeskraft ein.“ 
er, wie es in einem halboffiziellen Kommentar dazu hieß: 
„» . . In einer Zeit, in welcher uns jede Woche solche Überraschungen 
bringen kann, wie die Bankenkatastrophe und die Erschütterung des 
Dollars in Amerika, der entscheidende Hitler-Umsturz in Deutschland, 
der „kalte Putsh“ in Österreih, die Revolution in Griechenland, 
kann man die Sejmsession nicht schließen, ohne der Regierung 
die Bewegungsfreiheit für den Fall sicherzustellen, daß irgend 
welche Ereignisse unverzüglich gesetzgebende Entschlüsse seitens der 

Inishen Regierung erfordern würden.“ „Die Ungewöhnlickeit. der 

eltsituation und derjenigen Polens bewirken es, daß die neuen Er- 

mächtigungen so umfassend sind, daß sie keine Einschränkungen ent- 
halten. Die Regierung hat aber keineswegs weltumstürzende Pläne und 
will keineswegs unpopuläre Gesetze unter dem Deckmantel der Ermäcdhti- 
gungen durchschmuggeln. Sie hat es nicht nötig. Als Beweis kann die 
Tatsache dienen, daß die Regierung unpopuläre Gesetze (wie das Hoch- 
schulgesetz, das Selbstverwaltungsgesetz, das Gesetz über die Versiche- 
rungen usw.) durch das Parlement durchgebradt hat. Der Regierung ist 
es lediglih darum zu tun: PBewegungsfreiheit zu erlangen, die ihr in 
den gegenwärtigen Zeiten des Umschwungs nötig ist.“ 

Wie der Ministerpräsident Oberst Prystor im Sejm dazu sagte, 

muß Polen, auf seine eigenen Kräfte angewiesen, sein öffent- 

liches Leben auf einer neuen Grundlage aufbauen. 

Das Gesetz entspricht der grundsätzlichen Einstellung des 
Marschalls und man nimmt zwar nicht an, aber diskutiert die 
Frage, ob damit nicht verbunden sei der Wunsch des Marschalls 
Pilsudski, selbst Ministerpräsident zu werden, was er bisher bei 
seiner Abneigung gegen das parlamentarische Wesen durchaus 
abgelehnt hat. Wie dies auch sei, der März 1933 ist auch für 
Polen etwas verfassungspolitisch Neues, durchaus Ungewöhn- 
liches, der Beginn einer neuen Periode und Umgestal- 
tung, vielleicht in die volle Diktatur herein. Die Periode des 
Lavierens, des Kampfes zwischen Kabinett und Sejm, die neun 
Jahre gedauert hat, ist vorüber. 

Am 3. Mai hat Polen, in einer gemeinsamen Tagung von 
Senat und Sejm, den Staatspräsidenten wieder zu wäh- 
len. Maadi wird dafür der aus der Wilsonzeit bekannte 
Musiker Paderewski genannt. Vielleicht kommt der Minister- 
präsident in Frage. Der bisherige Präsident Moscicki wird nicht 
wieder kandidieren. Sicher ist aber, daß der Marschall selbst 
nicht Staatspräsident zu werden wünscht. 

Gleichzeitig ist im März das Hochschulgesetz an- 
genommen, das die Autonomie der polnischen Hochschulen ein- 
schränkt und eine große Erregung sowohl in der akademischen 
Welt wie bei den oppositionellen Parteien, d. h. bei der National- 
demokratie hervorgerufen hatte. Die Bewegung hat zur Amts- 
niederlegung aller Rektoren und zur Schließung aller War- 
schauer Hochschulen geführt, wird aber nicht imstande sein, das 
Gesetz zu beseitigen, das die sehr stark nationaldemokratisch, 
also oppositionell gerichtete akademische Welt in eine schärfere 
Abhängigkeit von der Regierung bringt. 
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So ist die Innenpolitik in voller Bewegung und Span- 
nung, und das in einer Polen ganz eigentümlichen Lagerung der 
Faktoren. Eine sozialistisch - kommunistische Opposition der 
Städte ist kaum vorhanden, jedenfalls keine Gefahr. Dagegen 
ist das gar sehr die dumpfe, tiefgreifende agrarische und agre- 
risch-sozialistische Opposition, verschärft noch durch den natio 
nalen Gegensatz im Osten und Südosten. Die bürgerlice 
Opposition wird von der „Nationalen Partei“ und dem „Lager 
des Großen Polens“ (dies die militärische Organisation) dar- 
gestellt und umfaßt neben der Bourgeoisie große Teile der so- 

enannten Intelligenz und beinahe durchaus die akademisce 
Jugend. Das sind im ganzen die alten „Nationaldenm»- 
raten“, die in den westlichen Wojewodschaften besonders 
stark sind. 

Sie suchen eine Massenbewegung gegen das Pilsudskiregime 
auch unter Benutzung der antisemitischen Stimmung zu er 
reichen und aufzupeitschen. Aber zu einem Umsturz fehlt ihnen 
die Macht. Die Regierung, d. h. der Marschall hat Verwaltung 
und Parlament fest in der Hand. Die Armee folgt Pilsudski un- 
bedingt; die Spannungen in ihr um die Gegenführer (Haller. 
Sikorski) sind gänzlich verschwunden. Die Regierung hat aud 
ohne jede Schwierigkeit die Zweiggruppen des „Lagers des 
Großen Polens“ in Posen und Pommerellen 1932 und eben jetz 
diese ganze (1926 begründete) Kampforganisation für das ganze 
Staatsgebiet auflösen können. 

Die Rechnung der Nationaldemokraten geht aber wohl 
weiter in die Zukunft hinein. Pilsudski ist 66 Jahre alt, aud 
nicht mehr völlig spannkräftig. Die Diktatur ist er persön- 
lich. Man meint auch, daß im Kreis der Obersten um ihn kein 
ebenbürtiger Nachfolger da sei. Eine geschlossene, organisierte 
Volksbewegung steht, trotz der Legionäre und ähnlicher Ver- 
bände, nicht hinter Pilsudski. Sein „Regierungsblock“ ist alles 
andere als eine innere Einheit. Eine Ideologie, wie sie der 
italienische Faschismus oder der deutsche Nationalsozialismus 
haben, fehlt dem System Pilsudski durchaus. 

So denkt wohl die Nationaldemokratie, daß nach Pilsudskis 
Ausscheiden ihre Zeit kommen müsse, und rüstet sich daraw. 
Heute ist es aber eben nicht so weit: der Marschall hat mi! 
seinen Kameraden die Macht absolut in der Hand. Aber er hat 
ihr in den nun 7 Jahren seiner Herrschaft weder eine klare 
staatsrechtliche Form geben können, noch einen vorwärtsführen- 
den lebenspendenden materiellen und ideellen Inhalt. Daher leb! 
Polen unter dieser Halb- oder Dreiviertelsdiktaiur in wirtschaft 
lich und politisch krisenhafter, sehr rn lier Lage und Span- 


nung, in der die nationalen Gegensätzlichkeiten wühlen. 


V. 
Bekannt ist die nationale Zusammenset a des 
polnischen Staates: rund 20 % russischer Nationalität, 8 % Juden. 
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4% Deutsche, um nur das wichtigste zu nennen. Bekannt ist die 
Verpflichtung Polens zum Schutz der Minderheiten und ihre 
Nichteinhaltung: 1910 gab es in den heute polnisch gewordenen 
Gebieten des heutigen polnischen Staates 2,2 Millionen Deutsche, 
heute ist diese Zahl auf 900000 heruntergedrüct. Die ununter- 
brochenen Beschwerden Deutschlands und der deutschen Minder- 
heiten bilden in Genf ja ein beständiges Inventarstück der dor- 
tigen Verhandlungen. 

Am 15. März waren es ferner 10 Jahre, seit die Entente zwar 
die Eroberung ukrainischer Gebiete durch Polen legali- 
sierte, aber Polen zugleich die Verpflichtung auferlegte, diesem 
OÖstgalizien eine Autonomie zu geben. Diese Verpflichtung 
im Sinne des Beschlusses des Botschafterrates hat Polen bis 
heute auch nicht durchgeführt. Wie man sie sich praktisch denken 
kann, geht aus dem Antrag der PPS im Sejm, der natürlich ab- 
S wurde, auf Autonomie für die ukrainishe Bevölkerung 

ervor, der im Januarheft S. 233 f. mitgeteilt wurde. Sechs Millio- 
nen Ukrainer sitzen im Südosten Polens geschlossen, außerdem 
gibt es noch größere und kleinere Inseln. Auf alle Weise hat 
auch hier der polnische Staat entnationalisiert, polnische Soldaten 
als Kolonisten angesetzt, das Genosenschaftswesen der Ukrainer, 
das ich vor 30 Jahren als Hauptstütze des ukrainischen Lebens 
in Galizien studierte, zurückgedrückt, und namentlich das 
Schulwesen zerstört: 3662 staatliche Volksschulen mit ukrai- 
nischer Lehrsprache gab es am Ende des Krieges, 700 gibt es 
heute noch, daneben nur noch vier höhere Schulen mit ukraini- 
scher Sprache und 15 Privatschulen. 
ber der Druck hat schon im alten Galizien den Unabhängig- 
keitsdrang der Ukrainer nicht töten können. Er kann es jetzt 
erst recht nicht. Sowohl in der Form der revolutionären Bewe- 
gung, wie der systematischen politischen Arbeit der Parteien 
(der bürgerlichen sog. Undo, ukrainischen nationaldemokra- 
tischen Vereinigung und der beiden sozialistischen Parteien) 
wird der Kampf um die Erhaltung der Nationalität geführt, die 
in jenem Beschluß der Botschafterkonferenz (von Polen an- 
genommen) die Rechtsgrundlage hat. 

Es sind die beiden stärksten Minderheiten, die deutsche wie 
die ukrainische, die diese Kämpfe um die Erhaltung ihres Volks- 
tums führen, in dem für Polen ein außerordentliches Spannungs- 
moment liegt, innenpolitisch ebenso wie außenpolitisch. Ist doch 
durch seine eigene Schuld aus dem Verhalten auf diesem Gebiete 
Polen in Genf fortwährend in der Rolle des Angeklagten, der 
den Frieden stört und gefährdet! 


VI. Auswärtige Politik. 


Die Stellung Polens in der großen Politik, die durch Ver- 
träge bezeichnet ist, kann A in unserer Sammlung: „Der 
europäische Osten“ (Heft 6 der „Dokumente zur Welt- 
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politik der Nachkriegszeit; eine Quellensammlung für den aka- 
demischen Unterricht und die politische Praxis“ in Gemeinsam- 
keit mit W. Bertram herausgegeben von Otto Hoetzsch, Leipzig 
und Berlin 1933, 135 S., mit einer Literaturübersicht und einer 
Übersicht über das politische Vertragssystem Osteuropas) am 


besten überschaut werden. 


Darin ist das Vertragssystem Polens in folgender 


Tabelle dargestellt: 


Vertragspartner 


Verschiedene Staaten .......... 
RSFSR., Weißrußland u. Ukraine 
UdSSR., Estland, Lettland, Rumä- 

nien, Litauen, Türkei, Persien 
UASSR. un. 


Freie Stadt Danzig............. 
Freie Stadt Danzig 
Die übrigen alliierten und asso- 
ziierten Mächte u.dasDeutsche 
Reich... 
Deutsches Reich............... 


Deutsches Reich ............... 


Deutsches Reich ................ 
Deutsches Reich .............:. 


Jugoslavien an ae 
Jugoslavien „2,0. 


Rumänien .....essessssssssoss. 


USA., Britisches Reich, Frank- 
reich, Italien, Japan ........ 


Frankreich. ...essssssesssesces 
Frankreich.......essssssssscs.s 
Frankreich........ssssssssss.ss 
Heiliger Stuhl ...ssssssssssesse 


16. 10. 25 
10. 2.25 


Gegenstand des Vertrages 


Kelloggpakt 
Friedensvertrag von Riga* 


Litwinow-Protokoll* 
Nichtangriffspakt * 
Schlichtungsabkommen 
Schiedsgerichts- und Vergleichs- 
vertrag 
Vereinbarung von Suwalki über 
die Schaffung eines proviso- 
“ rischen modus vivendi usw. 
Pariser Abkommen * 
Warschauer Abkommen 


Friedensvertrag von Versailles 

Genfer Abkommen über Ober- 
schlesien 

Abänderung des Genfer Abkom- 
mens über Oberschlesien 

Schiedsvertrag* 

Liquidationsabkommen * 

Vergleichs- und Schiedsgerichts- 
vertrag* 

Vergleichs- und Schiedsgerichts- 
vertrag 

Vergleichs- und Schiedsgerichts- 
vertra 

Freundschafts- und Zusammen- 
a: 

Vergleichs- und Schiedsgerichts- 
vertrag 

Vergleichs- und Schiedsgerichts- 
vertrag 

Garantievertrag* 

Militärkonvention 

Freundschaftsvertrag 


Vertrag über den Minderheiten- 
schutz und die Regelung der 
Beziehungen * 

Politische Vereinbarung* 

Militärkonvention 

Garantievertrag* 

Konkordat* 


* Bedeutet: in unserer Sammlung abgedruckt. 
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Daraus ist die außenpolitische Position Polens 
fast ganz zu erkennen. Das wesentliche darin ist, wie bekannt, 
seine Verbindung mit Rumänien (Garantievertrag vom 
26. März 1926 und 15. Januar 1931 samt einer Militärkonvention) 
und seine Verbindung mit Frankreich, bestehend aus: dem 
politischen Abkommen vom 19. Februar 1921, dem Garantiever- 
trag vom 16. Oktober 1925 (in Locarno), der technischen Militär- 
konvention vom 21. Februar 191 und den beiden Zusatz- 
abkommen von 1924 und 1925. 


Die Erörterung um die Erneuerung der geheimen technischen 
Militärkonvention stand schon unter der Diskussion des Ver- 
hältnisses zu Frankreich überhaupt, die in Polen 
zunehmend nervöser geworden ist. Auf Frankreichs Wunsch oder 
Druck hat man in Polen den Nichtangriffspakt mit Rußland ab- 

eschlossen. Aber auch Frankreich hat einen solchen Pakt mit 

ußland unterschrieben! Und dazu kam die Sorge, daß vielleicht 
Frankreich doch der deutschen Forderung auf Gleichberechtigung 
entgegenkäme. Indes sind das wohl nur vorübergehende Dis- 
kussionen: für Polen bleibt Grundlage der Außen- 
politik sein Bündnis mit Frankreich. So wie Frank- 
reich in jedem Fall auf Polens Unterstützung rechnen kann, hält 
es auch an Polen und der Konfiguration, die es in den Pariser 
Verträgen erhielt, fest. 


Die Frage ist, ob diese Elemente für die polnishe Außen- 
> genügen, deren Gesichtspunkte sind: die Erhaltung und 
icherung des territorialen Bestandes, die Frage, ob die Macht 
allein zwischen Deutschland und Rußland dafür ausreiche, die 
Gefahr mindestens, im großen Gewebe der Weltpolitik isoliert 
zu sein. | 


Es ist bekannt, daß fortwährend dafür das Verhältnis zu den 
Randstaaten und zur kleinen Entente in den Erwä- 
gungen der Warschauer großen Politik eine Rolle spielt. Es ist 
ebenso bekannt, daß Polen weder mit den Ideen des Rand- 
staatenblockes unter polnischer Führung noch eines Anschlusses 
an die kleine Entente vorwärts gekommen ist. Auch seine Be- 
mühungen dazu, die Wirtschaftskonferenzen (in Warschau und 
Bukarest) zu benutzen, kamen nicht zu Erfolgen. Gemeinsame 
Fronten zwischen Polen und der kleinen Entente sind wohl in 
konkreten Fragen zu denken, ein engerer Zusammenscluß da- 
gegen nicht. Und den Randstaaten gegenüber ist und bleibt das 
stärkste Hindernis, daß eine polnisch-litauische Ver- 
ständigung bis heute nicht zustande gekommen ist. Fort- 
während gehen zwar Andeutungen und Gerüchte, eine Lösung 
der Wilnafrage sei denkbar, aber soeben hat der litauische 
Außenminister Zaunius (siehe in diesem Hefte die Monatsüber- 
sicht Punkt Litauen) dem wieder ein Ende gemacht: Litauen ver- 
zichtet auf Wilna nicht! In der polnischen Außenpolitik stehen 
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mithin Litauen, Rußland und Deutschland als die Gegner da. 
denen gegenüber die Bündnissicherungen helfen sollen. 

Das Verhältnis zu Rußland ist durch den Frieden 
von Riga 1921, den Ostpakt von 1929 und den Nichtangriffspakt 
von 1932 stabilisiert. Rußland findet sich auch heute, von den 
Arbeiten für den Fünfjahrplan um die eigene Konsolidierung in 
Anspruch genommen, mit der Grenzziehung ab, obwohl diese 
zweifellos russisches Land, grofßrussisches, weißrussisches und 
namentlich kleinrussisch-ukrainisches ihm abgerissen hat. Ruf- 
land betreibt heute weder eine Politik für die Weifßrussen und 
Ukrainer auf polnischem Gebiet, noch führt es einen Kampf um 
die Minderheitenbedrückung. Die Grenze ist heute zwar nidt 
anerkannt, aber gesichert. Die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
soll das zweifellos in den letzten vier Jahren entspannte polnisch- 
russische Verhältnis noch enger gestalten. 

Damit liegt nahe, daß das Verhältnis zu Deutsch- 
land sich verschärfe, verschärft werden könne, dessen Elemenie 
wir hier nicht auseinanderzusetzen brauchen: der Friedens- 
vertrag, die Genfer Konvention von 1922, der Locarno-Vertrag. 
der Kelloggpakt bezeichnen es, ebenso wie der ständige Minder- 
heitenstreit in Genf, der Zollkrieg und vor allem die Grenz- 
ziehung, die für das deutsche Volk im Osten unmöglich ist. 


In ihr ist das besondere Problem Danzig ja in letzter 
Zeit besonders hervorgetrieben worden mit dem Vorstoß vom 
6. März auf der Westerplatte im Danziger Hafen, das völlig un- 
begründet war, mit dem Polen militärische Bewegungen und 
Verstärkungen im Korridor verband und von dem es (i4. März) 
in Genf mit der Verpflichtung unverzüglicher Abziehu der 
neuen Besetzung zurücktreten mußte. Mit diesem Vorstoß war 
der Streit um die Hafenpolizei ebenso verbunden, wie er ein 
Glied der ganzen Politik Polens gegen Danzig (Streit um die 
Kontingente, überhaupt Handelskrieg und Handelsdrosselung 
gegen den Freistaat) ist. Angemerkt sei, daß in diesen Wochen, 
vor dem Vorstoß auf die Westerplatte, Rußland in Warschau 
sehr nachdrücklich seine Besorgnisse über die Haltung Polens 
gegen Danzig zum Ausdruck gebracht hat, und Rußland seine 
nteressen an der Unabhängigkeit von Danzig darin betonte. 


Diese Momente beherrschen Polens außenpolitische Stellung 
vollständig. Seine weltpolitische Bedeutung ist ganz ge- 
ring, zumal es seit dem Abkommen über die Ostreparationen 
aus dieser internationalen Finanzfrage losgelöst ist. Weder für 
England noch für Amerika spielt Polen wirtschaftlich oder finan- 
ziell eine Rolle, so sehr seit Kriegsende gelegentlich England 
oder namentlich Amerika engagiert zu sein schien. Polens innen- 
politische und wirtschaftliche Lage flößt der Welt im ganzen noch 
nicht das nötige Vertrauen für Beziehungen ein: für die Welt im 
ganzen ist es schlechthin der Vasall Frankreichs und der Gegner 
von Deutschland und Rußland. 
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VII. 
Noch wissen wir nicht, wie der Plan MacDonalds in der A b - 


rüstungsfrage und die Anregung Mussolinis zu einem neuen 
Pakt der vier Großmächte auslaufen werden. Aber die 
Behandlung dieser Fragen in Warschau lehrt, wie sehr man 
darin auch das Neue, das Dynamische empfindet. In der 
Begründung zum Ermächtigungsgesetz kam das ja direkt zum 
Ausspruch. Man fühlt, daß etwas Neues im Anzuge ist, für das 
man sich rüsten will und für das man eine Orientierung noch 
nicht hat: erst Herriots „Konstruktiver Plan“ und die Genfer 
Abmachung vom 11. Dezember, die Deutschland die Gleich- 
berechtigung zusagte, dann die außenpolitischen Beschlüsse des 
großen fas istischen Rates zu Anfang dieses Jahres, in der man 
in Polen Sympathie und Gemeinsamkeit mit Deutschland sah, 
und dann der Plan Mussolinis, die vier Großmächte zusammen- 
zufassen, also Polen, das nicht dazu gehört, als Mittelstaat be- 
trachtet wird, auszuschließen. 

In jener Mitteilung an den Völkerbundsrat über die Ab- 
rüstung hat die polnische Regierung auch grundsätzlich ihren 
Standpunkt genommen, nämlich dañ eine Äbrüstung selbst in 
dem Maße, wie der Konventionsentwurf vorsieht, nur möglich 
sei, wenn gleichzeitig ein wirksames System internationaler 
Garantien und Sicerheitsverträge in Kraft gesetzt werde. Es 
wird ausdrücklich auf das Genfer Protokoll vom Jahre 1924 ver- 
wiesen, das den Wünschen der polnischen Regierung in dieser 
Hinsicht Rechnung getragen hätte, wenn es verwirklicht worden 
wäre. Die polnische Regierung hebt hervor, daß jede Bindung, 
die sie auf der Abrüstungskonferenz eingehen könnte, davon 
abhängig sei, daß die Bestimmungen des Versailler Vertrages 
über die Abrüstung bestimmter Staaten unverändert be- 
stehen bleiben. Zum Schluß heift es, daR die jetzigen Rüstungen 

Polens ungenügend seien und nicht den tatsächlichen Bedürf- 
nissen Polens gemäß seiner geographischen und politischen Lage 
entsprächen. Deshalb behalte sich die polnische Regierung vor, 
oer Abrüstungskonferenz entsprechende Forderungen vor- 
zulegen. 

iese kommen natürlich auf die „Sicherheit“ Polens 
hinaus. Es behauptet, daß kein Land Europas so ungünstige und 
ungeschützte Grenzen habe wie Polen, sowohl die West. wie die 
Östgrenze, jede rund 2000 km lang, habe gar keinen natürlichen 
dutz, die einzige natürliche Grenze seien die Karpathen. 
Grenzbefestigungen habe es nicht, da die alten russischen Festun- 
gen um Warschau weit von der Grenze liegen und die alten 
eutschen Weichselfestungen sowie Posen ungenügend seien. 
„Sicherheit“ heißt demgemäf nach polnischer Auffassung die 
Garantierung der gegenseitigen Grenzen. 

Damit ist zu den beiden Fragen AbrüstungundRevi- 

sion die unbedingte Gegnerschaft Polens ausgesprochen. Heute 
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fühlt es sich Deutschland militärisch überlegen. Würde Deutsch- 
land die nee, in der Rüstung zugestanden, so 
fürchtet sich Polen bedroht. Und. die Sorge wächst, daf in der Kom- 
bination von Abrüstung und Revision, zu der MacDonalds Stre- 
ben und Mussolinis Pläne hinführen, eine übermäcdtige Front 
entstünde, die Polen ihren Willen aufzwingen könnte. Wir 
zitieren dazu eine Pariser Korrespondenz des „Kurjer 
Warszawski“: 

. . . „Es unterliegt schon nicht dem geringsten Zweifel, daß sowohl 
die römischen Gespräche als auch die fieberhafte Wirksamkeit der west- 
lichen Diplomatie im Laufe der letzten Wochen sich auf einen einzigen 
gemeinsamen Nenner bringen lassen: Revision, die Revision der Ver- 
träge, die Revision der Grenzen und zugleich die Revision der Gesamtheit 
der bisherigen europäischen Politik. 

Das sind die in Rom gefafßten Entschlüsse, deren Verwirklichung 
angeblich nur noch vom Beitritt Frankreichs abhängt. Die Berichte über 
die römischen Gespräche präzisieren es, daß das Werk der Revision durch 
vier Großmächte: Frankreich, England, Italien und Deutschland vollzogen 
werden soll, welche den hierarchischen Vortritt vor den kleinen Staaten 
haben, die sich den Direktiven der vier für den Frieden verantwortlichen 
Großstaaten unterwerfen müssen. ... Das ist das Resultat der römischen 
Konferenz und das ist die Grundlage der Verständigung Mac Donalds und 
Mussolinis. Jetzt handelt es sih nur um die Auffindung einer Formel, 
welche es Frankreih ermöglichen würde, diesem Einvernehmen beizu- 


treten.“ 
Das ist Augenblicksbild, Augenblicksstimmung auch mit be- 
stimmter Absicht der Wirkung auf die Pariser öffentliche 
Meinung gemacht, aber es enthüllt zugleich die Position des pol- 
nischen Staates, die wir eben deshalb hier so umständlich und 
umfassend gezeichnet haben. 

Ist eine „Orientierung“ irgendwie denkbar, die der 
Staat bisher in seiner Außenpolitik ja recht eigentlich noch nicht 
gefunden hat, weil dafür das Bündnis mit Frankreich und Ru- 
mänien allein noch nicht ausreicht? Der Gegensatz der 
OÖrientierungen ist auch bekannt. Ganz allgemein sind die 
Nationaldemokraten als Hauptgegner Deutschlands zum Zu- 
sammengehen mit Rußland geneigt und sagt man dem Marschall 
Pilsudski, der in Rußland den Hauptfeind sieht, die Neigung zu 
einer Verständigung mit Deutschland nach. Irgendwie praktisch 
sind diese Orientierungen bisher nidıt geworden. Wir glauben 
auch, daß folgendes Zitat aus der „Kattowitzer Zeitung“ 
(27. Februar) zu weit geht, aber wir teilen es als immerhin in- 
struktiv mit: 

„Unter den Ratgebern Pilsudskis ist die ältere Generation der 
Männer, die gegen Osten eingestellt waren, im Rückzuge begriffen. Eine 
junge Generation, deren hervorragendster Vertreter wohl der Oberst 
Beck ist, tritt immer mehr in den Vordergrund und es ist bezeichnend, 
daß heute im Zusammenhang mit den bevorstehenden Präsidentenwahlen 
Prystor als Anwärter auf die Staatspräsidentenschaft und Beck als Minister- 
präsident genannt werden. In der Außenpolitik würde damit die Annähe- 
rung des Regierungskurses an den außenpolitischen Kurs der National- 
demokraten noch deutlicher in Erscheinung treten. Dann allerdings kann 
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man mit einer noch stärkeren Propaganda gegen Deutschland und seine 
angeblichen Pläne rechnen. Wir heben wenig Anlaß, fröhlih in die 
Zukunft zu blicken.“ 
Der hierin genannte Oberst Beck, der heutige polnische 
Außenminister, hat bisher in seinen Reden eine prinzipielle 
Orientierung nicht erkennen lassen. Er will wohl mehr als Real- 
politiker vorgehen. Aber er weiß natürlich, daß sein Staat in 
einer gewissen Isolierung ist. Er weiß, daß die Grenzgarantie im 
Westen durch das sogenannte Ostlocarno nicht zu erreichen ist. 
Er weiß, daß sowohl der Zug nach der deutschen Gleichberechti- 
gung in der Rüstungsfrage wie nach der Revision unmöglicher 
renzen immer stärker geworden ist. Er weiß, daß, wenn die 
große Rede des neuen Reichskanzlers vom 23. März das deutsch- 
ar Verhältnis nicht berührte, das geschah, weil die Fun- 
amentaltatsachen Gemeingut des ganzen deutschen Volkes sind. 
Vielleicht sagt er sich auch, daf, wenn Deutschland so vor dem 
Kommunismus gesichert wird, das indirekt auch eine Unter- 
stützung für Polen ist (wie das soeben ein Artikel des Sejm- 
abgeordneten Mackiewicz in dem Wilnaer „Slowo“ aussprach). 
Er weiß schließlich, daß weder ein Randstaatenblock noch gar die 
Utopie eines slawischen Staatenblockes etwas hilft. 

Wird so das Gesamtbild gezeichnet der Lage und Proble- 
matik der polnischen Staatspersönlichkeit nach innen und außen, 
so fragt man sich, was Polen im Grund dafür von seinem Bunde 
mit Frankreich habe gegenüber der Situation, daß sich mit dem 

olnischen Staat, wie er heute geschaffen worden ist, weder der 

achbar im Westen noch der im Osten abfinden können. Die 
außenpolitische Stellung Polens ist mit einer fast absoluten Aus- 
schließlichkeit bestimmt durch das Verhältnis zu den beiden 
a unmittelbaren Nachbarn, auf deren Kosten und auf deren 

ebiet seine heutige Konfiguration entstand und deren Lebens- 
interessen durch die Art berührt und gefährdet sind, wie dem 
polnischen Staate von heute die Grenzen gezogen wurden. 

Diese Grenzziehung hat den alten Gegensatz, um zum An- 
fang zurückzukehren, des historischen und des ethno- 
En hischen Polens wieder hergestellt, zur Gefahr für den 

rieden von Europa, zum Schaden und zur Gefahr für Polen 
selbst, das sich schließlich doch fragen muß, wie rein auf die 
Macht gesehen sich die 20 Millionen Polen zwischen dem deut- 
schen Nachbar im Westen und dem russischen Nachbar im Osten 
als selbständiger Staat behaupten sollen. Das braucht kein Mo- 
ment zu sein, das heute und morgen den Bestand des polnischen 
Staates gefährdet. Aber es ist ein bohrendes und fortwährend 
hemmendes Moment, das den Staat zu einer Gesundung, einer 
inneren Konsolidierung und Ruhe nicht kommen läßt, ein Mo- 
ment des Unfriedens, der Störung, ja der Gefahr für den Frieden 
Europas! 
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Die Maschinen- und Traktorenstation(MTS) 
im Rechtssystem der Sowjetunion‘). 


Von Heinrich Freund. 


Seit 1929 entwickelt sich in Rußland im Zusammenhang mit 
der Vergesellschaftung des Landbaus als neue eigenartige Organi- 
sationsform von stets wachsender Bedeutung die MTS. Sie ist 
neben den Getreidefabriken (Sowchosy) und den bäuerlichen 
Kollektivwirtschaften (Kolchosy) einer der wichtigsten Stütz- 

unkte der ow treping im Kampfe um die Beseitigung der 
leinwirtschaft, um die Sozialisierung des Dorfes. Indem sie die 
Errungenschaften der Technik in das Dorf E soll sie eine 
doppelte Aufgabe erfüllen: den landwirtschaftlichen Großbetrieb 
auf dem Bauernlande durch Mechanisierung effektiv gestalten, 
zugleich aber auch die Durchführung der Aerarpolitik in der 


Provinz an Ort und Stelle verwirklichen. 


Sowcosy und Kolchosy sind den Lesern dieser Zeitschrift zur 
Genüge bekannt. Zum Verständnis der Umbildung der Agrar- 
verhältnisse gehört aber auch die Kenntnis der Arbeit der MTS, 
deren rechtliche Struktur und deren juristische Beziehungen zu 
Jen anderen Organen der Sowjetlandwirtschaft bei uns noch 
wenig bekannt sind. 


I. 


In dem Bestreben der Sowjetregierung, die kleinbäuerliche 
Bodenbearbeitung durch den landwirtschaftlichen Großbetrieb zu 
ersetzen, liegt die andere Seite des russischen Industrialisierungs- 
programms, die noch weit mehr als der Ausbau einer Grof- 
industrie das Gesicht des Landes zu verändern bestimmt ist, 
indem sie die breite Masse der Bauernschaft in engste Beziehung 
zur Industriearbeiterschaft bringen und den Landproletarier 
schaffen soll. Daher der Ruf nach dem Traktor und all den ande- 
ren landwirtschaftlihen Maschinen, die die moderne Technik 
hervorgebracht hat. 

Aus bescheidenen Anfängen auf dem Sowchos Schewtschenko 
in der Ukraine entsteht in en eine das ganze Reich 
umspannende Organisation, die schon wegen ihrer Eigenart 
Interesse verdient. Auf dem Staatsgut Schewtschenko wurde 
zuerst eine MTS als organisatorische Einheit gegründet, die mit 
den umliegenden Dörfern Verträge über die Bearbeitung des 


*) Da in der Sowjetunion die landwirtschaftliche Frage, die immer im 
Frühjahr akut wird, in diesem Frühjahr ganz besonders brennend erscheint, 
bringen wir drei Aufsätze über dieses Thema, und zwar über drei wichtige 
Sondergebiete: über den Koldioshandel (Februar 1933), den vorliegenden 
über die MTS und in einem der nächsten Hefte über Organisation und Tätig- 
keit des Sowchos. 
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Bodens mit Hilfe von Traktoren abschloß. Man war mit den Er- 
a zufrieden und sehr bald bemächtigte sich die Regierung 
ieser Form, um sie zu verbreiten und auszubauen. 


Als Grundlage für die MTS-Organisation wurde das „All- 
Unions-Zentrum der Maschinen- und Traktorenstationen Trak- 
torozentr" gegründet (30. Juli 1929). Der Traktorozentr ist 
die Mutterorganisation zunächst der staatlichen, später (seit dem 
Herbst 1930) sämtlicher in der Sowjetunion bestehenden MTS, 
deren Zahl heute bereits etwa 2500 beträgt. Der Traktorozentr 
ist eine gemischte Aktiengesellschaft. Seine Satzung schreibt vor, 
daß mindestens die Hälfte der Aktien staatlichen Behörden oder 
Unternehmungen gehören muß. Hieraus ergibt sich, daß die 
andere Hälfte Genossenschaften oder auch Privaten gehören 
darf. Es ist also eine Form gewählt worden, die formell privaten 
Charakter hat, denn der private Charakter der gemischten 
Aktiengesellschaft steht seit dem Aktiengesetz vom 17. August 
1927 im Sowjetrecht fest, mag auch die gemischte Aktiengesell- 
schaft in mancher Hinsicht der staatlichen nahe stehen (vgl. hier- 
über ausführlicher Freund, Gemisctwirtschaftlihe Unter- 
nehmungen in Schlegelbergers Rectsvergl. Handwörterbuch 
Band 3, S. 685 ff). | 

Das Interessante an der Aktiengesellschaft Traktorozentr ist, 
daß hier das tot geglaubte Aktienwesen der Sowjetunion seine 
Auferstehung erlebt. Die Aktiengesellschaft ist ihrem Wesen 
nach dazu bestimmt, die Gelder des großen Publikums zur Finan- 
zierung eines Uniernehmens heranzuziehen. Es werden Aktien 
zur Zeichnung ausgegeben. Auch der kleinere Mann trägt mit 
seinen Ersparnissen zum Aufbau des Unternehmens bei. Diese 
Form der Heranziehung des großen Publikums, die in den kapi- 
talistischen Ländern gang und gäbe ist, wurde im Sowjetstaat 
jahrelang verschmäht, selbst nachdem im Bürgerlichen Gesetz- 

uch von 192 die rechtliche Grundlage dafür geschaffen war. 
Wenn Aktiengesellschaften gegründet wurden, so geschah das 
aller Regel nach unter faktischer Ausschließung privaten Kapi- 
tals. Die Aktionäre waren zumeist staatliche Wirtschaftsorgane 
oder auch genossenschaftliche Zentralinstanzen, also auch Groß- 
unternehmungen, die ihrem Charakter nach den staatlichen nahe- 
stehen. Und wenn man sich fragt, zu welchem Zwecke neben der 
spezifisch sowjetrussischen Form des Staatstrusts oder des staat- 
lichen Konzerns die privatkapitalistisch anmutende Form der 
Aktiengesellschaft beibehalten wurde, so ergibt sich die Antwort 
daraus, daß die Aktiengesellschaft eine bequeme Möglichkeit bot, 
verschiedene staatliche Organisationen zu einem gemeinsamen 
Wirtschaftszweck zu vereinigen, mit oder ohne Einbeziehung der 
groen Genossenschaftsverbände — eine Möglichkeit, die bei der 
unitarischen Form des Trusts oder Konzerns nicht vorhanden ist. 
Bei dieser Anwendung der Aktienform verstand es sich von 


selbst, daß das Privatkapital ausgeschaltet blieb und daß die Zahl 
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der Aktionäre für gewöhnlich auf wenige Organisationen be- 
schränkt war. Es lag das ganz im Geiste eines Wirtschafts 
systems, das — von der Blütezeit der NEP abgesehen — die kapı- 
talistischen Neigungen des einzelnen radikal bekämpfte. 


Beim Traktorozentr wird mit dieser Tradition gebrochen, es 
werden wieder Aktien emittiert, ja es wird die Kleinaktie zuge 
lassen, um weitesten Kreisen die Möglichkeit zum Aktienerwerb 
zu geben — ohne daf jedoch damit etwa eine Rückkehr zu kapi- 
talistischen Gewohnheiten vorgenommen würde. Der Grund- 
gedanke bei der Mechanisierung der Landwirtschaft ist der, dal 
nicht der Staat oder die großen Genossenschaftszentren allein die 
Kosten für die Einrichtung der MTS tragen sollen, daß vielmehr 
auch die breitesten Kreise der Klein- und Mittelbauern, sei © 
als einzelne Individuen, sei es in der Zusammenfassung als land- 
wirtschaftliches Kollektiv, ihren Teil beizutragen haben, und das 
geschieht in der Form des Erwerbs von Aktien des Traktoro- 
zentr, wobei die Bauernschaft etwa den vierten Teil des Aktien- 
kapitals übernehmen soll. Die Unterbringung dieses Teils der 
Aktien erfolgt entweder durch den Traktorozentr selbst, oder 
durch die Kolchosorganisationen oder schließlich unter Vermitt 
lung der Staatsbank durch die Kreditanstalten. 

Gegründet mit einem Aktienkapital von 50 Millionen Rubel, 
erhöhte der Traktorozentr dieses auf 300 Millionen, und durch die 
Verordnung des Rats der Volkskommissare vom 8. Mai 1% 
wurde die weitere Erhöhung des Kapitals auf 1150 Millionen an- 

eordnet — ein gewaltiges Wachstum im Laufe von drei Jahren. 

ls Gründer des Iraktorozentr waren nur staatliche und genossen- 
schaftliche Zentralorganisationen aufgetreten, insbesondere von 
staatlicher Seite als Behörden sämtliche Volkskommissariate für 
Landwirtschaft der Union und ihrer Gliedstaaten, der Oberste 
Volkswirtschaftsrat, das Volkskommissariat für Außen- un 
Binnenhandel; von genossenschaftlicher Seite die Zentralstellen 
der Tndwirtscheftlichen Genossenschaften, ferner die wichtigsten 
zentralen landwirtschaftlihen Wirtschaftsorgane. Inzwischen ist 
die Aktionärzahl unübersehbar geworden durch die zahlreichen 
kleinen Einheiten, die die Emissionstätigkeit herangezogen hat. 
Von letzteren waren bis Mitte 1932 für 360 Millionen Rubel 
Aktien übernommen worden. 

Also eine riesige Organisation, das ganze Reich umspannend. 
formell private Körperschaft, de facto aber natürlich völlig unter 
staatlicher Regie geführt, was sich nicht nur in dem überwiegen- 
den staatlichen und genossenschaftszentralen Aktienbesitz aus- 
drückt, was nicht nur in der physischen Unmöglichkeit der zahl- 
losen verstreuten Aktionäre begründet ist, die satzungsmäligen 
Mitgliedschaftsrechte in Generalversammlungen zur Geltung zu 
bringen, sondern was vor allem aus den Verhältnissen der prole- 
tarischen Diktatur mit Notwendigkeit folgt. Zwar gewährt jede 
Aktie nach der Satzung eine Stimme (die Kleinaktie ist nicht selb- 
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ständige Aktie, sondern Teilaktie), aber das dürfte mehr oder 
weniger toter Buchstabe des Satzungsformulars bleiben. Auch 
die Dividendenmöglichkeiten sind stark beschnitten. Denn von 
dem bilanzmäfigen Reingewinn gehen zunächst 20% zum Re- 
servekapital, ferner können daraus Amortisations- und sonstige 
Spezialkapitalien gebildet werden, 5% des Reingewinns sind 
zur Aufbesserung der Lage der Arbeiter und Angestellten be- 
stimmt, und schließlich kann beschlossen werden, daß ein be- 
liebiger Teil des Reingewinns zum Grundkapital geschlagen 
oder im Unternehmen verwendet wird. Daf die Aktien nicht 
börsenmäfig gehandelt werden, kommt hinzu. Die Umlaufs- 
fähigkeit der Aktie als Wertpapier ist schließlich dadurch aus- 
geschlossen, daß die Aktien — wie es nicht anders zulässig ist 
— auf den Namen lauten und ihre Übertragung der Zustimmun 
des Vorstandes bedarf, so daß der Aufkauf solcher Aktien dur 
Spekulanten undenkbar ist. 

Was bleibt also von der Aktie übrig? Sie ist lediglich die 
Form für einen ganz anderen Vorgang. Soweit die Aktien von 
den Kolchosy oder einzelnen Bauern erworben werden, handelt 
es sich in Wirklichkeit um die Leistung von Beiträgen, im Grunde 
also um die Zahlung einer Art Steuer, für die bestehenden oder 
zu errichtenden MTS. Nur dort werden sie also emittiert und 
nur an die Interessenten werden sie abgegeben, wobei es selbst- 
verständlich ist, daß der Kulak hieran ebensowenig, wie an der 
— gegen ihn gerichteten Kollektivierung — teilnimmt. 


Die Bezahlung der Kolcdhos- resp. Bauernaktien erfolgt nicht 
sofort, sondern in der Regel bei der Realisierung der Ernte. 
Aber nicht alles braucht in Geld entrichtet zu werden. Es werden 
auch die sogenannten Traktor- und Automobilobliga- 
tionen in Zahlung genommen. Diese eigenartigen Wertpapiere 
sind für Traktoren durch die Verordnung vom 30. Dezember 1929, 
für Autos durch Verordnung vom 19. Februar 1930 geschaffen 
worden. Sie sollten zum erleichterten Erwerb von Traktoren 
oder Autofahrzeugen dienen. Sie wurden in einer Stückelung 
von 50 Rubel von dem staatlichen Konzern der Auto- und Trak- 
torenindustrie „WATO“ ausgegeben und verkörperten das auf 
den Inhaber lautende Recht zum Erwerbe eines Traktors oder 
Autos. Die Zahlung für die Obligation galt als Anzahlung auf 
die zu erwerbende Maschine, die von WATO herzustellen oder 
aus dem Auslande einzuführen war. Wer 35 bzw. 40 % des Kauf- 
preises der Maschine in Obligationen angelegt hatte, erwarb 
damit den Anspruch auf Lieferung zu einem bestimmten Termin, 
nach dessen Ablauf das Recht auf Lieferung erlosch und nur 
noch ein Rückzahlungsrecht übrig blieb. Wenn nun in dem Ge- 
setz vom 27. Dezember 1930 die Verwendung der Traktorobliga- 
tionen zum Erwerb von Aktien des Traktorozentr zugelassen 
wurde, so ersieht man daraus, daß man diese Form der individu- 
ellen Versorgung der Landwirtschaft mit Traktoren zugunsten 
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der Einrichtung der MTS aufgegeben hatte, und tatsächlich ist 
bis Mitte 1932 ein Betrag von etwa 45 Millionen Rubel in der- 
artigen Obligationen auf Aktien des Traktorozentr in Zahlung 
gegeben worden, was einem Umtausch gleichkommt. 


II. 


Die Hauptaufgabe des Traktorozentr besteht in der Erric- 
tung und Unterhaltung von MTS, d.h. von Stationen, die mehrere 
Traktoren nebst den erforderlichen Anhängegeräten, eine Re- 
paraturwerkstätte und entsprechendes technisches Personal hat. 
An der Spitze steht ein Direktor, der vom Vorstand des Traktoro- 
zentr ernannt wird. 


Ursprünglich gab es außer den MTS des Traktorozentr auch 
solche der landwirtschaftlihen Genossenschaften. Im Herbst 
1930 waren diese sogar zahlreicher. Es zeigte sich aber, daß 
dieser Dualismus zu Reibungen führte. Jedes provinziale koope- 
rative Zentrum wollte eine eigene MTS haben. Deshalb verfügte 
das Zentralkomitee der Partei am 10. September 1930 die Ver- 
einheitlichung. Es wurde das ganze MTS-Wesen beim Traktoro- 
zentr konzentriert, dem auch alle kooperativen MTS zu über- 
geben waren. Über die Verrechnung dieser Übertragung be- 
stehen eingehende Vorschriften. Gewöhnlih ruhen auf den 
Maschinen noch Schulden bei der Staatsbank. Diese Schulden 
werden im Rahmen des Schätzungswerts des übernommenen 
Inventars auf die MTS übertragen und von dieser übernommen. 
Der die Schulden übersteigende Schätzungswert wird von der 
MTS entweder in bar oder mit Aktien des Traktorozentr be- 
zahlt, wobei der kolchos so viel an Aktien in Zahlung nehmen 
ee als seine vertragliche Verpflichtung zur Aktienübernahme 

eträgt. 


Schon die Satzung des Traktorozentr sah vor, daß jede MTS 
wirtschaftlich selbständig sein sollte. Die Verwirklichung dieses 
Gedankens erfolgte aber erst im Frühjahr 1931 durch die Um- 
stellung der MTS auf Wirtschaftsrechnung (Chosrastschot). Die 
allgemeine Bedeutung des Chosrastschot in der Wirtschaftsver- 
fassung der Sowjet-Union ist von mir bereits im Jahrgang 1932, 
Heft 12, dieser Zeitschrift behandelt worden (S. 744 ff). Für die 
MTS wird diese Umstellung durch eine Verordnung des Volks- 
kommissariats für Landwirtschaft der UdSSR vom 28. März 1931 
und durch den Beschluß des Vorstandes des Traktorozentr vom 
1. April 1931 wie folgt konkretisiert. Jede MTS erhält einen 
eigenen Etat, mit eigenem Staatskredit, selbständiger Bilanz und 
Gewinn- und Verlustrechnung. Sie wird angewiesen, alle Be- 
ziehungen zu anderen Wirtschaftsorganisationen durch Wirt- 
schaftsverträge zu regeln. Über das ausgebreitete Vertrags- 
system, das die MTS in ihrer gesamten Wirtschaftstätigkeit um- 
faßt, wird noch ausführlicher zu reden sein. 
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Für die Bestimmung der juristischen Natur der MTS genügt 
zunächst die Feststellung, dağ sie im Sinne des administrativen 
Wirtschaftsrechts vertragsfähig ist, und es erhebt sich sofort die 
Frage, ob die Verselbständigung der MTS so weit geht, ihr 
juristische Persönlichkeit zu verleihen. | 


In dieser Hinsicht sind die einschlägigen Bestimmungen weit 
weniger klar, als dies bei den Industrieorganisationen der Fall 
ist. Dort ist klargestellt, daß das einzelne Fabrikunternehmen 
innerhalb des Trusts oder Konzerns trotz der auch dort erfolgten 
Umstellung auf Wirtschaftsrechnung nicht die Rechte einer juri- 
stischen Person genießt, daß vielmehr der Fabrikdirektor die 
Verträge auf Grund einer vom Trust erteilten Vollmacht namens 
des Trusts abschließt. Bei den MTS fehlt es an einer solchen 
nn Aus den vorliegenden Musterverträgen geht aber 
hervor, daß hier die Rechtsstellung eine andere ist, als bei den 
industriellen Unternehmungen. So führt der Mustervertrag der 
MTS mit den Kolchosy, der im Februar 1933 in neuer Fassung 
herausgekommen ist, ebenso übrigens, wie dessen Vorgänger 
vom 13. November 1930, die MTS, vertreten durch ihren Direk- 
tor, als selbständigen Kontrahenten auf. Die Verselbständigung 
der MTS geht also weiter als diejenige des Fabrikunternehmens. 
Aber es wäre müfig, sich lange mit der Frage aufzuhalten, ob 
die MTS nun wirklich volle juristische Persönlichkeit besitzt, 
oder ob sie nur de facto, wenigstens für die öffentlich-recht- 
lichen Verträge mit anderen Organen des vergesellschafteten 
Sektors als rechtsfähig zu behandeln ist, denn alles drängt in 
der Wirtschaftsverfassung dahin, auch den unteren Wirtschafts- 
trägern juristische Selbständigkeit zu verleihen, und niemand 
wird drüben einen Vertrag als fehlerhaft ansehen, weil das Ge- 
setz eine Lücke enthält. | 


Hier ist unwillkürlia die MTS zum vergesellschafteten 
Sektor gerechnet worden, obgleich doch oben darauf hingewiesen 
worden ist, daß der Traktorozentr, von dem die MTS nur ein 
Teil ist, als gemischte Aktiengesellschaft nach positiver Bestim- 
mung des Aktiengesetzes der privaten Aktiengesellschaft grund- 
sätzlich gleichgestellt wird. Es wäre aber bei der ganzen Art der 
Tätigkeit der MTS im Interesse der Vergesellschaftung der 
Landwirtschaft ein unsinniger Formalismus, wollte man einen 
der Hauptträger der Kollektivierung, als welcher die MTS an- 
zusprechen ist, wegen seiner juristischen Form in den privaten 
Sektor der Wirtschaft verweisen, mit dem er nicht das geringste 
zu tun hat. Vielmehr ist hier offensichtlich, wie so oft im Sowjet- 
recht, die Entwicklung über das Aktiengesetz ebenso hinweg- 

egangen, wie über andere Gesetze des Privatrechts, und in der 
a werden die MTS unbekümmert als staatliche 
Stellen bezeichnet (vgl. z. B. Karpinski in der Zeitschrift 
„Na agrarnom fronte“, 1931, Heft 8/9, S. 14 ff. Vgl. ferner aber 
auch die vielen Artikel in der amtlichen Sowjetpresse, wo der 
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staatliche Charakter der MTS öfter ausdrücklich betont wird). 
Auch die zahlreichen Dekrete und Verordnungen, die dem 
Traktorozentr oder den MTS Befehle geben, dieses oder jenes 
zu tun, ihre Politik oder Geschäftsgebarung nach diesen oder 
enen Richtlinien neu zu orientieren, zeigen eine völlig gleiche 
ehandlung, wie bei den anderen staatlichen Stellen. Trotz der 
angegebenen Verschiedenheit hinsichtlih der juristischen Per- 
sönlichkeit bleibt die Analogie der MTS zu dem Fabrikunter- 
nehmen so stark, daß man zur Verdeutlichung ihrer rechtlichen 
Stellung sehr wohl diese Parallele heranziehen kann. 


IH. 


Die Tätigkeit der MTS wird klar, wenn des näheren auf die 
oben schon erwähnten Verträge eingegangen wird, die die MTS 
zu schließen hat. Hierbei spielt auch der Traktorozentr eine er- 
hebliche Rolle, und es muß hier nachholend darauf hingewiesen 
werden, daß der Traktorozentr außer den MTS noch andere 
Organe in der Provinz hat, deren er zur Erfüllung seiner Auf- 
Syn bedarf. Es sind dies die Abteilungen. Diese, in der 

atzung des Traktorozentr nicht vorgesehenen Hilfsorgane der 
en Zentralstelle werden als der Apparat des Vorstandes in 

er Provinz bezeichnet und im Zentrum jeder Bundesrepublik 
(außer der RSFSR), ferner in den Distrikten, gebildet. Es sind 
Verwaltungsstellen, die den Verkehr der MTS mit dem Zentrum 
zu vermitteln haben, überdies aber auch bei den Verträgen, die 
jetzt zu erörtern sind, mitwirken. 

Die Verträge, deren Inbegriff der wichtigste Ausdruck der 
Umstellung der MTS auf Wirtschaftsrechnung ist, umfassen 
alles, was zur Einrichtung, zum Betriebe und zum Funktionieren 
der MTS gehört. Das meiste davon liefert der „Sojus-selchos- 
snab“, ein staatlicher Konzern, der Anfang 1932 aus einer staat- 
lich-genossenschaftlih gemischten Aktiengesellschaft entstanden 
ist. Diese Organisation mit dem schwer aussprechlichen Namen 
hat die Aufgabe der Beschaffung des technischen Inventars für 
die Bedürfnisse einer mechanisierten Landwirtschaft, insbeson- 
dere an Traktoren, Autos, landwirtschaftlichken Maschinen und 
Werkzeugen sowie Ersatzteilen. Sie stellt diese nicht selbst her, 
sondern erwirbt sie ihrerseits von dem inländischen Produzen- 
ten oder den Importeuren, die ihrerseits wiederum natürlich 
staatliche Organisationen sind. Sie ist also reine Handelsstelle. 

Die Waren des Sojus-selchos-snab werden in zwei Ka- 
tegorien eingeteilt, von denen die eine im Wege der zentralisierten 
Versorgung, die andere in dezentralisierter Weise den 
zugeführt werden. Bei der zentralisierten Versorgung, die die 
eigentlichen Maschinenlieferungen betrifft, tritt wieder das 
Instrument des planmäfigen Wirtschaftsvertrages in Funktion. 
Der Traktorozentr schließt den Lieferungsvertrag mit dem Sojus- 
selchos-snab ab, so daß es vorkommen kann, daß die Bestellung 
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von Traktoren von zwei Moskauer Stellen vorgenommen wird, 
daß die Herstellung der Maschine vielleicht in Leningrad erfolgt, 
und die MTS, die sie empfängt, etwa in Wladiwostok ihren Sitz 
hat. Allerdings können im Auftrage des Traktorozentr auch 
deren Abteilungen den Zentralvertrag schließen, aber es bleibt 
doch eine für uns schwer verständliche Komplizierung des Be- 
schaffungswesens, wenn eine so einfach scheinende Angelegen- 
heit, wie der Kauf einer Zugmaschine, die verschiedensten In- 
stanzen durchlaufen muß — auch hier wieder die Überorganisa- 
tion, die das Sowjetwirtschaftsrecht kennzeichnet. 


Das Bauwesen für die MTS ist insofern jetzt vereinfacht, als 
angestrebt wird, einen erheblichen Teil der Bautätigkeit im 
System des Traktorozentr zu vereinigen. Durch eine Verordnun 
des Landwirtschaftskommissariats ist angeordnet worden, daß 
dem Traktorozentr sich ein Sektor für Bauwesen angliedert, - 
der die Einrichtung des landwirtschaftlihen Bautrusts zu über- 
nehmen hat. Der Regel nach sollen die meisten MTS eigene Bau- 
unternehmungen besitzen. Rechtlich sind diese rein technischen 
Unternehmungen nicht verselbständigt, sie bilden ein Zubehör 
zu den schon bekannten Formationen. 

Die eigentliche Arbeit der MTS besteht in der organisatori- 
schen Leitung neu zu gründender oder schon bestehender 
Kollektivwirtschaften und in der Versorgung der Kolchosy mit 
dem Maschinenmaterial. Zu diesem Zwecke schließt die MTS mit 
denjenigen Koldosy, die ihr zugewiesen sind, einen Vertrag, 
dessen Schema von Zeit zu Zeit i Mustervertrag veröffentlicht 
wird. Das jetzt geltende Formular (es ist wohl das fünfte, das 
aufgestellt worden ist) ist vom Rat der Volkskommissare der 
Union am 5. Februar 1933 unter Aufhebung der früheren Muster 
ee und u. a. auch in der Gesetzsammlung veröffentlicht 
worden. 

Nach diesem Vertrage verpflichtet sich die MTS, mit ihren 
Traktoren, landwirtschaftlichen Maschinen und Werkzeugen im 
Koldhos die notwendigen Feldarbeiten (Pflügen, Säen, Ernten, 
Dreschen usw.) zu ermöglichen (in dem Vertragsformular steht un- 
genau: auszuführen). Sie übernimmt für eigene Rechnung die Ver- 
sorgung der Traktoren mit Brennstoff und öl, sorgt für die Instand- 
haltung der Maschinen und bezahlt das agronomische und tech- 
nische Personal der Station. Ferner leistet sie dem Kolchos 
Unterstützung in allen Organisationsfragen, insbesondere bei 
der Aufstellung des Produktionsprogramms und der Fruchtfolge, 
bei der Einrichtung des Arbeitswesens, bei den Abrechnungen, 
d. h. in allen Fragen eines landwirtschaftlichen Großbetriebes, 
zu deren Lösung die bäuerliche Bevölkerung im Kolchos, die 
noch kürzlih nur den Kleinbetrieb kannte, erst herangebildet 
werden muß — wobei freilich die kaufmännischen Fragen an 
und für sich schon dadurch wegfallen, daß die Übernahme und 

erwertung eines erheblichen Teils der Ernte durch staatliche 
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Organe erfolgt, wie ja überhaupt die so re Absatzfrage 
im heutigen Sowjetstaate wegen des ungeheuren Warenmangels 
noch gar nicht als Problem auftritt. 


Die Ausführung der Feldarbeiten einschließlich der Be- 
dienung der Maschinen ist nach dem Vertrage Sache des kolchos. 
Dieses übernimmt auch den Transport der Maschinen und des 
Treibstoffs von der Eisenbahnstation zum kolcdos, sowie die 
Wasser- und Düngemittelversorgung. Die ganze Bodenbearbei- 
tung wird von der MTS bestimmt. Nach ihren Plänen hat sich das 
Kolchos zu richten, wenn es auch an ihrer Ausarbeitung teil- 
nimmt. Die Bezahlung der MTS für ihre Tätigkeit erfolgt neuer- 
ine: nicht mehr wie früher nach festen Sätzen und in Geld, 
sondern entsprechend dem Ernteertrag in Natur. Damit ist die 
Entlohnung der MTS mit der im Januar 1933 wieder eingeführten 
Naturalsteuer in Einklang gebracht. 


Auf diese Weise ist das genossenschaftliche Kolchos-System 
auf das engste mit den de facto staatlichen MTS in eigenartiger 
Weise durchsetzt. Da die MTS in der Regel eine Gruppe von 
Kolchosy bedient und da sie, der der Maschinenbestand gehört 
und die die führenden Köpfe im Dienst hat, durchaus die Leitung 
hat, so ergibt sich praktisch ein einheitlicher Grofßbetrieb, be- 
stehend aus mehreren Kolchosy mit der MTS an der Spitze, und 
man will vielfach schon jetzt von einer Organisation sprechen. 
die sich von dem staatlichen Großgut (sowchos) kaum noch unter- 
scheidet. Das geht wohl noch zu weit, aber es ist nicht aus- 
geschlossen, daß die Entwicklung schließlich dieses Zukunftsbild 
verwirklicht. 


Wie kompliziert diese Organisation ist, das läßt sich aus 
dieser notgedrungen schematischen Darstellung, die nur die all- 
gemeinsten Umrisse zeichnen will, nur ahnen. Nur auf ein Bei- 
spiel sei hingewiesen, das sich angesichts der neuen Natural- 
steuer aufdrängt. Die Kolchos habei einen Teil ihrer Ernte 
dem Staat als Steuer, einen anderen Teil der MTS als Lohn für 
deren Tätigkeit abzuführen. Die MTS hat diese auf solche Weise 
erlangten Produkte ihrerseits wieder dem Staate abzuliefern. Mit 
der Einbringung der Naturalsteuer hat sie aber nichts zu tun. 
Dafür ist neuerdings ein besonderes Organ, nämlich das Komitee 
für die Beschaffung landwirtschaftlicher Produkte, geschaffen 
worden (13. Februar 1933), das unmittelbar dem Rat der Volks- 
kommissare untersteht, und das wiederum ein ganzes Netz von 
Organen in der Provinz unterhält. Andererseits werden die 
MTS-Produkte nicht an den Staat direkt geliefert, sondern, wenn 
es sich z. B. um Getreide handelt, an die staatliche Aktiengesell- 
schaft „Sojus-chleb“, die wiederum eine Handelsstelle ist. Es 
wiederholt sidı hier das Bild der Überorganisation, das man 
schon aus der Industrie kennt, und das durch das Vorhandensein 
zahlloser Kontrollinstanzen noch bunter wird. 
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So haben die MTS durch den Beschluß des Zentralkomitees 
und der Zentralen Kontrollkommission der Partei vom 11. Ja- 
nuar 1933 eine weitere Organisation dazu bekommen: es handelt 
sich um die politischen a der MTS, von denen jetzt so 
viel in der Sowjetpresse die Rede ist. Es ist dies eine reine 
Parteiorganisation, deren hierarchischer Aufbau bis in das Land- 
wirtschattskommissariat hinaufreicht. Die politische Abteilung 
der MTS ist eine Überwachungsstelle, die dafür zu sorgen hat, 
daf die MTS ihre Aufgaben hinsichtlich der Feldbestellung, daß 
die MTS-Kolchosy ihre Ablieferungspflichten dem Staate gegen- 
über erfüllen, daß der Menschenapparat von Schädlingen frei- 
gehalten wird, daR strafbare Handlungen den Gerichten über- 
wiesen werden usw. Dabei wird aber betont, daß sie die 
Selbständigkeit des MTS-Direktors nicht beeinträchtigen dürfen, 
daf der Grundsatz der Einzelleitung nicht verletzt werden dürfe. 


IV. 


Nicht ohne Interesse ist ein Blick auf die Gliederung der 
MTS im Inneren. Der Traktorenpark der MTS ist in Sektionen 
aufgeteilt. Jede Traktorsektion umfaßt durchschnittlich vier 
bis fünf Traktoren. Der Sektion entspricht ein Produktions- 
revier, das mehrere Kolchosy umfaßt und dem die Sektion zu- 
geteilt wird. In einem Kolchos wird der Park der Sektion statio- 
niert. Die Leitung hat der Obertraktorist. Ihm sind für jeden 
Traktor zwei Traktoristen, die das Kolchos stellt, unterstellt. 
Außerdem gehört dazu eine Kolchos-Mannschaft, die als Traktor- 
Brigade bezeichnet wird. Sie steht unter einem Vorarbeiter 
(Brigadier genannt) und hat die Arbeit an den Anhängegeräten 
sowie alle Neben- und Hilfsarbeiten zu leisten. Die ganze Bri- 

ade hat dem Obertraktoristen zu gehorchen. Es findet sich also 
þei dem Traktorenpersonal die gleiche Durchdringung von 
und Kolchosy, wie sie auch bei der sonstigen Arbeit der MTS zu 
beobachten ist. 


V. 


Zum Traktorozentr zurückkehrend, ist darauf hinzuweisen, 
daR diese zentrale Organisation sich im Laufe der Zeit doch als 
zu schwerfällig erwiesen hat; deshalb ist vor einigen Monaten 
eine Aufteilung dieser Zentralstelle in fünf selbständige Zentral- 
stellen für die einzelnen Zweige der Landwirtschaft (Getreide, 
Baumwolle, Zuckerrüben, Gemüse und Kartoffeln) erfolgt. Ein 
besonderes Zentrum für die Gewinnung von Heu war schon 
vorher selbständig entstanden. Diese Dezentralisierung läuft 
parallel dem Dezentralisierungsprozeß in der Industrie, wo die 
riesigen Konzerne in den letzten Jahren auch wieder aufgeteilt 
worden sind. Während aber die Verkleinerung der Industrie- 

onzerne vielfach nach geographischen Gebieten erfolgt ist, ist 
die Zerschlagung des Traktorozentr lediglich nach Produktions- 
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zweigen erfolgt, innerhalb jedes Produktionszweiges jedod 
bleibt die Zentralisierung in Moskau bestehen. Es ändert sic 
also an der Organisationsform, die hier allein interessiert, nichts. 
Die MTS stehen ‚gegenwärtig, da die Propaganda für die 
le ng as Sowjetleben beherrscht, im Vorder- 
runde des Interesses. Ihre Bedeutung für die kollektivierte 
andwirtschaft wächst. Sie führt zu einer erheblichen Minderung 
der Selbständigkeit der Kolchosy, die immer stärker unter ihre 
Leitung gebracht werden. Es ne nahe, das damit in Verbindung 
zu bringen. daß die Kolchosy, diese rein bäuerlichen Verbände, 
den bäuerlichen Egoismus, der sich individuell nicht mehr be- 
tätigen kann, selbst als kollektive Erscheinung zu übernehmen 
drohten. Man hatte wohl Grund zu der Befürchtung, daß das 
Kollektiv selbst zum Kulaken werden könnte, nachdem der Ein- 
zelkulak beseitigt ist. Hier lag eine mehr oder weniger aktuelle 
Gefahr. Mindestens mußte man sie von vornherein unscädli 
machen. Hierzu bietet die MTS die Möglichkeit. Man lieferte 
den Kollektiven die moderne technische Rüstung der landwirt- 
schaftlichen Maschinen nicht aus, sondern behielt sie fest in der 
Hand und setzte zugleih dem Kollektiv den staatlichen Auf- 
asser ins Haus. Damit hat man ein Doppeltes erreicht: einmal 
ie Möglichkeit, die Koldhosy staatlich zu dirigieren; sodann 
aber auch einer auf festere Zusammenscliefßung der Kolchosy 
gerichteten Entwicklung vorzuarbeiten. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 


a Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


Das erste Vierteljahr 1933 hat die Wirtschaftslage nicht ver- 
bessert, im Gegenteil. Die Lebensmittelversorgung der 
Städte ist immer schlechter geworden und auf dem Lande herrscht 
z. B. in der Ukraine, dem Wolgagebiet usw. einfach Lebens- 
mittelnot. Dementsprechend steigt die Teuerung immer mehr. 
In Moskau hat man jetzt sog. „kommerzielle Geschäfte“ für 
l.ebensmittel und Massenbedarfsartikel, auch für Brot, in denen 
„kommerzielle“ Preise gelten, also die des freien Marktes, die 
weit über den gebundenen Preisen für rationierte Waren in den 
geschlossenen Verteilungsstellen liegen. Man wird im ganzen 
augenblicklich von der Tatsache einer Hungersnot nament- 
lih im Südosten sprechen müssen. Immer stärker drängt sich 
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die Erinnerung an das Frühjahr 1921 auf, das die Revolte von 
Kronstadt brachte. Und 195, auf dem 6. Kongreß der Partei, 
hat Stalin gesagt: „Wir sehen in der kapitalistischen Welt Wirt- 
schafts-, Handels- und Finanzkrisen, die verschiedene Gruppen 
von Kapitalisten berühren. Bei uns ist es anders: jeder ernste 
Rückschlag in Handel und Industrie, gon Rechenfehler in unse- 


rer Wirtschaft, gehen nicht nur in diese oder jene Sonderkrise 


aus, sondern fügen der Gesamtwirtschaft einen Schlag zu. 


jede Krise, ob Handels-, Finanz- oder Industriekrise, kann sich 
ei uns in eine allgemeine Krise verwandeln, die den ganzen 


Staat ergreift!“ 


Kein Wunder, daß die Regierung aufs äußerste die Früh- 
jahrssaat sicherzustellen sucht. Die Zahlen der Anbaufläche 
wurden schon (Heft 6, S. 349) mitgeteilt. Sie sind um fast 2 Mil- 


 lionen Hektar niedriger, als die letztes Jahr tatsächlich angebaute 


Saatflähe. Das soll durh Erhöhung der Erträge eingebracht 
werden (bei Getreide um 13 %). Eine Flut von Verordnungen 


- ergoß sich über die Vorbereitung der Frühjahrsaussaat, die unter 
 planmäßige Kontrolle genommen, gleichsam militarisiert werden 
soll. Kalinin hat im Funkspruc diese systematische Kontrolle 


emäß den Januarbeschlüssen an alle eingeschärft. Man hofft, 
aß das letzte Gesetz über die Getreidesteuer, die das bisherige 


| Umlage- und Kontrahierungsverfahren ersetzte, sowie die ande- 


ren Maßnahmen seit Mai letzten Jahres, die bäuerliche Pro- 
duktion stark anreizen werden, hat freilich auch für Ukraine 
nnd Nordkaukasus, wo Anfang März mit der Frühjahrsbestel- 
lung begonnen worden ist, mit einer erheblihen Beihilfevon 
aatgut eingreifen müssen, um die Frühjahrsbestellung 
sicherzustellen (im ganzen 36 Millionen Pud, Verordnung 
vom 25. Februar). Dafür ist Ostsibirien, der autonomen Moldau- 
republik und dem Westkasakengebiet, die den Jahrplan der 
Getreidebereitstellung erfüllt haben, der freie Verkauf des 
Überschusses überall gestattet worden. 
Nachdem für Getreide, Kartoffeln, Vieh und Fleisch, Milch, 
Sonnenblumenkerne (Heft 6, S. 350) das Kontrahierungssystem 


abgeschafft und durch ein Naturalsteuersystem ersetzt wurde, ist 


‘ auch der Reis (Verordnung 7. März) unter dieses Prinzip ge- 


stellt worden. Dagegen wird für Gemüse an dem alten System 


der Bereitstellung, gemäß staatlichem Plan, die für die ganze 


Union auf 1,9 Mill. Tonnen festgesetzt ist, festgehalten. Die 


 Gemüselieferungsverträge zwischen Kollektiven, Kolchosmit- 
gliedern und Einzelbauern einerseits und den staatlichen Wirt- 
 schaftsorganisationen müssen bis 15. Mai beendet sein. Überall 


u Be I 


werden die Einzelwirtschaften unter diesem oder dem anderen 

System höher belastet. 

‚ Scharf ist die Kritik an den Kollektiven, die z. B. Kalinin 

ım Berichtsmonat auf einem Kongreß der Kolcdhosbauern im 
ordkaukasus aussprach, und das Bestreben, kontrollierend, die 
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Arbeitsleistung zu steigern. Die Beschlüsse des Kon- 
resses der Kollektivbauern (Heft 6, S. 350) werden ins Land 
nerausgetragen. Daran hat der Reichsernährungsminister 
Jakowlew Anfang März zwei neue Verordnungen geschlossen, 
die das Leistungsprinzip noch stärker herausarbeiten und einen 
vorzüglichen Einblick in die sehr verwickelten Fragen der Ent- 
Rune des Arbeitstages nach Leistung geben, die ich im letzten 

ugust an Ort und Stelle sehr genau studiert habe. Während 
bisher die Arbeiten in den Kollektiven in fünf Gruppen ein- 
geteilt waren, wird jetzt eine Einteilung in sieben Gruppen ein- 
eführt, wobei für eine Arbeit der ersten Gruppe dem Kolcos- 
yauern, der die festgesetzte Tagesnorm erfüllt, zwei Arbeitstage 
angerechnet werden, für eine Arbeit der sechsten Gruppe — 
1,75 Arbeitstage, der fünften Gruppe — 1,5 Arbeitstage usw. 
činem Kolchosbauern, der bei einer Arbeit der ersten Gruppe 
die Leistungsnorm erfüllt, werden nur 0,5 Arbeitstage ee 
net. Die Bewertung der Arbeit des einzelnen Kolchosmitgliedes 
hat, wie bekannt, entsprechend der Qualität der geleisteten 
Arbeit zu erfolgen. 


Weiter wird darauf gedrückt, daß die Einzelbauern (Edino- 
litschniki) (man rechnet 14,5 Millionen Bauernhöfe in Kolchosy 
und noch 8—9 außerhalb dieser) nicht in der Erfüllung der Saat- 
arbeit zurückgedrängt werden: „Der größte Teil dieser Einzel- 
bauern erwirbt sich sein Brot mit ehrlicher Arbeit. Kann man 
diese Masse der arbeitenden Bauern ignorieren?“ „Der Einzel- 
bauer ist da und man kann ihn nicht aus der Rechnung beiseite 
lassen, weil er morgen unser Kolcosnik ist.“ (Stalin) „Der 
arbeitende arme und mittlere Einzelbauer ist kein Feind der 
Kolchosy, deshalb haben die Partei und die Sowjetregierung 
immer wieder die lokalen Organe darauf hingewiesen, daß die 
Einzelbauern nicht ignoriert und nicht genügend geschwädt 
werden dürfen.“ (Iswestija 6. März.) Wie aber verträgt sich 
dieser sehr begreifliche Hinweis mit der stets relativ höheren 
Belastung des Einzelbauern, die ihn in die Kolchose herein- 
zwingen will? 


Ferner wird jetzt die Abwanderung der Kollektiv- 
bauern in die Städte gestoppt, die im Sommer 1931 infolge der 
forcierten Industrialisierung so stark wurde. Eine Verordnung 
vom 19. März wirkt der Abwanderung von Kolcdosbauern in die 
Städte entgegen. 


Die Hauptkontrollmaßnahme aber zum Druck auf die Früh- 
jahrsaussaat und überhaupt Arbeit der Kolchosy ist die schon 
erwähnte Einricdıtung der „politischen Abteilungen 
der Maschinen- und Traktorenstationen (MTS), die jetzt in Gang 

ebracht ist. 2700 besonders ausgesuchte Parteimitglieder gehen 
afür jetzt auf das Land, 15 000 sollen folgen. Diese Abteilungen 
unterstehen einer landwirtschaftlichen Abteilung des Zentral- 
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komitees der Partei, die also auch in dieser Wirtschaftsfrage mit 
der Sowjetregierung zusammenarbeitet. 

Im ganzen schärfster Druck, schärfste Kontrolle zur Leistungs- 
steigerung in einer für die Ernährungslage zweifellos kritischen 
Situation. 

Für dieIndustrie nimmt der Plan, der an sich das Tempo 
verlangsamt, 1933 immerhin noch eine Steigerung um 16,5 % in 
Aussicht, obwohl es gerade in den schweren Industrien, Kohle, 
Fisen, Stahl, mit der Produktion recht hapert. Zur Produktions- 
steigerung sollen jetzt die Gewerkschaften mehr als bisher 
mitarbeiten. Im Berichtsmonat begann der Abschluß der neuen 
Lohntarifverträge, die „wirksame Hebel zur Hebung der 
Arbeitsleistung und Durchführung aller qualitativen Vor- 
anschläge“ sein sollen. Mit dem Abschluß der neuen Lohntarif- 
rare für die die Leistungen überall festgesetzt sind, soll 
ohne Zögern begonnen werden. Die Tarifverhandlungen müssen 
bei allen Unternehmungen bis zum 1. April d. J. beendet sein. 


Der Lohn, dasEinkommen des Arbeiters (beispielsweise 
für den gelernten Arbeiter monatlich 150—250 Rubel, wovon 
15 % für Steuern usw. abgehen), kommt den Preisen nicht nach. 
Die rationierten Lebensmittel sind noch billig und im Monat mit 
t0—20 Rubel zu bestreiten. Bekanntlich gibt es vier Kategorien 
von Lebensmittelkarten, die erste für die Schwerarbeiter. Auf 
Karten erhält man Brot, Kartoffeln, Fettstoffe, Graupen und 
Grieß, Zucker, Heringe, Fleisch, Weißkohl und Gurken. Alles 
andere, besonders Butter, muf auf dem freien Markt zu viel 
höheren Preisen gekauft werden. Auch die Mieispreise sind sehr 
hoch, desgleichen die für Kleidung und andere Bedarfsartikel. 
Die Übertragung der Versorgung der Arbeiter an die Fabrik- 
leitungen, über die berichtet wurde, hat bisher ganz unzureichend 
funktioniert. Vor allem aber: die Decke ist auch für den 
Industriearbeiter, obwohl er besonders bevorzugt wird, zu knapp. 

- Gemäß der angespannten Devisenlage wird die Einfuhr 
herabgedrückt. Ein Frlaß des Volkskommissars der Schwer- 
industrie, Ordshonikidse, Ende Februar, hat 21 Millionen Rubel 
am Importplan für Ausrüstungen der Industrie gestrichen, wo- 
bei zweifelhaft ıst, ob die Produktion im Innern gerade diese 
komplizierten Anlagen herstellen kann. Speziell mit Deutschland 
sind die damit zusammenhängenden Fragen (siehe unten) leb- 
haft verhandelt worden, wie die Sowjetregierung ihre Bestel- 
lungen draußen normal legen kann, ohne ihre Devisenbasis ent- 
scheidend zu gefährden. 

Im ganzen braucht nicht noch einmal die kritische Lage 
unterstrichen zu werden, die nun auch bewirkt, daß die Fertig- 
stellung des zweiten Fünfjahrplans (1933—1937) 
abermals hinausgeschoben wurde. Er sollte ursprünglich zum 
1. Februar fertig sein. Jetzt ist angeordnet, daß die endgültige 
Fassung bis zum 20. April vorgelegt werden soll, die dann von 
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allen Instanzen zu behandeln ist, so daß sich die Fertigstellun 
weit in das Jahr 1933 hinauszieht. Inzwischen wird wo 

einfach nach dem Plan des Vorjahres gearbeitet, vermutlich mit 
mehr oder minder willkürlichen Abstrichen. 


b) Innere Politik. 


In Moskau sind bis jetzt fast 800000 Pässe verteilt worden, 
die Arbeiterschaft ist im ganzen damit versorgt. Auch die 
Moskauer Schüler erhalten besondere Schülerpässe „zur Auf- 
rechterhaltung einer strengen Ordnung in der Schule und zum 
Schutz gegen das Eindringen fremder Elemente“. 

Parallel damit geht eine wiederauflebende, immer schärfere 
Kampagne gegen „Schädlinge“, sowohl in der Landwirt- 
schaft, wie in der Industrie. Am 5. März teilte die GPU die Ver- 
haftung von 70 Gegenrevolutionären namentlich in der Ukraine, 
Nordkaukasus und Weißrußland mit, Staatsangestellte, die aus 
der Bourgeoisie und den Gutsbesitzerkreisen gekommen seien. 
Am 12. schon wurde mitgeteilt, daß davon 35 erschossen und 
weitere 40 zu hohen Freiheitsstrafen verurteilt worden seien. 
Wie die GPU ihre Kontrollrechte nunmehr auf sämtliche Be- 
hörden, Industrieunternehmen und Kollektivwirtschaften aus- 
gedehnt hat, so ist auch die Richterschaft zum besonderen Kampf 
gegen „Klassenfeinde und Schädlinge“ eingestellt worden. 

Diese Kampagne hat auch die Beziehungen zum Aus- 
land berührt, indem vom 11. bis 12. März fünf Angestellte der 
Metropolitan Vickers Electrical Export Company englischer 
Staatsangehörigkeit und vier russischer Staatsangehörigkeit in 
Moskau unter der Beschuldigung der Schädigung von Kraft- 
werken in der Sowjetunion verhaftet wurden. Das Vorgehen er- 
regte in London ungeheueres Aufsehen und scärfsten Wider- 
spruch, den indes Litwinow gegenüber dem englischen Bot- 
schafter mit gleicher Schärfe zurückwies. Beschuldigt werden 
diese englischen Ingenieure der Sabotageakte gegen das Stau- 
werk Dnjeprostroj, wo sechs der Riesenturbinen durch Einfüllen 
von Sand oder ähnliches gebrauchsunfähig gemacht sein sollen. 
Der Prozeß soll Ende April in Moskau stattfinden. Die Erinne- 
rung an den sogenannten Schachtyprozefß 1928 gegen deutsche 
Ingenieure liegt nahe genug, und der ganze Vorgang beleuchtet 
ebenso die gespannte innere Lage, wie die sehr prekäre Situation 
der Fachleute in Rußland, deren Klagen auch sonst immer lauter 
werden. 

Am 8. März wurde wiederum der sogenannte internationale 
Frauentag gefeiert. Dabei war am interessantesten der Hin- 
weis der „Krasnaja Swesda“ auf die Rolle der Frau bei der Aus- 
gestaltung der Wehrhaftigkeit des Sowjetstaates: „Tausende von 
Frauen helfen bei der Festigung der Landesverteidigung und 
beim Ausbau der Armee. Wir sehen, daß die werktätige Frau 
immer tiefer in die Reihen der Roten Armee eindringt. Wir 
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haben schon Schülerinnen in den Kriegsschulen, Frauen in 
Offiziersstellungen und auf verschiedenen Verwaltungsposten 
des Heeres. Die Erfahrung hat Bezeigt, daß sie ihre Aufgaben 
sehr gut zu lösen wissen. Sie haben sich in der Roten Armee alle 
DUTEF recnie erworben.“ Die Zahl der Frauen in der Arbeit 
wächst immer mehr: von 3%; Millionen Arbeiterinnen in der 
ganzen Volkswirtschaft auf fast 6 Millionen 1932. Das gleiche 
gilt auch für die Saisonarbeit, die Bildungsarbeit, in der die 
rauen besonders tätig sind, und für die lokale Verwaltung: 
1926 waren in den Dorfräten 122000 Frauen, 1931: 317000, in 
den Rajon-Vollzugskomitees 1926: 4600 und 1931: 19000, in den 
Gewerkschaften 1922: 1,3 Millionen und 1932 fast 5 Millionen 
Frauen. Die Zahl der weiblichen Parteimitglieder war 1932: 
500000, die Zahl der weiblichen Komsomol-Mitglieder: 1,6 Mil- 
lionen. Indes sei wieder daran erinnert, daß weder der Rat der 
Volkskommissare noch das Politbüro, noch sonst eigentlich lei- 
tende und entscheidende Stellen der Sowjetunion Frauen in 


ihrem Kreis haben. 
c) Auswärtige Politik. 


Anfang März hat das Ikki erst in der „Humanité“ und 
ann in der „Prawda“ einen neuen Aufruf veröffentlicht, der 
unter den Gesichtspunkt einer gemeinsamen Kampffront von 
Kommunisten und Sozialdemokraten gestellt ist. Dafür wird 
empfohlen: 

„Kommunisten und Sozialdemokraten müssen gemeinsam die Aktions- 
komitees in den Fabriken, Gewerkschaften usw. organisieren, ebenso 
haben sie beim Organisieren von Streiks zusammenzuarbeiten. Das 
Fxekutivkomitee der Komintern erachtet es für möglih, den kommu- 
nistischen Parteien für die Zeit des gemeinsamen Kampfes gegen Kapital 
und Faschismus den Verzicht auf Angriffe gegen sozialdemokratische 
Organisationen anzuraten. Es rechnet mit einem Widerstande der sozial- 
demokratischen Führer gegen die Bildung einer Einheitsfront mit den 
Kommunisten und schlägt vor, in diesem Fall über die Führer einfach 
hinwegzugehen. Die kommunistischen Parteien aller Länder und in erster 
Linie die KPD. werden aufgefordert, die Ergebnisse von Verhandlungen 
über die Bildung einer gemeinsamen Front mit den Sozialdemokraten 
nicht erst abzuwarten, sondern sogleich die Organisierung gemeinsamer 
Kampfkomitees mit den sozialdemokratishen Arbeitern und Arbeitern 
aller anderen Richtungen in Angriff zu nehmen.“ 


In das Kollegium des Volkskommissariats des Äußeren ist 
am 23. März der frühere Finanzkommissar und Botschafter in 
London Sokolnikow ernannt worden. Er ist also nicht, wie 
man annahm, zum Währungskommissar berufen worden, wie 
überhaupt von der Währungsfrage und Währungspolitik im Be- 
richtsmonat gar nichts zu erwähnen ist. 

Zum fernöstlichen Konflikt schrieben Iswestija am 
27. Februar: 


„Das war Japans letzter Versuch einer Fühlungnahme mit der Welt- 
reaktion, die an einer Erhaltung der Positionen der internationalen Gen- 
darmerie in Ostasien interessiert ist, Japan versuchte, einen Auftrag 
dieser Art von der imperialistishen Welt zu erhalten. Es hatte die 
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Sympathien der gesamten Reaktion ohne Unterschied der Nationalität 
allerdings auf seiner Seite, die sozialen Widersprüche waren Japan günstig. 
Aber die Gegensätze politischer und wirtschaftlicher Art sind gegen Japan 
und darum hat die Völkerbundsversammlung einstimmig den gegen Japan 
are Beschluß angenommen. Die Annahme ist erfolgt, Japan hat 
en Völkerbund verlassen. Aber der japanisch-chinesische Streit ist noch 
Bin entschieden und in Genf wird die Entscheidung jedenfalls nicht 
en. 
Der Einmarsch in Nordcina wird für unvermeidlich gehalten. 
Nach wie vor aber hält die Sowjetregierung angesichts ihrer sehr 
schwierigen Lage im Fernen Osten an ihrer vorsichtigen und 
zwischen den Parteien lavierenden Politik fest. Während 
Amerika der Einladung des Völkerbundes, sich der Neunzehner- 
Kommission und dem Völkerbundsbeschlußf anzuschließen und 
an dem beratenden Komitee teilzunehmen, sofort angenommen 
hat, hat Rußland das abgelehnt. In einer Note Litwinows vom 
7. März wurde zwar festgestellt, daß der Schlufßbericht des 
Völkerbundes weithin mit dem Standpunkt der Sowjetregierung 
übereinstimme, daß er aber an manchen Stellen mit den Grund- 
sätzen der Unantastbarkeit und Unabhängigkeit des Staates nicht 
vereinbar sei, daß ferner von den 22 Mitgliedern 13 Staaten 
keine Beziehungen mit Sowjetrußland hätten und daß „im 
egenwärtigen Moment“ daher die Sowjetregierung sich dem 
eschluß des Völkerbundes und dem beratenden Komitee nicht 
anschließen könne. Sie hielte aber an ihrer unbedingt friedlichen 
Politik und strikten Neutralität fest. 

Zugleich hat die Sowjetregierung in Tokio eine neue Akti- 
vität begonnen durch einen neuen Botschafter Jurenjew, einen 
der ältesten Beamten des Außenkommissariats und Mitarbeiter 
Trotzkis, der in Prag, Rom, Teheran und Wien diplomatisch 
tätig war. Er soll offenbar im Augenblick, da Japan mit dem 
Völkerbund in Konflikt gerät, in Tokio auf eine Verständigung 
im Sinn des Abschlusses eines russisch-japanischen Nichtangriffs- 
paktes hinarbeiten. 

Die Dollarkrise wird wie üblich betrachtet, so in den 
Iswestija (9. März): 

„Die Katastrophe des Golddollars wird eine zügellose Ausbreitung 
der Inflation in allen Ländern der kapitalistischen Welt nach sich ziehen. 
mit allen sich daraus ergebenden wirtschaftlichen und sozialen Folgen. 
Die Weltwirtschaft hat sih um die Achse des Goldstandards gebildet. 
Das englishe Pfund hat aufgehört, Goldvaluta zu sein, nah ihm rollt 
nun auch der Dollar bergab. Die kapitalistische Welt geht einem Chaos 
der Valuta entgegen, einer weiteren Verschärfung der Weltkrise und des 
imperialistischen Kampfes. Für die gesamte kapitalistishe Welt war der 
amerikanische Dollar der Leuchtturm. nach welchem sie in dunkler Nacht 
vom schäumenden Ozean der Weltkrise ausblickte, und dieser Leuchtturm 
an nen besteht die Weltbedeutung der Katastrophe des amerikani- 
smen ollarTSs. 


Aber auch hierbei ist man zwiespältig, denn die Finanzkrise hält 
die Anerkennung Rußlands durchdie Vereinigten 
Staaten auf, auf die man in Moskau bestimmt rechnet und 
deren Bedeutung nicht auseinandergesetzt zu werden braucht. 


408 


Als amerikanischer Botschafter in Moskau wird schon Fusipp 
La Follette, 1930—1932 Gouverneur des Staates Wisconsin, un 
Sohn des bekannten agrarischen Einspänners, übrigens ein Re- 
publikaner, genannt, der kürzlich in Moskau war. 

Bei dieser Unsicherheit wird der Draht nach Paris um 
so mehr gepflegt. In Genf hat der Sowjetvertreter Dowgalewski 
ostentativ, wie schon Litwinow, die Zusammenarbeit in der Ab- 
rüstungsfrage mit Frankreich unterstrichen, sich ganz auf den 

oden der französischen These gestellt. Eine russische Militär- 
kommission war in Frankreich, hat Betriebe besichtigt und Be- 
stellungen vergeben. Als neuer französischer Botschafter nach 
Moskau ist ernannt Herr Alphand. Er war 1918 staatlicher Treu- 
händer für das Privatvermögen und die Gescäftsinteressen der 
französischen Staatsbürger in Ruflland. In Genua und im Haag 
stand er an der Spitze der französischen Delegationen, die mit 
den Russen verhandelten. 1926 war er Vorsitzender des Finanz- 
ausschusses der französisch-russischen Konferenz. 


Die Ratifikation des Nichtangriffspaktes ist (Heft 6, 
S. 359) durch den Präsidenten erfolgt. Im Senat ist recht kritisch 
dazu rn worden, namentlich von Millerand und Barthou 
und dem Senator Eccard, der alle Gründe gegen die Politik mit 
Rußland in einem umfassenden Artikel: „Le Traite Franco-Sovieti- 
que de non-agression“ (Revue des deux Mondes, 15. Janvier 1933) 
zusammengefaßt hat. Aber die russisch-französische Annäherung 
ist im vollen Gang und heute besonders bei den früheren Geg- 
nern, nämlich der Linken, während auch die Redhıtskreise dafür 
sind. Die Schwierigkeiten: Finanzierung, Schulden und Anleihe- 
frage sind bekannt. Ohne Zweifel aber wird 1933 eine starke 
Belebung des russisch-französischen Wirtschaftsaustausches und 
eine politische weitere Annäherung bringen. 

Das erregt schon in Italien Aufmerksamkeit und Miß- 
trauen. Für Italien ist (Dreiek Rom—Angora—Moskau) 
die russische Karte lange von Bedeutung gewesen. Im Berichts- 
monat aber spürte man in der römischen Presse Besorg- 
nisse namentlich in der Richtung auf Frankreich. Der Wirt- 
schaftsaustausch war in der russischen Ausfuhr nach Italien 1932: 
260 Millionen Lire, 1931: 511 Millionen, 1930: 554 Millionen und 
1928: 223 Millionen. in der Ausfuhr Italiens nach Rußland: 84 in 
1928, 107 in 1930, 290 in 1931 und 271 in 1932. Davon sind 80 % 
Maschinen und Instrumente. Die italienische Regierung garan- 
tiert die Kredite für Rußland bis 75 %, was 1930: 200, 1931: 
350 Millionen Lire betrug. Die Kreditfristen gehen von 9 bis 
36 Monate. Rußland ist auch Italien gegenüber immer pünktlich 
seinen Verpflichtungen nachgekommen. 

In dasselbe Dreieck gehört die Türkei. Zwischen Rußland 
und Türkei besteht ein Kredit- und Lieferungsvertrag, und 
zwar umgekehrt wie in den russischen a ie sonst zum 
Auslande, insofern Rußland der Türkei 8 Millionen Dollar 
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Kredit für den Bezug von Maschinen zur Herstellung einer eige- 
nen türkischen Textilindustrie eröffnet hat. Im Berichtsmonat 
waren türkische Vertreter in Moskau, die über ein staatliches 
sogenanntes Textilkombinat verhandelten. Das ist eine sehr 
interessante Inversion, daß Rußland, bedürftig nach Produktions- 
mitteln und deren Einfuhr, hier als Lieferant für technische 
Hilfeleistung und Industrialisierung auftritt. Man wird anneh- 
men können, daß diese russischen Maschmenlieferun en nicht nur 
von Sowjetfabriken geliefert, sondern auch von Rußland an das 
Ausland weitergegeben werden. Die Ausfuhr Rußlands nach der 
Türkei betrug 1931 nur 125 Millionen Rubel und 1932 nur 
5.4 Millionen. Die Handelsbilanz der Sowjetunion im Verkehr 
mit der Türkei war 1930 und 1931 für Rußland aktiv, und zwar 
betrug der Ausfuhrüberschuß 1930 4,8 Mill. Rubel und 1931 
5,5 Mn. Rubel; das Jahr 1932 hat dagegen für Rußland mit 
einem Passivsaldo von 0,3 Mill. Rubel abgesclossen. 


Die Beziehungen zu England wurden in anderem Zu- 
sammenhange behandelt. Die schwebende Frage der Entschädi- 
gungsverhandlungen zwischen Lena-Goldfields und Sowjetregie- 
rung ist nicht weitergekommen. 

Die Ereignisse in Deutschland vom 50. Januar an 
waren in der Sowjetpresse zunächst zurückhaltend behandelt 
worden, wurden aber dann so ausfällig und aggressiv gegen 
Deutschland behandelt, daß der Reichsinnenminister Iswestija 
und Prawda bis zum 30. April wegen unwahrer und das An- 
sehen der deutschen Regierung schädigender Veröffentlihungen 
durch Verbot von der Verbreitung in Deutschland ausgeschlossen 
hat. Die Sowjetregierung hat immer wieder erklärt, daß sie mit 
dem Komintern nichts zu tun habe, und muß die Selbständigkeit 
Deutschlands und der deutschen Regierung gegenüber den deut- 
schen Kommunisten ebenso unbedingt anerkennen, wie sie das 
ja gegenüber Italien, wo die Kommunistische Partei seit Jahren 
verboten ist, und der Türkei, wo kein Kommunist geduldet 
wird, getan hat. Die Situation ist ganz klar: eine Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Deutschlands weist die deutsche 
Regierung ebenso zurück, wie sie sich in die inneren Angelegen- 
heiten Rußlands nicht einmischt. Nachdem erst Reichsminister 
Göring in einer Unterredung mit dem Amsterdamer Telegraaf 
(21. März) klipp und klar gesagt hatte: „Unser Feldzug zur Ver- 
tilgung des Kommunismus in Deutschland hat mit den deutsch- 
russischen Beziehungen nichts zu tun. Ich bin davon fest über- 
zeugt, daß sie ebenso freundschaftlich bleiben wie in den ab- 
gelaufenen Jahren. Es geht uns nichts an, was in Rußland ge- 
schieht, und es geht Rußland nichts an, was in Deutschland ge- 
schieht“, hat der Reichskanzler in seiner großen Rede am 
23. März das nochmals und bestimmt formuliert: „Gegenüber der 
Sowjetunion ist die Reichsregierung gewillt, freundschaftliche, 
für beide Teile nutzbringende Beziehungen zu pflegen. Gerade 
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die Regierung der nationalen Revolution sieht sich zu einer 
solchen positiven Politik gegenüber Sowjetrufland in der Lage. 
Der Kampf gegen den Kommunismus in Deutschland ist unsere 
innere Angelegenheit, in die wir niemals Einmischungen von 
außen dulden werden. Die staatspolitischen Beziehungen zu 
anderen Mächten, mit denen uns gemeinsame Interessen verbin- 
den, werden dadurch nicht berührt.“ Damit ist die Situation klar- 


gelegt. 

Bie neue deutsche Regierung zeigte auch durch den Abschluß 
eines neuen Kreditabkommens, daf sie an den über- 
lieferten deutsch - russischen Beziehungen festhalten will. 
Diese wirtschaftlichen Fragen haben auch den Berichtsmonat 
sehr stark beschäftigt. Das Rahmenlieferungsabkom- 
men vom 15. Juli 1932, das am 31. Mai 1933 abläuft, ist bis zum 
31. Dezember 1933 verlängert. Weiterhin läuft eine Verein- 
barung aus dem Februar über Bevorschussung russischer Waren 
und Soldlieferungen nach Deutschland 1933 im Gesamtbetrag 
von 140 Millionen Mark. Damit ist auch der Rahmen für neue 
russische Bestellungen gegeben, die gleichfalls vom Reich 
mit einer sechzigprozentigen Ausfallsbürgschaft gesichert wer- 
den, und der deutsch-russische Warenaustaush bei allen 
Schwierigkeiten für 1933 in normale Bahnen geleitet. Man kann 
für dieses Jahr mit etwa 400 Millionen Mark russischer Be- 
stellungen in Deutschland rechnen, für die eben bestimmte neue 
Formen gefunden sind. | 

Das Februarheft der Zeitschrift „Die Ostwirtschaft“ er 
aus der Feder von Professor Kürbs in Königsberg eine wertvolle 
Zusammenstellung über Deutschlend: Außenhandel 
mit den Oststaaten für 1932, aus der das Wichtigste 
hier wiedergegeben sei. Zunächst der Anteil der europäischen 
Staaten am deutschen Außenhandel: 


Einfuhr Ausfuhr 
In % n "jo 
der Gesamiteinfuhr der Gesamtausfuhr 
1932 | 1931 | 1930 | 1913 


Europa insgesamt..... 53.6 | 56,0 | 56,0 | 54,0 | 81,0 | 81,0 | 77,9 | 75,0 
Osteuropa insgesamt.. 95 84 9,0 | 13,6 | 14,4 | 12,0 8,8 97 
darunter: 
Estland. ............. 0,3 0,3 0,3 — 0,2 0,2 0,3 — 
Lettland ....... ..... 0,4 0,6 0,6 — 0,4 0,4 0,6 — 
Litauen .............. 0,6 0,6 0,7 — 0,4 0,5 0,5 — 
Finnland......... ... 0,6 0,7 0,8 0,4 0,8 0,9 1,1 1,0 
Polen ................ 1,3 1,7 2,3 — 1,3 1,5 2,1 — 
Danzig... 0,5 0,3 0,2 _ 0,4 0,5 0,6 — 
Sowjetunion ......... 5,8 4,6 4,2 | 13,2] 10,9 8,0 3,6 8,7°) 
Nordeuropa........... 5,9 6,0 6,9 4,7 87 | 101 99 6,7 
Westeuropa........... 14,6 | 16,9 | 15,8 | 16,7 | 232 269 262 | 275 
Südeuropa ............ 8, ; 8,3 71 | 13,1 | 11,0 | 11,4 | 11,1 
Südosteuropa......... 94 | 10,0 | 10,6 9,4 | 10,6 | 11,0 | 11,6 | 18,0 


*) Früheres Rußland ohne Finnland. 


Dann die deutsche Einfuhr aus Osteuropa 1932 und 
1931 in Millionen Mark: 


Litauen- 


Warengruppen 
bzw. Waren 


1932|1931 | 193211931 | 1932j1931 | 1932]1931 | 1932 | 1931 


2. Rohstoffe u.Halb- 
fabrikate........ 


3. Fertige Waren . 
Gesamteinfuhr | 2711303 | s2|ı32| 26| 43| 27| 35| 21| 34| 13| 18 | 440 | 565 


und die deutsche Ausfuhr nach Osteuropa in den- 


selben Jahren: 


Nach 
Warengruppen Osteuropa 


bzw. Waren 


1932/1931 į 1932/1931 į 1932|1931 | 1932|1931 | 1932| 1931 | 19321931 | 1932 | 1931 


1. Lebende Tiere, 
Lebensmittel und 
Getränke........ 


2. Rohstofteu.Halb- » p 
en FEPPEPEFFERR ai 
3. Fertige Waren... FOrÄArnNEOrDENN 936 


darunter: 


Chem. Erzeugnisse} 7| 16| 12| 15] 6 7| 2; 2| 3) 3| 1) 1| 31| 44 
Walzwerk-Erz.- u. 

Eisenwaren .... 120322731 6| 15] 6 13| 4 71 3 8| 2; 31224 | 319 
Waren a. unedlem 

Metall ......... 6 8} 2 5] 2 4| 1 2| 1 2| 1 1) 131 2 
Maschinen ....... 2702681 5 15] 2 9| 2| 4| 2| 4| 1| 11282| 301 
Elektrotechnische 

Erzeugnisse und 

Maschinen ..... 70 471 4! 10] 5 6 1| 2I 1| 3 1) 21 82| 70 


Gesamtausfuhr | 626|762 | 93/188 | 45| 91| 26| 49| 21| 43| 11| 20| 822 |1153 


Danach ist der Anteil der osteuropäischen Staaten an der deut- 
schen Einfuhr gestiegen. Auch die Ausfuhr Deutschlands nach 
Osteuropa hat sich gehalten, deren Gesamtanteil ist sogar höher 
als je, was allerdings auf Sowjetrufland fällt, während der Anteil 
Polens immer mehr zurückgeht. Aktiv war der deutsche Handel 
1932 mit Rußland. Mit allen anderen Staaten war er es 1931, aber 
im folgenden Jahre ist der Aktivsaldo mit Polen und F innland 
recht zurückgegangen, der mit Litauen und Estland in das Passiv- 
saldo umgeschlagen, während er mit Lettland ausgeglichen ist. 
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d) Der Nationalismus in der Sowjetunion. 


Dem Monatsbericht sei der kurze Hinweis auf ein Buch ein- 
gefügt, das zu zusammenfassender Überlegung Anstoß gibt: 
„Der Nationalismus in der Sowjetunion“ von Hans Kohn 
(Frankfurt a. M., Sozietätsverlag 1932, 150 S.). Der durch seine 
Bücher „Geschichte der nationalen Bewegung im Orient“ (Ber- 
lin 1928) und „Nationalismus und Imperialismus im vorderen 
Orient“ bekannte Verfasser faßt hier eine sehr wichtige und 
hochinteressante, auch von uns immer betrachtete, grundsätzliche 
Frage an, wie Nationalismus und Kommunismus 
sich auf diesem Gebiete zueinander verhalten. 


Er geht davon aus: 


„Dieser Mangel eines wahren nationalen Bewufßtseins, einer kultu- 
rellen Verbundenheit aller Klassen durch gemeinsame kulturelle Tradi- 
tionen und Ideale ermöglichte es der kommunistischen Revolution, in 
Rußland die schmale Schicht, die die alte Kultur getragen hatte, vollständig 
zu entwurzeln und in kurzer Zeit einen neuen Menschentypus als 
den Träger der neuen Ordnung zu bilden.“ „Dieser aber muß sich mit 
der Tatsahe der Nationalitäten im Sowjetstaat (185 Völker, 
die 147 Sprachen sprechen, nach der Volkszählung von 1926) auseinander- 
setzen. Nationalismus und Kommunismus treten als Glaube und Dogma, 
als religiöse und schöpferishe Kräfte einander gegenüber und stoßen 
zusammen.“ 

„Die Nationalitätenpolitik hat die Lösungen der nationalen Autonomie 
und eines sehr entwickelten Minderheitenrechts gefunden, während zugleich 
die Einheit der Arbeiterklasse und die Einheit der Partei die Einheit des 
Ganzen aufrecht erhalten sollen.“ Daher: „Der Unterschied zwischen dem 
kolonisierenden und dem unterworfenen Volk verschwindet. Die Gleich- 
berechtigung aller Nationalitäten und die Europäisierung und Verwest- 
lichung des ganzen eurasischen Bundes beginnen die einzelnen Völker der 
Sowjetunion einander näherzubringen, ihren Lebensstil zu vereinheit- 
lichen, sie zu Trägern einer gemeinsamen neuen Kultur heranzubilden.“ 

„Der Sowjetbund ist in der Theorie ein übernationales Staatswesen. 
Er kennt keine Nation als Träger des Staates, er ist nicht die organisierte 
Willensform einer Nation wie die europäischen Staaten seit der französi- 
schen Revolution. Träger des Sowjetstaates ist die Klasse des Prole- 
tariats, er dient ihrem Willen nach Erhaltung und Steigerung, er wird 
Ausdruck und Schutz ihrer schöpferischen Bestrebungen.“ 

„Kultur sollte entstehen, national in ihrer Form, vor allem in der 
Sprache, aber übernational, sozialistisch oder proletarisch in ihrem Inhalt.“ 

er proletarische Staat, nicht mehr Ausdruck des Herrschaftswillens einer 
Nation, kennt die Staatssprache, die verfassungsmällig festgelegte Bevor- 
rechtung einer Sprache nicht mehr. Im Sowjetbunde wird statt von Staats- 
sprache von Umgangssprachen gesprochen, die alle gleichberechtigt sind. 
Jede Völkerschaft hat das Recht, in Amt und Gericht, in Sowjet und Schule 
ihre eigene Sprache zu gebrauchen.“ „Da die russische Sprache nicht mehr 
bevorrechtet oder aufgezwungen wird, entwickelt sie sich zu einer lingua 
franca des vielsprachigen Bundes.“ Durch Bildungspolitik, 
Schaffung von Alphabeten, Film, Radio usw. sollte sich vollziehen der 
„Wandel der Erhebung der Volkssprachen zu Literatursprachen in der 
Richtung auf die neue proletarische Kultur.“ „Er bedeutet die Trennung 
der in der Sowjetunion lebenden Teile großer Volkskörper, wie der 
Juden und Deutschen, von diesen Volkskörpern, er will innerhalb der 
Sowjetunion ein kommunistisches jüdiscdies Volk, ein kommunistisches 
deutsches Volk schaffen, das keinen kulturellen Zusammenhang mit dem hat, 


413 


Pi 


was in Jahrhunderte altem Werden als deutsche oder jüdische Kultur 
entstanden ist und was bisher die geistige Lebensgrundlage der Juden 
und Deutschen auch in der Sowjetunion gebildet hat.“ 

„Der kommunistische Staat kann volle sprachlihe Autonomie und 
Freiheit gewähren, er kann keine kulturelle Autonomie und Frei- 
heit anerkennen. Der Lehr- und Glaubensinhalt des Marxismus kann 
und muß in jeder Sprache ausgedrückt werden, da er an alle Völker heran- 
getragen werden soll. Er will daher alle Sprachen entwickeln und fördern, 
alle gelten ihm gleich, wie für ihn auch die Menschen in ihrer Anlage 
gleih sind.“ „Da in dem neuen Staat Kultur und Kunst in den Dienst 
des sozialistischen Aufbaues treten müssen, müssen es auch die nationalen 
Kulturen, die zwar national in der Form, proletarisch aber in ihrem Inhalt 
sein sollen.“ „Bei aller Autonomie und ‚Selbständigkeit‘, die den natio- 
nalen Republiken und Gebieten gegeben ist, bleibt stets die Einheit der 
Kommunistischen Partei als einer übernationalen Organisation gewahrt. 
Und es ist die Partei, die in Wirklichkeit in allen Fragen die Entscheidung 
fällt, nicht die Organe der einzelnen nationalen Republiken.” 

„Die Nationalitätenpolitik der Sowjetunion hat die volle Gleichbered- 
tigung aller Völker durchgeführt, sie hat ihnen sprachlihe Entwicklungs- 
freiheit und Selbstverwaltung in einem früher unbekannten Ausmaße ge- 
bracht, sie ist sorgsam bedacht, die nationalen Empfindlichkeiten nicht zu 
verletzen und nicht durch Bedrückung nationale Reaktionen zu entfachen. 
Der Kommunismus kennt und anerkennt die Vielheit und Verschiedenheit 
der Völker und weiß, daß sie auch nach Vollendung des sozialistischen 
Aufbaues auf der ganzen Erde noch lange fortbestehen wird. Er sucht den 
Frieden zwischen den Völkern zu verwirklichen und ihre nationalen 
Bedürfnisse und Bestrebungen so weit zu erfüllen, als es mit der Durc- 
führung seines sozialistischen Programms vereinbar ist. Dieser Rahmen 
ist freillih so eng, daß von einer ‚Freiheit‘ der Nationen 
nicht gesprochen werden kann. Die Sowjetregierung ist in 
der Sowjetunion nicht russisch, sondern proletarisch, sie sucht die Völker 
der Union nicht zu russifizieren, sondern sie ebenso wie das russische 
Volk zu Kommunisten, zu Trägern des sozialistischen Aufbaues zu erziehen. 
In dieser mit allen Machtmitteln unternommenen Erziehung liegt auch 
die Lösungsmöglichkeit des Konflikts von Kommunismus und Nationalis- 
mus. Denn im Grunde gibt es keinen Ausgleich.“ „Außerhalb der Sowjet- 
union hat sich der Sozialismus als übernationale Kraft bis jetzt 
als machtlos erwiesen. Der Nationalismus hat als stärkere und 
lebensnähereKraft den Sieg davongetragen und in den letzten Jahren 
an räumlicher Ausdehnung seines Machtbereichs und an Tiefe der Wirkung 
noch bedeutend gewonnen. Nur in der Sowjetunion beherrscht neben den 
Aufgaben des sozialistischen Aufbaues und der Bildung des neuen Menschen 
die nationale Frage das staatliche und öffentlihe Leben nicht in jener 
Weise, wie es in den anderen Ländern der Fall ist.“ 

Wir haben absichtlich viel zitiert, um den Gedankengang des 
Verfassers ganz selbständig herauskommen zu lassen. Er hebt 
richtig die Antithese von Kommunismus und Nationalismus her- 
vor, und das Bestreben, durch das Nationalitätenrecht hindurch 
zum übernationalen kommunistischen Menschentyp und Staat zu 
kommen. Darüber kommt aber ein anderes wichtiges Gebiet zu 
kurz, nämlich die Frage, wie nun diesem Bestreben der Raum 
und die Überlieferung entgegenwirkt, anders ausgedrückt, in- 
wieweit und wie der auf das Gebiet der Sowjetunion bezogene, 
immer konkreter und praktisch tätiger werdende Kommunis- 
mus russisch wird (oder auch turkotatarisch usw.), ein Prozeß, 
der durch die Abkapselung der Sowjetunion von der Welt 
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ringsum in seiner tatsächlichen Bezogenheit auf das Russische 
nur verstärkt wird. 
2. Litauen. 


(Anmerkung: Polen ist in einem Sonderartikel des Heftes 

handelt.) 

Die litauische Außenpolitik wurde von Außenminister 
Zaunius in Wilna interessant behandelt. Die Frage entsteht ja, 
ob nicht der a ie zwischen Rußland und Polen für 
letzteres auch die Möglichkeit gebe, die sogenannte baltische 
Front herzustellen. Auch in Litauen selbst hat man mancherlei 
Ansätze dazu finden wollen. Sowohl der Außenminister wie der 
Ministerpräsident Tubjalis stellten aber die Wilnafrage so ent- 
schieden in den Vordergrund und die Unmöglichkeit, daß Wilna 
jemals nachgebe, daß damit der baltische Staatenbund für 
C laica nicht in Frage kommt. Zaunius ane Litauen sei dafür 
niemals zu haben, wenn Polen darin die Hegemonie habe. Das 
aber ist ohne Frage Polens Tendenz. 


3. Lettland. 


Nach einer Regierungskrise von 11⁄2 Monaten kam am 

23. März ein Kabinett zustande unter Führung von Blodnieks 

(Jungwirte), in dem die Deutschen nicht vertreten sind und in 

as der chauvinistisch-minderheitenfeindliche Bildungsminister 
Kehninsch übernommen wurde. 


4. Estland. 


Bekanntlich kommt die Verfassungsreform, vom Par- 
lament angenommen, im Juli zur Volksabstimmung. Ihr Inhalt 
sei im ganzen wiedergegeben: 

Der nach wie vor aus 100 Abgeordneten bestehende Landtag 
wird auf vier (bisher drei) Jahre nach allgemeinem, direktem, 
gleichem und geheimem Wahlrecht und dem Proportionalwahl- 
recht, doch so, daß der Wähler Personen wählen kann. Die 
höchste Regierungsgewalt als Vertreter des Volkes übt der 
Santspraerdent mit der Staatsregierung aus. Bisher bekleidete 
der jeweilige Ministerpräsident eleidzeiliz das Amt des „Staats- 
ältesten“. Der Präsident wird direkt vom Volke auf fünf ie 
gewählt. Gewählt werden kann jeder mindestens vierzig Jahre 
alte stimmberectigte Bürger, dessen Kandidatur von mindestens 
5000 stimmberectigten Bürgern aufgestellt wird. Der Staats- 
präsident ist befugt, auch vor Ablauf der vier Jahre Neuwahlen 
auszuschreiben, die im Laufe von drei Monaten zu erfolgen 
haben. Er kann ferner die Publizierung eines vom Landtag an- 

enommenen Gesetzesprojekts ablehnen und das Projekt an den 
Landiar zu erneuter Prüfung zurückweisen. Ferner hat der 
Staatspräsident das Recht, in unaufschiebbaren Fällen staatlicher 
Not Dekrete zu erlassen, die indessen der Bestätigung des Land- 
tages unterliegen. Die Regierung muß das Vertrauen des Land- 
tages genießen. 
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An der gleichen Stelle der „Ostwirtschaft“ findet sich (von 
H. v. Schulmann) eine Arbeit über Estlands Außenhandel 
1932, deren Tabelle mitgeteilt sei: 
In Millionen Kronen. 
1932 19531 1930 1929 
Einfuhr . . . . . 3609 61,2 98,4 123,0 
Ausfuhr . . . . . 426 71,1 96,4 117,5 


Umsatz . .. . . 795 1323 1948 240,5 


Handelsbilanz . . . +57 +99 —20 —55 
Das ist ein erheblicher Rückgang des Umsatzes, fast gleichmäßig 
für Einfuhr und Ausfuhr. Der Anteil Deutschlands an der Ein- 
fuhr Estlands ist von 30 v. H. 1931 auf 32 v. H. im Berichtsjahr 
pereen während der Anteil Deutschlands am Export Est- 
ands von 24,3 v. H. auf 28,5 v. H. stieg. Das Jahr 1932 schließt mit 
einem Ausfuhrüberschuß ab als Folge einer Drosselung der Ein- 
fuhr, die 1933 weitergeht. 
5. Finnland. 

Auch für Finnland gibt die „Ostwirtschaft“ (aus der Feder 

von O. von Zwehl) gleichfalls eine Übersicht über den Außen- 


handel: 
Einfuhr Ausfuhr Handelsbilanz 
In Millionen Finnmark. 
1926 . . . . . 5608 5637 — 3i 
1928 . . . . . 8012 6245 — 1767 
1930 re ee DAL 5398 + 151 
1931 nn. 3404 4456 + 992 
1932 Br de 3437 4630 + 1193 


ra wi stammt der Ausfuhrüberschuß aus der Drosselung der 
infuhr. 

Der Anteil der einzelnen Länder am finnischen Außenhandel 
war u. a. für: 


Finnlands Einfuhr Finnlands Ausfuhr 
1932 1931 1932 1931 
emk. | % | fuk | % I Pae | % | Mie | % 

Deutschland .......... 1001 | 29,1| 1209 | 34, 8,3] 374 8,4 
Großbritannien u. Irland 639 | 18,6] 434 | 12,6|| 2165 | 46,8] 1991 44,7 
Schweden ........2..... 289 84| 287 8,311 120 2,61 132 2,9 
Dänemark ............. 114 3,31 127 3,71 122 2,71 146 33 
Estland .............. ra 37 1,1 29 0.8 47 1,0 19 0,4 
Lettland ............... 6 0,2 9 0,3 8 0,2 13 0,3 
Polen..........cccc0c 97 2,8} 110 3,2 8 0,2 2 0,1 
Rußland ............... 178 5,2 96 2,8 69 1,5 99 2,2 
Holland................ 149 4,3] 174 5.01 164 3,51 226 5,1 
Belgien ..,....u+...2.. 2,8] 121 3511 247 5,31 265 5,9 
Frankreich............. 74 2,2 92 ‚sl 300 6,51 321 12 
Ee S. NEUERER E, 268 781 372 | 10,81] 444 9,61 413 9,3 


Im ganzen | 3437 | 100,0] 3464 | 100,0]] 4630 | 100,0] 4465 | 100,0 


z 
= 
© 
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Fast verdoppelt hat sich die finnische Einfuhr aus Rußland. Der 
ie er finnischen Einfuhr aus Deutschland findet sich in 
fast gleicher Zahl als englischer Anteil an der Einfuhr nach Finn- 
land wieder. Die Einfuhr Finnlands aus England nahm fast um 
50 % zu, was seinen Grund in der englischen Valutaentwick- 
lung hat. 

Politisch ist zu berichten, daß die Lappobewegung ihre 
Organisation militärisch stärker ausbaut und mit einer neuen 
Volksbewegung eines Kapitän Kalstas, die nationalsozialistische 
Züge trägt, zusammenarbeitet. Ferner verschärft die Lappo- 
bewegung jetzt ihre Agitation wieder gegen die Arbeiterorgani- 
sationen, den Kommunismus und auch die Sozialdemokratie, 
deren Auflösung sie offenbar anstrebt. 


Abgesclossen am 30. März 1933. 


I. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


Schule und Jugend. 
Kulturplan 1933. 


Es ist an dieser Stelle im Oktoberheft 1932 versucht worden, 
auf Grund des bis dahin vorliegenden umfangreichen Materials 
über die Vorarbeiten für den zweiten Fünfjahrplan ein Bild der 
kulturellen Perspektiven der Sowjetunion in den Jahren 1933 
bis 1937 zu entwerfen. Inzwischen hat man es jedoch in Moskau 
vorgezogen, zunächst nur den Plan für 1933, also für das erste 
jahr des zweiten Fünfjahrplans, auszuarbeiten und die Pläne 

ür die späteren Jahre zurückzustellen. Obgleich auch heute noch 

die Voranschläge für das laufende ir 1933 noch nicht ganz 
vollständig vorliegen, scheint es angebracht, jetzt schon aus den 
Veröffentlichungen der letzten Wochen, die im wesentlichen auf 
die Beschlüsse der Januartagungen zurückgehen, einige der 
wichtigsten Zahlen zusammenzustellen. (Ein größerer Aufsatz 
von Panfilow befindet sich in der Zeitschrift „Za kommuni- 
stitscheskoje prosweschtschenije“ vom 2. Februar 1933.) 

Für die Ergebnisse des ersten Fünfjahrplans werden 
folgende Zahlen genannt: 


1928 1932 
Elementarschüler (erstes Konzentrum) 10 000 000 19 000 000 
Mittelschüler (zweites Konzentrum) . 1600000 4 350 000 
Studenten in Technika und Rabfaki . 264 000 1 437 000 
Studenten in Wusy (Hochschulen) . . 166 000 500 000 


während für das Jahr 1933 folgende Pläne aufgestellt sind: 
Vonden Vorschulen sollen 1933 7 850 000 statt der 5 230 000 


im Jahre 1932 erfaßt werden. — Im Schulwesen hat man sich 
die Einteilung nach „Konzentren“ angewöhnt. Unter dem 
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„Ersten Konzentrum“, das früher „Elementarschule“ hieß, ver- 
steht man die ersten vier Schuljahre. Die Zahl der 1933 vom 
ersten Konzentrum zu erfassenden Schüler dürfte gegenüber den 
19000 000 des Jahres 1932 kaum noch steigen, da in dieser unter- 
sten Schulstufe die Kinder dieser Altersklassen nahezu voll- 
ständig eingeschult sind. Die Zahl der Schüler des zweiten Kon- 
zentrums (5. bis 7. Klasse) soll von 4166000 im Jahre 1932 bis 
zum 1. September 1933 auf 5 765 000, die des dritten Konzentrums 
(noch im Aufbau begriffen, zunächst 8. und 9., späterhin auch 
10. Klasse in Aussicht genommen) von 60000 auf 170000 steigen. 
Ferner sollen 1933 in den höheren Lehranstalten fol- 
gende Schülerzahlen erreicht werden: 


Rabfaki 661 000, davon 441 000 in allbundlichen R. 
neu aufzunehmen 245000, davon 123000 in allbundlichen R. 
Technika 1 341 000, davon 815 000 in allbundlichen T. 
neu aufzunehmen 310000, davon 130000 in allbundlichen T. 
Wusy 680 000, davon 467 000 in allbundlichen W. 


neu aufzunehmen 132000, davon 71000 in allbundlichen W. 


Bei diesen Ziffern sind lediglich die vom Staatsbudget 
ressortierenden Institutionen, diese jedoch sowohl für den 
ganzen Bund als für die einzelnen Republiken, einbezogen 
worden. Berüksichtigt man auch die lokalen Budgets, so steigen 
die Zahlen weiterhin um ungefähr 50 %, genauere Angaben sind 
hierfür nicht bekanntgegeben worden. 

Indem man das Analphabetentum bei weiteren 
6700000 Erwachsenen zu liquidieren vorhat, hofft man, bis 
31. Dezember 1933 das gesamte Analphabetentum beseitigt zu 
haben. Es bleibt jedoch noch immer eine grofe Zahl sogenannter 
„malogramotnyje“, d. h. Erwachsener, bei denen das hundert- 
prozentige Analphabetentum zwar beseitigt ist, deren Kennt- 
nisse aber so minimal sind, daß weiterer Unterricht notwendi 
bleibt. 1932 gingen 7 560000 durch Kurse für „malogramotnyje‘, 
1933 sollen es 8 110 000 sein. 

Sehr erheblih sind die in Aussicht genommenen Aus- 
gaben für das Erziehungswesen (in Rubel) 

Zunahme gegen 


1932 1933 1932 
en . 3467 000 000 4 656 000 000 343% 
avon: 
Gesamtunion . 829000 000 1 174 000 000 41,5% 
Republiken . 825 000 000 1 130 000 000 37 2 
Lokales Budget 1 947 000 000 2 541 000 000 30,5 % 


Zu diesen Mitteln treten noch die Beiträge anderer Organisatio- 
nen, wie der Wirtschaftsorgane, der Gewerkschaften, der Koope- 
rative, der Kolchosy usw. Während z. B. im Budget für das 
Vorschulwesen nur 53000000 Rubel eingesetzt sind, wird auf 
diesem Gebiet tatsächlih mit einer Ausgabe von gegen 
1 000 000 000 Rubel gerechnet. 
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Von weiteren Plänen, die nicht zahlenmäßig bestimmt sind, 
erscheint wichtig der in Aussicht genommene Aufbau des 
dritten Konzentrums der Schule. Man hat sich das Ziel 
gesetzt, bis 1937 für die Großstädte und Industriesiedlungen die 
zehnklassige Schule durchzuführen. Ferner ist die als Reaktion 
auf die Atomisierung des Hochschulwesens in den letzten Jahren 
geplante Zusammenlegung von Zwerginstituten oder von Insti- 
tuten desselben Gebietes zu nennen. 

Bezeichnenderweise stellt der Volksbildungskommissar 
Bubnow zusammenfassend in seiner Rede vor dem ZIK UdSSR 
vom 28. Januar 1933 zweierlei in den Mittelpunkt. Einmal sagt 
er: „Die Kulturarbeit des Jahres 1933 muß noch mehr als in den 
früheren Jahren in den Dienst der Erfüllung des Volkswirt- 
schaftsplans gestellt werden.“ Und zum zweiten — diese Worte 
sind das Leitmotiv aller Erörterungen auf dem Gebiete des Er- 
ziehungswesens —: „Vor dem kulturellen Aufbau steht eine 

anze Reihe von Aufgaben; in erster Linie de Erhöhungder 

ualität der kulturellen Arbeit auf der ganzen Linie.“ Das 
führt zu der Frage, die in der Sowjetunion gegenwärtig über- 
haupt an zentraler Stelle steht: Wie lassen sich Qualität und 
Leistung steigern? 


Leistungskontrolle. 


Der grundlegende Erlafß des ZIK der UdSSR vom 19. Sep- 
tember 1932 (Abs. III, 2), auf den sich der gesamte Ausbau der 
Schule in der letzten Zeit zurückführen läßt, nimmt zu dem 
Problem der Erhöhung von Qualität und Leistung folgender- 
maßen Stellung: 


„Um eine tatsächliche Kontrolle über die Qualität der 
Arbeit jedes Studenten sicherzustellen, sind im einzelnen fol- 
gende Maßnahmen durchzuführen: a) Kollektivzeugnisse für 
Studenten sind zu vermeiden; b) die Verantwortung für die Be- 
wertung der Kenntnisse der Studenten ist auf die Lehrerschaft 
zu legen und ein entschlossener Kampf gegen fiktive Zeugnisse 
zu führen: c) je nach Fach und Unterrichtsmethode ist die Form 
der Leistungsbewertung zu differenzieren; d) Zeugnissitzungen 
haben in der Regel zweimal jährlich je zu Ende des nr für 
die Fächer stattzufinden, bei denen Zeugnisse verlangt werden; 
die Liste dieser Fächer ist im Lehrplan bekanntzugeben; e) im 
leizten Kursus ist für jeden Studenten eine Diplomarbeit fest- 
zusetzen, für deren Ausarbeitung im Lehrplan Zeit zur Verfügung 
zu stellen ist; f) besondere Testate mit einer Charakterisierung 

er Leistung und ein System von Prämien und Anspornungen 
sind einzuführen. 

Seit diesem Erlaß ist das Problem der Leistungskontrolle 
immer mehr in den Vordergrund der Diskussion gerückt. Fast 
gleichzeitig mit ihm forderie ein Erlaß des Volksbildungskom- 
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missariats der RSFSR (16. 9. 1932) die Ausarbeitung genauer Be- 
stimmungen über Prüfungen, Zeugnisse und Leistungskontrolle 
überhaupt. Dazu ist es zunächst noch nicht gekommen, wohl aber 
liegt eine Reihe von Aufsätzen kompetenter Fachleute mit Vor- 
schlägen vor (z.B. ZKP vom8. 2., 28.2. und 16.3. 1933 und Naro- 
dnyj Utschitelj, Januar 1933, S. 38 und S. 40). Es wird überein- 
stimmend festgestellt, daß Jahre hindurch die zentrale Bedeutung 
der Leistungskontrolle in Schule und Hochschule verkannt wurde 
und infolgedessen „Gleichgültigkeit, Verantwortungslosigkeit 
und Entpersönlichung“ eingerissen seien. Als besondere Fehler 
werden bezeichnet: 1. Kompliziertheit der Kontrolle; 2. fiktive 
Zeugnisse ohne wirklichen Wert; 3. einseitige Beurteilung der 
Quantität statt der Qualität der Leistung; 4. Überwiegen kollek- 
tiver statt individueller Kontrolle; 5. Oberragur > er Verant- 
wortung für die Kontrolle vom Lehrer auf Schülerorgane. Die 
Leistungskontrolle, deren bisherige Vernachlässigung geradezu 
als die schwächste Stelle im ganzen Erziehungswesen bezeichnet 
wird, müsse vor allem individuell, differenziert und gründ- 
lich sein. 

Es wird sehr vermift, daR ein fester Maßstab für die Be- 
wertung der Leistung von Schüler und Student noch nicht besteht, 
und daher als absurd bezeichnet, wenn Schulen oder Schulbezirke 
behaupten, sie hätten den Leistungsplan zu 86 % oder zu 97 % 
erfüllt. So lange ein wirklich objektiver Maßstab nicht bestehe, 
sei dies nichts als ein „Spiel mit Zahlen“. Die Versuche, einen 
zuverlässigen Maßstab zu schaffen, erinnern an die Bemühungen. 
Normen für die Bewertung der Leistung von Arbeitern und An- 

estellten in Wirtschaftsunternehmungen zu finden, über die im 
Tanuarheft 1933 am Beispiel der Lohnpolitik ausführlich berichtet 
wurde. Nur ist die Festsetzung solcher Normen bei geistiger 
Arbeit noch um sehr vieles schwieriger als bei der Arbeit in 
Fabrik und Büro. So bringen die Vorschläge zur Schaffung eines 
objektiven und einheitlichen Mafsystems gegenüber dem, was 
wir ın Deutschland haben, kaum Neuerungen. Es sind im 
wesentlichen folgende sieben Punkte: 1. Der Test, wie man ihn 
in Amerika schon lange kennt, 2. die Beobachtung der laufenden 
Arbeiten des Schülers, 3. die Prüfung seiner schriftlichen Arbeiten, 
4. das mündliche Abhören, das jedoch als gefährlich, da besonders 
subjektiv, bezeichnet wird, 5. die Stellung von Kontrollaufgaben 
von Zeit zu Zeit, 6. die zweimal jährlich stattfindenden Kontroll- 
sitzungen, 7. die Diplomarbeit zum Abschluß. 


Es wird immer wieder darauf hingewiesen, daß bei der Er- 
teilung von Zeugnissen auch die praktische Arbeit des 
Schülers, seine Leistungen außerhalb der Schule, etwa in gemein- 
nützigen Organisationen, seine Disziplin, seine Initiativ-Freudig- 
keit usw. zu berücksichtigen seien. Auf Grund eines Erlasses des 
Volksbildungskommissariats der RSFSR vom 10. 11. 1932 für die 
pädagogischen Wusy, der auch von anderen höheren Lehr- 
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anstalten übernommen wurde, sollen nur vier Zeugnisse, sehr 
gut, gut, genügend, ungenügend, verwandt werden. Außerdem 
wird gefordert, daß im Zeugnis genau vermerkt wird, auf 
welchem Gebiete die Leistungen des Schülers besonders schwach 
sind. Eine Reihe von Vorschlägen stellt mit der in Rußland 
üblichen Maflosigkeit solche Anforderungen an die Pädagogen, 
daf ihre Erfüllung bei dem Lehrermangel und der ungeheuren 
Belastung der Lehrerschaft von vornherein als ausgeschlossen 
erscheint. Doch ist das ein Beweis dafür, wie ernst man das 
Problem der Qualitätsverbesserung gegenwärtig in Rußland 
nimmt. 

Seine Krönung erhält das ganze System der Leistungs- 
kontrolle im Schulwesen durch die an dieser Stelle bereits er- 
wähnte Abstufung der Stipendien — praktish ist jeder 
Student Stipendiat des Staates — nach Leistung und Zeugnis. 


Freizeit und Ferien. 


Um die Leistungsfähigkeit eines Menschen auf die Höhe zu 
bringen, genügt es nicht, ihn durch die Kontrolle seiner Leistung 
anzuspornen, es ist auch dafür zu sorgen, daß er sich durch Über- 
arbeitung nicht allzu rasch abnutzt. Je mehr die Arbeit und ihre 
Kontrolle rationalisiert und intensiviert wird, um so systemati- 
sher müssen auh Entspannung und Erholung be- 
obachtet werden. 

Während bisher in der Unübersichtlichkeit einer raschen und 
z. T. überstürzten, sich quantitativ gewaltig ausdehnenden Ent- 
wicklung des Bildungswesens die Festsetzung von Freizeit und 
Ferien großenteils sich selbst überlassen wurde, haben zwei Er- 
lasse des ZIK und des Rates der Volkskommissare der UdSSR 
vom 17. 11. und 31. 12. 1932 hierfür einen festen Rahmen ge- 
schaffen. In Zukunft soll das Schuljahr für alle Schul- und 
Hochschularten — in besonderen Fällen sind Ausnahmen zu- 
lässig — am 1. September beginnen und beim ersten Konzentrum 
in den Städten am 20. Mai, auf dem Lande am 1. Juni, beim 
zweiten Konzentrum in den Städten am 1. Juli, auf dem Lande 
am 10. Juni, bei den Hochschulen aller Art am 1. Juli abschließen. 
Die Woche besteht in den Städten aus fünf Arbeitstagen und 
einem freien Tag, der jeweils auf den 6., 12., 18. usw. jedes Monats 
fallen soll, auf dem de — das ist ein Zugeständnis an die 
Traditionsgebundenheit des Bauern — wie bisher aus sechs 
Arbeits- und einem freien Tag. Die Winterferien dauern 
vom Í. bis 15. Januar, die Frühlingsferien in den Städten vom 
20. bis 31. März, auf dem Lande je nach der Witterung zwei 
Wochen in der Zeit zwischen dem 20. März und 20. April. Der 
Unterricht soll nicht vor 8.30 Uhr beginnen und im ersten 
Konzentrum spätestens um 19 Uhr, im zweiten Konzentrum um 
21 Uhr und in den Hochschulen um 22 Uhr enden. Es wird ver- 
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boten, daß Schulen in mehr als zwei Schichten arbeiten, während 
bisher manchmal der Raummangel zur Einschaltung einer dritten, 


also Nachtschicht, geführt hatte. 


Die bloße Festsetzung eines solchen Rahmens genügt noch 
nicht. Es muß auch dafür gesorgt werden, daß die für den 
Schüler Ben freie Zeit im Sinne seiner Erholung verbracht 
wird. Daher lenkte ein Erlaf des Rates der Volkskommissare 
der RSFSR vom 26. 12. 1932 die Aufmerksamkeit auf die Erric- 
tung von Sportplätzen, Klubs, Theatern, Kinos und auf die Her- 
ausgabe neuer Jugendbücher. Auch der Komsomol griff diese Ge- 
danken auf und erließ am 11. 3. 1933 einen Aufruf „Kein Schüler 
ohne organisierte kulturelle Erholung“. 


Es scheint tatsächlich dringend notwendig, sich mit dem Problem 
der freien Zeit energischer als bisher zu beschäftigen, denn dievon 
den genannten Erlassen hervorgerufene Diskussion in der Presse 
u ein recht düsteres Bild von den bisherigen Verhältnissen. 

or allem die, zum mindesten in den städtischen Schulen übliche, 
zweischichtige Arbeit hat bedenkliche Erscheinungen im Gefolge. 


Durch Befragen einer größeren Anzahl von Schülern ist fest- 
ee worden, daß die in der Nachmittagsschicht die Schulen 

esuchenden Kinder den Vormittag in einer Weise verbringen, 
die sie ermüdet und nicht mehr voll aufnahmefähig in die Schule 
gelangen läft. Meist sind sie für Haushaltsbesorgungen unter- 
wegs, d. h. sie stehen in Schlangen vor oder in überfüllten Ge- 
schäften. Aber auch wenn sie sich vergnügen, sind ihre Wege 
nicht im Einklang mit den Ansichten ihrer Pädagogen. Im Kino 
sind sie in erster Linie in Filmen von Harald Lloyd oder Pat und 
Patachon zu finden, zum Lesen ziehen sie Abenteuerromane vor, 
die sie mit ungeheurer Geschwindigkeit verschlingen. Als Rekord 
wird in einer pädagogischen Zeitung (ZKP vom 30. 12. 1932) mit- 
geteilt, ein Schüler habe ein Buch „Von Paris nach Brasilien“ 
mit seinen 517 Seiten in 2 Stunden 30 Minuten durchgejagt. 


Die bestehenden Freizeit-Institutionen werden überein- 
stimmend als völlig ungenügend bezeichnet. Das Ergebnis einer 
Untersuchung der Verhältnisse im Park der Kultur und Erholung 
in Moskau wird in der Zeitung ZKP 6. 2. 1933) mit dem Wort 
„Allgemeine Langeweile“ charakterisiert. Spiele mit Fragen wie 
z. B. „Wie verhielten sich die Kirchendiener gegenüber der Revo- 
lution?“ oder „Warum ist die Religion ein Gift?“ usw., vermögen 
die Kinder nicht zu fesseln. Auch das Spiel „Befreiung eines 
ausländischen Arbeiters von der kapitalistischen Ausbeutung“ 
findet nicht die Begeisterung der Kinder. — „Wo bleibt die Er- 
holung?“ eg die Zeitung. „Ist es wirklich notwendig, daß die 
Langeweile des grauen Alltags als Stempel auf allen diesen kul- 
turellen Einrichtungen lastet? Lassen sich Spiele nicht mit mehr 
nügen und Lachen, mit mehr wirklicher Erholung ver- 

inden? 
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Dieselben Fragen, wie bei der Gestaltung der täglichen Frei- 
zeit, werden auch, vor allem in den gegenwärtigen Wochen, für 
die Durchführung der Frühjahrsferien aufgeworfen. Es wird 
festgestellt, daß die Ferien, die selbstverständlih auch für 
Nacharbeiten in schwachen Fächern und zur Hilfe bei der Früh- 
jahrsbestellung verwandt werden sollen, doch vor allem der Er- 
boling dienen müssen. Und da die Erfahrungen der letzten 
Winterferien gezeigt haben, daß die Kinder, wenn sie sich selbst 
überlassen bleiben, nicht in der Lage sind, die Ferien zu einer 
wirklichen Erholung zu verwenden, wird es als die Aufgabe der 
Pädagogen angesehen, ihrerseits für die sinngemäße Verwendung 
der Ferien durch die Schüler zu sorgen, ohne dabei in den Fehler 
zu verfallen, unter der Organisierung der Ferien lediglich ihre 
Politisierung zu verstehen. 


Mehr Lebensfreude! 


Die Kurve besinnungsloser Begeisterung, die zweifellos in 
den ersten Jahren des ersten Fünfjahrplans, weite Kreise der Be- 
völkerung erfassend, in die Höhe stieg, hat sich im vierten und 
letzten Jahr der Pjatiletka durch Ermüdungserscheinun- 
gen wieder nach unten gesenkt. Trotz riesiger Leistungen auf 
industriellem Gebiet, trotz der von der Partei selbst nicht er- 
warteten Kollektivisierung von % aller Bauernhöfe hat sich die 
Lebenshaltung des einzelnen Menschen auf einigen Gebieten nur 
unwesentlich erhöht und im Verlaufe dieses Winters auf ver- 
schiedenen Gebieten sogar bedenklich verschlechtert. So ist es 
ganz selbstverständlich, daß der „Fünfjahrplan-Schwung“ nach- 
gelassen hat. Dies fällt vor allem auf, wenn man während des 
ersten Fünfjahrplans jährlich um dieselbe Zeit Rußland besucht 
hat. Während zunächst größte, fast asketische Strenge der 
Arbeit und sich selbst gegenüber gefordert wurde und den 
Menschen ihren Stempel aufdrückte, während ursprünglich fast 
jeder mit Leib und Seele so vollkommen in den Produktions- 
proze und seine eigene Aufgabe in ihm eingespannt war, daß 
ihm für nichts anderes mehr Besinnung, geschweige denn Zeit 
übrig blieb, ist gegenwärtig, da der Fünfjahrplan nicht mehr mit 
der Absolutheit wie früher die Menschen in seinem Bann hält, 
eine Lockerung der Gemütsverfassung unverkennbar. Da 
die maßgebenden Instanzen in der Sowjetunion das Prinzip ver- 
folgen, sich beim Auftauchen elementarer Strömungen an ihre 
Spitze zu stellen, haben sie sich auch in diesem Falle die neue 
Parole „Mehr Lebensfreude“ zu eigen gemacht. Gleichgültig, 
wohin man blickt, überall springt einem das Wort „boljsche 
shisneradosti“ entgegen. Das Theater ändert seinen Spielplan, 
vom Film wird gefordert, daß er nicht nur schwere Programm- 
a 0: die Biatiletka produziert, von der Schule war schon 

ie Rede. 
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Es scheint mir interessant, in diesem Zusammenhang noch 
einige ganz unmittelbare Selbstzeugnisse der Jugend über 
ihre Einstellung hierzu aufzuführen. Die eigentliche Legalisie- 
rung der Lebensfreude erfolgte in der groen Rede K ossa- 
rews, des Generalsekretärs des Kommunistischen Jugendver- 
bandes, auf der VII. Allbundlichen Konferenz des Komsomol im 

uli 1932. Ich habe im Septemberheft 1932 (S. 740) diejenigen 

ätze der Rede, die hierauf Bezug nehmen, übersetzt und füge 
hier noch einen weiteren Satz des jungen Führers an: „Wir sind 
nicht graue und langweilige Leute, wir sind nicht alle über einen 
Kamm geschoren! Jeder von uns hat seine Eigenheiten und wir 
stecken nicht in gleichen Uniformen.“ Die Rede Kossarews hat 
in der gesamten Tugend einen sehr lebhaften Widerhall gefunden 
und schon wenige Wochen nach ihr wandte man sich mit Spott 
gegen diejenigen, die erst auf diese Rede gewartet hatten, ehe 
sie sich das Recht auf Lebensfreude zugestanden. Der „Kroko- 
dil“, das populärste Witzblatt der Sowjetunion, brachte eine 
Zeichnung, auf der ein junger Kommunist ins Zimmer stürzt, 
einem Mädchen zuruft: Koea hat gesagt, wir Komsomolzen 
sind nicht gegen die Liebe! Laß uns heiraten!“ und von ihr die 
trockene Antwort erhält: „Ich habe schon vor der Rede Kossarews 
einen anderen geheiratet.“ 

Eine der am häufigsten gelesenen Jugendzeitschriften der 
Union ist die „Smena“ (d. h. Ablösung oder Nachwuchs). Die 
„Smena“ hat seit einigen Monaten einen „Briefkasten“ auf den 
letzten Seiten des Heftes eingerichtet, den sie „Konsultation in 
Lebensfragen“ nennt und in dem Briefe, welche bei der Redak- 
tion eingehen, abgedruckt und zur öffentlichen Diskussion ge- 
stellt werden, wobei auch ein Teil der eingehenden Antworten 
veröffentlicht wird. Das größte Interesse erwecte bisher ein 
Brief, der mit Namen und Adresse des Verfassers in einem der 
letzten Hefte unter der Überschrift „Junge Greise“ in vollem 

mfang abgedruckt wurde, da die Redaktion der Ansicht war, 
daß der Brief eine besondere Aktualität für weiteste Kreise der 
paren besitze. Aus diesem Grunde gebe auch ich ihn ohne 
ürzung wieder. 

„Das ist meine Lebensgeschichte: Beendigung der Schule, 
öffentliche Arbeit, Eintritt in den Betrieb, Komsomol, viel Arbeit 
im Komsomol, Studieren von Marx und Lenin, Politechnikum 
und keine einzige freie Minute. Durch das Lesen wissenschaft- 
licher, philosophisch-publizistischer Bücher — vorzeitiger greisen- 
hafter Ernst, Strenge und Forderungen an mich selbst, sowie die 
ewige Frage: Ist das gut? Schickt sich das für einen Komsomolez? 
Ist das nicht spiefbürgerlich? | 

Hieraus folgend — willensmäfige Unterdrückung jugend- 
licher Regungen. Ich trank nicht, ich rauchte nicht und war, was 
man zu sagen pflegt, hübsch. Obgleich aber im Besitz aller dieser 
wertvollen Eigenschaften, die die Mädchen so schätzen, ging i 
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jeder intimen Freundschaft mit ihnen strikt aus dem Wege. 
Charakteristisch ist eine Episode: Einst nachts kam ich von einer 
Versammlung der Komsomolzen und ging in unsere Arbeiter- 
sr Meine Weggenossin war eine Komsomolka. Unter- 
wegs, für mich ganz unerwartet, machte sie mir Liebeserklä- 
rungen. Ich war wie in Schweiß gebadet. Ich dachte: ‚Ist das 
auch anständig für einen Komsomolez? WirddasdieArbeit 
nicht beeinflussen? und antwortete: ‚Laß das, Ljussik. 
Das ist eine flüchtige Stimmung, die, wenn nicht heute, so morgen 
vergehen wird!‘ Drückte ihr die Hand und ging fort. 


Durch das ständige Unterdrücken der Gefühle erlangte ich 
einen hohen Grad von Verstand. Nichts sagte und tat ich unnütz, 
— alles mit Überlegung. Aus Anlaf eines ganz unbedeutenden 
Geschehens kann ich mit Schwung eine ganze politische Abhand- 
lung über den Klassenkampf herunterleiern! Wohin verschwand 
mein jugendliches Temperament? Ich wurde ein rauher, trockner 
und langweiliger Mensch, wie der Sekretär des Parteikreis- 
komitees im Drama ‚Brot‘. Wenn es der Zufall will, daß ich 
mit einem Mädchen allein bleibe, weiß ich nicht, worüber ich mit 
ihr sprechen soll, außer über die Arbeit, die politische und tech- 
nische Ausbildung usw. Ich bin 20 Jahre alt. Die schönsten 
Jasone inire vergingen mit angestrengter öffentlicher Arbeit, 

atte keinen intimen Verkehr mit einem Mädchen, weiß nichts 
von weiblichen Liebkosungen. 


Meine Mutter wurde herzkrank. ‚Mischa, warum nutzt du 
deine Schönheit, deine Jugend nicht aus, warum vergeudest du 
sie? Du bist zur Komsomol-Arbeit gekommen und liest Bücher, 
austrocknen wirst du noch über diesen Büchern. Weder gehst 
du in den Garten spazieren, noch auf den Teich Schlittschuh 
laufen, nirgends gehst du hin — immer nur sitzt du hinter den 
Büchern. Schau mal in den Spiegel, auf der Stirn sind bereits 
Fältchen, bist schon alt geworden. Keiner von den Jungen, die 
ich kenne, arbeitet so und doch wird deswegen niemand aus dem 
Komsomol ausgeschlossen. Als du klein warst, warst du lustig, 
konntest hell lachen. Aber jetzt? Ich kann mich nicht mehr ent- 
sinnen, wann du zum letzten Mal gelacht hast — ewig bist du 
ernst!‘ Diese Worte sind nur ein Tausendstel der Predigt, die 
den ‚verirrten Sohn‘ auf den ‚rechten Weg‘ führen soll. Und 
doch enthalten sie viel Wahres! Dieser professorenhafte 
Ernst, die Trockenheit, das Rauhe und überhaupt ‚Alte‘ in 
meinem Charakter freut mich nicht, ich fühle selbst, wie schwer 
es für derartige Menschen im Leben ist. Aus dieser Art Leute 
entstehen die Klassenfeinde, die den Sozialismus als etwas Stan- 
dartisiertes, Graues, Numeriertes und Langweiliges ansehen, 
wie Samjatin in seinem konterrevolutionären Roman ‚Wir‘. 
Wie kann man nun einen derartigen Charakter bessern? Auf 
welche Weise soll man die Parteivernunft beibehalten, zu 
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gleicher Zeit aber auch ein Gefühl bewahren, und nicht trocken 
und rauh sein? 

Ich schreibe dies in der vollsten Überzeugung, daß solche 
Art Typen wie ich im Komsomol nichtallein dastehen, solce 
gibt es auch unter den führenden Genossen. Daher bitte ıc. 
meinen Brief in aller Öffentlichkeit zu beurteilen und ihn in der 
Smena‘ ausführlih zu beantworten unter dem Titel ‚Junge 
Greise. An diesem eigenartigen Altern einzelner Genossen 
tragen sie selbst nicht allein die Schuld, sondern auch Organi- 
sationen wie der Komsomol, die das Persönliche ihrer Mitglieder 
ignorieren und als Schande betrachten, sich mit solchen Sachen 
abzugeben. Das gegenwärtige große Interesse seitens der Presse 
am Leben der Jugend muß begrüßt und die Hoffnung zum Aus- 
druck gebracht werden, daß sie nicht nur periodisch bleibt.“ 


Die Beantwortung dieses Briefes zieht sich durch drei 
Nummern der „Smena“. Aus den elf Briefen, in denen zu der 
Frage „Junge Greise“ Stellung genommen wird, geht hervor, wie 
star ie damit aufgeworfenen Fragen im Augenblick die 
russische jugend beschäftigen. Es ist bezeichnend, daß nur ein 
einziger für den Verfasser des Briefes eintritt. Er schreibt: 
„Man muß, unbedingt muß man ernst sein, unsere Tage sind 
Kampf, ein harter und entscheidender Kampf, sie fordern diesen 
Ernst von uns. Es wäre dumm, etwas anderes zu glauben. Ic 
sage sogar, daß man heutzutage ein harter und unbeugsamer 
Kämpfer sein muß. Wir befinden uns im Kriege, und im Kriege, 
da geht es kriegerisch her. Was schadet es, wenn übermäfiger 
Ernst, Wissen, Verstandesmäßigkeit von einigen schwer ertragen 
werden können! Sie sind selbst schuld daran. Sie sollten so 
klug sein, daß der Ernst ihnen nicht langweilig erscheint. Ic 
will lieber ernst, ja sogar trocken sein als ein temperamentvolles 
Jüngelchen, ein lustiges Füllen, ein herausgeputzter lächerlicher 
‚junger Mensch‘, der nur so von Jugendlichkeit trieft.“ 

Das ist der Ton, wie man ihn aus früheren Jahren kennt. 
Aber er tritt völlig in den Hintergrund hinter den anderen zehn 
Briefen, in denen immer wieder auf die Verkehrtheit dieser Auf- 
fassung hingewiesen wird. In einem Brief heift es: „Von uns, 
von der jungen Generation fordert der Aufbau eines neuen, ge- 
sunden, sozialen Gemeinwesens nicht Trockenheit, Verhärtung 
und Langeweile, sondern Lebensfreude und ein gesundes 
Lachen.“ Ein anderer sagt: „Menschen, die ein gewaltiges Ge- 
meinwesen bauen, müssen auch lieben können. Sie sind Kämpfer 
und daher muß für sie auch die Liebe zu einem Bundesgenossen 
in ihrem Kampfe werden.“ Ein dritter: „Man muß seine Kräfte 
so einteilen können, daß man gleichzeitig in der Komsomolarbeit 
brennt, ein Stoßarbeiter im Betrieb und in der politischen Tätig- 
keit ist und die Bedingungen für das ‚G.T.O. (eine Art von 
Turn- und Sportabzeichen) erfüllt.“ Einer antwortet sogar mit 
einem Gedicht: „Ich verkünde und riskiere es ruhig, dafür ge- 
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scholten zu werden, ich verkünde, daf ich liebe und lieben 
werde, nicht nur die Maschine, sondern auch ein Mädchen.“ Und 
sehr bezeichnend ist der Satz in dem Brief eines Mädchens, der 
im Schlußwort der Redaktion ausdrücklich und zustimmend her- 
vorgehoben wird: „Eigenschaften wie Gefühlsreichtum und ähn- 
liches sind ja gerade für das Kollektiv und im Kollektiv ganz 
besonders wichtig.“ 

Eine der Folgeerscheinungen der allgemeinen Entspannung 
ist die beginnende Umgestaltung der Klubs. Auch von ihnen 
wird verlangt, daf sie ihre bisherige völlig auf dem Gesichts- 
punkt der Planerfüllung und Zweckmäfliigkeit aufgebauten Me- 
thoden umstellen und mehr der Freude und Erholung dienen. 
Während des Aufbauenthusiasmus der ersten Jahre waren die 
Klubs im wesentlichen nur eine Fortsetzung der Arbeit. Junge 
Ingenieure, die so durchdrungen waren von ihrer Tätigkeit im 
Betrieb, von Rationalisierungsmethoden oder neuen Maschinen, 
Studenten, die völlig in ihrem Studium aufgingen und alles 
andere darüber vergafßen, — sie alle gingen in die Klubs, um 
dort auf dem Gebiet, das sie am meisten beschäftigte, mit gleich- 
an Kameraden weiter zu diskutieren, oder einen Lehr- 
ilm anzusehen, oder über ein technisches Problem den Vortrag 
eines Professors zu hören. Jetzt macht sich das ganz natürliche 
menschliche Bedürfnis nach einer nicht zweckbestimmten ‚„Er- 
holung an sich“ geltend, die der Klub zunächst noch nicht ge- 
währte. Wer Moskau kennt, weif, daR dort im Zentrum in jeder 
Straße, fast in jedem Haus Klubs sind. Ich habe im Herbst einen 
Nachmittag und Abend damit verbracht, von einem Klub zum 
andern zu gehen, und dabei festgestellt, wie sie mit ganz ge- 
ringen Ausnahmen und im Gegensatz zu früheren Jahren leer 
und verödet waren. Daß dies nicht Zufall ist, beweisen die zahl- 
reichen Aufsätze in der russischen Presse, die darauf aufmerksam 
machen, daf die Klubs nicht mehr ihre Aufgaben erfüllen und 


daher umgebaut werden müssen. 


Was aber macht die Jugend, die früher die Klubs bevölkerte? 
Seit einiger Zeit wird mit immer größerer Bestimmtheit die Ant- 
wort erteilt: Sietanzt. Da jedoch das Tanzen, abgesehen von 
Gruppentänzen, oder in den Fremdenhotels, bis vor kurzem 
strengstens verpönt war, blieb denen, die tanzen wollten, nichts 
anderes übrig, als es im geheimen zu tun. Als die ersten Klub- 
leiter Tanzabende im Klub veranstalteten, um die Jugend aus 
der Isoliertheit verschwiegener und oft alkoholischer Budenfeste 
wieder in den Klub zurückzubringen, gab es Aufregung und 
Sturm. Die Jugendzeitschriften berichten aus jener Zeit von der 
Amtsenthebung solcher Klubleiter und ihrer Maßregelung. Dann 

r begann man sich ernsthafter mit der Frage zu beschäftigen 
und zu überlegen, ob es nicht vielleicht doch richtig wäre, diesem 
Beispiel zu folgen. Zunächst freilich suchte man die Übernahme 
bourgeoiser Tänze zu vermeiden und neue Tänze zu erfinden, 
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etwa einen „Produktionstanz mit Hammerschwingen“. Es 
wurde sogar ein Buch im Verlag „Sport und Touristik“ (1932) 
unter dem Titel „Agitationstänze“ (Agitpljaski) herausgegeben, 
das derartige Vorschläge enthielt. Das originellste Projekt, von 
dem aber bezweifelt werden kann, ob es jemals in die Tat um- 
gesetzt wurde, sah einen Tanz vor, der mit Bürsten an den 
Füßen, Besen und Kehrichtschaufel in der Hand, das Angenehme 
mit dem Nützlichen verbindend, in den Dienst der Wohnungs- 
reinigung gestellt werden sollte. Heute findet man für diese 
Gedanken nur noch Worte des Spottes. Allerdings hat man die 
Hoffnung — und das ist wohl auch nicht unberectigt — nicht 
aufgegeben, daß man neue Wege des Tanzes finden werde, die 
eine engere Verbindung mit der heutigen russischen Gesell- 
schaftsform haben als die modernen westlihen Tänze. Es 
erscheint mir außerordentlich interessant, daß in diesem 
Zusammenhang auf das Beispiel mittelalterliher deutscher 
Zunfttänze hingewiesen wird. 


Zunächst versuchte man, als sich die Schaffung proletarischer 
Tänze als nicht so einfach herausgestellt hatte, sich mit der 
Wiederbelebung bürgerlicher Gruppentänze, wie der Quadrille, 
zu begnügen, um das eigentliche Paaran zu umgehen. Als 
ih im November im ersten neueröffneten Tanzlokal im Sa- 
koljniki-Park in Moskau einen Abend verbrachte, wurden aber 
schon Walzer und Polka getanzt. Und neuerdings wird sogar 
der Gedanke erwogen, auch die modernen Tänze zuzulassen 
mit der originellen Begründung, der Charleston habe ohnehin 
über die Hälfte der Figuren mit der kaukasischen Lesginka, der 
Rumba mit dem „Jablotschko“ gemein. Auf jeden Fall sollen 
die Vergnügungen in den Klubs in Zukunft nicht mehr so sein, 
daß — wie es in einem Aufsatz heißt — selbst die Fliegen vor 
Langeweile sterben. Und das prinzipielle Verbot westlicher 
Tänze veranlasse die Jugend, sich mit einem Grammophon in 
schwüler Heimlichkeit schadlos zu halten. 
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Diese Berichterstattung ist vor anderthalb Jahren mit dem 
Stalin-Wort vom lebendigen Menschen begonnen worden 
und die seitherige Entwicklung in der Sowjetunion hat gezeigt, 
daß sie tatsächlich auf das stärkste vom lebendigen Men- 
schen bestimmt wurde. Jahrelang war er hemmungslos vor- 
wärtsgestürmt, aber dauernder höchster Beanspruchung vermag 
der Mensch so wenig wie die Maschine standzuhalten. Das Jahr 
1932, vor allem sein Winter, bedeuten eine gewisse Zäsur, un 
man scheint in Moskau erkannt zu haben, daf das Jahr 1933, 
wenn auch vielleicht nicht den Muskeln, so doch zum mindesten 
den Nerven des Menscen eine Pause der Entspannung 
gewähren muß. 
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Bücherschau. 


Die Frau in der Sowjetunion. 


Halle, Fannina, W.: Die Frau in Sowjetrußland. Berlin, 
Wien, Leipzig. Paul Zsolnay Verlag. 1932. 567 S., 109 Abbildungen. 
Gr.—8°. Preis: 14,— RM. 

Flesch, A.: Die „befreite“ Frau in der UdSSR. Berlin-Steg- 
litz. Eckart-Verlag. 1933. 74 S. Groß-8°. / „Die Notreihe“, Heft 10. 
Preis: 1,90 RM. 

Watter, Helene von: Eine deutsche Frau erlebt Sowjet- 
rufland. Breslau. Bergstadtverlag. 1933. 112 S. Preis Lwd. 2,75 RM., 
kart. 2,30 RM. 


Das Werk von Fannina Halle ist keine kommunistische Parteischrift, 
es ist bei aller grundsätzlich positiven Stellungnahme frei von einseitig- 
kleinliher Dogmatik, Polemik und Scholastik. Die seelische Kraftlinie, die 
von den adligen Dekabristenfrauen über die meist nichtproletarischen 
Intelligenzlerinnen, Sozialrevolutionärinnen, Narodniki bis zu den erwachten 
Proletarierinnen der Gegenwart ausstrahlt, wird in ihrer politischen und 
menschlichen Macht dem Leser zum Bewußtsein gebracht. Auch diese der 
Vergangenheit gewidmeten Teile sind hinsichtlih des Materials sorgsam 
durchgearbeitet (eine einzige Lücke fällt auf: Maria Spiridonova ist 
ungenannt geblieben). Das Bild der Gegenwart ist von verwirrendem 
Reichtum. Immer wieder werden nicht so sehr Systeme, Zahlen, Institutionen 
vorgeführt wie lebendige Menschen. Das sogenannte spezifische Frauen- 
schicksal wird weder geleugnet noch überbewertet, es tritt einfach zurück 
hinter der Konstatierung, daß die arbeitswillige Frau in der UdSSR, ob 
sie nun verheiratet, vorübergehend gebunden oder frei von Erotik sein will, 
ob sie Kinder haben und selbst aufziehen will oder nicht, in der Lage ist, 
ihrem Leben einen bewußten Sinn zu geben. Damit erledigt sich auch das 
übertriebene, höchstens ephemer berechtigte Gerede von der systematischen 
Ausbeutung der Frau zur vorübergehenden Lust und dem Mißbrauch der 
Abtreibungsfreiheit namentliih durch die Männer, obwohl Verf. eine 
gewisse Überlegenheit der russischen Frau hinsichtlih erotisher Kultur 
über den (oft freilich übermüdeten und vorzeitig verbrauchten) Mann nicht 
in Abrede stellt. Mit zu eleganter Leichtigkeit schreibt Verf. über das 
auffallende Phänomen hinweg, daß die Frau in der Sowjetunion zwar viel- 
fah an leitende Posten, aber nur ganz selten auf die höchsten Spitzen 
gelangt. Das gilt nicht nur vom Politbüro und dem Rat der Volkskommissare 
der Gesamtunion, sondern besonders auch von der Sowjetakademie, wogegen 
es mit den Professoren und mit leitenden Stellen in den Bundesstaaten schon 
besser steht (gerade hier wären aber auch noch eingehendere Angaben er- 
wünscht). Mit größter Liebe sind die Abschnitte über die „Prophylaktorien“ 
(Arbeitserziehungshäuser für ehemalige Prostituierte) und die überwiegend 
aus Frauen bestehende Artjuchina-Kommune ausgearbeitet. Etwas mehr 
hätte man gern über die Kinderheime erfahren. Sehr instruktiv die Ab- 
bildungen: wie ausdrucsvoll sind diese Köpfe der vor kurzem großenteils 
(namentlich bei den nationalen Minderheiten) noch völlig versklavten Frauen; 
fast scheint sich in diesen Kampfeszeiten eine neue biologische Aristokratie 
formieren zu wollen. L.S-n. 


Flesch geht es nicht in erster Linie darum, ein Bild der Frau und 
ihrer Situation in Rußland zu zeigen, sondern nachzuweisen, daß sie keines- 
wegs befreit und da das Endziel des Bolschewismus die Zerstörung aller 
natürlichen Bande sei. Die mit der Eingliederung der Frau in den Produk- 
tionsprozeß und mit ihrer Gleichberechtigung verbundene Problematik, die 
aus ihr entstehenden Konflikte und Leiden der Frau wurden in unserer 
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Zeitschrift ımmer wieder nachdrücklich betont, aber wenn man ehrlich und 
aufmerksam die Dinge in Rußland beobachtet — und der Verfasser scheint 
sie zum mindesten durch die Presse genau zu verfolgen —, dann genügt 
es nicht nur, aus russischen Zeitungen ungünstige Berichte zu übersetzen, 
sondern dann muß man auch die Entwicklung aufzeigen. Dies tut der 
Verfasser nur auf einem Gebiete, in der Frage der Abtreibung, doch aud 
hier ohne die Konsequenz daraus zu ziehen und deutlich festzustellen, daß 
auch in Rußland die Anschauungen einer Wandlung unterworfen sind und 
daß heute schon vieles anders ist, als vor fünf oder zehn Jahren. Mit vollem 
Recht weist A. Ehrt in einem Nachwort darauf hin, daß wir in Deutschland 
am wenigstens Veranlassung zum Pharisäertum haben. Die Genugtuung 
darüber, daß sih auch in Rußland der Mensch gegenüber der Theorie durch- 
setzt, wäre daher bei der Behandlung dieses Themas mehr am Platze als die 
bloße Aufzählung von Mißerfolgen. 

Helene von Watter, die bekannte deutschnationale Landtags- 
abgeordnete, eine kluge Frau mit offenen Augen, hat in den Jahren 1929 
und 1931 zwei Reisen, zum Teil unter abenteuerlichen Umständen, durch die 
Sowjetunion unternommen. Sie hat viel gesehen, da sie sich nicht mit den 
üblichen Intourist-Erklärungen zufrieden gab. Die Voraussetzungslosigkeit 
in den Kenntnissen Rußlands ist jedoch nicht immer von Vorteil. Interessant 
ist die zweimal ausgesprochene Auffassung, es handele sich letzten Endes 
in der Sowjetunion um eine nationale Diktatur von fast nationalistischer 
Einstellung und um „ein Staatsleben, das sich äußerlih vielleiht an die 
Seite faschistisch regierter Länder reihen“ ließe. 


Westslawische Fragen. 


Hodann, Max: Der Slawische Gürtel um Deutschland. 
Polen, die Tschechoslowakei und die deutschen Ostprobleme. — 
Berlin 1932: Universitas, Deutsche Verlags- Aktiengesellschaft; 
320 S., 64 Photos, 19 Karten, 2 Geschichtstafeln. Gr.-8°. 


Opotensky, Jan: Umsturz in Mitteleuropa. Der Zu- 
sammenbruch Österreih-Ungarns und die Geburt der Kleinen 
Entente. Deutsch von K. L. Reiner. — Hellerau 1931: Avalun- 
Verlag; 467 S., 8°. 

Sieghart, Rudolf: Die letzten Jahrzehnte einer Groß- 
macht. enschen, Völker, Probleme des Habsburger-Reichs. 
Berlin 1932: Verlag Ullstein; 475 S., 8. 


Der ehemalige Berliner Stadtarzt H o da nn, der schon mit seinem Bud 
„Sowjetunion gestern, heute, morgen“ auf dem Gebiete der Osteuropa-Lite- 
ratur hervorgetreten ist, überrascht jetzt mit einem neuen Buche, in welchem 
seine osteuropäischen Interessen sich von seinem ursprünglichen Arbeitsgebiet 
völlig losgemacdt, verselbständigt und verbreitert haben, einer groß- 
angelegten Arbeit über die Probleme der polnischen und der tschechoslowaki- 
schen Republik. Ihre Entstehungsgeschichte, ihre nationale, wirtschaftliche, 
soziologishe und kulturelle Struktur, ihr Verhältnis zum Deutschtum 
intra et extra muros, ihre aufßenpolitische Gesamtlage: alle diese Fragen 
bemüht sih Hodann auf nicht übermäfigem Raume zu erörtern und zu 
beantworten. Hierbei hat er sich: mit sehr viel Fleiß und Takt zunächst 
einmal um möglichst reiches und vielseitiges Material bemüht, so daß 
Hodanns ursprünglihes Außenseitertum weit eher geeignet ist, einem 
Respekt abzunötigen, als den Wert des Buches wesentlich zu beeinträchtigen. 
Gewiß, die Literaturverzeichnisse, die sih am Schlusse eines jeden der meist 
kurzen Kapitel finden, wirken bunt und zufällig. Namentlich von den 
fremdspracdllichen Quellen fehlen oft die grundlegenden, während Eintags- 
publikationen zitiert werden. Die Auswirkungen dieses Mangels im 
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eigentlihen Text sind jedoch erstaunlih gering, regelrechte faktische 
Irrtümer ganz selten (sprachliche und graphische Versehen und In- 
konsequenzen schon häufiger). Bei aller wiederkehrenden Betonung 
seines entschiedenen Sozialismus und seiner Auffassung der Sowjet- 
lösung als der momentan bestmöglichsten aller nationalen und so- 
zialen Probleme bemüht sich Hodann immer wieder, die Tatsachen zu 
würdigen, wie sie nun einmal sind. Die Leiden der Minderheiten in der 
polnishen Republik, namentlih der durch keine bürgerliche ausländische 
Großmadt gedeckten Ukrainer, Weißrussen und Juden, finden bei Hodann 
eine gerade durch ihre dokumentarische Unpathetik erschütternde Darstel- 
lung. In der Korridor- und der Ostpreußenfrage anerkennt H. keinerlei 
historische, moralische oder geopolitishe Ansprüche der Polen, sondern 
beugt sih nur vor den Notwendigkeiten der nun einmal geschaffenen 
Situation. Weit positiver steht er zur CSR, deren Staatsnation sich ja vor 
allem durch zielbewußte Kulturarbeit durchzusetzen und auch in den anders- 
nationalen Gebieten zu legitimieren strebt. Der bürgerliche Einschlag der 
ČSR einschließlich ihrer sozialistischen Parteien ist ihm allerdings recht 
antipathisch. Hodanns Neigung, sowohl Polen wie die CSR als bloße Instru- 
mente einer großen französischen Verschwörung gegen die Sowjetunion auf- 
zufassen, vermindert erheblich die Bedeutung, die sein kenntnisreiches Buch 
sonst für Verständnis und Verständigung haben könnte. Instruktiv und 
charakteristisch ist das Bild- und Kartenmaterial. 

Der diplomatischen Entstehungsgeshichte der beiden westslawischen 
Staaten — und auch der übrigen Sukzessionsstaaten der österreichisch- 
ungarischen Monarchie — ist das Werk von Jan Opočensky, „Konec 
monarchie rakousko-uherské“ (Prag, Orbis, 1928) gewidmet, das jetzt in 
einer — etwas gekürzten — deutschen Übersetzung vorliegt. Das bei aller 
Wahrung des eigenen Standpunktes zurückhaltend und sachlich geschriebene 
Buch beruht auf umfassenden Arcivstudien in Prag, Paris und namentlich 
in Wien (das dortige Material, soweit es sich im Justizpalast befand, ist 
inzwischen durch den Brand vom 15. Juli 1927 großenteils vernichtet worden). 
Man ersieht aus ihm vor allem, über wie vielfältige Mittel und Verbin- 
dungen die habsburgische Diplomatie bis zum letzten Augenblick verfügte, 
um der völligen Entmachtung der Dynastie entgegenzuwirken, so daß die 
schließlihe Generalliquidation Osterreich-Ungarns nicht nur als Produkt 
historischer „Zwangsläufigkeiten“ und Massenentwicklungen, sondern auch 
als Erfolg einer überlegenen diplomatischen Führung namentlich von seiten 
des tschechoslovakischen Nationalrats (Masaryk-Benes-Stefänik) angesprochen 
werden muf. Auch die damals auf diplomatishem Gebiete erfolgreichsten 
Polen, Piltz und Dmowski (neben Paderewski), standen den Männern des 
tschechoslowakischen Nationalrates nicht ferne. Zur Kenntnis der intimen 
offiziellen Geschichte des Weltkrieges und Vorgeschichte der außenpolitischen 
Gegenwart ist das Werk von Opocensky unentbehrlich. 


Auch das Buch Siegharts, früheren Sektionshefs im k. k. Minister- 
ratspräsidium und nachmaligen Gouverneurs der Boden-Credit-Anstalt, 
bemüht sih ehrlih um Objektivität. Masaryks ethische Persönlichkeit 
wird ebenso anerkannt wie die Kurzsichtigkeit vieler vom Mythos der 
Stephanskrone benebelter magyarischer Politiker verurteilt, und die gut 
gezeichnete traditionell gouvernementale Haltung des Polenklubs bringt 
nicht überflüssigerweise in Erinnerung, daft nicht alle Polen zwischen 1795 
und 1918 sich in der Rolle permanenter Märtyrer fühlten. Verfasser über- 
schätzt aber die materialistischen Beweggründe, die für die Aufrecht- 
erhaltung des österreichisch-ungarischen Wirtschaftsraumes sprachen. Die 
emotionale Ideologie des Nationalismus mußte wohl in dem Augenblick das 
Übergewicht gewinnen, wo die stärkste emotionale Gegenkraft, Franz Josefs 
mythische Majestät, nicht mehr vorhanden war. L. S—n. 
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Polen. 


Unruh, K. Freiherr von: Handbuch des polnischen 
Rechts für den Handelsverkehr mit Polen. Herausgegeben von 
der Deutsch-Polnischen Handelskammer E. V. Breslau—Berlin. 
Kommissionsverlag Th. Schatzky A.-G., Breslau 1932. 368 S. 
Preis 9,— RM. 

Der Verfasser stellt seinem Buch zwei Ziele: dem deutschen Handels- 
verkehr mit Polen als Nachschlagewerk für den praktischen Gebrauch zu 
dienen und einen Überblick über das polnische Wirtschaftsrecht zu geben. 
Es liegt in der Art dieser Aufgaben, daß die zweite leichter zu erfüllen ist 
uls die erste. Die polnische Gesetzgebung, die Gesetzgebung eines durchaus 
autoritären und in die Privatwirtschaft tief eingreifenden Staates, ist 
ungemein fruchtbar und verlangt ständige Fühlungnahme von seiten dessen, 
der sich in praktischen Fragen zu entscheiden hat, besonders im Handels- 
verkehr. So sind schon seit Erscheinen des Buches die Änderungen im 
Steuer- und Zollrecht, im Vollstreckungs- und Zinsrecht nicht unbeträdtlid, 
außerdem ist der Wandel in der Spruchpraxis der obersten Gerichte, soweit 
sie Rechtsquelle ist, gerade für die Praxis von größter Bedeutung. Wenn 
also dieses Ziel nur annähernd erreicht werden kann (der Verfasser kennt 
am besten diese Schwierigkeit und stellt Nachträge und laufende Ergänzun- 
gen in Aussicht), so ist die zweite Aufgabe, einen Überblick über das pol- 
nische Wirtschaftsrecht zu geben, vortrefflich gelöst. Schon allein 
dadurch rechtfertigt sich das Buch, besonders weil es der erste systematische 
Versuch ist, das polnische Wirtschaftsrecht, das durch die Verquickung dreier 
verschiedener Rechtsgebiete und eines interterritorialen Überbaus eine 
ebenso komplizierte wie juristisch fruchtbare Materie darstellt, in deutscher 
Sprache zugänglich zu machen. H. G. 


Schaffran, Viktor: Die Holzwirtschaft Polens. 
Mit 4 Karten und 4 graphischen Darstellungen. Berlin 1932. 
Verlag Reimar Hobbing. 269 S. Preis geb. 12,— RM. 


Der Verfasser, ein Holzfachmann und polnischer Holzexporteur, hat 
sih mit der Herausgabe des vorliegenden Buches das Ziel gesetzt, das 
Interesse der Holzhandelskreise Deutschlands für Polens Holz zu erhöhen. 
Durch die Nidıterneuerung des am 31. Dezember 1930 abgelaufenen Holz- 
handelsabkommens mit Polen ist die Holzausfuhr Polens nach Deutschland, 
die bis dahin etwa 80 Prozent der gesamten Robholzausfuhr und 30 bis 
50 Prozent der Ausfuhr von Halbfabrikaten betrug, sehr stark zurüc- 
gegangen. Trotz eifriger Bemühungen, die sich bis nach USA und dem Orient 
erstreckten, konnte Polen keinen Ersatz für den ausgefallenen deutschen 
Absatzmarkt finden, da bereits überall die russische Konkurrenz 
fühlbar war. Die Lage der polnischen Holzwirtschaft wird noh dadurch 
erschwert, daß der Binnenmarkt stark zusammengeschrumpft ist. 

Der Inhalt des Buches ist vor allem für Holzinteressenten wertvoll. 
Als ein Mangel des Buches ist anzusehen, das darin die forstlichen 
Verhältnisse Polens nur oberflächlich behandelt werden, obgleich sie doch 
die natürliche Grundlage der Holzwirtschaft darstellen. Auch fehlen jegliche 
Hinweise auf polnische Quellen, aus denen die statistischen Angaben ent- 
nommen sind. Die im Text vorkommenden Bezeichnungen Polens als eines 
„ungeheuren Waldlandes“ (S. 233) mit „unerschöpflichen Holzreservoiren“ 
(S. 23) sind irreführend, denn nach dem grundlegenden Werk von 
J. Miklaszewski („Die Wälder und das Forstwesen in Polen“, Warschau 
1928) steht Polen nach seiner auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden 
 Waldfläche (051 ha) an 14, Stelle in Europa und nähert sich damit den- 
jenigen Staaten, die keinen Holzüberschuß zur Ausfuhr aufweisen. Nur die 
geringe Aufnahmefähigkeit des Binnenmarktes ermöglicht eine Holzausfuhr. 
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Vorläufig bildet das Holz einen wichtigen Posten in der Außenhandels- 
bilanz Polens, vor allem im Verkehr mit Deutschland, das als benachbartes 
Industrieland als der gegebene Abnehmer erscheint. Neben Polen ist aber 
auh Rußland bemüht, einen erheblichen Teil seiner Holzproduktion in 
Deutschland abzusetzen. Hier kreuzen sich also die Interessen dieser Länder, 
die letzten Endes beide als wichtige Abnehmer deutscher Industrie- 
erzeugnisse auftreten und eine entsprechende Berücksichtigung ihrer holz- 
wirtschaftlichen Belange beanspruchen, deren Erfüllung aber deutscherseits 
zurzeit nur in geringem Maße möglich ist. 


Urban, K.: Kurze Zusammenstellung über die 


bo Inische Armee. 1931. 2. Auflage. Verlag R. Eisenschmidt, 
erlin NW. 7. 


„Polens Unabhängigkeit ist gleichbedeutend mit einer starken fran- 
zösischen Armee in der Weichselposition“ (Ministerpräsident von Bismarck 
am 9. März 1863 an den preußischen Gesandten in London). Heute steht 
die polnishe Wehrmacht mit 300000 Mann neuzeitlich bewaffneter Truppen 
in der Weichselpositiom ihre Flugzeuge können in kurzer Zeit tief in deut- 
sches Gebiet hineinstoßen! 

Im Jahre 1928 erschien die 1. Auflage des Urbanschen Heftes. Ein 
Vergleich der 1. und 2. Auflage, die knapp drei Jahre auseinanderliegen, 
zeigt das systematische Wachstum der polnischen Wehrmacht. Man lese z.B. 
die neu aufgenommenen Kapitel über die militärische Ausbildung der 
Bevölkerung außerhalb des Heeres und über die Rüstungsindustrie, so wird 


man dem Verlag und dem Verfasser dankbar sein für die zuverlässige und 
reichliche Belehrung. 


Notiz. 


Zu Stanislawskis 70. Geburtstag. 


Das russische Theater bot um die Jahrhundertwende ein recht uner- 
freuliches Bild; die tonangebenden kaiserlihen Bühnen wurden von einer 
bürokratischen Verwaltung und einigen Stars beherrscht, das Spiel war in 
einer hergebrachten Routine erstarrt. Der Spielplan bestand in der Haupt- 
sache aus den Stücken Ostrowskis und Gogols und belanglosen Amüsierstücken 
neuerer Autoren; Stücke moderner Schriftsteller, wie Ibsen, Hauptmann, 
Tschechow, wurden selten und dann nur in sehr freien Bearbeitungen ge- 
spielt, obwohl sie im Mittelpunkt des Interesses der „Intelligenz“ standen. 

Aus der allgemeinen Mißstimmung heraus hatten zwei Männer unab- 
hängig voneinander versucht, in das Kaiserliche Kleine Theater in Moskau 
hineinzukommen, um so eine Umgestaltung des Theaterwesens herbeiführen 
zu können. Der eine war der junge Kaufmann Konstantin Alexejew; er 
hatte die Moskauer Gastspiele der Meininger gesehen und in Paris an der 
„Freien Bühne” Antoines gearbeitet. Tief beeindruckt von diesen neuen 
Strömungen, hatte er selber eine Reihe von Liebhaberaufführungen ver- 
anstaltet und sich damit unter dem Künstlernamen Stanislawski einen 
glänzenden Ruf in den Moskauer Theaterkreisen erworben. Der andere war 
der Dramatiker und Schauspiellehrer Nemirowitsch-Dantschenko. Beide 
wurden von der Theaterverwaltung abgewiesen. Nach dem Fehlschlagen 
seiner Pläne schrieb Nemirowitsch-Dantschenko an Stanislawski; in einer 
achtzehnstündigen Besprechung im Separ& eines Moskauer Restaurants wurde 
die Gründung eines „Allgemein zugänglichen künstlerischen Theaters“ be- 
schlossen und damit dem alten Theatersystem offener Kampf angesagt. 

Stanislawski begann den Kampf zuerst auf dem Gebiet des Spielplans. 
Das erste Stück des ‚Moskauer Künstlertheaters“ war „Zar Fjodor fano. 
witsh“ von A. Tolstoi, das eben von der Zensur freigegeben worden war. 
Die Eröffnungsvorstellung fand am 14. Oktober 1898 statt und wurde von den 
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Kreisen des liberalen Bürgertums begeistert aufgenommen. Neben dem „Zar 
Fjodor Joanowitsch“ bereitete Stanislawski noch die „Möwe“ von Tschechow 
vor, die im Alexandrinen-Theater in Petersburg schon einmal einen beispiel- 
losen Durchfall erlebt hatte. Gerade mit der Aufführung dieses Stückes 
aber setzte sich das Theater durch, denn hier hatte es die Darstellungsform 
für das moderne Drama gefunden. 

Vor allen Dingen aber begann Stanislawski seine Reformen beim Schau- 
spieler selber. Es kam ihm bei einem Schauspieler neben der künstlerischen 
Begabung auch auf die mersclichen Züge an, und das spielte bei seinen 
Engagierungen eine entscheidende Rolle. Im Theater und bei den Proben- 
arbeiten führte er eine strenge Disziplin ein, die keine der üblichen Theater- 
intrigen zuließ. Der große Enst mit dem er arbeitete, brachte es mit sid. 
daß jedes Stück nicht weniger als ein Jahr geprobt wurde. Dieser Disziplin 
ist es auch zu verdanken, daß einige alte Aufführungen, darunter auch das 
Eröffnungsstück, noch heute, nach 35 Jahren, von demselben Ensemble mit 
erstaunlicher Frische gespielt werden. Durch unermüdliche Arbeit, 
die allen anfänglichen Anfeindungen trotzte, gelang es Stanislawski und 
Nemirowitsch-Dantschenko, das „Moskauer Künstlertheater* in wenigen 
Jahren zum führenden Theater Rußlands zu machen. 


Eines der größten Verdienste Stanislawskis ist es, daß er nicht an seinen 
ursprünglichen Bestrebungen hängen blieb und sich dadurch eine eigene 
Schablone schuf, sondern daß er lebendig mit allen literarischen Strömungen 
mitging und für sie die entsprechende Theaterform suchte. Er experimen- 
tierte dabei aber nicht nur mit Neuem, sondern baute auf schon Erreichtem 
auf. Man kann bei Stanislawskis Schaffen daher kaum von Perioden 
sprechen; es ist vielmehr, wie er es selbst in seinem Buch „Mein Leben in 
der Kunst“ nennt, von „Linien“ durchzogen. Er unterscheidet vier Haupt- 
linien: Die Phantastik (Blauer Vogel von Maeterlinck), den Symbolismus 
(Ibsen, Andrejew), die Linie des Gefühls und der Intuition (Tschechow, 
Hauptmann, Dostojewski) und den historischen Realismus. Als Beispiel für 
Stanislawskis Weiterarbeit an einer Linie und sein Zurückkommen auf eine 
Linie kann der historische Realismus dienen: in diesem Stil sind die Auf- 
führungen von „Zar Fjodor Joanowitsch“ (1898), „Revisor“ (1908), „Panzer- 
zug“ (1928) und die letzte Premiere des Theaters, „Die toten Seelen“, ent- 
standen. 

Das Bild von Stanislawskis künstlerishem Schaffen wäre nicht voll- 
ständig, wenn man seine Tätigkeit als Schauspieler nicht erwähnte. Es ist 
ihm wohl in der Hauptsache durch seine schauspielerische Arbeit gelungen, 
eine ganz eigenartige psychologische Innenregie und ein großes pädagogi- 
sches Wissen zu erwerben. Er schreibt seit Jahren an einem Buch, in dem 
er seine Erfahrungen auf dem Gebiet des schauspielerischen Erlebnisses und 
der Erziehung junger Schauspieler darlegt. Er konnte sich bis jetzt nicht 
dazu entschließen, das Buch der Öffentlichkeit zu übergeben, da immer neue 
Erfahrungen hinzukommen und sein „System“, wie er es nennt, ergänzen. 
Und das ist bezeichnend für Stanislawski, denn er betrachtet auch in der 
Praxis seine Erfahrungen niemals als endgültig und versucht immer, neue 
Wege zu gehen. Als er sieht, daR er mit seinem alten Ensemble den neuesten 
Strömungen nicht mehr gerecht werden kann, gründet er Studios, in denen 
er mit dem schauspielerishen Nachwuchs arbeitet. 


Stanislawski ist als der Vater des modernen russischen Theaters an- 
zusehen. Er hat viele Jahre hindurch das Theater beeinflußt und befruchtet. 
und wenn auch seine Schüler Meyerhold, Wadhtangoff, Tairoff andere Wege 
gegangen sind — die Arbeitsmethode und die Auffassung der Theaterauf- 
führung als künstlerisches Ganzes stammen von ihm. Durch Stanislawskis 
Hände sind drei Generationen von Regisseuren und Schauspielern gegangen, 
und in allen diesen Generationen liegt der Geist der Werktreue und der 
künstlerischen Besessenheit, die ihnen Stanislawski auf den Weg gegeben hat. 

N. Eliaschoff. 
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8. Jahrgang Heft 8 


INHALT: 


H. ROSINSKI: UdSSR und Japan 
KLAUS MEHNERT: Die Wandlungen in der soziologischen 
Struktur des russischen Volkes 


GERHARD DOBBERT: Die innerpolitischen und wirtschaft- 
lichen Aspekte des Sowjet-Etats 1933 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


II. Die Vorbereitung des zweiten Fünfjahrplans: Die Perspektiven 
für die Brennstoffwirtschaft von ROBERT SCHWEITZER 489 


Was verlangt man von einem Rußlandbuch? 


Diese Frage hat die große deutsche Presse beantwortet, 
als sie in umfangreichen Artikeln zu unserem erfolg- 
reichen Sammelwerk 


rote Wirtschaft 


Probleme und Tatsachen 


Herausgegeben von Dr. Gerhard Dobbert 
Gr.-8°, XII und 284 Seiten, kart. RM. 6.40 


Stellung nahm. Die nachstehenden Auszüge, die wir den 
Besprechungen entnehmen, sind der Beweis, daß unser 
Buch in höchstem Maße die Anforderungen erfüllt, die 
man von einem solchen, unter Mitarbeit von 16 der besten 
Rußlandkenner entstandenen Werk verlangen kann. 


„Kein einseitig gefärbtes Bild“ Berliner Lokalanzeiger 


„die letzten Etappen der wirtschaftlichen 
Entwicklung“ Berliner Börsenzeitung 


„überreichesInformationsmaterial,syste- 
matisch und mit gründlicher Kenntnis 
dargestellt“ Europäische Revue, Berlin 


„objektiver, umfassender und zuver- 
lässiger als die bisher vorliegende 
Literatur“ Germania, Berlin 


„zwar kritisch, aber doch objektiv“ Der Tag, Berlin 


„wirklich berechtigte Urteile, weil 
sie von wirklich Berufenen stammen“ Generalanzeiger, Dortmund 


„eine Neuerscheinung, die von dem 
üblichen Wege abweicht“ Essener Allgemeine Zeitung 


„wohltuend sachlich und sehr instruktiv“ Hamburger Anzeiger 


„es will der Wahrheit dienen, indem 
es frei heraussagt, was wirklich ist“ Hannoverscher Kurier 


„überall eingehende und gründliche 
Betrachtung“ Kasseler Neueste Nachrichten 


und „der Verlag sagt nicht zuviel, wenn er von einem umfassenden 
und objektiven Standardwerk spricht“ urteilt die „Kölnische Zeitung“ 


Durch jede Buchhandlung zur Ansicht! 


Ost-Europa-Verlag, Königsberg Pr. / Berlin W. 35 


UdSSR und Japan’). 


Von H. Rosinski. 


Unter den für die bisherige Entwicklung der Beziehungen 
zwischen derSowjetunion und dem Reich der aufgehenden Sonne 
Frundlegenden Faktoren steht obenan das völlige Fehlen jeg- 
icher tieferen Gemeinsamkeit zwischen den beiden Kulturen. 
Weisen doch schon die geographischen Grundlagen ihres Lebens- 
bereiches beiden Völkern völlig entgegengesetzte Entwicklungs- 
richtungen zu. Fast noch schroffer als England und Rußland 
repräsentieren die beiden den Gegensatz kontinental und maritim 
betonter Reichsgestaltung. Wild zerrissen und bis zur äußersten 
wabenförmigen Kleinräumigkeit zerklüftet, stellt der innere 
Aufbau des japanischen Stammlandes zugleih den denkbar 
stärksten Kontrast zur unendlichen Weite der großen eurasiati- 
schen Tiefebene dar. Zwei Jahrtausende völlig getrennter Kultur- 
entwicklungen haben diesen Gegensatz och weiter verschärft. 
Während in Ruflland Völker- und Kulturströme aus allen Rich- 
tungen aufeinandergeprallt sind und sich untereinander ver- 
mischt und überlagert haben, ermöglichte japan seine „Ultima 
Thulelage“ die geschlossenste und von äußeren Eingriffen un- 

estörteste Entwicklung unter allen großen Kulturformen der 
Erde. So könnte man zwischen den großen Nationen kaum einen 
schärferen Gegensatz der Charaktere ausfindig machen. Wie der 
in allem und jedem zu äufterster Konzentration aller Gefühle 
und Kräfte erzogene, gleichsam wie eine Stahlfeder gespannte 
Japaner als das völlige Gegenbild der im jähen Umschlag hin 
und her schwankenden, jedem Gefühl nachgebenden „breiten“ 
russischen Seele erscheint, so steht der zu äulterster Sparsamkeit 
in der Ausnutzung des eigenen Lebensraumes gezwungene, auf 
Erzielung größtmöglicher Wirkungen vom kleinsten Raume aus 
gerichtete Stil japanischer Politik und Wirtschaftsstrategie der 
aus dem Reichtum überschwellenden Kraftgefühls leichtsinnig 
drauflos wirtschaftenden Art des russischen Wesens gegenüber. 
So völlig konträr und unverbunden stehen beide sich in Lebens- 


*) Vgl. auch die schon in „Osteuropa“ erschienenen Aufsätze: UdSSR und 
USA (Juni, Juli 1932); UdSSR und Türkei (August 1952); UdSSR und Italien 
(November 1932). 
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haltung und Politik, Kunst und Religion gegenüber, daß niemand 
auf den Gedanken kommen könnte, die Russen jemals so mit den 
Japanern in Parallele zu setzen, wie man sie wohl gern — und 
unter dem jeweils ins Auge gefaftten besonderen Aspekt auch 
durchaus zu Recht — als die Engländer, Franzosen oder Preußen 
des Fernen Ostens bezeichnet hat. 


Dieser grundsätzliche Gegensatz zwischen den beiden Kul- 
turen ist nun durch die Berührung Japans mit der europäischen 
Welt eher noch verschärft als abgeschwächt worden. Denn wäh- 
rend Engländer, Franzosen, Deutsche und Amerikaner Heer und 
Flotte, Schule und Wirtschaft Japans aufbauen und mit ihrem 
Geiste durchtränken, finden sich russische Berater bei diesem 
Erneuerungsproze aus begreiflihen Gründen politischer wie 
sachlicher Natur so gut wie nirgends. Damit fehlt aber Rußland 
nicht nur der natürliche Anknüpfungspunkt, wie ihn England seit- 
dem in der Flotte und in Teilen der hohen Diplomatie, Deutsch- 
land in der Armee und der wissenschaftlihen Welt, Frankreich 
im Bereiche der Kunst und des Rechts besitzen, sondern die 
Eigenart des russischen Geisteslebens wird den geben auch 
überhaupt erst zu einer Zeit nahegebracht, als sich das neue Japan 
bereits im wesentlichen konsolidiert und sein Bild der euro- 
päischen Geisteswelt einseitig an der Eigenart der westeuro- 
Ron Nationen geformt hat. Obendrein aber hatten England, 

rankreich, Deutschland dem auf Erweiterung seines Weltbildes 
bedachten Inselreich geistige Werte zu bieten, die dieses, wie 
Kant und Hegel, seinem eigenen Geistesgute assimilieren konnte. 
während die tiefsten Erzeugnisse des russischen Geistes entweder. 
wie die Idee der orthodoxen Kirche, dem Japaner nichts zu geben 
vermochten oder aber, wie die Gedankengänge Tolstois, vom 
japanischen Staatsgedanken aus als höchst gefährliche Gesinnung 
erscheinen und argwöhnischer Verfolgung anheimfallen mußten. 


Die politischenBeziehungen biszumWeltkriege. 


So steht von der ersten Berührung an das Verhältnis zwischen 
den beiden Lebenskreisen nicht in dem einer inneren Verbunden- 
heit, auch nicht im der immerhin fruchtbaren Spannung einer 
polaren Antithese, die doch der dialektischen Verbundenheit nicht 
entbehrt, wie etwa bei dem Verhältnis der Sowjet- zur Nord- 
amerikanischen Union!), sondern im Zeichen einer völligen Dis- 

aratheit der ur und der Grundlagen. Gerade dieses 
Fehlen jedes tragenden Hintergrundes, jeder weiteren Resonanz 
und damit auch jeglicher über den Augenblick und seine tak- 
tischen Notwendigkeiten hinausweisende Vertiefungsmöglichkeit 
der Beziehungen zwischen beiden Staaten ließ nun um so einseiti- 
ger als entscheidenden Faktor die rein räumliche Berührung her- 


1) Herbert Schröder: UdSSR u. USA. Ost-Europa. Juni 1932, S. 509. 
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vortreten. In der Mandschurei und in Korea traf Rufland zum 
ersten Male in Asien nicht auf menschenleere Pufferräume, nicht 
auf ein, wenn auch noch so wichtiges Kolonialgebiet wie Indien, 
sondern en den Kernlebensraum einer Großmacht, der ein- 
zigen, mit der es sich heute nach dem Ausscheiden Deutschlands 
noch in unmittelbarer territorialer Berührung befindet. So sehr 
etwa die Vereinigten Staaten die bloße Existenz der Sowjetunion 
als latente Gefahr für ihr eigenes wirtschaftliches und soziales 
System empfinden und empfinden müssen, unmittelbare Rei- 
bungsflächen zwischen den beiden Staaten bestehen nicht. So 
schwer England bisweilen den Druck auf Indien gespürt hat, 
unmittelbar sind der russische und der englische Machtbereich in 
Asien nirgends aufeinandergestofen und die wirtschaftlichen 
Kraftlinien Russisch-Turkestans und Britisch-Indiens streben aus- 
einander, ohne sich zu kreuzen. Nur mit Japan sind für Rußland 
ständig jene Möglichkeiten unmittelbarer Grenzstreitigkeiten 
und Reibungen politischer und wirtschaftliher Natur gegeben, 
die den Beziehungen zwischen den beiden Staaten in den letzten 
ee de das Gepräge verliehen haben. Am stärksten am 

eginn der engeren Berührung der beiden, als der russische Vor- 
stob nach der Mandschurei und bis nach Korea hinein — für Japan 
das gleiche, als wenn es Rußland England gegenüber gelungen 
wäre, sich Hollands und Belgiens zu bemächtigen —, nur deshalb 
den japanischen Staat nicht in unmittelbare Lebensgefahr brachte, 
weil hinter diesem Vorstoß kein klarer einheitlicher Wille, kein 
fester Plan, kein Reichsgedanke stand. Nur für wenige wie für 
den lange Zeit zu Unrecht verdammten und als gewissenlosen 
Abenteurer gebrandmarkten Staatssekretär Bezobrazow verdichtet 
sich das Streben nach dem Pazifischen Ozean und dem eisfreien 
Hafen zu dem klaren Programm einer eindeutigen und ge- 
schlossenen Politik im Fernen Osten und dementsprechendem 
Desinteressement in Europa?2). Da sich diese Sn gegenüber 
den Eifersüchteleien und Vorurteilen der ministeriellen Ressorts 
nicht durchsetzen konnte, entstand jener schwankende und un- 
klare Kurs der russischen Ostasienpolitik, der nicht nur den 
Krieg mit Japan in denkbar ungünstigster Position herauf- 
beschwor, sondern ihn auch liquidierte, ehe noch das äußerste an 
Anstrengung bereits eingesetzt worden war. Eben weil der Vor- 
stoß Rußlands in die südliche Mandschurei und nach Korea aber 
nicht zu dem wurde, was er nach der geographischen Struktur 
Russisch-Asiens hätte werden können — die Lebenslinie der russi- 
schen Außenpolitik —, war es möglich, daß wenige Jahre nach 
dem Abschluß des russisch-japanischen Krieges eine bis zum 
Bündnis gesteigerte Entspannung zwischen den beiden Mächten 
sich durchsetzen konnte. Die Teilung der Mandschurei in eine 


*, F., v. Steinmann: Ruflands Politik im Fernen Osten und der Staats- 
sekretär Bezobrazow. Dissertation (Teildruck). Berlin 1931. 
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südliche japanische und eine nördliche russische Einflußsphäre 
konnte in der Tat für eine Weile als eine fast ideale Lösung 
gelten, sobald sich Rußland einmal mit dem Verlust der Stellung 
in Port Arthur abgefunden hatte. Das konnte es um so leichter, 
da diese Stellung rein strategisch-politischer Natur geblieben war 
und weder der Handelshafen von Dairen noch die übrigen wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten der Südmandschurei, wie z. B. die 
Kohlengruben von Fushun, in russischen Händen irgendwie zu 
wesentlicher Entfaltung gelangt waren. Mit dem Besitz der ost- 
chinesischen Bahn und ihres Einzugsgebietes in der Nord- 
mandschurei behauptete Rußland in Ostasien alles das, was es 
wirtschaftlich tatsächlich zu entwickeln imstande war. Anderer- 
seits bedeutete der Besitz Koreas und der Südmandschurei für 
Japan nicht nur die unumgängliche Sicherung des eigenen Kern- 
raumes, sondern darüber re ein Objekt, dessen wirtschaft- 
liche Durchdringung seine ganzen Kräfte auf lange Zeit hinaus 
vollauf beschäftigen mußte. Diente andererseits die wachsende 
Festlegung Rußlands in der europäischen Politik dazu, die Lage 
in Ostasien zu erleichtern, so trug das amerikanische Vorgehen 
noch dazu bei, eine positive Interessengemeinscaft zwischen 
beiden Staaten herbeizuführen, und die Abschwächung des eng- 
lisch-japanischen Bündnisses im Jahre 1911 mußte Japan sehr 
ernst ich darauf bedacht sein lassen, auf alle Fälle nach einer 
neuen Rückendeckung sich umzusehen. 


Die ersten wirtschaftlichen Berührungen. 


Entscheidend für die rund ein Jahrzehnt dauernde Entspan- 
nung zwischen den beiden Staaten, die sich aus dem Zusammen- 
wirken all dieser Tendenzen ergab, war jedoch die Tatsache, daß 
zunächst die Berührung zwischen den beiden Staaten ganz über- 
wiegend auf das politisch-strategische Gebiet sich beschränkte, 
wirtschaftliche Fragen dagegen eine relativ durchaus untergeord- 
nete Rolle spielten. Einerseits ist die russische Küstenprovinz zu 
jener Zeit noch wenig entwickelt, andererseits der japanische 
Handel so einseitig auf die europäischen Hochindustrieländer 
und die Vereinigten Staaten für den Import, China und Indien 
für den Export, eingestellt, daß der Güteraustausch zwischen 

eiden Staaten für keinen von beiden wesentlich ins Gewicht 
fiel. Beide exportieren im wesentlichen Rohstoffe und impor- 
tieren Fertigwaren und haben sich daher gegenseitig kaum etwas 
zu bieten. Japans Industrie ist noch so wenig entwickelt, daf 
sein Bedarf an Holz, Kohle, Roggen und Weizen durchaus 
im eigenen Lande gedeckt werden kann. Es selber führt nach 
dem asiatischen Rußland Kupfer, Bronze, Zinn, Lederwaren, 
Medikamente und Textilien aus, doch beträgt der Wert des ge- 
semten japanischen Handels mit Russisch-Asien 1913 nicht mehr 
denn 6 Millionen Yen. 
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Auch die Mandscdurei ist noch weit davon entfernt, das 
wirtschaftliche Streitobjekt zu bilden, zu dem sie seit dem Welt- 
kriege sich entwickelt hat. Die Sojabohne wird in jenen Jahren 
gerade erst entdeckt, die südmandschurishe Bahn ist noch voll- 
auf damit beschäftigt, das von den Russen übernommene Erbe zu 
verdauen. Noch reicht ihr Einfluß nicht so weit in das Land hin- 
ein, um die Tarifkämpfe mit der ostchinesischen Bahn zu wirk- 
licher Erbitterung anwachsen zu lassen. 


Auch die letzte wesentliche wirtschaftliche Berührungsfläche, 
die Betätigung japanischer Fischer in den russischen Küsten- 

ewässern Ostasiens, gibt nirgends Anlaß zu nennenswerten Rei- 

ungen. Durch den Vertrag vom 11. September 1907 werden den 
japanischen Staatsangehörigen die gleichen Rechte eingeräumt 
wie den Untertanen der russishen Krone. Da die russische 
Fischerei in Ostasien im Verhältnis zur japanischen äußerst 
mangelhaft entwickelt ist, vermögen die Japaner binnen kurzem 
bei den alljährlih im Frühjahr in Wladiwostok abgehaltenen 
Pachtauktionen der Fishgründe weitaus den Löwenanteil — im 
Durchschnitt sieben Achtel — an sich zu reißen, ohne daß dieser 
Tatbestand Anlaß zu Streitigkeiten gibt. 


Weltkrieg und Intervention. 


So ist am Vorabend des Weltkrieges zwischen Japan und 
Rußland ein Zustand des Gleichgewichtes eingetreten, Rußland 
ist anderweitig engagiert, ie hat das Maximum desjenigen 
erreicht, was es unter der bestehenden weltpolitischen Konstel- 
lation erlangen kann. Da wirft der Weltkrieg auch hier das 
ganze Gebäude über den Haufen. Der Zusammenbruch des 
zaristischen Regimes und die Inflation der japanischen Macht- 
stellung im Fernen Osten reißen Japan in den Strudel der sibiri- 
schen Intervention. Die Grenzen verschwinden. Der ganze 
Raum zwischen dem Ural und dem Pazifischen Ozean wird labil. 


Als die Flut sich verlaufen hat, stehen sich beide Parteien im 
wesentlichen in den alten Stellungen gegenüber. Und doch hat 
sich die Lage vollkommen verwandelt. Japan kann zwar auf die 
Dauer gegen den Willen der Bevölkerung größere Teile des 
Festlande: nicht besetzt halten, aber die Sowjetunion bildet zu- 
nächst nicht annähernd denjenigen politischen und militärischen 
Machtfaktor, wie es das alte zaristische Rußland getan hat. Ver- 
mag sie doch anfänglich nicht einmal selbst den intervenierenden 
Kräften entgegenzutreten und deckt sich klüglih hinter demo- 
kratischen ee een und dem Strohmann der Repu- 
blik des Fernen Ostens. Um so stärker sind dafür wirtschaftliche 
Gesichtspunkte in den Vordergrund getreten. Sie sind es, die 
im wesentlichen den Beziehungen der Sowjetunion und Japan das 
Gepräge geben. Auch hierbei aber zeigt sich von neuem deren 
Sondercharakter. Die Kriegsschuldenfrage, die im Verhältnis 
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Rufllands zu England, Frankreich und Amerika eine so bedeu- 
tende Rolle Der tritt von vornherein völlig in den Hinter- 
aus In der Vorkriegszeit russische Staatsanleihen zu zeichnen, 
ehlte den Japanern sowohl das Geld wie auch jegliche Ver- 
anlassung. In der Kriegszeit hat allerdings auch Japan Rußland 
beträchtliche Kredite vorgestreckt, die durch den Umsturz ver- 
loren gegangen sind. Aber in dem wilden Gewinntaumel der 
japanischen Wirtschaftsexpansion bis in das Jahr 1920 hinein 
wird man sich dieser Verluste kaum bewußt. Als der Zusammen- 
bruch erfolgt, sind wiederum die Beträge, die in der eigenen 
Wirtschaft verloren gehen, so viel größer, daß die Russenkredite 
demgegenüber ganz verschwinden. Hat man doch auch in China 
genug faule Außenstände abbuchen müssen und bei der sibiri- 
schen Intervention obendrein Summen eingebüft, die die russi- 
schen Schulden an Japan weit übersteigen. 


Japans wirtschaftliche Ziele. 


Vielmehr drehen sich von Anfang an alle Verhandlungen um 
das Begehren der japaner, sich die reichen Schätze der Küsten- 
provinz als Rohstoffquellen nutzbar zu machen. Seit dem Ende 
des Weltkrieges vermag Japan seinen Holzbedarf aus dem eige- 
nen Lande nicht mehr zu decken. Unternehmende japanische 
Industrielle haben daher mit den weiß-russischen Eintagsregie- 
rungen in Wladiwostok Holzkonzessionen großen Stils abge- 
schlossen. Der Export an Weißftholz aller Art nach Japan ist in 
dieser Zeit um ein Mehrfaces gestiegen; der Einmarsch der 
Russen hat das ganze Unternehmen lahmgelegt, aber man möchte 
es gern fortsetzen). Vor allem aber interessiert sich die japa- 
nische Marine seit dem Jahre 1916 aufs lebhafteste für die Erdöl- 
vorkommen in Russisch-Nordsachalin, seitdem es sich immer deut- 
licher zeigt, daß die eigene Produktion trotz aller Bemühungen 
von Jahr zu Jahr absinkt. Seit 1920 führen japanische Ingenieure 
im Schütze der Besetzung alle Vorarbeiten für eine großzügige 
Ausbeute der Vorkommen durch. Immerhin, auf die Dauer wir 
die Besetzung außenpolitisch zu einer Belastung und die An- 
fragen aus Washington, wann man denn die Insel zu räumen ge- 
denke, werden immer deutlicher. 


Aber den entscheidenden Anstoß dazu, daß nach endlosen 
vergeblihen Anknüpfungsversuchen doch eine grundsätzliche 
Bereinigung des ed are Verhältnisses zustande- 
kommt, gab ein anderer wirtschaftliher Berührungspunkt. der 
in der Nachkriegszeit solche Bedeutung für die Gestaltung der 
beiderseitigen Beziehungen gewinnt, daß er geradezu zeitweise 
als der entscheidende Faktor angesehen werden konnte: die 


>) H. Rosinski: Studien zum Problem der Autarkie in Japan. Dissertation 
(Teildruck). Berlin 1930. 
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japanische Lachs- und Krabbenfischerei in den russischen Küsten- 
gewässern Östasiens. 


Vor dem Weltkriege war ihre Bedeutung für Japan noch 
nicht allzu groß; noch dominierte in der japanischen Seefischerei 
völlig die großenteils mit altertümlichen Booten und Fischerei- 
geräten betriebene Küstenfischerei. Motorboote hatten sich eben 
erst einzuführen begonnen und moderne, in Ren kapital- 
kräftigen Gesellschaften zusammengeschlossene Unternehmungen 
standen noch in ihren Anfängen. Infolgedessen verteilte sich die 
japanische Fischereitätigkeit in den russischen Gewässern auf 
eine große Zahl kleiner, kapitalschwacher und vielfach noch mit 
recht primitiven Methoden arbeitender Unternehmungen. Sie 
beschränkte sich im wesentlichen auf den Fang der verschiedenen 
Lachsarten, die den Amur und seine Mündungsgewässer sowie 
das Ochotskische Meer in ungeheueren Scharen bevölkern. Doch 
waren die Konservierungsmethoden für den Fang noch außer- 
ordentlich primitiv und den zumeist nur in einem oben- 
drein recht ungenügenden Einsalzen. Daher kam als Absatz- 
gebiet für den Fang im wesentlichen nur Japan selbst in Frage, 
während die Herstellung von Konserven und ihr Export nach 
Übersee zunächst noch keine wesentliche Rolle spielte‘). 


Im Verlauf und gegen Ende des Weltkrieges erlebte nun die 
japanische Fischerei in den russischen Küstengewässern Ost- 
asiens eine völlige Umgestaltung. Es gelang, neben dem Lachs- 
fang und der rasch aufstrebenden Produktion an Fischkonserven 
den Fang der fast mannesgroßen, hummerähnlichen Kamschatka- 
Riesenkrabben technish und ökonomisch in großem Umfange 
rentabel zu gestalten. Die Grundlage dafür bildeten zwei Er- 
findungen, die es ermöglichten, einmal der wandernden Krabbe 
zu folgen, andererseits ihr äußerst empfindliches Fleisch so recht- 
zeitig zu konservieren, daß es von Fachkennern den besten 
Hummerarten gleichgestellt werden konnte. Das eine waren die 
sogenannten schwimmenden Konservenfabriken, Spezialschiffe 
von mehreren tausend Tonnen Größe, die neben einem Dutzend 
Fangbooten alle Einrichtungen bargen, um bis zu 20000 Kisten 
Konservendosen auf einmal verarbeiten zu können. Das andere 
die Entdeckung eines Verfahrens, die Krabben in gewöhnlichem 
Seewasser einzukochen. 1920 begannen die ersten Fangfahrten 
größeren Stils und hatten sogleich derartige Erfolge zu verzeich- 
nen, daß binnen weniger Jahre eine große und blühende Industrie 
entstand, die sich im Laufe der Zeit in zwei Konzernen, Nippon 
und Showa, zusammenscloß. Ebenso vermochte auf dem Ge- 
biete der Lachsfischerei eine gegen Ende des Weltkrieges durch 
Fusion mehrerer kleinerer Firmen geschaffene Gesellschaft, die 


*) Vergl. Ost-Europa, 4. Jahrgang, 1928/29, S. 78—96: Prof. Schmidt, Lenin- 
grad: Die russische Fischerei im Fernen Osten. 
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Nichiro Gyogyo (japanisch-russische Fischereigesellschaft) den 
Löwenanteil in ihrer Hand zu vereinigen. 


Japanischer Krabbenfang in russischen Gewässern 
in 1000 Kisten. 


Fang durch nst. Fänge amt- „Yen 
Jahr  „schwimm. in russischen Land. Gewäst. ergebnis brauch Epon 
1924 42 27 120 190 127 
1925 110 49 76 236 218 
1926 229 58 66 344 80 278 
1927 337 125 51 514 80 581 
1928 304 120 40 466 82 509 
1929 348 106 68 523 399 
1930 408 73 75 559 383 


Parallel nun mit diesem Aufshwung der Lachs- und Krabben- 
fischerei in den russischen Küstengewässern ging der Einfluß der 
russischen Behörden seit dem Jahre 1917 zurück. Der 1907 ab 
geschlossene Fischereivertrag wurde 1919, als er ablief, nicht er- 
neuert, sondern angeblich im Einverständnis mit der Regierun 
Koltschak um einige Jahre stillschweigend verlängert. Allmähli 
sanken die Fischereiauktionen im Frühjahr in Wladiwostok zur 
reinen Farce herab. Die japanischen Firmen weigerten sich, die 
Pactgelder an die gerade an der Macht befindliche Regierung 
zu zahlen, da diese ihnen keinerlei Gewähr dafür bieten konnte, 
daß sie bis zu Ende der Saison am Ruder bleiben würde. So ent- 
wickelte sich ein Zustand völlig freier Raubfischerei, bei der die 
japanischen Gesellschaften ungeheuere Gewinne einzustreichen 
vermochten. Diesem völlig regellosen Wild-West-Zustande machte 
erst das Einrücken der a der fernöstlichen : Republik in 
Wladiwostok ein Ende. Damit war mit der Auammen. u 
des gesamten ostasiatischen Küstengebietes in einer straffen Han 
für die japanischen Fischereiinteressenten die Notwendigkeit E 
geben, sich mit den russishen Behörden unter allen Umständen 
zu verständigen, ohne deren Einwilligung selbst unter dem 
Schutze von Kriegsschiffen eine Fortführung ihrer Fangtätigkeit 
nicht möglich war. Aus Nordsachalin konnten die Russen die 
japaner ei dem vorhandenen Kräfteverhältnis nicht vertreiben. 

ie japanischen Fischkonservenfabriken und der ganze vom 
Lande aus mit Stellnetzen betriebene Fang dagegen lag ihrem 
Zugriffe wehrlos offen. 


Vertragvon 1925 undKonzessionsverhandlungen 


Dieser Gesichtspunkt war es vor allem, dessen sich der da- 
malige russische Unterhändler Joffe bediente, um im Laufe der 
Jahre 1923 und 1924 die japanischen Unterhändler an den Ver- 
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handlungstisch zu bringen’). Eine erste längere Zusammenkunft 
mit dem Grafen Goto, der auf japanischer Seite seit längerer 
Zeit um eine Annäherung an Rußland sich bemühte, in einem 
japanischen Badeorte im Sommer 1924 führte zwar noch zu 
einem unmittelbaren Resultat, bereitete aber andererseits das 
Feld soweit vor, daß Ende Januar 1925 endlich ein formeller Ver- 
trag zwischen der Sowjetunion und Japan zustande kam. In ihm 
erklärte sich Japan zur Anerkennung der Sowjetunion und zur 
Räumung von Nordsacalin offiziell bereit, wofür ihm von 
russischer Seite eine Anzahl von Konzessionen zugestanden 
werden mußten, die zunächst in einem Sonderprotokoll in allge- 
meinen Umrissen umschrieben waren und alsbald in Sonderver- 
handlungen in Moskau genau festgelegt werden sollten. 


In der Praxis erwiesen sich freilich diese Verhandlungen 
als wesentlich schwieriger, als man zunächst angenommen hatte. 
Über keine der geplanten Konzessionen konnte man innerhalb 
der vorgesehenen Frist zur Einigung gelangen. Immerhin ge- 
lang es, Bis zum Ende des Jahres 1925 die drei Hauptkonzessionen 
zum Abschluß zu bringen. Eine Gruppe japanischer Holzfirmen 
erhielt an der Küste der tatarischen Mesrenze drei Waldgebiete 
mit zusammen 1,1 Mill. Hektar, zunächst auf sechs Jahre, zugewie- 
sen. Die Nordsachalin-Kohlen-Gesellschaft unter der Führung der 
Firma Mitsubishi erlangte eine größere Konzession im Kohlen- 

ebiet von Dwe an der Westküste von Sachalin, nahe bei Alexan- 
drowsk Für die Ausbeute der von den Japanern in Angriff ge- 
nommenen Frdölfelder in Nordsadhalin wurden die acht Haupt- 
felder von den Russen schachbrettartig aufgeteilt und je eine 
Felderreihe abwechselnd der neugegründeten halbstaatlichen 
Nordsachalin-Ol-Gesellschaft (Kita Karafuto Sekiu Kaisha) über- 
tragen oder ihrem eigenen Trust vorbehalten. Die Konzessions- 
dauer wurde, wesentlich länger als die anderen beiden, auf 
45 Jahre bemessen. 


Die Schwierigkeiten jedoch, die sih dem Abschluß dieser 
Konzessionsverträge, hauptsächlih im Zusammenhang mit den 
Arbeitsbedingungen und dem Anteil russischer Arbeiter bei den 
Konzessionären, entgegenstellten, erwiesen sich als relativ ge- 
ringfügig gegenüber den Hindernissen, auf die das projektierte 
Fischereiabkommen stieß. Schon in der Grundlage ergab sich 
hier eine ganz besondere Schwierigkeit. Während nämlich die 
Russen diese Fischereikonvention völlig analog den Konzessionen 
als eine aus souveränem Recht der Sen neu zu ver- 
leihende Gerechtsame angesehen wissen wollten, bestanden die 
Japaner auf dem Standpunkt, daf es sich dabei lediglich um die 
Anerkennung und Bestätigung ihrer wohlerworbenen Rechte 


‘) „The economic interest of this fishing industry, which both made Joffe 
recognize, was incomparably greater, than the problematical oil interest 
of Saghalien.“ Japan Advertiser vom 4, Juni 1930. 


445 


durch die Sowjetunion handeln könne. Im Einklang mit diesem 
Gegensatz stand es, daß die Russen, um sich durch den neuen Ver- 
trag nicht allzu sehr zu binden, seine Befristung auf vier bis 
höchstens sechs Jahre wünschten, während die Japaner, denen es 
auf eine möglichst lange und dauerhafte Regelung ankam, auf einer 
zwölfjährigen Vertragsdauer beharrten. Neben einer Anzahl klei- 
nerer Punkte konzentrierte sich im übrigen der Gegensatz vor 
allem auf die Frage der Beteiligung der russischen staatlichen 
oder unter staatlichem Einfluß stehenden Betriebe und Genossen- 
schaften an den Fischereiauktionen. Länger als zwei Jahre zogen 
sich die Verhandlungen in Vorschlägen und Gegenvorschlägen 
bin, bis endlich, als man bereits fast den Glauben verloren hatte, 
jemals noch zu einem Abschluß zu gelangen, am 23. Januar 1928 
ein Vertrag abgeschlossen werden konnte, der zunächst auf acht, 
später jeweils auf zwölf Jahre gelten sollte. Die russischen Staats- 
unternehmen sollten für die Dauer der Konvention auf das Recht, 
bei den Auktionen mitzubieten, verzichten, wogegen ihnen Fisch- 

ründe mit einem Ertrage von 2 Millionen Pud — gleich 20 % 
des Gesamtertrages z. Z. des Vertragsabschlusses — reserviert 
bleiben sollten. Über die Reservierung weiterer Gründe für die 
Staatsbetriebe versprach die Regierung der Sowjetunion sich 
vorher mit der japanischen in Verbindung zu setzen. 


Wirtschaftliche Gegensätze. 


Noch bevor jedoch dieser letzte der im Rahmenabkommen 
vom Januar 1925 vorgesehenen Verträge so zum Abschluß ge- 
langte, war bereits auf die Annäherung eine Periode der Ent- 
fremdung und Ernüchterung gefolgt. Vor allem nahm der 
japanische Handel mit Rußland durchaus nicht denjenigen Auf- 
schwung, den man von ihm erwartet hatte. Der russischen Handels- 
delegation in Tokio schien zeitweilig trotz aller Bemühungen 
wenig mehr zu tun zu bleiben, als das Fand mit kaukasischen Süd- 
weinen und russischem Kaviar zu versorgen. Abgesehen von 
diesen Luxuserzeugnissen setzte sich der Export der Sowjetunion 
nach Japan im wesentlichen aus Sojabohnen und Holz zusammen, 
die im Durchschnitt etwa 90 % seines Gesamtwertes ausmachten. 
Die Sojabohnen stammten aus der Mandschurei und gingen über 
Wladiwostok nur im Transitverkehr. Der Holzexport aus der 
russischen Küstenprovinz hielt sich innerhalb recht mäßiger 
Grenzen (2—3 Millionen Koku°) jährlich), erregte aber dennoch 
das Mißfallen der japanischen Waldbesilzer, die ihn denn auch 
im Sommer 1932 durch eine Zollerhöhung wesentlich abstoppten; 
sonst aber zeigte sich von neuem der Sondercharakter der russisch- 
japanischen Beziehungen darin, daß Japan sich im Gegensatz zu 
den westeuropäischen Agrar- und u lsalen von einem 
russischen Dumping so gut wie niemals bedroht fühlte. Unan- 
genehm mußte die Japaner aber auch das Wiedervordringen der ost- 


6) 1 Koku — 120 board feet. 
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chinesischen Bahn in der Mandschurei berühren, diesie 1922 durch 
das Abkommen von Changchun zugunsten der südmandscuri- 
schen Bahn stark zurückgedrängt hatten, die jedoch nach derEini- 
gung der Russen mit den Chinesen im Jahre 1924 erheblich an 
Terrain zurückzugewinnen vermochte. enig erfreulich erwies 
sich ferner die Entwicklung der so heiß umstrittenen Kon- 
zessionen. Die Holzkonzession konnte überhaupt gar nicht 
richtig in Betrieb gebracht werden, die Kohlenkonzession kam 
zwar in Gang, vermochte aber ihre Produktion bis 1952 mit 
200000 t kaum auf das Doppelte der unter der japanischen 
Okkupation bereits 1924 gewonnenen Menge zu steigern und hat 
daher für die japanische Kohlen ro: ng überhaupt keine Be- 
deutung erringen können, obwohl die Lager von Dwe eine sehr 
hochwertige und gutverkokbare Kohle enthalten, an der in japan 
selbst gerade am meisten Mangel herrscht. Günstiger ließ sich 
die Entwicklung der Nordsacdalin-Ölkonzession an, deren Ergeb- 
nisse die japanischen Erwartungen weit übertrafen und kaum in 
der kurzen, viermonatigen Periode, in der im Sommer Tank- 
schiffe die Ostküste von Nordsachalin anlaufen können, abtrans- 

rtiert werden konnten. Aber hier setzte nun ein anderes 

oment ein, um den Japanern die volle Befriedigung an diesem 
Unternehmen zu vergällen. Hatte man doch japanischerseits 
in der Wiedereroberung des ganzen Fernen Ostens durch die 
Russen vor allem so etwas wie einen Akt des Prestiges gesehen 
und war nun überaus erstaunt und peinlich überrascht, je mehr 
es offenbar wurde, daß die Russen die Ausbeute der fernöst- 
lichen Bodenschätze keineswegs Japan allein zu überlassen ge- 
dachten. Sobald aber die Erfolge der Japaner in Nordsachalin 
offenbar wurden, gingen die Russen seit 1928 daran, die ihnen 
verbliebenen Schachbrettfelder schleunigst auszubeuten, schon um 
zu verhindern, daß die Japaner von ihren Felderreihen aus die 
russischen leerpumpten. Bereits 1932 hatte so die russische Pro- 
duktion den japanischen Vorsprung im wesentlichen eingeholt. 


Nordsachalins Erdölproduktion. 


Jahr Japaner Russen 
Tonnen Tonnen 

1925 13 773 — 

1926 28 378 — 

1927 62 120 — 

1928 117 600 17 000 

1929 173 600 26 065 

1930 194 900 96 268 

1931 190 000 133 172 

1932 231 000 300 000 (?) 


Zu den unvermeidlihen Reibungen zwischen beiden Gesell- 
schaften traten ferner recht unerfreuliche Streitigkeiten mit der 
russishen Arbeiterschaft, die sich fast alljährlich wiederholten. 
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Am schärfsten aber geriet die japanische Absicht, sich die natür- 
lihen Reichtümer des russischen Fernen Ostens dienstbar zu 
machen, mit dem Willen der Sowjetunion, sie im Rahmen des Auf- 
baus des neuen Rußland selbst auszuwerten, in Konflikt wiederum 
in derFischereifrage. Die Japaner hatten geglaubt, durch die Aus- 
schaltung der russischen staatlichen Unternehmungen in der fern- 
östlichen Fischerei die russische Konkurrenz überhaupt beseitigt zu 
haben, und die schönen Jahre praktisch uneingeschränkter Fang- 
tätigkeit nunmehr auf legaler Basis fortsetzen zu können. A 
russischer Seite aber setzte man gerade für den weiteren Ausbau 
der russischen Fischversorgung nach der Zerstörung der Wolga- 
und Kaspisfischerei die Haupthoffnung auf den Ausbau des 
Hochseefischfangs und in ihm neben dem Eismeer ganz besonders 
auf die reichen Fischgründe des Fernen Ostens’). So kam es, daß 
die Japaner zu ihrem größten Erstaunen auf den Auktionen in 
Wladiwostok auf eine ganze Reihe angeblich privater russischer 
Fischereifirmen stießen, die von den Bedingungen des Fischerei- 
abkommens daher nicht getroffen wurden und ihnen nicht nur zu 
ihrem größten Ärger die Pachtpreise in die Höhe trieben, sondern 
auch die meisten und wertvollsten Gründe nahmen. Zu ihrer 

einlichsten Überraschung sahen sich die Japaner binnen dreier 
Jahre von rund 80 auf weniger denn 50 % der gesamten Fang- 
gründe zurückgedrängt, wobei ihnen diese russischen Gesell- 
schaften obendrein zur Ausbeutung der Fanggründe, für die die 
eigenen Kräfte nicht reichten, japanische Fischer zu Tausenden 
fortmieteten und dadurch Löhne und Arbeitsbedingungen in die 
Höhe trieben, auf der anderen Seite aber die japanischen Firmen 
auf den Weltmärkten mit ihren Konserven in empfindlicher 
Weise unterboten. Trotz aller Entrüstung vermochten jedoch die 
japanischen Fischereigesellschaften gegen das russische Vorgehen, 
das sie systematisch aus einem für völlig sicher gehaltenen Tätig- 
keitsfeld herausdrängte, auf legalem ege nichts anzufangen. 
Um so schärfer wurde freilich die öffentliche Meinung in Japan 
in Erregung versetzt, nicht allein mit dem Hinweis auf die hohe 
wirtschaftliche Bedeutung dieser Gründe für die japanische 
Volkswirtschaft und noch mehr Handelsbilanz — da ein großer Teil 
der Fänge direkt von dort ins Ausland geht und nur ein kleiner 
Teil der Konserven in Japan selber Absatz findet —, sondern vor 
allem auch mit dem Appell, daß es sich hier um eine im russisch- 
japanischen Kriege mit dem Blute der gefallenen Helden teuer 
erkaufies nationales Recht handele. Dieser Agitation, hinter der 
außerordentlich einflußreiche Gruppen, darunter vor allem das 
Haus Mitsubishi, standen, an der aber auch das Oberhaus mit zwei 
bemerkenswert scharfen Resolutionen an die Adresse der Regie- 
rung im Frühjahr 1930 und 1931 sich beteiligte, stand die damalige 


7) Vergl. Ost-Europa, 7. Jahrgang, 1931/32: H. Steinert: Die russische 
Seefischerei, S. 338, 348. 
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Regierung ablehnend gegenüber. So sehr sie ebenfalls den 
Schutz und die Aufrechterhaltung dieses wichtigen nationalen 
Interesses, vor allem durch Zusammenfassung aller daran betei- 
ligten Firmen zu einem geschlossenen Konzern, erstrebte, scheute 
sie doch davor zurück, über diese Frage es zum Bruche mit Ruß- 
land kommen zu lassen. Denn angesichts des Dreimächtespiels, 
das sih im Fernen Osten seit 1927 mit dem Erstarken Chinas 
unter der nominellen Zusammenfassung durch die Kuomintang 
zu einem einigermaßen gewichtigen politischen Faktor wieder 
entwickelt hatte, wollte loa verständlicherweise unter allen 
Umständen es vermeiden, durch Festlegung gegenüber einer der 
beiden anderen Mächte ihre Position der anderen gegenüber allzu 
schwer zu schwächen. So blieb die Regierung Di Suchi — 
ohnehin in ihrer Außenpolitik schwankend, vorsichtig und 
opportunistisch — trotz aller wirtschaftlichen Reibungen Rußland 
gegenüber doch bei einer im ganzen eher wohlwollenden Hal- 
tung, die noch im Frühjahr 1950 der „Iswestija“ Anlaß gab, das 
fünfjährige Jubiläum des russisch-japanischen Vertrages wohl- 
wollend zu kommentieren. 


Auswirkungen des Mandschureikonfliktes. 


Da brachte das jähe Losschlagen der Japaner in der Man- 
dschurei eine völlige Umgestaltung der Lage im Fernen Osten, 
die sich je länger je mehr als entscheidender Einschnitt und 
pruna e ende Wendung auch in den russisch-japanischen Bezie- 

ungen herausstellte. Offenbarte das japanische Vorgehen auf 
der einen Seite die völlige Ohnmacht der chinesischen Regierung, 
so rechnete es auf der anderen kaum minder mit der Schwäche 
der Sowjetunion während der Dauer des Fünfjahrplans. Völlig 
überrascht sah sich diese, die bis dahin seit 1925 Japan gegenüber 
im großen und ganzen im Vordringen gewesen war, plötzlich 
ai in die Defensive zurückgeworfen, ohne doch den Ver- 
ust ihres nordmandschurischen Einflußbereihs an die Japaner 
verhindern zu können. Im Gegenteil, das weitgehende Entgegen- 
kommen, das die Sowjetunion durch den Vorschlag eines Nicht 
angriffspaktes im Dezember 1931 sowie namentlich durch das für 
die Japaner überraschend günstige Resultat der Frühjahrsauktion 
der Fischgründe 1932 bewies, traf apan zunächst auf keinerlei 
Gegenliebe, ja, im Sommer 1932 verdichtete sich die antirussische 
timmung im Heer und in der öffentlichen Meinung bis zur offe- 
nen Kriegsdrohung an Rußland. Um so überraschender wirkte 
daher im August 1932 die starke Annäherung, die sich plötzlich 
zwischen den beiden Staaten durch den Abschluß eines Zusatz- 
vertrages zum Fischereiabkommen von 1928 anzubahnen schien, 
as dem japanischen Wunsche nach Stabilisierung seines Besitz- 
standes an F anggründen weitgehend Rechnung trug. Weit mehr 
Beachtung als dieses Fischereiabkommen, dessen Tragweite ge- 
rade auch für die politishen Beziehungen der beiden Mächte 
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zumeist nicht gebührend erkannt wurde, fand der einen Monat 
später oe Abschluß eines größeren privaten Erdölvertrages 
mit dem bekannten japanischen Industriellen Kojiro Maisukata. 
Während jedoch unter dem Einfluß des magischen Zauberwortes 
„Erdöl“ phantastische weltpolitische Konjekturen an diesen Ver- 
trag geknüpft wurden, blieb die wirtschaftspolitische Tendenz. 
die sih in ihm a e so gut wie völlig unbeachtet. Die 
Idee nämlich, die sowohl dem Matsukatavertrag wie einer Reihe 
anderer, kleinerer Wirtschaftsverträge, die im September bis No- 
vember v. J. zwischen Rußland und japanischen Privatfirmen 
zum Abschluß kamen, von japanischer Seite zugrunde lag und 
von der man sich eine außerordentliche Intensivierung der 
Handelsbeziehungen versprach, lief darauf hinaus, Zug um Zug 
gegen Übernahme billiger russischer Rohstoffe, Ol, Weizen, ja 
auch Baumwolle, den Absatz hochwertiger japanischer Industrie- 

rodukte auf den russischen, insbesondere auf den sibirischen 

arkt systematisch zu forcieren. Alle diese Pläne gelangten aber 
zu keiner Entfaltung, denn ebenso überraschend wie diese An- 
näherung im Frühherbst, deren tiefere Hintergründe bis heute 
noch im Dunkeln liegen, setzte gegen Ende des Jahres eine er- 
neute schroffe Entfremdung ein, die in der Wiederanknüpfung 
russisch-chinesischer Beziehungen, der offiziellen Ablehnung des 
russischen Angebots eines Nichtangriffspaktes durch Japan, 
scharfen Reden der mafgebenden Persönlichkeiten in beiden 
Lagern im Januar dieses Jahres sowie in dem für die Japaner 
katastrophalen Ergebnis der Frühjahrsauktion 1933 Ende 
Februar ihren Ausdruck fand. 


Rußland und das neue Japan. 


So ist heute das Verhältnis zwischen den beiden Nachbarn so 
gespannt wie nur je. Viel lieber als mit Tokio würde die Sow jet- 
union vermutlich mit Washington zusammengehen, wagt aber 
andererseits, da sie sich trotz aller inoffiziellen amerikanischen 
Fühler einer Unterstützung durch die Union nicht sicher genug 
fühlt, es nicht zum offenen Bruch mit Japan kommen zu lassen. 
Andererseits gehen aber doch, genau so wie zwischen Japan und 
Chiang-Kai-Shek trotz aller Dementis niemals alle Fäden ab- 
gerissen sind, auch gegenwärtig noch allerhand Verbindungen 
zwischen Japan und der Sowjetunion hin und her, sei es nur in 
der Form stillschweigenden Einverständnisses. Die Nord- 
mandschurei muß Rußland jedenfalls als verloren abbuchen und 
damit unzweifelhaft auch Wladiwostok und die Küstenprovinz. 
Mit am bedenklidhsten aber für die Sowjetunion ist nicht der 
unmittelbare territoriale Vormarsch Japans, als vielmehr der 
völlig veränderte Geist dieses Landes. Viel zu wenig ist über 
der weltpolitischen Sensation des mandschurischen Vorstoßes sein 
innerpolitischer Sinn beadıtet worden. Und doch kann man 
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zweifeln, ob für die Träger dieser Aktion nicht gerade diese 
innerpolitische Seite letzten Endes viel wichtiger gewesen ist als 
der Gewinn der Mandschurei. 

Mit der Beseitigung der aufstrebenden liberalen und demo- 
kratischen Einflüsse, mit der Übernahme der Staatsgewalt durch 
die Armee hat die japanische Außenpolitik die Klarheit und Ge- 
schlossenheit gewonnen, die ihr in dem vergangenen Jahrzehnt 
vielfach gefehlt und deren Mangel einen guten Teil der sowjet- 
russischen Erfolge im Fernen Osten ermöglicht hatte. Aber nicht 
nur hat die japanische Außenpolitik an Stärke und Konsequenz 
außerordentlich gewonnen, sie beginnt auch ihre Spitze deutlich 
nach China, auch gegen die Reste der sowjetrussischen Stellung 
im Fernen Osten zu richten. Mit der in den Offizierskreisen, wie 
der vorige Sommer gezeigt hat, noch vom russisch-japanischen 
Krieg her nachzitternden Vorstellung vom Erbfeinde Rußland 
verbinden sich dabei weitgreifende panasiatische Vorstellungen, 
denen Rußlands Stellung am Pazifishen Ozean als das Ein- 
dringen eines Fremdlings, der wieder beseitigt werden muf, gilt. 


Gerade in diesem Punkte liegt aber vielleicht der stärkste 
Anlaß zu Konflikten zwischen Ja und der Sowjetunion in 
der Zukunft; denn auch Rußland halt ja bis heute an der Idee 
einer panasiatischen Bewegung unter seiner Führung fest, auch 
wenn es bisher auf den offiziellen Kongressen wie in Nagasaki 
nicht zugelassen wurde. Stellt nun aber Japan — wie es sein 
zurzeit einflußreichster Staatsmann, der Kriegsminister Araki, 
zum Ausdruck gebracht hat — in Zukunft seine ganze Politik ab 
auf die Aufgabe der Führung und der Verwirklichung einer pan- 
asiatischen Völkergemeinschaft, so ist der Augenblick abzusehen, 
wo beide Hegemonialansprüchke notwendig aufeinanderstoßen 
müssen. Damit aber würde zum erstenmal zwischen Rußland 
und Japan ein Ringen nicht mehr nur im Raume, um wirtschaft- 
liche und strategische Positionen, sondern auf gemeinsamer Ebene 
im Reiche der Ideen anheben. 


Die Wandlungen in der soziologischen 
Struktur des russischen Volkes. 
Von Klaus Mehnert. 


Über der verwirrenden Fülle von neuen Tatsachen, Maß- 
nahmen, Dekreten und Gesetzen in der Sowjetunion kann es 
leicht geschehen, daß man die große, prinzipielle Entwicklung 
übersieht. In unserer Zeitschrift haben wir uns stets bemüht, die 
entscheidenden Linien zu verfolgen. Denn wenn diese sich auch 
aus einer Unsumme von Einzeltatsachen, die nicht unbeachtet 
bleiben dürfen, zusammensetzen, — sie sind mehr als deren Summe. 
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Von Zeit zu Zeit müssen sie isoliert herausgestellt werden. Sie 
EN der Rahmen, der die Vielfalt der Beobachtungen zusammen- 
alit. 


Zu diesen bedeutsamen Entwicklungstendenzen gehört die 
unseres Wissens in Deutschland bis jetzt im Zusammenhang noch 
nicht dargestellte Strukturwandlung des russishen Volkes, die 
sich ausdrückt in den Begriffen: Verproletarisierung — 
die Russen gebrauchen selbst das Wort „Orabotschenije“ — und 
Verstädterung des Volkes, Verbauerung und Ver- 
jüngun g der Stadt, Einrücken der F rau in den Produktions- 
proze. Diese soziologischen Tatsachen sind auf lange Sicht 
zweifellos von tieferer und nachhaltigerer Bedeutung für die 
Zukunft Ruflands und seiner Menschen, als viele der heute im 
Vordergrund der Rußlanddiskussion stehenden Fragen. Ein 
Fabrikbetrieb kann je nach Leitung und Belegschaft in wenigen 
Monaten auf die Höhe gebracht oder ee 
werden. Ob aber die Menschen als Fabrikarbeiter und Stadt- 
bewohner, oder als erdgebundene Dörfler leben, das drückt nicht 
nur ihnen, sondern auch nachfolgenden Geschlechtern den 
Stempel auf. 


Die Behandlung dieser aufgeworfenen Frage ist im Augen- 
blik besonders akut, da offensichtlich eine Zäsur eingetreten 
ist. Der Paßerlaß vom 27. Dezember 1932, wonach nur Inhaber 
von Pässen in den Städten bleiben dürfen und Pässe nur an die- 
jenigen Stadtbewohner ausgegeben werden, deren Anwesenheit 
als Arbeiter, Beamte usw. a Angehörigen) in der Stadt un- 
bedingt erforderlich ist, ferner die neuerdings wieder auf- 
tauchende Arbeitslosigkeit und Errichtung von Arbeitsbörsen 
haben bewiesen, daß der Prozeß der Verstädterung sich selbst 
überschlagen hat und eine rückläufige Bewegung eingeleitet 
werden mufte. 


Diese Zäsur ist der gegebene Zeitpunkt, die Entwicklung der 
letzten 15 und insbesondere der letzten 5 Jahre forcierter In- 
dustrialisierung zu untersuchen. Auch in Rußland ist die Bedeu- 
tung der Frage erkannt worden. Als man feststellen mußte, daf 
die jahrelang mit allen Mitteln unterstützte Verproletarisierung 
der Bevölkerung über das Ziel hinausgeschossen und zu einer 
Zusammenballung von solchen Menschenmassen in den Städten 
geführt hatte, daß deren Ernährung und Behausung unmöglich 
wurde, da war es selbstverständlich, daß man die Frage nach der 
Art und dem Umfang der bisherigen Entwicklung aufwarf. % 
sind in den letzten Monaten in der Sowjetunion, z. T. auf Grund 
besonderer Erhebungen und Enqueten, eine ganze Reihe von 
sich gegenseitig ergänzenden Arbeiten durchgeführt und (auf 
russisch) veröffentlicht worden. Ich nenne die wichtigsten: I. Ber- 
lin und J. Mebelj, „Strukturelle Wandlungen in der Bevölkerung 
und im Proletariat“ (Woprosy Truda Nov./Dez. 1932). — 
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S. Josefowitsch, „Die Zusammensetzung des Menschenzustroms in 
das industrielle Proletariat“ (Narodnoje Chosjajstwo Nr. 1/2). — 
B. Smulewitsch, „Soziale und kulturelle Veränderungen in der 
Bevölkerung der Sowjetunion“ (Narodnoje Chosjajstwo Nr. 1/2). 
— M. Awdienko, „Wandlungen in der Struktur des Proletariats 
im ersten Fünfjahrplan“ (Planowoje Chosjajstwo Nr. 6/7, 
1932). — B. Marschewa und I. Okunewa, „Die Frauenarbeit unter 
den Bedingungen des sozialistischen Aufbaues“ (Bolschewik 
Nr. 11/12, 1932). — A. Pusanow, „Die Zusammensetzung der 
Sowchosarbeiter“ (Narodnoje Chosjajstwo Nr. 1/2). — M. G. 
Wainer und W. P. Twerdowskij, „Die Mascinen-Traktoren- 
Stationen zum 15. Jahrestag der Revolution“ (Moskau 1932). — 
A. P. Terjajewa, „Die Sowchosy zum 15. Jahrestag des Oktober“ 
(Moskau 1932). — „Die Volkswirtschaft der Sowjetunion.“ Sta- 
tistisches Jahrbuch 1932. Herausgegeben von der Zentralverwal- 
tung der volkswirtschaftlihen Statistik der Sowjetunion. 
Moskau—Leningrad 1932. 


Für denjenigen, der sich mit sowjetrussischer Statistik 


zu beschäftigen hat, ist die bei jeder Statistik gebotene Skepsis 


der russischen Statistik gegenüber erst recht eine Selbstverständ- 
lichkeit. Ganz abgesehen davon, daß man die Rolle politischer 
Erwägungen bei der Zusammenstellung und Gliederung der 


‘russischen Statistik kennt und häufig auf nicht unerhebliche 
. Zahlenuntershiede und Unstimmigkeiten stößt, muß man zu- 
geben, daf bei der Größe des Landes, bei dem Mangel an aus- 
een statistischen Fachleuten und der ungeheuer raschen 


ntwicklung, die selbst innerhalb weniger Monate erhebliche 


Veränderungen im Gefolge hat, eine Genauigkeit der Statistik 
nicht erwartet werden kann. Ein weiteres Bedenken liegt auch 
' in der nicht immer eindeutigen Definierung von Begriffen. Das 


t 


Wort „Proletariat“ z. B. besitzt das eine Mal die weitere ökono- 


mische Bedeutung und umfaßt alle, die durch Verkauf ihrer 
Arbeitskraft leben, also neben dem Arbeiter auch den Angestell- 


- ten, den Lehrer, Beamten usw., das andere Mal die engere sozio- 


Baer Bedeutung, die nur der Industriearbeiterschaft zu- 


- erkannt wird. 


Trotz dieser Schwierigkeiten und Abstriche erscheint eine 


- derartige, auf sowjetrussishem Material begründete Unter- 


g 


suchung berechtigt, da sie für eine äußerst wichtige Entwicklung 


: zwar keine absolute Genauigkeit gibt, aber ihre Tendenz und ihr 


: Wesen deutlich zeigt. 
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I. Die äußere Entwicklung. 


Man ist aus der Vorkriegszeit gewohnt, von Rußland als von 
einem Agrarlande zu sprechen, von einem Lande, das zu vier 


Fünfteln aus Bauern besteht. Im Jahre 1914 waren in der Tat 
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sogar noch mehr als vier Fünftel, nämlich 82 %, auf dem Lande 
Eee: nur 18% in der Stadt. Und dieses Verhältnis hat 
sich bis zum Jahre 1927 erhalten. Seither aber hat sich — trotz 
der gewaltigen Vermehrung der Bevölkerung (seit 1914 nahezu 
um 30 Millionen!), die in erster Linie auf dem Lande statt- 
gefunden hat, — der Anteil der Stadtbewohner auf 23,7 %, also 
auf annähernd ein Viertel erhöht, während ihre absolute Zahl 
seit der Vorkriegszeit von 24,7 auf 39,1 Millionen stieg. Das 
Tempo in der Zunahme der städtischen Bevölkerung ist von Jarr 


le gewachsen und hat im ans 1932 die außergewöhnliche 
Zahl von 10,1 % erreicht. (Tabelle 1.) 
Tabelle 1. 


Gesamt- Zunahme | Stadtbevölkerung 
bevölkerung gegen Vorjahr | in %, der Gesamt- 
(in Mill.) in Mi (in °/o) bevölkerung 
1897 —_ 12,9 
1914 — 18,0 
1927 3,8 18,2 
1928 4,0 18,5 
1929 4,6 18,9 
1930 8,8 20,2 
1931 10,0 21,8 
1932 10,1 23,7 


Innerhalb der aus diesen Ziffern ersichtlihden Verstädte- 
rung der Bevölkerung läßt sich aber gleichzeitig von einer 
immer stärker hervortretenden „Vergroßstädterung" 
sprechen. Während die Zahlen der Großstädte (mit mehr als 
100000 Einwohnern) 1897—1923 nur um 7 zunahm, ist sie 
1924-1931 um 25 auf 46 gestiegen. In 8 Jahren sind also 
25 Großstädte mit einer Gesamtbewohnerzahl von 8,1 Millionen 
neu entstanden. (Tabelle 2.) 


Tabelle 2. 


Zahl der |mnwahnerzahl| ray allen 
nwohne ın er 
Großstädte |" (in Mill.) |Stadtbewohner 


1897 27,0 

1923 29,3 

also 1897—1923 — 
45,1 


1931 
also 1924—1931 


Als Illustration zu dieser Entwicklung mögen die Einwohner- 
ziffern einiger bekannter Städte dienen (Tabelle 3): 
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Tabelle 3. 


(Einwohner, in Tausend) 


Moskan FE 
ningrad. .... . 
Charkow ...... 
Nishni-Nowgorod . . 
Dnjepropetrowsk . . 

ngrad. .... . 24,59 
Swerdlowsk . 15,69 
Stalin (Jusowo) . ‚26 
Makeewka ..... 44,80 
Archangelsk... .. 16,78 
Tscheljabinsk. .. . 24,85 


Im Kusnezker Bassin hatten 1926 die damals bestehenden Städte 
Anshero-Sunshenka, Stscheglowsk, Prokopiewsk, Leninsk-Kus- 
nezk zusammen 82000 Einwohner, 1931 war diese Zahl (einschl. 
des inzwischen entstandenen Kusnezkostroj) auf 229 000 gestiegen. 


So zeigt schon das äußere Bild der Statistik rein mengen- 
mäßig eine außergewöhnliche Verschiebung. Wesentlicher aber 
als diese quantitative Wandlung ist die mit ihr verbundene Ver- 
änderung der soziologischen Struktur. 


II. Die soziologische Veränderung. 


Die Entwicklung hat sih nicht nur darauf beschränkt, 
Menschenmassen in den Städten zusammenzuballen. Innerhalb 
dieser angeschwollenen städtischen Bevölkerung fällt wiederum 
ein ausgesprochener Zug zur Verproletarisierung auf. 
Während 1927 Arbeiter, Angestellte und ihre Angehörigen 
68,5 % der Stadtbevölkerung ausmachten, betrug der Prozentsatz 
dieser im weiteren Sinne proletarishen Schicht 1931 87,4%. 
(Tabelle 4.) 


Tabelle 4. 


Städtische Bevölkerung insgesamt. .. . . 2... 
. Darunter Arbeiter, Angestellte und deren Angehörigen 87,4 o 
| e Nichtproletarier und deren Angehörigen . 12,6 % 


Es muß übrigens betont werden, daf die Entwicklung in den 
verschiedenen Teilen der Sowjetunion sehr verschieden ver- 
läuft. Je zurückgebliebener ein Gebiet ist, desto größer ist inner- 
halb der proletarischen Schicht der Prozentsatz der Großrussen, 
desto geringer also der Prozentsatz der Einheimischen, wenn- 
gleich dieser in langsamem, aber ständigem Wachsen begriffen 
ist. So waren 1931 unter den Gewerkschaftsmitgliedern in Turk- 
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menistan nur 28,4% Turkmenen, in der Krim sogar nur 104% 
Krimtataren. (Tabelle 5.) 
Tabelle 5. 


Prozentsatz der Ein- 
heimischen unter den 


Gewerkschaftsmitgliedern 
Weißrußland ....... 58,8 63,1 
Turkmenistan. ...... 18,6 28,4 
Tatarenrepublik. ..... 25,1 29,4 
Kine ee sa. ei — 10,4 


Faßt man unter dem Wort „Verproletarisierung“ die verhäli- 
nismäßige Zunahme sowohl von Arbeter als auh von An- 
gestellten zusammen, so fällt wiederum auf, daß der Anteil der 
Arbeiterschaft besonders rasch wächst, während die Zahl 
der Angestellten, die zwar absolut nicht unerheblih zunimm:. 
prozentual zugunsten der Arbeiter sinkt. (Tabelle 6.) 


Tabelle 6. 

Unter der selbständigen 1927 | 1932 

proletarischen Stadt- ? 
bevölkerung (in Prozenten) 
Arbeiter . .... 2.2 2.. 51,1 
Angestellte... . 2.2.2... 23,7 

Dienstpersonal und Haus- 

angestellte... ..... 10,7 
Lernende ......... 6,8 
Pensionierte und Arbeitslose 7,1 


Innerhalb des Wachstums der Industrie - Arbeiterschaft 
wiederum ist es die Arbeiterschaft der schwerindustriel- 
len Betriebe, deren Zunahme überwiegt. 1929 waren 45.4 % in 
der Industriegruppe B, d. h. in der verarbeitenden oder Leicht- 
Industrie beschäftigt, 1931 — auch wieder trotz absoluter Zvu- 
nahme — nur noch 30,9%. (Tabelle 7.) 


Tabelle 7. 
1925 1929 1931 


in Zahlen | in ®/,| in Zahlen | in °% f in Zahlen |in®, 


Gesamtindustrie . | 1921000 | 100 | 2789000 | 100 | 4552000 | 109 


Davon GruppeA | 1031000 | 53,6 | 1525000 | 54,6 | 3113000 69,1 
5 n B 890 000 | 46,4 | 1264000 | 45,4 | 1440000 30.9 


Diese Tatsache wird noch deutlicher, nimmt man die einzel- 
nen Zweige der beiden Industriegruppen für sich. (Tabelle 8. 
Es ergibt sich also, daß allein in den drei Wirtschaftszweigen 
Metallurgie, Maschinenbau und Bauwesen in den wenigen Jah 
ren 1928—1931 fast 3 Mill. neue Arbeiter eingestellt worden sind. 

Wenngleich das Wachstum der Angestellten, Beamten 
und des Dienstpersonals mit dem der Arbeiterschaft nicht Schritt 
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Arbeiter 


Tabelle 8. 


1928 | 1929 | 1930 | 1931 
(Arbeiter in Tausenden) 


Zunahme von 
1928 bis 1931 


(in Tausenden) 


Metallurgie... . 837,8 

Maschinenbau. . . 558,3 

Landw.Maschinen. 78,7 
Industriegruppe B 

darunter 

Textil... ..... —68,7 (Abnahme!) 

Chemie. ..... 96, 

Holzbearbeitung . 130,1 

Nahrungsmittel . . 127,2 

Kleidung ..... 226,6 
Bauwesen ...... 2124,3 11477,2 
Eisenbahn . ..... 793,0 785,0 820,3 990,1 | 251,1 


gehalten hat, weist es ebenfalls mit einer Zunahme von 11% Mill. 
in den Jahren 1926—1931 eine erstaunliche Ziffer auf. (Tabelle 9.) 
Tabelle 9. 


1931 Zunahme 


Brenn Beamte, 1926 bis 1931 
enstpersonal in %, zu 1926 
Insgesamt. ....... +58 
davon 
Industrie. ...... 385 15,0 945 23,3 145,5 
Bauwesen. ...... 23 0,9 183 4,5 670,0 
Transport. . ..... 237 9,3 297 7,3 25,9 
Handel ........ 432 16,9 208 19,8 85,9 
Behörden u. Anstalten . 1103 43,1 1374 33,8 24,9 
übrige . ....... 344 13,4 354 8,7 3,0 
darunter 
Volksverpflegung . . . 36 — 160 — +340 


[Insgesamt ist also die Angestelltenziffer (im weiteren Sinne, 
einschl. der Beamten und des Dienstpersonals) nur um 58 % ge- 
stiegen, während die Arbeiterschaft auf über das Doppelte an- 
wuchs. 1926 kamen auf 1000 Industriearbeiter 162 Angestellte, 
1931 nur noch 112. 

Ein weiteres Charakteristikum dieser Entwicklung ist das 
verhältnismäßig raschere Wachsen der Grofßbetriebe gegen- 
über den Mittelbetrieben, und das Zurückgehen der Klein- 
betriebe. Das wird bemerkbar, selbst wenn man nur die beiden 
a: 1930 und 191 vergleicht. Während in dieser Zeit die Zahl 

er Kleinbetriebe (weniger als 100 Arbeiter) von 4827 auf 4571 
sank und sich die Zahl der Arbeiter, die in 101 bis 200 Arbeiter 
beschäftigenden Betrieben tätig waren, fast gleich blieb (1930 — 
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227 000, 1931 — 280000), ist das Anwachsen der größeren und 
Großbetriebe aus Tabelle 10 ersichtlich. Die Zahl der in Betrieben 


Tabelle 10. 


Betriebsgröße 


201 — 500 
501 — 1000 701 000 
1001 — 2000 770 000 
2001 — 3000 495 000 
3001 — 5000 000 
über 5001 1379 000 


mit über 200 Arbeitern tätigen Arbeiter ist also im Verlauf eines 
Jahres von 3 165 000 auf 4459000, die der Arbeiter in Betrieben 
mit unter 200 Arbeitern nur von 441000 auf 503 000 gestiegen. 

Sehr entscheidende und sehr ungünstige Ziffern zeigt 
Tabelle 11. Es ist von uns immer wieder darauf hingewiesen 


Tabelle 11. 


Zunahme 
der 
Arbeiter 


31. 12. 1928 33,8 
1931 41,4 

Gestiegen um | 69687 
a auf — 


worden, daß in der Kaderfrage, d. h. in der Notwendigkeit, 
eine neue technische Intelligenz gleichsam aus dem 
Nichts zu stampfen, eine der schwierigsten und für das Gelingen 
wesentlichsten Aufgabe der Sowjetunion liegt. In der Leningrader 
Maschinenindustrie ist eineSonderuntersuchung (Tabelle 11) durch- 
eführt worden, aus der sich ergibt, daR die Zahl der hochquali- 
izierten und qualifizierten Arbeiter zwar gestiegen ist, keines- 
wegs aber in dem Umfang, in dem die Zahl der halbqualifizier- 
ten und der unqualifizierten zunahm — und das in einem Sta- 
dium der Entwicklung, in dem die Verfeinerung des industriellen 
und technishen Apparates qualifizierte Kräfte in noch viel 
höherem Maße erforderlich macht wie früher. 


II. Woher kommen die Menschen? 


Betrachtet man einige Jahre hindurch die Zusammensetzung 
der Arbeiterschaft einzelner Industriezweige unter dem Gesichts- 
punkt des sozialen Herkommens der Arbeiter, so ergibt sich über- 
einstimmend eine interessante Feststellung: die Zahl derjenigen 
Arbeiter, die aus Arbeiterfamilien stammen, nimmt von Jahr zu 
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Jahr ab, während die der von Bauern abstammenden Arbeiter 
etwa in demselben Maße steigt. Die beiden anderen sozialen 
Gruppen — Arbeiter, die aus Angestelltenfamilien stammen und 
Arbeiter, die aus Familien von Händlern, Handwerkern usw. 
stammen — fallen daneben kaum ins Gewicht und zeigen eine 
ewisse Stabilität. Besonders stark ist das Überwiegen des 

äuerlichen Elements unter den 1931 neu in die Fabriken auf- 
genommenen Arbeitern. (Tabelle 12.) Ähnliche Zusammenstel- 


Tabelle 12, 

Soziales Herkommenin/, 

Ar- | Ang a 
- e- er 

beiter | stellte Bauern |Handw. 

USW. 

Leningrad: Insgesamt 1929| 518 | 7,1 | 386 | 2,5 
Maschinenindustrie > 1031| 487 | 7, 40,8 | 3,5 
unter Neueintretenden 1931| 382 | 8,7 | 505 | 2,5 

Ural: Insgesamt 1920] 699 | 23 | 26,5 | 1,3 
Metallurgische er 1931] 495 | 1,3 | 48,7 | 1,5 
Industrie unter Neueintretenden 1931 | 29,0 | 0,9 | 699 | 0,2 
ine: Insgesamt 1929| 33,8 | 19 | 63,1 | 1,2 

Kohlenindustrie 


5 1931| 27,1 „2 
unter Neueintretenden 1931| 17,8 | 1,5 | 794 | 1,3 
lungen ließen sih auch für andere Industriezweige machen. 
Überall würde man feststellen, daß der Bauer in ganz ungewöhn- 
lihem Maße das Reservoir der anschwellenden Industrie dar- 
stellt. Der Zustrom von Menschen (also nicht nur von Arbeitern, 
sondern auch von Frauen, Kindern usw.) aus dem Dorf in die 
Stadt hat im Durchschnitt der Jahre 1897—1914 300 000 betragen, 
im Durchschnitt der Jahre 1923/26 1,1 Millionen, 1927/31 1,5 Mil- 
lionen und im Jahre 1952 sogar 2,5 Millionen. Tabelle 13 
zeigt die Zunahme der in der Stadt lebenden Arbeiter und An- 
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Tabelle 13. 


Beide Ge- 


schlechter Frauen 


in Tau- 
senden 


| in 0/o 


Zunahme insgesamt 1927—1931. . . . 100 


Een a din E a A 4071 | 59,1 | 2595 | 56,5 
» „ dem Dorf 2817 | 40,9 | 1994 | 43,5 
gestellten in dem Jahrfünft bis einschließlich 1931. Während es 
1927 in den Städten nur 8866000 Arbeiter und Angestellte gab, 
kamen in den fünf darauffolgenden Jahren 6 688 000 hinzu. Von 
der-Gesamtzahl von 15554000 Arbeitern und Angestellten war 
also 1931 — berücksichtigt man den Abgang von Toten und Pen- 
sionierten — annähernd die Hälfte innerhalb der letzten fünf 
Jahre neu eingestellt worden. Von diesen Neueingestellten 
wiederum waren zwei Fünftel, also fast 3 Millionen, Bauern. 
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Neben dieser „Verbauerung“ der Stadt und des städti- 
schen Proletariats fällt die Verjüngung der Stadtbewohner- 
schaft auf. Tabelle 14 bringt einen Vergleich (in Prozent) zwischen 


Tabelle 14. 


1,6 

16—17 42 
18—19 5,5 
20—34. 30,9 
35—49. 16,8 
) 6,4 


der Alterslage der städtischen Bevölkerung 1927 und 1931. Es 
ergibt sich daraus, daß die 18- bis 34jährigen von 33,7 % auf 
56,4 % aller Stadtbewohner angewachsen sind, während sämtliche 
anderen Altersklassen prozentual abgenommen haben. Die Zu- 
nahme der 18- bis 34jährigen erklärt sich durch die Tatsache, daß 
die vom Lande Zuwandernden hauptsächlich in diesem Lebens- 
alter stehen. Vor allem ist die Zahl derer, die jünger sind als 
24 Jahre, gewachsen. Während 1927 von der selbständigen Stadt- 
bevölkerung 30,4 % unter 24 Jahren waren, waren es 1931 34,4 %. 


Vergleicht man die Alterslage der Jahre 1927 und 1931 bei 
den einzelnen Gruppen des städtischen Proletariats, so ergibt 
sich bei den Arbeitern ein außerordentliches Anschwellen des 
Anteils der 15- bis 24jährigen, bei den Bauarbeitern z. B. von 
26,9 % im Jahre 1927 auf 46,6 % im Jahre 1931. Fast die Hälfte 
aller Bauarbeiter also war 1931 jünger als 24 Jahre. Dagegen 
nahmen unter den Angestellten die älteren Jahrgänge stärker zu 
auf Kosten der jüngeren, da die Angestellten weniger jüngeren 


Nachwuchs aufzuweisen haben. (Tabelle 15). 
Tabelle 15. 


Unter| 15-19 | 20-24 


14 
in %|in % |in 9% 


25-29 
in %o 


30-34 
in %% 


Industriearbeiter . 11,3 | 15,8 78 
86 | 12,3 6,6 
Bauarbeiter . . . 12,8 | 19,6 | 11,4 
80 | 12,6 8,4 
Angestellte. ... . 14,3 | 17,1 8,7 


14,4 | 172 82 

Ein ähnliches, in sich für die einzelnen Gruppen bezeichnend 
differenziertes Bild gibt die Gewerkschaftsstatistik, nach der 1931 
unter allen Gewerkschaftsmitgliedern 51,1 %, unter den Ge- 
werkschaftsmitgliedern der Industriegruppen und des Transports 
sogar über 58 % jünger waren als 22 fahre, während nur ein 
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Viertel, bei den Industriegruppen sogar nur ein Fünftel der Mit- 


glieder über 30 Jahre alt ist. (Tabelle 16.) 


Tabelle 16. 
unter 22] 23—29 | über 30 
in °/o in %/, in 0o 


Altersgruppen aller Gewerkschaftsmitglieder 5 | 234 25,5 


darunter 
Industrie .... 2 2 0 oe ren 58,1 21,3 20,6 
Bauwesen . 2. 2 2 2 0 mer. 44,9 25,3 29,8 
Transport. 2.25. 2a ar Sen 58,2 22,9 23,6 
Kommunalwirtschaft. . . . . 2 2 2 22020. 47,0 26,7 35,6 
Handel und Volksernährung . . . ...... 40,3 29,3 30,4 
sozial-kultureller Sektor . . . .. 2 2 2 2.2. 40,7 25,2 34,1 
Staatsunternehmungen. . . . 2» 2 2 22.2.0. 32,9 33,1 34,0 


Das Durchschnittsalter der städtischen Arbeiter — noch 1926 
35,1 Jahre — sank bis 1931 auf 30,9 Jahre. In demselben Jahre 
betrug das Durchschnittsalter der in der Maschinenindustrie der 
Ukraine beschäftigten Arbeiter 28,7, in der Kohlenindustrie der 
Ukraine sogar nur 27,3 Jahre. Mehrere der Neubaugebiete, wie 
Dnjeprostroj, Traktorostroj, Magnitostroj und Kusbass, werden 
mit Arbeitern, von denen drei Viertel jünger sind als 24 Jahre, 
aufgebaut. 


IV. FamilieundFrau. 


Einen sehr nachhaltigen und in seiner Bedeutung für die Ent- 
wicklung des russischen Volkes noch gar nicht abzusehenden Ein- 
flu hat der Industrialisierungs- und Verstädterungsprozeß für die 
Familie und die Stellung der Frau gehabt. Es wird hier nicht auf 
die Familienpolitik der Sowjetunion, auf die Einstellung des 
Bolschewismus zur Familie, die in den letzten Jahren zweifellos 
auch Wandlungen unterworfen war, eingegangen, sondern es 
sollen nur einige statistische Zahlen gegeben werden. 


Als erstes ist durchweg eine Verkleinerung der städti- 
schen Familie festzustellen. Während 1927 durchschnittlich jede 
städtische Familie aus 3,92 Personen bestand, betrug die Zahl 1931 
nur noch 3,73 (Tabelle 17). Diese Tatsache ist nicht so sehr auf 


Tabelle 17. 


Mitglieder | Gesamte Stadt- 
pro Familie] bevölkerung 


Arbeiter- 
familien 


Angestellten- 
familien 


einen Geburtenrückgang zurückzuführen, als vor allem darauf, 
daß, wie dargelegt wurde, unter den in die Stadt strömenden 
Menschen die Zahl der Jugendlichen, die naturgemäß erst über 
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sehr kleine Familien verfügen, z. T. noch gar keine Nachkommen 
haben, stark vorherrscht. 
Während so auf der einen Seite die Zahl der Familienmit- 
nn überhaupt abnimmt, wächst jedoch auf der anderen Seite 
ie Zahl derjenigen Familienmitglieder, die selbständig und nict 
auf das Verdienst des Familienhauptes angewiesen sind. Setzt 
man jede Familie = 100, so zeigt Tabelle 18 den Prozentsatz der 
Selbständigen innerhalb jeder Familie im Vergleich der 
Jahre 1927—1931. Dabei sind unter den Selbständigen auch die 
sehr zahlreichen Inhaber staatlicher und ähnlicher Studien- 
Stipendien verstanden. 
Tabelle 18. 


Selbständige pro Familie in °/, 
Stadtbevölkerung| Arbeiter | Angestellte 


Der Prozentsatz derjenigen erwachsenen städtischen Bewoh- 
ner, die selbst nicht arbeiten, wie z. B. Pensionäre, Arbeits- 
lose usw., ging in den letzten Jahren durch die weitgehende Auf- 
saugung der Arbeitslosen sehr stark zurück. 1927 machten die 
unaktiven Erwachsenen 16,8 % des städtischen Proletariats aus, 
1931 — 8,9 Z und 1932 — 65 %. 

Am interessantesten erscheint in diesem Zusammenhang die 
soziale Veränderung innerhalb jeder einzelnen Familie. 
Bezeichnet man eine Familie, in der der Vater Fabrikarbeiter ist. 
als eine Arbeiterfamilie, so ergibt sich, daß der Prozentsatz der 
Familienmitglieder, die nicht wie der Vater Arbeiter, sondern 
Angestellte sind, in einer Zunahme begriffen ist (Tabelle 19). 
Umgekehrt ist in Angestelltenfamilien die Tendenz eines An- 
wachsens der als Arbeiter tätigen Familienmitglieder zu be- 
obachten. Der aus einer Angestelltenfamilie Stammende, auf dem 
bis vor kurzem und z. T. auch noch heute der Makel des Nicht- 
proletariers lastete, sucht durch den Übergang zur Industrie- 
arbeiterschaft den Anschluß an die führenden Schichten des neuen 
Staates zu gewinnen. Umgekehrt bemüht sich der Arbeitersohn, 
der seine Vergangenheit nicht zu scheuen oder zu verschleiern 
braucht, und der, auch wenn er Angestellter wird, seiner 
sozialen Herkunft nach die Bezeichnung „Arbeiter“ behält und 
im Genuß der daraus resultierenden Vorrechte bleibt, in die An- 
gestelltenschidıt hereinzugelangen, die seit einigen Jahren durd 
die Komplizierung des wirtschaftlichen und technischen Lebens 
und den Kadermangel an Bedeutung gewonnen hat und häufig 
auch bevorzugte Lebensbedingungen bietet. 

An der in Tabelle 18 gezeigten Zunahme des Prozentsatzes 
der selbständigen Familienmitglieder ist in erster Linie die Nev- 
einschaltung Breiter Frauenmassen in den Produktions- 
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prozeft beteiligt. Nach den Angaben des Zentralgewerkschafts- 
rats gab es in den Städten 2394000 werktätige Frauen am 
1. Januar 1928, 3697 000 am 1. Januar 1930 und 5 713 000 am 1. Ja- 
nuar 1932. Die Mobilisierung der Frau ist je nach Gegend ver- 


Tahelle 19. 


Fabrikarbeiterfamilien . 


Angestelltenfamilien . . 


1926 
1931 


1926 23,4 59,8 
1931 


schieden. Den höchsten Prozentsatz innerhalb der Werktätigen 
beiderlei Geschlechts erreichen die Frauen mit 41,8 % im Iwanowo- 
Wosnessensker Gebiet, dann im Leningrader mit 35,3 % und im 
Moskauer Gebiet mit 35 %. In der Ukraine sind es 25 %, in Kir- 
gisien nur 18,5 % und in Turkmenistan sogar nur 15,8 %._ 


Dieses Verhältnis ist nicht nur nach Gegenden, sondern auch 
nach Städten verschieden (Tabelle 20), wobei festzustellen ist, 
daß durchweg bei der städtischen Bevölkerung insgesamt, vor 
allem durch die starke männliche Zuwanderung vom Lande, die 
männliche Zunahme überwiegt, während unter den städtischen 
Arbeitern und Angestellten allein die Zahl der Frauen z. T. be- 
trächtlich rascher wächst als die ihrer männlichen Arbeitskollegen, 
ein Beweis dafür, daß die neu in den städtischen Arbeitsprozef 
eingeschalteten Frauen sich in erster Linie aus mobilisierten 
Stadtbewohnerinnen und nicht aus zugewanderten Landbewoh- 
nerinnen rekrutieren. 


Tabelle 20. 


Zunahme Bevölkerung 


Arbeiter und Angestellte 
in 0/ von 1926 Gen u Fe 


weiblich 


weiblich männlich 


männlich 


Moskau. ...... 

Nishni-Nowgorod. . 237,2 258,7 
Stalingrad .... . 351,4 435,0 
Samara. ...... 191,9 246,3 
Saratow ... 2... 197,5 213,4 


Einen weiteren Beweis für diese Annahme bietet Tabelle 21. 
Bei einer statistischen Erfassung der in der Leningrader Ma- 
schinenindustrie und der in der ukrainischen Maschinenindustrie 
Beschäftigten ergab sich, daß bei den Frauen ein geringerer 
Prozentsatz vom Lande stammte und ein größerer aus städtischen 
Arbeiterfamilien als bei den Männern. 
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Tabelle 21. 


1931. Besonders auffallend ist die starke Zunahme der Frauen 
unter der Arbeiterschaft des Bauwesens und der Eisenbahn. 


Tabelle 22. 


Ge- Arbeiter Angestellte 
Frauen Samle Alle Bau- | Eisen- | ‚Alle Dienst- 
elbst, z a 3 - A : 
(in 9/0) Bevölk beiter dustrie| wesen | bahn stelte Beamte Hangen zonal 


1. Januar 1927 .. 


33,0 | 22,4 | 27,1 1,77 | 331 27,1 | 38,4 
1. April 1931... 


33,8 | 23,3 | 29,0 9,6 8,1 | 34,6 | 42,0 | 37,4 | 56,1 
0) der Gesamt- 


zunahme 1927-31 | 36.1 | 24,1 | 30,7 | 10,4 | 19,3 | 46,9 | 53,5 | 126,7 | 752 


Ist die Verbauerung des weiblichen Teils des städtischen 
Proletariats geringer als die des männlichen Teils, so ist auf der 
anderen Seite bei den Frauen ein beträctliches Überwiegen 
en Ba Jahrgänge gegenüber den Männern vorhanden. 

ast zwei Drittel und für einzelne Industriezweige über drei 
Viertel, ja sogar über vier Fünftel der werktätigen Frauen sind 
jünger als 30 Jahre. (Tabelle 23.) 


Tabelle 23. 
Frauen Männer 
jünger als 30 Jahre 
in 0/ aller 

Städtisches Proletariat . . 58,0 48,9 
Metallarbeiter. ...... 77,9 68,1 
Bergarbeiter ....... 81,9 62,1 
Bauarbeiter. ....... 78,1 59,5 
Eisenbahn . ....... 68,4 43,5 


V. Auf dem Lande. 


Bisher war nur von der eigentlichen und direkten Verprole- 
tarisierung die Rede, d. h. von dem Zustrom in die Stadt und von 
den Wandlungen in der Stadt. Es wäre aber falsch, sich in diesem 
Zusammenhang nur darauf zu beschränken. Denn die Entwick- 
lung der sowjetrussischen Landwirtschaft in den letzten Jahren, 
vor allem seit 1929, und noch mehr seit 1931, hat in einem Umfang, 
den noch vor zehn Jahren niemand für möglich gehalten hätte, 
auch zu einer Verproletarisierung des Nacken Landes geführt, und 
zwar einerseits durch die Bildung der gegen 5000 Sowchosy und 
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2500 Maschinen-Traktoren-Stationen auf dem Lande, also von Be- 
trieben mit Direktoren, Angestellten und Lohnarbeitern, die sich 
von städtischen Arbeitern kaum noch unterscheiden und deren 
Arbeitsstellen den bezeichnenden Namen „Getreidefabriken“ 
tragen, und andererseits durch die immer stärker hervortretende 
Umwandlung der ursprünglich auf genossenschaftlicher Basis ge- 
gründeten Kolchosy in dem Staatswillen unmittelbar unterstellte 


Großtbetriebe. 
Tabelle 24 zeigt das rasche Wachsen der in den Staats- 


gütern angestellten Arbeiter. Bereits für 1931 wird ihre Ge- 
samtzahl mit annähernd 2 Millionen Menschen, von denen 700 000 
zum ständigen Stamm der Betriebe gehören, beziffert. 


Tabelle 24. 


Sowchosarbeiter in Tausenden 


1930 1039,1 249,4 348,4 441,3 

1931 1895,4 691,4 580,6 623,4 
Im Herbst 1930 wurde von der Zentralverwaltung der 
Statistik in 311 Sowchosy mit 40 819 ständigen und 32009 Saison- 
arbeitern eine Untersuchung der sozialen Herkunft dieser Ar- 
beiter durchgeführt, und man wird annehmen können, daß das 
Ergebnis ungefähr auch für die übrigen und inzwischen neu ent- 
standenen Sowchosy typisch ist. (Tabelle 25.) Es ergibt sich also, 


Tabelle 25. 
. Ständige Saison- 
Soziales Herkommen ; : 
der Sowchosarbeiter Arbeiter 5 arbeiter 
(in °/o) 

Landarbeiter in Individualwirtschaften 40,5 
Selbständige Bauern ... ...... 26,8 
Kolchosniki. . . . » 2 2.2 2 2 2 2 20 3,0 
Bauern . . 2 2 2 200 ren 70,3 
Arbeiter der Schwerindustrie. . . . . 3,1 
5 anderer Industrien... ... 8,2 
Angestellte und Bedienstete.. .... 6,8 
Handwerker . . .. 2 2: 2 2 2 220. 0,5 
Arbeiter, Angestellte usw.. ..... . 18,6 
Übrige Unselbständige . ....... 9,2 11,1 


daß die überwiegende Majorität der Sowchosarbeiter — und 
diese Majorität ist seit 1930 zweifellos noch größer geworden — 
aus ehemaligen Bauern. besteht. Von den ständigen Sowchos- 
arbeitern kommen rund zwei Drittel, von den Saisonarbeitern 
drei Viertel und von den in der Tabelle nicht erwähnten Hilfs- 
arbeitern zweifellos so gut wie 100 % vom Lande. Rechnet man 
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dieses Verhältnis von 1930 auf die in der Tabelle 24 gegebenen 
Zahlen von 1931 um, so ergibt sich, daß allein durch die Sowchosy 
11⁄2 Millionen Bauern auf den Weg der Verproletarisierung ge- 
bracht wurden. Infolge ihres jugendlichen Alters — 50 % der 
ständigen, 70 % der Saisonarbeiter sind jünger als 25 Jahre — 
sind sie für den Industrialisierungsgedanken und die proletarische 
Idee besonders aufnahmefähig. 


Über die in Maschinen-Traktoren-Stationen Be- 
en sind genaue Zahlen nicht veröffentlicht worden. 
Immerhin ist anzunehmen, daß auf den gegenwärtig rund 2500 
MTS mehrere hunderttausend Angestellte und Arbeiter beschäf- 
an sind. Allein in den MTS-Kursen im Herbst 1931 und im Früh- 
jahr 1932 wurden 161000 bzw. 132000 Traktoristen. 15500 bzw. 
16000 Obertraktoristen und 16000 bzw. 15000 Brigadiere aus- 
gebildet. Außerdem verfügen die MTS über eine große Anzahl 


von Direktoren, Agronomen, Mechanikern, Schlossern usw. 


Weit über 15 Millionen Bauernwirtschaften mit einem Viel- 
fachen an Menschen haben sich seit dem Herbst 1929 in fast 300 000 
Kollektivwirtschaften zusammengesclossen. Will man 
auch diese als auf dem Wege zur Proletarisierung befindlich be- 
zeichnen — nach den Bestimmungen der letzten Monate, die eine 
immer straffere Eingliederung der Kolchosy in den Staat be- 
trieben, kann man das ohne weiteres —, so ergäbe sich, daf zwei 
Drittel der russischen Bauernschaft, ganz besonder. in den 
landwirtschaftlich wichtigsten Gebieten, schon heute mehr oder 
weniger Proletarier sind. 


kad P k 


Das Wesentliche ist aus den Zahlenreihen deutlich geworden: 
Ungeheure Menschenmassen sind in die Städte geströmt, vor 
allem, seit im Sommer 1931 Verträge zwischen Fabriken und 
Kolcdhosy über die Stellung von Arbeitskräften aus dem Dorf für 
die Industrie aufkamen. Ein beträctlicher Teil dieses neuen 
Proletariats brachte nicht die mindesten Qualifikationen für die 
Arbeit in der Industrie mit, und die Hast, mit der er sich in den 
Produktionsprozef eingliedern sollte, ließ ihm gewöhnlich nicht 
die Zeit zur allmählichen Umgewöhnung. Die meisten hielten es 
nicht lange in einem Betrieb aus. Sie hofften, wo anders leichtere 
Arbeit, bessere Lebensbedingungen zu finden. Das führte zu 
dem, was Stalin als das Grundübel im Sowjetaufbau bezeichnete, 
zur maßlosen Fluktuation der Arbeiter von Fabrik zu 
Fabrik, von Stadt zu Stadt, die im Verlauf eines Jahres bis zu 
80 %, ja bis zu 100 % der Belegschaft der einzelnen Werke be- 
trug. Die Betriebe, die ihre Arbeiter auf diese Weise verloren, 
forderten immer neue an, und immer neue folgten dem Ruf. Je 
mehr es gelang, durch drakonische Maßnahmen die Freizügig- 
keit zu beseitigen und die Fluktuation zu unterbinden, je mehr 
sich unter dem Einfluß der Parolen des Herbstes 1932 ein rigo- 
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roser Abbau aller nicht unbedingt notwendigen Angestellten und 
Arbeiter anbahnte, desto deutliher wurde die lange Zeit un- 
beachtet gebliebene Hypertrophie der Stadt. Nimmt man hinzu, 
daß 1932 die Ernte günstigstenfalls den Ernteertrag von 1913 er- 
reichte, während seit 1913 die Gesamtbevölkerung um 30 Mil- 
lionen, die Stadtbevölkerung allein um 15 Millionen Seelen — 
„Esser“ nennt sie der Russe bezeichnenderweise — gewachsen ist, 
so sieht man, wie dringend notwendig die durch die Pafßverord- 
nung eingeleitete Entlastung der Städte war, die freilih für 
viele der Ausgewiesenen einem Todesurteil nahekommt, wie 
dringend notwendig auch die in den letzten Wochen von Kolcos- 
Seite erfolgte E erung der Abwanderung vom Dorf in die 
Stadt. Dabei darf man aber nicht übersehen, daf die Paßverord- 
nung in erster Linie für die alten Großstädte gilt, während in den 
Neubausebieten z. T. der Menschenzustrom immer noch gefördert 
wird. Man darf auch nicht vergessen, daf es grofßenteils andere 
Massen sind, die jetzt die Städte verlassen müssen, als die, welche 
in den letzten fünf Jahren in die Städte strömten. Ein großer 
Teil der Jungbauern hat inzwischen in der Stadt festen Fuß ge- 
faßt, während unter den Ausgewiesenen viel ehemalige städtische 
Bourgeoisie ist. 


Es ist billig, den Russen einen Vorwurf daraus zu machen, 
daß ihnen der hier geschilderte Prozeß über den Kopf gewachsen 
ist. Wir beschränken uns auf eine Feststellung der Tatsachen. 
Dazu gehört freilich auch die Tatsache, daf selbst der allmächtige 
russische Staat bei der zentralen Regulierung der Bevölkerungs- 
politik auf ungeheure, kaum überwindbare Schwierigkeiten stößt. 


Die innerpolitischen und wirtschaftlichen 
Aspekte des Sowiet-Etats 1933. 
Von Gerhard Dobbert. 


Trotz der wirtschaftlichen Schwierigkeiten in der UdSSR, 
die alle in Vorbereitung befindlichen Pläne für das Jahrfünft 
1933—1937 über den Haufen warfen und ihre grundlegende Re- 
vision erforderlich machten, ist mit nicht allzu großer Verspätun 
der Wirtschaftsplan und der Etat für 1933 dem ZIK der UdSS 
vorgelegt und von ihm genehmigt worden. Die wirtschaftlichen 
und finanziellen Direktiven für ein Jahr liegen somit vor. Da 
nach Stalin (Rede auf dem XVI. Parteikongrefß) „das Aufstellen 
eines Planes nur den Anfang der Planarbeit bedeutet“ und so- 
mit jeder Plan nur eine Annäherung an die gegebenen Möglich- 
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keiten ist, also ee abgeändert und vervollkommnet“ 
werden muf, so kann auch diesen Plänen keine große Stabilität 
zuerkannt werden. Immerhin geben sie Anhaltspunkte, wie die 
Sowjetleitung die weitere wirtschaftliche Entwicklung plant. 
Zudem sind auch die Termine für die Vorlage der Entwürfe 
für den Il. Fünfjahrplan bei den obersten Behörden der RSFSR 
und der UdSSR angesetzt worden (März und April; der zu- 
sammengefaßte Fünfjahrplan muĝ vom Gosplan dem SNK |Rat 
der Volkskommissare]| zum 10. April eingereicht werden), die so 
aufzustellen sind, daß die für 1933 bewilligten Pläne als erste 
Etappe des neuen Fünfjahrprogramms beibehalten werden 


können. 


Dem Etat für 1933, des „ersten Jahres des II. Fünfjahrplans“, 
wie sein offizieller Titel lautet, kommt ebenso wie seinem Vor- 
gänger eine erhöhte Bedeutung zu: die Versuche der vorher- 
gehenden Jahre, die Staatsfinanzen in ihrer Gesamtheit zu 
einem einheitlichen Finanzplan zusammenzufassen, was den 
Versuch bedeutet, acht bis neun Zehntel des Volkseinkommens 
einer streng planmäfßiigen Regulierung zu unterwerfen, war miß- 
glückt!). Berechnungen dieser Art werden jetzt nur für den 
internen Gebrauch angestellt, aber nicht veröffentlicht, auch 
unterliegen sie nicht der ursprünglich für den Finanzplan vor- 
gesehenen gesetzlichen Sanktion durch den ZIK (Gesetz vom 
23. Mai 1930). Das einheitliche Staatsbudget umfaßt zwar nicht 
hundertprozentig die gesamten Staatsfinanzen (z. B. fehlen die 
Finanzen der staatlichen Versicherungen, der Sozialversiche- 
rung, das Lokale Budget usw.), aber immerhin gegen zwei Drittel 
derselben; es enthält insbesondere die Investierungen in der 
Volkswirtschaft, also die finanzielle Seite des sowjetistischen 
Wirtschaftsprogramms, soweit es sich nämlich um Ausgaben für 
den Ausbau des vergesellschafteten Sektors handelt. 


Der Sowjet-Etat ist unter dem Gesichtspunkt seiner inner- 
politischen Bedeutung besonders nach zwei Richtungen hin inter- 
essant: Einmal wirtschaftspolitisch, indem aus seiner Struktur, 
vor allem aber aus seinem Inhalt zu ersehen ist, in welchem 
Stadium der Entwicklung sich Sowjetrußland auf dem Wege zum 
Sozialismus befindet und in welcher Weise die Finanzpolitik 
der Sowjets diese Entwicklung fördert; strebt doch die UdSSR 
danach, den vergesellschafteten Sektor der Volkswirtschaft mit 
allen Kräften zu erweitern, indem sie nicht nur alle irgendwie 


1) Die Bankreform von 1931 erwies sich als ein Mißerfolg; sie leistete 
einer unplanmäfßigen Kreditgebarung Vorschub, sie konnte keine reinliche 
Scheidung zwischen Budgetmitteln, Staatsbankkrediten und eigenen Mitteln 
der Wirtschaftsorganisation erreichen und daher auch keine geordnete Finanz- 
gebarung in der Wirtschaft (vgl. Grinkos Etatrede für das Jahr 1932). 
Auf diese Weise trug sie wesentlich zum Scheitern des einheitlichen Finanz- 
plans in der Form, wie er ursprünglich in Aussicht genommen war, bei. 
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verfügbaren Mittel zum Ausbau der vergesellschafteten Wirt- 
schaft mobilisiert, sondern auch durch geschickte finanzpolitische 
Maßnahmen die letzten Reste der Privatwirtschaft zu vernichten 
sucht. Zum andern ist er für das politische Verhältnis des Bundes 
zu den Gliedstaaten bedeutsam. Das einheitliche Staatsbudget, 
das den Etat des Bundes und die Etats der Gliedstaaten enthält, 
ist ein Spiegelbild ihrer finanziellen Wechselbeziehungen und 
damit auch der finanziellen Grundlage der Nationalitäten- 
politik der Union, die an Hand realer Zahlen besser beurteilt 
werden kann als aus Äußerungen propagandistischer oder pro- 
grammatischer Art. 


I. 
Die Einnahmen des Etats weisen folgende Hauptposten auf: 
` in Millionen Rubel in v.H. 
1. Einnahmen des vergesellschafteten 
Sektors: 28 748,9 82,1 
Darunter: | 
Umsatzsteuer . . . 2 2 . . . 21796,2 62,3 
Überweisungen der Gewinne der 
vergesellschafteten Wirtschaft . 1 105,9 3,2 
Einnahmen d. Verk.-Wes. (Netto) 2775,4 7,9 
2. Mobilisierung der Mittel der Be- 
völkerung: 5 364,4 15,3 
Organisierte Kapitalbildung 
(Anleihen) . . . 2 2.2.2. 32120 9,2 
Einnahmen steuerliher Art . . 21524 6,1 
3. Sonstiges a 897,6 | 2,6 
Insgesamt 1—3 .... . . . 350109 100,0 


Schon die strukturelle Neuordnung ist für den Fortschritt 
des Sozialismus innerhalb der Sowjetwirtschaft bezeichnend, da 
sie im Gegensatz zu früher nicht, wie in den Etatübersichten 
kapitalistischer Länder, die Einnahmen nach ihren Hauptarten 
ae sondern erstmalig für 1933 nach dem Gesichtspunkt des 

ergesellschaftungsprozesses der Volkswirtschaft. Auf Grund 
obigen Ausweises ergibt sich nun, daf bei einer Bilanzsumme 
von 35 Milliarden Rubel 28,7 Milliarden oder nicht weniger als 
82,4 % aus dem verstaatlichten Sektor stammen?). Der verstaat- 


2) Den offiziell aus dieser Zusammensetzung gezogenen sozialökono- 
mischen Schlußfolgerungen muß entgegengehalten werden, daf diese Abgren- 
zung insofern willkürlich ist, als z. B. die Umsatzsteuer, die mit 21,8 Mil- 
liarden = 62,3 Prozent des ganzen Etats angesetzt ist, nur der formalen 
Bezeichnung nach eine Steuer, de facto aber ein sehr hoher Preisaufschlag 
auf die staatlihen Produkte zur Einholung der Verwaltungskosten und 
der Kapitalbildung ist, der also, soweit es sih um Verbrauchsgüter handelt, 
von der Bevölkerung also vom privaten Bereich getragen werden muß, mit- 
hin die Kaufkraft der Löhne beeinträchtigt. 
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lichte Sektor wird jedenfalls immer mehr zum Träger der 
Staatsfinanzen, und der Etat erhält die Funktion, die Mittel 
innerhalb des verstaatlichten Sektors umzuverteilen: er sammelt 
sie aus den wirtschaftlich starken Positionen und dirigiert sie 
an Stellen, die verstärkt oder ausgebaut werden müssen. Sowohl 
Steuern als Anleihen werden ihm in ständig zunehmendem Maße 
auferlegt, wobei es beim sozialistischen Charakter des Sowjet- 
staates kein prinzipieller Unterschied ist, auf welche Weise er 
sich seine Mittel beschafft. Es handelt sih um die jeweilig 
zweckmäfßigste Methode, da die Preise (soweit sie staatlich sind). 
die Anleihen ebenso wie die Steuern durch den Staat festgesetzt 
werden, während in kapitalistischen Staaten sich der Preis durdı 
Angebot und Nachfrage auf dem Markt bildet und die Anleihen 
in der Regel freiwillige Kreditgewährung Privater an den Staat 
sind. Die Bezeichnung der Anleihen durch Grinko als „Frei- 
willige Mobilisierung der Mittel der Bevölkerung“ widerspricht 
vollkommen den Tatsachen. 


Die Gesamtsumme der Kapitalbildung (Gewinn plus Amorti- 
sation) der staatlichen Wirtschaftsorganisationen soll insgesamt 
10,2 Milliarden betragen unter der Voraussetzung, daß das Wirt- 
schaftsprogramm in bezug auf die Produktion, die Senkung der 
Selbstkosten und die Produktivität der Arbeit durchgeführt 
werden kann. Die Überweisungen an das Budget stellen nur 
einen kleinen Teil der Gewinne dar, die zum weitaus größten 
Teil den Betrieben zur eigenen Verfügung verbleiben. 


Im Vergleih zum verstaatlichten Sektor tritt der private 
Bereich immer mehr in den Hintergrund, da er nicht nur poten- 
tiell, sondern auch seinem Volumen nach, besonders infolge der 
überhöhten finanziellen Belastung zusammenschrumpft. Die 
Mehrbelastung der privaten Wirtschaft war von jeher ein spe- 
zifisches Kennzeichen des sowjetrussischen Steuersystems?) und 
kommt auch bei den neuesten Steuern wiederum deutlich zum 
Ausdruck. Das Gesetz über die Naturalsteuer (Prodnalog), d. hb. 
über die Ablieferung von landwirtschaftlihen Produkten vom 
19. Januar 1933 (Getreide und Hülsenfrüchte), das nun auch durch 
weitere Gesetze über die Ablieferung von Kartoffeln und 
Sonnenblumensamen ergänzt wurde (Gesetz vom 20. Februar 1935), 
bestimmt für die privaten Wirtschaften ein strengeres Veranla- 
gungsverfahren und fünf- bis zehnprozentige höhere Äbliefe- 
rungsquoten auch für die Kollektiv- oder Staatsgüter. Außerdem 


nn nn MM 


3) Vgl. hierzu meinen Aufsatz im Finanzardhiv: „Die Grundzüge der 
neuen Steuerverfassung der UdSSR“ NF Bd. 1. Heft 1, 1932. 
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unterliegen die privaten landwirtschaftlichen Betriebe noch einer 
zu Ende des Jahres 1932 (19. November) eingeführten Sonder- 
steuer. In der heutigen Phase der wirtschaftlichen Entwicklung 
ist, wie Stalin auf dem XVII. Parteikongreß hinwies, mit einer 
Verschärfung des Klassenkampfes in bestimmten Parzellen des 
sozialistischen Aufbaues zu rechnen. Die Privatwirtschaft ist der 
Klassenfeind, und wenn ihr auch gezwungenermaßen zeitweilig 
eine größere Bewegungsfreiheit zugebilligt werden muß, so 
sucht man sie doch andererseits gerade durch finanzpolitische 
Maßnahmen wieder einzuschränken. Daß aber mit einer über- 
stürzten formalen Sozialisierung noch nicht die Durchdringung 
des Landes mit einer sozialistischen Gesinnung Hand in Hand 
geht, betont auch Stalin in seiner letzten großen Rede auf der 
Unionstagung der Udarniki der Kolchosen. 


Während die Einnahmeseite des Etats die Strukturwand- 
lungen des Sowjetstaats und der Sowjetwirtschaft zum Sozialis- 
mus zum Ausdruck bringt, vermittelt die Ausgabenseite einen 
Überblick über die Staatstätigkeit in ihrer Gesamtheit, in erster 
Linie über das Sowjetwirtschaftsprogramm und seine Finanzie- 
rung. Vor den wirtschaftlichen Aufgaben haben audı heute noch 
alle anderen, selbst die für die so rückständige Sowjetunion über- 
aus wichtigen kultursozialen, zurückzutreten. Nach den Angaben 
des Finanzkommissars Grinko beträgt die Gesamtsumme aller, 
auch der nicht durch das Budget erfaßten Einnahmen gegen 
52 Milliarden, von denen 32 Milliarden für die Volkswirtschaft 
und nur 11 Milliarden für kultursoziale Zwecke verwendet 
werden. Das Primat der Wirtschaft ist entsprechend der durch 
die materialistische Geschichtsauffassung bedingten Ideologie, 
daß alles soziale Geschehen durch die wirtschaftliche Entwicklung 
bestimmt werde, ohne weiteres gegeben, wenigstens solange der 
reine Sozialismus nicht verwirklicht ist. Die Finanzierung der 
Volkswirtschaft erstreckt sich, dem Charakter des Sowjetstaates 
entsprechend, auf die Staatswirtschaft, einmal, um à tout prix den 
Sozialisierungsprozefß abzuschließen, zum andern, um die Volks- 
wirtschaft so zu fördern, daß die Union allen ihren Bewohnern 
einen auskömmlichen Lebensunterhalt bieten kann, ohne vom 
Ausland wirtschaftlih abhängig zu sein. Die sowjetrussische 
Finanzpolitik hat nun die Funktion, den Entwicklungsprozef 
des Wirtschaftssystems zum autarken Sozialismus zu fördern 
und unter Hintansetzung der an sich durchaus berechtigten, im 
gegenwärtigen Moment vom Standpunkt des Regimes noch un- 
zeitgemäßen individuellen Bedürfnisse alle finanziellen Kräfte 
zu konzentrieren und für das von der Partei für richtig erkannte 
Investierungsprogramm einzusetzen. 
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Der Ausgabeetat enthält folgende Hauptposten: 


in Mill. Rbl. in % 
1932 1933 | 1932 | 1933 


I. Volkswirtschaft... ...ooceooocoooonnnon. 20 078,6 | 23 912,1 
darunter 
Industrie sn 2842205 errr ter airn 8806,6 | 13 512,9 
Elektrifizierung ........ssessssssesesose 624,8 537,7 15 
Landwirtschaft ........occeesecsesonone 3 482,2 8,2 
Handel... un... seras neess een 6,5 
Transport und Verkehr... ......2.2.... 10,0 
Kommunalwirtschaft und Wohnungsbau 0,0 
II. Sozial-Kulturelle Zwecke ............... 6,8 
darunter 
Bildungswesen.....2e2essseneneennns nee 6,1 
Gesundheitswesen ......22c2oreseeenen 0,4 
Arbeiterschutz und soziale Fürsorge ... 0,3 
II. yea aing und Landesverteidigung ... 6,5 
IV. Staatsschuldendienst .......22.cecccc cn. 3,8 
V. Staatlicher Reservefonds ............... 7,9 
VI. Überweisungen an die lokalen Budgets. 5,6 
VI Sonstiges... ua ea 1,1 
Insgesamt | 27 542,0 | 35 010,9 | 100,0 | 100,0 


Hiernach entfallen mehr als zwei Drittel aller Ausgaben auf 
die Volkswirtschaft, mehr als ein Drittel auf die Industrie. Die 
Kapitalinvestierungen, d. h. die Summen, die dem Konsum ent- 
zogen und der Erweiterung der Produktionsbasis dienen sollen, 
machen die ungeheure Summe von 18 Milliarden aus. Statt eines 
Pausenjahres haben die Sowjetinstanzen eine Steigerung der 
industriellen Produktion um 16 % (21 % bei der Schwerindustrie 
und 10 % bei der Leichtindustrie) angeordnet. Hinter den An- 
forderungen für diesen Zweig der Volkswirtschaft bleiben die 
Aufwendungen für die anderen wirtschaftlichen Zwecke (Land- 
wirtschaft usw.) weit zurück. Zur Erläuterung der oben an- 
geführten Zahlen ist noch zu erwähnen, daß die sozialkulturellen 
Ausgaben im Etat nur sehr unvollständig erscheinen — sie be- 
tragen 11,7 Milliarden = 20 % mehr als im Vorjahr und verteilen 
sich auf das Staatsbudget, das Lokalbudget, den Etat der Sozial- 
versicherung usw. Die ständig wachsenden inneren Staats- 
schulden, die im Interesse der Wirtschaft die Reserven der 
Staatsbetriebe, aber auch alle freien Mittel der Bevölkerung er- 
fassen, erfordern alljährlich steigende Beträge für Amortisation 
und Verzinsung. Auffallend niedrig erscheinen die Ausgaben für 
die Verwaltung und das Heerwesen. Als ein merklicher Fort- 
schritt ist zu bezeichnen, daß neuerdings alljährlich große, noch 
nicht zweckbestimmte Beträge als Reserven in den Etat ein- 
gesetzt werden, um bei den nicht zu vermeidenden Umdisposi- 
tionen Verwendung zu finden, damit die Ausführung des Ge- 
samtplans nicht gestört werde. 
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II. 


Wie der Sowjetetat gerade in seinen nüchternen Zahlen‘) ein 
anschauliches Bild von der wirtschaftlichen und sozialen Ent- 
wicklung der UdSSR entwirft, so lassen sich in gleicher Weise 
aus ihm Rückschlüsse auf das innerpolitische Verhältnis von 
Bund und Gliedstaaten ziehen. Der ökonomische Zentralismus, 
der in der Planwirtschaft seine Verkörperung findet, hat auch 
den Zentralismus der Finanzwirtschaft der UdSSR zur Folge’). 
Zum ökonomischen und finanziellen Zentralismus der UdSSR 
steht nun ihre staatlich-nationale Struktur in Widerspruch. Die 
Eigenart der Sowjetunion beruht auf zwei einander dialektisch 
entgegenstehenden Prinzipien: dem allen Nationen gemeinsamen 
Streben zum Sozialismus, also einer das ganze Gebiet der Sowjet- 
union umfassenden sozialistischen Planwirtschaft, und im Streben 
nach einer freien nationalen Entwicklung. Die partikularistischen 
national-kulturellen Tendenzen werden aber dadurch überdeckt, 
daß auch das kulturelle Endziel allen Nationen gemeinsam ist — 
die übernationale proletarisch-kommunistische Gemeinschaft. 


Durch die dialektische Verbindung dieser zwei Prinzipien 
ergibt sich, daß die Beziehungen von Bund und Gliedstaaten 
„nicht etwas Starres, ein für allemal Gegebenes“ sind (Stalin), 
sondern in den verschiedenen Etappen der Entwicklung Ab- 
weichungen zulassen. In den einzelnen Etappen sind ver- 
schiedene Sphären der nationalen Autonomie der Gliedstaaten 
vorbehalten, was in der Veränderung ihrer Kompetenzen, auf 
dem Gebiet der Gesetzgebung und Verwaltung zum Ausdruck 
kommt. Unter der Sowjetmact erfolgt, wie die Sowjetpolitiker 
betonen, die Verteilung der Aufgaben nicht abstrakt, sondern 
stets im Hinblick auf das Endziel — nämlich auf die Aufgaben, 
die der sozialistische Aufbau stellt. Da beim Bund als dem Reprä- 
sentanten der Gesamtheit der Nationen die Leitung der Wirt- 
schaft und auch dementsprechend der Finanzen konzentriert ist 
und im heutigen Stadium der Entwicklung alle Bestrebungen des 
Staates auf die Wirtschaft gerichtet sind, so muß diese Entwick- 
lung auch im einheitlichen Staatsbudget zum Ausdruck kommen. 
Vergleicht man die Endziffern der Etats (einheitliches Staats- 
budget, Budget der Union, Budgets der Gliedstaaten) der letzten 
drei Jahre mit dem Lande, so ergibt sich folgendes Bild: 


4 Bei allen Zahlenangaben ist zu berücksichtigen, daß die Sowjetetats 
in einer reinen Binnenwährung aufgestellt werden, wobei die abnehmende 
Kaufkraft des Rubels im Auge behalten werden muß. Auf Grund amtlicher 
russischer Angaben kann man für die Zeit von 1929—1931 eine Entwertung 
von 18,4%, errechnen, die sehr niedrig erscheint und den Tatsachen kaum 
entsprechen dürfte. Diese Entwertung hat im Laufe des Jahres 1932 sehr er- 
heblich zugenommen. 


t) Vgl. mein Buch: Zentralismus in der Finanzverfassung in der UdSSR, 
lena, Gustav Fischer 1930. 
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in Mill. Rbl. in v. H. 


1931 | 1932 | 1933, 1952 | 193 
| 


Steigerung ia 
ige: T 


Einheitliches 

Staatsbudget... | 21 774,0 | 27 542,0 | 35 010,9 [100,0 | 100,0 | 100,0 26,5 + AL! 
Budget der Union | 18 687,7 | 23 942,1 | 30 926,1 | 85,8 | 86,9 5 28,1+ 655 
Budget der 

Gliedstaaten....| 3086,3 | 3599,9 | 4170,3 | 14,2 | 13,1 | 11,9 16,6 + Al 


Aus diesen Übersichten ist einmal zu ersehen, wie stark die 
Finanzen beim Bund konzentriert sind und wie geringe Mittel 
den Organen der Gliedstaaten, verglichen mit denen des Bundes, 
zur Verfügung stehen, wie kärglich es also de facto mit dem selb- 
ständigen Aufgabenkreis der Gliedstaaten bestellt ist. Zum 
andern geben sie Aufshluß über die Entwicklung des Finanz- 
zentralismus. Während das einheitliche Staatsbudget umfang- 
mäßig von 1931 auf 1933 um 60,8 % gestiegen ist, ist diese Steige- 
rung beim Bund noch stärker, nämlich 65,5 %, bei den Glied- 
staaten aber weit geringer — 35,1 %, ein deutliches Zeichen, wie 
sehr die sozial-kulturellen Belange, die zur eigentlichen Domäne 
der Gliedstaaten gehören, hinter den ökonomischen zurücktreten. 
und daß der an sich schon starke Finanzzentralismus auch weiter- 
hin eine steigende Tendenz aufzuweisen haben wird. 


Die Nationalitätenpolitik der UdSSR, die auf eine Förderung 
des Ganzen bedacht ist, bevorzugt daher materiell nicht die 
Zentralgebiete, sondern sucht regulierend und ausgleichend vor- 
un um gerade die wirtschaftlich und kulturell rückständigen 
Gebiete dem Niveau der höherstehenden anzupassen. Die zur 
zaristischen Zeit übliche Vernachlässigung und Bedrückung der 
Randgebiete ist gerade ins Gegenteil umgeschlagen — heute 
wird auch dort eine große Aufbauarbeit geleistet: die Mechani- 
sierung der Landwirtschaft, die Schaffung sozialistisher Betriebs- 
formen usw. ist in ihnen sogar in einzelnen Fällen weiter fort- 
an als im Zentrum. Auf dem Gebiete der Gliedstaaten 

efinden sich heute gewaltige Betriebe der Union, die für deren 
wirtschaftliche, aber auch sozial-kulturelle Gestaltung von größe- 
rer Bedeutung sind als die eigenen Betriebe der Gliedstaaten. Man 
denke nur an Asneft in Transkaukasien, Turksib für Mittelasien., 
Dnjeprostroj für die Ukraine usw. Die Budgetdebatten, vor 
allem der Vertreter der Völker im Nationalitätenrat, legen be- 
redtes Zeugnis ab von den Ergebnissen der Aufbauarbeit dieser 
Politik. 

Finanziell spiegeln sich die angedeuteten Vorgänge in der 
Weise im Etat wider, daß die Budgets der einzelnen Gliedstaaten 
sich nicht gleichmäßig entwickeln, sondern so reguliert werden. 
daß die wirtschaftlih und kulturell rückständigen erhöhte Zu- 
wendungen von der Union erhalten. Bei einem Steigerungs- 
koeffizienten der gliedstaatlichen Etats um durchschnittlich 35,1 % 
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im Vergleich zu 1932, liegt der Etat der jüngsten Sowjetrepublik 
Tadshikistan mit einer Steigerung von 42,4% am höchsten. 

Ist im Laufe der Jahre die Entwicklung der gliedstaatlichen 
Etats eine immer gleichmäfiigere geworden, weil große Aufgaben 
speziell wirtschaftlicher Art auf den Gebieten der Republiken 

irekt vom Zentrum aus finanziert werden, so kommt die Bevor- 
zugung der rückständigen Gebiete in ganzer Deutlichkeit erst 
im Lokal-Budget zum Ausdruck. Seine Hauptaufgabe liegt auf 
kultursozialem Gebiet, also in der Sphäre, in der die Nationen 
ihr eigenes Leben führen können und sollen. Im Jahre 1932 
nahmen, bei einem Steigerungskoeffizienten von 20,1 % im Ver- 

leich zum Vorjahr, die lokalen Budgets der großrussischen 

epublik nur um 17,4%, die Tadshikistans um 43,6 % zu! 


Die Einzelheiten des Finanzausgleichs müssen einer fach- 
wissenschaftlichen Spezialuntersuchung vorbehalten bleiben. In 
diesem Zusammenhang sei nur auf ein Moment hingewiesen, daf 
die finanzielle Abhängigkeit der Gliedstaaten vom Bund charak- 
teristisch ist. Da sie nur geringe eigene Einnahmen haben, er- 
halten sie Überweisungen von der Union, deren Höhe aber nur 
zum geringsten Teil N ist, in der Hauptsache ganz nach 
dem freien Belieben der Union eingesetzt werden können (es 
handelt sich vor allem um Überweisungen aus der Hauptein- 
nahmequelle des Staates — der Umsatzsteuer). Die Union geht 
vom Standpunkt aus, die Gliedstaaten und lokalen Gebietskörper- 
schaften nicht durch Zuweisung eigener Einnahmequellen finanziell 
selbständig zu machen, sondern sie unter ihrer Finanzkontrolle zu 
behalten, um auf diese Weise die Durchführung der von ihnen 
in Übereinstimmung mit dem Zentrum aufgestellten Pläne zu 
überwachen. Nur insoweit genießen sie eine gewisse Bewegungs- 
freiheit, als ihnen faktische Überschüsse zur freien Verwendung 
überlassen werden. Überhaupt sucht die Union die Gliedstaaten 
und lokalen Körperschaften durch Beteiligung am Ertrag ihrer 
wirtschaftlichen oder sonstigen Maßnahmen (z. B. an der Auf- 
bringung der auf ihrem Gebiete unterzubringenden Anleihen) zu 
interessieren, um sie zu einem planvollen und rationellen wirt- 
schaftlichen Verhalten zum Wohl des Ganzen zu erziehen. 
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Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 


a) Der Prozeß gegen die englischen Ingenieure. 


Schon im letzten Heft (S. 406) war das Vorgehen gegen An- 
Ben der Vickers-Co. englischer Staatsangehörigkeit unter der 
eschuldigung der Schädigung von Kraftwerken berichtet worden. 
Die englische Öffentlichkeit und Regierung haben von vornherein 
diese Aktion mit scharfem Widerspruch und, soweit möglich, 
Gegenwirkungen begleitet, was sich auch im weiteren Gang immer 
abspiegelte.e Drei englische ee wurden freigelassen, die 
aber Rußland nicht vor Beginn des Prozesses verlassen durften. 
Dieser selbst wurde, mit Rundfunkübernahme u. dgl., für die 
russische Öffentlichkeit groß aufgemacht, man hatte aber im 
pauzon nicht den Eindruck, als wenn die Wirkung der im 
chachty- oder Ramsin-Prozeß entsprochen hätte. Anklage wurde 
auf Grund von 3 58 des Strafgesetzbuches (Sabotage, Spionage 
zugunsten ausländischer Staaten, Teilnahme an hoch- und landes- 
verräterischen Organisationen) erhoben. Die Schädigungen sollten 
in den Kraftwerken von Moskau, Tscheljabinsk, Sujewo und 
Slatoust festgestellt sein. 


Der Prozeß fand vom 12. bis 18. April statt. Der Anklage- 
vertreter war wieder der Generalstaatsanwalt Wyschinski, Ser 
Verteidiger der Rechtsanwalt Braude, der Verteidiger im Ramsin- 

roze und auch Verteidiger des Attentäters Stern (Attentat auf 

errn v. Twardowski) gewesen war. Die Hauptangeklagten 
waren der Leiter der Moskauer Filiale von Vickers, Monkhouse, 
und sein Vertreter Thornton, in denen die Anklage Agenten der 
Spionage des britischen Intelligence Service sah, außerdem der 
englische Ingenieur Macdonald. Weder die Vernehmungen vor 
dem Prozef, noch die Verhandlungen selbst ergaben volle Klar- 
heit. Von englischer Seite wurde die Art der Vernehmung und 
die Form, in 1: die Geständnisse erpreßt worden seien, leiden- 
schaftlich angegriffen. Auch die Beziehungen zwischen den eng- 
lischen und den russischen Ingenieuren in der Sache, sowie die 
Rolle der Sekretärin Thorntons, Frau Kutusowa, wurde nicht 
völlig klar. Soweit wir das Material überblicken können 
Sn Zeitungen mit ausführlichen Berichten lagen uns für 

ie Berichtszeit erst zuletzt wieder vor), haben wir nicht den 
Eindruck, daß wesentliches im Sinne der Anklage den englischen 
Ingenieuren nachgewiesen worden ist. Sehr scharf unterschied 
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übrigens der Staatsanwalt zwischen der Firma Vickers, gegen die 
gar nichts vorläge, und den Mitgliedern ihres Moskauer Büros. 
Trotz der ausführlichen und sehr scharfen Worte des Staats- 
anwaltes war das Urteil nicht besonders hart: kein Todesurteil, 
Gefängnis für Thornton und Macdonald, Ausweisung für drei 
andere Engländer, Freisprechung des sechsten englischen Ange- 
klagten und eine Reihe von Freiheitsstrafen gegen zehn russische 
Angeklagte. Ursprünglich war eine erheblich höhere Zahl russi- 


scher Verhafteter genannt. Was gegen die übrigen geschehen ist, 
wurde nicht bekannt. 


Anlage und Verlauf dieses Prozesses boten das gleiche Schau- 
spiel, wie der Prozeß 1925 gegen die drei deutschen Studenten, 
1928 der Schachtyprozef gegen deutsche Ingenieure und 1930 der 
Ramsin-Prozefß gegen russische „Verschwörer“ und „Schädlinge“. 
Ohne Zweifel aber war diesmal die Prozefführung sehr viel 
stärker von Rücksichten auf das Ausland beeinflußt als in den 
früheren Fällen. Aber auch davon abgesehen, wurde der ganze 
Prozeß nicht so wie seine Vorgänger Agitationsstück. Das ganze 
war matter, das Schema hat sich abgenutzt, der Zweck war wohl, 
nach dem Iswestija-Leitartikel (18. April) zu schließen, vor allem 
die abschreckende Warnung an die russischen beteiligten „Staats- 
verbrecher“ wegen Schädigung des Fünfjahrplans. Diese Methode 
ist ebenso bekannt, wie der Zweifel, ob unter den heutigen Ver- 
hältnissen dergleichen wirkt. Wichtiger ist der außenpolitische 
Teil der Aktion. 


b) Die englisch-russischen Beziehungen. 


In England war, wie gesagt, die Erregung von vornherein 
groß. Aber auch in England ist die Kritik nicht gering an der Art, 
wie der englische Botschafter in Moskau die Sadie behandelte, 
mit einer Verschärfung und mit Forderungen, denen Rußland 
gar nicht nachkommen komite. so daß man annehmen möchte, der 
englische Vertreter habe mit Absicht so gehandelt. Die Sowjet- 
seite konnte doch nicht einfach nachgeben, wenn von englischer 
Seite behauptet wurde, die englishen Angeklagten seien un- 
schuldig, und ein Prozeß gegen sie sei gegen die Würde Englands. 


Das Auftreten des Botschafters wird, wenn es nicht in seiner 
Person begründet ist, nur verständlich, wenn eine gewisse Ten- 
denz dahinter stand, die ihre Erklärung in der bekannten Rich- 
tung der Beschlüsse der Konferenz von Ottawa findet. Die 
englische Regierung ließ sich, sehr schnell die Vorlage durch- 
peitschend, die Ermächtigung zum Verbot der russi- 
schen Einfuhr nach England geben. Die Zustimmung der 
Liberalen wurde aber erst damit erreicht, daß das Gesetz nur auf 
3 Monate gelten soll. Es ist am 18. April, einen Tag nach Ablauf 
des englisch-russischen Handelsabkommens, in Kraft getreten und 
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ermächtigt die englische Regierung, die russische Einfuhr zu 80 % 
zu verbieten. 

Damit hat der Prozeß sogleich zu einem englisch-russi- 
schen Handelskrieg geführt, der sich übrigens schon vor- 
her mit der Kündi g des Handelsvertrages vorbereitet hatte. 
Es ist der Druck der. reise, die nach Ottawa nun alle Folge- 
rungen aus dem dort gefaßten Beschlusse ziehen und in Ottawa ja 
auch gegen Rußland, unter dem Gesichtspunkt des Valutadumpings, 

earbeitet hatten. Dazu kam die Tatsache, daß seit 3 Jahren Ruß- 
and ununterbrochen viel mehr nach England verkauft, als aus 
England gekauft hat. Die Hintergründe der Verschärfung sind 
also zu erkennen. 

Nunmehr sind russische Waren von der Einfuhr nach Eng- 
land ausgeschlossen, wie vor allem Getreide, Naphthaprodukte., 
Holz, Butter und dergleichen. Wie stets, hat eine solche Maß- 
nahme zwei Seiten. Für Rußland ist sie zunächst nicht ausgleich- 
bar, weil nach Deutschland England der wichtigste Markt für die 

enannten russischen Rohstoffe ist. Einen Ersatz dafür schnell zu 
inden, ist für Rußland recht schwer. Deutschland kann nicht 
mehr aufnehmen, Amerika und Frankreich kommen so gut wie 
gar nicht als Abnehmer dieser russischen Erzeugnisse in Frage. 

aher hat auch Rußland die Sache nicht verschärft, hat auch die 
fälligen Zahlungen an die Vickers-Gesellschaft glatt geleistet. 
Aber auc für England ist der Streit nicht ganz einfach. Rußland 
hat die Waffe und wendete sie sofort an, für seinen Außenhandel 
nun nicht mehr englische Dampfer zu chartern. Es sperrte natür- 
lich seinen Markt auch für die englische Einfuhr (immerhin 1932 
nahezu 10 Millionen Pfund) und findet für seine Bestellungen, 
die auch in England recht gesucht sind, leicht andere Märkte. Vor 
allem: auch England hat den Wirtschaftsaustausch mit Rußland 
staatlich garantiert. Die Summe der russischen Verpflichtungen, 
die von der en Regierung garantiert ist, beträgt im 
Augenblik 7 Millionen Pfund, die Gesamtverpflihtung Ruf- 
lands an England 13 Millionen Pfund, die durch den Handels- 
krieg gefährdet sind. Nebenbei zieht das insofern noch weitere 
Kreise, als Rußland seine Einfuhr aus anderen Ländern teilweise 
mit dem englischen Geschäft, das für Rußland aktiv war, finan- 
ziert hat. 

So werden weder Rußland noch England etwas tun, diese 
Spannung zu verschärfen, Rußland bestimmt nicht und England 
jedenfalls nicht als Kabinett Mac Donald. Aber bei letzterem ist 
zweifelhaft, wie weit es dem Druck der großen Kolonien, nament- 
lih Kanadas, widerstehen kann, der ja schon gegen die liberale 
und die Labourpartei die Kündigung des englisch-russischen 
Handelsvertrages erzwungen hat. Für Rußland liegt das wesent- 
liche nicht in einer weltpolitischen Belastung, die nicht bedeutend 
ist, sondern in der Erhöhung des Druckes auf seine Devisenlage, 
seine weltwirtschaftliche Krisenlage überhaupt. 
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c) Auswärtige Politik. 


Nach einer Zeit der Ruhe im Fernen Osten, in der ledig- 
lich der Fortgang der japanischen Operationen von der Sowjet- 
las mißtrauisch und zurückhaltend behandelt wurde, ist die 

rage der ostchinesischen Bahn im Konflikt zwischen 
Rußland und der Mandschurei sehr kritish geworden. Rußland 
protestierte gegen Beschlagnahme von Lokomotiven und Fracht- 
zügen durch die mandschurische Bahnpolizei. Die Regierung von 
Mandschukuo hat darauf ultimativ die Rückerstattung von Eisen- 
bahnmaterial gefordert, das Rußland aus der Mandschurei nach 
Sibirien herausgezogen habe. Sie hat die Schienen bei der be- 
kannten Grenzstation Mandschuli aufreißen lassen und droht mit 
der vollständigen Sperrung des Fisenbahnverkehrs zwischen 
Mandschurei und Sibirien, d. h. zwischen Rußland und 


Wladiwostok. 


Sehr ausführlich war (Iswestija, 18. April) diese Konflikts- 
frage in Erklärungen Karachans an den japanischen Botschafter 
in Moskau, mitgeteilt. Aber der große Hintergrund war darin 
nicht berührt, der ist: die Rivalität zwischen Rußland und Japan 
um die Position im mandschurischen Eisenbahnwesen, genauer, 
das Streben Japans, Rußland aus der ostchinesischen Eisenbahn 
herauszudrängen. Japan hat durch die südmandschurische Bahn 
bereits das Eisenbahnwesen der Mandschurei ganz in der Hand. 
Es fehlt ihm darin nur die Linie zwischen Charbin und Man- 
dschuli, sowie zwischen Charbin und Tschangschun, d. h. die 
Linie, in deren Verwaltung Rußland immer noch sitzt. Japan will 
durch diese Streitfälle von der Mandschurei aus und durch syste- 
matische Erschwerung des Durchgangsverkehrs von Rußland 
nach Wladiwostok die Sowjetunion so mürbe machen, daß sie 
sich von der ostchinesischen Bahn zurückzieht. Es werden bereits 
Geldangebote genannt, 10 Millionen englische Pfund, als Preis 
ür einen Verzicht der Sowjetregierung auf die Bahn. Japan 
stellt dem die Anregung entgegen, das gegen die aus dem Krieg 
stammenden japanischen Forderungen an Rußland aufzurechnen. 
So wenig an sich Großes zwischen Rußland und der anderen Seite 
vorgeht, überall spürt man eine außerordentliche Labilität und 
wad ende Spannung und Erregung. 


Sie wird für Rußland um so größer, als die Anerkennung 
durh die Vereinigten Staaten, die man so schnell er- 
wartete, immer noch auf sich warten läßt, und als an einer ande- 
ren empfindlichen Stelle die englische Gegenwirkung bemerkbar 
wurde. Auf englischen Druck hat die persische Regierung im 
Berichtsmonat begonnen, die russische Einfuhr nach Persien, in 
erster Linie die russische Petroleumausfuhr, scharf einzuschrän- 
ken. Die Anglo-Persian-Oil-Company, die ihren Konflikt mit der 
persischen Regierung soeben beendet hat, drängt nach Norden 
zur Versorgung der nordpersischen Provinzen mit Naphtlıa, das 
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bisher aus Rußland kam. Persien bereitet sich geradezu auf einen 


Handelskrieg mit Rußland vor. 


Dafür ist es kein Trost, daß die türkische Wirtschafts- 
delegation (siehe Aprilheft S. 409 f.) weiterhin in Ruflland reist 
und Beziehungen anknüpft. 


Aus der großen Politik bewegt der Viermächtepakt die 
Aufmerksamkeit in Rußland. In einem großen Artikel: „Revision 
der Verträge oder Vorbereitung eines neuen Krieges“ (31. März) 
behandelten das die Iswestija, mit der Beschwerde, daß Rußland 
dabei ren werde und daß nicht nur die Bewegung auf Re- 
vision des Versailler Vertrages große Kriegsgefahren in sich trüge, 
sondern auch die gleichzeitige Revision des Vertrages von 
en (1922), der die Integrität Chinas garantierte, durch 

apan. 

Aud die Vorbereitungen der Weltwirtschaftskon- 
ferenz werden unter dem Gesichtspunkt, daß ohne Rußland 
nichts zustandekommen könne, besprochen. 


Auf der Pariser Petroleumkonferenz Anfang April 
war Rußland nicht geladen und vertreten. Das Streben der 
amerikanischen und englischen Seite nach einer Petroleumver- 
ständigung mit Rußland hat abgenommen, weil man die russische 
Konkurrenz nicht mehr als so scharf empfindet, mit dem Rüc- 
gang der russischen Petroleumgewinnung rechnet. Dement- 
sprechend ist auch ein Kampf um den chinesischen Markt zwischen 

ngland und Amerika auf der einen und Rußland auf der 
anderen Seite um die Petroleumlieferung ausgebrochen. 


Die Lage der russischen Petroleumindustrie ist etwas schwie- 
rig. Die Ausfuhr von Naphthaprodukten ist (nach dem Ost- 
expreft) in den ersten zwei Monaten 1933 auf 912640 t im Werte 
von 17,9 Mill. Rubel gegenüber 1 050074 t im Werte von 21,2 Mill. 
Rubel im entsprechenden Zeitabschnitt des Vorjahres gesunken. 
Mengenmäfig weist der Export einen Rückgang um etwa 
13 %, wertmäßig um 18% auf. Er ging in den ersten zwei Mo- 
 naten 1933 vor allem nach Italien — 118094 t (155888 t), Frank- 
reich — 144925 t (168103 t), England — 140819 t (155578 t), 
Deutschland — 72293 t (111511 t), Spanien — 59140 t (60 178 t), 
Belgien 55404 t (57622 t), Britisch-Indien — 467% t (42.600 t), 
Ägypten — 31894 t (22403 t), Westchina — 34428 t (12266 t), 
Dänemark — 30083 t (9263 t) usw. Die Entwicklung nach oben, 
die Rußland vor zwei Jahren als so wichtig in der Weltpetroleum- 
frage erscheinen ließ, hat sich 1932 und 1933 also verlangsamt. 
Auch der Inlandbedarf und -verbrauch ist zurückgegangen. So- 
wohl im Ausland wie im Inland wird auch über die Qualität der 
russischen Petroleumprodukte geklagt. Es fehlt an den geeigne- 
ten Arbeitskräften, das forcierte Tempo der Produktion und Aus- 
nutzung läßt sich nicht mehr einhalten. Die Gesamtlage scheint 
nicht im eigentlichen Sinne gefährlich zu sein, aber auch das ist 
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ein weiteres Moment in der allgemein kritischen Wirtschaftslage 
er Sowjetunion. 
ie deutsch-russischen politischen Beziehungen 
sind durch Verhandlungen namentlich zwischen Litwinow und 
dem deutschen Botschafter wieder ganz entspannt worden. Ruß- 
land hat seine Handelsvertretungen und andere staatliche Orga- 
nisationen angewiesen, daß sich die Sowjetangestellten jeder 
olitischen Betätigung zu enthalten hätten. Es erklärte, daß die 
owjetwirtschaftsorganisationen keine Beziehungen zu deutschen 
See Parteien, auch nicht zu der kommunistischen, hätten. 
eutschland legt der Arbeit der Sowjetwirtschaftsorganisationen 
in Deutschland, soweit sie mit den Verträgen in Übereinstim- 
mung bleibt, nichts in den Weg. Es ist auch selbstverständlich, 
daß die russischen Handelsgesellschaften in Deutschland perso- 
nell ebenso gestellt werden, wie die rein deutschen Gesellschaften. 
Das bezieht sich besonders auf die kommunistischen Angestellten 
bei der Derop. 

Für die Wirtschaftsbeziehungen liegen jetzt die 
Daten des Außenhandels der Sowjetunion für Januar und 
Februar 1933 vor. Danach steht Deutschland sowohl in der 
Ausfuhr wie in der Einfuhr Rußlands an erster 
Stelle. Die Daten sind (nach dem OÖstexpreft) für den Sowjet- 
import aus Deutschland im Januar/Februar 34,6 Mill. Rubel 
oder 52,5 % der russischen Gesamteinfuhr. Indessen ist die Ein- 
fuhr der Sowjetunion aus Deutschland gegenüber dem gleichen 
Zeitabschnitt des Vorjahres um 25,4 Mil. Rubel oder 42,3 % 
zurückgegangen. Einen noch stärkeren Rückgang weist der 
Sowjetimport aus England auf: um 15,9 Mill. Rubel auf 5,7 Mill. 
Rubel. Der Sowjetexport nach Deutschland betrug 1933 in 
den ersten zwei Monaten 18,3 Mill. Rubel gegen 16,9 Mill. im 
Januar/Februar 1932, ist also um 1,4 Mill. Rube gestiegen. Dem- 
gegenüber ist der russische Export nach England um 7,5 Mill. auf 
17,6 Mill. Rubel gesunken. Alle anderen Länder folgen hinter 
Deutschland und England in weitem Abstand. Sowjetrußland will 
auch weiter Deutschland vor allem als Wirtschaftspartner be- 
halten. Man rechnet, daß für 1933 der gleiche Betrag russischer 
Bestellungen nach Deutschland gelegt werde, wie 1932, nämlich 
rund 400 Millionen Mark. 


Dem sei (nach dem Märzheft der Zeitschrift „Die Ostwirt- 
schaft“) folgende Übersiht über Zahlungsbilanz und 
Finanzierung angeschlossen. „Nach dem gegenwärtigen 
Stand hat Rußland etwa 650 Mill. RM. an Deutschland zu zahlen. 
Zur Abdeckung sollen Einnahmen aus dem Jahresexport nach 
Deutschland in Höhe von rund 300 Mill. RM., ferner 150 Mill. RM. 
in Gold und in Valuten aus den Erlösen des Exports nach ande- 
ren Ländern zur Verfügung stehen, im ganzen etwa 450 Mill. RM. 
Die Ermöglichung von Zahlungstransaktionen mit Hilfe der Re- 
gister- und Sperrmarkguthaben wird eine weitere Entlastung der 
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Zahlungsbilanz um rund 60 Mill. RM. schaffen. Die danach ver- 
bleibende Differenz von schätzungsweise 140 Mill. RM. wird 
durch einen Vorschufßkredit auf künftige russische Lieferungen. 
zu dem sich Banken und Industriefirmen zusammengefunden 
haben, gedeckt. Der Kredit wird von zwei Bankenkonsortien getra- 
gen, von denen das eine unter der Führung der Deutschen Bank 
und Disconto-Gesellschaft (50 Mill. RM.), das andere unter der 
Führung der Dresdner Bank (90 Mill. RM.) steht. Die Abdeckung 
der Vorfinanzierungskredite hat in Jahresfrist nach erfolgter In- 
anspruchnahme zu geschehen. Von jenen 650 Mill. RM. fallen zwei 
Drittel, d. h. rund 400 Mill. RM., allein auf das 2. und 3. Viertel- 
jahr 1933. Die Bevorschussung russischer Exportwaren wird auch 
von England und Italien seit langem angewandt. Die großen 
englischen Holzabschlüsse erfolgen zum Teil auf dieser Basis. 
ebenso die russischen Naphthalieferungen nach Italien. Auch in 
Deutschland ist dieses Verfahren nichts Neues. Jedenfalls sind 
die beteiligten deutschen Kreise überzeugt, daß Zweifel an der 
russischen Zahlungsfähigkeit und Zahlungswilligkeit nicht ge- 
rechtfertigt sind, und daß auf russischer Seite das Bestreben ob- 
waltet, den Verpflichtungen dem Auslande gegenüber in der bis- 
herigen korrekten Weise nachzukommen.“ Das sog. Rahmenliefe- 
rungsabkommen vom 15. Juni 1932 ist bis 31. Dezember 1933 
verlängert.‘ 


Zum Abschluß dieses Teiles: auswärtige Politik sei auf einen 
ausgezeichneten Aufsatz von O. v. Nie d ermayer hingewie- 
sen: „Wehrgeographische Betrachtung der Sow- 
je tunion“ (Schriften zur Geopolitik, Heft 4, Verlag Kurt 

owinckel). Musterhaft knapp, plastisch und sehr anregend wird 
hier die so wichtige und wesentliche wehrgeographisce Situation 
dargestellt, mit zwei ausgezeichneten Karten über die Militär- 
organisation und das strategische Bahnnetz. Der Schluß sei im 
Wortlaut wiedergegeben: 


„Das heutige Rußland muß mit völlig neuen, jungen Kräften, mit 
veränderter Westgrenze, auf den Trümmern einer alten, nicht wieder- 
kehrenden Welt, aus eigenen Mitteln seime Landesverteidigung aufbauen. 
Es hat die Notwendigkeit einer starken militärischen Rüstung zur Sicher- 
stellung eines friedlichen Innenausbaus von Anfang an erkannt. Kein Teil 
des Landes und seiner Bevölkerung, kein Zweig der Volkswirtschaft, der 
nicht irgendwie von der ‚Militarisierung‘ erfaßt wäre. Was auf dem Ge- 
biet der Organisation der Landesverteidigung, der Schaffung und Ausbil- 
dung der Roten Armee bis heute geleistet worden ist, verdient uneinge- 
schränkte Anerkennung. Diese Leistung berechtigt zu der Hoffnung, daß 
die noch vorhandenen, nicht zu leugnenden Mängel mit dem fortschreiten- 
den wirtschaftlichen Ausbau des Landes behoben werden. Auf alle Fälle 
aber stellt heute die Sowjetarmee einen bedeutenden Macdtfaktor für 
Feind und Freund dar. Deutschland kann einen friedlichen Ausbau des 
Riesenreiches in seinem Osten nur begrüßen und fördern aus Gründen. 
die Generaloberst von Seeckt in seiner jüngsten Broschüre ‚Deutschland 
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zwischen West und Ost‘ so treffend geschildert hat. Wie Rußland unsere 
politische und technische Hilfe zu seinem Innenausbau braucht, so brauchen 
auch wir Rußlands Hilfe und Freundschaft im Kampf gegen Versailles.“ 


d) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


Die Frühjahrssaat ist im Süden (Ukraine, Kaukasus, 
Krim, Wolgagebiet) in vollem Gang und wird, außer von den be- 
kannten Kontrollstellen, besonders von der neuen „landwirt- 
schaftlihen Abteilung“ beim Zentralkomitee der Partei kon- 
trolliert und vorwärtsgetrieben, die von Kaganowitsch geleitet 
wird, als eine zweite oberste landwirtschaftliche Behörde des 
Reiches auf unmittelbare Anordnung Stalins begründet. Dem- 
gemäß sind auch bis 10. April 6,8 Millionen Hektar angebaut 
gegen nur 2 Millionen im Tahre vorher. 


Von den immer wieder hervorzuhebenden Krisenmomenten 
sei diesmal nur die Finanzlage und der Außenhandel wieder 
hervorgehoben. Es ee: auf der Hand, von welcher Bedeutung 
für eine Planwirtschaft die klare und geordnete Finanzlage ist 
(hingewiesen sei auf die demnächst genauer zu besprechende 
Arbeit von Karl Elster: „Der Rubel beim Aufbau des Sozialismus. 
Zum heutigen Stande der Sowjetwährung.“ Jena 1933. 109 Sei- 
ten). Aber die Klarheit über die Finanzlage Sowjetrußlands ist 
recht erschwert. Die statistischen Angaben, an denen Rußland 
sonst so reich ist, werden immer dünner, Ausweise der Reichs- 
bank und des Finanzkommissariats fehlen seit Monaten. Die Be- 
urteilung der Zahlen ist wegen der schwankenden und sinkenden 
Kaufkraft des Rubels schwer. Ein geschlossener Finanzplan ist 
im ganzen noch nicht erreicht. Das Thema: Selbstkosten, Preise, 
Lohnüberschreitungen reißt nicht ab und läßt jedenfalls erken- 
nen, wie ungeheuer schwer der Kampf um den sog. „Chos- 
rastschjot“ ist. Der Gold- und Devisenbestand beträgt rund 
700 Millionen Rubel, die Zahlungsverpflichtungen im ganzen 
rund 1 Milliarde Rubel. Die Goldproduktion ist immerhin über 
den Vorkriegsstand hinausgekommen, erreichte 1952: 59000 kg. 


Die Schrumpfung des Außenhandels ist hier stän- 
dig verfolgt worden. Die Importeinschränkungen stoßen in bezug 
auf die Ausrüstungen für die Schwerindustrie auf große 
Schwierigkeiten. Die Schwierigkeiten und Verpflichtungen nach 
außen nachzukommen, werden etwas behoben durch jene Bevor- 
schussungen, von denen eben im Bericht über die deutsch-russi- 
schen Beziehungen gesprochen wurde. Und über diesen besonde- 
ren Finanz- und Finanzierungsschwierigkeiten steht, abgesehen 
von der Ernährungslage, die natürlih im Berichtsmonat sich 
nicht gebessert hat, der Beamten-Abbau, die Arbeitslosigkeit, die 
Unsicherheit, was nun eigentlich aus dem Fünfjahrplan wird, wie 
im einzelnen die in der Januarrede Stalins angekündigte Pause 


durchgeführt wird. 
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e) Innere Politik. 


Spezifisch Innerpolitisches ist nicht zu berichten. 


In den Berichtsmonat fiel der sehr scharfe Kampf gegen das 
Osterfest, der vom 1. bis 25. April mit besonderem Nachdruck 
geführt wurde. 


Der 50. Geburtstag des Volksbildungskommissars der RSFSR, 
Bubnow, wurde sehr lebhaft gefeiert. Seit 1900 in der revolu- 
tionären Bewegung, seit 1903 Bolschewik, seit 1917 im Politbüro, 
war er 1924—1929 Chef der politischen Verwaltung der Roten 
Armee und ist er seitdem der Volkskommissar für Volksaufklaä- 
rung. Wiederholt haben wir hier seine Stelle im sog. Stalinismus 
hervorgehoben. Er hat konsequent und zielbewußt die Bildungs- 
politik dementsprechend geführt, mit der Einführung der obliga- 
torischen Schulpflicht und der Bekämpfung des Analphabeten- 
tums. Ihm zu Ehren wurde die Universität Leningrad Bubnow- 
Universität genannt. 


Im Berichtsmonat wurde ein neues Statutder Universi- 
täten bestätigt, das auf den hier auch hervorgehobenen Bahnen 
weitergeht: einheitliche Leitung durch einen Direktor, an Stelle 
der vielen Abteilungen wieder vier Fakultäten (physikalisch- 
mathematische, chemische, biologishe und geologisch - geo- 
pa Fakultät) unter Dekanen. Neben dem Direktor, der 
auch die wirtschaftliche Leitung hat, besteht ein Universitäts- 
sowjet, dem der Direktor vorsitzt. Die Studenten dürfen nicht 
jünger als 17 und nicht älter als 35 Jahre sein. Der Aufnahme in 
die Universität geht eine Aufnahmeprüfung voraus. Die ersten 
zwei Semester sollen von nun an der allgemeinen Vorbereitung 
dienen, erst vom dritten Semester an beginnt das speziellere 
Studium. Die schon länger andauernde Bewegung, den klassi- 
schen Sprachen wieder einen Platz zu erobern, hat dazu ge- 
führt, daß nun Lateinisch Pflichtfach geworden ist, ebenso ein An- 
fangsunterricht im Griechischen (Lateinisch wird auch jetzt in den 
Rabfaki eingeführt). Die Unkenntnis des Lateinischen und Grie- 
chishen hat sich gerade in den exakten Wissenschaften und in 
der Technisierung, auf die so viel Nachdruck gelegt wird, gerächt. 
Schließlich gehört zu derselben Reform, die demnächst hier aus- 
führlich besprochen werden soll, auch, daß die Gelehrtengrade neu 
geordnet sind (Professoren, Dozenten, Assistenten als Lehr- 
stellungen und als besondere Gelehrtengrade Doktor und dar- 
unter Magister, mit Wiedereinführung der Dissertation zur Er- 
werbung des Grades). 


2. Polen. 


Wirtschaft: Die Maßnahmen gegen die Agrarkrise 
wurden kurz vor Ostern durch eine Agrarbank zur Entschuldung 
mit Ausfallsgarantie des Staates ergänzt. Im ganzen ist zum min- 
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desten teilweise ein Moratorium für die landwirtschaftlichen 

chulden nunmehr durchgeführt, aber die Not der polnischen 
Landwirtschaft ist dadurch nicht gebessert, weil die Getreide- 
und Viehpreise sich nicht heben. 


Zum Außenhandel und seiner Schrumpfung, die schneller 
als im Welthandel im allgemeinen vorwärts geht, ist im April- 
heft, Sonderaufsatz über Polen, das Nötige gesagt. Ununter- 
brocen geht die Entwicklung in derselben Linie: Agrarkrise, 
Rückgang der Kaufkraft, Schrumpfung des Außenhandels, der 


auch das nervöse Streben nach neuen Märkten nicht nachkommt. 


Eine interessante Statistik des Handelsministeriums läßt die 
Beteiligung fremden Kapitals wenigstens an den Aktien- 
gesellschaften erkennen. Bei einem Drittel der vorhandenen 
Aktiengesellschaften ist fremdes Kapital beteiligt, bei einem 
Fünftel ist die ausländische Kapitalbeteiligung sogar über 50 %. 
An erster Stelle steht französisches Kapital mit einem Viertel der 
fremden Beteiligungen, besonders in der Petroleumindustrie, 
el Textilindustrie. Gleih danach kommt das deutsche Ka- 
pe mit 23,4% des gesamten Betrages fremder Beteiligungen, 

esonders im Bergbau, Hüttenindustrie, Verkehrs- und Spedi- 
tionswesen. Es folgen Amerika und Belgien, dann erst in großem 
Abstande England und andere Länder. Man stellt fest, daß die 
Gesellschaften mit starker Auslandsbeteiligung die Krise besser 
überstehen als die rein polnischen Gesellschaften. 


Am 31. März wurde die Enteignungsliste der ländlichen 
Grundstücke veröffentlicht für Enteignung gemäß der Agrar- 
reform. Die Liste ist sehr kurz, aber wieder gegen den deut- 
schen Besitz gerichtet: im ehemals preufiischen Gebiet werden 
1415 Hektar od Besitz und nur 660 Hektar polnischer Be- 
sitz enteignet. Für das ganze Gebiet der Republik kommt dann 
nur noch im Osten ein Latifundium von 400 Hektar hinzu. Die 
polnische Regierung geht also in alter Weise entnationalisierend 
vor, obwohl die Klage der deutschen Regierung wegen Schädi- 
gung der Agrarreform noch nicht vor dem Haager Gerichtshof 
entschieden ist. 

Politik: Der Berichtsmonat hat eine große Fülle 
deutschfeindlicher Kundgebungen gebracht. In Lodz ist 
das Konsulat beschädigt, deutsche Zeitungen und das deutsche Gym- 
nasium sind zerstört worden. Auch in Myslowitz und an anderen 
Stellen haben derartige Kundgebungen stattgefunden. Es ist an- 
zuerkennen, daß die Regierung dagegen aufgetreten ist und daß 
auch das Hauptblatt des Res runs blokes: die „Gazeta Polska“, 
sich gegen diese Demonstrationen deutlich gewandt hat. 


Die Stellung Polens zum Vier-Mächte-Pakt wurde am 
5./6. April in Paris formell dahin kundgegeben, daR Polen diese 
Aktion durchaus ablehne, jene Gruppierung europäischer Groß- 
mächte ohne seine Beteiligung, sowie jede Revisionsbestrebung. 
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Dagegen ist die Idee eines Blockes der Revisionsgegner, also 
eines Zusammenschlusses zwischen Polen und der Kleinen 
Entente weiter erörtert worden ohne Folgen. Und dem entspridt 
weiter, daß die Beziehungen zu Rußland immer mehr betont 
werden. Man erhofft von dort Aufträge, und die Warschauer 
Presse hat ihren Ton gegenüber Rußland merklih gewandelt, 
ist immer freundschaftlicher geworden. 


3. Danzig. 


Die Regierung Ziehm hat im Berichtsmonat versucht, ein 
sehr weit gefaßtes Ermächtigungsgesetz für 4 Jahre vom Volks- 
tag zu erhalten. Der Senat wollte damit die Minderheitsregierung 
unabhängig machen, aber eine Mehrheit war dafür nicht zu er- 
reichen. Die Krise endete mit dem Sturz dieser Regierung, die 
freilich bis zur Durchführung der Neuwahl aus außenpolitischen 
Gründen im Amt bleibt, und mit der Auflösung des Volks- 
tages. Die Neuwahlen werden am 28. Mai sein und sicherlich 
eine sehr starke Zunahme den Nationalsozialisten bringen, unter 
denen als kommender Senatspräsident genannt wird Dr. Her- 
mann Rauschning, als Leiter der Deutschen Bücherei in 
Posen, und besonders durch ein ausgezeichnetes Werk über „Die 
en Westpreußens und Posens“ (Berlin 1930, 405 S.) 

ekannt. 


Der Danziger Ausfuhrhandel ist jetzt für 1932 auch 
nach den Wertziffern bekannt. Die Zahlen sind (nach dem Ost- 
expreß): 1932 Einfuhr 428102,3 t, Ausfuhr 5047 948,7 t. Dem 
Werte nach ist die Einfuhr mit 131,7 Mill. Danziger Gulden, die 
Ausfuhr mit 214,4 Mill. Gulden errechnet, so daß die Handels- 
bilanz der Freien Stadt Danzig mit 82,8 Mill. Gulden aktiv ist. 
Darin steht Großbritannien weitaus an erster Stelle: mit 
51,8 Mill. Gulden oder mehr als einem Drittel der Danziger Ein- 
fuhr. An zweiter Stelle steht Holland mit 13,6 Mill. Gulden, an 
dritter Deutschland mit 10,1 Mill. Gulden. Dann folgen Schweden 
mit 6,8 Mill. und Dänemark mit 6,4 Mill. Gulden. Auch in der 
Ausfuhr ist England der größte Abnehmer mit 40,9 Mill. Gul- 
den. In weitem Abstande dahinter folgt Dänemark, das für 
27,5 Mill. Gulden bezog. An dritter Stelle Belgien mit 26 Mill., an 
vierter Frankreich mit 23,8 Mill, an fünfter Schweden mit 
21,2 Mill. Dann erst sind Deutschland mit 13 Mill., Italien mit 
11 Mill., Norwegen mit 7 Mill., Finnland mit 7 Mill. Gulden zu 
nennen. 


4. Litauen. 


Die „Ostwirtschaft‘“ (Märzheft) veröffentlicht folgende wich- 
tige Daten für den litauischen Außenhandel: 
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Ein- und Ausfuhr Litauens in Millionen Lit. 


Semmiet | eier | Aut 
| 256,9 


1928 i — 342 
1929 329,8 + 23,4 
1930 333,7 -+ 21,3 
1931 — 49 
1932 + 22,1 


1932 


; a |v. H. Mir |v-H. "i v. H. MU v. H. 
Deutschland. . . . 1151,4| 48,5130,6| 47,0! 67,2| 40,3{199,9| 59,9/125,4| 45, | 74,0| 39,1 
England. ..... 24,01 7,7| 19,6| 7,1|| 18,0| 10,8] 65,0| 19,5 90,4 33,1] 78,3| 41,4 
Polen-Danzig. . . . | 103| 3,3] 103| 3,71 3,4| 2,1l1 0,110, 0,3) 0,11 0,1] 0,1 
Tschechoslowakei . | 18,0) 5,8| 19,6) 7,11 12,6| 7,61 0,4| 0,11 0,2! 0,1 02] 0,1 
797%, FR NER 14,7) 4,71 10,7| 3,9) 6,3; 3,81 2,6) 0,8) 2,0) 0,7) 1,0| 0,6 
Lettland. ...... 13,4| 4,31 11,8) 4 7,72) 4,61 22,8| 6,9 15,1! 5,61 4,4| 2,4 
UdSSR. ...... 13,8 4,4 17,2) 6,2 10,2] 6,11 5,1] 1,5) 82] 3,01 6,6| 3,5 
Frankreich. .... . 9,5) 3,01 8,3] 3,01 5,61 3,41 2,2) 0,71 2,6] 1,01 3,01 1,6 
Schweden ..... 751 24| 5,4 1,9 3,5] 2,11 3,9; 1,2) 1,8; 0,6) 1,8) 1,0 
Dänemark ..... 5,4 1,72) 3,5| 1 20 121 4,4| 1,3) 3,0; 1,11 1,0) 0,5. 
Estland ...... 3,5) 1,1 3,4; 12) 21| 1,31 0,3) 0,11 0,2) 0,11 0,1) 0,1 
Finnland. ..... 2.2) 0,71 1,7} 0,61 1,91 1,11 0,01 0,01 0,0| 0,0! 0,0; 0,0 


Auch Litauen kämpft mit den bekannten Weltwirtschafts- 
schwierigkeiten, wenn auch nicht in so hohem Maße, wie die Nach- 
barn. Es ist in der Lage, ihnen durch eigene Industrialisie- 
rung etwas entgegenzuwirken. Es hat keine Devisenzwangs- 
wirtschaft, aber das Lizenzsystem, und sucht sich die Hände in 
der Handelspolitik frei zu machen durch Kündigung von Handels- 
verträgen und, wie es scheint, auch durch die Aufgabe der sog. 
„baltischen Klausel“. Dann würden zwischen Litauen einerseits 
und Lettland und Estland andererseits lediglich Meistbegünsti- 

ungsbestrebungen bestehen, die gegenseitigen besonderen Meist- 
Berunsigungen die dritten Staaten nicht zugute kommen durften, 
fielen weg, und Litauen könnte seinen eigenen Weg gehen, den es 
in der Richtung auf Bevorzugung von England sucht. 

Darin können vielleicht auch politische Absichten gesucht 
weerden. Aber wenn auch da und dort von dergleichen gesprochen 
wird, oder an anderer Stelle von einer Neutralisierung Estlands, so 
sind das alles lediglich Gesprächsthemen, die nicht die Kraft 
haben, sih zu politischen Aktionen zu verdichten. Die Wirt- 
schaftskrise hat auf dem Felde der von Rußland gelösten Rand- 
staaten bisher nirgends zu einem engeren Zusammenschluft, einer 


„Integration“, geführt. 
5. Lettland. 


Am 4. April wurde der bisherige Staatspräsident, Albert 
Kweesis, wiedergewählt, der aus der stärksten bürgerlichen 
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Partei, dem Bauernbunde, stammt. 1881 geboren, studierte er in 
Dorpat und war er seit 1907 in Mitau Rechtsanwalt, nach Grün- 
dung des Staates Richter, später Innenminister, seit 1930 Staats- 
präsident. Ministerpräsident ist Adolf Blodneek, der die Neu- 
siedlerpartei, die kleinen Landwirte führt, 1889 geboren, und als 
Finanzpolitiker bekannt. Er vertritt, wie der Name seiner Partei 
sagt, die kleinbäuerliche Schicht, die aus der Agrarreform ent- 
standen ist. Außenminister ist der Radikaldemokrat Woldemar 
Salnais, der besonders für eine Annäherung an Polen eintritt. 

Auch für Lettland seien, wie im Aprilheft für Estland und 
Finnland, die Außenhandelszahlen nach der „Ostwirtschaft“ 
(Märzheft) mitgeteilt: 


Einfuhr Ausfuhr Bilanz 
In 1000 t Ion Mill. Lat In 1000 t Io Mill Lat 


Gliederung des Außenhandels Lettlands nach Staaten 
in Millionen Lat. 


Einfuhr Ausfuhr 


Sranten 1932 | 1931 | 1930 | 1932 | 1931 | 1930 
Deutschland 50,4 | 65,7 | 109,9 | 25,3 | 44,2 | 66,0 
England ...... 11,6 | 15,1 | 25,1 I 29,8 | 41,6 | 70,4 
UdSSR. . ..... 85 | 16,5 | 17,6 | 14,2 „1 | 35,1 
Polen ....... 4,9 | 16,4 | 31,3 1,1 1,2 2,7 
Danzig. ...... 0,2 1; 2,6 0,1 0,2 0,3 
Frankreich. .... 3,7 6,2 9,5 5,3 7,8 | 13,0 
Belgien ...... 3 50 | 55 5,7 | 12,2 | 16,0 

Sale a nee 3,2 | 63| 155] 09 1,3 | 24 
Litauen ...... 1,8 5,7 9, 41 63 | 66 
Schweden .... . 1,7 4,8 881 0,9 1,2 2,8 
Dänemark. .... 10| 29| 5,6 1,1 2,3 41 
Estland ...... 0,9 21 40] 14] 28| 35 
Finnland. ..... 0,6 1,8 2,4 0,4 0,7 1,7 
Oesterreich . . . 0,5 1,6 2,5 0,1 0,1 0,4 


Der Handel mit Deutschland ist stark zurückgegangen, der 
mit England hat sich besser gehalten. Die Zahlungsbilanz ist 
gespannt. 


Abgeschlossen am 28. April 1933. 


488 


I. Die ehesten: des zweiten Fünfjahr lans: 
Die Perspektiven für die Brennstoffwirtschaft. 


Von Robert Schweitzer. 


Vom zweiten Fünfjahrplan ist gegenwartig in der Sowjet- 
e wenig zu hören. Die ursprünglichen Fristen (s. Oktober- 

eft 1932) wurden verlängert. Wann das neue Zahlenmaterial 
vorliegen wird, ist noch unbestimmt. 

Wir setzen unsere Berichte über die Vorbereitung des zweiten 
Fünfjahrplans heute mit einem über die Brennstoffwirtschaft 
fort. Für 1933, das erste Jahr der zweiten Pjatiletka, sind die 
Richtzahlen durch die Verfügung des Zentralexekutivkomitees 
der UdSSR vom 26. Januar d. J. bekannt. Die Zahlen, die wir 
für die Jahre 1934 bis 1937 nennen können, sind rohe, orientie- 
rende Schätzungen aus der Vorbereitungsarbeit der zuständigen 
Stellen und entstammen insbesondere der zweiten Brennstoff- 
konferenz der Gesamtunion vom Juli v. J 


A. Kohle. 


Die Ergebnisse der Planrealisation innerhalb der Brenn- 
stoffwirtschaft waren durchaus uneinheitlich. Das Schmerzens- 
kind auf diesem Gebiete war der Kohlenbergbau. Nach dem 
ersten Fünfjahrplan sollte der industrietechnische Brennstoff- 
verbrauch (ohne Brennholz für die Bevölkerung) folgende 
Struktur haben'): 

1932,33 
Biennstöflart Menge In 9}, zum Ganzen 


Ausgan Optimal- | Ausgangs- | Optimale. 
Vaani Variante Variante Variante 


Holz in Mill. cbm. . 11,4 
TorfinMill.t. . .. 71 
Steinkohle in Mill. t 65,3 
a) davon Don-Gebiet 49,2 
b) dav.übrige Gebiete 16,1 
NaphthainMill.t. . 16,2 
Brennstoff zusammen 

in Mill. t (gewogene 

Ziffern) 55,74 100,0 93,0 100,3 100,0 100,0 


Aus dieser Tabelle ist ersichtlich, daß in der Brennstoff- 
bilanz der UdSSR die Kohle der beherrschende Posten ist. Wir 
werden nachher sehen, daR ihre Bedeutung im zweiten Plan- 
Jahrfünft noch steigen soll. In die Anlagen des Kohlenbergbaues 


‘) Fünfjahrplan (russ.), Moskau 1929, Bd. I, S. 33. 
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sind in den letzten fünf Jahren beträchtliche Mittel investiert 
worden, weit mehr als ursprünglich vorgesehen, und zwar 
1800 Millionen gegenüber einer Planziffer von 1250 Millionen 
Rubel. Dieses Kapital war in erster Linie für den Bau neuer 
Schächte und für die Mechanisierung der Produktionsprozesse 
bestimmt. Insgesamt befanden sich in der ersten Pjatiletka 300 
neue Schächte mit einer projektierten Gesamtleistungskapazität 
von 185 Millionen Tonnen im Bau. Fertiggestellt wurden nur etwa 
150 Schächte mit einer Kapazität von 63 Millionen Tonnen. 


Die im Jahre 1932 erreichte Fördermenge wurde von 
Kuibyschew in seiner Rede vor dem Zentralexekutivkomitee am 
24. Januar d. J. auf 64 Millionen Tonnen beziffert. Dies bedeutet 
eine Realisation der ursprünglichen und planmäfigen Endziffer 
des ersten Planjahrfünfts zu 90 %. Beim Vergleich mit dem 
korrigierten Jahresvoranschlag für 1932 in Höhe von etwa % Mil- 
lionen Tonnen kommt man sogar nur zu der erheblich niedrigeren 
Realisationsziffer von etwa 70 %. Wir haben schon in den frühe- 
ren Beiträgen darauf hingewiesen, daß die ursprünglichen Ziffern 
des Fünfjahrplans durch die jeweiligen Kontrollziffern mehr- 
mals und ausschließlich nach oben abgeändert wurden. 

Für 1933 wird die Inbetriebnahme von 70 neuen Schächten 
und eine Fördermenge von 84 Millionen Tonnen erwartet, d. h. 
eine Steigerung Euer 1932 um etwa 33 %. Die Staatliche 
Plankommission Po ft nah Lomow (Ek. Shisnj vom 4. Juli 1932) 
für 1937, das Endjahr der zweiten Pjatiletka, auf eine Kohlen- 
förderung von insgesamt 267 Millionen Tonnen, was der Direk- 
tive des für den zweiten Plan grundlegenden 17. Parteikongresses 
ungefähr entspricht, der bier eine Ziffer von 250 Millionen Ton- 
nen genannt hat. 

Im einzelnen sieht die erste rohe Budgetierung der Kohlen- 
förderung für den zweiten Fünfjahrplan nach Produktions- 
gebieten folgendermaßen aus: 


Kohlenförderung nach Produktionsgebieten: 


Plan 1932 1937 
(in Millionen Tonnen) 
Don-Gebiet . . . . . . 50 118 
Kuznezk-Gebiet . . . . 1 50/52 
Moskauer Bezirk . .. . 57 20 
Uralkohle . . . . ... 6 29 
Karaganda . . .... 25 13 
Ostsibirien . . 2 . . . 5 10 
Ferner Osten . . ... 3 12/15 
Mittelasien . . . . . . 1,4 7/9 
Borowitsdhi . . 0,1 0,5/1,0 


Das Don-Gebiet bleibt nach dieser Aufstellung auch im 
zweiten Planjahrfünft das Hauptfördergebiet. Besondere Auf- 
merksamkeit verdient der Versuch, die Kohlenförderung in Ost- 
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sibirien und im Fernen Osten zu forcieren. Man will dem Grenz- 
gebiet am Stillen Ozean eine eigene Kohlenbasis verschaffen, da 
die nächstgelegene in ÖOstsibirien schon nicht weniger als 
4000 km entfernt ist. In Mittelasien soll die Kohle das Naphtha 
ersetzen. Überall soll versucht werden, die lokale Förderung zu 
steigern, insbesondere dort, wo die Kohle der einzige Brennstoff 
ist, der zur Verfügung steht. 


Es ist auf Grund der gegenwärtigen Lage mit Sicherheit an- 
zunehmen, daß auch die künftige Kohlenförderung erheblich 
hinter der planmäßigen zurückbleiben wird. Die Kohlenförde- 
rung hat im ersten Vierteljahr 1933 in dem wichtigsten Gebiet, 
dem Don-Gebiet, nicht nur nicht zugenommen, sondern sogar 
abgenommen: anstatt 10,9 Millionen hat man nur 10,3 Millionen 
Tonnen gefördert. Die Gründe für die laufenden Defizite im 
Kohlenbergbau sind so schwerwiegend, daß eine schnelle Ab- 
hilfe unwahrscheinlich ist. Die Leiter der Produktionsstätten 
haben sich früher stets hinter „objektiven Gründen“ verschanzt, 
wenn sie zur Verantwortung gezogen wurden. Heute glaubt man 
ihnen dies nicht mehr. Es ist auffallend, daß die alten Schächte 
besser arbeiten als die neuen. Es dürfte deshalb nicht zweifelhaft 
sein, daß der Hauptgrund der Schwierigkeiten in dem Fehlen 
hinreichend qualifizierter Arbeitskräfte zu suchen ist. Die er- 
forderlichen Maschinen sind beschafft, aber die Menschen fehlen, 
die mit ihnen umzugehen verstehen. Auf andere Übelstände 
weist die sehr aufschlufßreiche allerjüngste Verordnung des Rats 
der Volkskommissare und des Fentralexekulivkomitees der 
Partei vom 8. April 1933 hin. Die ganze Verwaltungsorganisation 
ist verbürokratisiert. Die Repräsentanten der nach dem Funk- 
tionalprinzip aufgegliederten Werksverwaltung, die Leiter der 
Abteilungen für Rationalisierung, Mechanisierung, technische 
Normung usw., glauben nach wie vor — so steht es dem Sinne 
nach in der genannten Verordnung —, ihren Aufgaben durch 
Direktiven vom „grünen Tisch“ gerecht werden zu können. Sie 
meiden den Schacht, lassen sich in der Kontrolle vertreten und 
vergessen, daß in den mechanisierten Betrieben die Arbeits- 
anweisung ausschlaggebende Bedeutung hat. 


Weiterhin ist aus der genannten Verordnung außerordent- 
lich interessant, daß die schon lange und recht nachdrücklich be- 
kämpfte Fluktuation der Arbeiterschaft sowohl wie die Tendenz 
zur verfemten Lohnnivellierung trotz entgegenstehender Stalin- 
scher gesetzlicher Direktiven noch immer nicht verschwunden 
sind. Im Jahre 1932 haben im Don-Gebiet bei 408000 Neuein- 
stellungen nicht weniger als 432000 Arbeiter und Angestellte 
ihre Arbeitsplätze verlassen. Was dies alles für Stabilität und 
Hebung der Produktivität der Arbeit bedeutet, braucht nicht 


näher ausgeführt zu werden. 
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B. Erdöl. 


Die beiden bei weitem größten Erdöltrusts sind der Asneft 
(in Aserbeidshan mit dem Zentrum Baku) und der Grosneft (im 
Nordkaukasus mit dem Zentrum Grosny). Es folgen dann in 
weitem Abstande der Maineft (ebenfalls im Nordkaukasus, etwa 
130 km von dem Schwarzmeerhafen Tuapse entfernt, Mittelpunkt 
die Stadt Maikop), der Embaneft (Zentrum Emba am Flusse 
Emba, der in den nördlichen Teil des Kaspischen Meeres mündet), 
der Sredasneft in Mittel-Asien (Usbekistan und Turkmenistan), 
der Sachneft (auf der Insel Sachalin) und der Uralneft (im Gou- 
vernement Perm). Zur Kennzeichnung der Bedeutung der ein- 
zelnen Trusts dienen folgende Ziffern: In Aserbeidshan wurden 
in den letzten Jahren durchschnittlich ungefähr 65 % der Rohöl- 

roduktion der Sowjetunion gefördert, in Grosny 30 %, die rest- 
lichen 5% verteilen sich auf die übrigen Bezirke. 

Die Erörterung der Perspektiven dieses so wichtigen Indu- 
striezweiges in der zweiten Pjatiletka setzt eine Betrachtung des 
Zieles und des Ergebnisses des Naphthaplanes im ersten Plan- 
jahrfünft voraus. Es handelt sich hier um folgende Zahlen?): 


1932/33 32/33 in 0), zu 27 28 


Aus- | Op- Aus- - 
1927/28 gan a timal- | gangs- | timal- 
ariante ariante 
Produktion (Mill. t) 
Naphtha: o= o 2 5 0.0 a. 11,4 18,5 20,8 161,9 181,5 
GaSe ne Be ee wa 0,3 0,5 0,9 166,7 333,3 
zusammen 11,7 19,0 21,7 162,0 185,2 
Verarbeitung (Mill. t) 
Rohnaphtha. ... 2... . 2.2... 8,7 16,9 19,1 194,2 219,5 
Masut (Schmieröl) . .. ..... 1,7 6,9 8,4 406,0 494,1 
Selbstverbrauch und Produktions- 
verluste (Mill. t). ....... 1,8 2,8 3,3 155,6 183,4 
Marktproduktion nach Hauptgrup- 
pen (Mill. t): 
Betriebsstoffe für Vergasungs- 
motoren .. .» 2» 2 2 2 200. 1,8 5,1 6,1 527,3 532,5 
Produktion für andere Zwecke (Be- 
leuchtung, Fette usw.). .. . . 2,7 4,0 4,8 148,2 177,8 
Masuk..ur.. a re 5,4 71 7,5 131,0 139,9 
MarktproduktionzusammeninMill.t 9,9 16,2 18,4 163,7 185,7 
Marktproduktion zusammen 
in Mill. Rubel ......... 275,0 | 544,5 | 645,3 198,2 | 234,5 


Daß die Ausgangsvariante die vorsichtige und die Opti- 
malvariante die optimistische Schätzung darstellt, ist den Lesern 
dieser Zeitschrift bekannt. Die Tabelle läßt erkennen, daß die 
Produktion von Rohöl nach der Optimalvariante (die Ausgangs- 


?) Fünfjahrplan (russ.), 1. Bd., S. 38. Siehe auch Grinko: Der Fünfjahr- 
plan, Berlin-Wien 1950, S. 71. 
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variante besitzt, da sie nicht bestätigt wurde, nur als Vergleichs- 
| grölle Interesse) von 11,4 Millionen Tonnen 1927/28 auf 20,8 Mil- 
. Jionen Tonnen 1932/33 steigen sollte. Die entsprechenden Ziffern 
für Gas sind 0,3 und 0,9 Millionen Tonnen. Die Rohölförderung 
sollte also im Planjahrfünft etwa verdoppelt werden. Die Markt- 
` produktion war für 1932/33 auf 184 Millionen Tonnen (von 
21,7 Millionen Tonnen) budgetiert worden. 


. Auch die Leistungsfähigkeit der Naphtharaffinerie sollte 
. nach der Tabelle um mehr als das Doppelte steigen. Für die 

Schmierölproduktion allein war eine Erhöhung von 1,7 Millionen 
. Tonnen auf 8,4 Millionen Tonnen vorgesehen. Die Produktion 
. von Treibstoff für Vergasermotoren solite von 1,8 Millionen auf 
. 6,1 Millionen Tonnen steigen (Zunahme um 532,5 %). 

Die Naphthaindustrie fiat in den ersten Jahren der Pjatiletka 
gut gearbeitet. Die Richtziffern wurden, soweit sie Mengen dar- 
. stellten, bereits in 212 Jahren erreicht. Dies wurde als Anlaß ge- 
‘ nommen, die Budgetziffern der kommenden Jahre auf phan- 
 tastische Höhen hinaufzuschrauben. Der Anfang April 1931 vom 
Obersten Volkswirtschaftsrat angenommene Frweiterungsplan 

sah für 1933 eine Erdölproduktion von 48,5 Millionen Tonnen 
und für 1934 eine solche von 61,3 Millionen Tonnen vor („Sowjet- 
-~ wirtschaft und Außenhandel“, 1931, Nr. 9, S. 15). Inzwischen ist 
. man auf Grund der Erfahrungen des letzten Jahres — die 
- Schwierigkeiten setzten im Frühjahr 1932 ein — wieder weit 
bescheidener geworden. Innerhalb des Wirtschaftsplanes für 1933 
sind als Gesamtproduktionsziffer nur 24,4 Millionen Tonnen be- 
stätigt worden. Für das Endjahr der zweiten Pjatiletka nannte 
Lomow auf der erwähnten Brennstoffkonferenz vom Juli v. ]. 
73 Millionen Tonnen, was eine Steigerung um etwa das 2,5fache 
bedeuten würde. 

Im zweiten Fünfjahrplan werden Benzin, Petroleum und 
Ligroin die führenden Naphthaprodukte sein. Masut wird immer 
mehr Restprodukt. Für die Verarbeitung des russischen Rohöls 
ist charakteristisch, daß sich nur 40 bis 45 % Destillate ergeben 
(Benzin, Gasöl, Leuchtpetroleum u. a.) und 55 bis 60 % Rück- 
stände in Form von Masut anfallen. Der Masut spielte in Ruf- 
land immer eine beträchtliche Rolle als Brennstoff, besonders für 
die Flotte, für die Industrie und teilweise auch für die Eisen- 
bahnen in den den Fundstellen benachbarten Gebieten. Eine 
Anderung bahnte sich mit dem Moment an, als es mit Hilfe des 
Krackprozesses möglich wurde, den Masut teilweise zu Benzin 
zu verarbeiten. Diese Entwicklung bedeutet zunächst rein quanti- 
tativ eine Schrumpfung der Masutmenge für die Brennstoffver- 
sorgung des Landes, aber auch eine Verschlechterung der Eignung 
des Masuts als Brennstoff in qualitativer Hinsicht: der Masut 
wird klebrig und weniger leicht transportierbar. Durch diese 
Tatsachen sinkt die Bedeutung des Masuts für die Brennstoff- 


bilanz des Landes. 
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. 1952 wurden 1030000 Tonnen Benzin produziert. Für 1937 
sind 8650000 Tonnen vorgesehen. Insgesamt soll die Produktion 
von leichten Transportölen im zweiten Planjahrfünft von 
4870000 Tonnen auf 20 685 000 Tonnen steigen. Auch diese Zahlen 
zeigen, wieviel in den nächsten Jahren von der Realisation der 
Pläne der Naphthaförderung und Naphthaverarbeitung abhängt. 
Der Bedarf wächst infolge der Mechanisierung der Landwirt- 
schaft, der Automobilisierung, der Motorisierung der Roten 
Armee, des Ausbaues der Luftschiffahrt usw. ständig. Daneben 
spielen die Naphthaprodukte aber auch im Export eine aus- 
schlaggebende Rolle. Im Hinblick auf diese Bedarfsausweitung 
verstärkt sich bei den offiziellen Stellen die Befürchtung, daß die 
russische Brennstoffindustrie nicht in der Lage sein wird, den 
De et der Gesamtwirtschaft aus eigener Kraft voll 
zu decken. 


An Objekten für die Anlagefinanzierung im zweiten Plan- 
jahrfünft werden folgende genannt: 431 Einheiten der verschie- 
densten Werkinstallationen, 1982 komplette Bohranlagen, 
2778 Kompressoren, 7424 Pumpen für Umleitungen, 3 152000 Me- 
tallröhren und eine groe Menge von Hilfsmaterial. Der Anteil 
der ausländischen Lieferindustrie soll im Vergleich mit dem Vor- 
jahr sinken, der der heimischen Industrie steigen. 


Ein beträchtliher Teil der neuen Kapitalinvestierungen ent- 
fällt somit auf den Bau von neuen Röhrenleitungen. 1932 erfolgte 
der Naphthatransport in der Hauptsache durch die Eisenba 
(etwa 41,4 %). Auf die Seeschiffahrt entfielen 26%, auf den 
Flußtransport 19,9 % und auf Röhrenleitungen 12,8 %. 1937 soll 
sich das Bild folgendermaßen geändert haben: auf die Eisenbahn 
sollen 29,7 %, auf die Seeschiffahrt 24,1 %, auf den Flußtransport 
25,5% und auf Röhrenleitungen 20,7 % entfallen. 


Sehr problematisch dürfte auf Grund der gegenwärtigen 
Erfahrung die Budgetierung der Versorgung mit qualifizierter 
Arbeitskraft sein. Die Reorganisation der Produktionsprozesse 
verlangt eine höherqualifizierte Arbeiterschaft. Man hofft nun, 
von 1932 bis 1937 den Anteil der hochqualifizierten Arbeitskräfte 
an der gesamten Arbeiterschaft von 18 auf 35 %, den der 
Arbeiterschaft mit mittlerer Qualifikation von 21 auf 32 % heben 
und den der angelernten von 24 auf 153% sowie den der un- 

elernten Arbeitskräfte von 37 auf 20%: senken zu können. Auf 
ie SERWIERBS EIER, die hier bestehen, kommen wir nachher 
zurück. 


In bezug auf die Anteile der einzelnen Fördergebiete an 
Naphthaproduktion und Naphthaverarbeitung soll eine beacht- 
liche Verschiebung eintreten. 1932 wurden nur etwa 5% der 
Gesamtmenge aufterhalb Transkaukasiens gefördert. 1937 sollen 
es 15,7 % sein. Vor allem will man die Förderung in den kleine- 
ren Produktionsgebieten forcieren, beim Maineft, Embaneft usw. 
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Sredasneft und Turkmenneft sollen die Produktion um nicht 
weniger als das 5- bis 6fache ausweiten. 


Noch größer soll die Verschiebung in bezug auf die Naphtha- 
verarbeitung sein. 1932 wurden außerhalb Transkaukasiens nur 
1,38 % verarbeitet. Die entsprechende Menge wird für 1937 auf 
45,5 % beziffert. Die Hauptverarbeitungsplätze werden, ab- 
gesehen von Baku und Batum, Samara, Nishninowgorod, Saratow 
und Jaroslawl sein. Sinn der Neuverteilung der Naphthaver- 
arbeitung ist die Orientierung nach dem Verbrauch und die Be- 
rücsichtigung der Belange der Landesverteidigung. Es soll 
ferner im gemeinen nur das einheitliche Anfangsprodukt 
transportiert werden, was aber unmöglich ist, wenn Förderung 
sowohl wie Verarbeitung am gleichen Orte stattfinden. 


Die Produktionsergebnisse des ersten Quartals des laufen- 
den Wirtschaftsjahres rechtfertigen keineswegs den Optimismus, 
mit dem man in die zweite Pjatiletka hineingegangen ist. Trotz 
äufßerster Anstrengungen konnte in Baku der Produktionsplan 
des letzten Quartals nur zu 95 % erfüllt werden. Das diesbezüg- 
liche Defizit für dieses Jahr beläuft sich in Baku bereits auf 
150000 Tonnen. Die Hauptschwierigkeiten liegen auf dem Ge- 
biete der Bohrtätigkeit. Hier ist man zur Zeit in der Plan- 
erfüllung wieder ganz erheblih im Rückstand. Im Januar und 
Februar 1933 sind die Planziffern nur zu 63 bis 65 %, im März 
nur zu etwa 70 % erreicht worden. Das Vorhandensein von 
objektiven Gründen für diese Miferfolge wird von den offi- 
ziellen Stellen für die Naphthaindustrie ebenso strikt abgelehnt 
wie für den Kohlenbergbau. Man sieht die Ursachen lediglich in 
der unzureichenden Arbeitsorganisation und in dem Mangel an 
qualifizierten Arbeitskräften. r Ausnutzungsgrad der Anlagen 
ist nach der Sa Industrialisaciju vom 6. April 1933 erschreckend 
niedrig, insbesondere auf dem Gebiet der Tiefbohrung, wo im übri- 
gen auch die Lohndifferenzierung erst ganz ungenügend durch- 
geführt worden ist. Auflerördentlich charakteristisch scheint uns 
ein Bericht der Sa Ind. vom 8. April d. J. zu sein. Es sollte hiernach 
auf Grund des laufenden Wirtschaftsplanes in den oberen Lagen 
zunächst Rotationsbohrung und in größeren Tiefen dann Tur- 
binenbohrung Verwendung finden. Man vergal aber, rechtzeitig 
die Arbeiter für Turbinenbohrung anzulernen. Und die Folge ist, 
daß zur Zeit beim Asneft 97 neue Turbinenbohrer keine Ver- 
wendung finden und somit totes Kapital repräsentieren. 


Wie es zurzeit mit der Ausbildung der Bohrmeister bestellt 
ist, berichtet Herschfeld in Za Ind. vom 8. April d. J. In dem 
Rayon namens Ordshonikidse war von 65 Bohrmeistern nur ein 
einziger ein Techniker, fünf hatten einen kurzfristigen Kursus 
hinter sich, und alle übrigen waren sowohl theoretisch wie prak- 
tisch unvorbereitet. Von diesen 65 Meistern waren zwei voll- 
kommen Analphabeten, und 29 konnten kaum lesen und ihren 


495 


Namen schreiben. Leider — so fügt Herschfeld hinzu — bildet 
dieser Rayon keine Ausnahme. 

Wir sehen, daß die Naphthaförderung in der Gegenwart die 
leihen ernsten Schwierigkeiten zu überwinden hat wie der 
ohlenbergbau, und daß hier wie dort die Störungsquellen auf 

dem Gebiete des persönlichen Produktionsfaktors zu suchen sind. 


C. Torf und Brennschiefer. 


Die Torfgewinnung ist im Laufe des ersten Planjahrfünfts 
zu einem beachtlichen Produktionszweig ausgebaut worden. 
Man hat die Torfgewinnung an einzelnen Produktionsstätten 
konzentriert und in den fünf Jahren insgesamt mehr Kapital 
investiert, als ursprünglich beabsichtigt war, nicht 300 Millionen 
Rubel, sondern sogar 375 Millionen Rubel. Die planmäßige 
Förderziffer für 1933 ist 17,7 Millionen Tonnen. Sie liegt 28 % 
höher als im Vorjahr. Die im Mai 1932 abgeschlossenen Arbeiten 
an der Aufstellung des Generalplanes für die Elektrizitätswirt- 
schaft rechnen für 1937 mit einer Produktionsmenge an Torf von 
insgesamt 50 bis 60 Millionen Tonnen. Ohne völlige Mechanisie- 
rung der Torfgewinnung, die zurzeit erst auf % beziffert 
wird, dürfte dieses Ziel nicht zu erreichen sein. 

An Brennsciefer sollen 1933 560000 Tonnen zur Verfügung 
gestellt werden. In der Heizstoffbilanz spielt dieser Posten eine 
unbedeutende Rolle. Bis 1937 wird mit einer Produktionssteige- 
rung von 70% gerechnet. Die Verwendung des Brennschiefers 
ist auf wenige Rayons beschränkt. Überdies dient Brennschiefer 
vorwiegend als Rohstoff für die chemische Industrie. 


D. Holz. 


Die relative Bedeutung von Holz als Brennstoff soll im 
zweiten Fünfjahrplan sinken. Diese Entwicklung bahnte 
sich schon im ersten Planjahrfünft an. Man hatte in der Holz- 
wirtschaft jahrelang Raubbau getrieben, ist sich aber jetzt dar- 
über klar, daß die Fortsetzung des Raubbaues vom gesamtwirt- 
schaftlichen Standpunkt unmöglich ist, ganz besonders im Hin- 
blick auf die Landwirtschaft. Das trifft vor allem auf die Ukraine 
zu, wo für die Körner- und Rübenwirtschaft durch weiteren 
Holzschlag beträchtliche Schäden unausbleiblih sind. Hinzu- 
zufügen ist, daß ebenfalls aus gesamtwirtschaftlichen Gründen in 
den nächsten Jahren in immer stärkerem Maße Nutzholz statt 
Brennholz bereitgestellt werden muß, weshalb besonders in den 
waldarmen Gebieten künftig der Holzbrennstoffverbrauch_ ge- 
drosselt werden soll. 


Schlußbemerkung. 


Wir haben nacheinander die Brennstoffe kurz gekennzeid- 
net, die für die Brennstoffversorgung der UdSSR in Betracht 
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kommen. Holz kann, wie wir hörten, keineswegs in verstärktem 
Maße zur Brennstoffversorgung herangezogen werden. Die. Be- 
deutung des Masuts als Brennstoff sinkt quantitativ und quali- 
tatıv. Torf und Brennschiefer spielen eine relativ unbedeutende 
Rolle. Auf den Kohlenbergbau wird also in den nächsten an 
das Schwergewicht in der Brennstoffversorgung der UdSSR ge- 
legt werden müssen. In Prozentzahlen ausgedrückt, denkt man 
sich die Verschiebung der relativen Anteile der einzelnen Brenn- 
stoffarten für den zweiten Fünfjahrplan folgendermaßen: 


Der relative Anteil der einzelnen Brennstoffarten am 
gesamten inneren Verbrauch der UdSSR im zweiten Fünfjahrplan 
(in Prozent) 


Holz Torf Brennschiefer Naphtha Steinkohle 
1932 19 5 0,1 16 60 
1937 8 9 15 TER 70/72 


Die Schwierigkeiten, die die Kohlenwirtschaft zurzeit zu 
überwinden hat und die wir oben kennzeichneten, werden im 
Hinblick auf die Stellung der Kohle in der Brennstoffbilanz ganz 
besonders bedeutsam und bedenklich. Es zeigt sich immer mehr, 
daß die ungelöste Kaderfrage sich zur Achillesverse der gesamten 
Industrialisierung ausweitet. Bei mangelnder Ausbildung der 
Belegschaften nützen die modernsten Anlagen nichts, sie sind 
dann im Gegenteil nur Ballast für die Betriebsführung. 


Auch die erlahmende Arbeitsintensität benötigt neue An- 
kurbelung. Die Hebung der Produktivität der Arbeit war schon 
das arbeitswirtschaftliche Zentralproblem der ersten Pjatiletka. 
Dieses Ziel verfolgt die Sowjetregierung mit aller Macht und mit 
aller traditionellen Konsequenz, wobei sie keine Skrupel in 

ezug auf Prinzipientreue bei der Auswahl der Mittel kennt. 
Das alte Schlag- und Zugwort „Pjatiletka“ hat im Laufe der Zeit 
an Wirkung eingebüft, und ein neues gleich zugkräftiges für die 
Hebung der Arbeitsproduktivität ist noch nicht gefunden. 


Hier sind wir aber nicht mehr im Bereiche der Brennstoff- 
wirtschaft allein, sondern bereits bei akuten gesamtwirtschaft- 
lichen Problemen der Sowjetunion angelangt, die an anderer 
Stelle dieser Zeitschrift eingehende Behandlung finden. 


Bücherschau. 


Wirtschaftsfragen. 


Die Rote Wirtschaft. Probleme und Tatsachen. Ein 
Sammelwerk, herausgegeben von Dr. Gerhard Dobbert. Königs- 
berg und Berlin. Ost-Europa-Verlag. 1932. XII und 284 S. Preis: 
kart. 6,40 RM. 
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Leuthäusel, Josef: Der Aufbau der Wirtschaftsbezie- 
hungen zwischen der Schweiz und Sowjetrufßland. Basel. Verlag 
Frobenius. 1932. 41 S. 


Die Rote Wirtschaft nimmt eine Sonderstellung innerhalb der 
neueren Rußland-Literatur, an der bekanntlih kein Mangel ist, ein. Der 
Herausgeber, der sich bereits durch zwei ausgezeichnete finanzwissenschaft- 
liche Studien einen Namen als Deuter des modernen Rußland gemacht hat, 
hatte den glücklichen Gedanken, die ungeheure Vielfalt der Probleme und 
Tatsachen der Sowjetunion in einem Sammelwerk zu spiegeln. Es liegt auf 
der Hand, daß eine solche Kollektivarbeit viel eher in der Lage ist, ein sach- 
liches und objektives Bild zu geben, als die Arbeit eines einzeinen, die gerade 
bei dem widerspruchsvollen Thema Rußland stets den Einflüssen subjektiver 
Haltung und Erfahrungen ausgesetzt ist. Das Feld ist zudem auch ein so 
weites, daß es dem einzelnen Beobachter fast unmöglich sein dürfte, auf allen 
Gebieten gleich gut orientiert zu sein. Dobbert hat daher die anerkannten 
Rußlandkenner zu Einzeldarstellungen aus ihrem besonderen Fachgebiet ver- 
anlaßt. So behandeln Otto Hoetzsch die Einleitung, Hans Posse die deutsch- 
russischen Wirtschaftsbeziehungen, Georg Cleinow die ausländische Hilfe, 
Heinrih Saller die Verkehrswirtschaft, Otto Auhagen die Landwirtschaft, 
Arthur Just die Presse und Wirtschaftsberichterstattung, Hans gom die Orga- 
nisation der Sowjetwirtschaft, Dobbert selbst die staatliche Finanzwirt- 
schaft usw. Interessant ist besonders auch die Zusammensetzung der 16 Mit- 
arbeiter: Beiträge aus der Feder des Wissenschaftlers werden durch solche 
von Praktikern und führenden Journalisten ergänzt. Eine weitere inter- 
essante Eigenheit des Dobbertschen Sammelwerks ist, daß nicht nur die Ver- 
treter verschiedener Berufe und Fachgebiete vereint wurden, um einen Quer- 
schnitt durch die Sowjetunion zu legen, sondern darüber hinaus auch die 
Vertreter verschiedener Nationen, so daß selbst nach der Richtung die größte 
Objektivität und zugleich Vielfalt gewährleistet sind. Die Amerikaner 
Knickerbocker und W., H. Chamberlin schreiben über den Außenhandel bzw. 
die Planwirtschaft; der Engländer Malcolm Campbell über das Geld-, Kredit- 
und Bankwesen; der Österreicher Basseches über die Industrie, der Italiener 
Pietro Sessa über die soziale Lage, und zeigen ein jeder, wie sich das Sowjet- 
problem im Bewußtsein der Nationen spiegelt, denen die ständige Ausein- 
andersetzung mit dem Osten nicht eine so schicksalhafte und unmittelbare 
Aufgabe ist, wie unserem Volke. Die Beiträge der verschiedenen Autoren 
können hier nicht im einzelnen gewürdigt werden. Sie stehen alle, mit Aus- 
nahme vielleiht der Abhandlung von Hans Schmidt über das Bau- und 
Wohnungswesen, auf beachtlicher sachlicher Höhe. Gerade heute ist eine jede 
Quelle, die eine jenseits der Parteien Haß und Gunst stehende Orientierung 
über die Sowjetunion vermittelt, doppelt notwendig und begrüfltenswert. Das 
Sammelwerk von Dobbert kann daher unter diesem Gesichtspunkt eine be- 
deutsame Aufgabe erfüllen, und es wäre zu wünschen, daß „Die Rote Wirt- 
schaft“ möglichst bald durch entsprechende ergänzende Darstellungen der 
politischen und kulturellen Probleme und Tatsachen der Sowjetunion zu 
einem Gesamtbilde des eurasischen roten Reichs abgerundet wird. .S. 

Die Wirtschaftskrise, die in immer zunehmendem Maß alle Länder und 
nun auch die Schweiz erfaßt hat, verleiht den Stimmen, die auf eine Ver- 
ständigung mit Rußland und damit auf eine Belebung des Handels mit der 
Sowjetunion hinarbeiten, ein größeres Gewicht. Trotzdem von seiten des 
Bundesrats gegen die Kommunistische Partei scharf Front gemacht 
wird und neuerdings keine Kommunisten als Angestellte und Arbeiter im 
Staatsdienst geduldet werden, ist man um den Ausbau der Handelsbeziehungen 
mit der UdSSR bemüht. Heute ist dieser Handel noch ganz unbedeutend. 
Für einen Ausbau der Handelsbeziehungen tritt auch die Schrift von Leut- 
häusel ein, der als real und nüchtern denkender Schweizer die „Nützlichkeit 
der Handelsbeziehungen mit Sowjetrußland deutlich und eindringlich auf- 
zeichnen will“, ohne daß er dabei aber Gesichtspunkte, die nicht so eindring- 
lich für eine Verbindung mit der UdSSR sprechen, überhaupt berührt. Es 
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gibt nach Leuthäusel gar keine „idealene Paarung von Ländern für den 
gegenseitigen Güteraustaush als die Schweiz und Sowjetrußland“, da die 
russischen Agrarprodukte zu den wichtigsten und unentbehrlichsten Import- 
gütern der Schweiz zählen, während die schweizerischen Industrieerzeugnisse 
beim russischen Aufbau ausgezeichnet Verwendung finden könnten. Der Ver- 
fasser schlägt einen Kompensationsverkehr zwischen beiden Län- 
dern vor und sieht in seiner Durchführung nur eine einfache Organisations- 
frage, die zwischen der Schweiz und dem russischen Außenhandelsmonopol 
als Kontrahenten leichter zu lösen sei als zwischen zwei privatkapitalistischen 
Staaten. Zutreffend betont der Verfasser, daß der Sowjetstaat bis jetzt allen 
seinen Verpflichtungen pünktlichst nachgekommen sei, und daß gerade der 
heutige Staat der sicherste Garant für die Zahlungsfähigkeit und -willigkeit 
der Russen sei. Falsch ist aber sein Gedanke, daß ein noch so weitgehendes 
Zusammenarbeiten der UdSSR mit den europäischen Industriestaaten das 
Ausbauprogramm der Union beeinflussen könnte, um in irgend einer Hin- 
sicht auf die vollständige Erzeugung der für das Inland erforderlichen In- 
dustriewaren zu verzichten. Die wirtschaftliche Autarkie um jeden Preis 
ist für Sowjetrußland eine Selbstverständlickeit. G 


Russisches Recht. 


Hendler, Alfred: Die völkerrectliche Stellung der Han- 
delsvertreiung der UdSSR. Berlin. Verlag Franz Vahlen. 1931. 


111 S. Preis: 450 RM. (Quellen und Studien des Ost-Europa- 
Instituts, Abtlg. Recht, Neue Folge, Heft 9). 


Gallas, Wilhelm: Kriminalpolitik und Strafrechtssyste- 
matik unter besonderer Berücksichtigung des sowjetrussischen 


Rechts. Berlin und Leipzig. Verlag Walter de Gruyter & Co. 1931. 
88 S. Preis: 5,— RM. 


Dr. Hendler hat seine Aufgabe weiter gefaßt als der Titel seiner 
Schrift vermuten läßt. Er beschränkt seine Untersuchung nicht nur auf den 
Fragenkomplex, der sich aus der rechtlichen Stellung der Handelsvertretun 
und ihrer Wirkung im völkerrechtlichen Verkehr T sondern befaßt sich au 
mit den grundsätzlichen Fragen der völkerrechtlichen Dogmatik, die sich aus 
dem Rechts- und Wirtschaftsverkehr eines sozialistischen Staates mit kapita- 
listischen Ländern und privatwirtschaftlihen Unternehmungen ergeben. In 
sehr anschaulicher und eingehender Darstellung schildert er die Entwicklung 
des zwischenstaatlihen Verkehrs Rußlands mit dem Ausland, die Bedeutung 
des Außenhandelsmonopols für die Sowjetrepublik und das Ausland und den 
organisatorischen Aufbau der en 

Der zweite Teil seines Buches, welcher der Untersuchung der der Handels- 
vertretung im internationalen Verkehr erwachsenden Rechte und Pflichten 
nmone ist, gliedert sich in die Prüfung der drei Kardinalfragen, ob die 

andelsvertretung eine juristische Person darstellt und Handelsrecdtsfähig- 
keit besitzt, ob sie bei den von ihr abgeschlossenen Handelsgeschäften der 
ausländischen Gerichtsbarkeit unterworfen ist, und ob ihre Angehörigen und 
die von ihr benutzten Gebäude den Schutz der Exterritorialität genießen. Der 
Verfasser hat das vorhandene reiche Material sorgfältig herangezogen, seine 
Schrift gewinnt besonders dadurch an Wert, daf in ihr neben der fremd- 
sprachigen Literatur auch die ausländische Judikatur weitgehend berück- 
sichtigt ist. Hendler sucht den Schlüssel für die Beurteilung der Frage, ob 
die Handelsvertretung den Charakter eines Kaufmanns hat, in der Doppel- 
natur ihrer Tätigkeit, und entscheidet verschieden je nachdem, ob sie eine 
tegulierende oder eine operative Funktion ausübt. Ebenso gelangt er zu 
einer verschiedenartigen Beurteilung der Frage der Exterritorialität, indem 
er diese zubilligt, soweit sich die Tätigkeit im Rahmen internationaler und 
diplomatischer Hoheitsakte vollzieht, ihr die Exterritorialität aber ebenso wie 


499 


die Gerichtsexemtion versagt, soweit es sich um die Ausübung kaufmännischer 
Funktionen handelt. G. S. 


Das als Abhandlung des Kriminalistischen Institutes an der Univer- 
sität Berlin erschienene Werk von Gallas setzt sich im 1. Kapitel mit den 
strafrechtlichen Theorien auseinander, Es wird zunächst die Vergeltungs- 
theorie geschildert, die die Strafe unabhängig von den mit ihr verfolgten 
Zwecken betrachtet und in ihr ausschließlih eine Reaktion auf das Ver- 
brechen sieht. Der Verfasser lehnt den Versuch, zwischen Vergeltung und 
Generalprävention eine systematische Verwandtschaft festzustellen, ab. 
Unter Generalprävention versteht er den Versuch, dem latenten Antrieb der 
Gesamtheit der Rechtsgenossen zur Begehung von Verbrechen entgegen- 
zuwirken. Spezialprävention bedeutet die Beseitigung der in einer bestimm- 
ten Person begründeten Gefahr künftiger Verbrechensbegehung. Im 
2. Kapitel zeigt der Verfasser, wie sich das sowjetrussische System mit diesen 
Theorien auseinandergesetzt und welche praktische Ausgestaltung das gel- 
tende sowjetrussische Strafrecht gefunden hat. In konsequenter Durcfüh- 
rung des Gedankens, der die gesamte Rechtswissenschaft der Sowjetunion 
überhaupt beherrscht — Be are ven Recht ist Norm für die Übergangszeit, 
Mittel zum Klassenkampf, das mit der Errichtung der kommunistischen Ge- 
sellschaftsordnung verschwindet —, ist gemeingefährlihes Verhalten Merk- 
mal eines jeden Deliktes oder Begriff sämtlicher Einzeltatbestände, Deshalb 
spricht das Sowjetrecht nicht von Strafe, sondern von Maßnahme des sozia- 
len Schutzes. Es lehnt die Vergeltungstheorie ab und wird von der Präven- 
tion beherrscht. 


Ein vollständiges Literaturverzeichnis und zahlreihe Anmerkungen er- 
leichtern das Eindringen in die schwierige Materie. v. W. 


Kritische Sowjetromane. 


Woinowa, A. I.: Falsche Edelsteine. Roman. Leipzig. Paul 
List Verlag. 1933. 540 S. Preis: 


Jurin, Sergej: Die Leute von Gaidansk. Berlin. Ernst 
Rowohlt Verlag. 1932. 228 S. Preis: 4.50 RM.; Ln. 5.20 RM. 


Bürgerkrieg und industrieller Aufbau waren die Themen der ersten 
aus dem Russischen ins Deutsche übersetzten Romane. In der letzten Zeit 
aber beherrscht die Darstellung der mit der industriellen Entwicklung ver- 
bundenen menschlichen Problematik das Feld. Es wird weniger der im 
Vordergrund sichtbare Aufbau als der menschlich — allzumenscliche, häufig 
düstere Hintergrund gezeigt. So war es bei den beiden viel gelesenen Über- 
setzungen „Drei Paar Seidenstrümpfe“ von Romanow und „Ein Millionär in 
Sowjetrußland“ von Ilf und Petrow, so ist es auch bei den vorliegenden 
Büchern. Die Lektüre der „Falschen Edelsteine“ ist quälend. Der Roman der 
Woinowa schildert das Leben der Angestellten eines Trusts zur Ver- 
arbeitung der farbigen Uralsteine im Büro und zu Hause, Die Darstellung 
ist eine psychologische Meisterleistung, die Verfasserin seziert die Menschen 
bis in ihre letzten Regungen, sie schildert unerbittlih die kleinbürgerliche 
Atmosphäre von Mißgunst und Heuchelei und übt schonungslose Kritik an 
der allgemeinen Zersetzung. Diese Zersetzung ist solange erklärlih und un- 
bedeutend, als sie die Außenseiter der russischen Revolution, die „gewesenen 
Leute“ unter den Romanfiguren betrifft. Sie wird aber in hohem Maße be- 
denklih, wenn sie wie im Falle des Kommunisten Krapin auch auf Partei- 
mitglieder überspringt. Das Ganze ist überschattet durch das düstere Herein- 
greifen einer vergangenen Welt in der Person des Zarenwürdenträgers und 
des verrückten Malers Mon und ist von spukhafter Wirklichkeit. Aus- 
gezeichnet ist die Übersetzung von E. W. Gröger. 


Es ist nicht recht einzusehen, warum „Die Leute von Gaidansk”, ein 
1928—1929 abgefaßter, etwa 1927 spielender, mangelhaft geschriebener und zu 
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allem hin mangelhaft übersetzter Roman, vor kurzem in deutscher Sprache 
herausgebracht wurde. Jurin hat zweifellos ein Talent der Milieuschilde- 
rung. Es gelingen ihm einige starke Szenen, z. B. bei der Schilderung des 
Dorfes. Aber das Buch zerfällt völlig in einzelne Stücke, die weder durch die 
Komposition des Verfassers noch durch die gespenstige Gestalt des Zifirski 
zusammengehalten wird. Jede einzelne der in dem Roman aufgeroliten Fra- 
pen — Umwandlung der Provinz in ein Industriegebiet, Einbruch der neuen 
eit in das Dorf, Studentenleben in der Großstadt — ist in schon früher 
übersetzten Romanen viel plastischer und gründlicher dargestellt aaa 


Neuere Kritik am Bolschewismus. 
Kurkovsky, A. General: Noch ist es nicht zu spät. Ge- 


danken über die gegenwärtige internationale Lage. — Aus dem 


Russischen übertragen von Gullan Siefers. Berlin 1932. Verlag 
Bernhard & Gräfe. 32 S. 


Kluge, Ernst: Die Wahrheit über Sowjetrufland und 
was dazu gehört. Leipzig 1932. Verlag R. Streller, 159 S. 


Melchert, Willy: Als Geheimagent der OGPU. Selbst- 
erlebnisse. Berlin 1932. Buchverlag Germania A.-G. 


Die Broschüre des paneuropäisch eingestellten Generals Kurkovsky 
ist in mehr als einer Hinsicht bemerkenswert. Die Haltung der Paneuropäer 
dem kommunistischen Rußland gegenüber ist ja bekannt (vgl. Coudenhove- 
Kalerghi „Stalin & Co.“, Leipzig—Wien 1932). Für sie ist Sowjetrußland der 
einzige ernstzunehmende Gegner des künftigen geeinigten und befriedeten 
Europas. Kurkovsky macht sich diese Haltung bis in ihre letzten Konsequen- 
zen zu eigen, wobei er in die üblichen Fehler der Paneuropäer verfällt, — 
einen an Naivität grenzenden Optimismus bezüglich der übrigen Nachkriegs- 
prob eine und hiermit in eine tiefgreifende Verkennung der wahrhaften 

ragik der europäischen Lage. Eigenartig ist bei ihm die Verflechtung dieser 
paneuropäischen Ideologie mit „weißrussischen“ Gedankengängen, und es 
mutet merkwürdig an, wenn er für Aufrüstung Europas zur Bekämpfung 
Sowjetrußlands plädiert, um einige Seiten später mit Bitterkeit von der 
doppelzüngigen Bolitik der Entente während des Bürgerkrieges zu sprechen, 
der es vor allem darauf angekommen wäre, nicht den Bolschewismus, son- 
dern Ruflland zu vernichten. Daß die Fronten in Europa sich keineswegs so 
klar und eindeutig abzeichnen, daß sie sich im Gegenteil mehrfach über- 
schneiden und überdecken, läßt Kurkovsky außer acht. Die einseitige, bei- 
nahe krankhafte Konzentrierung auf das russische Problem läßt die Lage der 
übrigen Welt verzerrt erscheinen. 


Dasselbe ist im gewissen Sinne auch bei Kluge der Fall. Das Bud 
ist von einem Autodidakten geschrieben, einem Arbeiter, der Rufland aus 
eigener Erfahrung kennt. Vieles ist ehrliad und mit naiver Unmittelbarkeit 
gesehen und empfunden. Doch machen der ungeschickt-hocdhtrabende Stil 
und der Mangel jeglicher Komposition das Buch schwer lesbar. Kluges Über- 
schätzung der Rolle des Judentums in Rußland führte ihn zu einem ähnlichen 
Fehler wie Kurkovsky: zur Ablenkung von den wirklichen Gefahrenquellen 
im nachrevolutionären Rußland. 

Einen wesentlich bescheideneren und günstigeren Eindruck macht das 
autobiographishe Büchlein von Melchert, worin er seinen Leidensweg 
als Agent und später als Gefangener der GPU. schildert. Die Darstellung 
hält sich in ruhigen Tönen und läßt das Buch glaubwürdig erscheinen. Aber 
die seit jeher empfundene Lücke — eine eingehende Darstellung der Orga- 
ntsation und der Methoden der GPU. — wird durch dieses Werk nur sehr 
teilweise ausgefüllt. V.F. 
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'Auf der bevorstehenden Weltwirtschaftskonferenz wird das Problem 
der deutschen Privatverschuldung im Vordergrunde jener Fragen stehen, 
die auf sofortige Lösung drängen. Viele der hier durch den Mund 
einer Reihe führender Persönlichkeiten zur Darstellung kommenden 
Dinge sind von einem ganz neuen Gesichtspunkte aus behandelt worden. 
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Organisation und Arbeit auf russischen 
Staatsgütern (Sowchosen). 


Von Diplomlandwirt Horst Eberhard Mentzel. 
Innerhalb des Aufbaus sozialistischer Landwirtschaft in der 


Sowjetunion stellen die Staatsgüter die reinste und endgültigste 
Form dar. Eine Form, die jenem Satz im Kommunistischen Manı- 
fest am nächsten kommt: „Vereinigung des Betriebes von Acker- 
bau und Industrie, Hinwirken auf allmähliche Beseitigung des 
Unterschiedes von Stadt und Land.“ In der russischen Praxis 
spricht man in dem Dekret vom 14. Februar 1919 von der Organi- 
sierung von Sowchosen „zur Schaffung von Bedingungen für den 
vollständigen Übergang zum kommunistischen Ackerbau“, und 
das war die Idee, die den Gesetzgebern vorschwebte, als sie mit 
der Reorganisation der Landwirtschaft zu sozialistischen Formen 
begannen: die Einrichtung von landwirtschaftlihen Groß- 
betrieben, die sich infolge ihrer Spezialisierung, Mechanisierung 
und Arbeitsverfassung Industriebetrieben möglichst angleichen 
und die Bezeichnung Getreide-, Baumwoll- oder Milch fabriken 
mit Recht tragen sollten. 


Die Spezialisierung der landwirtschaftlichen Kulturen war 
nicht nur innerhalb einzelner Güter vorgesehen, sondern sollte 
auch in ganzen Rayons und Bezirken je nach den günstigsten 
Standortsbedingungen durchgeführt werden; in der russischen 
Landwirtschaftswissenschaft stellt die „Rayonierung“ eine neue 
Disziplin dar. Für eine sichere Planwirtschaft, für vollständige 
Rationalisierung und für eine schnelle Deckung des Bedarfs an 
Facharbeitern schien die Schematisierung der Landwirtschaft am 
geeignetsten. Die Bauernwirtschaften haben darin ihren Platz 
als Kollektivwirtschaften (Kolchose), Übergangsformen, die die 
Bauern auf ihre Umbildung in Proletarier des sozialistischen 
Staates vorbereiten sollen. Die Maschinen und Traktoren- 
Stationen (MTS.) sind die Ausgangspunkte der Umwandlung von 
Kolchosen in Staatsgüter, die sich untereinander noch durch die 
Ertragsverteilung und die Arbeitsverfassung unterscheiden. Der 
Übergang wäre auch ein finanzielles Problem, weil damit alle 
nm vom Staat in ein festes Lohhnverhältnis genommen werden 
mültten. 
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Während bis zum Beginn des Fünfjahrplans Staatsgüter 
auf Höfen und Boden alten Privatbesitzes entstanden waren, 
En man 1927 mit der Einrichtung von „Neuen Sowchosen“ nad 

en eben besprochenen Gesichtspunkten auf Ländereien, die 
bisher gar nicht oder nur sehr unvollkommen in Kultur ge- 
nommen waren. Die Gesamtanbaufläche der Staatsgüter stieg 
von 1,6 1927 auf 13 Millionen Hektar 19532. An der Gesamtfläche, 
die von der Landwirtschaft genutzt wird, haben die Staatsgüter 
1932 erst einen Anteil von 9 %, so daß sie in der Sicherstellung 
der Ernährung nicht die Rolle spielen, die man ihnen in den 
Dekreten über die Sowchosorganisierung beigemessen hat. Ein 
paar andere Punkte, auf die darin immer hingewiesen wird. 
seien kurz erwähnt, ihre Stellung als Musterbetriebe in der 
Landwirtschaft, als sozialistische Kulturzentren. 


Es soll im folgenden dargelegt werden, ganz allgemein, wie- 
viel sih von diesen theoretishen Plänen hat verwirklichen 
lassen, welche Schwierigkeiten sich in den Weg stellten, und an 
besonderen Beispielen, in welcher Form die Śtaatsgüter heute 
funktionieren. Diese Erfahrungen wurden während einer halb- 
jährigen Werkpraxis des Verfassers auf russischen Staats- 
etrieben gewonnen, ergänzt durch einige Reisen, die zu ver- 
gleichenden Studien Gelegenheit gaben. Da die Güter des Korn- 
trusts, die der Verfasser vornehmlich besucht hat, den größten 
und typischsten Sektor innerhalb der Sowchose darstellen. 
können die angeführten Beispiele das Recht der Allgemeingültig- 
keit für sich in Anspruch nehmen. 


Der Einfluß der natürlichen, inneren 
Faktoren der Landwirtschaft auf die 
Organisation der Sowchose. 


Eins der wichtigsten Momente, das man bei der Reorganı- 
sation der Landwirtschaft außer acht gelassen hat, ist, daß es in 
ihr eine Reihe von inneren Faktoren gibt, die eine Schemati- 
sierung unter Leugnung der erfahrungsmäfligen Grundsätze sehr 
erschweren. Diese Tatsache ist im Laufe der letzten Jahre er- 
kannt worden und hat zu Änderungen und Einschränkungen An- 
laß gegeben. Man ist von der übergroßen Spezialisierung ab- 
gekommen und beginnt die Monokultur auf den Sowchosen durch 
eine Fruchtfolge abzulösen, dabei aber immer noch den Charakter 
einer Hauptrichtung im Anbau wahrend. Diese Tendenz wird 
deutlich bei einem Vergleih der Anbauverhältnisse der Güter 
des Getreidetrusts: 


1929 1932 
Winterung . . . . 10% 26 % 
Sommerung . . . %90% 65% 
Hakfrudt . . . . — 11% 
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Oder um ein Einzelbeispiel zu nennen, bei dem ich selbst die 
Zahlen habe zusammenstellen und überprüfen: können: 


1931 1932 1933 
Sommerung.. . . 31% 31% 35% 
Winterung . . . 18% 35% 26 % 
Hakfrudt . . . 3% 10% 16% 
Brahe . . . 0.48% 24% 24% 


Sommerun . . 0% 65% 

Bei der Fruchtfolge, d. h. bei dem regelmäßigen Wechsel 
ım Anbau von Sommer- und Wintergetreide mit Hackfrüchten 
(Kartoffeln, Rüben, Mais, Sonnenblumen u. a.), wird die Aus- 
nutzung des Bodens durch vielseitigeren Nährstoffentzug, ver- 
schiedene Bodenbearbeitung und ein- oder halbjährige Ruhe- 
pausen des Ackers erhöht. 

Zweifellos wird die augenblicklich völlige Trennung von 
Feld- und Viehwirtschaft wieder einer Ergänzung und gegen- 
seitigen Ausnutzung dieser Zweige innerhalb eines Betriebes 
Platz machen. Eine allzu große Zentralisation und ein über- 
triebenes Ausmaß der Staatsgüter wird ebenfalls heute ver- 
mieden. Während die durchschnittliche Betriebsgröße der Güter 
des Korntrusts 1930 noch 116000 Hektar war, betrug sie 1932 nur 
noch 58000 Hektar. Die Betriebe werden nicht mehr von der 
Zentrale aus bewirtschaftet, sondern sind in sogenannte Abtei- 
lungen (otdelenije) aufgeteilt, für die etwa 6000 Hektar als 
optimale Größe gilt. Nur Verwaltung und Hauptwerkstätten 
sind zentralisiert. 

In der Planwirtschaft hat man sich allerdings noch nicht den 
Gegebenheiten der Landwirtschaft angepaßt. Es werden bis ins 
einzelnste jedes Betriebes gehende Pläne aufgestellt, die im Laufe 
der Durchführung durch eine Reihe von natürlichen Faktoren, 
wie Wetter und Krankheiten, und von solchen, die durch die 
augenblicklichen Besonderheiten der Wirtschaft in der Sowjet- 
union hervorgerufen sind, in ihrem Ablauf durchbrochen werden 
und so ihren Sinn und ihre Zweckmäfligkeit verlieren. Betriebs- 
und Finanzplan eines Staatsgutes werden zu Beginn des I 
von den Betriebsleitern und Fachleuten aufgestellt nach den 
Richtlinien, die für das betreffende Jahr von Trust und Regie- 
rung herausgegeben werden. Diese enthalten z. B. Bestim- 
mungen über die Einführung einer Fruchtfolge, über die Ver- 
mehrung der Anbaufläche, über die Verwendung neuer Ma- 
schinen, beim Finanzplan die Höhe der Kredite und die Ausmaße 
der sozialen und kulturellen Fonds. Die Pläne werden in einer 
allgemeinen Versammlung den Arbeitern zur Bestätigung und 
Kritik vorgelegt — über den Einfluß der Arbeiter auf die 
Betriebsführung wird an anderer Stelle gesprochen werden — 
und gehen an die Zentralstelle des Trusts, die sie mit oder ohne 
Anderung zu genehmigen hat. Damit liegt der allgemeine Wirt- 
schaftsablauf für das ganze Jahr fest. 
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Vor jeder besonderen Arbeitsperiode werden die Dispo- 
sitionspläne ausgearbeitet, die die Tätigkeit jedes Arbeits- 
aggregats (Traktor mit Pflügen, mit Mähdrescher) und der dazu 

ehörigen Bedienungsmannschaften mengenmäfig und zeitlich 
estlegen. Bei allen Plänen wird ohne Risiko kalkuliert, ohne 
Einflüsse des Klimas etwa, ohne Verzögerungen durch Maschinen- 
schäden usw. Vielmehr errechnet sich die Dauer der einzelnen 
Arbeiten aus dem Quotienten aus zu bearbeitender Fläche und 
den vorhandenen maschinellen und menschlichen Arbeitskräften 
unter Einsetzung von maximaler Ausnutzungszeit der Maschinen 
und von Höchstnormen der Leistung. 


Einige Beispiele mögen zeigen, wie schnell und grundlegend 
die Pläne bei dieser Methode umgeworfen werden können: Auf 
unserem Sowchos verzögerte die verspätete Lieferung der Mo- 
toren zu Mähdreschern aus der Fabrik deren Einsatz zur Ernte 
um zwölf Tage. Die starke Verunkrautung der Felder, eine für 
1932 durch das Klima nee typische Erscheinung in Rußland, 
machte auf einem nordkaukasischen Sowcos die Verwendung 
von Combines überhaupt unmöglich. Jede Stockung zieht die 
Verschiebung aller darauffolgenden Arbeiten nach sich. Die 
Pläne bleiben so theoretische Festlegungen, die in den seltensten 
Fällen verwirklicht werden können. an kann nicht voraus- 
bestimmen, an welchem Tage das Getreide zum Mähen reif sein 
oder wieviel Ferkel eine Sau werfen wird! 


Damit sind die Pläne in ihrer Einwirkung auf den Betriebs- 
ablauf keineswegs völlig ausgeschaltet. Sie spielen noch eine 
große Rolle durch den dauernden Anreiz, den sie schaffen, die 
Arbeitsmenge möglichst groß zu gestalten, um den Planziffern 
einigermaßen nahe zu kommen. Da nichts über die Qualität 
der Arbeit ausgesagt wird, kommt diese natürlich zu kurz. 


Der Einfluß der e von Arbeits- 
kräftenundBetriebsmittelnaufdieOrganisation 
der Sowchose. 


Der zweite Grund für das Mißverhältnis, das heute nodı 
zwischen Theorie und Praxis besteht, ist die Unzulänglichkeit 
der Arbeitskräfte und der Betriebsmittel, wobei das erste am 
schwersten ins Gewicht fällt. Eine so grundlegende Umstellung 
der Landwirtschaft von primitivsten Methoden zu höchster 
Rationalisierung, die selbst die der halbtrockenen Gebiete Ame- 
rikas übertreffen will, muß eine geschulte und qualifizierte 
Arbeiterschaft zur Grundlage haben. Die Aufgabe der Erziehung 
und Vorbereitung der Menschen für diese Umstellung ist unver- 

leichlich schwerer als die Schaffung der materiellen Hilfsmittel 
dazu. Es ist leichter, täglich 300 Traktoren zuer- 
zeugen als 600 Traktoristen, die in zwei Schichten mil 
ihnen arbeiten sollen! 
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Die Arbeiterschaft der Staatsgüter rekrutiert sich vornehm- 
lich aus der Jugend der Bauerndörfer, die mit Begeisterung und 
Eifer die technischen Arbeitsmethoden erlernen. Die auch immer 
noch in den „Arbeitskampagnen“, an deren „Front“ sie nun schon 
das fünfte Jahr gerufen werden, zeitlich überdurchschnittliche 
Arbeitsleistungen vollbringen. Es fehlt ihnen aber die Zuver- 
lässigkeit nd Erfahrung eines alten Landarbeiterstammes, 
ganz abgesehen von der technischen Traditionslosigkeit des russi- 
schen Volkes überhaupt. Das Durchschnittsalter der Feldarbeiter 
auf unserem Sowchos von 21 Jahren kann wohl als Bestätigung 
dieses Urteils gelten. 

Die Ausbildung der Maschinisten dauert selten länger als 
vier Wochen wegen des großen und nie abreiftenden Bedarfs an 
Facharbeitern. Ihre Erfahrungen sammeln sie erst während der 
Arbeit, sozusagen am lebenden Objekt, und nicht zu dessen 
Nutzen. Die geringen Ausnutzungsquoten der Traktoren sind 
in der russischen Öffentlichkeit kein Geheimnis. Sie betrugen auf 
unserm Sowchos im Haupterntemonat Juli des vergangenen 

ahres 23,2 % der höchstmöglichen Ausnutzungszeit von 30X20 
tunden. Der Hauptanteil der Stockungen fiel auf die Repara- 
turen; Brennstoff- oder Ersatzteilmangel waren verschwindend 
klein. Die Ursache für die häufige Havarie ist nicht die beson- 
ders schlechte Qualität der russischen Maschinen, von der gern 
ges rochen wird. Nach meinen Erfahrungen sind die russischen 
raktoren und landwirtschaftlichen Maschinen durchaus brauch- 
bar, wenn sie auch nicht an die Qualität ausländischer Fabrikate 
heranreichen. Besonders die Erzeugnisse des vergangenen 
Jahres erweckten den Anschein, daß die Kinderkrankheiten, die in 
allen diesen neuen Industriezweigen auftraten, überwunden seien. 


Empfindlich macht sich aber allenthalben noch der quanti- 
tative Mangel an Maschinen wie an Arbeitern bemerkbar, der 
die qualitativen Mängel verschärft. Ein Bestand von 140 Trak- 
toren und 500 Feldarbeitern auf unserem Sowchos kann bei 
weitem nicht ausreichen zur Bewirtschaftung der 60000 Hektar. 
Der Ausweg ist hier, wie allgemein, die Heranziehung von 
Bauern mit ihrem Inventar in den Hauptarbeitsperioden. 58 % 
der Erntearbeit wurde 1932 von Bauern der umliegenden Kol- 
lektivwirtschaften bewältigt und nur 42 % mit eigenen Kräften 
und Mitteln. Mit den Kolchosen werden über bestimmte Arbeits- 
leistungen ganzer Brigaden Verträge abgeschlossen, die nichts 
aussagen über die anzuwendenden Arbeitsmethoden. So 

ommt es häufig vor, daß die Bauern mit ihren primitivsten Ge- 
räten an die Arbeit gehen, und so groteske Widersinnigkeiten 
wie das Mähen eines fast unübersehbaren Weizenfeldes mit 
Sensen oder das Dreschen mit Flegeln sind keine Seltenheit. 
Auf diese Weise ist die Arbeit auf den großen Flächen nicht zu 
vewältigen und bei dem großen Aufwand an Arbeitskräften 
außerdem höchst unwirtschaftlich. 
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Das Fehlen von Weitblick und Glauben an die 


Maschine in der Leitung der Staatsgüter. 


Die Bewirtschaftung der staatlichen Großtbetriebe ist nicht 
anders zu denken als mit äußerster Mechanisierung, was ihnen, 
wie eingangs geschildert wurde, erst ihren Sinn verleiht. Die 
leitenden Beamten der Sowchose sind keineswegs wirklich inner- 
lich ee en von diesen Grundideen, trotzdem sie in ihnen 
aufwachsen. Es fehlt ihnen eine gewisse Großzügigkeit beim 
Anpacken ihrer Aufgaben, und weit verbreitet ist ein Unglaube 
an die Maschine, an dem auch die zweckmäfigen Dinge in der 
Reorganisation der Landwirtschaft abprallen. In den unteren 
Stellen ist die Abneigung gegen die Maschine noch begründet in 
der durch ihre sorgfältige Herrichtung und Überwachung hervor- 

erufenen Mehrarbeit. Sonst wäre dieses Zurücgreifen auf die 

ewährten und überlieferten Methoden der Handarbeit gar nicht 
zu verstehen. Daß der übergroße Verbrauch an Zeit wie an 
Nerven durch aufreibende Kleinarbeit das Fehlen von Übersicht 
und Weitblick mit bedingen, darf nicht unerwähnt bleiben. 

Der „rote“ Direktor — wie überall werden auch hier die 
organisatorischen Stellen völlig von denen der Fachleute getrennt 
und ausschließlich mit Perteiläuten besetzt, Arbeitern mit drei- 
jähriger Funktionsausbildung etwa, — ist ebenso wie seine Stell- 
vertreter und Fachreferenten vollauf beschäftigt mit dem Emp- 
fang und der Weiterleitung der unzähligen neuen Bestimmungen 
von Regierung und Trusts und mit der Sorge um das rechtzeitige 
Eintreffen der Erhebungen aus allen Teilen des Betriebes. die 
täglich zu statistischen Zwecken weiterzugeben sind. 

Hier wird die Übertragung der Gebräuche des Krieges, die 
die Sowjetrussen auf allen „Fronten“ des Wirtschaftsaufbaues an- 
wenden, besonders deutlih. Wie bei einer Offensive dauernd 
Nachricht von allen Frontabschnitten verlangt wird, will man 
auch innerhalb der Wirtschaft an höchster Stelle jederzeit von 
dem Stand der Arbeit unterrichtet sein. Gleichzeitig benutzt 
man die Veröffentlichung der Ziffern an das gesamte Volk als 
eins der wirksamsten Antriebsmittel. Die statistischen Angaben 
sind auf ihrem langen Weg bis Moskau — sie passieren dabei 
alle Zwischenbehörden — durch die Versuchung, die Zahlen zu 
korrigieren und schließlich durch die wachsende Gleichgültigkeit 
bei einer gewohnheitsmäßigen Handlung vielen Fehlerquellen 
unterworfen, ganz abgesehen davon, daß sie nötigenfalls vor der 
Veröffentlichung noch von den Regierungsstellen gefärbt werden. 
Durch die oben geschilderte Ablenkung der leitenden Beamten 
von einer umfassenden und zentralen Führung ihres Betriebes 
erklärt sich ebenfalls ein Teil der Stockungen, die sich überall 
auf den Staatsgütern bemerkbar machen und in dem Zurück- 
bleiben weit hinter den erwarteten Leistungen zum Ausdruck 
‘kommen. Die geforderte Selbständigkeit der Abteilungen, die 
einen in sich abgeschlossenen Betrieb darstellen sollen, wird zur 


508 


a Isolierung. Allenfalls hört ein Vorwerk vom anderen 
die Prozentzahlen der Planerfüllung. Es ist niemand da, die 
mannigfaltigen Erfahrungen, die in jungen Betrieben notwen- 
digerweise erst allmählich gewonnen werden können, zu sammeln 
und für den Betrieb, geschweige denn für die ganze Landwirt- 
schaft, nutzbar zu machen. 

Neben der wissenschaftlich fachlichen Auswertung wäre die 
schriftliche Fixierung der ermittelten Möglichkeiten und Eigen- 
heiten des Betriebes auch wegen des häufigen Wechsels in der 
Leitung der Sowchose von Wichtigkeit. Wenn man auch im ver- 
gangenen Jahre in neuen Richtlinien für die Agrarpolitik auf die 
gröltere Beständigkeit in der Betriebsführung Wert legte, kam 
man in praxi doch nicht von dem gewohnten Prinzip der Amts- 
entsetzung bei Mißständen ab. Während des halben Jahres sah 
ich auf unserem Sowchos allein den roten Direktor zweimal 
wechseln neben mehreren Männern in Fachressorts. Dabei kann 
es sich der Staat nicht leisten, diese Menschen beruflich kalt- 
zustellen. Bei seinem Bedarf an geschulten Kräften muß er sie 
vielmehr sofort an anderer Stelle weiterverwenden. Der Direk- 
tor unseres Staatsgutes, der wegen des Stockens in der Hack- 
kampagne zur Verantwortung gezogen wurde, war schon zwei 
Monate nach seiner Amtsentsetzung als Direktor zur Leitung 
eines ganzen Trustes kommandiert und hatte damit sogar die 
Verantwortung über sieben Sowchose. 

Wo der Staat nicht nachhilft, wechseln die Beamten auch aus 
eigener Initiative aus den verantwortungsvollen und ungewöhn- 
lich arbeitsreichen Außenposten in die etwas ruhigeren Stellen 
der Zentralverwaltung über. Jede Behörde nimmt ohne weiteres 
einer anderen Arbeitskräfte weg. Erst in jüngster Zeit unter- 
nimmt man einen neuen Angriff gegen diese „Letuny‘“ (wörtlich 
„Flieger“, Bezeichnung für Leute, die häufig ihren Arbeitsplatz 
wechseln) von den höchsten Stellen bis herab zum Arbeiter durch 
die Einführung von Pässen für alle Sowjetbürger, die eine ein- 
wandfreie Kontrolle über die Tätigkeit jedes einzelnen ermög- 
lichen sollen. 


Arbeitsorganisation und Befehlsweg aufden 
Staatsgütern. 


. So allgemein ist dieses Kommen und Gehen auf den Staats- 
Kütern vor allem in der Beamtenschaft, daß die Arbeitstradition 
auptsächlich von den Arbeitern, den Arbeitsgruppenführern 
(Brigadieren) und allenfalls den Feldaufsehern gewahrt wird. 
Von deren Fähigkeiten und Willen hängt der Arbeilssrfole ab, 
soweit natürlich die Planung für ihre eigene Initiative Raum 
läft. Nicht nur daß sie vor ihren Vorgesetzten die größere Er- 
fahrung und bessere Kenntnis des Betriebes voraus haben, die 
russischen Arbeitsgesetze geben ihnen ganz allgemein eine uns 
ungewohnte Unabhängigkeit. Die Vorbereitung der Arbeits- 
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kräfte auf ganz spezielle Kenntnisse hin, um die Ausbildungs- 
zeit möglichst zu verkürzen, hat zu einer unabänderlichen Ver- 


so die Verantwortlichkeit eines jeden einzelnen fixieren und 
eine sichere Kontrolle ausüben zu können glaubt. Ebenso klar 
und eindeutig hat man den Befehlsweg festgelegt, der gleichzeitig 
in dem folgenden Schema der Verwaltungsorganisation der Sow- 
chose dargestellt ist. 


| Präsident des Arbeiterrates |- Direktor |- Kontrolleur des Staatsplans 


Stellv. Direktor Stellv. Direktor für 
für die Technik die Betriebsführung 
master or ATS ÅÅ- —— m  — : 
| |] 
| | | Il 
——— | Gr Imoo f 
| Kasse | | In 1. Ingenieur | | | | ar 
——— — — | | ——  — Í “ tät 
I | | Q | 
| 


Stellv. Direktor für die 
Administration 


j zn a 


| Garagen Leiter des 
| Versuchsfeldes 


| Spedition | [|| | 
————— O | 
| Planabteilung 


Zentral- 


| Buchhaltung | | 
m werkstätten 


| Zentrallager | | | | 


En | Normierungsabteilung | 
| Verpflegungsabteilung | | 


I 


Kommunalverwaltung | 


| Sekretär der Parteizelle A Vorwerksleiler — Arbeiterrat | 
ÁLMA ia Zu 


Te M EEE 


Stellvertretender Leiter ei. 
| (Agronom) | | Techniker | Buchhaltung | 


| on _l  —_—_ T— — — Í 


Feld- Werkstätten- r z 
| aufseher | | meister | | Brigadiere | | otverwattane | 


De A Be nd 
Verpflegungs- 
abtei ung 


ungelernte | Werkstätten- 
qualifizierte 
Arbeiter 


| Feldarbeiter | arbeiter 

Zentral- und Vorwerksleitung sind zwei Parteistellen bei- 
geordnet. Über Fachreferenten geht der Weg in den Betrieb, 
wobei auf den Vorwerken Leitung und Administration in einer 
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Instruktor 


Hand liegen. Der nächste Schritt an die reinen Betriebsarbeits- 
stellen, die nichts mit der Verwaltung zu tun haben, führt inner- 
halb der Vorwerke zu den Aufsichtsbeamten, denen dann erst 
a nen Arbeiter je nach ihren Fachgebieten unter- 
stellt sind. 


Mit der Zentrale in Moskau hängen die Staatsgüter nach 
folgendem Schema zusammen: 


Volkskommissarlat Zentraltrusts der einzelnen Zweige der Landwirtschaft 
für Sowchose (Korn-, Fleisch-, Schaftrust) 
Bezirkstrust (ebenfalls für jeden Zweig gesondert) 


Sowchose 


Es gibt im allgemeinen keine Überspringung in den auf- 
gezeichneten Verbindungen. Es kann der Leiter eines Vorwerks 
nicht über die Feldaufseher ohne Einwilligung des Agronomen 
verfügen. Der Agronom, der die Betriebsführung in den Händen 
hat, kann keine direkten Befehle geben an die Brigadiere, der 
Techniker nicht an die Traktoristen, um ein paar Beispiele her- 
auszugreifen. Praktisch wird das Verfügungsrecht über Sachen 
und Menschen erwirkt durch schriftliche Bestätigung des zustän- 
digen Mannes. Allein diese Tatsache offenbart eine große Schwer- 
fälligkeit des Betriebes, die aber durch besondere Erscheinungen 
noch mehr kompliziert werden kann. 


Einmal können persönliche Differenzen zu den größten 
Schwierigkeiten führen. Ein Beispiel: Für die Wasserversor- 
gung der Traktoren hat der Feldaufseher zu sorgen. Wenn im 
Augenblick seiner Abwesenheit Wassermangel auftritt, könnte 
der gerade anwesende Techniker über den Brigadier einen 
Traktoristen beauftragen, Wasser heranzufahren, um eine Be- 
triebsstockung zu vermeiden. Er kann aber auch diesen Befehl 
nicht geben, sondern mit allen betriebsunfähigen Traktoren 
auf die Ankunft des zuständigen Mannes warten, und hat dann 
nichts weiter getan, als seine Funktion nicht überschritten. In 
dem Augenblik, in dem die Arbeiter und Beamten bei ihrer 
Tätigkeit über der vorschriftsmäßigen Ausübung ihres Amtes, 
über irgendwelchen persönlichen Erwägungen den Gesamtnutzen 
für den Betrieb vergessen, wie es bei einfachen Arbeitern, die 
plötzlich verantwortungsvolle Posten bekommen haben, beson- 
ders leicht der Fall ist, ist die Grundlage für die viel zitierte 
Bürokratisierung der Betriebe gegeben. Von der finanziellen 
Seite her kann diese noch verstärkt werden durch die in den 
letzten Jahren propagierte Einführung der „kaufmännischen 
Rechnungsführung“ (Chosrastschot), die eine getrennte Renta- 
bilitätsrechnung jeder Abteilung und jeden Betriebszweiges 
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innerhalb eines Unternehmens fordert. Das bedingt die Ent- 
stehung von Sonderinteressen, die dem Gesamterfolg zuwider- 
laufen können. 


Einfluß der Parteiorgane und der Arbeiter auf 
die Betriebsführung. 


Es bleibt noch über den Einfluß der Parteiorgane und der 
Arbeiter auf die Betriebsführung zu berichten. Bei ersteren wird 
allein — und zweifellos an unrechter Stelle — das Prinzip von 
der Unantastbarkeit der Amtsbereiche durchbrochen. Die Befug- 
nisse der Parteiorgane, die der Zentralverwaltung wie den Lei- 
tungen der Vorwerke zur Kontrolle beigegeben sind, unterliegen 
keinerlei Beschränkungen. Bei ihrer Aufgabe, die genaue Er- 
füllung des Planes und aller staatlichen Direktiven zu über- 
wachen und nach den auftretenden Stockungsursachen zu forschen, 
haben sie das Recht, direkt in den Betrieb einzugreifen, nötigen- 
falls über die Köpfe der zuständigen Beamten hinweg. Ihre 
Arbeitsleistungen bei gewissenhafter Ausführung einer dauern- 
den und gründlichen Betriebsüberwachung sind sehr groß und 
sollen nicht geschmälert werden — ganz allgemein sind ja die 
Funktionäre der Partei hinsichtlich ihrer Inanspruchnahme nicht 
zu beneiden —. Aber doch ist ihre Stellung leichter als die der 
Betriebsleiter, weil sie nicht zur Verantwortung zu ziehen sind, 
sondern selbst zur Verantwortung ziehen. Sie stehen nidıt so 
unter diesem nervenzerrüttenden Druck. 


Die Qualifikation für ihre Stellung hängt nicht von guter 
Fachkenntnis, sondern von ihren Verdiensten auf parteipoliti- 
schem Gebiet ab. Trotzdem kommen sie auf diesem zu keinerlei 
Wirkungsmöglichkeiten, etwa zur marxistisch-leninistischen Er- 
ziehung der Arbeiter oder zur Sorge um kommunistische Lebens- 
formen. Es hat sich auch hier, wie überall, jetzt in der Union 
das Primatder WirtschaftvorderlIdeologie durch- 
gesetzt. 

Der Anteil der Arbeiter am Betriebe geht praktisch nicht 
über eine Informierung über die allgemeinen Wirtschaftsvor- 
gänge hinaus. Das Mittel dazu sind die Versammlungen und 
Besprechungen, die zum unbedingten Handwerkszeug kommu- 
nistischer Wirtschaftsführung gehören. Neben den allgemeinen 
Versammlungen, die die Arbeiter von den Betriebsplänen und 
grundlegenden Regierungsmaßnahmen unterrichten, ohne daf 
sie die Möglichkeit haben, wesentliche Einsprüche zu machen, 
gibt es eine Reihe von Versammlungen spezieller Natur, vor 
allem in der Zeit wichtiger Arbeitsperioden: agronomische und 
technische Versammlungen, solche der Partei und der Jung- 
kommunisten u. a., die sich durch das Mittel der Selbstkritik mit 
den Erfordernissen für die augenblicklihe Arbeit befassen 
sollen. Neben den vielen Nebensäcllidhkeiten, die da zur Sprache 
kommen, sind sie auch wegen der einseitigen Kritik ohne Ände- 
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rungsvorschläge unfruchtbar und leisten nur der großen Rede- 
begabung und -lust der Russen Vorschub. 

Schließlich dienen die Versammlungen dazu, Trustlaitung 
und sonstige Überwachungsorgane über den Stand der Arbeit zu 
unterrichten, wobei die Anwesenheit einer größeren Zahl von 
Arbeitern und Beamten Irreführungen verhindern sollen. Da 
die Zeiten der intensivsten Arbeitskampagnen gleichzeitig die 
der meisten Versammlungen sind, stehen dafür häufig nur die 
Nächte zur Verfügung, die bei der Unfähigkeit der Russen, sach- 
lich und konzentriert zu diskutieren, lange genug in Anspruch 
genommen werden*). j 

An dieser Stelle seien nochmals die zeitlich gewaltigen 
Arbeitsleistungen, die von allen Menschen des Gutes vollbracht 
werden, erwähnt. Reguläre Arbeit, Versammlungen und Sturm- 
arbeit drücken die Ruhezeit auf ein Minimum herab. Niemand 
kann sich und will sich dieser Arbeitswelle, die jedes Jahr zur 
Erntezeit von neuem, wenn auch zweifellos jedesmal mit weniger 
Elan, die russischen Betriebe erfaßt, entziehen. Da materielle 
Vorteile als Anreiz nicht in Frage kommen, man auch mit der 
Durchdringung dieser jungen Bauernburschen von der sozialisti- 
schen Staatsidee nicht rechnen kann, kann man sich diese Be- 
geisterung nur mit einer Art Arbeitsmythos erklären, der 
-ait den Schlagworten „Sozialistischer Wettbewerb“ (Sozsorew- 
nowanije) und „Stoßbrigadlertum“ (Udarnitschestwo), mit Orden, 
roten Bannern, rotem und schwarzem Brett, Anerkennung und 
Photos in Zeitungen usw. genährt wird. 

Über den tatsächlichen Erfolg dieser zeitlich großen Arbeits- 
leistungen kann man bei dem Verstoß gegen das natürliche Ruhe- 
bedürfnis des Organismus in Zweifel sein. Er entspricht keines- 
` wegs der aufgewendeten Zeit. Nach den Erfahrungen des Ver- 
fassers war die Spannkraft bei allen Arbeitern dadurch eine sehr 
geringe, und die Arbeitsfähigkeit des leitenden Personals, das 
sich der Sturmarbeit auch nicht entziehen konnte, erlitt für die 
Konzentration auf weitsichtige und großzügige Dispositionen 
auch von dieser Seite eine Einbuße. Ohne Zweifel hat dieser 
bewundernswerte Arbeitseifer nie die bisher vom Verfasser auf- 
gezeigten Schwierigkeiten kompensieren können. 


Man muß sich mit Recht fragen, was die Gesetzgeber bewegt, 
die nun im Verlaufe von fünf Jahren aufgetretenen Hindernisse 
im großzügigen Umbau der Landwirtschaft auf industrielle Groß- 
betriebe nicht erkennen zu wollen und in ihren Ursachen zu 
beseitigen. Statt dessen wird von dem einmal eingeschlagenen 


*) Unter den Verfügungen über die Arbeitsorganisation, die jedes Früh- 
jahr erneut, gleichsam als Parolen für das beginnende Jahr, herausgegeben 
werden, a. sih diesmal auch eine mit der Versammlungszeit und 
begrenzt sie während der Arbeitskampagnen bis 10 Uhr abends, wenn 
Arbeiter, Brigadiere und Betriebsleiter der landwirtschaftlichen Betriebe 
daran teilnehmen, 
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Weg nur nach. Eintritt großer Schäden abgewichen, und im all- 
ponnn die Fehler immer wieder auf die unrichtige Verwirk- 
ichung der ausgegebenen Parolen geschoben. 

Bei einer richtigen Einschätzung der natürlichen landwirt- 
schaftlichen Gegebenheiten und einer Anpassung der Pläne an 
das vorhandene Menschen- und Maschinenmaterial sind die Sow- 
chose weit eher geeignet, Angelpunkte innerhalb des sozialisti- 
schen Aufbaus der Landwirtschaft zu werden als die Kolchose, 
die noch allzu wenig zur Veränderung der soziologischen Struktur 
auf dem Lande beigetragen haben. 


Der geschichtliche Roman in Räterußland. 
Von Arthur Luther. 


. Die schöne Literatur Rufllands in den ersten Jahren nach dem 
Umsturz steht völlig im Zeichen des Revolutionserlebnisses. Es 
darstellend zu bewältigen, erscheint als die wichtigste, die ein- 
zige Aufgabe des Dichters. Man lebt in einer Zeit, in der „selbst 
die Wirklichkeit zur Dichtung wird“. Der Schriftsteller braucht 
gar nichts zu erfinden, denn das, was sich tagtäglich vor seinen 
Augen abspielt, übertrifft auch die ungeheuerlichsten Gebilde der 
kühnsten Phantasie. Man greift zur Feder, nur um sich von dem 
Übermafß an Eindrücken und Erlebnissen zu befreien, die einen 
zu ersticken drohen. Man kann ihrer nicht anders Herr werden, 
als indem man sie literarisch fixiert. Es ist daher fast selbstver- 
ständlich, daß die Literatur dieser ersten Jahre ein ausgesprochen 
autobiographisches Gepräge trägt, und ebenso begreiflich ist die 
Formlosigkeit der meisten Bücher dieser Zeit: die Erzählung läßt 
jede klare Linienführung, jede straffe Komposition vermissen, sie 
löst sich völlig auf in Momenthilder und flüchtige Tagebuch- 
blätter, wie in den frühen Erzählungen von WsewolodIwanow, 
in dem „Nackten Jahr“ von Pilniak oder den „Zynikern“ von 
Marienhof, bei denen man wirklich im Zweifel sein kann, ob 
man einen Roman vor sich hat oder authentische Aufzeichnungen 
eines Moskauer Intellektuellen, der den Bürgerkrieg fern von 
der Front, im hungernden und frierenden Moskau erlebte. 

Nach und nach aber setzt sich neben dieser impressionisti- 
schen Erlebnisdichtung eine mehr historisierende Darstellungs- 
weise durch. Man begnügt sich nicht mehr mit Augenblicks- 
bildern, sondern sucht das Einzelerlebnis in seiner allgemeinen 
Bedeutung, seinem Zusammenhang mit der Gesamtentwicklung 
zu erfassen und darzustellen. So will etwa Tarassow- 
Rodionow in seiner übermäßig breit angelegten Romantrilogie 
„Schwere Schritte“, deren Einzelteile sich nach den Höhepunkten 
der Bewegung „Februar“ — „Juli“ — „Oktober“ betiteln, ein Bild 
der ganzen Revolution vom Sturze des Zaren bis zum endgültigen 


514 


Siege des Bolschewismus geben. Auch er geht noch vom persön- 
lichen Erlebnis aus und das eigene Ich des Erzählers wird oft mit 
kaum zu ertragender Aufdringlichkeit in den Vordergrund ge- 
rückt: mitunter scheint es, als sollte der Eindruck hervorgerufen 
werden, daß die Revolution ohne diesen Erzähler und sein ener- 
gisches Eingreifen in entgcheidenden Augenblicken überhaupt 
nicht zustande gekommen wäre. Aber daneben merkt man doch 
auch das Bemühen, die Gestalten der wirklichen Führer objektiv 
zu charakterisieren, ihre geschichtlihe Mission deutlih zu 
machen, und ebenso die Bewegung der Massen nicht nur zu 
schildern, sondern auch zu werten. 

Andere gehen noch weiter, obgleich sie sich scheinbar engere 
Grenzen ziehen. Sie schildern Privatschicksale, aber in ihrer 
Bedingtheit durch die Gesamtentwicklung. Sie beschränken sich 
auf ein bestimmtes Milieu, lassen aber die große allgemeine Be- 
wegung sich hier voll auswirken. Und sie nehmen diese Bewe- 
gung nicht mehr als rein elementares Ereignis, das plötzlich da 
ist, man weiß nicht woher, und das man hinnehmen muß, weil 
man es nicht beherrschen kann, sondern sie wollen zeigen, 
warum es so kommen mufte; in den Erlebnissen des einzelnen 
oder der in sich geschlossenen Gruppe soll sich das Weltgeschehen 
spiegeln, soll sein Sinn offenbar werden. Sie spüren den An- 
fängen der Revolution in der Vergangenheit nach, und so ent- 
steht etwas, was man vielleicht am besten als historische 
Gegenwartsdichtung bezeichnen kann, d. h. Dichtung, die 
die Gegenwart selbst historisch nimmt, sie von der Vergangenheit 
aus sieht und deutet. 

Es sind mit die stärksten Schöpfungen neurussischer Erzäh- 
lungskunst, die in diese Gruppe eingereiht werden müssen. 
Hierher gehört etwa ein Roman wie Leo no ws „Barsuki“ („Die 
Dachse“, deutsch unter dem Titel „Die Bauern von Wory“ er- 
schienen), die Chronik eines russischen Dorfes unmittelbar vor 
dem Kriege, während des Krieges, in den Tagen der Revolution, 
in den ersten, schweren Monaten der Räteherrschaft. Der Gegen- 
satz zwischen Dorf und Stadt wird stark herausgearbeitet, wir 
sehen den Bauern mit Verzweiflung im Herzen in den Krieg 
ziehen, dessen Sinn und Zweck er nicht versteht, sehen ihn im 
Schützengraben, verzehrt von unstillbarem Heimweh; wir sind 
Zeugen des ersten wilden Freiheitstaumels beim Ausbruc der 
Revolution und des ebenso wilden. Hasses gegen die neuen Ge- 
walthaber, als diese die Ernte für die „Arbeiter- und Bauern- 
a. beschlagnahmen wollen. Einzelerlebnisse, private 
Schicksale, aber als Teile eines Ganzen in ihrer symptomatischen 
Bedeutung erfaßt. In ähnlicher Weise behandelt der zweibändige 
Roman von Scholochow „Der stille Don“ die Geschicke eines 
Kosakendorfs und -regiments von der Vorkriegszeit bis zur Re- 
volution. Hier tritt das geschichtlihe Moment noch stärker in 
Erscheinung; es werden sogar Personen, deren Namen man aus 
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Zeitungsberichten kennt, wie der Ataman Kaledin u. a., handelnd 
eingeführt; dabei kommt es für uns gar nicht darauf an, wie der 
Erzähler sie, seiner politischen Grundeinstellung entsprechend, 
charakterisiert; wesentlich ist nur, daf sie hier als gegebene 
Größen, als geschichtliche Faktoren gesehen werden. 

Wie Leonow Dorf und Kleinstadt, Scholochow die 
Kosakensiedlung, so schildert Konstantin Fedin in seinem 
Roman „Die Brüder“ die städtische „Intelligenz“. In den Erleb- 
nissen der drei Brüder Karew, bei denen nicht nur die Dreizahl 
und der Name an den berühmtesten Roman Dostojewskijs er- 
innert, — des Gelehrten, des Künstlers und des revolutionären 
Schwärmers —, spiegelt sich das Schicksal der ganzen Gesell- 
schaftsschicht, der sie angehören. Wenn der Erzähler sie in einem 
idyllischen Milieu behaglicher Bürgerlichkeit, in einem „warmen 
Winkel“ irgendwo jenseits der Wolga aufwachsen läßt, so läßt 
er uns zugleich d auch in dieser Wärme die dem Gewitter 
vorausgehende Schwüle spüren, und wenn der Sturm losbricht, 
die Revolution in das Leben der Brüder eingreift, es völlig um- 
stülpt, so zeigt sich in der Art, wie jeder von ihnen auf die Dinge 
reagiert, was er ererbt von seinen Vätern hat. Ja, der Erzähler 
geht so weit, in einer Szene, die in dieser Zeitschrift schon vor 
en. in anderem Zusammenhange besprochen wurde. 
seinen Gelehrten die Schwäche der Revolution in ihrer Tradi- 
tionslosigkeit, ihrer Verneinung der Vergangenheit, die sie gar 
nicht kenne, sehen zu lassen. Und das heißt nichts anderes, als 
daß die Ereignisse nicht mehr aus der Perspektive der von ihrer 
Größe überwältigten Einzelperson betrachtet werden, sondern 
von einer höheren Warte, in sinnvollem Zusammenhang. Und 
wiederum kommt es nicht darauf an, ob dieser Sinn richtig er- 
kannt ist, ob er sich aus den Dingen wirklich ergibt oder vom 
Erzähler nur in sie hineingelegt ist, sondern einzig darauf, daß 
sich das Bedürfnis nach einer solchen Sinngebung geltend macht. 

Einmal erwacht, greift das geschichtlihe Denken immer 
weiter zurück in die Vergangenheit, um ihre Zusammenhänge mit 
der Gegenwart aaka deden So tritt neben diese historisierende 
Dichtung die historische im eigentlichen, uns geläufigen Sinne 
des Wortes. Die Bezogenheit auf die Gegenwart bleibt, sie tritt 
um so schärfer zutage, je weniger weit die geschilderten Begeben- 
heiten zurückliegen. Es kommt aber ganz von selbst, daß, je 
intensiver der Dichter sich mit der Vergangenheit beschäftigt, 
desto mehr ihre Darstellung ihm Selbstzweck wird: es macht ihm 
einfach Freude, Menschen zu zeichnen, die anders lebten, anders 
fühlten und dachten als seine Zeitgenossen; es lockt ihn, diese 
Menschen aus den Verhältnissen ihrer Zeit heraus zu deuten und 
sie den Menschen der Gegenwart nahezubringen. Wenn dann 
doch — mitunter sogar in recht aufdringlicher Weise — Parallelen 
zur Gegenwart gezogen werden, so hat man oft den Eindruck. 
als wolle der Dichter damit nur sein Parteigewissen reinigen. 
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(selegentlih möchte man sogar von einer „Flucht in die Ver- 
Bene reden. Das eutet noch keine Verneinung der 

egenwart; man findet in der Vergangenheit schließlich dieselben 
Konflikte und Probleme wie in der Gegenwart, nur reiner, 
klarer, faßbarer, in deutlicheren Umrissen und darum auch leich- 
ter und einfacher darzustellen. 


So geht der Weg des Geschichtsromans rückwärts von der 
bolschewistischen Revolution zu der ersten Revolution von 1905, 
die man ja oft als „Generalprobe“ für 1917 bezeichnet hat 
(Gladkow: „Ugriumow erzählt vom Zuchthaus“ u. a.), zur „nihi- 
listischen“ Bewegung der 60er und 70er Jahre (Olga Forsch: 
„In Stein gehüllt“, ein Roman, in dem schließlich die Schilde- 
rungen des Petersburger Hofes und der literarischen Kreise — 
auch Dostojewskij tritt als Episodenfigur auf — mehr fesseln als 
die „Fanale der Revolution“), zum Dezemberaufstand von 1825 
und so weiter bis zu Peter dem Großen. Peter I. als der Schöpfer 
des neuen Ruflland und die Dekabristen als die ersten, die an 
dieser Schöpfung zu rütteln wagten, — immer wieder haben die 
russischen Dichter diese Themen behandelt. Mit Puschkin be- 
ginnt die lange Reihe, Tolstoj hat jahrzehntelang mit den Pro- 
blemen gerungen, Mereschkowskij versucht, in drei Ren Ro- 
manen ihnen gerecht zu werden. Und auch die drei bedeutend- 
sten Geschichtsromane Räterußlands beschäftigen sich mit dem 
Dezemberaufstand und mit Peter dem Großen — „Küchelbecker“ 
und „Der Tod des Wasir-Muctar“ (Gribojedow) von Jurij 


Tynianow und „Peter“ von Alexej Tolstoj. 


Tynianow ist von der Wissenschaft zur Dichtung gekommen. 
Ehe er seine Romane schrieb, hatte er sich schon durch wertvolle 
literaturgeschichtliche und sprachwissenschaftliche Arbeiten einen 
Namen gemacht. Dennoch ist er kein dichterisch dilettierender 
Gelehrter (wie die Verfasser der deutschen „archäologischen“ 
Romane der 70er Jahre), sondern ein wirklicher Dichter, den es 
zum Gestalten treibt, der Charaktere zu zeichnen und die Ver- 

angenheit als Vergangenheit lebendig zu machen weiß. Aber 
en Dichter eignet die Objektivität und Gewissenhaftigkeit 
des Wissenscaftlerss. Nichts wäre leichter (und im heutigen 
Rußland gewiß auch vorteilhafter!) als die „Dezemberleute“ zu 
Bolschewisten vor dem Bolschewismus zu machen, sie als lichte 
Freiheitskämpfer gegen das finstere Zarentum zu kanonisieren. 
Romane solcher Tendenz sind ja auch in Ruflland schon öfter ge- 
schrieben worden. Die von Tynianow gehören nicht dazu. Be- 
zeichnend ist schon, daß nicht die eigentlichen Führer, also etwa 
Pestel oder Rylejew, im Vordergrunde stehen, sondern in dem 
einen Roman die Don-Quixote-Gestalt des Dichters Wilhelm 
Küchelbecker, in dem andern Gribojedow, über dessen Beziehun- 
gen zu den Verschwörern immer noch keine volle Klarheit 


herrscht. 
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Der Dezemberaufstand scheitert nicht an der Übermacht der 
Tyrannis, sondern an der Unreife und Unsicherheit seiner Führer 
sowohl als der Masse, die zu einer schöpferischen Umwäl- 
zung, d. h. einer, die zugleich auch Neugestaltung wäre, noch nicht 
fähig ist. Als in Tynianows Roman Küchelbecker zu seinem 
Schwager Glinka begeistert von Volk und Volkstum und der 
„Sünde der Leibeigenschaft“ spricht, antwortet Glinka: „Ich rede 
nicht vom Volkstum. Um die Freiheit zu schaffen, von der Ihr 
Timoleon träumt, muß man sich auf die Aristokratie stützen. 
Wenn aber Menschen wie Sie sich mit dem Pöbel einlassen, dann 
werden am Tage der Entscheidung, der vielleicht gar nicht mehr 
fern ist, Hunderttausende von Bauern ihre Messer wetzen, uns 
wie euch zum Verderben.“ Der Schwärmer weiß nicht, was er 
darauf erwidern soll. „Er konnte nicht begreifen, wie Freiheit 
und Volkstümlichkeit in irgendeinem Zusammenhang mit den 
Messern der Bauern stehen sollten.“ 


Mit zu den größten Vorzügen der beiden Tynianowschen 
Romane gehört die Art und Weise, wie die Machthaber, der Zar 
und seine Umgebung, die Bürokratie und die hohen Militärs dar- 
gestellt werden. Sie sind weder Ungeheuer noch Karikaturen, 
sondern Menschen mit menschlichen Schwächen und auch einigen 
Vorzügen, allerdings ohne jedes Gemeinschaftsgefühl. Keiner 
sieht in sich zuerst den Diener des Staates oder gar des Volkes, 
keiner ist sich irgendeiner Verantwortung bewußt. Daher ver- 
sagen sie in jeder schwierigeren Situation. Einer der Glanz- 
punkte des Küchelbe&ker-Romans ist die Schilderung des Durch- 
einander nach dem Tode Alexanders I., wo keiner weiß, wer nun 
eigentlich Kaiser sei und wem man den Untertaneneid zu leisten 
habe. Ein würdiges Seitenstück dazu ist im zweiten Roman das 
Satyrspiel, das nach der Ermordung Gribojedows in Teheran in 
Petersburg aufgeführt wird, — wie der als „Sühneprinz“ aus 
Persien nach Rußland abdelegierte Chosrew-Mirza mit allen 
fürstlichen Ehren empfangen wird, wie man ihn von einer Fest- 
lichkeit zur anderen schleppt, wie der Zar selbst ihm in feier- 
licher Audienz erklärt, der „traurige Zwischenfall in Teheran 
solle ewigem Vergessen anheimfallen“ (weil er durch den „Über- 
eifer des verstorbenen Gesandten Gribojedow“ hervorgerufen 
war, der „sein Verhalten nicht mit den rohen Sitten des gemeinen 
Volkes in Teheran in Einklang zu bringen gewußtt“ habe) usw. 
Der Perser, der überzeugt war, man werde ihm in Petersburg 
den Kopf abhauen, kommt aus dem Staunen gar nicht heraus. 
Den Höhepunkt bedeutet das vom Erzähler mit einer nur leise 
angedeuteten, aber um so wirksameren Ironie dargestellte Er- 
scheinen des „Poeten“ Graf Chwostow, der dem Chosrew ein 
Huldigungsgedicht vorträgt, in dem wiederholt von „Mütterchen 
Rußland“ die Rede ist. Mit Mühe und Not übersetzt der Dol- 


metscher die Verse in die Muttersprache des hohen Gastes. 
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„Ich verstehe nichts‘, a Chosrew-Mirza, mit höflichem 
Lächeln und begeistertem Kopfnicken, auf persisch zu Fazil-Chan. 
‚Dieser alte Esel scheint anzunehmen, ich hätte die alte Mutter 
des Wasir-Chan umarmt.‘ Und dann sagte er, immer mit dem 
gleichen Lächeln, auf französisch zu Chwostow: ‚Herr Graf, ich 
sagte eben zu unserem Dichterfürsten und Geschichtschreiber, daß 
verglichen mit Ihren Versen die unserer sämtlichen Hofpoeten 
nicht mehr sind, als der Rauch neben der Flamme!“ ... 


Es ist nichts anderes als die ewige Geschichte des einsamen 
oder, wie man seit Turgenew in Rußland zu sagen pflegte, des 
überflüssigen Menschen, was Tynianow in seinen zwei „literatur- 
geschichtlichen Romanen“ erzählt. Küchelbe&ker und Gribojedow 
verzetteln ihre Kräfte, weil sie keine richtige Verwendungsmög- 
lichkeiten für sie haben. Beide sind Dichter, aber unfähig, völlig 
im künstlerischen Schaffen aufzugehen, wie ihr gemeinsamer 
Freund Puschkin, der in beiden Romanen immer nur in entschei- 


denden Augenblicken episodisch auftaucht. 


Turgenew, der den „überflüssigen Menschen“ zum geflügelten 
Wort gemacht hat, hat auch die zwei wichtigsten Abarten dieses 
Typus in seiner Studie „Hamlet und Don Quixote“ behandelt. 
Und in den beiden Romanen Tynianows finden wir sie wieder. 
Dem Don Quixote Küchelbecer steht Hamlet-Gribojedow gegen- 
über. Küchelbecker in seiner Begeisterung für Recht und Ge- 
rechtigkeit greift immer am unrechten Platz ein, vergeudet Kraft 
und Temperament an Bagatellen und sieht sich zuletzt jedesmal 
verhöhnt und mißverstanden. Er mug immer jemand zum An- 
beten haben und erlebt dann selbstverständlich immer neue Ent- 
täuschungen. So steht er ratlos vor den kleinen „Menschlich- 
keiten“ des von ihm vergötterten Helden Jermolow, des Erobe- 
rers des Kaukasus, so ist er entsetzt über das abfällige Urteil, 
das Ludwig Tiek in Dresden über Schiller fällt, und gleich 
wieder aufs tiefste erschüttert, als Tieck ihm eine Szene aus dem 
Macbeth vorliest. Aber dann — „Tieck ließ sich schwer in den 
Sessel fallen und sah den Besucher gelangweilt an. ‚Ich werde 
Ihren Macbeth nie vergessen. Ich werde ihn ins Russische über- 
setzen!‘ — ‚Freut mich sehr‘, meinte Tieck gleichgültig. ‚Ich bin 
überzeugt, Sie werden es besser machen als ich.‘ Wilhelm ver- 
neigte sich und ging. Das war es, das furchtbare Europa, das 
Europa der romantischen Visionen, der Träume eines in einem 
ne ıen Gewölbe eingeschlafenen Betrunkenen. An die 

t... 


Und in Paris fat der alte Revolutionär Fleury, den die 
äußere Erscheinung Küchelbeckers an seinen Jugendfreund, den 
guillotinierten „Redner der Menschheit“ Anacharsis Cloots, er- 
innert, sein Urteil zusammen in dem Satz: „Nein, das ist nicht der 
Richtige. Das ist noch kein Kopf.“ Doch nach kurzem Nach- 


enken fügt er hinzu: „Aber schon ein Herz.“ 
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Don-Quixote-mälig ist auch Küchelbeckers Benehmen wäh- 
rend des Aufstandes, seine abenteuerliche Flucht nach dem Zu- 
sammenbruch und sein Ende, dieses langsame Verkümmern und 
Hinsiechen in Sibirien, in den Fesseln einer sinnlosen Ehe mit 
einer Frau, die geistig tief unter ihm steht, umringt von einer 
Schar unerzogener Kinder, kleiner Wilder, die ihm völlig fremd 
sind. Und dann kommt das letzte, bitterste: Eines Tages öffnet 
er wieder einmal die Kiste mit seinen Manuskripten und liest 
sein Timoleon-Drama, das „ihn in eine Reihe mit Byron und 
Goethe stellte“. Und da durchfährt es ihn: „Das Drama erschien 
ihm schwerfällig, die Verse ohne Leben, die Gestalten gekünstelt. 
Entsetzt sprang er auf. Sollte er tatsächlich der Tredjakowskij 
der Neuzeit sein? Sollten die Literaturbonzen recht behalten, die 
sich bei Nennung seines Namens vor Lachen kugelten?“ 


Nun erst beginnt seine wahre Leidenszeit. „Frühmorgen: 
schon schlih er zur Kiste, wühlte darin, ordnete Hefte und 
Blätter und las, las, bis er statt der Buchstaben nur noch tanzende 
Punkte sah. Dann saß er lange da, bar jedes Gedankens.“ Don 
Quixote, der seinen Wahn als Wahn erkannt hat. 


Der beste Beweis für die feine Charakterisierungskunst 
Tynianows ist, daß er diesen Küchelbecker liebenswert zu machen 
weiß, ohne ihn zu heroisieren, ja, gerade durch seine vielen gro- 
tesken und lächerlichen Züge. Ist er doch auch in seiner Leib- 
lichkeit eine Don-Quixote-Gestalt: „Lang und hager, Augen vor- 
quellend, Haar braun, verzieht beim Sprechen den Mund, Bart- 
wuchs spärlich, Haltung schlecht, schiefer Gang.“ So lautet das 
Signalement des ihm nachgesandten Stecbriefs. Es wäre ein 
Leichtes gewesen, den „Dichter und Rebellen“ als „Opfer des 
Regimes“ hinzustellen und den Leser dadurch wehleidig zu 
stimmen. Daf Tynianow auf solche Mittel verzichtet, zeugt für 
seine echte Künstlerschaft. 


Dem Don Quixote steht nun in Wasir-Muchtar (so wird der Ge- 
sandte Gribojedow von den Persern genannt) ein russischer Ham- 
let gegenüber. Der Dichter der klassischen Komödie von dem 
Leiden, der einzige Verständige unter lauter Narren zu sein, ist 
natürlich eine viel bedeutendere Persönlichkeit als der Phantast 
Wilhelm Küchelbeker. Ein klarer Kopf und reger Geist. nicht 
nur dichterisch, sondern vor allem organisatorisch begabt bis zur 
Genialität, findet er doch keine Möglichkeit, sich voll auszuleben 
und auszuwirken. Seine berühmte Komödie, die er weder auf- 
geführt noch gedruckt zu sehen bekam, ist nichts als ein Ver- 
zweiflungsschrei, ein Sich-Luft-Machen des Geistes, der sich von 
aller Seiten eingeengt sieht. Aber wirkliche Befreiung bringt 
ihm die Dichtung nicht. Denn er kann sie nicht so gestalten, wie 
sie ihm vorschwebt. Er will von der Bühne aus wirken und muß 
daher sein Werk der Theaterkonvention anpassen, so sehr ihm 
das auch widerstrebt. 
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Die Szene, in der Gribojedow sich über seine künstlerischen 
Absichten ausläßt, steht im „Küchelbecker“. Hier ist er nur 
re Erst im „Tod des Wasir-Muchtar“, wo er im 

ittelpunkt der en Handlung steht, kommen die Hamlet- 
züge in seinem Wesen zu voller Entfaltung. Denn zu allen 
früheren Erfahrungen und Enttäuschungen hat sich nun noch das 
Dezember-Erlebnis gesellt. Es ist Gribojedow dank dem Ent- 
Be on seines Vorgesetzten und Gönners Da ge- 
ungen, sich von jedem Verdacht, Beziehungen zu den Verschwö- 
rern gehabt zu haben, reinzuwaschen. Er hätte sich auch nie- 
mals aktiv an dem Aufstand beteiligt, weil er das Sinnlose eines 
derartigen Versuches viel zu deutlich sieht. Dennoc belastet 
das Schicksal der Aufrührer sein Gewissen schwer, er fühlt sich 
mitschuldig, ja fast als Verräter. Zwar hat er keinen angezeigt; 
er setzt sich vielmehr bei jeder Gelegenheit für eine Milderun 
der Strafmaßnahmen gegen die Verschwörer ein und erreicht au 
manches. Aber er selbst empfindet diese Bemühungen nur als 
vergebliche Versuche, sein Gewissen zum Schweigen zu bringen. 
Er hat kein Recht, frei zu sein und als Beamter immer höher zu 
steigen, wenn Rylejew und Pestel gehenkt, Odojewskij, Bestu- 
shew, Küchelbecker nach Sibirien verbannt sind. Es ist eine der 
stärksten Szenen im Roman, wie Gribojedow dem Oberst 
Burzow, der auch einst den Dekabristen nahegestanden hatte, 
seinen Plan einer wirtschaftlichen Organisation des Kaukasus 
entwicelt und Burzow ihm erklärt, er werde alles dransetzen, 
diesen Plan zu vereiteln, weil er nur zu einer noch schlimmeren 
Versklavung des russischen Volkes und des russischen Bauern 
führen würde, indem er sie der Macht des Geldes, des Kapitals 
ausliefere. „Das ist abscheulich! Das ist gemein! Und mit so 
etwas kommen Sie, der ‚Verstand schafft Leiden‘ geschrieben hat!“ 

Da begehrt Gribojedow auf. „Und wie hättet ihr denn den 
Bauern befreit? Ihr würdet agieren und agitieren und das Geld 
würde immer mehr auf die Neige gehen. Und dann würdet ihr 
zu dem armen russischen Mushik sagen: Mein geliebter jüngerer 
Bruder, willst du nicht zeitweilig, nur zeitweilig wieder Fron- 
arbeit leisten? Und Rylejew würde das nicht mehr Leibeigen- 
schaft, sondern freiwillige Verpflichtung des Bauernstandes 
nennen. Und würde eine Hymne darauf dichten . . .“ 


Nun gerät wieder Burzow außer sich. ‚Sein Haar sträubte 
sich wie bei einem Eber. Große Tränen sprangen aus seinen 
Augen auf den Schnurrbart. Sein Gesicht wurde schwarz. Er 
trat dicht an Gribojedow heran. ‚Ich fordere Sie!‘ krächzte er, 
‚ich fordere Sie, weil Sie den Namen . . . Weil Sie Rylejew.. . 
Gribojedow legte die langen, gelben Finger auf Burzows kleines 
Händchen. ‚Nein‘, sagte er leise, ‚mit Ihnen schlage ich mich nicht. 
Mögen Sie mich für einen Feigling halten. Es ist mir gleich . . .“ 

So erklärt sich auch Gribojedows merkwürdige Freundschaft 
mit dem gesinnungslosen Journalisten Bulgarin nur dadurch, 
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daß er sich selbst schuldig fühlt und daher Mitleid hat mit dem 
von allen Verachteten — ein Verhältnis, das entfernt an die 
Freundschaft des Pescara mit dem Verräter Bourbon in Conrad 
Ferdinand Meyers klassischer Novelle erinnert. 

Und auch die eben erwähnten großarligen politisch-wirt- 
schaftlichen Reformpläne Gribojedows sind nicht nur seinem 
organisatorischen Genie, seinem Drang nach schöpferischer Be- 
tätigung, der sich in der Dichtung allein nicht voll ausleben kann, 
entsprungen, sondern auch dem geheimen Wunsche, sich vor sich 
selbst zu rechtfertigen. Er sagt sich: Du durftest das Schicksal der 
Gesinnungsgenossen nicht teilen, weil du zu Grofßem berufen 
bist; du muftest dich erhalten, um schaffen und wirken zu 
können, nicht zur Befriedigung persönlichen Ehrgeizes, sondern 
für Rußland und für die Welt... 

Aber immer neue Zweifel steigen auf, immer neue Bedenken, 
„und Unternehmungen voll Mark und Nachdruck, durch diese 
Rücksicht aus der Bahn gedrängt, verlieren so den Namen 
Tal.” 

Was hier in klaren Worten gesagt ist, spricht der Roman 
selbst keineswegs so deutlich aus. Wir sehen Gribojedow in dau- 
ernder Unruhe, dauerndem Unbehagen, suchend, zweifelnd, 
verzweifelnd, zögernd, müde zusammensinkend, sich gewaltsam 
wieder aufraffend, immer um Verständnis und Teilnahme wer- 
bend, um nur immer wieder seiner Einsamkeit deutlicher bewult 
zu werden, — aber was bei alledem in seiner tiefsten Seele vor- 
geht, wird nirgends ausgesprochen, immer nur angedeutet. Nur 
eines der letzten beginnt mit dem Satz: „Und nun stand 
sein Gewissen vor ihm auf, und er begann mit seinem Gewissen 
Zwiesprache zu führen, wie mit einem lebendigen Menschen.“ 
Aber was dann folgt, ist kein zusammenhängender Dialog wie 
etwa Iwan Karamasows Gespräch mit dem Teufel, sondern nur 
eine Reihe von abgerissenen, scheinbar ganz zusammenhang- 
losen Sätzen, Gedankenfragmenten. Und doch glaubt man den 
ganzen Menschen vor sich zu sehen, hört man sein Herz schlagen. 


Zu allem andern kommt endlich noch, daß Gribojedow für 
seine Bestrebungen nirgends Verständnis findet. Wenn es ihm 
einmal gelingt, etwas durchzusetzen, so wird immer dafür ge- 
sorgt, daß das Endergebnis ein ganz anderes ist, als ihm vor- 
schwebte. Sein großer Reformplan wird „oben“ abgelehnt, nicht 
aus den Gründen, die Burzow dagegen anführte, nicht weil er 
utopisch ist, sondern weil er den Leuten am grünen Tisch nicht 
in Ihren Kram paßt, und weil man den Mann, der sich durch den 
Abschluß des Friedens mit Persien so verdient gemacht hat, nicht 
zu groß werden lassen möchte. Unverstand und böser Wille 
gehen Hand in Hand. Er kommt sich schließlich als ein ebenso 
sonderbarer Schwärmer vor wie die Dekabristen. Man schickt 
ihn als Gesandten nach Persien, um ihn loszuwerden; er nimmt 
den „ehrenvollen Ruf“ an, obgleich er weiß, wie es gemeint ist, 
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aber er ist des Treibens müde, und er nimmt es gleichgültig hin, 

man ihm als Sekretär einen Spion mitgibt, der verleumde- 
rische Geheimberichte nach Petersburg schickt, und als einziger 
Überlebender nach dem Massaker von Teheran seinen ermorde- 
ten Vorgesetzten als den eigentlichen Schuldigen hinstellt ... 

Beide Romane Tynianows sind vor allem Charakterstudien 
von größter Feinheit und Eindringlichkeit. Es sind aber zugleich 
Geschictsromane im besten Sinne, denn sie zeigen die Charak- 
tere in ihrer zeitlichen Gebundenheit. Die Milieuschilderung 
nimmt besonders im Gribojedow-Roman einen sehr groen Raum 
ein, wird aber doch nie Selbstzwek. Um die beiden „Helden“ 
gruppiert sih eine Fülle von Nebenfiguren, von Kaiser 
Alexander I. bis zu Gribojedows getreuem Diener Saschka. 
Scharf profiliert sind sie alle, jede führt ihr Eigenleben, und doch 
sind sie nur um der up leur da, deren Wesen sie in der 
mannigfaltigsten Weise reflektieren. 

Von den beiden Romanen Tynianows ist nur der „Küchel- 
becker“ ins Deutsche übersetzt. Der als Kunstwerk und Cha- 
rakterstudie entschieden bedeutendere „Tod des Wasir-Muchtar“ 
hat noch keinen Übersetzer gefunden, offenbar, weil er mehr 
Kenntnis der russischen Geschichte und vor allem Literatur- 
geschichte voraussetzt, als man dem deutschen Durchschnittsleser 
zumuten darf. Das gilt freilich ebenso vom „Küchelbecker“, aber 
hier haben wohl auch politische Erwägungen mitgespielt. Darauf 
weist schon die deutsche Titelfassung hin: "Wilhelm Küchel- 
becker, Dichter und Rebell“ nennt sich die Übersetzung, während 
das Original ganz einfach „Kiuchlia“ heift, nach dem Spitznamen 
Küchelbeckers im Lyzeum von Zarskoje Selo. Diese gering- 
schätzig-zärtliche Benennung kennzeichnet im Grunde auch die 
Einstellung des Dichters zu seinem Helden. Demgegenüber wirkt 
der deutsche Titel unangebracht pathetisch. 


Es berührt eigentümlich, daß gerade in Rußland, wo nur 
noch kollektivistish gedacht und empfunden werden soll, diese 
so ganz individuell eingestellten Romane entstehen konnten. 
Aber der „konsequente Kollektivismus“ ist, zum mindesten in 
der Kunst, doch wohl nur ein Traum, und nicht einmal ein 
schöner, wie der „konsequente Naturalismus“ vor fünfzig Jahren. 
Und es ist gewiß kein Zufall, daß neben Tynianow nur noch ein 
Geschichtsroman des neuen Rußland ernsthaft in Betracht kommt 
— Tolstojs „Peter“, der hier zum Schluß wenigstens kurz ge- 
streift sei. In noch höherem Maße als bei Tynianow ist dieser 
Roman, trotz der auf eingehendsten Quellenstudien beruhenden 
breiten Milieuschilderungen, eine Epopöe der großen Persönlich- 
keit. Vielleicht ist das auch der Grund, warum die längst fällige 
Fortsetzung des Romans immer noch nicht erschienen (vielleicht 
auch noch nicht geschrieben?) ist. Der vollendete erste Teil 
schließt mit der ersten Auslandsreise Peters ab, zeigt also nur 
seine frühen Anfänge. Aber auch das genügt, den Leser durch 
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die Gestalt des genialen Barbaren zu fesseln, dessen wilde In- 
stinkte keine Zivilisation zu bändigen vermag, der von einem 
Dämon getrieben wird, auch die Gegner durch das Zwangs- 
mäßige, Schicksalhafte seines Tuns entwaffnet, under 
weckt, wie ein schönes Raubtier. Es ist sehr zu bedauern un 
schwer zu begreifen, daß Wolfgang E. Groegers ausgezeichnete 
Übersetzung dieses Romans so wenig Leser in Deutschland ge- 
funden hat. Trotz der weiter zurückliegenden Zeit, trotz i 
fremdartigen halbasiatischen Milieus stellt der Roman weit ge- 
ringere Ansprüche an die Vorbildung des Lesers als Tynianovw. 
— und wirkt viel unmittelbarer durch die sich ständig aufdrän- 
Sen Parallelen zum heutigen Rußland. Wie heute suchte man 

amals in kürzester Zeit (es brauchen ja nicht unbedingt fün! 
Jahre zu sein!) nachzuholen, was man in Jahrhunderten ver- 
säumt hatte, und war überzeugt, daß man Europa sehr bald nicht 
nur erreicht, sondern überholt haben werde. Heute wie damals 
die gleiche Überschätzung des Technish-Mecdanischen, das Feh- 
len jeglichen Verständnisses dafür, daß nicht nur Pger 
sondern auch Kunst und Wissenschaft „keine Heringsware“ sind. 
Hier wie dort die gleiche Rücksichtslosigkeit dem einzelnen 
gegenüber, die MiRachtung der menschlichen Persönlichkeit, die 
Brutalität in der Wahl der Mittel... Aber — und damit ist der 
Roman als Kunstwerk gerechtfertigt — diese Parallelen zieht der 
Leser, nicht der Verfasser drängt sie ihm auf. Vergleicht man 
etwa Tolstojs Peter mit dem Mereschkowskijs, so sieht man mit 
Erstaunen, daß der jüngere Dichter weit weniger tendenziös isi 
und sich viel treuer an die geschichtlichen Tatsachen hält als der 
ältere. Weder kritisiert er, noch rechtfertigt er Lenin durd 
Peter. Er zeichnet die Vergangenheit als Vergangenheit, aber sie 
wird in seiner Darstellung unheimlich lebendig, weil er ein 
Dichter, ein Gestalter ist. 


| Probleme 
der russischen November-Revolution. 
Von Otto Hoetzsch. 


Leo Trotzki, Geschichte der russischen Revolution. Ok- 
T XVI und 735 Seiten. S. Fischer Verlag, Ber- 
in. 1933, 

Der deutschen Übersetzung des vor zwei Jahren erschienenen 
Teiles: Februar-Revolution (1931, 455 Seiten), folgt nun der um- 
fangreichere, in jeder Beziehung auch wichtigere, Teil über die 
Oktober-Revolution. Die Ubersetzung von Alexandra Ramm. die 
auch Pokrowskis „Russische Geschichte“ übersetzt hat, ist aber- 


mals ausgezeichnet und liest sich ungemein glatt, spiegelt au 
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den Stil Trotzkis gut wider. Eine Sonderbetrachtung des 
zweiten Bandes ist am Platze, weil er eine Reihe wichtiger Pro- 
bleme zur Erkenntnis der russischen Revolutionsvorgänge nicht 
durchaus löst, aber stellt. 


Der neue Band enthält den geschichtlichen Verlauf vom 
Frühjahr bis Wintersanfang 1917, bis zum 7. und 8. November 
dieses Jahres, an denen die Bolschewiki die Macht ergriffen. 
Nebenbei: sowohl die Bezeichnung als Februar- und Oktober- 
Revolution, wie die dementsprechende durchgängige Verwendun 
des alten Stils in der Datierung ist höchst unbequem und au 
nicht zu rechtfertigen. Für den Historiker auferhalb Rußlands 
dreht es sich, kalendermäfig genommen, selbstverständlich um die 
März- und November-Revolution. Die durchgehende Verwendung 
des alten Stils in dem Trotzkischen Buch ist nicht nur unbequem, 
sondern auch verwirrend. Zum mindesten hätte doch, wie man 
es z. B. in der Publikation russischer Vorkriegsakten selbstver- 
ständlih tut, die Doppeldatierung verwendet werden müssen. 
Außerdem wäre gerade für diese Monate eine zusammenhängende 
Zeittafel sehr notwendig gewesen. 


Literarisch steht der zweite Band hinter dem ersten zurück. 
Er ist weniger straff, journalistischer, sehr breit und, wie es ja 
bei dem Anteil des Autors an den revolutionären Vorgängen und 
dem Streite darum begreiflich ist, noch subjektiver und pole- 
mischer. Dabei werden dem Tagesgezänk Zugeständnisse 
gemacht, die einem umfassenden erke von dauernder Be- 
deutung nicht zur Zierde gereichen. Das erinnert recht häufig 
an die Art von Franz Mehring, mit dem wohl Trotzkis Geistesart 
mancherlei gemein hat, und Mehrings „Geschichte der deutschen 
Sozialdemokratie“. Den neuen Band durchzuarbeiten, ist daher 
nicht ganz leicht. Aber die Kraft des Autors reicht durchaus aus, 
den roten Faden und die große Linie in der Flut der Details 
nicht untergehen zu lassen — freilich wäre auch eine schärfere 
Gliederung nach Perioden statt der einfach einander folgenden 
Kapitel erwünscht gewesen. 


Das Buch ist nicht nur wichtig als Schilderung eines in der 
Umwälzung an führender Stelle tätig gewesenen politischen 
Menschen. Es ist eine wichtige Quelle für die Psychologie 
der russischen Revolution, namentlich insofern der „Einbruch“ 
der Massen in die im Frühjahr 1917 ausgelöste Entwicklung 
analytisch sehr herausgearbeitet wird: die Masse und das Massen- 
bewufßtsein, und zwar in den Faktoren: Petersburger Arbeiter- 
schaft, Bauern, Armee. Damit rückt die Partei an die richtige 
Stelle, so viel Raum der Autor begreiflicherweise den Partei- 
auseinandersetzungen widmet. Im folgenden seien nur die Pro- 
bleme herausgestellt, die nun weiterzuverfolgen das Buch anregt. 
Es ist ja natürlich eine wertvolle, aber eine höchst einseitige 
Quelle. Alles ist gesehen durch den Subjektivismus eines zwei- 
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fellos scharfen, aber sehr doktrinären Geistes und auch eines 
nicht geringen Selbstbewußtseins. 

Das erste Problem: warum brach gerade in Rußland die 
Revolution so aus und geriet sie so völlig unter die Führung des 
Marxismus? Rückständiges Land, Bauernnot, Krieg und Armee 
usw. — die Auseinandersetzung mit Pokrowski, dem mit Redit 
die unzureichende wirtschaftsgeshichtlihe und wirtschafts- 
theoretische Bildung vorgehalten wird, interessiert mehr speziell 
den Historiker. Dazu ist aus dem Bande Februar-Revolution auf 
Anhang 1, zum Kapitel: „Die Eigenarten der Entwicklung Ruf- 
lands“ (S. 439—445) besonders hinzuweisen. 

Der Gegenwart näher ist das nächste Problem, das durà 
dieses Buch gr besonders stark hervortritt: wie war das Ver- 
hältnis des Sozialismus, der bolschewistischen Partei, als des 
Willens zur Machtergreifung zu dem Programm einer Organisie- 
rung der Wirtschaft im sozialistischen Sinne? Man ist erstaunt dar- 
über, wie unzureichend die programmatische Vorbereitung für dıe 
sozialistische Organisation der Wirtschaft trotz des ungeheuren 
Bez Materials seit den Anfängen von Marx un 

ngels tatsächlich war und wie gering das Interesse dafür bei 
Lenin war und blieb. Aus dem Fluß der Ereignisse und re 
keiten während der Monate zwischen März und November sieht 
man ganz plastisch, wie gering der Vorrat programmatiscer 
Einzelvorstellungen in bezug auf die Neuorganisation von Wirt- 
schaft und Gesellschaft war. Auch nach den berühmten und sehr 
wichtigen „Aprilthesen“ Lenins, mit denen er die Partei über- 
haupt erst sozusagen „zusammenructe“, ist in dieser Beziehung 
nichts an weil Lenins Art, Auffassung, Wille, Programm 
ganz überwiegend geht auf: politische Macht in die Hand des 
Proletariats als Mittel, das notwendig ist zum Gelingen der 
internationalen Weltrevolution, der Sozialismus als wirtschafts- 
organisatorisches Prinzip ist darin geradezu sekundär, geradezu 
nur ein taktisches Mittel. 

Damit verbindet sich das dritte Problem, das Problem 
Lenin im besonderen. Es ist zugleich auch der Streit um 
das, was der Historiker die Auseinandersetzung über die „Ver- 
dienstanteile“ nennt, hier im besonderen die Verdienstanteile 
Lenins (und seiner Gefolgschaft) einerseits und Trotzkis anderer- 
seits, eine Auseinandersetzung, die, wie bekannt, zum Streit in 
der Partei und zur Niederlage Trotzkis, zu seiner Ausschaltung 
aus dem Fortgang der Entwicklung überhaupt geführt hat. 

Ein sehr interessanter und inhaltreicher Anhang „Legenden 
der Bürokratie“. (S.655—674) behandelt das im besonderen. Man 
stoße sich nicht an der vielfach journalistischen und literarischen 
Zänkerei um Formeln und Sätze, wie ja überhaupt der stark lite 
rarische Charakter dieser Revolutionsmänner in Rußland im 
Buche Trotzkis besonders hervortritt. Man scheide aus, was 
lediglich literarisches Parteigezänk oder Streit um die Macht in 
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der Partei ist. Der Kampf darum ist nicht nur für den Historiker, 
sondern für die Erkenntnis der russischen Revolution im ganzen 
sehr wichtig. 

Heute soll die Rolle Trotzkis in der Geschichtsauffassung, die 
die offizielle Auffassung der Partei ist, zurückgedrängt werden. 
Heute soll sowohl die Linie Lenins ganz einheitlich groß, und 
zwar sowohl theoretisch wie praktisch groß erscheinen, wie auch 
nirgends eine Meinungsverschiedenheit zwischen Lenin und dem 
Zentralkomitee der Partei hervortreten. Was darin nicht stimmt, 
wird in Trotzkis Schilderung gut klar. Seine eigenen Leistungen, 
besonders im militärischen Revolutionskomitee, übertreibt er 
durchaus nicht. Er steht viel mehr im Tagesfeuer des Kampfes, 
in der Stadt Petersburg selbst, während Lenin monatelang — fast 
vier Monate — „illegal“, verborgen außerhalb lebte. Und das ist 
das, was wir als Problem Lenin in diesen Monaten bezeichnen, 
ein Problem, das übrigens (ganz gut zur Kontrolle) gerade so 
hervortritt in der doch ewiß völlig parteiorthodoxen Einlei- 
tungsbiographie, die WI. Sorin dem ersten Bande der auf 
12 Bände berechneten „Ausgewählten Werke“ vorausgescickt 
hat (rd. 100 Seiten, Deutsche Ausgabe 1932, siehe meine Be- 
sprechung „Osteuropa“, 8. Jahrg., Dezember, S. 177 f). 


Hier kann dies Problem nur gestellt und gesehen werden: 
die ungeheure Wirkung des Auftretens Lenins nach der Rü- 
kehr aus der Fremde (Ausdruk dafür eben jene Aprilthesen), 
dann die noch stärkere, am Abend des 8. November, als er am 
Schluß des allgemeinen Sowjetkongresses schlagartig das Pro- 
gramm, das bis dahin ganz fehlende Programm hinstellt und den 
anderen aufdrückt: sofortiger Friedensscluf, sofortige Auf- 
hebung des gutsherrlichen Eigentums an Grund und Boden ohne 
jede Entschädigung, Kontrolle über die Industrie und Wirtschaft, 

chaffung einer Regierung. Einfluß und Bedeutung des Mannes 
in diesem Augenblick und von da ab sind historisch klar um- 
rissen, stehen fest. Und dazwischen nun die Zeit, in der er nach 
der Formel Trotzkis und ebenso der offiziellen Parteigeschichte 
die „Fäden in seiner Hand“ hat. Man sieht nicht, wie er das, 
aus dem Hintergrund wirkend, wirklich gehabt hätte. Man er- 
kennt die Tätigkeit des Agitators und des Schriftstellers, aber 
nicht die des praktisch die Dinge vorwärtsführenden Leiters und 
Politikers. Man sieht ja geradezu, wie er am Rande steht, wie 
er nicht einmal den Einfluß hat, seine Artikel schnell genug in 
der (von Stalin geleiteten) „Prawda“ sofort zur Veröffentlichung 
zu bringen. Er ist in diesen Monaten über das Taktische nicht 
genügend orientiert, muß selber in der Parteipolemik das auch 
allgemein sehr treffende Wort schreiben, das für ihn gilt: „Der 
Publizist, der durch den Willen des Geschicks ein wenig abseits 
vom Hauptstrom der Geschichte gestellt ist, läuft ständig Gefahr, 
sich zu verspäten oder sich uninformiert zu erweisen, besonders 
wenn seine Beiträge mit Verspätung das Licht der Welt er- 


927 


blicken.“ Ist das nicht sogar eine leise komische Feststellung? 
In jedem Falle ist er in diesen Monaten Autorität der Partei, 
aber nicht unbestritten, noch weniger unbestritten als Führer und 
durchaus nicht der Diktator der Partei. Das Problem des so aus 
dem Hintergrund wirkenden, in seiner Wirkung behinderten 
Revolutionärs tritt aus Trotzkis Buch, der durchaus nicht lenin- 
feindlich schreibt, im Gegenteil, hervor, gelöst ist es nicht; es 
bleibt eine Aufgabe der historischen Forschung. 

Damit ist verbunden das weitere Problem, in dem Lenin 
und Trotzki allerdings in gleicher Richtung gehen: sie 
sind beide, und Lenin in erster Linie, vom Programm beherrscht, 
wie oben formuliert: die politische Macht an das Proletariat und 
dies wieder ein notwendiges Mittel für die internationale Revo- 
lution. In den Schriften er während dieser Zeit, besonders 
„Staat und Religion“ (in den ersten Monaten der „Illegalität“ ge- 
schrieben und erst nach dem Novemberaufstand herausgegeben'!), 
ist das sehr gut zu erkennen. Daß dieses Revolutionäre grund- 
sätzlich und praktisch sozialistisch sein müsse in der Organisation 
der Wirtschaft bis zum letzten, das fehlt: „Es ist fraglich, ob die 
nächste Generation, eine entwickeltere, den völligen Übergang 
zum Sozialismus vollziehen wird“, sagte Lenin 1918 und fast 
zwei Jahre später noch schärfer: „Sofort die sozialistische Ord- 
nung einführen, können wir nicht, gebe Gott, daß sie unter unse- 
ren Kindern oder vielleicht Enkelkindern bei uns erreicht wird.“ 
Die Grundlage seiner Politik ist schlechthin international 
und das russische Proletariat hat nach ihr die Hauptaufgabe, die 
schließliche Macht festzuhalten, bis die sozialistische Revolution 
in Europa beginnt. 

Daran hängt sich das letzte Problem, das über die historische 
Aufgabe des Trotzkischen Buches schon hinausführt, von ihm aber 
in dem zweiten, gleichfalls sehr wichtigen Anhange behandelt 
wird: „Sozialismus in einem Lande?“ (Seite 674-715). (Es 
wäre zweckmäfliiger gewesen, diese Anhänge als besondere Ka- 

itel in großem Druck erscheinen zu lassen. Sie sind so nicht sehr 
ee zu lesen und werden daher dem Benutzer leicht ihre 
historische Bedeutung nicht erkennen lassen.) Und damit wird 
man mitten in den Streit zwischen Trotzki und Stalin her- 
eingeführt. 

Die Beiträge zum Problem Stalin und zu seiner Charakte- 
ristik (etwa S. 664 ff.) können natürlich nicht als objektive Quelle 
benutzt werden, persönlicher Haß und Streit führen hier die 
Feder. Aber das ist uns auch gleichgültig. Man erkennt hier das 
deutlich, was als „Trotzkismus“ erde und von Stalin be- 
kämpft wird. Man sieht, wie fanatisch Trotzki am schlechthin 
internationalen Programm Lenins festhält, im stärksten Doktri- 
narismus, der ihm einfach die Weiterarbeit unmöglich machte, als 
sich 1924 der Umschwung vollzog, als Stalin und sein Kreis er- 
kannte, daR der Aufbau des Sozialismus innerhalb der Sowjet- 
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union durchgeführt werden müsse, weil die Weltrevolution sich 
nicht vorwärts bewegte. Mit einer merkwürdigen doktrinären 
Leidenschaftlichkeit hält Trotzki an einem schlechthin über- 
lebten internationalen Schema fest, verbaut er sich vollständig 
das Verständnis für die Lage, die Veränderung, zu der die 
russische Revolution gezwungen wurde, dem Übergang von der 
sog. „Iheorie der permanenten Revolution“ zum „Sozialismus in 
einem Lande“, der naturgemäß dann, wenn das jahrelang so 
weiterging, immer mehr zum nationalen Sozialismus 
werden muß, so sehr man das theoretisch im Stalinismus ablehnt. 

So wird das Buch, wie sich von selbst ergibt, auch ein wich- 
tiger Beitrag zum Stalinismus und natürlich zum Trotzkismus 
selbst. Und darin steht Lenin in seiner theoretischen Überzeu- 
gung Irotzki weit näher als Stalin. Gegen seinen eigenen Willen 

ibt so Trotzki das historische Urteil über Stalin und dessen 

rogrammatik, wie auch der Historiker sehr gut kritisch seine 
eigene Auffassung von der Einteilung der Jahre zwischen 1921 
und der Gegenwart an diesem Buche prüfen kann. 

Zuletzt löst es eine Fülle allgemeiner Fragen aus: die nach 
den Gesetzen und Gesetzmäfigkeiten einer Revolution, die 
nach den seelischen Prozessen, die darauf einwirken, und 
den Machtverschiebungen, die nach der Rolle einer Haupt- 
stadt, der Bedeutung des übernommenen und erforderten Appa- 
rates, der ja selbst in Rußland bei aller Weitmascigkeit, Kor- 
ruption, Zersetzung durch den Krieg usw. der in der Hauptstadt 
siegreichen Richtung im Lande zum Siege verhalf, wenn freilich 
hier die Geschichte der November-Revolution in der russischen 
Provinz recht in Bausch und Bogen abgemacht wird. Besonders 
die Kämpfe in Moskau erfordern eine eingehendere Analyse. 

Die historischen Vergleiche mit anderen Revo- 
lutionen legen sich nahe, der historisch gebildete Trotzki 
arbeitet auch mit derartigen Vergleichen. Aber derartige Ver- 
gleiche, die dann schnell zu der Betrachtung des schematischen 
Ablaufs und zur entsprechenden Prophezeiung führen, sind für 
das Urteil gefährlich. Gerade dieses Werk Trotzkis lehrt ganz 
eindringlich, wie singulär doch jede Revolution ist, wie 
stark bestimmt von den konkreten Verhältnissen und im be- 
sonderen in den letzten entscheidenden Momenten ihres Durch- 
bruchs und Sieges. Gerade weil das Buch so lebendig, plastisch 
aus demLeben und Kämpfen der dargestellten Monate heraus ge- 
schrieben ist, ist es ein guter Beweis gegen den Schematismus der 
materialistischen Geschichtsauffassung, die alles auf eine zwin- 
gend gleichmäßige Linie pressen will und dann darüber in den 
unergiebigen strohernen Meinungs- und Parteistreit der bolsche- 
wistischen Parteigeschichte hineingeraten muß! 
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15 Jahre polnischer Rechtsentwicklung. 
Von Heinrih Freund. 


I 


Im Jahre 1795 war durch die dritte Teilung das Königreich 
Polen a leer Im Jahre 1918 entstand, nach fast 125jäh- 
riger Fremdherrschaft, ein neuer polnischer Staat als Republik. 
Bis dahin hatten seit der Neuverteilung durch die Wiener 
Kongreßakte von 1815 die polnischen Gebiete zu Preußen, 
Österreich und Rußland gehört und die Schicksale dieser Mächte 
in jeder Hinsicht, vor allem auch wirtschaftlich und rechtlich, ge- 
teilt. Deutsches Recht galt in Posen und Westpreuften, öster- 
reichisches in Galizien. In den russischen Gebietsteilen hatte 
sich zwar noch das während der napoleonischen Aera eingeführte 
französische Recht in vieler Hinsicht erhalten, es war aber durch 
die russische Gesetzgebung weiter entwickelt und zu einer 
Provinz des russischen Rechts geworden. Das gilt für Kongrell- 
polen, während die polnische Ostmark (Kresy) ae unter dem 
allgemeinen russischen Recht stand. So hatten sich die verschie- 
denen polnischen Gebietsteile, aus denen die polnische Republik 
zusammengesetzt wurde, völlig auseinandergelebt, und das neue 
Staatsgebilde stand vor der Aufgabe, durch eine Vereinheit- 
lichung der Verwaltungsorganisation, der Rechtspflege und der 
Gesetzgebung die Schranken niederzureißen, die die Gebietsteile 
trennten. 

Demnach bildet die Vereinheitlichungstendenz den Grund- 
zug der einge Rechtsentwicklung in dem ersten halben 
Menschenalter der polnischen Eigenstaatlichkeit. Daneben tritt 
die wirtschaftsrechtlihe Entwicklung, die das Rechtsleben der 
beiden großen Nachbarstaaten des polnischen Reichs, wenn auch 
in ganz verschiedener Weise, kennzeichnet, durchaus in den 
Hintergrund. Das Werk, das hier angestrebt wurde, ist in der 
Hauptsache vollendet. Zwar stehen neben den zahlreichen neuen 
Kodifikationen noch die aus der Vergangenheit übernommenen 
großen bürgerlichen Gesetzbücher der Teilen smächte, und so wird 
noch einige Zeit vergehen, bis das einheitliche polnische Bürger- 
liche Gesetzbuch vollendet sein wird. So stark auch noch immer 
die wirtschaftlichen und kulturellen Verschiedenheiten zwischen 
den Teilgebieten sind, auf dem Gebiete des Rechts ist die Unifi- 
zierung im wesentlichen durchgeführt, und es verlohnt sich, ihre 
wichtigsten Ergebnisse zu betrachten. 

Die neue polnische Rechtsschöpfung ist durchaus westeuro- 
Ben Der Faden der polnischen Beditsentwiclun war durch 

ie Teilungen a durchschnitten. Das neue Recht knüpft 
an die völkische Vergangenheit nirgends an, es ist in diesem 
Sinne traditionslos. So fehlt es hier an allem Pittoresken, wie wir 
es auf polnischen Bauernbildern finden, selbst das Religiöse 
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dieses katholischen Landes tritt zurück, es entsteht ein „moder- 
nes“ Recht, modern in dem Sinne, daß es der territorialen Ge- 
bundenheit entbehrt, und man kann fast behaupten, daß das 
polnische Recht der Gegenwart ebensogut in irgendeinem ande- 
ren europäischen Lande hätte entstehen können. 

Zugleih aber wirken die neuen polnischen Gesetze, ge- 
messen an der sozialen Entwicklung der letzten Gegenwart, 
konservativ. Es ist das Recht eines bürgerlichen Staates, das hier 
eschaffen wird. Der wirtschaftliche Liberalismus, der auf dem 
chutz der wohlerworbenen Rechte, auf der Unverletzlichkeit 
des Privateigentums, auf der Vertragsfreiheit, auf dem Indivi- 
dualismus beruht, ist hier konserviert. Von staatskapitalistischen 
und planwirtschaftlihen Gedanken, von der Einführung des 
Primats staatlicher Wirtschaftsführung hält man sich bewußt 
fern. Dies erklärt sich aus der Nachbarschaft zu Sowjetrußland. 
Das kommunistische Experiment im Osten wird schon aus Selbst- 
schutz instinktiv abgelehnt. ee wirtschaftliche Radikalismus 
erscheint gefährlich. Aber auch der starke soziale Einschlag der 
deutschen Rectsentwicklung fehlt völlig. 

Und noch ein Drittes sei hervorgehoben. Den Polen ist 
juristische Begabung eigen. Während der Zeit der Fremdherr- 
schaft haben sie hervorragende Juristen hervorgebracht. Be- 
sonders in Rußland, wo das juristische Gebiet vielfah von 
Nichtrussen beherrscht wurde, finden sich bedeutende polnische 
Rectsgelehrte (Petrazycki, Szerszeniewicz). Da es ein eigenes 
poms es Recht nicht mehr gab, sind die polnischen Juristen 
eim Auslande in die Schule gegangen. Das zaristische Rußland 
hatte hier wenig eigenes zu bieten, es war wissenschaftlich selbst 
vom Auslande abhängig. So hat man französisches, deutsches, 
österreichisches und schweizerisches Recht bevorzugt, und alle 
diese Rechte haben in den poluischen Kodifikationen ihre Spuren 
hinterlassen — ein Eklektizismus, der die natürliche Folge der 
Traditionslosigkeit ist und durchaus nicht als Tadel gemeint sein 
soll. Aber ihr juristisches Talent hat es den Polen ermöglicht, 
technisch sehr brauchbare, z. T. ausgezeichnete Kodifikationen 
zu schaffen und eine Rechtsprechung ins Leben zu rufen, die 
auch vom westeuropäischen Standpunkt Niveau hat. 


II. 


Als Ausgangspunkt für die Gründung des polnischen Staates 
kann die Proklamation des Königreichs Polen durch die Mittel- 
mächte vom 5. November 1916 angenommen werden, der noch 
unter der Okkupation die Einrichtung einiger polnischer Be- 
hörden, insbesondere des Regentschaftsrats und des Staatsrats 
folgte. Am 11. November 1918 hört die deutsche Okkupations- 
verwaltung zu bestehen auf, und dies ist der Zeitpunkt, von dem 
an im allgemeinen die neu erstandene polnische Staatlichkeit 
gerechnet wird. Bis zur endgültigen Ausgestaltung des polnischen 
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Staates als vollgültiges Subjekt des Völkerrechts vergehen dann 
noch einige Jahre. Als wichtigste Etappen seien hier folgende 
Akte genannt: der deutsch-russische Friedensvertrag von Brest- 
Litowsk vom 3. März 1918, in dem Sowjetrufßland auf die Sou- 
veränität über Polen verzichtet, die Anerkennung des polnischen 
Staates durch Deutschland vom 21. November 1918 (Entsendung 
des Gesandten Grafen Kelßler), die Zulassung der polnischen 
Friedensdelegation zur Versailler Friedenskonferenz vom 
18. Januar 1919, die Unterzeichnung des Versailler Vertrages 
und zugleich des Minoritätenschutzvertrages durch Polen vom 
28. Juni 1919, der Verzicht Österreichs auf die Souveränität über 
Galizien im Friedensvertrag von St. Germain vom 10. Septem- 
ber 1919, die Übergabe der letzten deutschen Abtretungsgebiete 
in Posen und Westpreußen an Polen im deutsch-polnischen Ab- 
kommen vom 25. November 1919, der polnisch-russische Friedens- 
vertrag von Riga vom 18. März 1921, der die Entscheidung über 
die Abgrenzung Polens gegen Rußland brachte, die Übernahme 
der polnischen Sianlsgewalt im Wilnaer Land vom 18. April 1922, 
das Genfer Abkommen über Oberschlesien vom 15. Mai 1922, und 
als Abschluß der Beschluß des Botschafterrats vom 15. März 1923, 
durch den die polnischen Ostgrenzen mit Wirkung für die alli- 
ierten und assoziierten Hauptmächte festgelegt wurden. 


Die Konsolidierung des Staates im Inneren erfolgte durd 
die Verfassung vom 17. März 19211. Durch sie wird die 
republikanische Staatsform bestätigt. Das Staatswappen zeigt 
den polnischen Adler mit einer Königskrone auf dem Kopf — 
eine Reminiszenz an das königliche Polen vor der dritten Tei- 
lung. Die Trennung der Gewalten wird nach der klassischen 
Theorie mit aller Klarheit proklamiert, indem die gesetzgebende 
Gewalt dem Sejm und Senat, die vollziehende Gewalt dem Prä- 
sidenten der Republik, die richterlihe Gewalt unabhängigen 
Richtern übertragen wird. Der Sejm wird in allgemeiner, ge- 
heimer, unmittelbarer, gleicher Wahl nach dem Verhältnissystem 
gewählt. Er beschließt die Gesetze, der Senat hat ein Einsprucs- 
recht. Praktisch liegt aber die Gesetzgebung in den Händen des 
Präsidenten, der auf Grund des Art. 44 der Verfassung ein Not- 
verordnungsrecht hat, das durch verschiedene Ermächtigungs- 
gesetze von Zeit zu Zeit wesentlich erweitert wird. Tatsächlich 
ist kein einziges wichtiges Gesetz durch das Parlament gegangen, 
insbesondere sind die großen Kodifikationen, auch diejenigen 
der Jahre 1931 und 1932, als Präsidialverordnungen mit Gesetzes- 
kraft erlassen worden. Also auch hier ein Scheinparlamentaris- 
mus, wie er in der Nachkriegszeit in den meisten Ländern 
Europas herrscht. 


Neuerdings ist der Einfluß der Volksvertretung in ständi- 
gem Abnehmen, das Ermäctigungsgesetz vom 25. März 1933, auf 
dessen Bedeutung bereits im April-Heft dieser Zeitschrift 
(S. 382 ff.) hingewiesen worden ist, bedeutet jedenfalls eine 
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wesentliche Stärkung der diktatorischen Strömung, “die darauf 
gerichtet ist, dem öffentlichen Leben eine neue Grundlage zu 
geben. i 


Die Schwierigkeiten, die bei der Schaffung der polnischen 
Staatsangehörigkeit für die Bewohner der russischen, 
deutschen und österreichischen Abtretungsgebiete zu überwinden 
waren, und die Zweifelsfragen, die hier en. gehören für die 
große Mehrzahl der Betroffenen jetzt der Vergangenheit an, doch 
treten immer noch zweifelhafte Fälle auf, deren Lösung die größten 
Schwierigkeiten bereitet. Das polnische Staatsangehörigkeitsgesetz 
vom 20. Januar 1920 (vgl. Rukser, die Rechtsstellung der Deut. 
schen in Polen, S. 21 ff. und 150 ff.) klingt sehr einfach mit seinem 
Grundsatz, daß der Wohnsitz im polnischen Staatsgebiet einer- 
seits, die Geburt auf polnischem Boden andererseits die polnische 
Staatsangehörigkeit begründet. Die Tatsache aber, daß auch die 
Bestimmungen der verschiedenen Staatsverträge — wie es selbst- 
verständlich ist — maßgebend sein sollen, führt in ein ganzes 
Gestrüpp von Vorschriften, auf die hier nicht einzugehen ist. 
Nur so viel sei erwähnt, daß in den deutschen Abtretungsgebieten 
mit ihrer starken deutschen Bevölkerung die Polonisierung durch 
Sonderbestimmungen, vor allem aber durch die Enteignung deut- 
schen Vermögens auf Grund des Versailler Vertrages, ent- 
schieden durchgeführt wurde. Die Verordnung vom 17. Sep- 
tember 1927 (Zeitschr. f. Ostrecht, 1927, 950) hob die Beschlag- 
nahme deutschen Vermögens auf, allerdings nur des beweglichen 
Vermögens und auch nur insoweit es nicht bis zum 31. März 1927 
durch die Liquidationskommission zur Liquidation bestimmt war 
— eine Verordnung, die im Grunde genommen zum Ausdru 
bringt, daß alle wesentlichen beweglichen Vermögenswerte 
Deutscher bereits der Liquidation unterworfen worden waren. 
Dagegen gehen die Enteignungen deutschen Grundeigentums 
weiter. 

Trotz der durchgeführten Entdeutschung ist Polen heute in 
nationaler Hinsicht durchaus nicht homogen. Es besitzt sehr 
starke nationale Minderheiten, und zwar abgesehen von den 
früher deutschen Landesteilen besonders im russischen Gebiet 
(Russen und Litauer), aber auch in OÖstgalizien mit seiner erheb- 
lichen ruthenischen Bevölkerung. Die rein polnische Bevölke- 
rung macht nicht mehr als zwei Drittel der Gesamtbevölke- 
rung aus. 

Der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz, den die pol- 
nische Verfassung proklamiert, setzt sich als verbindliche Rechts- 
norm nur allmählich durch. Im deutschen Gebiet wurde erst die 
Entdeutschung durchgeführt, im übrigen aber sind alle Aus- 
nahmebestimmungen bereits durch das Gesetz vom 12. August 
1919 aufgehoben worden. Im russischen Teil mit seiner Stände- 
verfassung, mit seiner Diskriminierung der verschiedenen Be- 
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völkerungskreise nach religiösen Merkmalen, waren zahlreiche 
Beschränkungen zu überwinden. Einen gewissen Abschluß be- 
deutet hier das Gesetz vom 13. März 1931 (vgl. Rukser in 
Ztschr. f. Ostrecht, 1931, S. 376 ff.), durch das alle vor der Ent- 
stehung des polnischen Staates vorhanden gewesenen rechtlichen 
Beschränkungen und Privilegien von Bürgern aus dem Titel der 
„Abstammung, des Volkstums, der Sprache, Rasse oder Religion“ 
aufgehoben werden, soweit sie dem Cleicihestesrundsatz der Ver- 
fassung widersprechen, oder mit dem Rechtszustand nicht im Ein- 
klang stehen, der sich aus der Wiedererlangung der polnischen 
Staatlichkeit ergibt. Damit ist, trotz mancher verbleibender 
Zweifel, eine Angleichung an die anderen Teilgebiete erreicht. 

Die Gleichheit vor dem Gesetz erstreckt sich nach der Ver- 
fassung grundsätzlich auch auf die Ausländer, soweit die 
Gegenseitigkeit a ist und Sonderbestimmungen der Ge- 
setze nicht entgegenstehen. Damit sind selbstverständlich die 
staatsbürgerlichen Rechte schon nach der Verfassung aus- 
geschlossen. Abgesehen hiervon bestehen Beschränkungen für 
Ausländer hinsichtlich des Erwerbs von Immobilien — sie be- 
dürfen hierzu einer Genehmigung, deren Erlangung schwierig 
und in der Praxis sehr zeitraubend ist (näheres hierüber bei 
Allerhand in Ztschr. f. Ostrecht, 1930, S. 1 ff.). Zur Gründung 
von Aktiengesellschaften durch Ausländer ist die vorhergehende 
Konzessionierung erforderlich. 


IV. 
Die Vereinheitlichung der Währung knüpft an die durch die 


deutshe Okkupationsverwaltung geschaffene polnische Mark 
(Kriesnoten) an, die von der Polnischen Landesdarlehnskasse 
(Verordnung vom 9. Dezember 1916) ausgegeben wurde und zu- 
nächst neben dem russischen Rubel in Umlauf war. Sie war der 
deutschen Mark gleichgestellt. Das Deutsche Reich hatte die 
Garantie dafür übernommen, da die Kriesnoten bei ihrer Ein- 
ziehung zum Nennwert gegen deutsche Mark eingelöst werden 
würden. Diese Einziehung sollte spätestens zwei Jahre nach der 
Errichtung des Königreichs Polen erfolgen. Durch die Verord- 
nung vom 14. April 1917 wurde dann der Rubel als Währung be- 
seitigt und die polnische Mark zum a en Zahlungsmittel 
erklärt. Die Münzhoheit ging gleich nach der Aufhebung der 
deutschen Okkupation durch die Verordnung des polnischen 
Staatschefs vom 12. Dezember 1918 auf Polen über. Es wurde mit 
der Ausgabe polnischer Mark, nun aber auf polnische Rechnung, 
förtzefahren und diese Währung durch Gesetz vom 20. November 
1919 auf die preußischen und durch die Gesetze vom 15. Januar 
und 24. März 1919 auf die österreichischen Landesieile aus- 
edehnt. Am 4. Juli 1921 erfolgte die Einführung der polnischen 
fark in den von Rußland abgetretenen Ostgebieten, am 12. März 
1921 in Mittellitauen und durch die Verordnung vom 21. De- 
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zember 1922 auch in Polnisch-Oberscllesien (mit Wirkung vom 
1. November 1923). 


Durch die Verordnung vom 12. Dezember 1918 war die Ver- 
bindung der Polenmark mit der deutschen Mark aufgehoben 
worden. Beide Währungen machten den Leidensweg der völligen 
Entwertung, aber unabhängig voneinander und in verschiedenem 
Tempo durch. 


Die Stabilisierung erfolgte in Polen ungefähr zu gleicher 
Zeit wie in Deutschland. Auf Grund des Ermächtigungsgesetzes 
vom 11. Januar 1924 wurde in Polen als neue Geldeinheit der 
an (eingeteilt in 100 Groszy) auf der Basis des Goldfranken 

eschaffen. Das Verhältnis der Polenmark zum Zloty wurde 

ierbei auf 1 Zloty — 1 800000 Polenmark festgesetzt, die Ent- 
wertung war also in Polen nicht ganz so weit gegangen, wie in 
Deutschland, was aber im praktischen Nullifizierungseffekt 
keinen Unterschied machte. 

Es folgte nun die Aufwertungsgesetzgebung. In Anlehnung 
en die deutsche III. Steuernotverordnung erging die Aufwertungs- 
verordnung vom 14. Mai 1924 (Auslandsrecht 1924, S. 225 ff.) mit 
einer wesentlichen Ergänzung vom 25. März 1925 (Auslandsrecht, 
1925, S. 251 ff). Das deutsche Beispiel ist nachgeahmt, aber 
wesentlich vereinfacht. Vor allem fehlen die Fristen, innerhalb 
deren nach deutshem Recht die Aufwertung durch Eintragun 
im Grundbuch durchgeführt werden muf, so daf auch heute no 
Aufwertungen erfolgen können. Auch ist die rückwirkende Auf- 
wertung von Forderungen, die beim Inkrafttreten der Auf- 
NUDE Te OTOnUNE bereits zurückgezahlt waren, nicht einge- 
führt (Schutz wohlerworbener Rechte). Der Aufwertungssatz 
für Hypotheken ist in den verschiedenen Landesteilen und je 
nach dem, ob es sich um städtischen oder ländlichen Grundbesitz 
handelt, verschieden. Am höchsten ist die normale Aufwertung 
in den Städten eines Teils des russischen Teilgebiets bei Miets- 
grundstücken (25 %), am niedrigsten im deutschen Abtretungs- 
gebiet (15 %). Abweichungen finden sich auch sonst, so werden 
z. B. Wechselforderungen (mit 10 %) aufgewertet, was in Deutsch- 
land nicht der Fall ist. 

Durch die nach der Einführung des Zloty einsetzende zweite 
Inflation hatte der Zloty von seinem Werte etwa die Hälfte ver- 
loren. Mit Hilfe Amerikas, das eine Anleihe gewährte, gelang 
dann im Jahre 1927 die Stabilisierung des Zloty auf der Basis von 
1$=8,% Zloty. Durch die Verordnung vom 13. Oktober 1927 
(Ztschr. f. Ostrecht, 1927, S. 1157) wurde der stabilisierte Zloty 
als neue Währung geschaffen, eine erneute Aufwertung aber 
Re hun so daß die Umrechnungssätze der Aufwertungsver- 
ordnung sich jetzt auf den entwerteten Zloty, nicht mehr auf den 
Goldwert der ursprünglichen Forderungen beziehen. wodurch 
die Gläubiger eine weitere, sehr erhebliche Einbuße erlitten 
haben. Es sei noch hervorgehoben, daß die Entwertung, die der 
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Dollar kürzlich erfahren hat, auf den Zloty keinen Einfluß hat. 
da das Gewicht von Feingold und nicht der Wert des Dollar die 
Grundlage des neuen Zloty bildet. 

Die polnische Gesetzgebung hat sich wiederholt mit der Frage 
des zulässigen Höchstzinses für Gelddarlehn befaßt. Im Jahre 
1924 erging eine Verordnung über den Geldwucher, die den 
Höchstsatz auf 24 % jährlich festsetzte. In der Folge ist der Satz 
fortlaufend weiter ermäßigt worden. Nach der neuesten Ver- 
ordnung vom 20. Oktober 1932 beträgt er noch 12 %, für Bank- 
institute 91, % jährlich. 

Neuerdings ist Polen dem deutschen Vorbild der Zinssenkun- 
gen und Moratorien für Hypothekenforderungen gefolgt. Das 

esetz vom 29. März 1933 senkt den Zinsfuß für Hypotheken- 
zinsen auf jährlih 6 % für alle Zinszahlungen, die vom 1. April 
1933 an geschuldet werden, und auf 8 % für Strafzinsen. Zu- 
gleich wird bestimmt, daß bei Hypotheken, die vor dem 10. April 
1933 bestanden haben, eine Rückzahlung des Kapitals vor dem 
1. Oktober 1934 normalerweise nicht gefordert werden könne. 

Eine Devisenregelung besteht schon seit einigen Jahren nicht 
mehr. Sie ist im Zusammenhang mit der Zlotystabilisierung 
durch eine Verordnung des Finanzministers vom 2. November 
1927 aufgehoben worden. 

y 


Aus dem ungeheuren Rechtsstoff, der sich seit der Gründung 
des polnischen Staates angesammelt hat und der naturgemäß zum 
großen Teil nur ephemäre Bedeutung hat, beanspruchen die zahl- 
reichen Kodifikationen als Rechtsschöpfungen von dauerndem 
Wert besonderes Interesse. 

Die Arbeiten an der Schaffung eines eigenen Bürgerlichen 
Gesetzbuchs beschäftigen die polnishe Wissenschaft seit der 
Gründung der Kodifikationskommission im Jahre 1919. Der Ge- 
danke der Rezipierung eines fremden Gesetzbuches wurde von 
vornherein verworfen. Gegen die Übernahme des Code Napoleon, 
der in Kongreßpolen noch zum größten Teil gilt, sprach das Alter 
dieses hervorragenden Gesetzbuchs, seine terminologische Unge- 
nauigkeit, seine, gemessen an dem heutigen Entwicklungsgrad 
der Rehizwissenschäft. unvollkommene juristische Durcharbei- 
tung, seine mangelhafte Systematik und — abgesehen von diesen 
Mängeln — inhaltlich seine Gebundenheit an die wirtschaftlichen 
und ethischen Anschauungen des 19. Jahrhunderts, die auch in 
Polen, bei allem Konservativismus, heute nicht mehr zeitgemäß 
sind. Auch das in Galizien geltende Allgemeine Bürgerliche 
Gesetzbuch Österreichs ist veraltet, es ist fast ebenso alt wie das 
französische. Die Übernahme des um 100 Jahre jüngeren deut- 
schen Bürgerlichen Gesetzbuchs kam schon aus sachlichen Er- 
wägungen kaum in Frage. Es ist viel zu kompliziert und mit 
seiner überfeinen Durchbildung der Rechtsinstitute zu volks- 
fremd, um im Auslande werbende Kraft zu haben. Aber auch 
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der kurz vor dem Kriege vollendete Entwurf eines russischen 
Zivilgesetzbuchs kam nicht in Betracht. Dieser Entwurf, der 
sicherlich gegenüber den chaotisch anmutenden Zivilgesetzen des 
Swod Sakonow einen enormen Fortschritt bedeutete, ist nicht 
schöpferisch gewesen und viel zu sehr das Werk russischen 
Geistes, um die westeuropäischen Polen zu begeistern. Viel 
geeigneter wäre das Schweizerische Zivilgesetzbuch mit seiner 
volkstümlichen Sprache gewesen. Aber der nationale Ehrgeiz des 
jun en Staates wollte überhaupt etwas Eigenes schaffen, die er- 
orderlichen juristischen Kräfte sind vorhanden und die bisherigen 
Entwürfe lassen erwarten, daß etwas Gutes zustandekommen 
wird. Inzwischen gelten die früheren Gesetzbücher der Teilungs- 
mächte unverändert, oder fast unverändert, fort, und nur einzelne 
Materien sind neu geregelt worden. 


Dagegen ist die Kodifikation des Zivilprozeßrechts beendet. 
Am 1. Januar 1933 ist die Zivilprozefordnung in Kraft getreten 
— ein gelungenes Werk, das sich an deutsches und österreichisches 
Recht anlelınt (Übersetzung und Kommentar von Kann in 


Ztschr. f. Ostrecht, 1933, Heft 1). 


Die Rechtszersplitterung auf dem Gebiet des Privatrechts 
erforderte eine Regelung der territorialen Kollisionen. Das 
Gesetz vom 2. August 1926 über das interterritoriale Pri- 
vatrecht löste diese Aufgabe überwiegend nach dem Wohn- 
sitzprinzir. Am gleichen Tage erging auch das Gesetz über das 
internationalePrivatrecht, eine vorzügliche Arbeit, die 
als neueste Kodifikation auf diesem schwierigen Grenzgebiete 
eine gewisse internationale Berühmtheit erlangt hat und in 
jedem Falle sehr anerkennend beurteilt wird (vgl. z.B. Fran- 

enstein in „Östrecht“ 1926, S. 1086 ff.). 

Von Teilmaterien, die bereits einheitlich geregelt worden 
sind, ist das Arbeitsvertragsrecht zu nennen, um dessen 
Kodifikation man sich in Deutschland bekanntlich noch bemüht. 
Die Aufgabe war dringlich, weil in keinem der polnischen Teil- 
gebiete eine zeitgemäße Regelung vorhanden war. Vor allem 
ın dem früher russischen Teile war hier vieles gutzumachen, 
überall aber fehlte es an einer Kodifikation. Abweichend von 
dem deutschen Entwurf eines Allgemeinen Arbeitsvertrags- 
gesetzes, der alle Arbeitnehmer zusammenfaft, hat man in Polen 
für die Arbeiter und die Angestellten — letztere werden als 
„geistige Arbeitnehmer“ bezeichnet — je ein besonderes Gesetz 
in der Form einer Verordnung erlassen, beide vom 16. März 1928. 
Diese Zweiteilung hat den Vorteil, daß eine jede der beiden 
Kategorien von Arbeitnehmern die für sie gegebenen Bestim- 
mungen leicht übersehen kann. Auf die Rechtsverhältnisse der 
Staats- und Kommunalbeamten erstreckt sich die Regelung nicht; 
für diese ist ein besonderes Beamtenrecht geschaffen. 

Der Rechtsschutz des Arbeitnehmers entspricht im allge- 
meinen den modernen Ansprüchen an ein soziales Arbeitsrecht. 
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Grundsätzliche Neuerungen sind nicht eingeführt. Die Kündi- 
gungsfristen betragen bei den Arbeitern zwei Wochen, bei den 
Angestellten volle drei Monate, d. h. es müssen zwischen der 
Kündigung, die nur am Schluß eines Kalendermonats zulässig 
ist, und der Beendigung des Arbeitsverhältnisses volle drei Mo- 
nate liegen. Der Angestellte ist also in dieser Hinsicht weiter- 
a geschützt als in Deutschland. Dagegen fehlt es an einem 

esonderen Kündigungsschutz für langjährige Arbeitnehmer. 
Nur im Falle des Todes eines Arbeitnehmers, der schon 10 Jahre 
in dem Unternehmen beschäftigt war, erhalten dessen unterhalis- 
berechtigte Angehörige eine Entschädigung, die, im Falle daß das 
Arbeitsverhältnis 20 Jahre bestanden hat, bei Angestellten dem 
Gehalt für sechs Monate entspricht. Hervorzuheben sind die zahl- 
reichen Strafbestimmungen gegen den Arbeitgeber im Falle der 
Verletzung der Arbeitsgesetzgebung. 

Auch eine Arbeitsgerichtsbarkeit ist geschaffen worden (Ver- 
ordnung vom 22. März 1928), die sich freilich nicht, wie bei uns. 
auf alle Arbeitnehmer erstreckt, denn die höchsten Gehalts- 
klassen sind ausgeschlossen. Das Schlichtungswesen ist noch 
nicht vereinheitlicht. 


VI 


Auf dem Gebiete des Handelsrechts sind einige wich- 
tige Kodifikationen zu nennen: 

Zunächst ist durch die Verordnung vom 8. Februar 1919 
rgan am 13. November 1923) die Gesellschaft mit beshränkter 
Haftung, die in den preußischen und österreichischen Teilgebieten 
bereits von früher her bestanden hat, nunmehr auch im russischen 
Teile eingeführt worden, welhe Verordnung dem Muster des 
deutschen Gesetzes nachgebildet ist (deutscher Text bei H a c h en- 
burg, Kommentar zum GmbH.-Gesetz, Bd. I, S. 57 ff.). Eine Ver- 
einheitlichung der GmbH.-Gesetze in den verschiedenen Landes- 
teilen ist bisher nicht durchgeführt worden. 

Dagegen ist das Aktienrecht für das ganze Staatsgebiet 
durch die Verordnung vom 22. März 1928 (deutsch in Ztschr. für 
Ostrecht 1928, S. 784 ff., vgl. daselbst auch den Aufsatz von Haw- 
litzky, S. 591 ff.) neu geregelt worden. 

Auch hier hat man von grundlegenden Reformen abgesehen 
und sich im großen und ganzen an das bewährte Schema gehalten. 
Abweichend vom deutschen Recht ist der Grundsatz des Norma- 
tivsystems, wonach die Gründung einer Aktiengesellschaft nicht 
der staatlichen Genehmigung bedarf, sondern erfolgen kann, so- 
bald den gesetzlichen Erfordernissen Genüge geschehen ist, teil- 
weise verlassen, indem bei Aktiengesellschaften, deren Unter- 
nehmen staatliche Bedeutung oder gemeinnützigen Charakter 
hat, die Gründung der Aktiengesellschaft erst erfolgen kann, 
nachdem die ministerielle Genehmigung eingeholt ist. Betroffen 
von diesem Konzessionszwang ve außer den Aktienbanken 
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und Versicherungsaktiengesellschaften, die auch anderwärts nur 
mit Genehmigung entstehen können, hauptsächlich Unternehmun- 
ger der Kriegsindustrie, des Baus von Kanälen, Eisenbahnen und 

ergleichen, sowie solche Unternehmungen, die den Betrieb von 
Wasserleitungen, Straßenbahnen, Gas- und Elektrizitätswerken 
und andere öffentliche Dienste zum Gegenstand haben. 


Das Mindestkapital einer Aktiengesellschaft ist mit 250 000 
Zloty zweckmäfligerweise recht hoch bemessen. Bei Aktien- 
banken muß das Kapital je nach dem Orte, wo die Gesellschaft 
ihren Sitz hat, 1—2% Millionen Zloty betragen, bei Hypotheken- 
banken mindestens 5 Millionen Zloty und bei Versicherungs- 
unternehmungen 2 Millionen. Sach- und sukzessive Gründung 
sind zugelassen. Im übrigen weist das Gesetz keine wesent- 
lichen Besonderheiten auf, wenn man davon absieht, daß die 
Sondervorteile für einzelne Aktiengruppen beschränkt sind. 
Auch die Besonderheit ist zu erwähnen, daß die Vollmachten des 
Vorstandes mit Wirkung gegen dritte Personen bei einigen 
wichtigsten Geschäften (Veräußerung des Unternehmens, dessen 
Verpachtung auf länger als ein Jahr, Veräußerung von Fabrik- 
grundstücken, Ausgabe von Schuldverschreibungen) beschränkt 
werden können. Mit Rücksicht darauf, daß die Form der Aktien- 
gesellschaft nur für größere Unternehmungen verwendet werden 
soll, ist die Überführung von Aktiengesellschaften in GmbH.’s 
erleichtert und in der Goldbilanzverordnung vom Jahre 1924 für 
die Fälle vorgeschrieben, in denen durch die Goldumstellung 
wegen Verringerung des Aktienkapitals eine Liquidierung der 
Aktiengesellschaft eintreten müßte. 


Auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes 
sind neue einheitliche Gesetze geschaffen worden. Das Gesetz 
vom 5. Februar 194 (deutsher Text Auslandsrecht 1924, 
S. 151 ff. und 217 ff.) regelt den Schutz der Erfindungen, Waren- 
muster und Warenzeichen. Dieses Gesetz folgt im wesentlichen 
dem deutschen Gesetz unter starker Berücksi arun des öster- 
reichischen. Nur in einem wichtigen Punkte war das französische 
Vorbild maßgebend, indem in Polen das bloße Anmeldungs- 

rinzip zur Geltung gekommen ist. Das Patentamt braucht die 
Neuheit der Erfindung nicht zu prüfen, eine große Vereinfachung 
auf Kosten eines wirksamen Schutzes des Erfindungswesens. 

Das Gesetz vom 2. August 1926 (später in einem wesentlichen 
Punkt geändert) regelt das Gebiet des unlauteren Wett- 
bewerbs einheitlih für das ganze Staatsgebiet unter Auf- 
hebung im preußischen Teile des deutschen Wettbewerbsgesetzes. 
Für die Charakteristik des Gesetzes muß hier auf den vorzüg- 
lichen Aufsatz von Professor Zoll in Krakau, dem Verfasser des 
Wettbewerbsgesetzes, in „Ostrecht“ 1927, S. 133, verwiesen werden. 


Ein einheitliches Wechselrecht hat die Verordnung vom 
14. November 1924 (deutscher Text Auslandsrecht 1924, S. 385 ff.) 
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al Am gleichen Tage ist auch eine Verordnung über das 
checkrecht ergangen (Auslandsrecht 1925, S. 55 ff.). 


VII. 


Auf dem pon Gebiete der Strafrechtspflege ist der 
Neubau im Jahre 1932 zum Abschluß gekommen. 

Am 1. Juli 1929 ist die Strafprozefordnung vom 19. März 
1928 ın Kraft getreten. Das materielle Strafrecht ist in drei ver- 
schiedenen Geseizen enthalten: in dem Strafgesetzbuch vom 
11. Juli 1932, in dem Gesetz über die Übertretungen vom gleichen 
Tage (beide Gesetze seit dem 1. September 1932 in Kraft) und in 
dem Militärstrafgesetzbuch vom Jahre 1928 (neue Fassung vom 
21. Oktober 1932). 


Mit Rücksicht auf die Reformbestrebungen, die das moderne 
Strafrecht in Bewegung halten, durfte man dem neuen polnischen 
Strafgesetzbuch mit lebhaftem Interesse entgegensehen. Die Be- 
strebungen der italienischen Strafrechtsschule (Ferri), die auf 
eine Beseitigung der strafrechtlichen Grundbegriffe von Schuld 
und Strafe hinzielten, die sich aber in Italien selbst nicht hatten 
durchsetzen können, sondern in dem italienischen Strafgesetz- 
buch von 1930 desavouiert worden sind, hatten wohl in Sowjet- 
rußland einigen Eindruck gemacht und die dortige Gesetzgebung 
beeinflußt, in Polen aber sind sie ebenso wie in Italien und wie 
in dem deutschen Entwurf unbeachtet geblieben. Das neue pol- 
nische Strafrecht beruht vielmehr auf den Begriffen der morali- 
schen Verantwortung und der Strafe, doch berücksichtigt es viel- 
fach audı die modernen Forderungen, insbesondere hinsichtlich 
des Sicherungsprinzips. 

Eine begrüßenswerte Neuerung ist die Ausschaltung der 
Übertretungen und deren Verweisung in ein besonderes Gesetz, 
das die Aburteilung dieser geringfügigen Delikte der Gerichts- 
barkeit entzieht und den Verwaltungsbehörden überläßt (freilich 
mit einem Rekursrecht an das ordentliche Gericht). Sonach unter- 
scheidet das polnische Strafgesetzbuch nur noch zwischen Ver- 
brechen und Vergehen. Bei ersteren ist für die Strafbarkeit .Vor- 
satz erforderlich, während Vergehen auch fahrlässig begangen 
werden können. 

Als Sanktionen werden Strafen im eigentlichen Sinne und 
sichernde Maßnahmen unterschieden. An der Todesstrafe wird 
festgehalten. Sie ist für die Verbrechen des Hochverrats und für 
Mord vorgesehen, jedoch nicht als ausschließliche Strafe, sondern 
wahlweise neben Gefängnis. Die Vollstreckung der Todesstrafe 
erfolgt durch den Strang. Bei der Strafe der Freiheitsentziehung 
werden nur noch Gefängnis und Haft unterschieden, die Zucht- 
hausstrafe ist in Wegfall gekommen. Der Unterschied zwischen 
der Gefängnis- und der Haftstrafe besteht darin, daß die Gefäng- 
nisstrafe mit Arbeitszwang, die Haftstrafe nur mit Beschäfti- 
gungszwang verbunden ist. Bei der Gefängnisstrafe ist, moder- 
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ı nen Bestrebungen folgend, die kurze Gefängnisstrafe in Fortfall 
gekommen, weil sie eine bessernde Einwirkung nicht ermöglicht. 
Die geringste Gefängnisstrafe beträgt daher 6 Monate, die 
höchste auf bestimmte Zeit verhängte Gefängnisstrafe ist auf 
15 Jahre festgesetzt, doch ist auch lebenslängliche Gefängnisstrafe 
vorgesehen. Die Geldstrafe beträgt 5 Zloty bis 200000 Zloty. 
An die Stelle einer Geldstrafe, die nicht beigetrieben werden 
kann, tritt freie Arbeit oder Arbeit in einem Zwangsarbeitshaus, 
und nur wenn der Täter Arbeit nicht verrichten kann, ist die Um- 
wandlung einer Geldstrafe in Haft oder Gefängnis zulässig. 

Dem Ermessen des Richters bei der Bestimmung der Strafen 
ist sehr weiter Spielraum eingeräumt. Das Gesetzbuch kennt 
sehr weite Strafrahmen. 

ls sihernde Maßnahme ist die Einschließung in Anstalten 
vorgesehen. Sie wird angewendet bei Geisteskranken oder ver- 
mindert Zurechnungsfähigen, bei Giftsüchtigen, Arbeitsscheuen 
und bei Unverbesserlichen. 

Unter den einzelnen Delikten fällt die öffentliche Aufforde- 
rung zum Angriffskrieg auf, die unter Strafe gestellt ist. 

m ganzen nn ist das neue polnische Strafrecht, das 
sehr viele Berührungspunkte mit dem neuen deutschen Entwurf 
aufweist, zwar nicht hypermodern, aber es hat den modernen Be- 
strebungen doch hinreichend Rechnung getragen. 


VII. 


Diese flüchtige Übersicht mag einen allgemeinen Eindruck 
von dem Ernst geben, mit dem der polnische Staat die Zerrissen- 
heit seiner Teile auf dem Gebiete des Rechts zu überwinden 
trachtet. Da damit die wirtschaftliche und kulturelle Ver- 
schmelzung noch nicht erreicht ist, ist jedem Kenner Polens 
bekannt. In dieser Hinsicht sind die Niveauunterschiede, die sich 
zwischen den Teilgebieten in den 125 Jahren der Zerrissenheit 
gebildet hatten, zu gewaltig. Jahrzehnte werden nicht aus- 
reichen, die Nivellierung herbeizuführen. Immerhin ist die Ver- 
einheitlichung des Rechts die notwendige Voraussetzung für die 
Angleichung. 

Mit der nahe bevorstehenden Erfüllung des Unifizierungs- 
ideals kommt der Hauptimpuls der bisherigen Rechtsentwicklung 
Polens in Fortfall, und man braucht kein Prophet zu sein, um 
vorauszusehen, daß wirtschaftsrehtlihe Tendenzen, die sich 
gerade in der letzten Zeit stärker bemerkbar gemacht haben, 
nunmehr die Führung antreten werden. 


Anm.: Wichtigste deutsche Literatur: Ostrecht, 1925—27, Zschr. f. 
Ostr. ab 1927, Samml. poln. Ges. u. Verordn, i. dt. Spr., Posen. Rukser, 
Rechtsstlg. d. Dt. i. Polen, 1921; Roth, Entst. d. poln. Staates, 1926; H a w - 
litzky, Rechtsspr. z. poln. Aufwertungsr. (Östeur. Inst. Bresl.), 1931; 
v. Unruh, Handb. d. e Rechts d. Handelsverk., 1932; Kann, Komment. 
z. poln. ZPO, 193 (Zschr. f. Ostr.); Zolondek, Dt.-poln.-dt, jurist. Wörterb. 
(Osteur. Inst, Bresl.), 1931. 
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Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Deutschland— Rußland; Deutschland—Polen. 


Zwei wesentliche orEDge auf dem in der Überschrift be- 
zeichneten Gebiet brachte der Berichtsmonat. Am 5. Mai tauschten 
der deutsche Botschafter und Volkskommissar Litwinow in Mos- 
kau die Ratifikationsurkunden aus, mit denen das Protokoll vom 
24. Juni 1931 über die ee BerlinerVertrages 
vom 24. April 1926 und des deutsch-russischen Abkommens über 
ein Schlichtungsverfahren vom 25. Januar 1929 in Kraft gesetzt 
wurde. Das Protokoll hat den folgenden Wortlaut: 

„Die Deutsche E eung und die Regierung der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken sind in dem Wunsce, die zwischen ihnen be- 
stehenden freundschaftlichen Beziehungen fortzusetzen, die im 
Interesse ihrer beiden Länder RE Zusammenarbeit weiter zu pflegen 
und zugleich zur Sicherung des allgemeinen Friedens beizutragen, überein: 
Em, den in Berlin am 24. April 1926 unterzeichneten Vertrag und 

as in Moskau am 25. Januar 1929 unterzeichnete Abkommen über ein 
Sclichtungsverfahren zu verlängern. 
Artikel 1. 

Der zwischen dem Deutschen Reich und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken am 24. April 1926 abgeschlossene Vertrag einschließlich 
des ihm eurn Notenwechsels vom gleichen Tage wird vom Tage des 
Ablaufs seiner Geltungsdauer an verlängert. 

Jeder der vertragschließenden Teile ist berechtigt, den Vertrag jeder- 
zeit mit einjähriger Frist, jedoch frühestens am 30, Juni 1933, zu kündigen. 

Artikel 2. 

In Abänderung des Artikels 9 des Abkommens über ein Schlichtungs- 
verfahren vom 25. Januar 1929 wird die Geltungsdauer dieses Abkommens 
in der Weise verlängert, daß es in Zukunft nur gleichzeitig mit dem Vertrag 
vom 24. April 1926 nach Maßgabe der Bestimmungen des Artikel 1 dieses 
Protokolls gekündigt werden kann. 

Artikel 3, 

Dieses Protokoll soll ratifiziert werden. Der Austausch der Ratifika- 

tionsurkunden soll in Moskau stattfinden. 
Artikel 4. 

Dieses Protokoll ist in zwei Exemplaren in deutscher und russischer 
Sprache ausgefertigt. Beide Texte haben gleiche Geltung. 

Ausgefertigt in Moskau am 24. Juni 1931. 

(gez.) v. Dirksen, 
(gez.) R. Krestinski.“ 


In der amtlichen deutschen Mitteilung wurde dem hinzu- 
gefügt: „Es ist im Interesse der Beziehungen der beiden Länder 
wie auch im Interesse des allgemeinen Friedens mit besonde- 
rerGenugtuung festzustellen, daß der Berliner Vertrag, der 
mit dem Rapallo-Vertrag die Grundlage der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen bildet, durch den erfolgten Austausch der Rati- 
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fikationsurkunden nunmehr erneut rechtskräftig geworden ist.“ 
Kraft des Ermächtigungsgesetzes ratifizierte die Reichsrekierung: 
nachdem die Ratifikation fast zwei Jahre aufgehalten gewesen 
war, und dem Austausch der Urkunden wurde ein gewisser feier- 
licher Anstrich gegeben. 


Der Berliner Vertrag war auf fünf Jahre abgeschlossen. Un- 
mittelbar vor seinem Ende bestimmte das jetzt ratifizierte Proto- 
koll, daß er von selbst weiterlaufe, wenn er nicht mit einjähriger 
Frist gekündigt wird. Das ist nun die neue Rechtslage. An diese 
Geltungsdauer ist auch das gleichfalls verlängerte Schlich- 
tungsabkommen gebunden und ebenso wird, wie das Proto- 
koll in Artikel 1 ausdrücklich sagt, jener Notenwechsel vom 
24. April 1926 verlängert, der die Sowjetunion im Fall einer 
Teilnahme Deutschlands an Völkerbundssanktionen sicherte. 

Die Äußerungen der wichtigsten Organe auf beiden Seiten 
seien dazu mitgeteilt: Der „Völkische Beobachter“ 


schrieb (6. Mai): 


„seit dem Tage, an dem der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler 
die Macht und die Verantwortung im Staate ergriffen hat, ist über die 
deutsche Politik gegenüber Sowjetrufland kein Zweifel möglich. In seiner 
Erklärung vor dem Reichstag am 23. März hat der Reichskanzler es als 
den Willen der Reichsregierung bezeichnet, gegenüber der Sowjetunion 
freundschaftliche, für beide Teile nutzbringende Beziehungen zu pflegen, 
und in der Aussprache, die der Reichskanzler mit dem Sowjetbotschafter 
kürzlich hatte, ist die Gemeinsamkeit der Interessen, die die deutsche 
Regierung und die Regierung der UdSSR verbindet, besonders betont wor- 
den. Ein gutes Verhältnis zur Sowjetunion ist von unserem Führer zu 
Ta wichtigen Programmpunkt der deutshen Außenpolitik gemacht 
worden. 

Eine solche Politik gegenüber der Sowjetunion kann jedoch nur eine 
nationale Regierung betreiben, die diese Frage rein unter außenpolitischen 
Gesichtspunkten betrachten und jede innerpolitishe Rücksichtnahme fallen 
lassen kann; sie läuft nicht wie schwache marxistisch beeinflußte Regierun- 
gen Gefahr, dem kommunistischen Einfluß der 3. Internationale zu unter- 
liegen und ihm ein Aktionsfeld zu bieten. Es wird sich in Deutschland 
ebenso wie in Italien und der Türkei erweisen, daß enge freundschaftliche 
Beziehungen zur Sowjetunion mit der Entwicklung im Innern nicht im 
Widerspruc zu stehen brauchen. 

Die nationale Regierung hat damit (durch die Ratifikation des Ver- 
längerungsprotokolls) zu erkennen gegeben, daß sie gewillt ist, die politi- 
schen und wirtschaftlichen Beziehungen zur Sowjetregierung aufrecht- 
zuerhalten und freundschaftlich auszugestalten.“ 


Und am gleichen Tage die „Iswestija”: 


„Diese Verträge haben zwar der Festigung der wirtschaftlichen und 
politischen Beziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion 
gedient, haben aber beide Vertragspartner nicht daran gehindert. an der 
Festigung ihrer Beziehungen zu anderen Mächten zu arbeiten. Die Verträge 
mit Deutschland sind kein Hindernis für Ruflland, durch zähe Arbeit zum 
Abschluß von Nichtangriffsverträgen mit Polen und Frankreich zu gelan- 

en, eine Tatsache, die der beste Beweis dafür ist, daR die Politik von 
Rapallo nicht gegen die genannten Staaten gerichtet war..... Die öffent- 
lihe Meinung Sowjetrußlands billigt zweifellos die Erneuerung des Ber- 
liner Vertrages. Ungeachtet ihrer Einstellung zum Fascismus wollen die 
sowjetrussischen Volksmassen mit Deutschland in Frieden leben. Sie sind 
der Ansicht, daß eine positive Ausgestaltung der Beziehungen zwischen den 
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beiden Ländern im beiderseitigen Interesse liege. Die Politik der Sow jet- 
union hat in keinem Augenblick sowohl Deutschland als auch den anderen 
Staaten gegenüber den Weg des Friedens verlassen. Die öffentliche Mei- 
nung in der Sowjetunion hat niemals irgend welche Pläne erörtert, die gegen 
die gegenwärtige politische Strömung in Deutschland gerichtet sind. Sow jet- 
rußland wird es begrüßen, wenn die Verlängerung des Berliner Vertrages 
durch die deutsche Regierung sich in solchen deutschen Kreisen entsprechend 
auswirkt, die in einer rußlandfeindlichen Politik einen Nutzen für ihr Land 
erblickten. Die sowjetrussische Öffentlichkeit ist sich, indem sie die Verlänge- 
rung des Berliner Vertrages begrüßt, klar darüber, daß alle Verträge nur die 
Bedeutung besitzen, die ihnen durch die faktische Politik der vertragschließten- 
den Parteien beigemessen wird. Die Hauptidee der sowjetrussishen Außen- 
politik ist die Wahrung des Friedens, da nur durch ihn die Beziehungen 
zwischen den Völkern zu voller Entfaltung kommen können. Der Berliner Ver- 
trag war niemals gegen andere Staaten gerichtet, selbst damals nicht, als die 
Idee einer Intervention gegen Sowjetrußland unter den Regierungen Euro- 
pas eine größere Zahl von Anhängern hatte als heute. Es ist unnötig, zu 
sagen, daß der Berliner Vertrag heute nicht gegen irgendeinen Staat ge- 
richtet ist, denn die Sowjetunion hat einer ganzen Reihe von Ländern, die 
früher ihr feindlich gesonnen waren, den Nutzen freundschaftlicher Be- 
ziehungen zu ihr gezeigt.“ 


Damit sind die Grundlagen für das weitere freund- 
schaftliche Verhältnis zwischen Deutschland 


und Rußland festgelegt und klargestellt. 


Anhangsweise sei Anzug Auen: daß auch die Fragen der 
„Derop“ und „Derunaft“ völlig geklärt sind. Die Gewähr 
ist gegeben, daß beide Gesellschaften den deutschen nationalen 
Interessen gleichgeschaltet sind und in ihrer neuen Form den 
deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen auf dem Gebiete des 
Petroleums noch stärker als bisher dienen sollen. 


Im zweiten Märzheft der Zeitschrift der Berliner Handels- 
vertretung wird in diesem Zusammenhang die „russische Petro- 
leumausfuhr und der deutsche Markt“ analysiert. 1952 nahm 
Deutschland an sowjetrussischen Erdölprodukten 532 000 Tonnen 
auf; es steht in dieser Ausfuhr der Sowjetunion erst an vierter 
Stelle. Da 1932 Deutschland im ganzen 21, Millionen Tonnen 
Erdölprodukte aus dem Auslande bezogen hat, ist die Verstärkung 
dieses Wirtschaftsverhältnisses mit Rußland, dessen spezifische 
Bedeutung auf der Hand liegt, durchaus noch möglich und dient 
Deutschland auch als Rückendeckung. 


Zu den deutsch-russischen Handelsbeziehun- 
Ben im allgemeinen hat am 15. Jahrestag des russischen Außen- 
andelsmonopols der Volkskommissar dafür, Rosengolz, hervor- 
gehoben, daß diese Handelsbeziehungen sich vollkommen normal 
entwickelten und (wie bekannt) die Handelsbilanz Rußland mit 
Deutschland seit 1931 sehr scharf passiv geworden sei, was zu be- 
stimmten Anregungen und Verhandlungen führt. Die Frage 
der Rükwirkung der Dollarabwertung auf das deutsche 
Rußlandgeschäft sei hier wenigstens dazu noch genannt, und im 
anzen die Tatsache in ihrer Bedeutung wiederum unterstrichen, 
Jah Rußland einer der größten Abnehmer deutscher Waren ist, 
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manche no der deutschen Maschinenindustrie z. B. bis zu 
34 mit russischen Aufträgen beschäftigt sind. 

Einen Tag vor jener Ratifikation wurde amtlich über das Ver- 
bältnis zwishen Deutschland und Polen gesprochen auf 
Grund einer Unterredung des Reichskanzlers mit dem polnischen 
Gesandten: „Die Unterredung, bei der auch Reichsaußenminister 
Freiherr v. Neurath zugegen war, beschäftigte sich mit den schwe- 
benden politischen Fragen, die das Verhältnis Deutschlands zu 
Polen berühren. Der Reichskanzler betonte die feste Absicht der 
deutschen Re nur ihre Einstellung und ihr Vorgehen streng- 
stens im Rahmen der bestehenden Verträge zu halten. Der 
Reichskanzler sprach den Wunsch aus, daß die beiden Länder 
ihre gemeinsamen Interessen beiderseits leidenschaftslos über- 
prüfen und behandeln möchten.“ Am folgenden Tage empfing 
der polnische Außenminister in Warschau den deutschen Ge- 
sandten und gab eine fast gleichlautende Erklärung ab, daf 
„die polnische Regierung ihrerseits entschlossen ist, ihr ferneres 
Verhältnis zu Deutschland auf dem Boden der Respektierung der 
bestehenden Friedensverträge zu regeln und den Wunsch hegt, 
daR die beiden Länder ihre gemeinsamen Interessen und Ange- 
legenheiten in der Zukunft leidenschaftslos behandeln.“ Damit 
wurde die Friedenspolitik Deutschlands auch gegenüber Polen 
erneut bestätigt. 


Die Bedeutung des ist von der polnischen Presse 
auch gewürdigt worden. ie „Gazeta Polska“, das Blatt des 
Regierungsblocks (5. Mai), schrieb: 


„Wir können die Erklärung als günstig bezeichnen, weil sich ergeben 
hat, daß die wechselseitigen Beziehungen zwischen den Polen und den Deut- 
schen in erster Linie auf dem Respekt vor den bestehenden Verträgen be- 
ruhen müssen. Polen hat stets zum Ausdruck gebracht, daß es keinen An- 
griff gegen die Verträge dulden würde, die die polnisch-deutschen Be- 
ziehungen regeln. Es hat sich aber im gemeinsamen Interesse zugleich be- 
müht, innerhalb der Grenzen der Verträge die bisherigen Beziehungen so 
viel wie möglich besser zu gestalten. Wir wollen annehmen, daß die Er- 
klärung des Reichskanzlers Hitler von dem gleichen friedfertigen Ge- 
danken inspiriert ist. Eine tatsächliche Entspannung würde durch einen 
Gedankenaustausch verwirklicht werden, wie er von der polnischen Regie- 
rung vorgeschlagen worden ist. Sie wird von der in Berlin erfolgten Wir- 
kung der Kanzlererklärung abhängen, auf jeden Fall ist die Herstellung 
gutnachbarliher Beziehungen zwischen Polen und Deutschland eine Frage 
von so großer Wichtigkeit, daß jede Bemühung, von wem sie auch unter- 
nommen werde, als günstiges Symptom für beide Länder und für die Welt 
anerkannt werden muß.“ 


Freilich ist die Lage hier etwas anders. Zwischen Rußland 
und Deutschland war nur die Klärung des Grundsätzlichen (Hal- 
tung zum Kommunismus in der Innenpolitik) nötig, sonst gibt es 
keine Reibungsflächen. Zwischen Deutschland und Polen ist das 
ganz anders. Und was im Berichtsmonat etwa aus Ost-Ober- 
schlesien zu melden wäre, paßt in diese Entspannung nicht herein. 
Indes: eindeutig und klar hat die neue deutsche Regierung die 

echtsbasis genommen, genau übrigens, wie das am 15. Mai die 
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Führer der Danziger Nationalsozialisten gegenüber dem Kom- 
missar des Völkerbundes getan haben. 

Was zum Gesamtrahmen der polnischen Außenpolitik dazu 
zu sagen ist, folgt unten unter Nr. 5. Hier sei nur auf die sehr 
interessante Erörterung hingewiesen, zu der die nationaldemo- 
kratische Presse Polens see: dem Sachgehalt der deutschen 
nationalen Revolution sich veranlaßt sieht. Wir zitieren die 
nationaldemokratishe „Gazeta Warszawska“ (24. April), die 
wiederholt dazu ges rochen hat: 

„Die nationale Revolution, die gegenwärtig auf dem Gebiet des 
Reichs vor sich geht, wird zweifellos für Deutschland wohltätige Folgen 
zeitigen. Sie wird das deutsche Volk im Innern stärken, seine schöpferischen 
Kräfte heben und sie kann leicht den Ausgangspunkt zu dem Versuch der 
Wiedergeburt seiner äußeren Macht bilden. amit müssen wir rechnen 
und dürfen uns nicht durch Erzählungen von der ‚Isolierung Deutschlands‘ 
infolge des Antisemitismus Hitlers täuschen lassen. Im Zusammenhange 
damit dürfen wir uns keinen Illusionen hingeben, daß die revisionistische 
Politik Deutschlands ein für allemal begraben sei. Wir beabsichtigen, die 
einzelnen Anordnungen Hitlers weder zu loben, noch zu verurteilen, wir 
stellen nur fest, daß gerade an unserer Grenze, in einer een, von 
kaum einigen Stunden der Fahrt von Posen, sich bedeutungsvolle Dinge 
abspielen. Zwei elementare Kräfte stehen sich gegenüber: Zersetzung und 
Aufbau, es kämpfen zwei große politische und zivilisatorische Ideen gegen- 
einander, und an diesem Kampfe nimmt das ganze deutsche Volk aktiv An- 
teil. Es ist klar, daß aus diesen Kämpfen ein neues Deutschland entstehen 
wird. Es ist gleichgültig, ob es ein mehr oder minder nationalsozialistisches 
Deutschland sein wird. Sicher aber ist, daß das Reich gesünder, stärker 
und stolzer aus diesem Kampfe hervorgehen und mit der Zeit für uns ge- 
fährlicher werden wird, 

m diesen neuen Bedingungen Rechnung zu tragen, dürfen wir nicht 
weiterhin gleichgültig unseren inneren Zuständen gegenüber uns vor- 
behalten. Auch bei uns ist vieles zu bekämpfen und zu überwinden, um 
den veränderten Verhältnissen Rechnung zu tragen. Auch wir müssen allem 
ein Ziel setzen, was das Volk zersetzt, und solche Änderungen in unserem 
Leben einführen, die es ermöglichen würden, aus unserem Lande sobald als 
möglich ein Großes Polen zu machen.“ 

arin est das Empfinden oder der Gedankengang: Siche- 

rung Deutschlands vor dem Kommunismus bedeutet auch Stär- 
kung der heutigen Wirtschaftsordnung in Polen als Rücken- 
deckung gegen den Bolschewismus — mehr sei dazu nicht gesagt. 


2. Rußland. 


a) Der fernöstliche Konflikt 
und die russische auswärtige Politik. 

Im Berichtsmonat spannte sih für Rußland die Lage im 
Fernen Osten recht an und begann sie zugleich sih zu ent- 
spannen. Mit Sicherheit und Zurückhaltung hat die russische 
Außenpolitik diese nicht leichte Lage gemeistert. 

Die Spannung ergab sich aus den Zuständen an der ost- 
chinesischen Bahn, wo der Verkehr zwischen der mandschu- 
rischen Strecke und der transbaikalischen Bahn unterbrochen ist, 
wo sich die mandschurishe Regierung mit der russischen um 
Fisenbahnmaterial, das nach Rußland verbracht war, stritt und 
ganz wilde Zustände eingerissen sind. Ein Bericht des russischen 
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Leiters der Bahn, Rudy, vom 7. Mai zählte die ermordeten und 
verwundeten Arbeiter und Angestellten, die zerstörten Lokomo- 
tiven, Waggons und Schienen und die Eisenbahnunglücke auf. 
Danach ist die Lage an der Bahn doch so geworden, daß Rußland 
von dieser Strecke nichts rechtes mehr hatte und die andere Seite 
auch nichts. Daraus suchte man den Une Einmal durch eine 
Japanisch-mandschurisch-russishe gemischte Kommission 
zur Beilegung der Grenzzwischenfälle (8. Mai). Dann, noch wich- 
tiger, durh das Angebot Rußlands, mit Japan über den 
Verkauf des russischen Anteils an der Bahn zu verhandeln. 
Rußland fordert (8. Mai, offizielle Mitteilung in Moskau 
14. Mai, sowie förmliches Angebot durch den Sowjetbotschafter 
urenew in Tokio an den japanischen Außenminister Grafen 
schida) 300 Millionen Rubel Cold, apan bietet 30 Millionen 
Rubel Gold, da der Wert der Bahn aufterordentlich gesunken sei. 
Die Abwicklung denkt man sich entweder durch Gründung einer 
besonderen Gesellschaft mit Zahlung des Kaufpreises in deren 
Aktien, oder durch Zahlung in langfristigen Wechseln, oder 
schließlich durch Zahlung wenigstens eines Teiles in bar, Zahlung 
u wohl an Mandschukuo, das durch Rußland anerkannt 
würde. 
Dieser Schritt Rufßlands ist sehr bedeutungsvoll und ein 
grobes Zugeständnis. Den Einwand, daf die Vorbedingung dazu 
ie amtliche Anerkennung von Mandschukuo sei, wies Litwinow 
damit zurük, da die Sowjetregierung das Abkommen des 
Völkerbundes über Nichtanerkennung von Mandschukuo ja nicht 
unterzeichnet habe. Den Einspruch der Nankingregierung, 
daß Rußland auf Grund des Vertrages von 1924 nur im Einver- 
nehmen mit China, d. h. der SeBietung von Nanking, seinen 
Anteil veräußern dürfe, wies Litwinow (Interview an die TASS, 
12. Mai) ausführlich damit zurück, daf die Regierung von Nan- 
king 18 Monate lang die Verpflichtungen für sie aus dem Ab- 
kommen von Peking und Mukden mit Rußland nicht erfüllt habe 
und daher formell wie moralisch kein Recht auf diese Abkommen 
mehr habe. Ganz paßt das zu der Wiederaufnahme der diplo- 
matischen Beziehungen Rußlands zur Regierung von Nanking 
(siehe „Osteuropa“ Januar 1933, 8. Jahrg., S. 225 f.) zwar nicht. 
Aber die chinesische Regierung kann ja Rußland nicht hindern, 
jetzt so vorzugehen, nachdem sie auch tatsächlich von den Mög- 
ichkeiten, selbst Rußlands Anteil an der ostchinesischen Bahn zu 
erwerben, keinen Gebrauch gemacht hat. Auf der anderen Seite 
bei jenen hat Frankreich sofort seinen Anspruch bei einem Ver- 
kauf der ostchinesishen Bahn durch Rußland an Japan ange- 
meldet, weil die Bahnlinie seinerzeit von der russischen Regie- 
rung mit französischem Geld gebaut worden sei, das Geld also 
ein Teil der russischen Schulden an Frankreich sei. 
Erbaut ist die Bahn durch die „Russisch-Chinesische Bank“, 
die 1896 unter Förderung Wittes von A. Rothstein gegründet 
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wurde, mit Geld, das natürlich aus französischem Kapital stammte. 
(S. dazu Wittes Erinnerungen, Deutsche Ausgabe [1923], S. 34: 
die Franzosen die Hauptbeteiligten an der Russisch-Chinesischen 
Bank.) Diese Bank ging 1912 in der ‚Nordischen Bank“ 
auf, ist 1929 Jiquidiert worden, aber die „Franko-Asiatische Bank“ 
in Paris beansprucht, ihr Rechtsnachfolger zu sein. Nach fran- 
zösischem Wunsch soll also die Verkaufsangelegenheit ein Teil 
der französisch - russischen Schuldenverhandlungen werden, 
worauf sich Rußland und Japan, wenn sie sonst einig werden. 
schwerlich einlassen werden. 

So ist offenbar die Entwicklung im friedlichen Sinne im Lauf 
auf VerkaufderostchinesischenBahnan]Japan und 
Anerkennung des mandschurischen Staates. Ruflands Neigung. 
hier eine Position preiszugeben — das ist der Sinn des Ange- 
bots — wird verstärkt durch die Sorge in Moskau, daß Japan 
seine Einflußsphäre auf die Mongolei ausdehnen werde. Man 
verfolgt den Vormarsch Japans auf Kalgan, schließt daraus, daf 
Japan sich nordwestlich von Peking festsetzen wolle in der Pro- 
vinz Tschahar, von wo der Vorstoß auf Kalgan und Dolonor mög- 
lich sei und damit die Kontrolle der bekannten großen Strafe 
Kalgan—Urga. Dann würde Japan der äußeren Mongolei nahe 
kommen, die ja zur Sowjetunion gehört, jedenfalls bisher ohne 
Widerspruch zu ihr gerechnet worden ist. Und so deutet sich 
eine neue Gliederung an: Rußland verzichtet schlechthin auf die 
Mandschurei und sucht sich die äußere Mongolei zu sichern. Es 
bahnt ein freundschaftliches Verhältnis mit Japan an, da das 
nötig ist, weil mit einer japanischen Mandschurei, wie die Karte 
lehrt, das Gebiet Ferner Osten (Wladiwostok und Amurprovinz) 
recht lose am russischen Reichskörper hängt. Dann wäre aller- 
dings ein Kapitel der Weltrevolution, nämlich die ne von 
China für den Bolschewismus, im weitesten Rahmen für Rußland 
negativ abgeschlossen. 


Sich mit Japan so zu setzen, ist Rußland um so mehr ver- 
anlafßt, als das Verhältnis zu Amerika nicht vorwärts geht. 
Zwar hat der Moskauer Prozeß gegen die englischen Ingenieure 
die amerikanische Stimmung nicht ungünstig gegen Rußland be- 
einflußt. Aber über Sonderfühlungen, Ankündigung von Sonder- 
kommissionen, mancherlei Gespräche von Norman Davis, kommt 
die Frage nicht hinaus, auf deren positive Lösung Rußland seit 
langem schon brennend hofft. Offenbar hat Roosevelt noch nicht 
die Zeit, sich diesen Dingen zuzuwenden. Er hat aber seine Bot- 
schaft vom 16. Mai auch an den Präsidenten der Sowjetunion ge- 
richtet, der sofort (19. Mai) lebhaft zustimmend und begrüfßend 
geantwortet hat. 

Das Verhältnis zu England, das ja auch in bezug auf den 
Fernen Osten nicht ohne Bedeutung ist, steht im Zeichen des 
Handelskriegs.. 80% der russischen Einfuhr, darunter so wich- 
tige Waren wie Getreide, Naphtha, Rohbaumwolle usw. sind vom 
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re Einfuhrverbot betroffen, nicht dagegen Felle und 
Pelze, Flachs, und merkwürdigerweise in Büchsen konservierter 
Salm. Es ist fraglich, wer von beiden Partnern von diesem Han- 
delskrieg stärker betroffen wird. Die Umlegung der russischen 
Bestellungen nach anderen Ländern ist nicht einfach. Aber auch 
der Verlust der englischen Ausfuhr auf dem russischen Markt ist 
empfindlih. Gingen doch auch aus England nicht weniger als 
80 % der Maschinenausfuhr nach Rußland! Die Frage nach der 
Dauer dieses Handelskrieges? Auf russischer Seite ist der 
Wunsch, ihn bald zu beenden. Auf englischer ist ja aber nicht 
der Ingenieur-Prozeß in Moskau der eigentliche Grund, sondern 
mit einem Wort: Ottawa. Kanada, Australien und Neuseeland 
sind gleichfalls mit Verboten gegen die russische Ausfuhr vor- 
gegangen und bieten sich zusammen mit Skandinavien England 
als Lieferanten für die russischen Waren, besonders Holz und 
Butter, an. So wird schwerlich das englisch-russische Handels- 
verhältnis schnell wieder in Ordnung kommen. Deutschland 
kann von dem freiwerdenden Betrag nicht allzuviel aufnehmen. 
Und bei der interessanten und eigenartigen Verflechtung des 
deutschen und englischen Rußlandsgeschäfts liegt hier eine nicht 
einfache Frage. Zu einem ganzen Teil finanzierte nämlich Ruß- 
land seine Einfuhr aus Deutschland mit seiner Ausfuhr nach Eng- 
land. Und die Zahlungsfähigkeit Rufßlands wird zu 
mindesten durch diesen Ausfall zwar nicht gefährdet, aber be- 
rührt. Wenigstens das Tatsachenbild dazu sei nah dem 
„Ostexpreß‘“ (28. April) wiedergegeben: 

„Rußland hat 1933 Zahlungen im Gesamtbetrage von rund 650 Millio- 
nen RM. in Deutschland zu leisten. Zur Abdeckung dieser Schuld sollen 
Einnahmen aus dem Jahresexport nach Deutschland in Höhe von rund 
300 Millionen RM., ferner 150 Millionen RM. in Gold und Valuta aus den 
Erlösen des Exports nach anderen Ländern zur Verfügung stehen, somit 
insgesamt rund 450 Millionen RM. Die Ermöglichung von Zahlungstrans- 
aktionen mit Hilfe der Register- und Sperrmarkguthaben soll eine weitere 
Entlastung der Zahlungsbilanz um rund 60 Millionen RM. ermöglichen. Die 
danach verbleibende Differenz von rund 140 Millionen RM, soll bekannt- 
lih durch den vor kurzem gewährten Überbrückungskredit, der als Vor- 
schuß auf künftige russische Freferungen nach Deutschland gewährt worden 
ist, gedeckt werden. In dem Posten von 150 Millionen RM., der als Erlös 
aus den Sowjetexporten nach anderen Ländern gedacht ist, dürfte ein er- 
hebliher Teil auf russische Ausfuhren nach England entfallen. Wieweit 
sih hier ein Ausfall ergeben wird, der von den Russen auf anderem Wege 
gedeckt werden müßte, hängt davon ab, ob die englische Handelssperre 
gegenüber Sowjetrufland in dem bisherigen Umfange längere Zeit anhalten 
wird. 

England, das übrigens ein erneutes Einreisegesuch Trotzkis 
ohne Angabe von Gründen abgelehnt hat, hält die diplomatischen 
Beziehungen zu Rußland aber aufrecht und rät lediglich seinen 
Staatsangehörigen, jetzt nicht nach Rußland zu reisen. 


Inwieweit die russisch-persischen Schwierigkeiten 
auf englische Einwirkung zurückgehen, kann man nicht genau 
sagen. Die Handelsbeziehungen zwischen Rußland und Persien 
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sind im Augenblick gespannt oder abgebrochen. Persien sucht 
auch offensichtlich durch Verkehrsmaßnahmen aus der Abhängig- 
keit namentlich seines Nordens vom russischen Wirtschaftseinfluß 
herauszukommen. Man sieht noch nicht recht, inwieweit die Bei- 
egung des Streites zwischen persischer Regierung und Anglo- 
Persian-Oil-Company im Berichtsmonat zuungunsten Rußlands 
wirkt. Die Gesellschaft hat ihr Konzessionsgebiet auf die Hälfte 
und darunter einschränken lassen und auf das Recht, Ölröhren- 
leitungen anzulegen, mit sofortiger Wirkung verzichtet. Dann 
könnten andere Unternehmungen, die im Norden Persiens die 
dortigen erwiesenen, aber noch nicht erschlossenen Ölvorkommen 
ausbeuten, durch eigene Röhrenleitung die Produkte an den per- 
sischen Golf bringen. Wird das Rußland benutzen können’? 
Nordpersien, wo der größte Teil der Bevölkerung des Landes 
lebt, verbraucht heute russisches Öl. Verkehrspläne bis zu einer 
Eisenbahnlinie zwischen Kaspischem Meer und Persischem Golf 
würden auch Ruflland zugute kommen. 


Die Spannung mit England wird für Rußland politisch reich- 
lih durch die zunchmende Annäherung an Frankreich 
ausgeglichen. Der Präsident des Obersten Kriegsrates, General 
Weygand, der bereits den Austausch von Militärattaches zwischen 
Paris und Moskau durchgesetzt hat, wirbt geradezu für ein 
russisch-französisches Militärbündnis. In der Kammer hat der 
Außenminister Paul Boncour (6. Mai) den Nichtangriffspakt be- 
gründet und auf wirtschaftspolitische Vereinbarungen hingewie- 
sen mit der Hoffnung, daß „zwischen den beiden Ländern sid 
sehr enge freundschaftlihe Beziehungen gestalten würden“. 
Dementsprechend stellten die Iswestija (6. Mai) fest: „Die Be- 
ziehungen zwischen der Sowjetunion und Frankreich haben sich 
tatsächlich soweit konsolidieren können, daß die Idee eines gegen 
die Sowjetunion gerichteten Militärbündnisses bei der französi- 
schen Regierung keine freundschaftliche Aufnahme fand und daf 
die deutsche Politik, die die freundschaftlihen Beziehungen 
zwischen Deutschland und Rußland zu zerstören strebte, zum 
Ergebnis nur die Schwächung Deutschlands hatte.“ In den 
schwierigen französisch-russischen Schuldenverhandlungen glaubt 
man tatsächlich in nicht zu ferner Zeit eine endgültige Lösung 
zu sehen. 

Dazu Italien: die beiden neuen Abkommen vom 6. Mai, 
das eine, das die uneingeschränkte Meistbegünstigung in Weiter- 
führung der Konvention vom 7. Februar 1924 gewährt, und das 
andere, das eine italienische Staatsgarantie bis 200 Millionen Lire 
für den Wirtschaftsverkehr, mit dem Zugeständnis Rußlands auf 
Verkürzung der Zahlungstermine, ausspricht. Die italienische 
Ausfuhr nach Rußland war 1931: 275 und 1932: 237 Millionen Lire. 

Sehr nachdrücklich unterstreichen „Iswestija“ (9. Mai) die Be- 
deutung dieses Abkommens: seit 1924, dem ersten russisch- 
italienischen Handelsvertrag, vollziehen sich die Wirtschafts- 
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beziehungen der beiden Länder immer enger, freundschaftlicher, 
gewinnbringender; Rußlands Anteil an der italienischen Einfuhr 
ist 1932 auf 42 %, an der italienischen Ausfuhr auf 48% ge- 
stiegen (1929 die entsprechenden Zahlen: 1,6 % und 0,46 %). Im 
letzten Jahre hat Rußland nicht weniger als 1% Millionen Tonnen 
italienischen Schiffsraums gechartert. Der Artikel war auch 
grundsätzlich interessant, sowohl wegen der Betonung, daß 
zwischen einem kapitalistischen und einem kommunistischen 
Staatswesen so entgegengesetzter Art derartig enge Beziehungen 
möglich wären, wie mit dem Hinweis, daß „die Sowjetunion ein 
stärkster internationaler Faktor wäre, der zu der Entwicklung 
der internationalen Wirtschaftsbeziehungen beitrage“. Das be- 
deutet also die Überzeugung, daß, wie (soeben bemerkt unter 
Frankreich) die militärische Antisowjetfront nicht mehr möglich 
sein würde, auch die Wirtschaftsblockade ausgeschlossen wäre, 
bedeutet zugleich aber auch das Eingeständnis, wie stark die 
heutige Sowjetunion diese weltwirtschaftlichen Beziehungen 
braucht. Nur angemerkt sei die Meldung des „Matin“ (1. Mai), 
daß Rußland bei Italien 4 Panzerkreuzer und 1 Unterseeboot 
bestellen wolle. 


Im einzelnen nicht fafßbar, aber im ganzen nicht ohne Be- 
deutung ist die Veränderung der Beziehungen der Sowjetunion 
zur Kleinen Entente. In Prag gab es schon länger einen 
russischen Vertreter (jetzt der bisherige russische Botschaftsrat 
in Berlin, Alexandrowski). Die Frage Bessarabien ist für Moskau 
überhaupt nur eine Prestigefrage. Auch in Belgrad, wo der 
Emigranteneinfluß am stärksten ist, scheint sich eine Wandlung 
in der Frage der Beziehungen zur Sowjetunion vorzubereiten. 
Unterstützt wird das besonders durch die Betonung in der russi- 
schen Presse, daß die Sowjetunion „kein besonderes Interesse an 
der Revision der Verträge habe und seine grundsätzlich feind- 
liche Haltung gegen das System von Versailles rein theoretisch 
sei“. (Artikel der Iswestija über die Revision der Verträge und 
kürzlich, 11. Mai, ebenso Radek in der „Prawda“.) 

Zur Weltpolitik im ganzen waren die Themen: Die Dollar- 
krise „als Symbol der ungeheueren Erschütterung in Amerika“, 
die „Agonie in Genf“ und der Zerfall der 2. Internationale. 


b) Inneres. 


Die Feier des 1. Mai fand in den schon traditionellen 
Formen statt. Unter den üblichen sog. „Losungen“, also 
Kampfparolen, 47 an der Zahl, waren zwei Drittel den inneren 
Verhältnissen gewidmet. In den aufßenpolitischen spielte die 
faschistische Diktatur, der imperialistiscie Krieg, das sklaven- 
haltende England, der Brudergruß an den deutschen Kommunis- 
mus, die Feindschaft gegen die Sozialdemokratie, die Friedens- 
politik eine Rolle. Wesentlich war bei der Feier wiederum und 
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vor allem die große militärische Parade, von der die Zu- 
schauer hervorheben die besonders große Zahl der defilierenden 
jungen Arbeiter in Kriegsvorbereitung und die Zahl der Tanks 
und Bombenflugzeuge, noch größer als am 7. November. 

Das Paßsystem ist durch Verordnung vom 28. April er- 
weitert und verschärft worden. Wie erinnerlih, war in den 
Städten Moskau, Leningrad und Charkow Ende vorigen Jahres 
diese Pafverpflichtung mit bekannten Motiven eingeführt. Nun- 
mehr wird es auf 25 weitere wichtigste Städte ausgedehnt, 
nämlich Kiew, Odessa, Minsk, Rostow am Don, Stalingrad, 
Baku, Gorki (Nishni-Nowgorod), Sormowo, Magnitogorsk, Tschel- 
jabinsk, Grosny, Sewastopol, Perm, Dnjepropetrowsk, Swer- 
dlowsk, Wladiwostok, Chabarowsk, Nikolsk - Ussurijsk, Bla- 
ee desgleichen auf eine Zone von 100 km an der 

estgrenze. Wer also da keinen Paß erhält, muß in 10 Tagen 
seine Heimat verlassen und sich in einer nicht gesperrten Ort- 
schaft niederlassen und um einen Paf bemühen. Desgleichen 
wird das Pafßsystem in den Arbeitersiedlungen, neuen Fabrik- 
anlagen, Staatsgütern und Traktorenstationen durchgeführt. Die 
ländliche Bevölkerung, die nicht in der Grenzzone wohnt, erhält 
keine Pässe und wird nur in besonderen Dorfkatastern regi- 
striert. Die ungeheuer harte Maßnahme wird von der Hauptmiliz- 
verwaltung bei der GPU. durchgeführt, so daß letztere schlechthin 
die Bevölkerung im ganzen, auch die bäuerliche, kontrolliert. 
Besondere Paflämter bei den Polizeiverwaltungen sind die Aus- 
führungsorgane, überall müssen Betriebe und Behörden die Vor- 
lage des Passes verlangen, Angestellte und Arbeiter, die keinen 
Paf haben, dürfen nicht eingestellt werden. 

Das Motiv dieser systematisch weitergeführten Maßnahme 
ist die Ausscheidung politisch unzuverlässiger Elemente und die 
Entlastung der Städte, die Überwindung der Landflucht. So wird 
der politische Druck zu dem wirtschaftlichen ungemein verschärft. 

In der gleichen Linie, über völlig zuverlässige Elemente an 
den wichtigsten Stellen zu verfügen, geht die neue Tschistka, 
die, unter dem 28. April verordnet, in der Partei vom 1. Juni an 
beginnen soll. Es ist die dritte dieser Maßnahme: 1921 die erste 
beim Übergang zur NEP, 1929 die zweite und jetzt die dritte, 
zur Vorbereitung für den zweiten Fünfjahrplan. 


Seit der letzten Tschistka hat die Partei 1,4 Millionen neu 
aufgenommen und zählt heute: 3,2 Millionen, davon 2 Millionen 
Mitglieder und 1,2 Mill. sog. Kandidaten. Der Komsomol ist dabei 
nicht mitgerechnet. Die Verordnung begründet die neue Prüfung 
mit der überschnellen Mitgliederzunahme und gibt Richtlinien 
für die Entfernung von „1i. klassenfremden, feindlich gesinnten 
Eindringlingen, 2. sog. ‚Doppelzüngigen‘, die vor der Partei ihre 
wirklichen Bestrebungen verbergen und trotz ihrer Treue- 
schwüre die Parteiarbeit zu untergraben suchen, 3. der Partei- 
disziplin offen und heimlich als Abtrünnige Gegenüberstehenden, 
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die die Vorschriften der Partei nicht ausführen, sondern sie durch 
die Äußerungen diskreditieren, 4. ‚Entarteten‘, die mit bürger- 
lichen Elementen verwuchsen und die sog. Kulaken nicht be- 
kämpfen wollen, 5. bürokratischen Elementen, 6. moralisch 
Gesunkenen“. Interessant ist, da die Kandidaten der Partei, die 
nicht ausreichend vorbereitet erfunden werden, eine neue 
Gruppe der „Mitfühlenden“ bilden sollen, die nach einem 
Jahre sich erneut um die Aufnahme als Kandidaten bemühen 
sollen. Die Parteisäuberung soll nicht als Gericht, sondern 
„kameradschaftlih“ durchgeführt werden, ein Beschwerdezug 
egen die Beschlüsse der Kommission ist möglich. An der Spitze 
er Kommission steht der Leiter der Zentralkommission der 
Partei, Rudsutak. Die Prüfung vollzieht sich in öffentlichen Ver- 
sammlungen der Zellen, unter Heranziehung übrigens von 
„Parteilosen“, die „ehrlih daran mitarbeiten möchten“. 

Im Berichtsmonat wurde der 50. Geburtstag des bekannten 
Reiterführers, Budjenny, gefeiert. Budjenny, ein Bauern- 
sohn, war Landarbeiter, Wachtmeister in der zaristischen Armee, 
Kriegsteilnehmer im Krieg 1904/05 und im Weltkrieg, sowie im 
Bürgerkrieg, Organisator der Reiterei, ist heute Inspektor der 
Kavallerie der Roten Armee und außerordentlich populär. 

Der „Feiertag der Sowjetpresse‘“ gab Anlaß zur Erörterung 
der Pressefrage, die auch in den ganzen von uns jetzt be- 
obachteten Zug der Mobilisierung der Kräfte für den verschärften 
Druck aus der Krisenlage heraus hereingehört. Es gibt im Augen- 
blick (Iswestija 5. Mai) in der Sowjetunion 6683 Zeitungen mit 
einer Auflage von 36 Millionen Exemplaren. Die Auflage ist in 
10 Jahren neunundzwanzigfach gewachsen. Im besonderen wichti 
sind dabei die Spezialzeitungen und die sog. „Rabselkory‘, 
die Arbeiter- a Bauernkorrespondenten, deren man 3 Millio- 
nen zählt. Es gibt über 3000 gedruckte Fabrikzeitungen mit 
31% Millionen Exemplaren, davon 70 Tagesblätter. In 17 Sprachen 
erscheinen Fabrikzeitungen. Es gibt weiter rund 2000 „Rayon- 
zeitungen“ mit 6% Millionen Exemplaren und über 200 000 Wand- 
zeitungen in den Kolchosen und Sowchosen. Jetzt sind neu ent- 
standen 400 gedruckte Zeitungen für die M. T. S. (die Maschinen- 
und Traktorenstationen) und die neu eingerichteten „politischen 
Abteilungen“ dabei. Ein ungeheueres Netz von Presseerzeug- 
nissen verschiedenster Art liegt so über dem Lande, und beson- 
ders durch das Institut der Arbeiter- und Bauernkorrespondenten 
ist eine Verbindung des Landes mit der Zentrale, mit den zen- 
tralen Zeitungen hergestellt, die jeder Leser von Sowjetzeitungen 
ohne weiteres an der Menge der verarbeiteten Korrespondenzen 
und Zuschriften merkt. 


c) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


Inder Frühjahrssaatkampagne, die dieses Jahr viel 
rüher als im letzten Jahr begonnen hat, waren bis zum 5. Mai 
bestellt: rund 34 Millionen Hektar — ein Drittel des Plans, da- 
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von 27,2 von den Kollektiven, 3,6 von den Sowjetlandgütern. 

3 Millionen von den Einzelbauern, die am meisten im Rückstande 

sind. Wichtige Einzelheiten zur Ernährungskrise sind 

nicht zu berichten. 

Die ganze Lage ist wiederum vorzüglich zusammengefaßt in 
dem Berichte unseres Mitarbeiters Dr. Otto Schiller: „Die 
Krise der sozialistischen Landwirtschaft in der Sowjetunion 
(Berihte über Landwirtschaft, 79. Sonderheft, 1933). Die wıe 
immer sehr wertvolle Arbeit ist in der Bücherschau dieses Heftes 
besprochen. Von den Ergebnissen sei der Schluß Seite 82 hier 
mitgeteilt: 

i „Die Krise hat aber ihren Höhepunkt noch nicht überschritten. Die 
sozialistische Landwirtschaft ist noch nicht stabilisiert. Es ist noch nid! 
sicher, ob die neuen Maßnahmen zum Erfolg führen oder die Dinge einen 
unvorhergesehenen Verlauf nehmen. Der Verlust an landwirtschaftlicer 
Substanz, die in erster Linie nicht in der Menge der Maschinen oder der 
Zahl der Koldhose und Sowchose, sondern in den Leistungen und in de 
Arbeitsfreudigkeit der Menschen, in der Kultur des Bodens und der Zabi 
und Leistungsfähigkeit des Viehes ihren Ausdruck findet, ist so groß, daf 
zu ihrer Wiederherstellung sowohl im einen wie im andern Falle eive 
längere Zeit erforderlih ist. Zumindest das Jahr 1933, das sicher dəs 
schwerste des letzten Jahrzehnts sein wird, und das Jahr 1934 werden nod 
unter dem Zeichen der Krise stehen.“ 


Wesentlich Neues an agrarpolitischen Maßnahmen ist nid! 
zu berichten. Der Zug ist der eleiche: bei mancherlei Erleicte- 
rungen und Erweichungen doch der scharfe Druck auf die Bauen 
zur Erzwingung ihrer Arbeit und Lieferung — wirtschaftlicher 
und politischer Druck zugleich. 


Auf industriellem Gebiete ist das Wichtigste die Ver- 
ordnung vom 28. April über die „Stoßbauten‘“, d. h. übe 
Arbeiten für dringliche Industrieanlagen. Es ist eine lange Liste. 
darunter 16 neue Kohlengruben, rund 100 fertigzustellende ältere, 
20 Anlagen aus der Eisen- und Stahlindustrie, 4 neue Eisenbahn 
linien, darunter die Linie Moskau—Donezbecken usw. Charakte 
ristish an der Maßnahme ist, daß auch jetzt die Schwer- 
industrie durchaus im Vordergrund steht; die Anlagen fir 
sie sind weitaus die zahlreichsten, die verarbeitende Industrie 
steht nur mit 8 Objekten in der Liste. Eine Verordnung vo 
37. April kommt dann für die Kostenanschläge, überhaupt die 
Kontrolle der Finanzierung hinzu, die, ohne daß wir hier Einzel- 
heiten aufzählen können, die bekannten Probleme und Schwient: 
keiten in Rentabilität, Investierung, Arbeitslöhnen usw. wieder 
zeigt. 

Die Lage in der Schwerindustrie hat übrigens zu einer 
scharfen Generalreinigung geführt, die Ordshonikid* 
in Gang gebracht hat, mit Verantwortung der Betriebsleiter, 
Abbau der Arbeiter und Angestellten, Lohnkürzungen. 

Die Lage der Arbeiter wurde weiter beleuchtet durd 
einen Bericht vor dem ZIK. in dem Berichtsmonat über den 
Stand der sog. vorstädtischen Landwirtschaft, d. h. der Stellen. 
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die durch die Betriebe die Arbeiterernährung sicherstellen sollen. 
Wir haben darüber mehrmals berichtet, das Ergebnis ist ganz 
unzureichend. 


Eine neue Anleihe als „Anleihe des ersten Jahres des 
zweiten Fünfjahrplans“ steht bevor. Die letzte war die Anleihe 
des „vierten Jahres des Fünfjahrplans“ und hat 2%, Milliarden 
Rubel gebracht. Nach dem Ostexpref, der Angaben des Finanz- 
kommissariats wiedergibt: 

„ergaben die Massenanleihen im Wirtschaftsjahr 1928/29 575,7 Mill. 
Rbl., 1929/30 und im besonderen Quartal 1930 1072,5 Mill., 1931 1746,1 Mill. 
und 1932 2468,8 Mill. In den vier Jahren des ersten Fünfjahrplans be- 
trugen die Einnahmen von Massenanleihen mithin insgesamt 5863,1 Mill. Rbl., 
wobei allerdings die starke Entwertung des Sowjetrubels zu berücksich- 
tigen ist. 

Die einzelnen Massenanleihen haben ergeben (in Mill. Rbl.): Erste In- 
dustrialisierungsanleihe 200; zweite Industrialisierungsanleihe 507; dritte 
Industrialisierungsanleihe 828; Anleihe ‚Fünfjahrplan in vier Jahren‘ 1072; 
‚Anleihe des dritten entscheidenden Jahres des Fünfjahrplans' 2030; 
‚Anleihe des vierten, abschließenden Jahres des Fünfjahrplans‘ 2710. 

Im Schlufjahr des ersten Fünfjahrplans ist es gelungen, die Zahl 
der Anleihezeichner auf 40 Mill. zu ns entfielen von: der ersten Ausgabe 
der Sowjetanleihe ‚Fünfjahrplan in vier Jahren‘, von der 1072 Mill. Rbl. 
realisiert wurden, 725 Mill. Rbl. auf Arbeiter und Angestellte, 287 Mill. Rbl. 
auf die Bauernschaft und 60 Mill. Rbl. auf die sonstige Bevölkerung. Von 
der dritten Ausgabe derselben Anleihe, die unter der Bezeichnung ‚Anleihe 
des vierten entscheidenden Jahres’ begeben wurde und 2710 Mill. Rbl. ein- 
gebracht hat, entfielen 1920 Mill. Rbl. auf die Arbeiter und Angestellten, 
660 Mill. Rbl. auf die Bauernschaft und 130 Mill. Rbl. auf die sonstige Be- 
völkerung. Der weitaus größte Teil entfällt mithin auf die Arbeiter und 
Angestellten, die sich der Anleihezeichnung schwer entziehen können. Dem- 
gegenüber bleiben die Ergebnisse auf dem flachen Lande stark zurück, wenn 
auch im Zusammenhang mit der Kollektivierung bei der Realisierung der 
Anleihen bei der Landbevölkerung Fortschritte erzielt worden sind.“ 

Diese Anleihen sind bekanntlich nichts anderes als Steuern, da 


sie durch Zwang, Lohnabzug und dergleichen erhoben werden. 
Über den Außenhandel ist nichts zu berichten. Wie schon 


erwähnt, feierte am 22. April das Außenhandelsmonopol 
sein fünfzehnjähriges Bestehen, bei dem die Leiter Rosengolz, 
Weitzer u. a. mit hohen Orden ausgezeichnet wurden. Der Be- 
richt von Rosengolz darüber (Iswestija 30. April) ist als Quelle 
der russischen Wirtschaftsgeschichte auf diesem Gebiet wertvoll, 
kann hier aber nicht wiedergegeben werden. Praktisch war 
wesentlich die Übersicht über die Handelsbeziehungen Rußlands, 
die das Auftenhandelsmonopol wahrnimmt, und im besonderen 
die Ausführungen von Rosengolz über Importpolitik im zweiten 
Fünfjahrplan. Ziemlich selbstbewußt erklärte er, daß bei der 
Durchführung des ersten Fünfjahrplans die Sowjetregierung 
gezwungen gewesen sei, den Kauf notwendiger Produktions- 
mittel in den kapitalistischen Ländern zu sehr ungünstigen Be- 
dingungen zu tätigen. In der Regel sei jetzt aber nicht mehr ein 
so dringender Importbedarf vorhanden, die Abhängigkeit von 
den Auslandsmärkten sei nicht mehr so groß wie früher. Je nach- 
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dem, welche Bedingungen die ausländischen Lieferanten den 
russischen Außenhandelsorganen für deren Bestellungen ein- 
räumen werden und je nach den wirtschaftlichen und politischen 
Beziehungen zu den Ländern sei die Sowjetregierung in der 
Lage, den Import zu erweitern oder einzuschränken. Sie werde 
in der Zeit des zweiten Fünfjahrplans zu keiner Erweiterung 
des Imports schreiten, wenn die Finanz- und Kreditbedingungen 
für die Sowjetbestellungen nicht bedeutend geändert, die 
Kreditfristen verlängert, die Kreditform selbst geändert und die 
Warenkredite in Finanzkredite verwandelt würden mit dem 
Zwecke ihrer Ausnutzung für Bestellungen in denjenigen Län- 
dern, die diese Kredite gewährt hätten. Die Sowjetregierung 
werde auch zu keiner Erweiterung des Imports schreiten, wenn 
nicht die früher vielfach vorgekommenen Überzahlungen und die 
in offener oder versteckter Form berechneten übermäßigen 
Zinsen für den Kredit beseitigt würden. Sie werde dabei die 
Regelung in Betracht ziehen, die in den einzelnen Ländern für 
den Sowjetexport getroffen sei, sowie das Vorhandensein nor- 
maler wirtschaftlicher und politischer Beziehungen. Beim Vor- 
handensein all dieser Bedingungen könnten die Sow jetbestellun- 
gen bedeutend erweitert werden, fehlen diese Bedingungen aber, 
so werde sich der Sowjetimport verringern. 

Zum Grundsätzlichen wurde aus den Betrachtungen 
ja klar, ein wie wesentlicher Faktor das Außenhandelsmonopol 
im sozialistischen Wirtschaftssystem der Sowjetunion ist. Es 
gehört zu den wichtigsten „Kommandohöhen“. Dazu sei auf 
eine Veröffentlichung über „wirtschaftliche Unabhängigkeit und 
Autarkie“ im zweiten Märzheft der Zeitschrift der Berliner 
Handelsvertretung hingewiesen, mit den Sätzen: 

„Das Handelsmonopol der UdSSR stellt sih keineswegs die Aufgabe 
der summarischen Einschränkung der Einfuhr, sondern nur der Unterwerfung 
der Außenhandelspolitik unter die Aufgaben und Ziele des gesamten Wirt- 
schaftsaufbaues. Dies führt nicht zu einer Beschneidung des Außenhandels, 
sondern vielmehr zu seiner Erweiterung, allerdings auf Grundlage eines be- 
stimmten Zieles, das seinen Ausdruc findet in einer planmäßig aufgestellten 
Auswahl von Import- und Exportwaren. Das Anlenhandelsmononol der 
UdSSR führte nicht zur Beschränkung ihrer Beziehungen mit den anderen 
Staaten. Es entwickelte und erweiterte vielmehr wesentlich diese Zu- 
sammenhänge. Das Sinken des Außenhandels der UdSSR begann erst in 
dem Augenblick, als die autarkischen Maßnahmen der kapitalistischen 
Staaten dieser Entwicklung Hindernisse entgegenstellten. So steht die 
Losung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit der UdSSR und die kapita- 
listische Losung der Autarkie einander schroff gegenüber. Die eine birgt 
in sih die Möglichkeit einer weiteren Entwicklung weltwirtschaftlicher Be- 
ziehungen, die andere setzt eine Vertiefung des Zerfalles dieser Beziehungen 
voraus. Die Losung der wirtschaftlichen Selbständigkeit gibt die Möglich- 
keit der Entwicklung der weltwirtschaftlihen Beziehungen zu, bedeutet 
aber nicht die unbedingte Notwendigkeit, diese unter allen Umständen auf- 
rechtzuerhalten. Darin besteht auch die praktische Bedeutung dieser 
Losung, die der UdSSR gestattet, sich selbständig zu entwickeln und, wenn 
es notwendig sein sollte, der UdSSR die Möglichkeit gibt, bei unvermeid- 
licher Verengung der Beziehungen mit der kapitalistischen Wirtschaft ihren 
Aufbau weiter mit Erfolg durchzuführen. Die UdSSR wünscht nicht diesen 
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Zustand herbei, aber sie kann ihn ertragen. Sie will ihren Import erweitern, 
aber wenn die kapitalistischen Länder unter dem Einfluß ihres Strebens 
nach Autarkie weiter den Export der UdSSR beschneiden werden, wird sie 
ezwungen sein, auch ihren Import zu verringern. Die UdSSR kann diesen 
eg gehen ohne jegliche Erschütterung für ihren Aufbau, da als Resultat 
des ersten Fünfjahrplans die wirtschaftliche Selbständigkeit in den wich- 
tigsten Industriezweigen des Landes bereits erreicht ist. Dessen sollen sich 
die Politiker und Handelspolitiker der kapitalistischen Länder bewußt sein. 
Als Antwort auf die autarkischen Tendenzen, die darauf gerichtet sind, den 
Export der UdSSR einzuengen, kann die UdSSR gezwungen sein, diesen 
Weg zu beschreiten, der ihr ermöglicht wurde durch ihre wirtschaftliche 
Selbständigkeit. Ob die UdSSR diese Waffe benützen und in welchem 
Maße sie dies tun wird, hang! von der handelspolitishen Stellungnahme 
der Länder, mit denen die UdSSR in Handelsbeziehungen steht, zu den 
Fragen des Exportes der Sowjetunion ab.“ 

Von diesen grundsätzlich wichtigen Ausführungen zur Lage 
der Gegenwart im Berichtsmonat: die Totalkrise schlechthin 
als Ernährungs- und Versorgungskrise, als Industrieproduktions- 
krise (wobei allerdings bedeutende Leistungen an sich, insonder- 
heit in der Rüstungsindustrie nach wie vor nicht zu übersehen 
sind), die Passivität der Handelsbilanz, die Krise des Transport- 
wesens und jene Nervenkrise, die man gut als „Überanstren- 
Se und Krise der seelischen Reaktion bezeichnen kann. 

as Frühjahr 1933 zeigt einen Wirtschaftskörper in der Sowjet- 
union, der sehr schwer und mühsam arbeitet und mit Schwierig- 
keiten kämpft, wie kaum jemals seit Beginn des Sowjetregimes. 


3. Polen. 


Wirtschaftlich ist das wichtigste die Berechnung der 
Arbeitslosenziffer auf über 1 Million, nur nach den 
zwangsweise in den Krankenkassen Versicherten, worin die 
Landarbeiter, die Angestellten bei der Selbstverwaltung und 
der Bahn, sowie die Staatsbeamten nicht eingerechnet sind. Das 
Arbeiterblatt „Robotnik“ fügte dazu die Bemerkung: „Man darf 
sich nicht wundern, wenn das internationale Arbeitsamt bei der 
Veröffentlichung der Zahlen der Arbeitslosen in der ganzen 
Welt die Zahl der Arbeitslosen in Polen, die nach den Angaben 
des staatlichen Arbeitsvermittlungsamtes angegeben war, mit 
der für Polen nicht gerade schmeichelhaften Bemerkung versah, 
daß diese Zahlen fiktiv seien.“ 


Innenpolitik. 

Am 8. Mai fand die Wahl des Staatspräsidenten 
statt, der vom Senat und Sejm gemeinsam zu wählen ist. Der 
Wahl blieben fern die Nationaldemokraten, die Sozialisten 
und die Verka da Bauernparteien unter Witos, so daß von 
355 Mitgliedern der Wahlversammlung nur 343 anwesend waren. 
An der Wahl beteiligten sich die Taden: Die Vertreter der 
deutschen Minderheit waren anwesend, erklärten aber, daß sie 
wegen der Einstellung der Regierung gegenüber der deutschen 
Bevölkerung nicht für einen Kandidaten des Regierungsblocks 
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stimmen könnten. Gewählt wurde mit 332 Stimmen der bisherige 
Staatspräsident Ignaz Moscicki. Die Wahl erfolgte auf direk- 
ten Wunsch Pilsudskis, während Mosci&ki selbst nicht wieder 
kandidieren wollte. Pilsudski will also nach wie vor sich den 
militärischen Aufgaben widmen und im Amt des Staatspräsi- 
denten den absolut zuverlässigen Freund sehen, der Moscidi ist. 
Dieser, 1887 geboren, floh 1892 ins Ausland, weil er wegen 
eines Attentatsversuchs verhaftet wurde, studierte in Londo 
Chemie und Technik, war Assistent in der Schweiz und wurde 
später Professor für Elektro-Chemie in Lemberg. Nach der Ab- 
tretung von Östoberschlesien wurde er Direktor der Stickstoff- 
werke in Chorzow. Am 1. Juni 1926 wurde er Staatspräsident 
von Polen, als solcher jetzt wiedergewählt. Er genießt ein be- 
rechtigt großes moralisches Ansehen und ist, wie gesagt, Freund 
und Vertrauensmann des Marschalls, der Polen beherrscht. Mit 
dem Gesetz vom 29. April hat übrigens der Staatspräsident in 
der Zeit, in der Senat und Sejm geschlossen sind, die gesetz- 
en Funktionen beider Kammern erhalten, bis zu den 
age, an dem der Sejm wieder einberufen wird. 

Der Wahl ist am 10. Mai eine Regierungsumbildung 
uch Der Ministerpräsident, Oberst Prystor, trat aus Gesund- 
eitsrücksichten zurück. Ministerpräsident wurde der bisherige 
Kultusminister Janusz Jedrzejewicz. Das Kabinett besteht aus: 


Bronislaw Pieracki — Innenminister; Josef Bek — Außen- 
minister; Marschall Piłsudski — Kriegsminister; Wladyslaw 
Zawadzki — Finanzminister; Czeslaw Michalowski — faii 


minister; Dr. Bronislaw Nakoniecznikow-Klukowski — Minister 
für Landwirtschaft und Landwirtschaftsreform (neu); General 
Ferdinand Zarzycki — Minister für Industrie und Handel; 
Ingenieur Michał Butkiewicz — Verkehrsminister; Dr. Stefan 
Hubicki — Minister für öffentliche Fürsorge; Oberst Emil 
Kalınski — Postminister. 


Der neue Ministerpräsident ist 1885 im heute russischen 
Teile der Ukraine geboren, war russischer Revolutionär, hat 
Mathematik und Physik studiert, war Lehrer an Privatschulen, 
dann gehörte er zu 1: Legionären im Weltkrieg. Aus dem Heer 
schied er als Major aus und war seit 1931 Kultusminister, was 
er auch bleibt. Er steht so im Mittelpunkt der Kämpfe um das 
Hochschulwesen, ist mehr als sein Vorgänger Parteimann, aufen- 

olitisch sehr nach Osten interessiert. Er gehört zu dem Kreise 
er „Obersten“, besonders befaßt mit der ideologischen Seite 
des Regimes. Sozialwirtschaftlich einflußre&ich bleibt der Unter- 
staatssekretär im Staatsministerium, Oberst Lechnicki. 

Nachdem Prystor die landwirtschaftlihe Entschuldun 
durchgeführt hat, soll das neue Kabinett für die Industrie un 
Export, sowie die Zahlungsbilanz arbeiten. Innenpolitisch wird 
sich so bis zum Herbst nichts ändern. Die Aufmerksamkeit gehört 
sehr stark der Außenpolitik. 
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Darin steht neben dem Verhältnis zu Deutschland das zu 
Rußland im Vordergrund. Eine russische Wirtschaftsdelega- 
tion reiste in Polen, Pilsudski empfing den Warschauer Sowjet- 

esandten, was eine große Ausnahme war. Umgekehrt fahren 
ertraute Pilsudskis, darunter der Oberst Miedzinski (Chef- 
redakteur der „Gazeta Polska“), einer der Führer der russisch- 
polnischen Verständigung, nach Moskau. Ergebnisse der Wirt- 
schaftsverhandlungen sind noch nicht bekannt. Aber daß im 
ganzen die Linie von Warschau stark auf Moskau 
enommen wird, ist kein Zweifel. Kein Zweifel ebenso 
dan ist, daß Pilsudski seine frühere une unter allen 
Umständen gegen Rußland, mit der Rückeroberung der polnischen 
Gebiete bis nach Kiew, aufgegeben hat. 


Noch einmal sei auf unsere Zusammenfassung im Aprilheft: 
„Die augenblicklihe Lage und Stellung Polens“ hingewiesen. 
Der Isolierung sieht man in Warschau heute ins Auge und 
wartet, was hier aus Deutschland und seiner Politik nach Osten 
wird, und dort, welche Früchte die polnisch-russische Verstän- 
digungsaktion trägt. Die Annäherung zwischen Rußland und 
der Kleinen Entente paßt ganz gut herein, und Träume einer 
französisch-polnisch-russischen Militärkonvention sind Träume, 
aber man hängt ihnen nach. 


4. Danzig. 


Der Bericht über Danzig muß, da die wichtige Wahl erst am 
28. Mai ist, auf das nächste Heft verschoben werden. 


5. Die übrigen Randstaaten. 


Über Lettland und Litauen ist nichts zu berichten. 

In Estland trat am 26. April die Regierung Paets zurück. 
Die bürgerlichen Mittelparteien beriefen ihre Minister ab. Das 
Sachliche ist der Kampf um die Währung, die Goldparität der 
estnischen Krone. Der Druck der Bauern und der Wirtschaft 
überhaupt, von der Goldbasis abzugehen, ist immer stärker ge- 
worden, darüber ist die Regierung gestürzt. 


Am interessantesten ist die innere Entwicklung in Finn- 
land. Die Einzelheiten fügen sich immer mehr zusammen zu 
der Entstehung einer immer stärkeren nationalen Volks- 
bewegung, die sich immer mehr aktiviert. Der Kern ist Lappo, 
jetzt unter dem Namen Vaterländishe Volksbewegung oder 
„Isänmaalinen Kansanliika“ (abgekürzt IKL), unter Kosola, die 
die 42 Mitglieder der konservativen finnischen Sammlungspartei 
und auch die 60 Agrarier im Reichstag hinter sich hat. Die 
Lappomänner tragen jetzt eine neue Uniform, schwarze Bluse 
und blaue Krawatte. Der Reichstag hat sowohl das Verbot der 
militärisch organisierten Parteiorganisationen wie des Uniform- 
tragens ausgesprochen und damit eine scharfe Spitze gegen diese 
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vaterländische Bewegung gerichtet. Militärisch ist sie mit den 
bekannten älteren Schutzkorps verbunden, die das Land völlig 
organisatorisch überziehen. Lap und Schutzkorps werden 
immer mehr unter der Parole des Wehrwillens und der Verteidi- 
gungsstärke eine Einheit. Sie sind für ein nationales Finnland 
auch gegenüber Schweden, führen einen scharfen Kampf gegen 
die schwedische Sprache im Staate, fordern, daß nur Finnen 
„der Sprache, der Gesinnung und dem Namen nach Staats- 
bürger“ sein sollen, daß finnisch die einzige offizielle Sprache 
und das Schulwesen völlig finnisiert werden soll. Die Richtung 
geht gegen die Sozialdemokratie und gegen die Gewerkschaften, 

ie im übrigen schon sich auflösen, weil die Arbeiter in die 
Schutzkorps übergehen. 

So organisiert sich alles (neben IKL. wären noch einige 
nationale een zu nennen) für die Neuwahl im Juli 
zum Reichstag, in denen IKL. mit einer eigenen Liste auftreten 
will. Das ergibt also eine Bewegung vielfach ähnlich dem 
deutschen Nationalsozialismus, und wird Finnland im Sommer 
vor eine große Entscheidung stellen. 


Abgeschlossen am 20. Mai 1933. 


Bücherschau. 


Die Landwirtschaft in der UdSSR. 


Schiller, Dr. Otto: Die Krise der sozialistischen Land- 
wirtschaft in der Sowjetunion. Berlin. Paul Parey Verlag. 1933. 
82 S. Gr.-8°. Preis: 6,40 RM. 

Zörner, Prof. Dr. H.: Das Agrarexperiment Sowjetruß- 
lands. Berlin. Paul Parey Verlag. 1933. 30 S. Cr.&. Preis: 1.20 RM. 

Brutzkus, B.; v. Poletika, W.;v. Ugrimoff, A.: Die 
Getreidewirtschaft in den Trockengebieten Rufllands. Stand und 
Aussichten. Berlin. Verlag Paul Parey. 1932. 158 S. Preis: 15,00 RM. 
(Berichte über Landwirtschaft, Sonderheft 67). 


Agrar-Probleme, herausgegeben vom Internationalen 
Agrar-Institut in Moskau. 4. Band. Heft 1. Wien—Berlin. Ver- 
lag für Literatur und Politik. 1932. 183 S. Preis: 2,00 RM. 


Der den Mitgliedern der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
und den Lesern der Zeitschrift „Ost-Europa“ wohlbekannte landwirtschaftliche 
Sachverständige bei der Deutschen Botschaft in Moskau, Dr, Otto Schiller. 
hat vor wenigen Tagen in den vom Reichsministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft herausgegebenen „Berichten über Landwirtschaft“ eine aus- 

ezeichnete Darstellung der Entwicklung der russischen Landwirtschaft im 
Fähre 1932, ihres Standes im Frühjahr 1933 und ihrer Perspektiven für das 
Jahr 1933 veröffentlicht. Die äußerst sorgfältige und zuverlässige Arbeit 
über ein Zentralproblem Rußlands führt eindringlih vor Augen, wie wert- 
voll die dauernde Beobachtung russischer Wirtschaftsvorgänge durch deutsche 
Sachverständige ist und läft es wünschenswert erscheinen, auch für andere 
Wirtschaftsgebiete über ähnliche Berichterstatter in Rußland zu verfügen. 
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Das Ergebnis des Berichtes, das von Dr. Schiller z. T. schon in seinem 
Vortrag vor der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas am 31. März 
vorweggenommen wurde, ist sehr ungünstig: Im Ackerbau eine Getreide- 
ernte nur in Vorkriegshöhe bei einer inzwischen um fast 30 Millionen Men- 
schen gewachsenen Bevölkerung, beim Viehbestand eine Reduzierung 
auf 40 bis 50 Prozent, ein Rückgang der lebenden Zugkraft auf die Hälfte, 
der auch durch die Motorisierung der Landwirtschaft nur zu einem verschwin- 
denden Teile ausgeglichen wird, und bei der Behandlung des mensch- 
lichen Problems der Versuch, mit Gewalt und einem neu entfesselten 
Klassenkampf zum Erfolg zu gelangen. Trotzdem glaubt Schiller, daß damit 
der Tiefpunkt erreicht ist und nach einem zweifellos sehr schweren Jahre 
1933, durch Aufgabe der bisherigen Fehler, durch Konsolidierung der Kol- 
chosy (nicht ihre Auflösung) nd durch die Ersetzung übertriebener Pläne 
durch ruhige Intensivierung eine langsame Erholung eintreten kann. 

Durch diese Arbeit Schillers ist alles, was sonst in der letzten Zeit über 
die russische Landwirtschaft veröffentlicht wurde, überholt worden, Das gilt z. T. 
auch für die kleine Schrift von Zörner, dem Professor an der Landwirt- 
schaftlichen Hochschule in Berlin — er hielt sich zum letzten Male im Herbst 
1932 in Rußland auf —, die in großen Zügen eine Entwicklung der russischen 
Landwirtschaft und eine Darstellung ihres gegenwärtigen Standes gibt, Inter- 
essant ist die von Zörner vertretene Auffassung. Aufgabe der russischen 
Agrarpolitik wäre es nicht so sehr gewesen, zusätzliche Maschinenkraft für 
die ohnehin Arbeitskraft im Überfluß besitzende Landwirtschaft zu schaffen, 
sondern das Land verkehrstechnisch aufzuschließen, um dann nach einer Ver- 
besserung der Absatzverhältnisse andere Produktionsmöglichkeiten, die einen 
höheren Einsatz von menschlicher Arbeitskraft wirtschaftlich rechtfertigen, 
herbeizuführen, .M. 

Die drei bekannten russishen Gelehrten, Brutzkus, Poletika 
und Ugrimoff, haben mit ihrer Arbeit ein Werk geschaffen, dessen Be- 
deutung weit über den Rahmen der ihm vom Thema gezogenen Grenzen 
hinausgeht. Für die wissenschaftliche Objektivität der Untersuchungen — an 
der man, wenn Emigranten etwas über die UdSSR schreiben, gewöhnlich zu 
zweifeln geneigt ist — sprechen nicht nur die mit Hilfe eines außerordentlich 
reichhaltigen, den sowjetrussischen Quellen entnommenen Zahlenmaterials 
begründeten Feststellungen, sondern vor allem das maßgebende Moment, daß 
Herr Geheimrat Sering ihr geistiger Urheber und Patron ist. Prof. v. Ugrimoff 
beteiligt sih an der Arbeit mit den Untersuchungen der Besiedlung der 
chen Ebene, der Bodenverhältnisse der russischen Steppengebiete und 
der agrarkulturtechnischen Grundlagen der Erweiterung des Getreidebaues 
in den russischen Trockengebieten. Prof. Brutzkus schreibt über die russische 
Getreidewirtschaft, die etreidefabriken als Versuch des Wiederaufbaues 
und der weiteren Entwicklung der Getreidewirtschaft in den Trockengebieten. 
Prof, Poletika bearbeitet die geobotanischen und klimatischen Verhältnisse 
der russischen Steppe. In der Schlußbetrachtung stellt Prof. Brutzkus fest: 
„Die Expansion der russischen Landwirtschaft vermag jetzt nur langsam vor 
sich zu gehen; sie wird keineswegs mit dem Wachsen der Bevölkerung Schritt 
halten. Deswegen ist jetzt die wichtigste, die entscheidende Frage für die 
russische Getreidewirtschaft, ihre Entwicklung in die Tiefe, d. h. ihre Inten- 
sivierung.“ Die Untersuchungen, die zu diesem Resumé geführt haben, sowie 
diese Feststellung selbst, sind so wesentlich und belangreich nicht nur für die 
Sowjetunion, sondern auch für jedes andere, an der Weltgetreidewirtschaft 
interessierte Land, daß man die Lektüre und das Studium dieser Arbeit 
dringend empfehlen muf. Man darf ohne Einschränkung sagen, daß dieses 
Sonderheft der Zeitschrift für Agrarpolitik und Landwirtschaft seiner Auf- 
gabe, den gegenwärtigen Stand und die Aussichten der sowjetrussischen 
Landwirtschaft darzulegen, im vollsten Umfang und mit größter Gewissen- 
haftigkeit gerecht wird. 

ährend man also die eben besprochene Untersuchung als eine sehr 
erfreuliche und den Bedürfnissen der Wissenschaft entsprechende Bereicherung 
des Schrifttums über das neue Rußland begrüßen darf, steht es um die „Agrar- 
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robleme“ wesentlich anders. Es ist merkwürdig, daß die Mitarbeiter des 
nternationalen Agrarinstituts in Moskau immer nur die Splitter in den 
Augen der anderen sehen. Dabei sprechen sie vom Konservativismus der 
„bürgerlichen Wissenschaft“ und sind doch selbst konservativ und schwer- 
fällig-dogmatish. Auc das vorliegende Heft der Agrarprobleme ist zwar 
ganz interessant für denjenigen, der sich von der Mentalität der bolsche- 
wistischen Wissenschaftler und ihren Methoden ein Bild machen will. Aber 
wertvoll als landwirtschaftswissenschaftlicher Beitrag ist es nicht. H. Th. 


Dostojewski. 


Iwanow, Wjatscheslaw: Dostojewski. Tragödie. 
Mythos. Mystik. Autorisierte Übersetzung von Alexander Kres- 
ling. Tübingen 1932. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 142 S. Preis: 
geh. 4,20 RM., Ln. 6,30 RM. 


Guardini, Romano: Der Menschundder Glaube. 
Versuche über die religiöse Existenz in Dostojewskis großen 
Romanen. Leipzig 1933. Jakob Hegner, Verlag. 377 S. Preis: 
Ln. 6,50 RM. 


Masaryk, T. G: Studie o F. M. Dostojevském 
(s rukopismymi poznámkami) Uspořádal Jiři Horák. (Eine Studie 
über F. M. Dostojewski, mit handschriftlihen Bemerkungen, 
redigiert von Jiři Horák.) V Praze 1932. Nakl. Slovanského 
Ustavu a Společnosti Dostojevského v komisi nakladatelstvi 
o (Prameny k dějinám vzäjemnych styků slovanskych. 
v. 1.) 84 S. 


Polina Suslowa. Dostojewskis ewige Freun- 
din. Herausgegeben von Rene Fülöp-Miller und Friedrich Eck- 
stein. München o. J. R. Piper Verlag. 280 S. Preis: Ln. 5,60 RM. 


Die geistige Auseinandersetzung mit Rußland hat im ersten Nachkriegs- 
jahrzehnt wesentlich unter dem Zeichen der Diskussion um Dostojewski und 
sein dichterisches Werk gestanden. Die Dostojewski-Renaissance, die wir 
in diesen Jahren erlebt haben, geht in ihren Wurzeln auf die russischen Sym- 
bolisten zurück, die zuerst um die Jahrhundertwende aus dem empirischen 
Werke des Dichters die Ganzheit des russischen Menschentums in seiner 
ewigen Gestalt herausdeuteten und unter der Oberflächd des Tagesschriftstellers 
und Psychologen (als den man ihn vorher verehrt hatte) das vielgestaltige 
dämonische „Reich der Karamasows“ (Wolynski) entdeckten. Hinzu kam 
die von ihnen vorausgeschaute Untergangsstimmung der europäischen Intelli- 
genz. Niemand schien eindringlicher als Dostojewski den visionären „Blick 
ins Chaos“ beschrieben zu haben, wie es damals, in den Zeiten Spenglerscher 
Untergangsmetaphysik, Hermann Hesse in einem aufsclufreichen Büch- 
lein formuliert hat. 


Soweit die Dostojewski-Renaissance reines Zeitsymptom und in ihrer 
Überspitzung flüchtige Modeerscheinung war, ist sie langsam versickert: was 
sie zur Verdeutlichung einer Seite des russischen Geistes getan hat, bleibt 
erhalten und ist ausbaufähig, auch wenn der Anspruch auf Allgemeingültig- 
keit (Rußland — Dostojewski) nicht mehr gilt. ir können heute ein Buch 
wie das von W jatscheslaw Iwanow, dem russischen Symbolistenführer 
und Kulturphilosophen (der jetzt eine Professur in Pavia innehat), verstehen 
und richtig einschätzen, auch wenn uns das Ideensystem des Symbolismus als 
Ganzes nicht mehr verständlich ist. Iwanows Deutungsmethode hat den Reiz 
der aufßerordentlichen Geschlossenheit des mystischen Weltbildes, das über- 
raschende Parallelen und Zusammenhänge eröffnet. Diese sind vor allem da 
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überzeugend, wo Dostojewski aus dem reichen Schatz religiöser Symbolik 
schöpft und die christliche Mythologie den Christus- und Marienmythus, die 
altchristliche Teufelsaustreibung in Gestalten der lebendigen russischen Wirk- 
lichkeit verkörpert. Zweifelhaft bleibt es, ob man darüber hinaus der Gesamt- 
weltanschauung des Dichters schematisch den Dualismus von Göttlihem und 
Luziferishem zugrundelegen darf. In jedem Falle hat Iwanow die mythen- 
bildende Kraft des Dichters und Religionsgestalters Dostojewski als erster 
klar herausgestellt und den fruchtbaren Begriff der „Romantragödie“ ge- 
schaffen, die tiefe Einsichten auch in Form und Komposition der fünf großen 
Romane Dostojewskis gestaltet. 

Aus der gleichen religiös-deutenden Geisteshaltung, aber mit stärkerer 
begrifflicher Differenzierung, sind die Kapitel des Buches von Guardini, 
dem katholischen Religionsphilosophen, entstanden. In diesen Kapiteln von 
vorbildliher sprachlicher Diktion werden die Fragen nach den „Grundwirk- 
lichkeiten des Daseinsgefüges“ der Dostojewskischen Romane nach Welt- 
anschauung und menschlichen Wertsetzungen des Dichters in allen ihren viel- 
fältigen Einzelzügen gestellt und aus dem Werke heraus durd eine klare 
Interpretation beantwortet. Überall ergeben sich neue Probleme, die, auch 
wenn der Verfasser jede ideengeschichtliche us beiseite läßt und auf 
die Ergebnisse der wissenschaftlihen Forschung absichtlich nicht Bezug 
nimmt, befruchtend für diese sein können. Wir verweisen nur auf das erste 
Kapitel, „Das Volk und sein Weg“, welches zeigt, wie stark Dostojewski, 
außerhalb der engen Bezirke seines großrussischen und panslawistischen 
Nationalismus, seinen russischen Volksbegriff im Religiösen und Heidnisch- 
Naturhaften verwurzelt hat; ferner auf den sehr beachtenswerten Versuch 
(im Kapitel „Empörung“), die „Legende vom Großinquisitor“ über ihren bis- 
her stets hervorgehobenen grob theologisch-konfessionellen Sinn hinaus auf 
En Darstellung tieferliegender Gegensätze im religiösen Bereich zurückzu- 
ühren. 

Eine Enttäuschung bereitet die mit dem komplizierten Titel und einem 
schwerfälligen philologischen Apparat belastete Veröffentlichung des Prager 
Instituts, Soviel bekannt, hat omas G. Masaryk bis in die letzte Zeit 
hinein an seinem Plan festgehalten, dem Werke „Rußland und Europa“ einen 
dritten Band folgen zu lassen, in dessen Mittelpunkt die Auseinandersetzung 
mit Dostojewski stehen sollte. Wenn die vorliegende Veröffentlichung diesen 
Plan etwa begraben sollte, so wäre das sehr zu bedauern. Der Neudruck 
eines Aufsatzes aus dem Jahre 1894, dem als Ergänzung einige Randbemer- 
kungen aus seinem Handexemplar der Dostojewskischen Werke beigegeben 
sind, rechtfertigt durch seinen Inhalt die Veröffentlichung nicht, die eine 
Sammlung von Publikationen über die wechselseitigen Beziehungen unter 

en slawischen Völkern inaugurieren soll. 

Um die Vermittlung der wertvollen biographischen Materialien aus den 
russischen Archiven haben sich die beiden Schriftsteller Fülöp-Miller 
und Eckstein mit einer Reihe von Ergänzungsbänden zu der Piperschen 
Ausgabe verdient gemacht („Der unbekannte Dostojewski“ 1926, „Die Ur- 
gestalt der Karamasows“ 1928, „Dostojewski am Roulette“, o. J.). In dem 
vorliegenden, gesondert erschienenen Bändchen wird dieses Material er- 
gänzt durch biographische Forschungen und Funde, die sich auf den bisher 
wenig durchforschten Lebensabschnitt des Dichters zwischen dem Tode der 
ersten Frau und der Wiederverheiratung beziehen: die Gestalt der unsteten, 
leidenschaftlihen Pauline Suslowa, einer nicht unbegabten Schriftstellerin 
und glühenden Verehrerin Dostojewskis, die mit ihm zusammen ins Ausland 
reiste, wird durch Tagebucblätter und Briefe lebendig und erweist sich als 
Prototyp der Heldin des „Spielers“ und des „Ewigen Gatten“, so wie sich 
auf der anderen Seite ihre Beziehungen zu Dostojewski in einer ebenfalls 
abgedruckten Novelle aus ihrer Feder widerspiegeln. Briefe von dritten 
Personen und sonstige Zeugnisse runden das Bild dieser Episode ab, die der 
Leningrader Dostojewskiforsher Dolinin in ihren Einzelheiten erforscht 
hat ie eigentlichen Materialien sind von Rosa Symchowitsch sauber und 
flüssig übersetzt. W. L. 
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Altes und neues Rußland. 


Rachmanowa, Alexandra: Geheimnisse um Tataren 
und Götzen. Erlebnisse einer jungen Russin aus dem Ural. 
Verlag Anton Pustet, Salzburg. 1932. 168 S. Preis: geb. 3,50 RM. 
— Ehen im roten Sturm. Tagebuch einer russischen Frau. Verlag 
en Salzburg. 1932. 412 S. Preis: geh. 4,70 RM., Ln. 
5,80 ; 


Alexandra Rachmanowa, die in ihrem ersten, an dieser Stelle besproche- 
nen Roman „Studenten, Liebe, Tscheka und Tod“ den Einbruch der neuen Zeit 
in Rußland geschildert hat, schafft nun in ihren zwei neuen Büchern die Vor- 
und Nachgeschichte der Sturmjahre, so daß sich das Ganze zu einer einheit- 
lichen autobiographischen Trilogie gestaltet, wobei jedoch jeder einzelne Teil 
in sich abgeschlossen erscheint. „Geheimnisse um Tataren und Götzen“, reiz- 
volle Kinder-Kurzgeschichten, werden auch Erwachsenen viel Freude bereiten: 
Hier im Ural lebt man noch — kurz vor dem Ausbruch des Weltkrieges — 
das beschaulihe Leben der Vorväter. In dieser patriarchalisch-poetischen 
Atmosphäre, in der Nähe der endlosen Uralwälder, mit ihren Bären und 
Schlangen, verzauberten Seen und Sagen wächst die kleine Alja, ein gesundes, 
begabtes, weichherziges Kind, auf. Nichts im Leben der alten ruhigen Stadt 
scheint darauf hinzudeuten, daß schon in wenigen Jahren der traditionsfeste 
„Byt“ in seinen Wurzeln erschüttert und für immer verschwinden wird. 

Zahlreiche, sehr einprägsame Bilder des Zerfalls und der wachsenden 
Not bringt nun der andere Band von Rachmanowa, dessen Titel sowie der 
reichlich geschmacklose Einband übrigens dazu geeignet sind, den Leser irre- 
zuführen: denn es handelt sich hier gar nicht ausschließlich um „Ehen im 
roten Sturm“, sondern vielmehr um die Leiden der russischen Intellektuellen 
in der Provinz während der ersten Revolutionsjahre. Ohne viele Worte 
über verletzte Menschenwürde und Ungerechtigkeit zu verlieren, versteht 
es Rachmanowa mit sicherem künstlerischen Instinkt, die aus Angst, Ver- 
zweiflung und niemals versiegender Hoffnung gemischte Stimmung der In- 
tellektuellen wiederzugeben. Der Waggon, der als Schlafstätte dient und 
so kalt ist, daß einem am Morgen die Haare anfrieren, der alte Professor, 
der während des Vortrags mechanisch und gleichgültig eine Laus zwischen 
den Fingern zerdrückt, die Universitätsprüfungen, die im Dunkeln abgehalten 
werden, weil das Licht in der ganzen Stadt versagt, — dies sind lebensechte, 
unvergeßliche Details, die um so stärker wirken, als sie sehr objektiv, fast 
ohne Kommentare wiedergegeben werden. Obgleich keine Kommunistin, der 
Herkunft und Erziehung nach der Regierung oppositionell gegenüberstehend, 
ist doch Rachmanowa, wie so viele parteilose Intellektuelle, bereit, ihre Kräfte 
dem Staat und dem Volk hinzugeben, und darum trifft sie die unerwartete 
Ausweisung, die Trennung von der Heimat, als der härteste aller erlittenen 
Schläge. — Die ungewöhnliche Wahrhaftigkeit und Genauigkeit der Dar- 
stellung, die auf den in den Jahren 1920—1926 geführten Tagebücern auf- 

ebaut ist und die überdurchschnittliche künstlerische Begabung der Ver- 
ern machen dies Buch zu einem der besten Rußlandbücher. E. S. 


Französische Literatur über Polen. 


Smogorzewski, Casimir: Joseph Pilsudski et les 
activistes polonais pendant la guerre. Etude historique. 63 S. 
Documents. 86 S. Paris. 1930 und 1931. Librairie Gebethner 
et Wolff. 

Smogorzewski, Casimir: La Poméranie Polonaise. 
Paris. 1932. Librairie Gebethner et Wolff („Problemes politiques 
de la Pologne contemporaine. IH“). XVI, 462 S., 40 Karten, 
40 Abbildungen. Gr.-8°. Preis 45,00 Fr. 
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Saint-Dizier, G.-V.: L’Aigle Blanc contre I’Etoile 
Rouge. Guerre Polono-Bolchevique en 1920. Paris. 1930. Editions 
Be 144 S., 10 Skizzen. Preis 15,00 Fr. 

aphaël, Gaston: Allemagne et Pologne. Paris. 1932. 
Librairie Delagrave („Bibliotheque d’histoire et de politique“). 
136 S., 1 Karte. 

Duffort, Louis: L’autre Pologne. Paris. 1932. Editions 

de la „Revue Mondiale“. 421 S. Preis 15,00 Fr. 


C. Smogorzewski, der Herausgeber der in Paris seit 1920 erschei- 
nenden Zeitschrift „La Pologne“ und Verfasser der Bücher „La Pologne 
restaurée“ (1927) und „La Pologne, Il’ Allemagne et le Corridor“ (1929), skizziert 
Pilsudskis politische Tätigkeit am Vorabend und während des Weltkrieges. Das 
Buch ist eigentlich keine Neuerscheinung: sein erster Teil ist ein Separat-Ab- 
druck, der in der „Revue des Etudes Historiques” erschienenen Abhandlung; 
die — teilweise nur in Auszügen abgedruckten — Beiweisstücke waren schon 
sämtlich in der „Revue d'Histoire de la guerre mondiale“ (1930) publiziert 
worden. Ihrer Tendenz nach ist diese Schrift eine Apologie à tout prix der 
in den polnischen Kreisen während des Krieges vielfach umstrittenen Taktik 
des jetzigen „Dreiviertel-Diktators“. Der beinah offiziös anmutenden Pole- 
mik gegen die National-Demokraten und ihren Führer Roman Dmowski wird 
ein utender Platz eingeräumt. Interessant sind einige — weniger be- 
kannte — Einzelheiten über die von Pilsudski in den ersten Kriegsmonaten 
gegründete geheime polnische Militärorganisation, die in Kongreß-Polen 
hinter der russischen Front operieren sollte, wie auch über die häufigen Rei- 
bungen zwischen Pilsudski und dem „austrophilen” obersten National- 
Komitee (N.K.N.). 

Das umfangreiche Buch desselben Verfassers über das „Polnische Pom- 
mern“ ist — trotz seiner scheinbaren Sachlichkeit — eine typische Streit- und 
Werbescrift. Recht bezeichnend ist schon die captatio benevolentiae der 
Widmung: „A la mémoire des francais et polonais tombés en Artois, le 9 Mai 
et le 16 Juin 1915.“ Um seine „zwölf Thesen“ zu beweisen, — die eigentlich 
nur auf die eine hinauslaufen: „Pommerellen muß polnisch bleiben“ —, be- 
lastet der Verfasser seine Arbeit, welche eine Erweiterung der 199, mit 
einem Geleitwort von Poincaré, erschienenen Schrift („La Pologne, l’Alle- 
magne et le Corridor”) darstellt, mit einem heterogenen Material und mit 
viel zu viel Argumenten. Neben den „historischen Rechten“ Polens, dem 
demographischen Argument (wobei sogar die phantastischen BEODnSZELUNgEn 
Dr. E Kahns im "Internättonalen Geburtenstreik“ ihren Platz gefunden 
haben!), dem angeblichen „Volkswillen“ (Abstimmungen!), den Argumenten 
der „inviolabilite des traités“ und der wirtschaftlichen und politischen Un- 
entbehrlichkeit des Korridors mit seinen beiden Häfen für die Existenz 
Polens, sind Behauptungen zu finden wie z. B. die Nützlichkeit des status 
quo nicht nur für Polen, sondern auch für Ungarn, die Tschechoslowakei und 
Dänemark (S. 172ff.), oder die geistreiche, für Deutschland tröstlihe Ent- 
deckung, daß jetzt in der Welt „vierzehn Ostpreußen“ und „mehr als 
zwanzig Korridors“ existieren (darunter die deutsche Enklave von Büsingen 
in der Schweiz, das spanische Dorf Llivia in Frankreich und das portugiesische 
Territorium von Cobinda in Belgisch-Congo!). Die Dialektik Smogorzewskis 
gipfelt in einer brutalen Drohung: „Si la Pologne était un jour acculee à re- 
noncer à sa souveraineté sur Pomorze ... si... des ‚conseils de sagesse‘ 
qui seraient des conseils d'abandon lui venaient de n'importe quel 
côté, la Nation polonaise, sans aucun doute, choisirait la guerre“ (S. 391). 

G.-V. Saint-Dizier, Mitglied der französischen Militärmission in 
Polen im Jahre 1920 während des russisch-polnischen Krieges, schildert ob- 
jektiv und ausführlich die Operationen vom Beginn der polnischen Offensive 
in der Ukraine (25. April) bis zum Schluß der Feindseligkeiten. Mitunter kri- 
tisiert er vom fachmännischen Standpunkt aus ziemlich scharf Mängel und 
Fehler der polnischen, wie auch der russischen Kriegführung. Die Rettung 
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Polens von der bolschewistischen Invasion schreibt er nicht nur dem Íran- 
zösischen Beistand und dem Talent des Generals Weygand zu (gegen Pil 
sudskis Behauptungen in dem bekannten Buch über „das Jahr 1920"), sn. 
dern auch einer plötzlichen Energie in der höchsten Gefahr. Und doc glaubt 
er, daß, ohne Budennyjs eigenwilligen Streifzug gegen Lemberg, Warschau 
Schicksal damals besiegelt gewesen wäre. Zum Schluß bedauert er, daß der 


Friede von Riga Polen seine „natürlichen Grenzen“ — für den Verfasser 
selbstverständlih die strategische Linie Berezina—Dnjepr — nidt ge 
geben hat. 


G. Raphaël, der sich bis jetzt hauptsächlich mit der Entwicklung der 
deutschen Industrie der Nachkriegszeit befaßte, unternimmt jetzt, die ver- 
schiedenen Aspekte des deutsch-polnischen Problems möglichst unparteiis& 
darzustellen. Im ersten Abschnitt dieses akademisch-ruhigen und besonnenei 
Buches faßt er die Grenzenfrage zusammen, wie sie 1918—1922 gelöst wurde. 
wobei er feststellt, daß „die angenommenen Lösungen unbedingt zu Konflık- 
ten führen mußten“. Die wirtschaftlichen Folgen dieser Lösungen bezeicnt 
er, namentlich für Ostpreußen und Oberschlesien, als „katastrophal“, wen 
er auch andere Ursachen der wirtschaftlichen Not mit in Betracht zieht. De: 
politische Antagonismus zwischen Deutschland und Polen sei zwar nicht duró 
den Versailler Vertrag geschaffen, aber von neuem geschürt und verscärlt 
Das letzte Kapitel gilt der Geschichte der deutsch-polnischen Beziehunze 
von 1919 bis 1931. Der Grundgedanke Raphaels, der immer wieder zum Vor 
schein kommt, ist recht pessimistisch: der geopolitishe wie der wirtscal: 
liche Charakter Ostdeutschlands und der angrenzenden Teile Polens sei ıı 
ähnlich (Fehlen der natürlichen Grenzen, Konkurrenz statt Austausc: 
„Landwirtschaft gegen Landwirtschaft, Kohle gegen Kohle“), um eine dauer 
hafte friedliche Äuseinandersetzung der beiden Nachbarn zu gestatten. Seim 
Dokumentation ist reichhaltig und im allgemeinen zuverlässig (die polinis 
einschlägige Literatur kennt er allerdings nur aus zweiter Hand). 


Das harmlose Buch von L. Duffort wird wahrscheinlich eine Welie 
der Entrüstung in Polen hervorrufen. Er beschreibt „ein anderes Pole’ 
(d. h. ein anderes als man es sich gewöhnlich in Frankreich vorstellt). Vor 
Kenntnissen — auch von der Sprachkenntnis — unbelastet, schildert der Ver- 
fasser, nach seinen persönlichen Erlebnissen in verschiedenen Gegenden. de 
Lebensverhältnisse und Sitten im ehemaligen Russish-Polen, Posen un 
Galizien. So sieht er fast nur die Außerlichkeiten: Elend und Schmutz. Mar- 
gel an Komfort, Desorganisation und Schlampigkeit, Prahlerei und Leidt- 
sinn usw. Mit einer gewissen Bitterkeit konstatiert er, daß die Polen Fransk- 
reich „nicht genügend lieben“. Trotz seines Deutschlandshasses kann er nid! 
umhin, einen höheren Kulturstand in Posen als in anderen Teilen der p- 
nischen Republik festzustellen. Historische und statistische Daten, die Dil: 
fort mitunter anführt, sind höchst fragmentarisch und unzuverlässig, mand- 
mal direkt lächerlih. („En 1921 les populations [in Pommerellen] conr 
taient le 90 %, de Polonais“ |S. 113]: Poznan ....a 97 ©, de Polonais 
S. 151]; Litauen habe [im Jahre 1931] „un peu plus d'un million d'habitants 
S. 281]; „Les Ruthenes jouissent de toutes les libertés“ [S. 314] nn 

F. 


Notiz. 


In den letzten Tagen des März starb im Alter von 56 Jahren der be 
kannte Kunsthistoriker Prof. James Alfredowitsh Schmidt. 33 Jabre 
lang war Prof. Schmidt Mitarbeiter der Eremitage und während der letnei 
zehn Jahre Kustos der Gemäldegalerie dieses Museums. Der Verstorbene t! 
als hervorragender Kenner der holländischen, italienischen und flämische 
Malerei. Er hielt Vorlesungen über die westliche Kunst an der Leningrade! 
Universität, im Institut für Geschichte der Kunst und an der Akademie de! 
bildenden Künste. Der Feder von Prof. Shmidt entstammte eine große Lat 
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wissenschaftliher Untersuchungen, die in ausländischen und russischen 
Zeitschriften erschienen sind. Ferner war er Mitarbeiter an der großen Sowjet- 
Enzyklopädie. Außer durch ungewöhnliche Gelehrsamkeit zeichnete sich Prof. 
Schmidt durch eine seltene Arbeitsfähigkeit aus. Der Verstorbene war bis 
zu seinen letzten Tagen tätig, wobei seine Arbeit insbesondere dem neuen 
Katalog holländischer Bilder und Meister in der Eremitage galt. Als Todes- 
ursache wird Tuberkulose angegeben. 


Eingegangene Bücher: 


Hartwich, Carl: Rittergut oder Bauerndorf? Bevölkerungspolitische 
und wirtschaftlihe Tatsachen zur Grundbesitzverteilung im deutschen Osten, 
Hamburg. Verlag Paul Hartung. 1933. 70 S. Preis: 1,0 RM. 


Lietuvos Uzsienio Prekyba 1952 m. Commerce exterieur de Lithua- 
nie en 1932. Kaunas. Zentralstatisches Büro 193. 514 S. 


Ost- und Südostasien im Jahre 1932. Herausgegeben vom Ost- 
asiatischen Verein Hamburg-Bremen. 33. Jahresbericht. Hamburg 1933, 146 S. 


2 Schiller, O.: Die Krise der sozialistischen Landwirtschaft in der 
Sowjetunion. Berichte über Landwirtschaft, 79. Sonderheft. Berlin. Verlag 
Paul Parey. 1933. 82 S. Preis: 6,40 RM. 


2 Sessija Central’nogo Ispolnitel’'nogo Komiteta Sojuza SSR. 5. Ein- 
berufung. Moskau 1929. Verlag des ZIK. 42 S. Preis 0,35 Rbl. 


2 Sessija Vserossijsskogo Central’nogo Ispolnitel'nogo Komiteta XV 
Sozyva, Stenographischer Bericht der 2. Session des Allrussischen ZIK. 15. Ein- 
berufung. Moskau 1931. Verlag des VZIK. 


4 Sessija Central'nogo Ispolnitel’nogo Komiteta Sojuza SSR. Steno- 
ee Bericht der 4. Session des ZIK. 4. Einberufung. Moskau 1928. 
erlag des ZIK. Preis: 4,— Rbl. 


5 Sezd Sovetov. Stenographischer Bericht des 5, Rätekongresses. 
Moskau 1929. Verlag des ZIK. Preis: 2,— Rbl. 


14 Vserossijskij S’ezd Sovetov, A enger Bericht 
14. ae Rätekongresses. Moskau 1929. erlag des VZIK. 
reis: 2,— ; 


Zörner, H.: Das Agrarexperiment Sowjetrußlands. Berlin, Verlag 
Paul Parey. 1933. 30 S. Preis: 1,20 RM. 
& * 
* 

Koch, Hans: Zur Kirchenkunde Polens, Aufsatz aus dem „Evangeli- 
schen Kirchenblatt“, Dezember 1932, S. 91—96. — Zur Frage der kirchlichen 
Union in Polen, Aufsatz aus dem „Evangelishen Kircenblatt“, Februar 
1933, S, 162—166, Fortsetzung: März 1933, S, 206—214. 


von Niedermayer, Oskar: Wehrgeographische Betrachtungen der 
Sowjetunion. Mit 2 Kartenskizzen. Sonderdruck aus Schriften zur Geopolitik, 
Heft 4. Berlin-Grunewald. 1933. Kurt Vowinckel Verlag. 


Pfitzner, Josef: Die mittelalterliche Verfassungsgeschichte Schlesiens 
im Lichte polnischer Forschung. Aufsatz aus „Deutsche Hefte für Volks- und 
Kulturbodenforschung“. Breslau, Verlag Ferdinand Hirt. 1933. Heft 1. S. 2—22. 
Preis des Heftes: 1,755 RM. 


Diesem Heft der Zeitschrift liegt ein Prospekt der Firma 
Verlag Rohrer, Brünn/Baden bei Wien | 
bei, den wir der Beachtung der Leser empfehlen. 


ee ee TOU Dr BIAGI aea ment Beno nn A SIE Aller straße oik 
ön . Verlag: t-Europa-Verlag, G. m. b. H. nigsberg Pr, oli- er- e 
Feruypr. PB unnelnummer 34422. Druck: Ostpreuß. Druckerei uVerltsanetalt A.-G» konaan D 
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DUNCKER&HUMBLOT/MÜNCHEN 


Soeben neu: 


Leopold v. Wiese 


System der allgemeinen Soziologie 


als Lehre von den sozialen Prozessen 
und den sozialen Gebilden der Menschen (Beziehungsiehre) 
Völlige Neubearbeitung in einem Band. Gr.-8°, XVI, 671 Seiten. Geb. 27 RM. 


Dieses System der reinen Soziologie hat sich seinen Rang mit der ersten (1924—1%8 
erschienenen) vergriffenen Autlage erstritten. Was die Gegner der Selbstbeschränkung 
der Soziologie in Wahrheit vermissen, ist der Umgang mit den geliebten „Ismen“. Was 
bedeutet ihnen eine Soziologie, in der überhaupt nicht von Kapitalismus, Sozialismus, 
Kommunismus, Liberalismus, Konservativismus usw. usw. die Rede ist, diese Ideologie- 
systeme vielmehr geflissentlich gemieden werden? Diese „Unvollständigkeit“ ist aller- 

ings gerade eine Hauptabsicht und Grundregel des Wiese schen Systems. Die neue Auf- 
lage enthält neu auf 100 Seiten eine gedrängte Literaturgeschichte der Soziologie des 
in- und Auslandes in den letzıen 30 Jahren. in der neuen Ausgabe wurde ferner dss 
Kapitel über den Stand und die Klasse neu eingefügt. Der erstmalig gegebene An hang 
bringt die praktischen Anwendungen des Systems, eine Übersicht über die speziellen 
Soziologien und eine Dispositionsskizze der Wirtschaftssoziologie, schließlich in einem 
dritten Kapitel einen Ausblick auf die Biosoziologie, zu der die bleme der Familie, 
des Volks und der Rasse (diese bereits als Bestandteil der Biologie) gehören. 


Mai 1933 neu: 


Adolf Weber 


o. Prof. d. Staatswissenschaften a. d. Universität München 


Handels- und Verkehrspolitik 


(Binnenhandel — Verkehr — Außenhandel) 
668 Seiten (mit Registern über Band I-IV). Kartoniert 14.—, Ganzleinen 17.— 


Mit diesem IV. Band von Webers großem Lehrbuch der Volkswirtschaftsiehre 
ist das Werk abgeschlossen 


Bd. I: Einleitung indas Studium der Volkswirt- 

schaflslehre - - -. .. 2 2 . . . . 5.— kart., 6.50 Ganzleinen 
Bd. II: Allgemeine Volkswirtschaftsiehre. . .10.— kart., 12.50 Ganzleinen 
Bd. IlI: Agrar-, Handwerks-, Industriepolitik .14.— kart., 17.— Ganzleinen 


Band I—IV kartoniert: 43 RM. / Band I—IV Ganzleinen: 53 RM. 


„Ein Lehrbuch der Nationalökonomie, das höchste wissenschaftliche Qualität in Methode 
und Urteil mit plastischer Anschaulichkeit der Bars e une vereinigt, das den gewaltigen 
Stoff auf erstaunlich geringem Raum, ohne wichtige Teilprobleme zu vernachlässigen. 
wahrhaft meistert, und in dem sich theoretische Erkenntnisse mit den Erfahrungen des 
Lebens durchdringen — ein solches Buch ist eine Ausnahmeerscheinung, ein Glücksfall‘ 


OSTEUROPA 


ZEITSCHRIFT FÜR DIE GESAMTEN 
FRAGEN DES EUROPÄISCHEN OSTENS 


Im Auflrage der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas 
in Verbindung mit Otto Auhagen, Breslau; Otto Goebel, Hannover; 
Hans Jonas, Königsberg; Arthur Luther, Leipzig; Richard Salomon, 
Hamburg; Hermann Schumacher, Berlin; Max Sering, Berlin; Kurt 
Wiedenfeld, Leipzig, herausgegeben von OTTO HOETZSCH 


Ost-Europa-Verlag/ Königsberg Pr. / Berlin W.35 


Herausgeber: Professor Dr. Otto Hoetzsch,Berlin W.62, Maassenstraße 35. 


Redaktion: Generalsekretär Dr. Klaus Mehnert, Deutsche Gesellschaft 
zum Studium Osteuropas, Berlin W. 35, Am Karlsbad 29 


Die monatlich erscheinende Zeitschrift kostet vierteljährlich RM. 9.—. 
Anzeigenpreise: !/, Seite RM. 80.--; !/, Seite RM. 40.—; !/, Seite RM. 25.—. 


8. Jahrgang Heft 10 Juli 1933 


INHALT: 
VON COCIHENHAUSEN: Ausbildungsfragen im russischen 


ROBERT BLUMENFELD: Das Problem der Rayonierung in 
der Sowjetunion 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersichten: 
I. Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 
U. Kulturbericht von KLAUS MEHNERT 


lI. Die Vorbereitung des zweiten Fünfjahrplans von ROBERT 
SCHWEITZER .... ; 


R. J. Barrett, 


Chefredakteur der „Financial Times”, London 


Deutschland 
zeigt den Ausweg! 


Die Probleme der Privatverschuldung Deutschlands 


Der Finanzminister des nationalen Kabinetts 
Graf Schwerin von Krosigk: Die Zinssätze als Schlüssel zur Lage 


Deutscher Botschafter In U. S. A. Reichsbankpräsident a. D. 
Dr. Hans Luther: Währungsprobleme 


Das Reichswirtschaftsministerium: Die Notwendigkeit der 
Auslandsmärkte 


Reichsminister a. D. Dr. Eduard Hamm: Die Entwicklungs- 
möglichkeiten der unsichtbaren Ausfuhr 


Direktor Hans Kraemer: Zolltarife und Schuldentilgung 


Konsul Hans Jonas, Direktor der Deutschen Ostmesse: 
Die Zukunft des Rußlandgeschäfts 


Staatssekretär a. D. Dr. von Lindequist: Die Gründung eines 
neuen Kolonialreiches 


Chefredakteur R. J. Barrett: Schlußbetrachtung 


Auf der Londoner Weltwirtschaftskonferenz wird das Problem der 
deutschen Privatverschuldung im Vordergrunde jener Fragen stehen, 
die auf sofortige Lösung drängen. Viele der hier durch den Mund 
einer Reihe führender Persönlichkeiten zur Darstellung kommenden 
Dinge sind von einem ganz neuen Gesichtspunkte aus behandelt worden. 
Viele Tatsachen werden durch dieses Buch überhaupt zum ersten Male 
bekannt. Alle statistischen Angaben stammen aus amtlicher Quelle 
und sind sorgfältig nachgeprüft worden. Die angeführten Zahlen sind 
dieselben, die der deutschen Darstellung auf der Konferenz zugrunde 
gelegt werden, und die hier vorgebrachten Argumente sind gleich- 
falls dieselben, die Deutschland vor aller Welt geltend machen wird. 


So /st die Schrift eine schnelle und eingehende Einführung 
In die wichtigsten Wirtschaftsfragen der Gegenwart! 


8°, VIII und 60 Seiten. Preis 90 Pfennig 


OST-EUROPA-VERLAG 


Königsberg I. Pr. und Berlin W. 35 


Ausbildungsfragen im russischen Heere. 


Von Generalleutnant a. D. von Cochenhausen. 


Entwicklung. 


Wohl in keinem anderen europäischen Staate ist das Wehr- 
system nach dem Kriege einer so grundlegenden Umwandlung 
unterzogen worden wie in Rußland. Sein langdienendes Frie- 
densheer der Vorkriegszeit hatte sich durch die gewaltigen Ver- 
luste und Neuaufstellungen des Krieges ebenso wie bei uns all- 
mählich zu einem mangelhaft ausgebildeten Rekrutenheer um- 

ebildet, das nur noch in den höheren Dienststellen vom Batail- 
onskommandeur aufwärts von Berufsoffizieren geführt wurde. 
Nach dem Sturz des Zaren folgte bald die völlige Unterhöhlung 
der Manneszuct durch die Bolschewiken, der die schwädlice 
Kerenski-Regierung zum Opfer fiel. Und dann kam das völlige 
Chaos der nach Hause strömenden kriegsmüden Hunderttausende. 

Und doc erhob sich aus diesen Trümmern unter dem Druck 
der Gegenaktionen Denikins, Koltshaks und Judenitschs bald 
wieder ein starker Wille zur Selbstbehauptung und zur Verteidi- 
gung der neuen Errungenschaften des Proline Aus dem 
vierjährigen Bürgerkrieg ging die Rote Armee siegreich hervor, 
ja sie zeigte in dem gleichzeitigen Krieg gegen Polen 1920 
anfangs eine unerwartete Schwungkraft, die sie bis vor die Tore 
von Warschau führte. Freilih war der dann folgende Rück- 
schlag um so katastrophaler und zeigte, daß die Wucht einer Idee 
allein für den kriegerischen Erfolg nicht ausreicht. 

Diese vierjährigen erbitterten Kämpfe an allen Grenzen des 
Reichs wurden durchweg mit Improvisationen geführt. Wohl 
stellte sich eine grofe Zahl gedienter Soldaten zur Verfügung, 
wohl spannte man den im Lande verbliebenen Teil des alten 
Offizierkorps teilweise mit Gewalt in den neuen Heeresorganis- 
mus ein, r die Masse des Heeres lernte den Krieg erst im 
Bürgerkriege selbst, kämpfte vielfach unter Führung von 
Leuten, die nicht Berufssoldaten waren. Die hierbei gemachten 
Erfahrungen widersprachen vielem, was man in der Vorkriegs- 
zeit als unerschütterliche Wahrheiten anerkannt hatte. Nament- 
lich war dies der Fall in Ausbildungsfragen. Man erkannte, daß 
trotz des drei bis vier Jahre währenden aktiven Dienstes der 
alten Armee, trotz ihrer zahlreichen Reserveübungen es nicht 

elungen war, einen brauchbaren modernen Einzelkämpfer 
he ranzohilden, Man zog daraus die Folgerung, daf nicht die 
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Länge der aktiven Dienstzeit hierfür ausschlaggebend ist, son- 
dern die Anwendung neuzeitlicher Ausbildungsgrundsätze und 
die volle Ausnutzung der Zeit für das im Kriege Wesentliche. 
So kam man nach und nach zu einer Verkürzung der aktiven 
Dienstzeit auf zwei Jahre. Aber die völlige Umstellung der 
Wirtschaftsformen, die den Neuaufbau von Industrie und Land- 
wirtschaft notwendig machte, forderte gebieterisch alle irgendwie 
ren Arbeitskräfte. Die großen Finanzschwierigkeiten, in 
ie sich das neue Staatswesen versetzt sah, gestatteten zudem 
nicht die ständige Unterhaltung einer starken Friedensarmee mit 
der angegebenen langen Dienstzeit. Aber trotz all dieser uner- 
hörten Schwierigkeiten hielt man unentwegt an dem Grundsatz 
der allgemeinen Wehrpflicht fest. Sie bildete den ruhenden Pol 
bei allen Erwägungen, die zu der neuen Wehrform führten. 
Unter keinen Umständen wollte man auf den machtpolitischen 
Faktor verzichten, den eine gesunde, zahlreiche und sich stark 
vermehrende Bevölkerung einem Staatswesen in außenpoliti- 
scher Hinsicht verleiht. 


Der derzeitige Stand. 


So entstand dann die neue Wehrform durch Abbau der 
Dauer der aktiven Dienstzeit bei zwei Drittel des gesamien 
Heeres. Nur noch die Divisionen in den bedrohten Grenz- 
bezirken, namentlich an der polnischen und ostasiatischen Grenze, 
sowie eine Anzahl schnell mobilisierbarer Divisionen im Innern 
bewahrten die bisherige zweijährige Dienstzeit. Sie erhielten 
die Bezeichnung „Kadertruppen‘“. Die übrigen Divisionen 
wurden in ihrer aktiven Dienstzeit wesentlich verkürzt, behielten 
aber ihr vollständiges Offizierkorps und länger dienendes Unter- 
offizierkorps als aerden Bestand“ bei. Die Dienstzeit der 
Mannschaften (des sogenannten „Wechselbestandes“) wurde auf 
eine Reihe von Jahren verteilt: 

1. Jahr 2. Jahr 53. Jahr 4. Jahr 5. Jahr Zus. 
3 1 2 1 1 8 Monate 


Diese Zahlen gelten für Infanterie und Artillerie, bei den ande- 
ren Tru San ist die Dienstzeit etwas länger (Kavallerie 11, Flie- 
ger und Spezialtruppen 9 Monate). Diese Verbände mit abge- 
ürzter Dienstzeit heißen „Territorial-Divisionen“. 
Der Name rührt von ihrer Ergänzungsart her. Während die nahe 
der bedrohten Grenzen eng untergebracten „Kader-Divisionen“ 
sich naturgemäß nicht in ihrem eigenen Unterkunftsbezirk er- 
gänzen können, sondern den Ersatz zum größten Teil anders- 
woher erhalten, ist die Organisation der Ersatzgestellung bei 
den Territorial-Divisionen bis herunter zu den kleinsten Ein- 
heiten eng mit der Unterbringung räumlich verbunden. 
Es mutet eigenartig an, hier ein Wehrsystem zu finden, das 
offenbar vom schweizerischen Vorbild stark beeinflußt worden 
ist. Denn die Kürze der aktiven Dienstzeit und die regionale 
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Ersatzgestellung sind die typischen Kennzeichen der Schweizer 
Miliz. Aber gar bald muftten die Schöpfer des Territorial- 
Systems erkennen, daf das Aufpfropfen fremder Gedanken auf 
das eigene Volkstum niemals die gleichen Ergebnisse zeitigt. In 
Rußland fehlte die Jahrhunderte alte Tradition, fehlte bei der 
Masse des Ersatzes der selbstbewußte kriegerische Sinn, fehlte 
der Unterbau der Jugendertüctigung und der vortrefflichen 
Volksschule. Das trat bald deutlih in die Erscheinung. Noch 
sehr wohl entsinne ich mich, wie 1925 bei den großen Manövern 
bei Minsk die „Territorialen“ im Gefecht und bei der Parade sehr 
unvorteilhaft gegen die „Kadertruppen“ abstachen. Die äußere 
Haltung der Leute war nach einigen Regentagen beklagenswert 
uni auf dem Gefechtsfelde ballten sie sich um ihre Zugführer zu- 
sammen, weil diese offenbar die einzigen waren, die etwas von 
der Sache verstanden. 


Aber diese ersten Mifßerfolge schreckten die Führer der Roten 
Armee keineswegs ab. Man suchte vielmehr mit großer Energie 
und Folgerichtigkeit die vorhandenen Mängel abzustellen. Vor 
allem kam es darauf an, den „dauernden Bestand“, das Lehr- 
personal, auf ein höheres Niveau zu bringen. Das geschah durch 
Gründung von Kriegsschulen und Einrichtung zahlreicher Kurse 
für Kommandeure aller Dienstgrade. Die Ksiegsschullchr änge 
wurden 1930 von 21, Jahren bei der Infanterie und Kavallerie 
auf 31, Jahre, bei der Artillerie und den technischen Truppen 
von 51% auf 41% paure verlängert. In diesen Lehrgängen wurden 
nicht nur die Kenntnisse auf taktischem Gebiet verbessert, 
sondern es wurden auch die abgekürzten Ausbildungs- 
pläne bis ins einzelne durchgesprochen. Verständnisvoll suchte 
man sich ferner die Erfahrungen der Pädagogen zunutze zu 
machen, um den stumpfen „Mushik“ zu einem selbständig den- 
kenden Menschen zu erziehen. Erfolge blieben hier nicht aus. 
Voll Stolz wies man schon 1928 darauf hin, daß man im militäri- 
schen Unterricht wesentlih mehr aus den Leuten herausbringe 
als in der Vorkriegszeit, in der sie alle Fragen entweder mit 
„Sluschajus!“ (Zu Befehl!) oder mit „Nje mogu snatj“ (Das kann 
ich nicht wissen!) beantworteten. Unterstützt wurde dieses Be- 
streben noch durch die Bestimmung, daß die Analphabeten nicht 
den Territorial-, sondern den Kadertruppen überwiesen wurden. 
Das war gleichzeitig für die Bevölkerung ein deutlicher Wink, 
ihre Kinder regelmäßig zur Schule gehen zu lassen, damit sie 
später das hier Versäumte nicht während einer zweijährigen 
Militärdienstzeit nachzuholen brauchten. Denn bei den Kader- 
truppen ist man in dieser Beziehung unerbittlih. Vom ersten 
Tage der Dienstzeit an findet hier für die Leute mit schlechter 
Sdiulbildung Elementarunterricht statt und keiner wird zur Re- 
serve entlassen, der nicht lesen und schreiben kann. 


Trotzdem ist es klar, daß das in Jahrhunderten Versäumte 
nicht im Laufe weniger Jahre aufzuholen ist. Es wird noch einige 


571 


Zeit dauern, bis der Russe die geistige Regsamkeit, Entschluß- 
kraft und Arbeitsfreudigkeit aufbringt, die den mitteleuropäischen 
Menschen auszeichnet. 

Besonders ungünstig mußte sih die Kürze der aktiven 
Dienstzeit bei den technischen Truppen auswirken. Das geringe 
Mehr an Dienstzeit, das man für sie einführte, genügte kaum, 
um die Leute in den schwierigen Spezialdienst einzuführen. Man 
half dem aber durch eine besonders sorgfältige Auswahl des Er- 
satzes ab, indem man möglichst nur Leute in diese Truppenteile 
tat, die sich durch ihren Zivilberuf bereits eine gewisse Vorbil- 
dung erworben hatten. Der gleichzeitig erfolgende Neuaufbau 
der Industrie war diesem Streben förderlich. Trotzdem mußten 
hier die Mängel des Systems besonders kraß hervortreten. 


Bei der Territorial-Kavallerie erscheinen die Besitzer geeig- 
neter Pferde genau so wie in der Schweiz mit diesen zu den 
Übungen. Ebenso haben die Kollektiv-Wirtschaften ihre Ange- 
hörigen zur Territorial-Ausbildung mit Pferden zu entsenden. 
Den besten Kavallerie-Ersatz stellen nach wie vor die Kosaken. 
weil ein großer Teil von ihnen eine ausreichende Reitfertigkeit 
mitbringt. Dabei darf man freilich nicht übersehen, daß ihre 
Zahl durch den Bürgerkrieg und spätere gewaltsame Verschik- 
kungen stark zurückgegangen ist und sich sehr viele von der 
Viehzucht dem Ackerbau zugewendet haben. Dadurch haben sie 
manche gute militärische Eigenschaften, namentlih ihre Reit- 
fertigkeit, verloren. 


Sehr bald erkannte man, daß sich Einzelausbildung des 
Mannes und Verbandsausbildung in den drei Monaten der akti- 
ven Dienstzeit des ersten Jahres nicht schaffen ließen. Deshalb 
entschloß man sich, die Einzelausbildung in die Zeit 
vordemDiensteintrittzulegen,d.h. das System durch 
eine Vorausbildung des einzelnen Mannes zu untermauern. Dazu 
begibt sih das Ausbildungspersonal der Territorial-Divisionen 
für die Zeit vom November bis Mitte Februar auf die sogenannten 
„Ausbildungspunkte“. Im allgemeinen hat jede Kompanie einen 
solchen. Nur in sehr dünn bevölkerten Gegenden bildet die 
Kompanie zugweise an drei verschiedenen „Ausbildungs- 

unkten“ aus. Die Wehrfähigen wurden dazu jedesmal für fünf 

age versammelt und untergebracht. Die Verpflegung mußten 
sie sich selbst mitbringen. Zur Bewältigung des gesamten 420 
Ausbildungsstunden umfassenden Programms war anfangs eine 
sechsmalige Versammlung der Wehrfähigen verlangt worden. 
oder mit anderen Worten: Die Wehrfähigen mußten den ganzen 
Winter über immer abwechselnd eine Woche in der Ausbildung 
und 112 Wochen zu Hause bei ihrer Arbeit sein. Das bedeutete 
natürlich eine recht erhebliche Belastung. Man beschränkte die 
Vorausbildung daher später auf je einen zusammenhängenden 
Lehrmonat im 20. und 21. Lebensjahr. Neuerdings hat man die 
Vorausbildung versuchsweise bei einem Teil der Territorial- 
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truppen ganz in das 22. Lebensjahr gelegt, d.h.in das erste Jahr 
des aktiven Dienstes. Die Wehrfähigen erledigen in den Mo- 
naten Januar und Februar ihre gesamte vormilitärische Ausbil- 
dung hintereinanderweg und dienen dann vom Mai bis Juli ihre 
drei Monate aktiv. Mit anderen Worten, man ist zu einer fünf- 
monatlichen Ausbildung im ersten Dienstjahr gekommen. Es 
hat sich anscheinend die sehr zu beachtende Erfahrung heraus- 
gebildet, daß zahlreiche kurze Übungen mit Unterbrechungen ein 
Enger u zeitigen, als ihre zeitliche Zusammen- 
rängung auf zwei Monate. 


Am Schluß dieser Vorausbildung sollen die Leute in der 
Handhabung der Waffe soweit gefördert sein, daß sie als 
einigermaßen vollwertige Einzelkämpfer gelten können. Wäh- 
rend der dann folgenden ersten drei Monate der aktiven Dienst- 
zeit findet in der Hauptsache Verbandsausbildung in der Gruppe 
und im Zuge statt. Schließlich werden im Monat September die 
Truppenteile durch Einberufung von drei älteren Jahrgängen an- 
nähernd auf Kriegsstärke gebracht. Danach kann bei dieser 
Einteilung des Ausbildungsie res für eine planmäfige Schulung 
in der Kompanie und im höheren Verband nur ein Monat ver- 
fügbar gemacht werden. Zwar sind in dieser Beziehung Rahmen- 
übungen des „dauernden Bestandes“ förderlich, die in den Mo- 
naten stattfinden, in denen kein „wechselnder Bestand“ übt. 
Aber es ist ganz Damon ich, ineinem Jahre mitder Volltruppe 
die Kompanie-, Bataillons-, Regiments- und Divisionsschule zu 
erledigen. Deshalb sollen die Divisionen nur alle 2—3 Jahre 
in diesem Verbande üben, sonst lediglich im kleineren Verbande 
bis zum Regiment. In der Unmöglichkeit einer gründlichen, 
planmäfigen Schulung der höheren Einheiten liegt demnach 
eine ausgesprochene Schwäche des ganzen Systems. Die Führer 
aller Grade haben nur selten Gelegenheit, im größeren Verband 
und mit den anderen Waffen gemeinsam zu üben. Aus diesem 
Grunde müssen die Territorial-Divisionen in bezug auf Füh- 
rungstechnik und Zusammenwirken der Waffen hinter den 
Kader-Divisionen zurückstehen. 

Es ist demnach begreiflich, daß man bestrebt ist, dem dauern- 
den Bestand der Territorial-Divisionen eine Reihe von Neben- 
aufgaben abzunehmen, um ihm die Möglichkeit zu geben, sich 
mit aller Kraft der Verbandsausbildung zu widmen. Zu diesen 
Aufgaben gehört in erster Linie die Heranbildung von 
Unterführern. 

So hat man für dieSchüler derHochschulen eine Sonder- 
ausbildung eingerichtet, die als aktiver Militärdienst gilt. Sie 
umfaßt einen theoretischen Kursus von 430 bis 580 Stunden (je 
nach Waffengattung) und 3—4 monatliche Übungen bei der 
Truppe. Die Gesamtdauer der Studienzeit verlängert sich da- 
durch um 4—6 Monate. Der theoretische Kursus ist pflichtmäfig 
für alle Studierenden, gleichgültig, ob sie diensttauglich sind oder 
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nicht. Er bezweckt in erster Linie wehrpolitische Erziehung, die 
im Kriegsfalle ein harmonisches Zusammenarbeiten aller zivilen 
Stellen mit den Militärbehörden vorbereiten soll. Zu den prak- 
tischen Übungen, die meist bei den Kadertruppen getätigt 
werden, werden nur die Tauglichen herangezogen. Am Sdiluf 
der Ausbildung wird eine Prüfung abgelegt, nah deren Be- 
stehen die Studierenden in den mittleren Führerbestand der Re- 
serve überführt werden. Die Schüler, welde neunklassige 
Schulen besucht haben, dienen ein volles Jahr bei den Kader- 
truppen und legen am Schluß die gleiche Prüfung ab wie die 
Studierenden der Hochschulen. 

Es entsteht nun die Frage, inwieweit die bestehenden Kader- 
und Territorial-Divisionen imstande sind, die jährlich anlaufende 
enorme Rekrutenquote von 800 000 Mann militärisch auszubilden. 
Die nachstehende Berechnung zeigt, daß diese Verbände keines- 
wegs dazu ausreichen. 

Die Kadertruppen nehmen alljährlich 280 000 Rekruten auf, 
die Territorialiruppen nur 240000. Das ist deshalb auffallend, 
weil sie, wie schon erwähnt, etwa doppelt so viele Einheiten um- 
fassen als die zuerst genannten. Es scheint aber, daß mit dem vor- 
handenen Ausbildungspersonal der Territorial-Divisionen nicht 
mehr zu schaffen ist. ie dem auch sei, es bleiben rund 280 000 
Rekruten alljährlih übrig. Sie sollen eine „Ausbildung 
außerhalb der Truppe“ erfahren. Bestimmungsgemäß 
sollten diese Leute in den fünf Jahren, in denen ihre Alters- 
genossen dem aktiven Dienstverhältnis angehören (22. bis 
26. Lebensjahr), insgesamt sechs Monate in einer Reihe kürzerer 
Übungen Dienst tun. Aber es fehlte fast überall an geeignetem 
Ausbildungspersonal und deshalb stand diese gesetzliche Bestim- 
mung zum größten Teil auf dem Papier. 


Diesem Mangel soll der „Ossoaviachim“ abhelfen. 

Seit etwa zwei Jahren hat diese Gesellschaft ihren Schwer- 
pansi auf die rein militärische Ausbildung gelegt. 
berall werden Ausbildungszirkel für alle Waffen eingerichtet. 
Ziel ist die vollständige Ausbildung des Einzelkämpfers und des 
Spezialisten. Das geht also noch über das hinaus, was in der vor- 
dienstlichen Ausbildun durch die Territorialtruppe angestrebt 
wurde. Abendkurse und Ausflüge an freien Tagen wechseln mit- 
einander. Neuerdings richtet der Ossoaviachim aber an vielen 
Stellen bereits eigene Lager ein, in denen Übungen von längerer 
Dauer abgehalten werden. Lehrer sind Reserveoffiziere, die von 
der Gesellschaft privat für diesen Dienst verpflichtet werden. 
Bemerkenswert ist, daß die Ausbildung in drei Stufen statt- 
findet, in denen die Wehrfähigen nach ihren Leistungen ge- 
liedert sind. Dadurch wird bereits der Auswahl der späteren 
nterführer vorgearbeitet. Ja, man hat stellenweise sogar be- 
reits mit der Verbandsausbildung begonnen, denn 1932 beteiligten 
sich eigene Einheiten des Ossoaviachim (Bataillone, Eskadrons, 


574 


Batterien) an den Manövern. Diese Art der Ausbildung fallt 
wohl aber aus dem eigentlihen Rahmen der Gesellschaft heraus 
und scheint vornehmlich propagandistischen Zwecken gedient 
zu haben. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit des Ossoaviadhim wird in 
Zukunft wohl auf der Einzelausbildung der gewaltigen Masse 
der Wehrfähigen liegen müssen, die von den Kader- und Terri- 
torialverbänden nicht aufgenommen werden können. Als An- 
reiz zur freiwilligen Teilnahme an den Übungen hat man bereits 
die Bestimmung getroffen, daß die Ausbildung außerhalb der 
Truppe, die, wie wir wissen, im ganzen acht Monate in fünf 
Jahren betragen soll, bei erfolgreiher Ablegung der beiden 
ersten Stufen um zwei Monate, bei Teilnahme an der dritten 
Stufe sogar um vier Monate gekürzt werden kann. 

Von entscheidender Bedeutung dafür, ob die Gesellschaft in 
der Lage sein wird, diese gewaltige Aufgabe zu lösen, wird 
natürlich die Frage sein, ob es gelingen wird, genügend Lehr- 

ersonal heranzubilden. Es sind daher bereits seit drei Jahren 

esondere Kurse hierfür eingerichtet worden, Joret junge Mann, 
der in den Unterstufen die Befähigung zum Unterführer erhält, 
wird bereits im folgenden Jahre als Lehrer verwendet. Das er- 
scheint reichlich früh. Die Armee hat dem Ossoaviachim in 
diesem Frühjahr außerdem dadurch geholfen, daf sie 8000 aus 
ihr entlassene Unteroffiziere und jüngere Offiziere als Aus- 
bildungspersonal der Gesellschaft überwies. 


Das Streben geht weiter dahin, den Territorialverbänden die 
gesamte Vorausbildung vor dem Diensteintritt des Ossoaviachim 
zu übertragen. Dadurch würde die Truppe ganz außerordentlich 
entlastet. Sie könnte wesentlich mehr Rekruten ausbilden (viel- 
leicht zwei Raten jährlich) und hätte erheblich mehr Zeit, sich 
mit der Verbandsausbildung zu befassen. 

Nachstehend sollen nun noch eine Reihe von Nebenauf- 
panen Erwähnung finden, die die Gesellschaft zur Entlastung 

er Truppe übernommen hat. 


1. Sie hat zur Fortbildung der Reserve-Kommandeure bisher 
72 Krie g5 schulen in allen größeren Städten eingerichtet. 
Die hier abgehaltenen Kurse dauern je nach der Waffengattung 
3—6 Monate. Es besteht die Absicht, die Reserveoffiziere min- 
destens alle zwei Jahre einmal an diesen Lehrgängen teilnehmen 
zu lassen. 

2. Sie unterhält ferner 21 Fliegerschulen, deren be- 
deutendste sich in Tuschino bei Moskau befindet. In ihnen wer- 
den Piloten für die Zivilluftflotte in siebenmonatlichen Kursen 
ausgebildet. Daneben bestehen Kurse für Flugmechaniker und 
von sonstigen Flugspezialisten. Auch die zahlreichen Aero- 
klubs, die sich in größeren Städten befinden und hauptsächlich 
Propaganda für die Luftflotte betreiben, bilden Flugschüler in 

ürzeren Lehrgängen aus. Mit der Segelfliegerei hat man 
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allenthalben begonnen. Zurzeit soll es bereits 2000 ausgebildete 
Piloten geben. 

3. Sie bildet die Bevölkerung im Luftschutz aus Zu 
diesem Zwecke werden in 2—3 monatlichen Lehrgängen besondere 
Einheits-Luftschutz-Kommandos geschult, die im Ernstfall den 
Warn-, Entgasungs-, Feuerlösch- und Sanitätsdienst zu überneh- 
men haben. Zur Spezialausbildung im chemischen Dienst 
wurden 1932 weitere fünf Lehrgänge von je zwei Monaten er- 
öffnet. Außerdem sind über das gesamte Gebiet der Sowjet- 
republik eine große Zahl von „chemischen Ausbildungspunkten“ 
verteilt, die den Ersatz für die hemischen Truppen heranbilden 
und die Bevölkerung aufklären sollen. 

4. Der Ossoaviachim fördert weiter das sportliche 
Training, aber nur insoweit, als es der Armee unmittelbar zu- 

ute kommt. In den pferdereihen Gegenden, namentlich im 

üden, sind über 600 Reitschulen eingerichtet worden, um damit 
die stark vernachlässigte Reitfertigkeit der Kosakenjugend 
wieder zu verbessern. 

Ähnlichen Zwecken wie die eben gekennzeichnete Gesell- 
schaft dient in kleinerem Umfange der Awtodor (Gesellschaft 
zur Unterstützung der Entwicklung des Kraftfahrwesens und zur 
Verbesserung des Wegenetzes der Sowjetunion). Er hat etwa 
2000 000 Mitglieder. Im einzelnen befaßt er sich mit folgenden 
Ausbildungsaufgaben: 


a) Aufstellung freiwilliger Kraftrad-Abteilungen und Last- 
kraftwagenkolonnen. Derartige Einheiten gab es 1932 be- 
reits in fünf Städten; 

b) Ausbildung des technischen Personals für Kampfwagen 
und Lastkraftwagen der Armee. Dafür sind 13 Spezial- 
schulen und 32 Vorschulen eingerichtet worden mit einer 
Schülerzahl von 36000 Mann im Jahre 1932. Hier wird die 
vor der aktiven Dienstzeit liegende Spezialistenausbildung 
der Kraftfahrer in gründliher und sachgemäfßer Weise 
durchgeführt. 


Betrachtungen. 


Wir haben gesehen, daß man den durch die wirtschaftliche 
Not bedingten Nachteil der Verkürzung des aktiven Dienstes 
durch die Vorausbildung im 20. und 21. Lebensjahr auszugleichen 
sudıt. Bisher ist dies zweifellos noch nicht gelungen. Vielleicht 
wird die großzügige Tätigkeit des Ossoaviachim hier bessernd 
wirken. Sie wird wohl aber kaum etwas wesentliches an der 
Tatsache ändern, daß eine acht- bis elfmonatliche Dienstzeit 
innerhalb von fünf Jahren, wie sie jetzt bei den zwei Drittel des 
Heeres umfassenden Territorialtruppen besteht, reichlich kurz 
ist. Stellt man das geringe Bildungsniveau der Masse der Be- 
völkerung, die Schwerfälligkeit des russischen Volkscharakters 
und das an Zahl geringe länger dienende Ausbildungspersonal 
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in Rechnung, so möchte man bezweifeln, ob es möglich ist, auf 
diesem Wege Verbände zu schaffen, die in jeder Kampfform 
dasjenige Maß von Selbsttätigkeit und Beweglichkeit aufbringen 
werden, die der neuzeitliche Krieg verlangt. Zweifellos sind die 
Ausbildungsmethoden auch in Rußland wesentlich verbessert 
worden. Auf das Parademäfiige wird nicht mehr so viel Zeit ° 
verwendet wie vor dem Kriege. Dem steht aber die wachsende 
Vielseitigkeit der Ausbildung infolge Einführung der neuzeit- 
lichen Kampfmittel gegenüber. Am einfachsten liegen die Ver- 
hältnisse in dieser Beziehung nodı bei der Infanterie. Aber auch 
hier haben Kampfwagen-, Flieger- und Gasabwehr neue Gebiete 
eröffnet, die eine gewisse Ausbildungszeit erfordern. Bei der 
Kavallerie braucht man nach einem alten Erfahrungssatz ein ge- 
wisses Maß von aktiver Dienstzeit, um einen Mann zu einem 
sicher im Verband sich bewegenden Reiter und durchgebildeten 
Schützen zu machen. Und auch bei den technischen Truppen ist 
es mit der Einzelausbildung von Spezialisten — wie sie jetzt die 
freiwilligen Organisationen kräftig in Angriff genommen haben 
— allein nicht getan. Die Verbandsaucbildung erfordert, wenn 
sie den Erfordernissen des Ernstfalls Rechnung trägt, erhebliche 
Zeit. Mir scheint es, daf die Zerteilung der 8—11 Monate Dienst- 
zeit in fünf, durch je fast ein Jahr getrennte Übungen den Nach- 
teil in sich birgt, daf keine genügend feste Grundlagen geschaffen 
werden und daß sich vor allem das Gefühl für Disziplin, soldati- 
schen Geist und Zusammenhalt in der Truppe nicht genügend 
bilden kann. Vielleiht würde eine halbjährige zusammen- 
hängende Dienstzeit mit kurzen späteren 14tägigen Wieder- 
holungsübungen bessere Ergebnisse erzielen. 


Die Weiterbildung der Reserve wird gegenüber der Vor- 
kriegszeit intensiver Beisichen. Wenn auch die Gesamtübungs- 
dauer (drei Monate) etwa die gleiche ist wie früher, so geschieht 
doch wesentlih mehr für die Sonderausbildung des Offizier- 
korps an den Hochschulen und durch den Ossoaviachim. Es ist 
ja durchaus verständlih, daß Verbände mit kurzer aktiver 
ienstzeit häufige Reserveübungen brauchen. Aber die Erfah- 
rung mit den zahlreichen Neuaufstellungen des Winters 1915/16 
zeigte, daß häufige Reserveübungen der Mannschaften — wie sie 
auch im alten Rußland stattfanden — allein nicht genügen, um 
verwendungsbereite Reserveverbände zu schaffen. Damals 
machte sich vielmehr das Fehlen eines gründlich vorgebildeten, 
zahlreichen Reserve-OÖffizierkorps sehr nachteilig geltend. Die 
oberflächlich ausgebildeten Studenten vermochten das an sich 
tüchtige und genügend geübte Mannschaftsmaterial nicht zu be- 
weglichen, kampfkräftigen Verbänden zusammenzuschweißen. 
Der auch in der Vorkriegszeit beträchtliche Teil der Wehr- 
fähigen, der nicht aktiv zu dienen brauchte, ist nach der neuen 
Wehrverfassung wesentlich größer geworden. Das ist zweifellos 
ein schwerwiegender Nachteil des ganzen Systems. Früher wur- 
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den diese Überzähligen der „Reichswehr“ überwiesen, einer Art 
ungedienten Landsturms, der zur oberflächlihen militärischen 
Ausbildung zwei Übungen von vierwöchentlicher Dauer ableisten 
sollte. Die „Reichswehr“-Verbände, die im Weltkriege sehr bald 
aufgestellt wurden, haben ihren geringen militärischen Wert 
deutlih bewiesen. Es ist daher nur zu verständlich, da man 
jetzt alles daran setzt, die Ausbildung dieser alljährlich neu an- 
aufenden Rekrutenmasse, die vom Heere nicht bewältigt werden 
kann, auf andere Weise durchzuführen. Der hier beschrittene 
Weg über Ossoaviachim und Awtodor ist originell und bricht 
mit jeder früheren Tradition. Er macht sich den auch im Schwei- 
zer Milizsystem seit langem verankerten Gedanken zu eigen, die 
private Mitarbeit von Offiziersgesellschaften, Schützenvereinen, 
portverbänden für die Landesverteidigung nutzbar zu machen. 
Damnit wird ein Teil der finanziellen Lasten vom Staate auf 
diese Gesellschaften abgewälzt. Sie können die erforderlichen 
Geldopfer leichter aus der Bevölkerung herausholen als der 
Steuerbeamte, weil sie mit propagandistischen Mitteln arbeiten 
und dadurch die mehr oder weniger tatsächliche Freiwilligkeit 
der Leistung erreichen. Das Verfahren bietet ferner den nicht 
zu unterschätzenden Vorteil, die Armee in der Bevölkerung mehr 
und mehr populär zu machen. Dabei wahren sich die militäri- 
schen Zentralstellen dadurch ihren richtunggebenden Einfluß, daf 
sie selbst namhafte Beiträge in die Kassen der Verbände fließen 
lassen. Macht die Arbeit des Ossoaviachim und des Awtodor 
weiter solch bemerkenswerte Fortschritte, wie in den letzten drei 
Jahren, so ist zu erwarten, daß der bisher ungeübte Teil des 

ekrutenjahrgangs eine Ausbildung erfährt, die derjenigen in 
den Territorialverbänden zwar nicht gleichkommen, aber gegen- 
über der Vorkriegszeit einen großen Fortschritt bedeuten wird. 
Daneben werden die genannten Gesellschaften durch die vor- 
militärische Ausbildung, die sie betreiben, den Unterbau des 
stehenden Heeres verbessern und ihm mehr Zeit für seine Ver- 
bandsausbildung schaffen. 


Das Problem 
der Rayonierung in der Sowjetunion. 


Grundlagen, Bestrebungen, Ergebnisse. 
Von Robert Blumenfeld. 


Die Gliederung des russischen Kaiserreichs geht in ihren 
grundsätzlichen Zügen auf Peter den Großen und Katharina Il. 
zurück. Ersterer schuf die Gouvernements, letztere die Kreise 
(ujesdy), sowie eine übersichtliche und scharfe Abgrenzung der 
Befugnisse der einzelnen örtlichen Verwaltungsstellen. Nach der 
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„Gouvernementsverfassung“ (utschreshdenije o gubernijadıh) 
Katharinas vom Jahre 1775 sollte die Durdisdinittcbevölkerune 
der Gouvernements 300—400000 Einwohner, diejenige der 
K reise 20-—-30 000 Einwohner betragen, an der Spitze der Coie 
nements kaiserliche Statthalter (gosudarewy namjestniki) oder 
Generalgouverneure stehen, die von Peter dem Großen geschaffe- 
nen Gouverneure hingegen nur deren Stellvertreter oder Gehilfen 
sein. In Wirklichkeit wurden sie Leiter der Gouvernements, 
während die wenigen Generalgouverneure, die tatsächlich ge- 
schaffen wurden, an die Spitze mehrerer Gouvernements gestellt 
wurden, deren Zusammenfassung als politisch erwünscht er- 
schien. PBezeichnend für den überspitzten Zentralismus der 
Kaiserzeit war der Umstand, daß den Kreisen, die zuerst von 
kollegialen Behörden und später von „isprawniki“ geleitet wur- 
den, lediglich polizeiliche Befugnisse zustanden. Die Verwaltung 
der dem Staate und dem sogenannten „Apanagenressort“ (udjel- 
noje wjedomstwo) gehörigen Bauern wurde erstmalig unter 
Paul I. geschaffen. Nikolaus I. führte für die staatlichen Bauern 
als Verwaltungs- und Selbstverwaltungseinheit den Amtsbezirk 
(wolostj) ein, der seinerseits in Dorfgemeinden (selskije obsch- 
tschestwa) zerfiel. Diese Einteilung wurde, nachdem 1861 die 
Leibeigenschaft aufgehoben worden war, 1866 auf die gesamte 
Bauernschaft ausgedehnt. Die Dorfgemeinden, die zugleich Feld- 
gemeinden waren, besaßen einen vorwiegend wirtschaftlichen 
Aufgabenkreis, während den Amtsbezirksleitungen (wolostnyje 
rawlenija) in der Hauptsache reine Verwaltungsgeschäfte zu- 
Helen. Das Problem der Rechtsstellung der Bauernschaft und 
ihrer Beziehungen zu den übrigen Ständen, vor allem zum adli- 
gen Grundbesitz, war neben der Agrarfrage, mit der es engstens 
zusammenhing, eine der schwierigsten und wichtigsten inner- 
olitischen und verwaltungstechnischen Fragen Vorkriegsruß- 
ands, deren Lösung in dem halben Jahrhundert zwischen Auf- 
un der Leibeigenschaft und Weltkriegsausbrudı wiederholt 
erfolglos versucht wurde. Für die erste Zeit nach der Bauern- 
befreiung dürfte die Loslösung der Bauernschaft, die Schaffung 
rein bäuerliher Verwaltungs- und Selbstverwaltungsstellen be- 
rechtigt gewesen sein, mit der Zeit erwies sie sich jedoch in stei- 
gendem Maße als wirtschaftlicher und kultureller Hemmschuh. 
Auch verwaltungstehnisch wäre es zweifellos sehr erwünscht 
gewesen, kleinere Verwaltungseinheiten als die Kreise, die ja 
zudem fast nur polizeiliche Befugnisse besaßen, zu schaffen. 
Die Reformbestrebungen der ersten Hälfte der achtziger Jahre, 
die in den jahrelangen Beratungen der Kommission des Staats- 
sekretärs Kachanow zum Ausdruck gelangten, waren ergebnislos 
verlaufen, denn die Regierung wollte die Bauernschaft um jeden 

reis vor der Verseuchung mit revolutionären Gedanken be- 
wahren und sperrte sie vor jeder Berührung mit der politisch 
unzuverlässigen „Intelligenz“ ab. Der sichtbare Ausdruck dieser 
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nn une war die 1889 erfolgte Schaffun 
des Instituts der Landhauptleute (semskije natschaljniki). Na 
der Revolution von 1905 schien auch die Frage der Verwaltungs- 
reform ins Rollen zu geraten. Stolypin brachte einen ent- 
sprechenden Gesetzentwurf ein, in dem auch die Schaffung von 
Landräten nach preufischem Vorbild geplant war!), der jedoch 
über die parlamentarische Ausschufberatung nicht weiter ge- 
dieh. Die Kerenski-Regierung erließ im Sommer 1917 das von 
liberalen Kreisen jahrzehntelang herbeigesehnte Gesetz über 
die Schaffung einer kleineren Selbstverwaltungseinheit, die 
teilweise mit Verwaltungsbefugnissen ausgestattet wurde. Auch 
dieses Gesetzeswerk wurde von der Sturmflut der Oktober- 
revolution fortgeschwemmt, ohne überhaupt verwirklicht worden 
zu sein. 

Bei Ausbruch der Oktoberrevolution zerfiel das russische 
Reich innerhalb der Grenzen der UdSSR in 78 Gouvernements 
und 19 Gebiete, mit einer Durcdhschnittsbevölkerung von je 
anderthalb bis zwei Millionen. Die Gouvernements und Gebiete 
zerfielen ihrerseits durchschnittlich in 11—12 Kreise bzw. Be- 
zirke (okrugi) mit je 150 000—200 000 Einwohnern. 


Die Reformentwürfe der kaiserlichen Regierung fußten auf 
der bisherigen Verwaltungseinteilung. Diese war jedoch unter 
völlig andersgearteten politischen und wirtschaftlichen Verhält- 
nissen geschaffen worden, unter Berücksichtigung rein verwal- 
tungstechnischer Gesichtspunkte. Im Gegensatz dazu finden 
sich in der Literatur bereits seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
Gedanken einer Gliederung des Landes nach neuen Gesichts- 
punkten (,Rayonierung“). Schon 1848 hatte K. I. Arsenjew in 
seiner Schrift „Statistitscheskije otscherki Rossii“ (Statistische 
Schilderungen Rußlands) eine Einteilung des Reichs in 10 Rayons 
(prostranstwa) nach physikalisch-geographischen Gesichtspunk- 
ten vorgeschlagen. In den siebziger und achtziger Jahren hatte 
der bekannte Forschungsreisende P. Semjonow-Tjanschanskij 
vorgeschlagen, das europäische Rußland in 14 bzw. 12 Rayons 
einzuteilen, vornehmlich auf wirtschaftlichen Grundlagen. Seit 
der Jahrhundertwende verfocht der bekannte Moskauer Semstwo- 
Führer, D. I. Richter, den gleichen Gedanken. Bei Ausbruch der 
Revolution war der Ausdruck „Wirtschaftsrayon“ ein terminus 
technicus im vollsten Sinne des Wortes. 


I. 


Erste Aufgabe des neuen Staates der Oktoberrevolution, der 
sich von seinem Vorgänger sowohl seiner wirtschaftlichen Grund- 
lage und seinem Klassencharakter nach, als auch hinsichtlich 


1) Vgl. Hoetzsch, „Die Verwaltung in Sowjetrufland und ihre Probleme“, 
Ost-Europa, Dezember 1931, S, 126. Dieser außerordentlih aufsclußreice 
Aufsatz wird weiterhin kurz als „Hoetzsch“ zitiert werden. 
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seines inneren Aufbaus unterscheiden sollte?), war die Zerstö- 
rung des ganzen bisherigen Behördenapparats und dessen 
Wiederaufbau nach den Grundsätzen des Rätegedankens?). Die 
Zerstörung des zentralen und örtlichen Behördenapparats hatte 
nur wenige Monate in Anspruch genommen, die bisherige lei- 
tende Beamtenschaft war durch Vertreter der Arbeiter- und 
Soldatenräte ersetzt worden. Die bestehende Einteilung des 
Landes, die der nunmehr herrschenden Partei von jeher als 
typischer Ausfluß des zaristischen Polizeistaates gegolten hatte, 
sollte einer neuen, vornehmlich auf wirtschaftlichen Gesichts- 
pankin beruhenden Einteilung Platz machen. Daft die bis- 
erige Einteilung in Wirklichkeit jahrelang nahezu unberührt 
blieb und erst in den letzten Jahren eine grundlegende Um- 
gestaltung erfuhr, ist vor allem auf den Bürgerkrieg zurück- 
zuführen, der jahrelang die gesamte Aufmerksamkeit der Re- 
ierung beanspruchte. Die Grundzüge der Verwaltungsreform, 
die Lenin in seiner bereits 1913 erschienenen Schrift „Kritische 
Bemerkungen zur Nationalitätenfrage“ dargelegt hatte, waren 
zu einem Bestandteil des kommunistischen Parteiprogramms 
geworden. Durch Beschluß der 7. Allrussischen Rätetagung vom 
13. Dezember 1919 wurde dem Allrussischen Zentral-Vollzugs- 
Ausschuß (WZIK) die praktische Ausarbeitung der Grundlagen 
einer Neueinteilung der RSFSR nach verwaltungswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten aufgetragen. Zu diesem Zweck gliederte sich 
der WZIK einen Sonderausschuß (administratiwnaja komissija) 
an, der in engster Fühlung mit dem Innenkommissariat arbeiten 
sollte. Die gleiche Frage beschäftigte gleichzeitig eine Reihe 
weiterer Zentralstellen (Ackerbaukommissariat, Oberster Volks- 
wirtschaftsrat, Statistische Zentralverwaltung, Institut für Wirt- 
schaftsforshung am Finanzkommissariat), die ihrerseits eine 
Reihe namhafter Fachleute auf diesem Gebiet zur Mitarbeit 
heranzogen (Knipowitsch, Dojarenko, Tschelinzew u. a.). Die 
Fragen der Rayonierung und Elektrifizierung erwiesen sich 
aufs engste miteinander verknüpft. Die Ausarbeitung des Elek- 
trifizierungsplanes war Aufgabe des von G. M. Krshishanowskij 
nn „Staatlichen Ausschusses zur Elektrifizierung Ruß- 
ands“ (GOELRO), die Bearbeitung der mit Rayonierung und 
Elektrifizierung zusammenhängenden planwirtschaftlichen Fra- 
en Aufgabe der im Februar 1921 geschaffenen Staatsplan- 
ommission. Letztere schlug in ihrem Entwurf eine durchgängige 
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3) Lenin bezeichnete das neue Staatsgebilde als Arbeiterstaat mit vor- 
wiegend bäuerlicher Bevölkerung und mit bürokratischen Verzerrungen 
(iswraschtschenija). 

2) Hoetzsch, S. 127, letzter Absatz: „Der Rätegedanke hat den Etagenbau 
mit seiner weitgehenden Gleichsetzung von Regierung und Verwaltung, von 
Legislative und Exekutive geschaffen, den jedermann kennt. Einen Etagen- 
bau, der vom Dorfrat über den Kreisrat und Gouvernementsrat hinaufführt 
zum Rätekongreß der einzelnen Bundesrepubliken und gipfelt im Unions- 
rätekongreß.“ 
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Ersetzung der bisherigen Verwaltungseinheiten durch neue vor. 
die na rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten geschaffen 
werden sollten. Im Dezember 1921 verabschiedete der 9. All- 
russische Rätekongrefß den zehnjährigen Flektrifizierungsplan 
der GOELRO, im April 1921 der WZIK die praktischen Vor- 
schläge der Rayonierungskommission aus Vertretern der Zentral- 
und Ortsbehörden zur Durchführung der Verwaltungsreform. 
Das neue Verwaltungssystem sollte vor allem wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten Rechnung tragen und die höchste Entwicklung 
der Produktivkräfte des Landes sicherstellen. Über die Weiter- 
verfolgung des Reformwerks im Rahmen der inzwischen ge- 
schaffenen Sowjetunion sollte sich 1923 der XII. Parteitag maf- 
ebend äußern. Dieser betonte zwar, in Übereinstimmung mit 

em Berichterstatter Rykow, die bestehende Gliederung ent- 
spreche nicht den neuen politisch-wirtschaftlichen Bedürfnissen. 
sprach sich jedoch für eine vorsichtige Behandlung des Rayonie- 
rungsproblems und dessen schrittweise Durchführung aus. Ver- 
suchsweise sollte die neue Gliederung zunächst in der Ukraine 
und zwei Gebieten der RSFSR durchgeführt werden — im Ural 
als industriellem und im Nordkaukasus als landwirtschaftlichem 
Gebiet. Für den Rest der Union sollte ein vorläufiger Reform- 
plan schon jetzt ausgearbeitet, praktisch jedoch erst dann ver- 
wirklicht werden, wenn man die Erfahrungen der Ukraine, des 
Ural sowie des Nordkaukasus nutzbar machen könnte. 


Il. 


Unmittelbar nach der Revolution hatte die Regierung der 
RSFSR eine Reihe von Gouvernements neu geschaffen. Zu selb- 
ständigen Gouvernements wurden entweder wichtige Industrie- 
und Verkehrsgebiete erhoben (Donezbecken, Iwanowo-Wosnes- 
sensk, Zarizyn [jetzt Stalingrad), Homel, Brjansk) oder Teile 
von Gouvernements, deren riesige Ausdehnung auch schon 
unter der Zarenregierung große Schwierigkeiten verursacht 
hatte (Schaffung des Nordde na Couvernemente aus Teilen des 
Gouvernements Archangelsk). Innerhalb der einzelnen Gou- 
vernements schufen die Gouvernementsbehörden ihrerseits neue 
Kreise, verlegten den Sitz der Kreishauptstädte usw. Nirgends 
ging jedoch der Umgestaltungsprozef mit so elementarer Macht 
vor sich, wie bei den Amtsbezirken und Dorfräten. Die ersten 
Anfänge dieses Prozesses reichen noch in die Kerenski-Zeit 
zurück, als die Anarchie zusehends um sich griff, die Bauern 
vielfach sich selbst überlassen waren und die bevorstehende 
„Enteignung“ der Gutsbesitzer nur noch eine Frage der Zeit 
war. Nachdem die Sowjetregierung kurz nach ihrer Macht- 
ergreifung die Aufhebung des Grundeigentums ausgesprochen 
hatte, konnte die Bauernschaft die Träume von Generationen 
verwirklichen und das Land an sich reifen. Natürlich lag es in 
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ihrem eigensten Interesse, den staatlichen Machtapparat, der 
Neu- und Altbesitz schützen sollte, in möglichster Nähe zu haben. 
Bei den wachsenden Ernährungsschwierigkeiten, die sich damals, 
ebenso wie jetzt, nicht überall in gleihem Maße bemerkbar 
machten, mußten bessergestellte Ortschaften bestrebt sein, ihre 
Vorräte vor Zugriffen jet Art zu schützen, schlechter- 
ee Ortschaften einen Anschluß an günstiger gestellte suchen. 
ie Schaffung neuer Verwaltungseinheiten bedeutete ja da- 
mals noch keine geldliche Belastung der unmittelbar Beteiligten, 
denn man lebte in der Hauptsache von „aufßerordentlichen Re- 
volutionssteuern“, die von den Ortsbehörden auferlegt, bei- 
getrieben und zu eigenen Zwecken verwendet wurden. Eine 
nn Grundlage für diese Umformungsbestrebungen war 
urch das Dekret vom 27. Januar 1918 geschaffen worden, 
die Ortsbehörden zur Änderung der Grenzen von Gouverne- 
ments, Kreisen und Amitsbezirken berechtigte. Vergebens ver- 
suchte das Innenkommissariat die wahrhaft verheerende Wir- 
kung dieses Dekrets dadurch abzuschwächen, daß es durch eine 
Reihe von Runderlassen Neuaufteilungen und Umformungen 
von der Genehmigung der jeweils vorgesetzten Behörden ab- 
hängig machte. Die in Betracht kommenden Stellen erhielten in 
jener Zeit, als die „wlastj na mjestach“ nahezu unbeschränkt 
war, entweder überhaupt keine Kenntnis von den Weisungen 
der Zentralstellen oder sie setzten sich kurzerhand darüber hin- 
weg und ae die vorgesetzten Behörden im Interesse deren 
eigenen Ansehens zur nachträglichen Gutheillung vollendeter 
Tatsachen. 


Nachdem die Umformungswelle ihren Höchststand etwa 
1920 erreicht hatte, beginnt sie von da ab allmählih abzu- 
ebben. Noch Ende 1921 hatten jedoch die Gouvernementsbehör- 
den, geschweige denn das Innenkommissariat, noch keine genauen 
Unterlagen über die Zahl der Amtsbezirke ihres Gouvernements. 
Es gab damals sogar noch „herrenlose“ Kreise*). Trotz unver- 
kennbarer Rücbildungserscheinungen gab es 192 in der 
RSFSR 12363 Amtsbezirke gegen 10606, 601 Kreise gegen 
476, 80 Gouvernements und autonome Gebiete gegen 56 bei Aus- 
bruch der Revolution. Der Zerstückelungsprozeß hatte viele 
lebensunfähige Gebilde geschaffen, die den Kreisregierungen 
zur Last fielen, denn die schöne Zeit des Lebens aus der Hand 
in den Mund war nun endgültig vorbei. Auch die Partei hatte 
ein Interesse an der Beseitigung der neuentstandenen Gebilde, 
denn vielfach hatten die „Kulaken“ deren Führung an sich ge- 
rissen. Der Kriegskommunismus mit seiner außerordentlichen 
Zentralisation hatte zudem die Ortsbehörden jeder Selbständig- 
keit entkleidet und zu reinen Vollzugsorganen der oberen 


4) Zitiert bei Lushin, „Vom Amtsbezirk zum Rayon“, Moskau 1929, S. 16, 
der sich seinerseits auf amtliche Unterlagen beruft. 
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Stellen gemacht. Damit hatten sie ihre letzte Daseinsberechtigung 
eingebültt, denn sie waren nun nicht mehr leicht zugängliche 
Verwaltungsstellen, die entscheidend mitzusprechen hatten. Die 
Gouvernementsbehörden hatten überdies seit Ende 1921 ihr 
eigenes, meist sehr knapp bemessenes Budget erhalten und 
mußten daher auf möglichste Verringerung der Verwaltungs- 
einheiten bestrebt sein, die sie aus eigenen Mitteln speisen 
mußten. Aus dieser Darstellung kann man ersehen, daß die 
„Rayonierung“ in diesen ersten Reformjahren im Gegensatz zu 
den wirtschaftlichen Gesichtspunkten, die nach dem Willen der 
Zentralregierung maßgebend sein sollten, fast ausschließlich von 
verwaltungstechnischen und finanziellen Rücksichten beeinflußt 
wurde. In den Jahren 1922—1923, um die es sich hier handelt, war 
die weitere Richtung der Agrarpolitik noch durchaus unklar. 
Die Zusammenlegung überflüssiger Verwaltungseinheiten ging 
ohne Beteiligung, vielfach sogar ohne Anhörung der dnmitielba: 
interessierten Bevölkerungsgruppen und Stellen vor sich. Gou- 
vernements- und Kreiskommissionen, nach dem Vorbild der ent- 
ep nen Zentralkommission am WZIK geschaffen, arbeiteten 
en Zusammenlegungsplan aus, Kreisvollzugsausschüsse und 
Kreisrätetagungen prüften ihn und die Gouvernementsvollzugs- 
ausschüsse gaben ihre endgültige Genehmigung. Bei der Zu- 
sammenlegung der Amtsbezirke wurde die gleichzeitige Kreis- 
reform häufig gar nicht berücksichtigt. Die wirtschaftlichen und 
verwaltungstechnischen Ergebnisse waren wenig befriedigend. 
Bei den Reformbestrebungen der Jahre 1924—1925 wurden hin- 
gegen die beteiligten Stellen und Bevölkerungskreise gehört, 
sowie nationale und sonstige Momente berücksichtigt. Seit 1924 
macht sih in der Regierungspolitik in steigendem Maße das 
Bestreben nach „Belebung der Sowjets“ bemerkbar. Vor allem 
sollen die unteren Verwaltungsorgane umgestaltet werden, um 
die Bauernschaft stärker beeinflussen zu können und eine engere 
Zusammenarbeit mit deren proletarischen und halbproletarischen 
Schichten herbeizuführen (Beschlüsse der 14. Parteikonferenz 
und des 3. Rätekongresses der Gesamtunion). Das jahrelange 
Herumexperimentieren mit den Amtsbezirken, die man d 
ee S bald wieder aufgeteilt und wieder zusammen- 
elegt hatte, führte an mafgebender Stelle zu der Erkenntnis, 
daf diese Form überhaupt ungeeignet sei und durch den Rayon 
ersetzt werden müßte. Dr bot nicht nur den Vorzug der 
größeren Ausdehnung und der wirtschaftlich Pe EKEN 
Grundlage, er verfügte auch über einen wirtschaftlich, politisch 
und verwaltungstechnisch besser geschulten Beamtenapparat, wie 
die nunmehr abgeschlossene Reform in den drei Versuchs- 
gebieten ergeben hatte. 
II. 
Uralgebiet. Es war aus den ursprünglichen Gouverne- 
ments Perm und Teilen der Gouvernements Orenburg, Ufa un 
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Tobolsk entstanden und der Schauplatz erbitterter Bürgerkriegs- 
kämpfe bee Zu Beginn der. NEP“ zerfiel es in die Gouverne- 
ments Jekaterinburg (das nachmalige Swerdlowsk), Tschelja- 
binsk und Tjumenj, die teils noch die alte Einteilung in Kreise 
beibehalten hatten, teils auf die Bezirkseinteilung (okrugi) 
übergegangen waren. Dieser Umstand, durch beständige Neu- 
ADET nungen verschärft, ergab ein ziemliches Durcheinander. 
Der Beschluß der Zentralregierung über die Durchführung der 
Verwaltungsreform nach den neuen Grundsätzen enthielt nicht 
etwa eingehende Richtlinien für die Gebietsorgane. Selbst die 
Be überaus wichtige Frage, bei welcher Verwaltungsein- 
eit die Umbildung einsetzen sollte, mußte an Ort und Stelle 
entschieden werden. Man wählte den Mittelweg. Die noch be- 
stehenden Kreise (ujesdy) wurden durchwe en und 
die Neueinteilung des Gebiets in 16 Bezirke (okrugi) restlos 
durchgeführt. Diese erste Etappe wurde im Oktober/November 
1923 abgeschlossen mit der Einberufung der Rätetagungen der 
neugeschaffenen Bezirke und der Wahl der Bezirksvollzugsaus- 
schüsse. Inzwischen war das Gesetz über die Schaffung des Ural- 
gebiets am 3. November 1923 vom WZIK verabschiedet worden. 
Am 10. Dezember 1923 wählte die erste ee des neu- 
geschaffenen Gebiets den Gebietsvollzugsausschuft, der sich nun- 
mehr im Laufe des ersten Viertels 1924 der Umgestaltung der 
unteren Verwaltungseinheiten (Rayons und Dorfräte) widmete. 
Es wurden insgesamt 205 Rayons und 3167 Dorfräte geschaffen, 
etwa die Hälfte der bisherigen Anzahl. Man muß sich dabei ver- 
gegenwärtigen, daR das Uralgebiet eine Gesamtfläche von etwa 
13, Mill. qkm umfaßt, auf der Toa nur etwa 8 Mill. Menschen 
wohnen (4,6 Menschen je Quadratkilometer). Etwa zwei Drittel 
der Gesamtfläche, jedoch nur +» der Gesamtbevölkerung, ent- 
fallen auf die unwirtlichen Gebiete des hohen Nordens’). 


Nordkaukasus. Dieses Gebiet umfaßt, außer dem Nord- 
kaukasus im engeren Sinne, auch das ehemalige Donkosaken- 
gebiet und zählt auf einer Fläche von etwa 350000 qkm eine 

evölkerung von rund 11 Millionen (etwa 30 Einwohner je 
Quadratkilometer). Der eigentliche Nordkaukasus mit seinem 
bunten Völkergemisch weist nicht weniger als sechs autonome 
Gebiete und eine autonome Republik auf, deren Gesamtbevölke- 
rung etwa 10 % derjenigen des Gesamtgebiets beträgt. Die Ge- 
samtzahl der Rayons ist in den letzten 3—4 Jahren nahezu 
unverändert geblieben (am 1. Juli 1932 — 133), die Zahl der 
Dorfräte, die Ende 1928 nur etwa 2000 betrug, hat sich seither 
um etwa 30 % erhöht. Bei der Rayonierung war man haupt- 


3) Die Zahl der Rayons betrug am 1. Juli 1932 nur noch 154. Vom No- 
vember 1931 bis zum Juni 1932 sind im eigentlichen Uralgebiet, ohne die 
3 Nationalbezirke, 27 Rayons aufgehoben und eine Reihe weiterer Umgestal- 
tungen vorgenommen worden. ie Zahl der Dorfräte hat sich hingegen 
nahezu unverändert erhalten. 
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sächlich ausgegangen von der Bevölkerungsdichte, der völkischen 
Zusammensetzung, der Siedlungsart, den Iransportverhältnissen 
und landwirtschaftlihen Verhältnissen (Lushin, op. cit. S. 55). 

kraine. Im Gegensatz zum Uralgebiet erfolgte hier die 
Durchführung des Reformwerks von unten herauf. Zuerst wur- 
den die Dorfräte neugegliedert und zu Rayons zusammengelegt. 
worauf die Abschaffung der Amitsbezirke (wolosti) erfolgte. 
Dann wurden die Rayons zu Bezirken zusammengefaßt und die 
Kreise aufgehoben. Mit der Aufhebung der Gouvernements 
war das Reformwerk abgeschlossen. Man war bei der Schaffung 
von Rayons vor allem bestrebt gewesen, wirtschaftlich gefestigte 
und gleichartige Gebilde zu schaffen. Bestimmend waren dabei 
die Interessen der Landwirtschaft gewesen. Die Durchführung 
der Reform hatte, im Gegensatz zum Ural und Nordkaukasus, 
wesentlich länger, etwa drei Jahre, gedauert (Ende 1922 bis Mitte 
1925). Handelte es sich doch auch um ein Land, das selbst nach 
europäischen Begriffen nicht dünnbesiedelt zu nennen ist, und 
en achtbare Industrie und gut entwickelten Ackerbau 

esal°). 


IV. 


Seit Abschluß des Reformwerks in den Versuchsgebieten ist 
die Rayonierung der übrigen Teile der RSFSR und auch der 
sonstigen Bundesrepubliken rüstig vorwärtsgeschritten. 1925 
kam Sibirien dran, 1926 das Fernöstliche Gebiet, 1927 das Lenin- 

rader Gebiet, 1928 das Zentrale Schwarzerde-, das Mittel- und 
nterwolgagebiet. Der 15. Parteitag vom Dezember 1927 setzte 
als endgültige Frist für die Durchführung des Reformwerks 
Ende 1929 fest. Bis Ende 1930 war das gesamte Unionsgebiet 
nach einheitlichen Grundsätzen umgestaltet. 

Seit 1924/25 hieß bekanntlich das Schlagwort „Belebung der 
Sowjets“; die Arbeit der unteren Verwaltungsorgane, die für 

en überwiegenden Teil der ländlichen Bevölkerung den Staat 
schlechthin verkörperten, sollte den Massen nähergebracht, die 
Massen, wie der in der Sowjetunion beliebte Ausdruck lautet. 
in deren Arbeit „hineingezogen“ werden. Zur Erreichung dieses 
Ziels mußte man in erster Linie auf Schaffung eines besser ge- 
schulten Personals bedacht sein. Arbeitskräfte, die bereits über 
größere praktische Erfahrung oder über eine gewisse Bildung 
verfügten, fühlten sich naturgemäß zu den größeren Städten mit 
deren günstigeren Lebens- und Aufstiegsmöglichkeiten hin- 
ezogen. Man mußte also einesteils die Arbeitsbedingungen in 
en Rayonmittelpunkten und auf dem flachen Lande verbessern, 
andererseits gesetzliche Handhaben schaffen, um erforderlichen- 
falls auch durch zwangsweise Versetzungen den beabsichtigten 


°) Auf einer etwa viermal kleineren Fläche als das Uralgebiet (452 000 


qkm) zählt die Ukraine etwa das Vierfadıe dessen Bevölkerung (rund 32 Mill). 
Sie zerfällt z. Z. in 358 Rayons und 11 074 Dorfräte. 
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Erfolg zu erreichen. Als beste Lösung stellte sich die Aufhebung 
der mittleren Verwaltungseinheiten, der okrugi, dar. Diese waren 
nach der Auffassung mafgebender Kreise ohnehin entbehr- 
lich, da sie keinen eigenen Wirkungskreis besaßen, sondern 
sich lediglih auf eine Vermittlerrolle zwischen Gebiet und 
Rayon beschränkten. Schon 1927 hatte der Gosplan einen ent- 
sprechenden Entwurf ausgearbeitet, der zunächst nicht weiter 
verfolgt wurde. Erst im Juli 1929 beschloß man, 6 Bezirke in 
den versciedenen Teilen der Union auszuscheiden, sowohl über- 
wiegend landwirtschaftlichen, als auch überwiegend industriellen 
Charakters, dabei von verschiedener Größe, in denen den Be- 
zirksbehörden lediglich Plan- und Aufsichtsbefugnisse belassen 
wurden, die gesamte „operative“ Tätigkeit hingegen den Rayon- 
behörden, Stadt- bzw. Dorfräten übertragen wurde’). Dieser 
Versuch wurde etwa ein er lang durchgeführt und soll durch- 
aus befriedigend ausgefallen sein (s. Jenukidse, Die Aufhebung 
der Bezirke und die Aufgaben der Rayons, 1930, S. 10 ff.). Man 
behauptete, die Aktivität der Massen sei gestiegen, die Lage der 
Rayons habe sich sowohl wirtschaftlich, als auch hinsichtlich des 
Zustroms geschulter Kräfte wesentlich gebessert und ein Teil 
der Kräfte hätte sogar an die Dorfräte abgegeben werden 
können. Ein Beschluß der Parteileitung vom 15. Juli 1930 sprach 
denn auch die Aufhebung der Bezirke und die Durchführung 
dieser Maßnahme bis zum Beginn des neuen Wirtschaftsjahrs, 
d. h. bis zum 1. Oktober 1930, aus. Am 23. Juli 1930 erlangte 
dieser Beschluß formell Gesetzeskraft, am 6. und 11. August 1930 
ergingen weitere Parteibeschlüsse des Inhalts, daß mindestens 
%% sämtlicher Parteimitglieder, die bisher in den Bezirks- 
DEN auonen tätig waren, bei den Rayons verwendet werden 
sollten. 

Die tatsächlichen Ergebnisse der Reform blieben auch dies- 
mal hinter den angestrebten erheblich zurück. Die größte Ent- 
täuschung erlebte man hinsichtlich der Arbeitskräfte. Nach amt- 
lihen Angaben konnten im Durchschnitt nur etwa 70 % in vor- 
schriftsmäfiger Weise verwendet werden. Ein bedeutender Teil 
verstand es, in den größeren Rayonstädten, also zum Teil doch 
wieder in den früheren Bezirkszentren, Fuß zu fassen. Die ent- 
legeneren Rayons und vor allem das flache Land waren also 
wieder einmal nahezu leer ausgegangen. Noch schlimmer war es, 
daß von den Spezialisten kaum ein Drittel vorschriftsmäfig ver- 
wendet werden konnte. Auch hier mußte also wohl oder übel 
zum Notbehelf des Fernunterrichts und der kurzfristigen Kurse 
Zuflucht genommen werden. Dieser Notbehelf hat sich ebenso- 
wenig bewährt, wie in anderen gleichliegenden Fällen, denn 
fleifige und strebsame Leute finden trotz aller Kampagnen und 


?) Von diesen 6 Bezirken lagen 3 in der RSFSR (Kursk. Tscheljabinsk, 
Armawir), 2 in der Ukraine (Winniza und Sinowjewsk, das frühere Jelissa- 
wetgrad) und einer in Weißrußland (Minsk). 
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Mobilmachungen noch immer bessere Arbeitsmöglichkeiten, als 
die immerhin recht kärglich besoldete und in jeglicher Hinsicht 
wenig verlockende Arbeit in entlegenen Städtchen oder 
Dörfern). 


Die Aufhebung der oriki hat auch den unmittelbar über- 
o Gebiets- und Gaubehörden nicht geringe Schwierig- 
eiten bereitet, da sie sich plötzlich einer großen Zahl von 
Rayons gegenübergestellt sahen. Im Zusammenhang mit der 
Aufhebung der Bezirke erfolgte zwar fast durchweg eine Zu- 
sammenlegung der Rayons?), aber selbst diese verringerte Ge- 
samtzahl Bonn mit den nur unwesentlich erweiterten Kräften 
nur mit großen Schwierigkeiten betreut werden, zumal man von 
höchster Stelle immer wieder darauf hinwies, die Leitung dürfe 
sich nicht auf papierene Weisungen beschränken, sondern müsse 
die lebendige Form einer ständigen persönlichen Fühlungnahme 
pflegen. 

In manchen Gebieten, wie z. B. in der Ukraine, in Kasakstan. 
haben die nngünstigen Folgen einer Aufhebung der mittleren 
Verwaltungseinheiten bereits zu Rückbildungserscheinungen 
geführt. Die Ukraine wurde im Februar 1932 zunächst in fünf 
Gebiete eingeteilt (Winniza, Kiew, Odessa, Charkow, Dnjepro- 
petrowsk), während das Donezbecken von Charkow aus un- 
mittelbar geleitet werden sollte. Bereits im Juli 1932 wurde das 
Donezbecen, durch Teile der Gebiete Charkow und Dnjepro- 

etrowsk erweitert, zum sechsten Gebiet erhoben. Im November 
olgte die Schaffung des siebenten Gebiets Tschernigow aus 
Teilen der Gebiete Charkow und Kiew, mit der amtlichen Be- 
anen „einer noch besseren operativen Leitung des kulturel- 
en und wirtschaftlichen Aufbaus der Rayons“. Dies ist natürlich 
nichts anderes, als ein Zurückgreifen zu der Einteilung vor Auf- 
hebung der Bezirke und damit eine Annäherung an die Vor- 
kriegseinteilung. Diese Einteilung war doch anscheinend also 
nicht ganz so widersinnig, wie man sie darzustellen beliebte. 


Die autonome Republik Kasakstan, die zur RSFSR gehört. 
auf einem Gebiet von 2%, Mill. qkm wenig mehr als 7 Mill. Ein- 


s) Über den Erfolg der Anfang 1933 getroffenen Maßnahmen zur 
Schaffung von politischen Abteilungen bei den Staatsgütern und Maschinen- 
Traktoren-Stationen, zu deren Durchführung etwa 15000 politisch geschulte 
Parteimitglieder erforderlich sein dürften, sowie hinsichtlih der Methoden. 
mit deren Hilfe diese Armee in kürzester Zeit geschaffen und eingesetzt wer- 
den soll, liegen z. Z. noch keine kritisch gesichteten Unterlagen vor. Auch 
hier ist man noch nicht über das Stadium der restlosen Billigung und Be- 
wunderung dieser Anordnung hinaus. 

®») Das Leningrader Gebiet, das etwa 330000 qkm mit etwa 6,5 Mill. 
Einwohnern umfaßt, zerfiel bis zum 1. Oktober 1950 in 9 Bezirke und ins- 
gesamt 141 Rayons. Unmittelbar nach der Reform waren es nur nodi 119, 
Mitte 1932 nur noch 82. 
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wohner zählt, und in 121 Rayons gegliedert war, zerfällt seit 
März 1932 in sechs Gebiete und 114 Rayons!'°). 


V. 


In den ersten Revolutionsmonaten spielten die Räte der 
Städte (gorsowjety), als Mittelpunkte der ganzen örtlichen Ver- 
waltung, auf wirtschaftlichem und allgemeinpolitishem Gebiet 
eine sehr bedeutende Rolle. Sehr bald wurde ihnen jedoch durch 
den Übergang der städtischen Betriebe an die örtlichen Dienst- 
stellen des Obersten Volkswirtschaftsrats der wirtschaftliche 
Nährboden entzogen, und es begann ihr Abstieg. Sie verloren 
nach und nach ihr Präsidium, ihren Verwaltungsapparat, ihren 
selbständigen Haushalt. Der langsame Wiederaufstieg setzte erst 
Ende 1924 mit der „Belebung der Sowjets“ ein. Die Bestimmun- 
gen vom 24. Oktober 1925, die bis vor kurzem Gesetzeskraft be- 
safen, gestalteten sie zu praktischen Ausbildungsstätten für die 
Massen der Arbeiter, Bauern und Rotarmisten, die in steigen- 
dem Maße von Partei und Staat zur sozialistischen Aufbauarbeit 
herangezogen werden. Zu Beginn des ersten Planjahrfünfts, als 
noch die Alleinherrschaft der „Fünfjahrplanideologie“ un- 
gebrochen war, sah man die Aufgabe der gorsowjety fast aus- 
schließlich in der Sammlung aller Kräfte zur Durchführung der 
Industrialisierung und Kollektivierung. Die eigentlichen Auf- 
gaben der Städte auf stadtwirtschaftlihem Gebiet traten da- 
neben sehr stark zurück. Erst die großen wohnungswirtschaft- 
lichen und sonstigen kommunalen Nöte lenkten die Aufmerk- 
samkeit der mafßgebenden Stellen auf die schweren allgemein- 

olitischen Celshenmorienie, die damit verbunden waren. 
Moskau und Leningrad wurden daraufhin Mitte 1931 fast gänz- 
lidı aus den Gebietsverbänden losgelöst, den kleineren und 
mittelgroßen Städten wies man nach der Aufhebung der Bezirks- 
verbände einen Teil deren Einkünfte zu. Durch die Eingemein- 
dung der umliegenden Dorfräte in Städte, die als selbständige 
Verwaltungs- und Wirtschaftseinheiten den Gebietsstellen un- 
mittelbar nachgeordnet waren, gewannen diese Städte natürlich 
auch an Bedeutung und Einfluß. Diese Eingemeindungen soll- 
ten einerseits Staats- und Kollektivwirtschaften dem Einfluß des 
städtischen Proletariats unterwerfen, andererseits dessen Er- 
nährung sicherstellen. Der Eingemeindungseifer ging aber auch 
diesmal soweit, daß man bereits vielfach mit Recht von einem 
Wiederaufleben der alten Kreise mit deren sämtlichen Unzuläng- 
lichkeiten sprechen konnte. Die Zentralstellen sahen sich zum 
Eingreifen genötigt: die neuen, im Januar d. J. vom WZIK ver- 


19) Diese Gebiete sind: 1. Ost-Kasakstan mit der Hauptstadt Semipala- 
tinsk, 2. Süd-Kasakstan mit Dshimkent, 3, Aktjubinsk mit gleichnamiger 
Hauptstadt, 4. West-Kasakstan mit Uralsk, 5. Karaganda mit Petropawlowsk, 
6 Alma-Ata mit der gleichnamigen Hauptstadt, die zugleich Hauptstadt der 
Republik ist. 
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.abschiedeten Bestimmungen über städtische Räte setzen die 
Höchstbevölkerung der eingemeindeten Dorfräte auf 25 % der 
städtischen Kernbevölkerung fest!!). 

Die soeben erwähnten neuen Bestimmungen (,„Iswestija“ 
vom 15. Mai d. J.) bezeichnen die städtischen Räte ausdrücklich 
als Organe der proletarischen Diktatur und unterstreichen damit 
völlig bewußt deren klassenkämpferischen Charakter. Ihr Auf- 
gabenkreis ist im vollsten Sinne des Wortes allumspannend. 


Neben der Pflege der unmittelbaren Aufgaben auf stadt- 
wirtschaftlichem Gebiet steht die Sorge für die Qualität der 
[ndustrieerzeugnisse, die Leitung der Staatsgüter und Kollektiv- 
wirtschaften in den einverleibten Landgemeinden, die Erhöhung 
der Wehrhaftigkeit, die entsprechende Durchfüh- 
rung der Paßbestimmungen, die Maßnahmen zur end- 

ültigen Überwindung der Obdach- und Aufsichtslosigkeit der 

inder usw. Als Organe der proletarischen Diktatur stützen sich 
die Räte der Städte in erster Linie auf die Stofßtruppler aus der 
Arbeiterschaft, um mit deren Hilfe die gesamte werktätige Be- 
völkerung um sich zu scharen und zum sozialistischen Aufbau 
und zur Mitarbeit an der Staatsverwaltung heranzuziehen. Die 
Formen der „Massenarbeit“, in erster Linie die Sektionen der 
Räte, sind in diesem Zusammenhang von allergrößtem Interesse. 
Laut Parteibeshluß vom Juni 1931 sind diese Sektionen ver- 

flichtet, „die Tätigkeit jedes stadtwirtschaftlichen Organs täg- 
lich zu beaufsichtigen und zu leiten“. Sektionsbeschlüsse können 
durchgeführt werden, wenn der Leiter des entsprechenden Ver- 
waltungs- oder Wirtschaftszweiges binnen 5 Tagen keine Ver- 
wahrung einlegt'2). 

Stellung der Dorfräte. Man glaubte eine Zeitlang, 
die Dorfräte (selsowjety) durch die Leitungen der entsprechen- 
den Kollektivwirtschaften ersetzen zu können. Dagegen hat man 
sich amtlich ausgesprochen und die Notwendigkeit einer Hebung 
des Ansehens der Dorfräte und deren Säuberung von unzuver- 
lässigen Elementen betont. Die Frage der Schaffung von Räten 
in jedem Einzeldorf dürfte hingegen mit der Verlegung des wirt- 
schaftlich-politischen Schwerpunkts auf die Maschinen-Traktoren- 


11) Insgesamt wurden 1038 Dorfräte mit einer Gesamtbevölkerung von 
1,6 Mill. Einwohnern in 59 Städte einverleibt, im Durchschnitt 31 % der Kern- 
bevölkerung. Wjatka mit seinen rund 70000 Einwohnern erhielt einen Zu- 
wachs von 42 Dorfräten mit etwa 90000 Einwohnern. Dabei beträgt die 
Durchschnittsfläche eines Dorfrats im Gebiet Nishni-Nowgorod etwa 70 qkm. 

12) Der Gedanke der Errichtung dieser Sektionen entstand Mitte 1921 
fast gleichzeitig in Petrograd und Moskau. In Petrograd betrug deren Ge- 
samtanzahl ursprünglich 6: Landwirtschaft, Stadtwirtschaft, Erzeugung (prois- 
wodstwennaja sekzija), Volksaufklärung, Innenverwaltung. In Moskau ent- 
sprach die Sektionszahl und Gliederung der Zahl und Gliederung der Ab- 
teillungen des Gouvernementsvollzugsausschusses. Die Sektionstätigkeit be- 
stand ursprünglich lediglich in Vorbereitung und Aufsicht. In Leningrad gab 
es 1930 15 Sektionen mit 68 Sektoren, in Moskau 45 Sektionen. 
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stationen ihre grundsätzliche Bedeutung verloren haben und zu 
einer reinen Zweckmälfligkeitsfrage geworden sein. 


VI. 


Das Nationalitätenprinzip, so hatte Lenin schon 1913 in 
seiner Schrift „Kritische Bemerkungen zur Nationalitätenfrage“ 
ausgesprochen, gehört zu den wirtschaftlihen Faktoren. Der 
Grundsatz der nationalen Gleichberechtigung war ein Programm- 
punkt von Lenins Parteigenossen, die von Lenin und Stalin 
unterzeichnete „Deklaration der Rechte der Völkerschaften Ruß- 
lands“ eine der ersten Regierungshandlungen der Bolschewiken 
(2./15. November 1917). Die Verfassungsurkunde der RSFSR be- 
zeichnet letztere als Föderation nationaler Republiken. Die 
Sowjetunion ist, wie in der Sowjetliteratur immer wieder betont 
wird, „die Organisation eines Staates aus vielen Völkerschaften 
auf den Grundsätzen nationaler Gleichheit und Freiwilligkeit“. 

Das bereits in der „Deklaration der Rechte der Völker- 
schaften Rußlands“ anerkannte Selbstbestimmungsreht wird 
gegenwärtig in sechs Abstufungen verwirklicht. Die allerklein- 
sten geschlossen siedelnden völkischen Gruppen werden inner- 
halb der Rayons in nationale Dorfräte ausgeschieden. Bilden 
solche Gruppen die Bevölkerungsmehrheit oder einen erheb- 
lichen Bevölkerungsteil eines Rayons oder einer größeren Ein- 
heit, so werden sie in nationalen Rayons oder Bezirken zu- 
sammengeschlossen. Verfügt eine Völkerschaft über einigermaßen 
gefestigte wirtschaftliche und kulturelle Grundlagen, so werden 
autonome Gebiete geschaffen. Die darauffolgende Stufe ist die 
autonome Republik mit eigenen Volkskommissariaten, eigenem 
Zentralvollzugsausschuß und eigener Vertretung im Nationali- 
tätenrat der ÜASSR. Die höchste Stufe ist die Bundesrepublik, 
ein unmittelbares Glied der Sowjetunion, mit eigenem Wir- 
kungskreis, innerhalb dessen sie nur ihren eigenen gesetz- 
gebenden Organen verantwortlich ist und wo die Unionsorgane 
nur allgemeine Richtlinien erlassen können (Gesundheitswesen, 
Volksbildung, Rechtspflege, Kommunalwesen, soziale Fürsorge). 


Für die in der vorliegenden Arbeit behandelten Fragen ist 
die Rechtsstellung der autonomen Gebiete und autonomen 
Republiken von Interesse. Die Sowjetregierung kann natürlich 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zuliebe nicht große nationale 
Gebilde einfach zerstückeln lassen, wie der Gosplan dies in 
seinem ursprünglichen Rayonierungsplan der Republik Ka- 
sakstan vorsah. Daf aber die gesamtstaatlichen Interessen vor- 
angehen, ersieht man schon daraus, daR die autonomen Gebiete 
seit längerer Zeit eingeordnet sind in die angrenzenden Gebiete 
ohne nationales Sean srecht. mi 
Erwägungen, vor allem die Durchführung der Kollektivierung, 
führen zu einer „Gleichschaltung“ auch der autonomen Republi- 
ken. Diese Gleichschaltung wird jedoch nicht etwa von oben 
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dekretiert, sondern erfolgt gewissermaßen auf eigenen Wunsch 
der „Gleichgeschalteten“. Der erste Schritt in dieser Richtung 
war die Eingliederung der Wolgadeutschen Republik in das 
Niederwolga-Gebiet (1928)"). Kurz darauf ordnete sich die 
Tschuwaschen-Republik in das Gebiet Nishni-Nowgorod und vor 
nicht langer Zeit die Republiken Dagestan und Burjato-Mongo- 
lien in die Gebiete Nordkaukasus bzw. Östsibirien ein. 

Die autonomen Gebilde höherer Stufe (Gebiete und Re- 
ubliken) sollen nach Möglichkeit den größten Teil der betref- 
enden Völkerschaft auf Sowjetgebiet zusammenfassen. Inner- 
halb des autonomen Gebildes soll dann diese Völkerschaft 
entweder die Mehrheit oder doch zumindest die stärkste Be- 
vo a gruppe bilden!*). Die Hauptstädte einer Reihe natio- 
naler Republiken, wie z. B. Kasan (Tatarien), Ufa (Baschkirien), 
Petrosawodsk (Karelien) sind dabei zu 70—80 % von Russen 
bewohnt. Man wollte die Zusammenhänge wirtschaftlicher Natur 
zwischen Stadt und anliegenden Dörfern nicht zerreißen, und 
schmeichelte zugleich der Eigenliebe der Völkerschaften, indem 
man die früheren Gouvernementshauptstädte, diese Hauptherde 
der bis zur Revolution betriebenen Russifizierung, zu nationalen 
Zentren erhob. 


VII. 


Die Sowjetunion besitzt eine Ausdehnung von etwa 
21,5 Mill. qkm, eine Gesamtbevölkerung von etwa 164 Millionen. 
Sie setzt sich zusammen aus den sieben Bundesrepubliken: der 
Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik (RSFSR), 
den Ukrainishen und Weiftrussischen Sozialistischen Sowjet- 
republiken (USSR bzw. BSSSR), der Transkaukasischen Soziali- 
stischen Föderativen Sowjetrepublik und den Turkmenischen. 
Usbekishen und Tadshikishen Sozialistischen Sowjet- 
republiken. 

I. Die RSFSR, die ein Gebiet von nahezu 20 Mill. qkm mit 
einer Bevölkerung von annähernd 116 Mill. umfaßt, gliedert sich 
ihrerseits in 14 Gebiete und acht autonome Republiken. Dazu 
kommen noch vier autonome Republiken, die in Gebiete ein- 
gegliedert sind, 14 autonome Gebiete und elf autonome natio- 
nale Bezirke. 


13) Zur Beschluffassung war eine außerordentliche Rätetagung ein- 
berufen worden, die in ihrem Beschluß u. a, auf die Möglichkeit einer jeder- 
zeitigen Rückgängigmachung des Eingliederungsbeschlusses hinwies, die Un! 
antastbarkeit der verfassungsmäfiigen Grundlagen der Republik als staat- 
lichen Gebildes und Mitgliedes der RSFSR-Föderation betonte, sich für die 
Beibehaltung der wirtschaftlichen Leitung in den Händen der Regierung der 
Wolgarepublik, die Unantastbarkeit der national-kulturellen Autonomie so- 
wie die weitere Durchsetzung des Behördenapparats mit Einheimischen (der 
„korenisazija") aussprach. 

14) In Kasakstan wohnen z. B. 94% aller Kasaken, die ihrerseits 57 % 
der Gesamtbevölkerung der Republik betragen. 
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II. Die Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik hat bei 
einer Gesamtfläche von 452000 qkm eine Bevölkerung von fast 
32 Mill. und zerfällt in sieben Gebiete und eine autonome 


Republik (Moldau). 


Il. Die Weiftrussische Sozialistische Sa ke ublik ist 
mit ihren 126000 qkm die kleinste Bundesrepublik. Sie zerfällt 
in 75 Rayons und besitzt eine Bevölkerung von 5,5 Mill. 


IV. Die Transkaukasische Sozialistische Föderative Sowjet- 
republik besteht aus den Sozialistischen Sowjetrepubliken Aser- 
beidshan, en und Armenien, ist 187 000 qkm groß und zählt 
etwa 6,5 Mill. Einwohner. Aserbeidshan (86 000 qkm mit 134 Mill. 
Einwohnern) ist seinerseits in eine autonome Republik, ein 
autonomes Gebiet und 52 Rayons gegliedert, Armenien 
(50000 qkm mit annähernd 1 Mill. Einwohnern) in 26 Rayons, 
Georgien (70000 qkm mit nahezu 3 Mill. Bevölkerung) in zwei 
autonome Republiken, ein autonomes Gebiet und 59 Rayons. 


V. Von den drei mittelasiatischen Bundesrepubliken, deren 
Zusammenfassung zu einer mittelasiatischen Föderation nur eine 
Frage der Zeit sein dürfte, umfaßt Usbekistan eine Fläche von 
186000 qkm und ist mit seinen 4,8 Mill. Einwohnern in einen 
autonomen Bezirk und 70 Rayons gegliedert. Turkmenistan ist 
443 000 qkm groß, zählt eine Bevölkerung von 1,2 Mill. und zer- 
fällt in einen autonomen Bezirk und 35 Rayons. Tadshikistan, 
die jüngste und zweitkleinste Bundesrepublik (1929 zur Bundes- 
republik erhoben, 146 000 qkm groß), besitzt 1,2 Mill. Einwohner 
und ist in ein autonomes Gebiet und 37 Rayons gegliedert'°). 


VIII. 


Versucht man die bisherigen Ergebnisse der Rayonierungs- 
arbeiten kurz zusammenzufassen, so ist hervorzuheben, daf auch 
hier noch lange kein Abschluß erreicht worden ist. Es kann nicht 
einmal, wenn man z. B. die jüngsten Rücbildungen in der 
Ukraine und in Kasakstan nn von grundsätzlichen 
Errungenschaften positiver, d. h. dauernder Art die Rede sein. 
Vielfach liegt die Schuld an den ungenügend geschulten und mit 
einem unwiderstehlichen Drang nad Rekordleistungen behafte- 
ten Partei- und Regierungsorganen, die an sich durchaus ver- 
nünftige Anordnungen, wie z. B. die Eingliederungen der Dorf- 
räte, durchzuführen haben. Überhaupt ist darauf hinzuweisen, 
daß die wirtschaftlichen Gesichtspunkte, die ursprünglich maß- 
R ebene sein sollten, im Verlauf der Entwicklung immer mehr 
durch verwaltungstechnishe Erwägungen zurückgedrängt wur- 
den. In seinem schon mehrfach erwähnten Aufsatz stellt Prof. 


15) Über die Gründung der Tadshikenrepublik siehe den ausgezeichneten 
Aufsatz von Geh.-Rat Cleinow („Ost-Europa“, V. Jahrgang, S. 116 ff. 
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Hoetzsch die berechtigte Frage, ob das Verwaltungssystem der 
Sowjetunion an den einzelnen Staatsbürger herankommt. Er 
glaubt diese Frage bejahend beantworten zu können, soweit es 
sih um die anisittelbaren Staatsnotwendigkeiten handelt — 
Steuererhebung und Heranziehung zum Militärdienst'®). Das 
Werturteil über ein staatliches Gebilde, das, wie die Sowjetunion, 
über nahezu unbeschränkte Machtmittel verfügt und dessen 
Aufgabenkreis nahezu sämtliche Gebiete menschlicher Betäti- 

ung erfaßt, sollte jedoch nicht davon abhängen, was ein solches 

emeinwesen seinen Bürgern zu nehmen, sondern was es ihnen 
an Gegenleistungen zu bieten vermag. Ein Hinweis auf die der- 
zeitige Lage der Landwirtschaft und die Ernährungs- und Lebens- 
verhältnisse breitester Volksmassen dürfte zur Beantwortung 


dieser Frage genügen. 


16) Hoetzsch, S. 139. 


Rußland und Osteuropa. 


Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 
a) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


Auf einer Getreidekonferenz der Sowjetunion erklärte 
Molotow am 29. Mai, daß Rußland in diesem Jahre vielleicht eine 
Rekordernte haben werde — eine Aussicht, die man schwerlich 
Fnde Mai schon eröffnen konnte. Am 10. Juni waren 87,9 Millio- 
nen Hektar angebaut, 95 % des staatlichen Plans en 
gleichen Tage im Vorjahr: 87,7 Mill.). Die Anteile sind: Kollek- 
tivwirtschaften 64,6, Sowchose 10,1, Einzelbauern 13,2 Mill. An 
einzelnen Stellen beginnt schon die Ernte. Daher wird schon 
alles mit größter Anspannung eingerichtet, um die Einbringung 
der Ernte und die Getreidebereitstellungen zu sichern. Diesem 
Zweck sollte jene Getreidekonferenz in Moskau dienen. 


Die Getreidebereitstellungen beginnen am 1. Juli 
und sollen mindestens zur Hälfte am 1. Oktober, vollständig bis 
Mitte Dezember, abgeschlossen sein. Es wurde schon berichtet, 
daß dieses Jahr die Getreidebereitstellung, deren Plan gesetzlich 
geregelt ist, in festen Normen (je für den Hektar) für die 
Kollektiven und Einzelbauern festgesetzt ist. Diese Grundlage 
hat das Dekret vom 13. Januar 1933 geschaffen, das das sog. 
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Kontrahierungssystem abschaffte und die feste Verpflichtung zur 
Getreideablieferung an den Staat zu festgesetzten Ankaufs- 

reisen festlegte. Damit hat die Getreidebereitstellung eine Art 
Steuercharakier erhalten. Spätestens bis 15. Juni sollten die Ab- 
lieferungspflihtigen von der Höhe ihrer Verpflichtungen in 
Kenntnis gesetzt sein. Die lokalverantwortliche Stelle für diese 

anze Arbeit ist der Dorfrat. An der Unions-Spitze ist ein 

omitee für die Bereitstellung landwirtschaftliher Produkte 
beim Rat der Volkskommissare der Sowjetunion, daneben eine 
besondere Parteikommission für diese Aufgabe unter Vorsitz 
von Kaganowitsch, zuständig. Der bäuerliche Markthandel mit 
Getreide darf erst dann beginnen, wenn bis zur obersten Spitze 
die Verpflichtungen der Getreidebereitstellung und der Bildung 
der Saatfonds erfüllt sind. 


Die nächste Maßnahme für diesen Kampf um das Getreide 
war die Verordnung vom 25. Mai (reichlich spät veröffentlicht) 
über die Landwirtschaftssteuer. Auch hier ist ein wich- 
tiger Unterschied gegen die Regelung des Vorjahres vorhanden: 
nicht das Bruttoeinkommen der Kollektive, sondern der staatliche 
Anbauplan für sie ist Grundlage für die Festsetzung der Steuer. 
Die Verordnung setzt die allgemeinen Steuersätze für die land- 
wirtschaftlichen Kommunen und Artele, die Gesellschaften zu 
mr Bearbeitung des Bodens, die Einzelbauern und 

ulaken fest. Diese Sätze müssen entrichtet werden, ganz gleich- 
gültig, ob der Anbauplan erfüllt ist oder nicht. Die übliche Be- 
poo neung der Kollektive und die Belastung der Einzelbauern 
indet sich auch in dieser Regelung, deren Ziel (Iswestija 27. Mai) 
ist: „Nicht ein Hektar Land darf unbesät bleiben.“ 


Dazu kommt weiter die neue Verordnung, auch vom 25. Mai, 
über „die Selbstbesteuerung der Landbevölke- 
rung“ für das laufende Jahr. Es ist eine „freiwillige Zwangs- 
besteuerung“ der Dorfgemeinden für ihre kulturellen und wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse; die so erhobenen Mittel werden Teile 
der Budgets der Dorfgemeinden und Rayone. Die Selbstbesteue- 
rung wird von der Versammlung der Dorfgenossen, die das 
Wahlrecht für die Ratswahlen haben, beschlossen. Mindestens die 
Hälfte der Wahlberechtigten muß anwesend sein, der Beschluß 
wird mit Mehrheit der Anwesenden gefaßt. Die Steuersätze sind 
für den Kolchosbauern, der keine vergesellschafteten Einnahmen 
hat oder von der Landwirtschaftssteuer im vorigen Jahre befreit 
war, 5 Rubel, für Kolchosbauern, die im Vorjahre Landwirt- 
schaftssteuer zahlten, 8 bis 16 Rubel, für arbeitende Einzelbauern 
zwischen 8 und 20 Rubel usw. Kulakenwirtschaften werden zur 
Selbstbesteuerung mit 200 % ihres Anteils an der Landwirt- 
schaftssteuer im Vorjahre herangezogen. Der Dorfrat und der 
Raj-Ispolkom haben die Sätze zu genehmigen und die Kontrolle, 
der Dorfrat im besonderen, zieht die Steuersummen ein. 
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Damit ist formal für das Jahr 1934 dem Bauern gesagt, was 
er zu tun und zu erwarten hat. Alles spannt nun auf die Ernte 
und wird dazu angespannt, in der Hoffnung, daß diese aus einer 
immer schwerer werdenden und die Hungersnot vielfach er- 
reihenden Ernährungskrise heraus retten werde. Im Be- 
richtsmonat sind übrigens zahlreiche Nachrichten darüber ge- 
kommen, daß es den deutschen Kolonisten in der Ukraine 
ganz besonders schlecht geht. Auch hat Rußland kanadischen 
Weizen auf dem Londoner Markte gekauft, nachdem vorher in 
Paris argentinischer Weizen erworben wurde, alles bestimmt für 
die Ernährung der großen Industriezentren. 


Industrie: Am 1. Juni wurde das dritte große Trak- 
torenwerk in Tsceljabinsk (Ural) in Betrieb genommen, 
das vornehmlich Raupensclepper, und zwar 40 000 im Jahr, lie- 
fern soll. Ferner wurden Details über den Kanal bekannt, der 
Moskau mit dem Oberlauf der Wolga verbinden soll, in neun 
Schleusensystemen, mit Staudamm, Wasserreservoir zur Wasser- 
versorgung Moskaus usw. Der Kanal soll 1937 in Betrieb sein, 
124 km lang, für Schiffe bis zu 6000 Tonnen, und den Schiffsver- 


kehr auf der Moskwa fördern. 


Im ganzen ist zur Lage der Industrie, über die übrigens die 
Sowjetberichterstattung immer mangelhafter wird, nichts spe- 
zifisch Neues zu berichten. Immer lauter werden die Klagen 
über die Arbeiterernährung, da, wie schon häufiger be- 
richtet, das System, die Arbeiterernährung durch den Fabrik- 
betrieb zu sichern, noch nicht das erforderliche leistet. 


Immer stärker wird der Anteil der Frauen in der Arbeit 
der Wirtschaft, besonders der Industrie. Am 1. Januar 1953 
waren in der gesamten Volkswirtschaft 6 Millionen Frauen be- 
schäftigt (33,1 % aller Arbeiter) gegen nicht ganz 4 Millionen 
(28,9%) am 1. Januar 1931. In Zweigen wie der Textilindustrie 
herrscht die Frauenarbeit schon vor, aber sie findet sih auch im 

roßen Umfang im Bergbau, Maschinenbau und der Eisen- und 
Stahlindustrie. Desgleichen nimmt der Anteil der Frauen in den 
Behörden und im Handel zu. Die Motive sind sowohl wirtschaft- 
licher wie anderer Art, d. h. die Motive der Antifamilienpolitik: 
Auflosung der Familie im alten Sinne, Wegnahme der Kinder 
aus der Familie und deren Betreuung und Beeinflussung in den 
Kinderheimen, die freilih an Zahl noch längst nicht ausreichen. 

Außenhandel: Die Statistik über die ersten vier Monate 
1933 liegt vor und ergibt (Zahlen für die gleichen Monate des 
Vorjahres in Klammern): 156,1 Mill. Rubel (188,4 Mill.) Ausfuhr, 
127,6 Mill. (257,8 Mill.) Einfuhr, also eine Aktivität der Bilanz mit 
28,4 gegen eine Passivität von 69,4 Millionen Rubel in der 
gleichen Zeit des Vorjahres. 

Die Verteilung auf die wichtigsten Länder sei wie immer 
(nach dem „OÖstexpreß“) wiedergegeben. 
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Gesamt- 


Ausfuhr Einfuhr Umsatz 
Jan./April Jan./ April Jan./April 
1933 1932 1933 1932 1933 1932 


in Mill. Rubel 


Deutschland . 40,5 33,2 643 1145 104,8 147,7 
E ngland . . 26,7 45,4 12,9 36,4 39,6 81,8 
China ... 72 7,8 8,1 5,7 15,3 13,5 
Mongolei . . 94 10,8 5,6 6,1 15,0 16,9 
Italien ... 75 8,1 7,0 12,6 14,5 20,7 
Frankreich . 84 99 2,4 0,9 10,8 10,8 
Belgien 75 43 003 03 75 46 
Persien . . . 42 10,2 3,2 21,4 7,4 31,6 
U.S. A.. .. 32 4,5 4,1 13,9 7,3 18,4 
Holland : 45 4,8 1,4 1,0 5,9 5,8 


Deutschland ist in Ein- und Ausfuhr das erste Land, die Ausfuhr 
der Sowjetunion nach Deutschland war fast 26 % der russischen 
Se anlausiulr während die Ausfuhr nach England natürlich 
sank. 

Hungersnot auf dem Land, Teuerung in den Städten, Span- 
nung auf die Ernte und die Frage, wie nun in diesem Jahre die 
Kolchose bestehen werden — das ist die Signatur des Berichts- 
monats wirtschaftlich. 


b) Innenpolitik. 


Der Berichtsmonat brachte eine Reihe von erneuten „Reue- 
erklärungen“. Kamenew und Sinowjew veröffentlichten 
ihre Büßerzuschriften in den Zeitungen, der letztere in besonders 
demütigender und demütiger Form — kaum kann man zählen, 
wie oft der Name Stalins dabei vorkam. 

Das Interessante an beiden Erklärungen war die Bezug- 
nahme auf die Außenpolitik, d. h. das Bekenntnis, sich im 
Trotzkismus (permanente Revolution) geirrt zu haben, und die 
Anerkennung, daß die Stalinsche Politik (Sozialismus in einem 
Land, Nichtangriffspakt und Friedenspolitik) die einzig richtige 
sei. Das hat ganz offenbar einen beabsichtigten un 
Diese Stellungnahme bekannter Trotzkisten, namentlich Sinow- 
jews, der von 1919—1926 Vorsitzender der Komintern war, zur 
Außenpolitik Stalins, damit zur Außenpolitik der Komintern und 
damit zu dem, was man in Moskau die „faschistische Welle“ 
nennt, soll nach Stalins Willen ganz deutlich machen, daß trotz 
der Bewegung in Europa, die ja nicht auf Deutschland beschränkt 
ist, gegen den Kommunismus, Rußland als Staat an einer Frie- 
denspolitik und an den Beziehungen mit den ganz anders gear- 
teten Staaten festhalten will. Kamenew wie Sinowjew müssen 
beide erklären, daß ihre Auffassung falsch sei von den Wechsel- 
wirkungen zwischen der Außenpolitik der Sowjetunion als der 
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Außenpolitik eines Staates und der Politik der Kommunistischen 
Internationale als der Weltpartei des Kommunismus. 

Zweck und Adresse sind also klar. Ob den beiden, denen 
noch einige weniger Bedeutende mit solchen Erklärungen gefolgt 
sind, dafür die Wiederaufnahme in die Partei gewährt wird, ist 
noch nicht bekannt. 

Der zweite wichtige Vorgang ist die neue Tschistka, die 
am 1. Juni begonnen hat und zu der der damit zentral beauf- 
tragte Jaroslawskij im „Bolschewik“ (30. April, Nr. 7/8, S. 12 
bis 13) grundsätzliche, aber nichts durchaus Neues bringende Aus- 
führungen macht. Die wichtigsten Sätze sind: „Die Partei hat 
immer die Frage nach der Tschistka ihrer Reihen in unlösbaren 
Zusammenhang mit der Frage der Regelung des sozialen Be- 
standes der Partei gesetzt“, d. h. der Erhaltung des Übergewichts 
von Arbeitern und Bauern in ihr. Von 1925—1932 ist die Partei 
außerordentlih gewachsen und geht jetzt zu dieser neuen 
Tschistka vor unter dem Gesichtspunkte, für den zweiten Fünf- 
jahrplan möglichst zuverlässige Mitarbeiter zu haben und für 
die kritische Spannung dieses Jahres die Partei so geschlossen 
wie möglich zu machen. Die Revisionskommissionen sind für die 
Rayone und unteren Bezirke gebildet (Instruktion 20. Mai). In- 
teressante Erörterungen sind darüber im Gange, inwieweit nun 
die Parteifunktionäre selbst bei den Revisionen maßgeblich 
mitarbeiten sollen. 

Auch die Rote Armee ist von dieser dritten Tschistka er- 
griffen. In ihr hat sich die Mitgliederzahl der Parteizellen seit 
1929 (der letzten Tschistka) verdreifacht. Aber die Stimmen ver- 
stummen nicht, daß in die Armee zahlreiche nicht zuverlässige 
Elemente, also die bekannten „Kulakensöhne“, sich einschleichen. 


Anhangsweise sei dem hinzugefügt, daR, nachdem im No- 
vember vorigen Jahres, wie berichtet, die Besoldung in der 
Armee erhöht worden ist, die jetzt auch bei der Marine durch- 

eführt wird, und daß in dem Blatte der Armee, „Krasnaja 

wesda“, sehr viele Klagen aus der Armee darüber erscheinen, 
daß die Teuerung und Ernährungskrise doch auch in die Armee 
sehr stark eingedrungen ist. 


Bei den Beratungen des Ausschusses über die Effektivstär- 
ken in Genf wurde mitgeteilt die Stärke der militärähn- 
lichen Formationen der Sowjetunion: 258590 Mann. 
Dabei wurden nicht gerechnet die Arbeitermiliz und die Formatio- 
nen für Wasser- und Waldschutz. Veranschlagt wurden an Zahl die 
Zollwachen: 1800, die Eisenbahnwacen: 1500, die Grenz-GPU 
mit 26250, die GPU-Truppen im Innern mit 12240, die Fabrik- 
wachen mit 3500 und die Eskortetruppe für Gefangene mit 
13200. Das würde eine Gesamtstärke der GPU-Truppe von 
etwas über 53000 Mann ergeben. Der japanische Vertreter 
äußerte im Ausschuß Zweifel, ob diese Zahlen nicht zu niedrig 
seien. 
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Für Moskau und Leningrad ist die Ausstellung der Pässe 
beendet. In Moskau haben von 3546000 Einwohnern 3485 184 
einen Paß erhalten, so daß Moskau nur um etwa 60 000 Menschen 
vermindert worden ist. In Leningrad sind 1890000 Pässe aus- 
a worden, was die Verminderung der Bevölkerung um ein 

rittel bedeuten soll. 


Aus der inneren Politik ist noch als sehr wichtig zu berich- 
ten, daß, nachdem schon bei der Prüfung des Budgets nicht weni- 
er als 350 Millionen Rubel an den Verwaltungsausgaben der 
hörden und Wirtschaftsorgane gestrichen waren, jetzt eine 
weitere Kürzung von 725 Millionen Rubel an den Verwal- 
tungsausgaben bestimmt worden ist, was natürlih zu 
einem weiteren Beamtenabbau führen muß. 


c) Außenpolitik. 


Unter dem 26. Mai ist ins Außenkommissariat, und zwar als 
dritter Stellvertreter neben Krestinski und Karachan berufen 
worden G. J. Sokolnikow, der frühere Finanzkommissar 
und Botschafter in London. Der Sinn der Ernennung dieses 
Mannes, der früher ein scharfer Gegner von Stalin war und 
immer als rechtsoppositionell galt, ist klar. Im Hinblick auf die 
Weltwirtschaftskonferenz, überhaupt die großen Weltwirtschafts- 
fragen braucht das Außenkommissariat, da sowohl sein Chef wie 
dessen beiden Stellvertreter keine Wirtschaftspolitiker sind, 
diese Ergänzung. 


Die Vertretung für die Weltwirtschaftskonferenz 
wird gebildet von Litwinow, V. I. Meschlauk, stellvertretendem 
Vorsitzenden der Staatsplankommission der UdSSR, I. M. Maiski, 
Botschafter der UdSSR in Großbritannien, A. W. Oserski, Stell- 


vertreter des Kommissars für Außenhandel. 


Auf ihr ist Litwinow bereits mit einer Rede hervorgetreten. 
Das Heft April/Mai der Zeitschrift der Berliner Handelsvertre- 
tung äußerte sich programmatisch zur Konferenz so: 


„Die heutige Krise der kapitalistischen Welt ist die Krise der Repro- 
duktion. Wenn die kapitalistischen Länder Mittel und Wege zur Lin- 
derung dieser Krise suchen, müssen sie vor allem auf der Linie vorgehen, 
auf der eine Absatzerweiterung ermögliht werden kann. Um 
solche Möglichkeiten zu finden, werden keinerlei kreditpolitishe Maß- 
nahmen, keinerlei Zollvereinbarungen, keinerlei Abkommen über einzelne 
Warenmärkte die erwünschten Resultate herbeiführen. Bisher hatten die 
rn der Konferenz die richtigen Wege ihrer Vorbereitung noch 
nicht gefunden. Die Aufmerksamkeit aller, die der Weltwirtschaftskonfe- 
renz irgendwelche positiven Ergebnisse wünschen und solche zu sichern 
suchen, müßte darauf gerichtet sein, für die Konferenz einen Plan vorzu- 
bereiten und auszugestalten, der den kapitalistischen Ländern, die unter 
der Reproduktion ersticken, die Möglichkeiten einer Erweiterung ihrer 
Absätze bezeichnen würde, Möglichkeiten, die den wesentlichen Teil der 
Be aufsaugen und dadurch die Linderung der Krise herbeiführen 

önnten.” 
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Auf die Botschaft Roosevelts vom 16. Mai, die (Iswestija 
21. Mai) sehr lebhaft begrüßt wurde, hat Kalinin unter dem 
19. geantwortet: 

„Ich bin überzeugt, daß Ihr Appell unter den Völkern der Sowjetunion 
den wärmsten Widerhall finden wird. In Erfüllung des Willens der Völker 
der Sowjetunion hat die Sowjetregierung unablässig auf die Notwendig- 
keit der allgemeinen Abrüstung als Voraussetzung für die Sicherung des 
Völkerfriedens aufmerksam gemacht. Die Sowjetregierung hat in Genf 
konkrete Projekte für eine allgemeine Abrüstung eingebracht und befür- 
wortet, und zwar am liebsten solche, die die größtmögliche Herabsetzung 
der Rüstungen vorsahen. Sie hat gleichzeitig unstatthafte Versuche der 
Diskreditierung des Abrüstungsgedankens und seiner Ausspielung im 
Interesse nationaler Politik eines Landes gegen das andere entlarvt. 

Die Sowjetregierung schloß Nichtangriffspakte mit den meisten Län- 
dern, zu denen sie offizielle Beziehungen unterhält, ab, und kann darum 
Ihren Vorschlag zur Abschliefung eines Nichtangriffspaktes durch alle 
Länder nur begrüßen. Das gleiche muß auch über die Politik der Sowjet- 
SI LUDER mit Bezug auf den Wirtschaftsfrieden gesagt werden. Bekannt- 
lih brachte die Sowjetregierung einen wirtschaftlichen Nichtangriffspakt 
in Vorschlag und ging hierbei von der gegenseitigen wirtschaftlichen Ab- 
hängigkeit der Länder aller Kontinente aus. Sowohl der militärische als 
auch der wirtschaftliche Angriff eines Landes auf das andere verletzt nicht 
nur die Interessen dieser beiden Länder, sondern auch die aller übrigen 
Länder, indem er das bestehende wirtschaftliche Chaos vergrößert. 

Die Sowjetregierung ist auch weiterhin Kon ihre Bemühungen 
im Geiste dieser Politik fortzusetzen. Sie wird gern mit den Regierungen 
zusammenarbeiten, die an der Realisierung einer solchen Politik, sowohl 
auf der Genfer Abrüstungskonferenz, als auch auf der Londoner Wirtschafts- 
konferenz, interessiert sind.“ 

Von den Londoner Wirtschaftsgesprächen erwartet man Gelegen- 
heiten zur Fühlungnahme zwischen Litwinow und Norman 
Davis für engeres Zusammenarbeiten und natürlih die An- 


erkennung. 


War hier Rußland durchaus gleichberechtigt zu der Welt- 
aktion des amerikanischen Präsidenten mit herangi zoren, so 
verstimmte auf seiten der Sowjetunion um so mehr das Zu- 
standekommen des Viermächtepaktes ohne Rußland. Wie 
üblich, witterte man dann wieder die Idee der Antisowjetfront: 


Auch eine Angelegenheit der Weltpolitik, an der Rußland 
beteiligt war, war die Wellenkonferenz in Luzern 
Anfang Juni zur Neuverteilung der europäischen Rundfunk- 
wellen, eine Verteilung von etwa 250 Sendern, in der die eng- 
lischen und russischen Interessen scharf aufeinander stießen. 
Rußland, das 1927 zu der entsprechenden Konferenz in Washing- 
ton nicht geladen war, hat, wie bekannt, seine Sender in Längen 
hineinarbeiten lassen, die den anderen unbequem und, wie bei 
der Schiffahrt, gefährlich wurden. Man will das Eindringen der 
russischen Wellen in den Schiffahrtsdienst verhindern und da- 
neben natürlich auch die bekannten Propagandasendungen aus 
Rußland. Die Konferenz schien einen Augenblick gesprengt zu 
werden, doch ist ein neuer Wellenplan einschließlich Rußlands 


zustandegekommen, der mit Beginn nächsten Jahres in Kraft tritt. 
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Ferner Osten: Zwischen Moskau und Tokio ist sehr leb- 
haft über den Verkauf der ostchinesischen Bahn, die 
übrigens seit dem te fini nach Beschluß der Regierung von 
Mandschukuo „mandschurishe Bahn“ heißen soll, verhandelt 
worden. Am 25. Juni sollten in Tokio die Verhandlungen über 
den Verkauf beginnen. Auc die Regierung von Mandschukuo ist 
damit einverstanden. Aber trotz dicic: friedlichen Aussichten 
fühlt man sich in Moskau nicht behaglich in der Frage besonders 
in bezug auf das, was Japan nach der Mongolei hin noch vor hat. 
Wir zitieren die „Prawda“ (31. Mai) dazu: 

„Japan richtet seine Absichten aber auch auf Gebiete, die noch weiter 
nordwestlich liegen. Das geht ganz klar aus der von dem japanischen 
Kriegsminister Araki veröffentlichten Broshüre über Japans Aufgaben 
hervor, wo es heift, daß Japan die Lage nicht länger dulden könne, in 
welcher sich die äuflere Mongolei gegenwärtig befindet, die dem Osten 
gehören müsse.“ 


Zwischen den Zeilen klingt die Sorge deutlich durch. 


Das Verhältnis zu England hat sich nicht verändert. Die 
„Times“ versuchte in einer Artikelserie „The Moscow Trial“, 
die auch als Broschüre vertrieben wird, Stimmung gegen Moskau 
zu machen, was nicht besonders gelang. 


Über die mindesten Unbequemlichkeiten wirtschaftlicher 
Art aus dem Handelskrieg mit England tröstet sich Rußland mit 
der fortschreitenden Annäherung an Frankreich, die ja be- 
sonders nachdrücklich von Herriot betrieben wird. Die franzö- 
sische Kammer hat einstimmig den Nichtangriffspakt mit 
Rußland ratifiziert. Ein sehr warmer Telegrammwechsel zwischen 
Litwinow, Herriot und Paul Boncour war die Folge, Litwinow 
telegraphierte: 

„Wir vergessen nicht, daß das Dokument, dessen Wert wachsen und 
immer größere Bedeutung für die Annäherung der beiden Nationen und 
die wahre Befestigung. des allgemeinen Friedens erlangen wird, Ihre Unter- 
schrift trägt. Sie bleiben so in Ihrem unermüdlichen Kampf für den Frie- 
den der treue Mitarbeiter an einem Werk, das Sie schon vor zehn Jahren 
befürwortet haben.“ 

Herriot antwortete: er sei darüber glücklich gewesen, daß die 
französische Deputiertenkammer den Pakt einstimmig ohne 
Unterschied der Parteien billigte. „Ich hoffe zuversichtlich, daß 
wir noch andere nützliche Ergebnisse werden erreichen können.“ 
Und Paul Boncour telegraphierte folgende Antwort: 

„Die Würdigung, durch die Sie den hohen Wert unterstreichen, den die 
Sowjetregierung der einstimmigen Annahme des französisch-russischen 
Paktes durch die französische Kammer beimißt, wurde von der fran- 
zösischen Regierung mit besonderer Genugtuung aufgenommen als wert- 
volle Kundgebung der glücklichen Wirkungen dieses Abkommens auf die 
Beziehungen zwischen den beiden Ländern, 

Der Pakt und das begleitende Versöhnungsabkommen stellen Verein- 
barungen von wachsender Bedeutung dar, nicht nur für die vertiefte Fortent- 
wicklung der Beziehungen zwischen Frankreich und Rußland, sondern auch 
für das Werk der Befestigung und der Aufrechterhaltung des allgemeinen 
Friedens, dem Frankreich so außerordentlich zugetan ist.“ 
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Aber auch die wirtschaftlichen Verhandlungen scheinen 
bei allen bekannten Schwierigkeiten Fortschritte zu machen. In 
der Anleihefrage weist die russische Seite sehr interessant dar- 
auf hin, daf die ganze Summe nominell 12 Milliarden Franken 
betrage, aber nach den Kursen, die außerhalb der Börse ge- 
handelt werden, für ganze 300—400 Millionen Franken von der 
Sowjetregierung aufgekauft werden könne, wovon diese aber 
keinen Gebrauch machen wolle. 

Die Wandlung in Frankreich in der Stellung zu Rußland ist 
nicht gering. Wir zitieren dazu den Artikel der „Depeche de 
Tounou e im Anschluß an die Ratifikation des Nichtangriffs- 
paktes: 

„Gewiß bedeutet der Pakt nicht, daß Frankreich sich bolschewisıeren 
lassen wird, wohl aber, daß es ein Volk von 160 Millivnen nicht ignorieren 
will, das zu einer großen Rolle in Asien und Europa berufen ist, seiner 
Industrie einen gewaltigen Aufschwung gibt und im ersten Rang der Miii- 
tärmächte steht. Wir können auf dem russischen Markt Absatz für unsere 
Fabrikate finden und unsere Handelsbilanz verbessern. Rußland braucht 
Kredite, die ihm Frankreich gewähren kann unter der Voraussetzung, daß 
über die Schulden und die Expropriation ein Vergleich zustandekommt. 
Auf eine bloße Bankrotterklärung können keine vertrauensvollen Be- 
ziehungen aufgebaut werden. Es handelt sich darum, eine mittlere Lösung 
zu finden zwischen der Preisgabe unserer Rechte und übertriebener For- 
derungen. Rußland und Frankreih haben gemeinsame außenpolitische 
Interessen. Sie müssen dem drohenden Imperialismus der faschistischen 
Regierungen begegnen. Die Sowjets sehen ein, daß, wenn Frankreich durch 
Deutschland und Italien besiegt würde, die Reihe an sie käme.“ 

Ebenso wird das Verhältnis zu Italien betont, und zwar 
nicht nur von der russischen Seite. Über das Kreditabkommen 
vom 6. Mai wurde hier berichtet, desgleichen über Schiffsbauauf- 
träge Rußlands an italienische Werften, die jetzt in anderer 
Form gemeldet werden, nämlich vier Kreuzer von 700 000 Tonnen 
und ein ungewöhnlich großes U-Boot mit 3800 Tonnen. Die Ge- 
spräche des russischen Botschafters Potemkin in Rom mit Litwi- 
now über den Viererpakt, und das Verhältnis Italiens zur Klei- 
nen Entente wurden besonders beachtet, ebenso entsprechend die 
Rundreise des italienischen Botschafters in Ruflland, Attolico, in 
der Sowjetunion. Bei seinem Besuche in Batum waren italienische 
U-Boote und Militärflugzeuge erschienen — der erste Besuch 
ausländischer Kriegsschiffe in einem sowjetrussischen Hafen. 
Immer wieder wird darum in der Sowjetpresse betont. daß die 
Zusammenarbeit des Sowjetstaates mit einem wirtschaftlich und 
politisch ganz anders organisierten Staatswesen absolut möglich 
und erfolgreich sei. 

Auf der gleichen Linie gehen die Bemühungen um die An- 
erkennung zwischen Sowjetunion und Polen weiter. Die 
russish-türkischen Beziehungen wurden weiterhin unter- 
strichen. 

Zu den Beziehungen mit Deutschland ist nichts zu be- 
richten. Das deutsch-russische Geschäft ist im Augenblick ganz 
ruhig. Die erwarteten Bestellungen sind noch nicht erfolgt. 
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2. Polen. 


Wirtschaftlich steht die Regierung vor der Frage, ob 
die Getreidestützungsaktion den erwarteten Erfolg gehabt habe, 
die Kaufkraft der ländlichen Bevölkerung so zu stärken, daf 
die Industrie das merke. Sie muß erkennen, daß das nicht der 
Fall gewesen ist, und weiß nicht recht weiter: Getreidemonopol? 
Bereitstellung öffentlicher Kredite für die Industrie? Steigendes 
Defizit im Staatshaushalt? 


So ist die Spannung immerhin nicht gering. Der Parteitag 
unter Führung von Witos’ vereinigten Bauernpartei for- 
derte Ende Mai die entschädigungslose Enteignung des Land- 
besitzes von Gutsbesitzern, die mit Steuerzahlungen in Rück- 
stand sind oder ihr Einkommen im Ausland verzehren. Die 
nationaldemokratishe Partei, die sich jetzt nationale Partei 
nennt, strebt offen den Sturz Pilsudskis an und seine Ablösung 
durch ein nichtparlamentarisches, diktatorisches Regime, das 
vom Programm dieser Partei, also der polnischen Bourgeoisie 
bestimmt werde. 


Wesentliches aus den Verhandlungen mit Ruflland ist nicht 
zu berichten. Die Hauptfrage für die polnische Außenpolitik war 
der Abschluß des Viererpaktes, den Polen als ein Mittel zur 
Revision der Friedensverträge unbedingt ablehnt. Auch die Er- 
klärung Paul Boncours im französischen Blaubuch an Polen be- 
ruhigte in Warschau nicht vollständig. Zu der Erklärung, die am 
9. dem Außenminister Beck überreicht wurde, schrieb die ihm 
sehr nahe stehende ‚„Gazeta Polska“, daß man bei den Bezie- 
hungen zwischen Frankreich und Polen Wunsch und Möglichkeit 
unterscheiden müsse. Man zweifelt, ob künftig, nach dem Pakt, 
das Wollen Frankreichs, die gute Gesinnung Frankreichs für 
Polen sich noch frei betätigen en sieht, daß nach diesem Pakt 
Deutschland mit England, Italien und Frankreich über die wich- 
tigsten europäischen Fragen ohne Polen sprechen werde, und 
fordert dementsprechend für die polnische Außenpolitik „die 
Zementierung der slawischen Staaten durch eine kräftigere An- 
näherung Polens an Rußland, durch einen ewigen Freundschafts- 

akt Polens und der Tschechoslowakei, sowie durch ein engeres 
invernehmen mit der Kleinen Entente“. 


Am 15. Juni hat Polen seine Schuldverpflichtungen an Nord- 
amerika nicht erfüllt. 


3. Danzig. 
Die Wahlen am 28. Mai haben endgültig ergeben: 
Nationalsozialistten . . . . . 107331 — 38 Mandate 
Sozialdemokraten 222. 37882 — 13 Mandate 
Kommunisten . . . . . . . 14566 — 5 Mandate 
Zentrum . . .. 2 2.2.2.2 . 3153360 — 10 Mandate 


603 


Schwarz-weift-rote Front . . . 135% — 4 Mandate 
Danziger Hausbesitzer. . . . 976 — — — 
ungdeutsher Orden . . .. 1698 — — — 
olnische Liste (Czarnecki). . 4 358 — 1 Mandat 
Polnische Liste (Dr. Moczynski) 2385 — 1 Mandat 


Die Wahlbeteiligung war 92 % und ergab die absolute Mehr- 
heitder Nationalsozialisten, deren Führer Dr. Rausch- 
ning nun Nachfolger von Dr. Ziehm als Senatspräsident ge- 
worden ist. Der neue Senat besteht aus 10 Nationalsozialisten 
und 2 Zentrumsmitgliedern. 


Dr. Rauschning hat in der Besprechung vor der Presse seine 
frühere Stellungnahme zu der Verfassung und den Verträgen 
wiederholt: 

„Unter allen Umständen ist es nötig, die Verfassung und die be- 
stehenden Verträge zu halten, trotzdem wir die Erkenntnis haben, daß die 

rundlegenden Verträge wie das Warschauer Abkommen für Danzig auf 
die Dauer untragbar sind. Wir gehen von der Voraussetzung aus, daß im 
Augenblick die bestehenden Verträge nicht nur ein Zwang für uns sind, 
sondern auch eine Rechtsgrundlage für uns bedeuten, auf Grund deren wir 
unsere Unabhängigkeit wahren können. 

Die Verfassung ist von uns in allen Punkten zu halten. Es scheiden 
damit alle die Maßnahmen betreffs Gleichschaltung aus, wie sie in Deutsch- 
land möglich geworden sind. Es wird das alles auf dem Wege der staat- 
lichen Gesetzgebung möglich sein, soweit das nötig ist. nen und der- 
artige Probleme können für uns keine Rolle spielen. Den jüdischen Be- 
amten müssen ihre Rechte erhalten bleiben. er Arierparagraph kommt 
für Danzig nicht in Frage. 

Man hat uns vorgeworfen, daf wir uns allzu friedfertig gegenüber 
Polen geäußert haben. Diese Erklärung war eine absolute Staatsnotwen- 
digkeit. Ich stehe nicht an, zu sagen, daß selbstverständlih der National- 
sozialismus mit dem Bekenntnis zu seinem eigenen Volkstum auch das 
Bekenntnis ablegt zur Achtung vor fremdem Volkstum und daß wir der 
Überzeugung sind, daß in dem nationalpolitisch gemischten Ostraum ein 
Zustand des Friedens nur zu gewährleisten ist in dem Grundsatz der Gleich- 
beredhtigung und der Achtung der beiderseitigen Nationen. Wir können 
aus diesem Grundsatz heraus auch für Danzig Vorteile ziehen, ohne daß 
wir damit Rechte preisgeben. Wenn wir bereit sind, mit Polen eine Gene- 
ralbereinigung sämtlicher schwebenden Fragen vorzunehmen, so muß eine 
solche Bereitschaft auch auf der anderen Seite vorhanden sein.“ 


Unter den bekannten Streitpunkten zwischen Danzig und 
Polen steht die Frage Gdingen im Vordergrunde. Vor drei 
Da hat sich dieserhalb Danzig zuerst nach Genf gewendet. 

s ist nicht zu bestreiten, daß Gdingen eine steigend gefährliche 
Konkurrenz für den Danziger Hafen wird, wie die ersten vier 
Monate des laufenden Jahres im Vergleich mit denen des Vor- 
jahres ergeben (nach dem „Östexpreß“): Danzig erreichte in dieser 

eit 1 564403 Tonnen, Gdingen dagegen 1 669507 Tonnen. Gegen- 
über dem Vorjahre bedeutet das bei Danzig ein Minus von 
218645 Tonnen oder 12,3 %, in Gdingen dagegen ein Ansteigen 
um 290280 Tonnen oder um 21,1 %. Wenn man Ein- und Aus- 
fuhr getrennt betrachtet, so ergibt sich in der Einfuhr bei Danzig 
ein Ansteigen von 125925 auf 133260 Tonnen, also um 5,8 %, bei 
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Gdingen dagegen ein gewaltiges Ansteigen von 76 183 auf 222771 
Tonnen, also um 192,4 %. In der Ausfuhr zeigt die Viermonats- 
bilanz 1933 bei Danzig einen Rückgang um 225980 Tonnen oder 
um 13,7 %, bei Gdingen dagegen ein Ansteigen um 143 672 Tonnen 
oder um 11,03 %. 

Am 25. Mai ist der Völkerbundskommissar für Dan- 
zig, Rosting, zum Direktor der Minderheitenabteilung im Völker- 
bundssekretariat ernannt worden. Er tritt das Amt im Herbst an, 
so daR auf der Septembertagung des Völkerbundsrats ein neuer 
höherer Kommissar für Danzig bestimmt werden muß. 


4. Litauen. 


In Litauen zeigt sich, wenigstens auf der Seite der Regie- 
rungspresse und Regierungspartei, Verstehen für die Wendung 
in Deutschland. Im Zusammenhang damit steht auch eine schär- 
fere Betonung des Autoritätsgedankens. So hielt der Staats- 
pe ioen Smetona Ende Mai auf der Tagung des Nationalver- 

andes Litauischer Lehrer eine Rede in diesem Sinne: 


„Dem italienischen Beispiel folgend, werfen auch andere Länder das 
Gewand des Parlamentarismus und Liberalismus ab. Nicht der Staat als 
Mittel im Dienste der Klassen und Individuen, sondern umgekehrt der 
totale und autoritäre Staat wird zum Leitstern, dem sich alles unterzu- 
ordnen hat. Ein einheitliches Volk kennt keine Parteien. Ein Volk kann 
auch nicht einen zügellosen Haufen darstellen, der aus einer Partei in die 
andere flutet, es muß eine gebändigte organische stabile Einheit sein. 
Mit dem Zusammenbruch des Liberalismus ist auch den verschiedenen 
‚Internationalen‘ der Boden entzogen worden, die immer nur ‚Chimären 
wurzelloser Existenzen' gewesen wären.“ 


Ferner wurde der Führergedanke in der litauischen Regierungs- 
partei stärker herausgearbeitet: Ernennung durch den Führer 
statt Wahl usw. Vielleicht gehört in die gleiche Linie auch die 
„Zusammenfassung der Kriminal- und politischen Polizei in ein 
einheitliches Departement zum Schutz des Staates“. 


Auch der Außenminister Zaunius sprach, und zwar in 
Memel, am 4. Juni zum ersten Male nach der Wendung in 


Deutschland. Das „Memeler Dampfboot“ schrieb dazu (9. Juni): 


„daß es sich hier um die erste außenpolitische Rede eines litauischen 
Regierungsvertreters ‚nach der großen Friedensrede Hitlers mit deutlicher 
Blikrichtung nach Deutschland‘ handele. Die Rede sei als ein ernsthafter 
Versuch ‚zur Reinigung der nicht gerade klaren Atmosphäre‘ einzuschätzen. 
Es müsse aber bedauert werden, daf der Minister sich über manche Fragen 
in zu allgemeinen und diplomatischen Redewendungen geäußert habe. 
Seine Erklärung, es sei unzulässig, wenn die andersstämmigen Bewohner 
des litauischen Staates ihre Beziehungen zum Auslande dazu verwenden 
wollten, die Stoßkraft ihres Volkstums mit aus dem Auslande stammenden 
Mitteln zu erhöhen, könne nicht als unmißverständlich anerkannt werden 
und die Wirkung dieses wichtigsten Teils der Rede wäre gröfler gewesen, 
wenn der Redner sich klarer ausgedrückt hätte. Die erfreuliche Überein- 
stimmung, in welcher sich Zaunius und Hitler in ihren Ansichten über Krieg 
und Frieden befinden, hätten jedenfalls eine stärkere praktische Aus- 
wirkung auf das Zusammenleben der beiden Nationalitäten im Memel- 
gebiet gehabt, wenn Zaunius den fundamentalen Satz Hitlers ‚wir kennen 
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daher auch nicht den Begriff des Germanisierens‘ mit Ausführungen beant- 
wortet hätte, daß Litauen seinerseits den Begriff des Litauisierens nicht 
kenne. Endlich bedauert das ‚Memeler Dampfboot‘ es noch besonders, daf 
der Minister die Frage der memelländischen Autonomie überhaupt nicht 
berührt habe“. 


5. Lettland. 


Deutschland hatte wegen des Boykotts, den die lettländische 
Sozialdemokratie und ein Komitee jüdischer Organisationen 
gegen deutsche Erzeugnisse beschlossen haben, zur Gegenwehr 
greifen müssen und mit an vom 12. Juni ab die Butter- 
einfuhr aus Lettland nach Deutschland gesperrt. Über 13 % der 
deutschen Buttereinfuhr kommen aus Lettland, der Schlag war 
also für dieses sehr empfindlich. Die lettländische Regierung hat 
bindend erklärt, daß sie mit allen ihr zur Verfügung stehenden 
Mitteln jeden Boykott verhindern und jede Boy propagann 
unterbinden werde, und gerichtliche Maßnahmen gegen die jüdi- 
schen Kreise, wo der Boykottbeschluß gefaßt worden ist, ein- 
geleitet. Deutschland hat darauf die Einfuhr lettischer Butter 
wieder zugelassen. 


Der Konflikt wäre für Lettland um so empfindlicher ge- 
worden, weil seine Wirtschaftslage sich im ganzen immer mehr 
verschlechtert. Zurzeit sind 17500 Arbeitslose an den Arbeits- 
börsen registriert. 


Aus der Regierung trat der bekannte deutschfeindliche 
Kultusminister Kehninsh wegen Kürzungen an seinem Budget 
aus. Vorher hat er noch in verschiedenen Maßnahmen seiner 
Deutschfeindlichkeit gegen das deutsche Bildungswesen Aus- 
druck gegeben. 


6. Estland. 


Die neue Regierung Tönisson, gestützt auf Mittel- 
Yale und die sog. Neusiedler, hat zwar das Vertrauen des 
arlaments ausgesprochen erhalten, hat aber nur eine knappe 
Mehrheit und auch kein sicheres Programm. Für die Beibehaltung 
des Kronenkurses und gegen die Devalvationswünsche hat sie 
sich festgelegt. Sie hat die Opposition der Sozialisten und der 
Altlandwirte gegen sich. 


Dies wird überschattet durch den Kampf um die Ver- 
fassung. Die Volksabstimmung am 10., 11. und 12. Juni, bei der 
das Deutschtum Estlands für den Reformentwurf eintrat, hat die 
Ablehnung dieser Verfassungsänderung mit rund zwei Drittel 
der Stimmberechtigten gefordert. Das bedeutet nicht, daß die bis- 
herige Verfassung unverändert bleiben soll, sondern daß einer 
Mehrheit diese Verfassungsreform nicht weit genug geht. Immer 
stärker ist der Einfluß des „Verbandes der Freiheitskämpfer“ 
geworden, der einen eigenen Entwurf vorgelegt hat, mit Einfüh- 
rung diktatorischer Vollmachten für die Regierung. Darüber soll 
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wieder durch Volksentscheid, und zwar im Herbst, abgestimmt 
werden. 


Das Land ist also in erheblicher Spannung, auch Estland ist 
von der antiparlamentarischen und antidemokratischen Welle 
ergriffen. Die Kämpfer dagegen, wie gesagt, sind in dem genann- 
ten Verbande zusammengeschlossen, dessen Kräfte unaufhaltsam 
steigen, wie das der im Land sehr angesehene General Laidoner 
bezeugt hat, der seinerzeit Estland erfolgreich gegen die Russen 
verteidigt hat. 


7. Finnland. 


In bezug auf Finnland ist die Bi Bewegung nichts 
neues. Am 3. Juli finden die Neuwahlen für den Reichstag 
statt, für die sich die Eapponewe run. wie immer wieder be- 
richtet, gesammelt hat. In den kampf spielen zugleich 
nationalfinnishe Tendenzen (gegen Schweden) und groß- 
finnische Tendenzen auf die Gewinnung des finnischen Ost- 
rn und Ingermanlands (also gegen Sowjetrufland), 
erein. — 


Abgeschlossen am 22. Juni 1933. 


IH. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


Fünfzehn Jahre sowjetrussischer Schulpolitik. 


Gleichgültig, ob man Kultur und geistige Vorgänge lediglich 
als „Überbau“ und Funktion der materiellen Voraussetzungen 
und Ereignisse ansieht oder sie als autonom und nur eigenen 
unmateriellen Gesetzen unterworfen wertet, — niemand wird 
leugnen, daß zwischen dem kulturellen und materiellen Leben 
ein Zusammenhang und eine Wechselwirkung besteht. Vielleicht 
nirgends so deutlich wie in der Sowjetunion. Eine Darstellung 
ihrer kulturellen Entwicklung hilft daher zum Verständnis ihrer 
materiellen Entwicklung, und umgekehrt. Vor allem der Weg 
der Schulpolitik ist aufschlußreich und bedeutsam. 

An dieser Stelle wurden im Verlaufe der letzten drei te 
mehrfach einzelne Fragen des sowjetrussischen Schul- oder Hoch- 
schulwesens behandelt („Ost-Europa“ Februar und Dezember 1931, 
April, Juni, Oktober 1932, April 1933). Eine in Aussicht genom- 
mene Zusammenstellung der Sowjetschule im ersten Fünfjahrplan 
erübrigt sich, nachdem vor wenigen Tagen in dem pädagogischen 
Verlag Julius Beltz, Langensalza, ein Buch: „Fünfzehn Jahre 
sowjetrussisches Schulwesen“ von Sergius Hessen und Nikolaus 
Hans erschienen ist. 

Wenn man die Seiten 119—124 unserer Bibliographie „Die 
Sovet-Union 1917—1932“ durchblättert, findet man, daf über 


607 


das für die Zukunft der Sowjetunion äußerst wichtige Erzie- 
hungsproblem zwar eine große Anzahl Spezialliteratur erschienen 
ist, aber nicht eine einzige zusammenhängende Darstellung. 
Daher ist das Erscheinen des Buches von Hessen und Hans sehr 
zu begrüßen. Es enthält auf 260 großen, eng bedruckten Seiten 
eine ausgezeichnet und sehr sorgfältig zusammengestellte Mate- 
rialsammlung. Wem die Schwierigkeiten, sich durch die Flut 
von russischen Dekreten und Statistiken zur Klarheit durch- 
zuarbeiten, bekannt sind, der wird das neue Buch besonders an- 
erkennen, auch wenn er in der Beurteilung der einzelnen Maß- 
nahmen und Vorgänge und in den von den beiden Verfassern 
gezogenen Schlüssen nicht immer mit ihnen übereinstimmt. Na- 
türlich kann sich das Buch — abgesehen von der ersten Zeit nach 
der Revolution — nicht auf eigene Beobachtungen und auf Mit- 
arbeit innerhalb der neuen russischen Schule aufbauen, denn 
die Verfasser sind Emigranten, die wenige Jahre nach der Revo- 
lution Rußland verließen. Aber sie haben, soweit es aus dem 
Auslande — Prag und London — möglich ist, mit großem Fleiß 
und anerkennenswerter Sachlichkeit ihr Material zusammen- 
etragen. So ist das Buch, obgleich persönliche Anschauung 
ehlt, ein recht zuverlässiges Gerippe des Körpers der russi- 
schen Erziehung. 


Der Hauptnacteil des Werkes ist darin zu sehen, daß es 
schon 1950 — in geringerem Umfang — in englischer Sprache 
erschienen ist und damals kaum mehr das erste Jahrzehnt der 
bolschewistischen Entwicklung enthielt. Das Buch war daher 
noch ganz unter dem Eindruck der NEP-Periode entstanden, und 
es ist den Verfassern, als sie ihre deutsche Ausgabe bis zum Sep- 
tember 1932 — der Hochschulerlaß vom 20. September wird ge- 
rade noch behandelt — bearbeiteten, nicht gelungen, ein organi- 
sches Ganzes herzustellen. Auf den ersten 200 Seiten — bis 
zum Beginn des Fünfjahrplanes —, die, wenn auch im einzelnen 
verändert und ergänzt, doch im Ben mit der englischen Aus- 
gabe übereinstimmen — werden häufig auf Grund der NEP-Ent- 
wicklung Urteile und Feststellungen im Präsens gegeben, die 
dann im Schlußteil verändert oder — was schlimmer ist — nicht 
weiter verfolgt werden, so daß der Leser auf manchen Gebieten, 
obgleich sich die Dinge zum Teil grundlegend gewandelt haben, 
nur das Bild der NEP-Zeit erhält. So wird z. B. als letzte Ziffer 
für die Analphabeten die des Jahres 1926 (60,4 % der Bevölke- 
rung, S. 68 u. S. 259) genannt, während der Hauptkampf gegen 
das Analphabetentum erst nach 1926 einsetzte und im ganzen 
erfolgreich verlief, so daß die endgültige Liquidierung des Anal- 

habetentums, zum mindesten für die RSFSR, schon sehr in die 
Nähe gerückt ist und auch bei den übrigen Bundesrepubliken die 
Ziffern erheblich über denen von 1926 liegen. Oder: durch einen 
Vergleih (S. 133) des Prozentsatzes der einzelnen sozialen 
Gruppen unter den Schülern und Studenten in den Jahren 
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1923/24 und 1926/27 wird, da sich der Prozentsatz der Arbeiter 
und Bauern nur wenig erhöhte, ein Mißerfolg des Prinzips der 
„Klassenauslese“ festgestellt. Dabei hat sih der Zustrom des 
Proletariats zur höheren und Hochschule erst in den letzten 
Jahren ausgewirkt, da die jungen Arbeiter und Bauern erst 
einmal für den Eintritt in die Hochschule vorgeschult werden 
mußten. Zudem gibt es ein schiefes Bild, wenn in den Statistiken 
(S. 132 und 138) „Handwerker und Arbeiter“ zusammen- 
enommen werden. Denn innerhalb dieser Senne E war 
dr Prozentsatz der Arbeiter 1914 verschwindend gering, bei 
Beginn des ersten Fünfjahrplans dagegen entscheidend. Im 
anzen kommt die Schilderung des letzten Jahrfünfts gegenüber 
der des ersten Jahrzehnts etwas zu kurz. Allerdings muß den 
Verfassern zugestanden werden, daß sich die Schwierigkeiten 
für die Zahlenbeschaffung und Orientierung während der letzten 


Jahre erhöht haben. 

Ein wesentlicher Vorzug des Werkes liegt in der historischen 
Betrachtung. Die Verfasser — Hessen war Professor für Päda- 
gogik an der Universität St. Petersburg, Hans Leiter des Schul- 
wesens in Odessa — gehen mit ihrer Darstellung manchmal bis 
auf Peter den Großen zurück und bemühen sih — was gewöhn- 
lich vergessen wird —, die Entwicklung der letzten fünfzehn 
jahre ar in die russische Entwicklung überhaupt. 

ies geschieht ang nicht ganz ohne Tendenz. Denn die 
Verfasser wollen den Nachweis erbringen, daß eine enge und 
auffallende Parallele zwischen der Schulpolitik unter der prole- 
tarischen Diktatur und dem reaktionären Absolutismus — in 
erster Linie des Zaren Nikolai I. — besteht. Eine solche Parallele 
ist sicherlich manchmal berechtigt, aber auch oft, wie bei der- 
artigen DEmIUUNESB häufig, übertrieben. So kann man z. B. das 
Vordringen der Berufsschule in der NEP-Zeit (S. 119 und 120) 
nicht einfach mit derselben Erscheinung in den achtziger Jahren 

leichsetzen, indem man als Grund angibt, in beiden Fällen sei 
der absolute Staat jeder freien geistigen Betätigung mißtrauisch 
gegenübergestanden. Das trifft zwar für die achtziger Jahre zu, 
im NEP aber waren für das Vordringen der Berufsschulung in 
erster Linie und fast allein die schlechten Erfolge des früheren 
Schulexperiments und vor allem der bedenkliche Mangel an 
qualifizierten Kadern verantwortlich. 


Immer wieder macht sih die liberal-demokratishe An- 
schauung der beiden Verfasser geltend, die im Vorwort der eng- 
lischen Ausgabe von sich sagen „they both are convinced demo- 
crats“. Die liberale Ara der sechziger Jahre, die Strömungen 
kurz vor dem Kriege, die Episode zwischen der Februar- und 
Oktoberrevolution und die erste Zeit des „anarchistischen“ — 
mir würde besser scheinen „utopischen“ — Kriegskommunismus 
kommen bei ihnen am besten weg, im Gegensatz zu der Zeit 
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sten Entwicklung. Bezeichnend für das mangelnde Verständnis 
für das, was sich in Ruflland abspielt, ist etwa die Bemerkung 
(S. 137), das Studentenleben der Vorkriegszeit sei im Vergleich 
mit dem materiell äußerst schwierigen Leben des heutigen russi- 
schen Studenten „ein goldenes Zeitalter“ gewesen. Ganz abge- 
sehen davon, daß sich über die Feststellung als solche durchaus 
streiten läßt, wenn man die materielle Lage des russischen Durc- 
schnitts-Studenten der Vorkriegszeit und sein an Demütigungen 
reiches Leben kennt, ist die Behauptung für die Dinge, um die 
es sich wirklich handelt, belanglos. 

Im ganzen überwiegen die Lichtseiten des neuen Buches bei 
weitem. Es ist wichtig, endlich eine deutschsprachige Grundlage 
für die Diskussion über die Entwicklung der sowjetrussischen 
Pädagogix zu besitzen. Es kann daher in diesem Bericht davon 
abgesehen werden, auf Einzelheiten einzugehen; statt dessen 
läßt sich ein weiterer Rahmen spannen und am Beispiel der 
Schulpolitik der Pendelschlag in der Entwicklung der Sowjet- 
union zeigen. (Über die Hochschule beabsichtigen wir, demnächst 
den Bericht eines sowjetrussischen Fachmannes zu bringen.) 


Im Januarheft 1933 wurden die einzelnen Etappen der Lohn- 
olitik in der Sowjetunion, die ebenfalls einen ganz bestimmten 
hythmus aufzuweisen haben und zwischen den beiden Prin- 

zipien — utopische Lohngleichheit und realistische Lohndife- 
renzierung — hin und her schwanken, geschildert. Sehr ähnlich — 
erstaunlich jedoch nur für den, der die Entwicklungsgesetze der 
russischen Revolution nicht erkannt hat — ist der Weg der 
Schulpolitik. Auch hier wieder zwei entsprechende Prinzipien: 
auf der einen Seite die Utopie, welche Freiheit der autonomen 
menschlichen Persönlichkeit und der einzelnen autonomen Bil- 
dungsanstalten fordert, ja das „Absterben der Schule“ prokla- 
miert, auf der anderen Seite die Wirklichkeit, die, von den Not- 
wendigkeiten des täglichen Lebens ausgehend, zu Zwang, Zen- 
tralisierung und nüchterner Lerndisziplin führt. In iden 
Fällen — bei der Lohn- sowohl als bei der Schulpolitik — ist es 
letzten Endes der Pendelschlag zwischen Theorie und Realität, 
zwischen dem Kommunismus als Ideal und dem lebendigen 
Menschen als Tatsache. 

Ein Blik auf die Stellung zum Staat macht das besonders 
deutlich: Marx und Engels haben zwar über den Staat und 
seine m Gestaltung nicht viel geschrieben, immerhin wird 
deutlich, da sie aus ihrer Gegnerschaft gegen den damaligen 
Staat dem Staat als solchen ablehnend gegenüberstanden und 
mit dem Augenblick der Machtübernahme durch das Proletariat 
mit seinem „Absterben“ und seiner Ablösung rechneten durch 
eine „Assoziation, worin die freie Entwicklung eines jeden die 
Bedingung für die freie Entwicklung aller ist“ (Komm. Manifest). 
Lenin, der als Praktiker der Wirklichkeit näherstand, schaltete 
zwischen die Zerschlagung des alten Staates und die Machtüber- 
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nahme durch das Proletariat einerseits und den Beginn des Ab- 
sterbens des Staates andererseits eine Übergangsperiode, die er 
als eine Art Halbstaat bezeichnete; Stalin aber, der mitten in 
der Wirklichkeit steht und der nicht mehr die Revolution durch- 
zuführen, sondern zu sichern und auszubauen hat, geht noch 
einen Schritt weiter und sieht in der Periode der Diktatur des 
Proletariats bis zum beginnenden Absterben des Staates nicht 
mehr einen kurzen Übergang, sondern eine ganze Epoche. Daß 
am Ende der Entwicklung die von Marx erträumte „Assoziation“ 
freier und gleichbere I Persönlichkeiten stehen wird, 
stellt er zwar nicht in Zweifel, aber er geht auch auf diese Frage 
nicht weiter ein. Er hat es mit der Gegenwart zu tun und diese 
Gegenwart braucht einen allmäcdtigen Staat. (In seinen 
„Fragen des Leninismus“ findet sich sogar ein schwerer Angriff 
gegen Bucharin wegen seiner prinzipiell staatsfeindlihen Auße- 
rungen.) Ferner: ein allmächtiger Staat erfordert neben dem 
Staatsapparat einen unbedingt zuverlässigen Parteiapparat. 
So ist auch die Stellung der Partei in gewaltiger Weise ver- 
stärkt worden. Wer die russische Presse verfolgt, weiß, daß seit 
11% Jahren die wichtigsten Dekrete nur noch die Unterschrift des 
Zentralkomitees der Partei, also einer in der Verfassung über- 
haupt nicht erwähnten Organisation, tragen. Und schließlich: 
Der Sieg des Staatsgedankens führt notwendig auch zu einer 
Zurückdrängung des weltrevolutionären Gedankens. Die Kon- 
zentrierung Ri den eigenen Staat und seinen Ausbau mußte 
eine Vernachlässigung der weltrevolutionären Aktivität zur 
Folge haben. Während für Marx die Weltrevolution eine 
selbstverständliche Voraussetzung des sozialistischen Aufbaus 
darstellte, während Lenin noch auf dem III. Kongreß der Komin- 
tern 1921 den Satz aussprach: „Es war uns klar, daß ohne die 
Unterstützung der internationalen Weltrevolution der Sieg der 
roletarischen Revolution unmöglich ist“, ist Stalin der Vor- 
Kämpfer des „Sozialismus in einem Lande“ und damit in den 
Augen von Männern wie Trotzki „Nationalsozialist“ geworden. 
Wie auf dem zentralen Gebiet der Staatsauffassung ist es 
auch in der Schulpolitik: Je näher der Gegenwart, ein desto 
stärkerer Ersatz ursprünglicher Theorien durch nüchterne Tat- 
sachen. Nur daß sich die Theorie und ihre Vertreter nicht gleich 
ganz und endgültig geschlagen geben, sondern noch einmal vor- 
übergehend die Öberhand gewinnen, woraus ein vierfacher 
Pendelschlag entsteht. 


Kriegkommunismus. 


Unmittelbar nach der Revolution, in der ersten Begeisterung 
über den errungenen Sieg herrschten Glaube und Zuversicht; 
der Glaube, daß es möglich sei, mit revolutionärem Elan aus der 
alten zusammengebrochenen Welt mitten hineinzuspringen in 
den erträumten Kommunismus, im Schmelztiegel der Revolution 
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rasch die Menschen umzuformen in wahre Kommunisten, — und 
die Zuversicht, daß die vorhandenen und sehr bescheidenen mate- 
riellen Voraussetzungen hierfür ausreichen würden. So war es 
auf allen Gebieten, so auch in der Pädagogik. Liest man die 
Dekrete und Verordnungen jener Zeit, so finden sich Sätze wie 
„Der höchste Wert in der sozialistischen Kultur ist die Persön- 
lichkeit“, oder „Das Hauptziel der neuen Schule soll die Er- 
ziehung einer schöpferischen, allseitig entwickelten Persönlich- 
keit sein, die Schule soll als eine Arbeitsgemeinschaft gestaltet 
werden, sie soll auf der selbständigen Aktivität aller Schüler, 
auf ihrer gemeinnützigen Arbeit aufgebaut werden und soll an 
die lokalen Verhältnisse angepaßt sein. Sie darf nicht mehr dem 
Leben fremd bleiben, sondern soll mit dem Leben zusammen- 
fallen, soll versuchen, ein harmonisch entwickeltes Menschen- 
wesen zu bilden“. Diese Forderungen wurden nicht nur als 
fernes Ideal aufgestellt, sondern man versuchte, sie durch ent- 
sprechende Maßnahmen sofort in die Tat umzusetzen. Die 
chulen erhielten eine weitgehende Autonomie, verbunden mit 
einer großzügigen Dezentralisation des Schulwesens. Den 
Schülern wurde die Selbstverwaltung zugebilligt, Schulkollektive 
entstanden und griffen entscheidend in das Leben der Schule ein. 
Die Strafen wurden abgeschafft und die Gewissensfreiheit pro- 
klamiert. Die Schule wurde in eine „polytechnische Arbeits- 
schule“ umgewandelt, in der die Schüler auf der Grundlage der 
industriellen oder landwirtschaftlihen Produktion mit der 
„gesamten auf Arbeit beruhenden Kultur“ bekanntzumachen seien. 
Jedes Kind hat — wie es schon Engels formulierte — die 
anze Reihe der Produktionszweige von Anfang bis zu Ende 
urchzugehen. Die Schule sollte darüber hinaus eine Einheits- 
schule werden, die jedem Kind alle Bildungsmöglichkeiten 
öffnete, mit einer ersten Schulstufe von fünf Klassen — da das 
Wort Klasse eine spezifische Bedeutung hat, wird „Gruppe“ an 
seine Stelle gesetzt — für die 8—13jährigen und einer vier- 
jährigen zweiten Schulstufe für die 13—17jährigen. Unbe- 
ümmert um die Desorganisation des Landes und das fast völlige 
Fehlen selbst bescheidener materieller Voraussetzungen wurden 
beide Schulstufen für obligatorisch erklärt. Ebenso wirklich- 
keitsfremd war die Erwartung, man werde in der Lage sein, 
allen Lehrern eine höhere Ausbildung zuteil werden zu lassen. 
Ja, manche besonders radikale Geister Bingen noch viel weiter in 
ihren Phantasien. Sie forderten die Zerschlagung der Familie 
und Nationalisierung der Kinder und begannen mit der Errich- 
tung zahlreicher Kinderheime. 


Mit Recht weisen Hessen und Hans darauf hin, daß dieses 
erste Bildungsprogramm der Sowjetregierung den zeitgenössi- 
schen radikalen pädagogischen Theorien der bürgerlichen Staaten 
Be nahekommt eg mit demselben fortschrittlichen und auf- 

lärerischen demokratischen Geist wie die europäische Bewegung 
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der „neuen Erziehung“ so stark getränkt ist, da das kommu- 
nistische Bildungsideal jener Zeit als ausgesprochen westlich 
bezeichnet werden kann. Infolgedessen setzten auch damals die 
Wallfahrten europäischer und amerikanischer moderner Päda- 
gogen nach Rußland ein, wo sie eine Verwirklichung ihrer 
eigenen Ideen zu finden glaubten. 


Sehr bald aber zeigten sich erhebliche Schwächen, die in 
erster Linie zurückzuführen waren auf den Mangel an mensch- 
lichen — seitens der Schüler sowohl als der Lehrer — und mate- 
riellen Voraussetzungen. Die Schule erwies sich als aufßerstande, 
die an sie gestellten Forderungen zu erfüllen. Immer deutlicher 
trat die Unmöglichkeit — sagen die einen —, die Verfrühung — 


sagen die anderen — zutage, jene utopischen Gedankengänge 
Wirklichkeit werden zu lassen. 
NEP. 


Die Einführung der Neuen Ökonomischen Politik durch Lenin 
bedeutete eine Vertagung der kommunistischen Ziele, zunächst 
nur auf wirtschaftlihem Gebiet. Diese Periode, die von 1921 
bis etwa 1928—1929 dauert, ist aber darüber hinaus auf allen 
Gebieten des Lebens der Sowjetunion eine Ruhepause und Zeit 
der Entspannung, auch in der Schule. Die erste Begeisterung 
und der Experementier-Optimismus hatten ruhigerer und sach- 
licherer Überlegung Platz gemacht. Die vom alten Staat über- 
nommenen Reserven auf dem Gebiete des Schulwesens waren 
großenteils aufgebraucht. Die neuen Versuche bewährten sich 
nicht. Die sich von den Schlägen der Bürgerkriegszeit erholende 
Wirtschaft verlangte qualifizierte Kräfte. Der Alltag meldete 
sih. Der Krieg war zu Ende, der Friede forderte sein Recht. 
Auf dem Ill. Kongre des Komsomol kurz vor der Verkündung 
der NEP hatte Lenin die Jugend mit seinem „Lernen — lernen 
— lernen!“ zur Besinnung gerufen. Der Staat brauchte Arbeiter 
und Fachleute, nicht „harmonisch entwickelte Menschenwesen“. 


So tritt an Stelle der weitgehenden Dezentralisation und 
Autonomie das Schulmonopol des Staates. Privatschulen gibt es 
nicht mehr. Die Direktoren der Schulen werden nicht vom Lehr- 
körper gewählt, sondern von den örtlichen Sowjets ernannt und 
mit großen Vollmachten ausgerüstet, auch die Lehrer werden fast 
durchweg von den örtlichen Räten bestellt, die übrigens wieder 
den nächsthöheren staatlichen Instanzen verantwortlich sind, so 
daß einheitlihe Direktiven erteilt werden können. Nur auf 
einem Gebiet sinkt die Beteiligung der Staatszentrale: die zen- 
tralen Budgets tragen ein Drittel, die örtlichen Budgets zwei 
Drittel der Finanzierung des Schulwesens bei. Obgleich aber 
die örtlichen Budgets in immer stärkerem Maße herangezogen 
werden, steigen die zur Verfügung stehenden Geldmittel nur 
wenig. Da zudem die Geldentwertung fortschreitet, sinken 
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sogar die pro Kopf ausgegebenen Mittel gegenüber der Vor- 
kriegszeit. 


In den Vordergrund der Schulpolitik dieser zweiten Periode 
wird die enge Verbindung zwischen Schule und Produktion 
gerückt. Aber nicht in der spielerischen Weise der ersten Periode. 
sondern mit dem Versuch, einen straffen Zusammenhang zwischen 
der Ausbildung in der Schule und in der Fabrik herzustellen. 
Schule und Hochschule werden in dieser Zeit auf das äußerste 
professionalisiert, in Spezialschulen und Spezialinstitute zer- 
schlagen, einzelnen Betrieben, Betriebszweigen oder Wirtschafts 
ressorts angeschlossen und aus dem Bereich des Volksbildung- 
kommissariats entfernt. In diese Zeit fällt der rasche Ausbau eines 
in der ersten Periode völlig ee Ko Berufsschulwesen;, 
an dessen Spitze eine eigene Abteilung, der „Glawprofobr“, mit 
weitgehender Unabhängigkeit vom Volksbildun ommissariat 
gestellt wird. Werkschulen entstehen in allen Industriezweigen. 
aufs engste angepaft und verbunden mit dem Produktions- 
prozefß des einzelnen Betriebes. 


Der ursprüngliche Gedanke der Einheitsschule wird ge- 
opfert. Viele und voneinander verschiedene Schultypen ent- 
stehen. Dazu kommen die Arbeiterfakultäten, in denen Prole- 
tarier, die eine mittlere Schulausbildung nicht besitzen, für den 
Besuch der Hochschule vorbereitet werden. Wegen der völlig 
unzureichenden Anzahl vorhandener Schulen und aus politischen 
Erwägungen wird in vielen Fällen ein numerus clausus für die 
Aufnahme neuer Schüler festgesetzt, der Nichtwerktätige und 
ihre Kinder von den Schulen fernhält. Die 1918 proklamierte 
obligatorische Schule rückt wieder in den Hintergrund. Erst 
1925 kommt man wieder auf sie zurück, doch begnügt man sich 
mit einer vierjährigen Schulpflicht (inzwischen war die erste 
Schulstufe von fünf auf vier Tahre verkürzt und die zweite Schul- 
stufe in eine erste dreijährige und zweite zweijährige Hälfte 
geteilt worden). Auch insichtlich der Lehrerausbildung wird 
man viel bescheidener. Die Zeit drängt und reicht zu einer sorg- 
fältigen Ausbildung nicht aus. Auch fehlt die materielle Basis. 
Die Zahl der Lehrer mit sehr geringer Vorbildung nimmt zu. 
Um sie zu höherer Leistung und zur Vervollkommnung ihrer 
Qualifikationen anzuspornen, werden die Lehrergehälter — im 
Gegensatz zu den Bestrebungen der ersten Periode — diffe- 
renziert. Die Bedeutung der 1919 gegründeten „Gewerkschaft 
der Aufklärungsarbeiter“ steigt. Ihre Mitgliederziffern schwellen 
gewaltig an, das Individuum muf sich der Organisation ein- 
ordnen. 

Nicht nur die Leistung des Lehrers gilt es zu erhöhen, son- 
dern auch die des Schülers. Die Schülerselbstverwaltung und 
die Bedeutung der Schülerorgane geht zurück. Statt der ur- 
sprünglichen in manchen Fragen entscheidenden Schülerräte 
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bleiben a ee a übrig. Strafen werden wieder 
eingeführt und alles unternommen, um die Disziplin der Schüler 
und die Autorität des Lehrers zu heben. Nur auf einem Gebiet 
der Schulpolitik bleibt man der utopischen Richtung der ersten 
Periode treu: in den Schulmethoden. Zwar werden sie konkreter 
als in jener Zeit, wo man ganz allgemein ein Bekanntwerden 
mit der „auf Arbeit beruhenden Kultur“ nee und jedes 
eigentliche Lernen als eine Vergewaltigung des Kindes ansah, 
aber die nunmehr proklamierte „Komplexmethode“ ist auch nicht 
geeignet, die Qualität der Schularbeit zu steigern. Das Unter- 
richtsmaterial soll nicht mehr nach abstrakten Fächern, sondern 
„nach den komplexen, der konkreten Wirklichkeit entnommenen 
Themen“, eingeteilt werden. Es wird daher in den drei Ko- 
lonnen „Arbeit“, „Natur“, „Gesellschaft“ untergebracht und von 
dieser Seite her angefaftt, während Fächer wie Lesen, Schreiben, 
Rechnen usw. für sich nicht behandelt und infolgedessen sehr 
vernachlässigt werden. Bis zum heutigen Tage sind die Folgen 
dieser Unterrichtsmethoden in bedenklicher Weise zu spüren. 


Erster Fünfjahrplan. 


Die — abgesehen von der Frage der Lehrmethoden — im 
Vergleich zur Periode des Kriegskommunismus sehr viel real- 
Bone Haltung der NEP-Zeit stieß auf immer schärfere 

ritik der führenden pädagogischen Köpfe der ersten Periode, 
die fast alle nach der russischen Parteiterminologie als „Linke“ 
bezeichnet werden können. Sie wandten sich dagegen, daß die 
Schule in Abhängigkeit gebracht wird vom Produktionsprozeft, 
und dagegen, daß die ganze Ausbildung nur unter dem Gesichts- 
punkt der künftigen Arbeitsteilung erfolgt. Sie verachteten die 
Atempause der NEP-Zeit; und als der erste Fünfjahrplan neue 
Energien entfesselte und der Anschluß an die in der NEP-Zeit 
scheinbar aufgegebene revolutionäre Tradition wieder gefunden 
wurde, sahen sie ihre Zeit gekommen. Der Fünfjahrplan mit 
seiner kriegerischen Terminologie war geeignet für einen gewal- 
tigen „Kulturfeldzug“. Es entstanden uferlose Zahlengebilde 
über die projektierte kulturelle Entwicklung. Qualität und sorg- 
same Kleinarbeit wurden einer riesigen Extensivierung geopfert. 
Millionen von Analphabeten wurde durch Hunderttausende von 
„Kultarmisten“ — großenteils Studenten, die inzwischen ihre 
Studien vernachlässigen mußten — das Lesen und Schreiben bei- 
ebracht. Die Schülerziffern stiegen ins ungemessene und, was 

edenklich war, ohne ein entsprechendes Ansteigen der Ziffern 
von Schulen und Lehrern. Die Lehrerausbildung gestaltete sich 
noch bescheidener. Viele Lehrer wurden nach Absolvierung 
einer vierjährigen Schule und einiger Vorbereitungskurse an die 
Arbeit geschickt. Um das rasche Wachstum dieser Entwicklung 
nicht zu hemmen, wurden Prüfungen fast völlig beseitigt. Die 
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Verbindung mit den Betrieben wurde so eng, daß man die Schule 
gar nicht mehr als ein Gebilde für sich, sondern nur noch als 
einen Betriebsteil anerkennen wollte und so zu der in dieser 
Zeit laut verkündeten Theorie „vom Absterben der Schule“ ge- 
langte. Arbeiter, zuverlässige Kommunisten, wurden an die 
Spitze der Schule gestellt. 


Die Komplexmethode hatte sich inzwischen aus sich selbst 
heraus zersetzt. Man hatte sich gezwungen gesehen, ein Fad 
nach dem anderen, beginnend mit Mathematik, Physik und 
Naturkunde, aus den „Komplexen“ herauszunehmen und als 
eigenes Fach zu behandeln. Dafür entstand die „Methode der 
Projekte“, die ebenfalls den systematischen Aufbau des Unter- 
richtes nach Einzelfächern ablehnte und die Schüler um ein be- 
stimmtes, gewöhnlich dem Industrieaufbau entnommenes „Pro- 
jekt“ sammelte. 


Dieser zweite Vorstoß der utopischen Richtung, der in seinen 
Formen gegenüber dem ersten erheblih an Radikalität ein- 
gebüßt hat, war von sehr kurzer Dauer und nur in den ersten 
zwei bis drei Jahren des ersten Fünfjahrplans wirksam. Die 
Tatsachen des wirtschaftlichen und politischen Lebens waren zu 
eindeutig geworden, als daß man sie hätte auf die Dauer über- 
sehen können, und die Experimente dieser dritten Periode waren 
so wenig geeignet, den harten Notwendigkeiten zu entsprechen. 
daß jetzt auf sie ein — allem Anschein nach länger dauernder — 
Rückschlag eingetreten ist. 


Neue Stabilisierung. 


‚ Der Anstofl kam von der „Kaderfrage“ her. Die Industriali- 
sierung des Landes stellte in einem ursprünglich gar nicht über- 
sehenen Umfang Anforderungen an qualifizierten Nachwuchs. 
Schule und Hochschule waren nicht in der Lage, in der erforder- 
lichen Weise und in der notwendigen Qualität diesen Nachwuchs 
zu liefern. Stalin hat, ähnlich wie Lenin bei der Verkündung der 
NEP, in einer großen Rede vom 23. Juni 1931 — freilich auf einer 
ganz anderen Basis als Lenin zehn Jahre vorher — das Signal 
zu einer neuen Stabilisierung und zur Aufgabe utopischer und 
gefährlicher Gedankengänge gorenen. Diese Forderungen wirk- 
ten sih bald auch auf die Schule aus und drücken ihr bis zum 
heutigen Tage ihren Stempel auf. In dem Parteibeshluß vom 
5. September 1931 wurden die Grundgedanken der Rede auf die 
Schule übertragen, die „Methode der Projekte“ und die „Theorie 
vom Absterben der Schule“ auf das schärtste verurteilt und statt- 
dessen folgende Maximen aufgestellt: Systematische Kenntnisse. 
ein eindeutiger Stunden- und Arbeitsplan, ein Lehrbuch, richtige 
Lernen, Gliederung der Schüler nicht mehr in wechselnde 
meinschaften, sondern in feste Gruppen, Prüfungen und Kon- 
trolle der Arbeit, Entlastung der Schüler von „gesellschaftlichen“ 
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Pflihten im Komsomol, im Pionierverband und in anderen 
Organisationen, scharfe Beschränkung der Selbstverwaltung der 
Schüler und unbedingte Hebung der Disziplin. Noch eindeutiger 
kamen diese Gedankengänge in dem Parteibeshluß vom 
25. August 1932, über den an dieser Stelle bereits berichtet 
wurde, zum Ausdruck, oder in der ebenfalls hier schon be- 
sprochenen Gehaltsdifferenzierung der Lehrer. 

In der allerletzten Zeit ist eine Reihe wichtiger Maßnahmen 
durchgeführt oder eingeleitet worden, die die gegenwärtige Ent- 
wicklung noch unterstreichen: Die Universitäten sind 
reorganisiert worden und haben ein neues Statut erhalten. Sie 
werden wieder aus vier Fakultäten bestehen und bei bestimmten 
Fächern Latein als Pflichtfach verlangen. Die Grade des Dok- 
tors und Magisters sind wieder eingeführt. Mit größtem Nach- 
dru&k wird in der Schule der Kampf um die Disziplin geführt. 
Ihm dient auch die Einführung der Schülerpässe und die in Aus- 
sicht genommene Schaffung einer Schüleruniform. Über die Be- 
strebungen, die Leistungskontrolle in der Schule immer weiter 
auszubauen und zu verschärfen, ist an dieser Stelle im Aprilheft 
berichtet. 

Nichts aber kennzeichnet die Situation deutlicher als der 
Erlaß des Zentral-Komitees der Partei vom 12. Februar 1933 über 
die Fertigstellung neuer Lehrbücher. Dieser Erlaf, dessen 
Auswirkungen bis heute die Spalten der pädagogischen Zeit- 
schriften der Sowjetunion füllen, formuliert in geradezu klassi- 
scher Knappheit die augenblickliche Situation. 


In diesem Dokument heißt es: Die beiden Erlasse der Partei 
vom 5. September 1931 und 25. August 1932 hätten zur Genüge 
dargetan, daß der Hauptmangel des gegenwärtigen sowjet- 
russischen Schulwesens darin liege, daß die Kenntnisse der die 
Schule Absolvierenden völlig ungenügend seien für den Über- 
gang in die höheren und Hochschulen. „Die unerläfßliche und 
entscheidende Voraussetzung“ — heiftt es weiter — „für die Ver- 
wirklichung der beiden Erlasse des Z.K...... ist die Schaf- 
fung stabiler Lehrbücher für alle Fächer, die geeignet sind, die 
pee warte ‚Methode‘ einer endlosen ‚Projektierung‘ von Lehr- 

üchern zu liquidieren .... Infolge der unrichtigen Linie des 
Volksbildungskommissariats und seiner Organe fehlt gegen- 
wärtig in der Sowjetschule nicht nur ein stabiles, allgemein gül- 
tiges und den Forderungen der Wissenschaft entsprechendes 
Lehrbuch, sondern diese Lücke wird sogar offensichtlich in den 
leitenden Kreisen des Volksbildungskommissariats der RSFSR 
als ein Beweis für seine ‚revolutionären Erfolge‘ betrachtet.“ 
Das ZK bezeichnet diesen Zustand als absolut unerträglich und 
fordert die sofortige Finstellung der Herausgabe sogenannter 
„Arbeitsbücher“ und „loser Lehrbücher“, die an Stelle wirklicher 
Lehrbücher verwandt werden und nicht geeignet sind, syste- 
matische Kenntnisse zu übermitteln. Das Volksbildungs- 
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kommissariat und der Staatsverlag sollen zum 1. September 1933 
Lehrbücher bereitstellen, die für eine „längere Reihe von Jahren“ 
in Geltung bleiben können. Die bisher übliche Herausgabe von 
selbständigen Lehrbüchern in jedem Gebiet, Kreis und in jeder 
autonomen [un wird abgelehnt und die Schaffung eines 
Einheitslehrbuches gefordert. Endlich werden der Volksbildungs- 
kommissar Bubnow, der Leiter des Staatsverlages Tomskij und 
die Leiter verschiedener anderer Behörden als persönlich für die 
Durchführung dieses Erlasses verantwortlich erklärt und der 
Erlaß auch den Partei-Zentral-Komitees der übrigen Bundes- 
republiken als Grundlage für ihre Maßnahmen mitgeteilt. Die 
ZK’s der Bundesrepubliken haben daraufhin in der Folgezeit, 
zum Teil wörtlich, den Erlaß der ZK der UdSSR für die ent- 
sprechende Republik übernommen. Die Ukraine hat darüber 
hinaus mit der RSFSR die Herausgabe gemeinsamer Lehrbücher 
vereinbart. 

Besonders interessant sind die zum Teil in dem Erlaß selbst, 
zum Teil in anderen Dokumenten und Aufsätzen aufgezählten 
früheren Erlasse der Volksbildungskommissariate, die als falsch 
und nunmehr ungültig bezeichnet werden: 1. Der Rundbrief der 
Abteilung Einheitsschule des Narkompros der RSFSR vom 
August 1918 („Lehrbücher müssen überhaupt aus den Schulen 
hinausgejagt werden“). 2. Eine Veröffentlihung des Nar- 
kompros der RSFSR aus dem Jahre 1921 („der Vorschlag zur Her- 
ausgabe von Lehrbüchern entstammt bloßer Routine und Ge- 
wohnheit“). 3. Ein Erlaß des Kollegiums des Narkompros der 
RSFSR vom 28. März 1930 („Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist es 
eine Unmöglichkeit, sich an das Prinzip stabiler Lehrbücher zu 
halten“). 4. Die Resolution der allrussischen Lehrbuc-Konfe- 
renz vom 16. Mai 1930 und der Rundbrief des Narkompros der 
RSFSR vom 6. Juni 1930 („Ein Lehrbuch darf auf keinen Fall 
stabil sein, die Konferenz spricht sich entschieden gegen das 
Prinzip stabiler Lehrbücher aus“). 5. Die Entschließung des 
Präsidiums der Lehrer-Gewerkschaft vom 3. März 1930 („Die 
Stabilisierung der Lehrbücher auf längere Zeit ist unrichtig und 
politisch schädlich“) usw. 

Sehr aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang ein großer 
Aufsatz „Über Lehrbücher und die Linie des Volksbildungs- 
kommissariates“ von Efremenko in der „Kommunistitscheskoje 
Prosweschtschenie“ vom 1. März 1933, in dem an Hand von zahl- 
reichen Zitaten aus den Schriften Lenins (beginnend mit 1898!) 
und aus den Direktiven und Resolutionen der Partei der Nach- 
weis geführt wird, daß Lenin und die Partei von jeher den 
Standpunkt vertreten haben, stabile Lehrbücher seien notwendig. 
Die Schuld an der falschen Linie des Volksbildungskommissariats 
wird bestimmten Gruppen innerhalb dieser Behörde zugeschoben. 
Es wird mit Entrüstung festgestellt, daß nach Angabe des Staats- 
verlages in den letzten fünfzehn Jahren 160 Millionen Lehr- 
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bücher allein für die RSFSR veröffentlicht worden seien und 
daran die Feststellung geknüpft, „wenn diese Lehrbücher stabil 
wären, dann besäßen wir heute für jeden Schüler einen ganzen 
Satz von Büchern.“ Da diese Lehrbücher aber ständig verändert 
wurden und völlig uneinheitlich sind, müssen fast alle Lehr- 
bücher neu herausgegeben werden. In den pädagogischen Zei- 
tungen stehen Bekanntmachungen, in denen Listen der für die 
Zukunft zugelassenen und der nicht mehr gültigen Lehrbücher 
veröffentlicht werden. Was für eine riesige und infolge der 
kurzen zur Verfügung stehenden Zeit sicherlich nicht sehr ein- 
Br und zuverlässige Arbeit man sich mit der Herausgabe 

ieser neuen Lehrbücher gemacht hat, ersieht man etwa aus der 
Mitteilung, daß bis zum 15. Mai 1933 14,4 Millionen Exemplare 
a Ted waren, ohne daß damit der Plan auch nur entfernt 
erfüllt war. 

Dieses Beispiel der Lehrbücher zeigt zweierlei: Erstens daß 
atad, die Erlasse und Anschauungen der Volksbildungs- 
ommissariate und ähnlicher Organe bekämpft und als ungülti 
erklärt wurden, die in der ersten Periode (Krie a 
und in der dritten Periode (erster Fünfjahrplan) entstanden 
waren; zweitens daß man auch heute noch trotz der Durchsetzung 
des Staatsapparates mit Parteileuten einen Strich zieht zwischen 
der Tätigkeit der einzelnen Behörden und der Generallinie der 
Partei und daß man, ohne die Partei zu belasten, scharfe Angriffe 
gegen die Staatsorgane erheben und eine völlige Schwenkung 

in deren Politik anordnen kann. 


k * k 


Verfolgt man den Pendelschlag in der Entwicklung der 
sowjetrussischen Schulpolitik bis zum heutigen Tage, so erkennt 
man, daß der utopische Überschwang der ersten Revolutionszeit 
zunächst in der NEP-Periode nur vorübergehend, jetzt aber seit 
etwa 112 oder 2 Jahren für längere Zeit durch eine nüchterne 
von den Tatsachen und nicht von den Theorien bestimmte Politik 
abgelöst worden ist. Zur Überwindung ihrer gegenwärtig großen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten wird die Sowjetunion zweifellos 
auf absehbare Zeit diesen Weg weiterverfolgen. 


IN. Die Vorbereitung des zweiten Fünfjahrplans: 


Arbeitswirtschaftlihe Kernfragen 
zu Beginn des zweiten Fünfjahrplans. 


Von Robert Schweitzer. 


Mit großem Nachdruck hat Molotow in seiner Rede vor dem 
Vereinigten Plenum des Zentralkomitees und des Zentralkontroll- 
komitees der Kommunistischen Partei vom 8. Januar 1933 dar- 
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auf hingewiesen, daß auf Grund der Erfahrungen des ersten 
Fünfjahrplans in den nächsten Jahren das Schwergewicht der 
Planarbeit nicht auf die quantitative Seite der Produktion zu 
legen ist, sondern auf die qualitative, d. h. auf die Verbesserung 
der Qualität der Erzeugnisse und auf die Hebung der Produk- 
tivität der Arbeit. Damit ist die Meinung bestätigt, die in dieser 
Zeitschrift schon des öfteren vertreten wurde, und die besagt. 
daß die qualitative Seite der Produktion die Achillesferse der 
gesamten Planrealisation darstellt. Diskrepanzen zwischen Soll 
und Ist auf diesem Gebiete mindern das Kapitalaufkommen für 
die Finanzierung des Aufbaues und bewirken letzten Endes 
weitere Senkung des schon bedenklih niedrigen Lebens- 
standards der Bevölkerung. 


Aus diesem Grunde schien es uns wichtig, einen Überblick 
über die arbeitswirtschaftlihen Kernfragen zu geben, deren 
Lösung man im ersten Fünfjahrplan bereits ohne ausreichende 
Ergebnisse versucht hat und von deren endgültiger Lösung das 
Schicksal des zweiten Fünfjahrplans entscheidend beeinfluft 
werden dürfte. 

An erster Stelle wäre in diesem Zusammenhange die K a d er- 
frage zu nennen. Mit fortschreitendem sozialistishem Aufbau 
machte sich in der UdSSR ein ungeheurer Mangel an qualifi- 
zierten Arbeitskräften und an berufstechnishem Personal be- 
merkbar. Die Industrialisierung hatte dazu geführt, daß Mil- 
lionen von Arbeitern neu in die industrielle Arbeit eingegliedert 
werden mußten. Das Bildungsniveau der Industriearbeiterschaft 
ist noch immer außerordentlich niedrig. Deshalb soll in Zukunft 
zunächst die Elementarschule leistungsfähiger gemacht werden. 
Diese soll in ihrer Eigenschaft als Arbeitsschule zwar nicht fertige 
Fabrikarbeiter ausbilden: aber den Kindern immerhin einen 
Grundstok von technischen Kenntnissen mitgeben, auf dem 
Betriebsschulen, Mittelschulen und Hochschulen weiterbauen 
können. Über den Aufbau dieser Bildungsstätten ist in dieser 
Zeitschrift schon des öfteren, insbesondere von Kl. Mehnert, ge- 
schrieben worden, so daf sich hier weitere Erörterungen er- 
übrigen. 


1. DieBindungdesArbeitersanseinen 
Arbeitsplatz. 


Solange es in der UdSSR Arbeitslose genug gab und der 
Zuzug aus den Dörfern der Massenarmut in die Städte anhielt. 
kamen die staatlichen Unternehmungen mit dem Prinzip der 
Selbstversorgung in bezug auf die Arbeitskräfte aus. iese 
beiden Quellen versiegten aber mit zunehmender Industriali- 
sierung und Kollektivierung der Landwirtschaft und mit den 
steigenden Ernährungsschwierigkeiten in den Städten. Die 
Unternehmungen begannen um die qualifizierten Arbeitskräfte 
zu konkurrieren. Die Folge war die vielbeklagte „tekutschestj“. 
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Die Arbeiter wanderten von Betrieb zu Betrieb und blieben, wo 
sie die günstigsten Bedingungen fanden. Die Änderung brachte 
die Verordnung des Zentralexekutivkomitees und des Rates der 
Volkskommissare vom 15. Dezember 1930. Die Vermittlung der 
Arbeitsbörsen wurde wieder obligatorisch und dem Arbeiter die 
freie Arbeitswahl genommen. Ganz besondere Aufmerksamkeit 
verwandte man auf die planmäfige Verteilung der qualifizierten 
Arbeitskräfte. Diese können, wenn sie an einem Orte nicht ihrer 
Qualifikation entsprechende Verwendung finden, mit Einwilli- 
gung der zuständigen Spitzenbehörde auch anderen Arbeits- 
stätten zugewiesen werden. Nach $ 14 der genannten Verord- 
nung verlieren diejenigen Arbeiter, die ohne wichtigen Grund 
die ihnen von den Arbeitsbörsen zugewiesene und ihrer Qualifi- 
kation entsprechende Arbeit ablehnen, für eine bestimmte Zeit 
das Recht auf Führung in den Arbeitslisten der Arbeitsbörsen. 
Nach $ 15 setzen sich ferner die Leiter von Unternehmungen dis- 
ziplinarer Bestrafung aus, wenn sie unrichtige Angaben über die 
Qualifikation ihrer Arbeitskräfte machen, Arbeitskräfte aus 
fremden Unternehmungen wegzulocen versuchen u. a. m. 

Die Tendenz aller dieser Maßnahmen ist klar. Die Frei- 
zügigkeit der Arbeiterschaft ist und bleibt im Interesse der Plan- 
wirtschaft beseitigt. Der Arbeiter wählt nicht seine Arbeit, son- 
dern erhält sie zugewiesen, und eine Weigerung, die zugewiesene 
Arbeit anzunehmen, steht unter schweren Strafen. 

Man hat im Hinblick auf diese Verhältnisse im Ausland viel 
von russischer Zwangsarbeit gesprochen. Die Russen wehren 
sich gegen diesen Vorwurf und weisen darauf hin, daß die UdSSR 
keinen Anlaf hat, mit allen Kräften an der Hebung des Volks- 
bildungsniveaus zu arbeiten, wenn sie ihre Ziele mit Zwangs- 
arbeit zu erreichen gedächte. Außerdem hält man diesen Vor- 
wurf mit einiger Schadenfreude für wenig zeitgemäß, da die 
Arbeitslosenheere der kapitalistischen Länder vermutlich gern 
auf das freie Wahlrecht der Arbeit verzichten und froh sein 
würden, Arbeit zugewiesen zu erhalten. 


Es sei dahingestellt, ob die Bezeichnung Zwangsarbeit oder 
Zwangsdienstgenossenschaft, wie sich Professor Hoetzsch aus- 
gedrückt hat, voll berechtigt ist. Es hat sich gezeigt, daß die 
russische Industrie die Bindung des Arbeiters an seinen Arbeits- 
platz braucht, und deshalb wird von der Arbeiterschaft neben 
vielen anderen auch dieses Opfer gefordert: der Verlust der 
Freizügigkeit. 


2. Das Führerprinzıp. 


In den Betrieben gibt es drei Kraftzentren: die Betriebs- 
leitung (der rote Direktor), die politische Zelle (Parteizelle) und 
das gewerkschaftliche Fabrikkomitee. Diese kunstvolle und in 
harmonischer Zusammenarbeit gedachte Dreiheit hatte sich des 
öfteren zu einem unmöglichen Instanzengegeneinander ent- 
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wickelt. Es hat energischer Maßnahmen bedurft, um hier Abhilfe 
zu schaffen, und ein voller Erfolg ist diesen Maßnahmen bis heute 
nicht beschieden gewesen. Schon Lenin hatte für die Betriebs- 
leitung das Direktorialprinzip ver anet „die unbedingte und 
strengste Einheit des Willens . . ., die Unterordnung des Willens 
von Tausenden unter den Willen eines einzelnen“. Stalin ver- 
langte in seiner großen Rede vom 23. Juni 1931 entschiedene 
Abkehr vom Kollegialprinzip: „Jetzt steht die Sache so, daß in 
der Konzernleitung 10—15 Personen sitzen, Bücher schreiben und 
Diskussionen führen. So kann es nicht weitergehen. Man m 
Schluß machen mit der ‚papiernen Leitung‘ und übergehen zu 
wirksamer, sachlicher Arbeit. Es soll in der Konzernleitung 
einige Leiter und einige Stellvertreter geben. Dies wird für die 
Konzernverwaltung voll ausreichend sein. Die übrigen Mit- 
lieder des Kollegiums gehen am besten in die Werke und 
abriken. Dies wäre für sie und die Sache selbst nützlicher.“ 
Auch Ordshonikidse fordert für die Gegenwart die entschiedene 
Festigung der Einzelleitung als unerläßliche Voraussetzung für 
die Planerfüllung. 

Die Parteizellen, in denen die Kommunisten innerhalb der 
Betriebsgemeinschaft zusammengeschlossen sind, können u 
sollen demnach keine administrative Funktion haben. Und den- 
noch sind sie ein Kraftzentrum ersten Ranges. Sie haben zwar 
nicht das Recht, sich in die Anordnungen der Betriebsleitungen 
einzumischen, stehen jedoch naturgemäß in engster Fühlung mit 
den Parteiinstanzen, von denen letzten Endes auch die Trust- und 
Konzernleiter abhängig sind, und im Arbeiterklub ist der rote 
Direktor, der selbst aus der Arbeiterschaft hervorgegangen ist. 
lediglih Parteimitglied wie der einfache Arbeiter. Auch kann 
er jederzeit, vielleicht sogar unter finanzieller Besserstellung. 
an die Arbeit an der Werkbank zurückkehren bzw. dazu genötigt 
werden. Die Parteizellen erscheinen daher als indirekte Kon- 
trollinstanz. Sie sind in den vergangenen Jahren sehr häufig 
auch die eigentlichen Leiter der Betriebe gewesen. 

Das dritte Kraftzentrum ist das gewerkschaftliche Fabrik- 
komitee, russ. Fabsawkom. Die russischen Gewerkschaften sind 
nicht nach Berufen, sondern nach Produktionszweigen gegliedert, 
wodurch die erstrebte restlose Erfassung der Arbeiter- und An- 
an, erleichtert wird. Die Tatsache, daß die russischen 

ewerkschaften beinahe die gesamte Arbeiterschaft umfassen, ist 
auch schon deshalb nicht verwunderlich, weil der Nichtbeitritt 
sehr reale Nachteile zur Folge hat. Man denke nur an die bevor- 
zugte Belieferung mit lebensnotwendigen Gütern. 

Die Hauptaufgabe der Gewerkschaften in den kapitalisti- 
schen Ländern, die sozialpolitische Interessenvertretung des 
Proletariats, tritt in der UdSSR völlig in den Hintergrund. Die 
Gewerkschaften sind hier zunächst einmal „Schule des Kommu- 
nismus“ und gleichzeitig das Mittel der herrschenden Kommu- 
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nistischen Partei für die planmäfige Beeinflussung und Leitung 
der Arbeiterschaft im Sinne der Parteipolitik, der Generallinie 
der Partei. Es gibt in der UdSSR keine selbständige Betäti- 
gungsmöglichkeit der Gewerkschaften. Sie sind streng an die 
offizielle Parteipolitik gebunden. Sie haben, insbesondere auch 
durch die sog. Produktionskonferenzen, die sie für die unmittel- 
bare Einwirkung auf die betriebliche Arbeit organisieren, in 
erster Linie dafür zu sorgen, daß die Arbeiterschaft das leistet, 
was der Staat von ihr verlangt, und das ist zurzeit Erhöhung der 
Produktivität der Arbeit um jeden Preis. Der 9. Gewerk- 
schaftskongreß vom Mai 1932 hat den bisherigen Kurs bestätigt, 
Er verlangt vor allem von den gewerkschaftlichen Organisationen 
„die Lebendigmachung der schöpferischen Kräfte der Massen“ 
in bezug auf Ausgestaltung der Produktions- und Arbeits- 
organisation und von den oberen Instanzen die Teilnahme an 
der Lösung des Problems der Besserung der Versorgung der 
Arbeiterschaft mit den so ungeheuer knappen Lebensmitteln und 
Gebrauchsgütern. 


Parteizelle und Fabsawkom haben, also Sonderaufgaben zu 
lösen, und besonders die, die Leitung in dem stetigen Kampf 
gegen die mangelnde Arbeitsdisziplin zu unterstützen. Es soll 
auch in den nächsten Jahren beim Prinzip der Einzelleitung, der 
„einheitlichen Befehlsgewalt“, dem Führerprinzip bleiben. Der 
Führer hat die Verantwortung zu tragen, und der Kampf gegen 
die sog. „obeslitschnostj“, die Verantwortungsscheu, ist für den 
zweiten Fünfjahrplan noch ebenso wichtig wie für die erste 
Pjatiletka. Die Kompetenzgrenzen sind heute in der Theorie 
deutlich gezogen. In der praktischen Betriebsarbeit gibt es jedoch 
immer wieder Schwierigkeiten. Diese müssen aber in Zukunft 
überwunden werden, wenn die Produktivität der Arbeit gestei- 
gert werden soll. 


3. Die wissenschaftliche Betriebsführung. 


Weitere Aufgaben sind auf dem Gebiete der wissenschaft- 
lichen Betriebsführung zu lösen. Die wissenschaftliche Betriebs- 
führung ist nicht auf russischem Boden gewachsen, und der Ver- 
such, eine marxistisch-leninistishe Theorie der wissenschaft- 
lichen Betriebsführung zu finden, ist bisher nicht a re Bei 
der sog. technitscheskoje normirowanije, der „technischen Nor- 
mung“, handelt es sich um die Schaffung von Arbeitsnormen. Die 
Arbeiten von Taylor dienen hier als Ausgangspunkt, auf psycho- 
technischem Gebiete diejenigen von William Stern und auf arbeits- 
physiologischem Gebiete diejenigen von Atzler. Die praktische 
Ausgestaltung der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation zeigt 
wohlbekannte Züge. Materialanalysen, Wirkungsstudien_ am 
arbeitenden Menschen und am Arbeitsgerät vermitteln die 
Kenntnis des Arbeitsablaufs und seiner Bedingungen. Dem 
Arbeitsbüro Taylors gleicht das TNB, das Büro für „technische 
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Normung“. Das Zentralnormbüro hat Instruktions- und Kontroll- 
funktion. Es ist nicht nur Aufgabe des Normirowschtschik, des Nor- 
mungsbeamten, dem Arbeiter Menge und Qualität der in einer 
bestimmten Zeit zu produzierenden Leistungseinheit vorzuschrei- 
ben, sondern ihm auch zu zeigen, wie diese Leistung erreicht 
werden kann. Die Normen sollen ferner nicht statischen. son- 
dern dynamischen Charakter tragen, ein „Soll“ und kein „Ist“ 
sein. 

Mit dem Taylorismus hatte sich in der UdSSR zunächst 
Ermanski auseinandergesetzt. Er wandte sich gegen das Tavlor- 
sche Leistungsmaximum des Arbeiters und stellte, sich auf 
Atzlers Arbeiten stützend, dem Leistungsmaximum ein Leistungs- 
optimum entgegen. Der leitende Gedanke seiner Arbeit war, 
daß für den menschlichen Organismus eine unveränderliche 
Norm der optimalen Leistungsfähigkeit bestehe. Diese Auf- 
fassung führte Ermanski zu der These, daß die Intensivierung 
eine rein kapitalistische Form der Arbeitsrationalisierung dar- 
stelle, während die sozialistische Rationalisierung sich ausschließ- 
lih auf die Produktionsmechanisierung zu beschränken habe. 
Diese Theorie vom Ermanskischen Leistungsoptimum ist in der 
Arbeitswirtschaft der russischen Gegenwart überwunden. Die 
UdSSR braucht Leistungsmaxima, und der Taylorsche Best- 
arbeiter hat in dem russischen Udarnik (Stoßtruppler) einen 
würdigen Nachfolger gefunden. An seinen Spitzenleistungen 
sollen sich die A er aller übrigen Arbeiter orien- 
tieren. Und man ist der Meinung — die Ergebnisse des ersten 
Fünfjahrplans bestätigen dies —, daß in bezug auf den Faktor 
Mensch im Produktionsprozeß das volkswirtschaftlih zu for- 
dernde Maximum noch lange nicht erreicht ist. 


Die Weiterführung der Arbeit an der Ausgestaltung der 
wissenschaftlichen Betriebsführung ist zurzeit Aufgabe zahl- 
reicher wissenschaftlicher Forschungsinstitute..e. Die praktische 
Verwirklichung hat manche Fehlschläge gezeigt. Dort, wo die 
Normirowsctsciki ohne hinreichende Instruktionen von ihren 
Büros blieben oder diese in der Praxis nicht befolgten, wurde an 
manchen Stellen die gesamte Normungsarbeit diskreditiert, weil 
diese dann ein willkürliches Schätzen war und nicht auf syste- 
matischer Forschungsarbeit basierte. Es ist aber nicht zweifel- 
haft, daß die begonnene Auswertung der Ergebnisse Taylorscher 
Pionierarbeit für die Hebung der Produktivität der Arbeit und 
damit für den sozialistischen Aufbau erhebliche Bedeutung ge- 
winnen kann. 


4. Die sozialistische Arbeitsorganisation. 


Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel sollte eine 
grundsätzlich neue Einstellung des Arbeiters zu seiner Arbeit 
mit sich bringen. Der viel erörterte ursprüngliche sozialistische 


Wettbewerb beruhte auf der Idee, an die Stelle des An- 
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iriebes des materiellen Eigennutzes den Ehrgeiz zu setzen. Zwei 
oder mehrere Betriebsgemeinschaften verpflichteten sich ver- 
traglich, um höchste Wirtschaftlichkeit der Arbeit im Betriebe 
besorgt zu sein und damit für Bestleistungen im Dienste der 
Planerfüllung. Die Stoßbrigade, der Zusammenscluß der 
aktivsten ee tüchtigsten Parteiangehörigen der Betriebsgemein- 
schaft, hat oder soll heute die Form der Wirtschaftsrechnungs- 
brigade haben. Dies sind Brigaden mit selbständiger Rechnungs- 
legung in rechnerisch verselbständigten Betrieben. Erst durch 
die Verselbständigung der Rechnungslegung der Gliedbetriebe 
wurde die Möglichkeit geschaffen, vorausgesetzt, daß der Charakter 
der Produktionsprozesse die brigadenmäfige Aufteilung der 
Arbeiterschaft zuließ, die im Gliedbetriebe arbeitenden Stoß- 
brigaden als einheitliche Aufwandsstellen zu organisieren. Es 
handelt sich bei diesen Wirtschaftsrechnungsbrigaden um die 
Schaffung einer systematisch ausgebauten Erfolgskontrolle, ohne 
die letzten Endes jede Planung sinnlos ist, und um Erziehung 
der Arbeiterschaft zu wirtschaftlicher Arbeit, zum Denken in 
„Kosten und Kapital“, um Dinge, die der kapitalistische Betrieb 
längst gelöst hat, weil sie die Voraussetzung zu seiner Existenz 
sind. Aber für die Sowjetwirtshaft mit ihrem schnellen 
Industrialisierungsprozeß und den breiten Massen ihrer unge- 
lernten und größtenteils der Landwirtschaft entstammenden 
Arbeiterschaft ist wirtschaftliches Arbeiten im eigentlichen Sinne 
beinahe Neuland und die Erziehung der Arbeiterschaft zu ratio- 
nalem Schaffen für den zweiten Fünfjahrplan von aufßerordent- 
licher Bedeutung. 

Es ıst dann charakteristisch für diese entwickeltste Form des 
sozialistischen Wettbewerbs, daß der Appell des proletarischen 
Staates an den Ehrgeiz des Arbeiters heute noch nicht genügt, 
um Höchstleistungen zu erzielen, daß in jedem Falle das Moment 
des materiellen Interesses des Arbeiters am Arbeitsergebnis 
wieder stark in den Vordergrund tritt. Nur durch dieses be- 
kannte „kapitalistische“ Mittel kann unter den gegenwärtigen 
Umständen die Voraussetzung für die volle Ausnutzung der Re- 
serven an schöpferischer Initiative der Arbeiterschaft, wie man 
sich in der UdSSR ausdrückt, geschaffen werden. Diesen „En- 
thusiasmus“ will man planmäflig und exakt erfassen, weil er ohne 
Leitung und straffste Organisation nutzlos verpuffen würde. 


5. Die Lohndifferenzierung. 


Kriegskommunismus und Neue Ökonomische Politik zeigten 
einheitlich die Tendenz zur Lohnnivellierung. Die allgemeine 
Forderung lautete auf gleichen Lohn für Arbeiter gleicher Quali- 
fikation in den verschiedenen Wirtschaftszweigen und schritt- 
weise Verringerung der Spanne zwischen best- und schlechtest- 
entlohnten Arbeitskräften. Daneben spielte auh der Wunsch 
eine Rolle, eine gewisse Proportionalität zwischen Arbeitslohn- 
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entwicklung der Industriearbeitershaft und Gestaltung des 
bäuerlichen Einkommens zu erreichen. Für Lohnerhöhungen 
setzte sich allmählich der Gesichtspunkt durch: niemals über die 
Steigerung der Produktivität der Arbeit hinaus. Dieser ganze 
Fragenkomplex wurde durch Stalins Rede auf der Wirtschafts- 
konferenz vom 23. Juni 1931 wieder in den Vordergrund des 
Interesses gerückt. Stalin versuchte, die Gründe für das Aus- 
einanderfallen von Soll und Ist auf dem Gebiete der qualitativen 
Kennziffern aufzudecken und formulierte sechs Bedingungen für 
die Abhilfe. Die zweite Bedingung hat es mit dem Lohnproblem 
zu tun. Die Tendenz der Lohnnivellierung hatte dahin geführt, 
daß bei vielen Unternehmungen die Unierschiede zwischen 
qualifizierter und nichtqualifizierter Arbeit und zwischen leichter 
und schwerer Arbeit beinahe gänzlich geschwunden waren, der 
nichtqualifizierte Arbeiter keinen Anlaß sah, seine Ausbildung 
zu vervollkommnen und der qualifizierte Arbeiter auf der Suche 
nach den besten Arbeitsbedingungen von Werk zu Werk wan- 
derte. Das Mittel zur Abhilfe sah Stalin bei der gegebenen Lage 
in der Beseitigung der „kleinbürgerlichen“ Gleichmacerei auf 
dem Gebiete der Löhne, die den Anschauungen der Linksoppo- 
sition der Partei weitgehend Rechnung getragen hatte (lewackaja 


urawnilowka, die Gleichmacherei der Linken). 


Auf Grund dieser Stalinschen Direktiven begann in der 
ahresmitte 1931 die Umgestaltung der Lohnformen. 
m die Jahreswende 1931/32 standen in der Sowjetindustrie noch 

etwas mehr als 40 % der Arbeiterschaft in Zeitlohn. Bei einigen 
Unternehmungen war die entsprechende Ziffer etwa 80—85 %. 
Dieser Tatsache maß Stalin die Hauptschuld an der geringen 
Produktivität der Arbeit zu. Der von ihm geforderte forcierte 
Ubergang zu Akkord- und Prämienlöhnen fand teilweise Wider- 
spruch, teilweise auch versteckte Abwehr. Es erhob sich zunächst 
von neuem die Frage, ob sih Akkord- und Prämienlöhne über- 
haupt mit den Grundprinzipien des Marxismus und Leninismus 
vereinbaren lassen. Rjasanow u. a. erklärten, daß der Leistungs- 
lohn, in welcher Form er auch immer praktische Verwirklichung 
findet, als eine Abweichung von sozialistischen Grundsätzen be- 
trachtet werden müsse. Auf Lenin dürften sich diese Gegner der 
Lohndifferenzierung allerdings kaum stützen können. In „Staat 
und Revolution“ äußert sich Lenin bei der Beschreibung der zu- 
künftigen sozialistischen Gesellschaft wie folgt: „Die Produk- 
tionsmittel gehören der ganzen Gesellschaft. on einzelne, der 
eine gesellschaftlich notwendige Arbeit ausführt, empfängt von 
der Gesamtheit eine Bescheinigung über die geleistete Arbeits- 
menge. Auf Grund dieser Bp irinik ung erhält er dann aus 
dem Konsumgüterfonds der Gesellschaft die entsprechende 
Menge von Produkten. Abzüglich jener Menge Arbeit, welche 
in den gesellschaftlichen Fonds geht, erhält jeder Arbeiter von 
der Gesellschaft so viel, wie er ihr gibt.“ Lenin setzte sich also 
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ganz unmiltverständlich für das Prinzip des Leistungslohnes ein, 
sogar im Entwicklungsstadium des Sozialismus, das dem des 
Kommunismus unmittelbar vorausgehen soll. Rjasanow und die 
anderen haben Recht, wenn sie die Lohngestaltung im Kommu- 
nismus, dem letzten Stadium der Entwicklung, im Auge haben. 


Für diese letzte Stufe lautet die bekannte Formulierung: 
Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen. 
iese Frage ist aber in der Sowjetwirklichkeit durchaus nicht 
akut. Und bis zur restlosen Verwirklichung der kommunistischen 
Wirtschaftsordnung sieht die herrschende Meinung der Sowjet- 
theorie keine Möglichkeit, auf das Prinzip des Leistungslohnes 
zu verzichten. Im Interesse der Leistungssteigerung ging man 
deshalb in der UdSSR nach Beendigung des Kriegskommunismus 
wieder zur sdelschtschina, zum Akkordlohnsystem, über. 


Die Rückkehr zu kapitalistischen Lohnfor- 
men wurde in der UdSSR damit motiviert, daß man den Men- 
schen, so wie er war, dem sozialistischen Aufbau dienstbar 
machen mußte. Der Arbeitertyp hatte sich trotz Revolution in 
seinem innersten Wesen noch kaum verändert. Die Gegenwart 
sieht deshalb, wie wir oben hörten, eine ganz starke Betonung 
des materiellen Momentes, weil der sozialistishe Aufbau 
heroische Anstrengungen der Arbeiterschaft fordert, und diesem 
Ziele gegenüber können alle theoretischen Erörterungen über 
prinzipientreue Wirtschaftskategorien zurzeit nur von sekun- 
därer Bedeutung sein. 


Die Meinung, daR in einer sozialisierten Industrie der 
Arbeiter das volle Entgelt seiner Leistungen erhalten kann, ist 
naturgemäß irrig. Diese Auffassung ist von zuständiger Stelle 
auch des öfteren mit Nachdruck abgelehnt worden. Der Arbeiter 
muß im Gegenteil zugunsten der sozialistischen Akkumulation, 
der Industrialisierung, weitgehend verzichten. Aber er bringt 
diese Opfer seiner Meinung nach eben nicht einer „Ausbeuter- 
klasse“, sondern dem proletarischen Staate, in dem er selbst zur 
herrschenden Klasse gehört. Weil dies so ist, hat nach Auf- 
fassung der Sowjetwirtschaftler die Wirtschaftskategorie Lohn in 
der UdSSR einen ganz anderen Inhalt bekommen. Er ist nicht 
mehr Preis der Ware Arbeitskraft, nicht mehr Kostenkomponent, 
nicht mehr Mittel der Ausbeutung. Es ist nach Bucharin über- 
haupt verfehlt, diese Wirtschaftskategorie nebst vielen anderen 
vom Kapitalismus mit in die Diktatur des Proletariats hinüber- 
zunehmen, weil der Arbeiter keinen Arbeitslohn mehr empfängt, 
sondern einen Anteil am Sozialprodukt (obschtschestwenno-trudo- 
woj paëk). Uns scheint, daß Bucharin ein wenig seiner Zeit vor- 
auseilt. Auch heute erhält der Arbeiter seinen Lohn in der Haupt- 
sache in Geldform, in allgemein-abstraktem Wert, den er erst, 
wie beim Kapitalismus, in konkreten Wert umwandeln muf. 
Und die Lohnhöhe bestimmt sich auch in der UdSSR, wie wir 


hörten, nach seiner Leistung und nicht nach seinen Bedürfnissen. 
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Die Wirkungen der Lohndifferenzierung auf die Produktivität 
der Arbeit könnten um ein Vielfaches gesteigert werden, wenn 
es möglich wäre, generell die Reallöhne zu heben. Daß es in 
diesem Zusammenhange nicht auf die gezahlten Nominallöhne 
ankommen kann, versteht sich von selbst. Die Bestimmung der 
Höhe des poe warngan Reallohns ist aber außerordentlich 
schwierig. Die Verzerrung der Beziehungen zwischen Preisen, 
Löhnen und Währung in der UdSSR macht die Lage völlig un- 
durchsichtig, worüber der Leser dieser Zeitschrift durch die Be- 
richte von Professor Hoetzsch aufs beste unterrichtet ist. Fest 
steht aber — und die scharf zugespitzte Versorgungskrise macht 
dies ganz deutlih —, daß der Reallohnzurzeitnochselhır 
tiefliegt. 

Hier hat der zweite Fünfjahrplan eine gigantische Aufgabe 
zu lösen, worauf wir mit Nachdruck auch schon in unserem frühe- 
ren Aufsatz über die Perspektiven der leichten Industrie hin- 
gewiesen haben. Und die Art der Lösung wird letzten Endes 
auch entscheidend sein für die Beurteilung der Brauchbarkeit 
des volkswirtschaftlichen Planungsprinzips überhaupt. 


Bücherschau. 


Russische Geschichte. 


Krusche, Josef: Die Entstehung und Entwicklung der 
ständigen diplomatischen Vertretung Brandenburg-Preufens am 
Carenhofe bis zum Eintritt Rußlands in die Reihe der europäi- 
schen Grofßmächte. Priebatshs Buchhandlung. Breslau 1932. 
78 S. Preis: 3,— RM. 

Hinz, Walther: Peters des Großen Anteil an der wissen- 
schaftlichen und künstlerischen Kultur seiner Zeit. Priebatschs 
Buchhandlung. Breslau 1932. 101 S. 


Die auf Archivstudien und reicher Literatur aufgebaute Schrift von 
Krusche behandelt in ihrem ersten Teil — unter formalgeschichtlichem 
Gesichtspunkt — die Anbahnung und die Entwicklung des diplomatischen 
Verkehrs zwischen Brandenburg-Preußen und Rußland im XVII. und 
XVIII. Jahrhundert. Die strenge Abgrenzung des Themas gestattet dem Ver- 
fasser keine Abschweifung in das Gebiet der großen geschichtlichen Zusam- 
menhänge. Der zweite Teil, der die Vertretung Brandenburg-Preufens am 
russischen Hofe vom juristischen und kulturgeschichtlihen Standpunkt schil- 
dert, bringt knappe, jedoch erschöpfende Charakteristik der Anfänge des 
diplomatischen Verkehrs in Rußland und gibt überdies ein Bild des russischen 
Lebens, das noch zu Peters des Großen Zeit tiefe Spuren des tatarıschen Ein- 
flusses aufzuweisen hatte und Sitten zur Schau trug, die den preußischen Ge- 
sanudten Baron von Mardefeld mit folgenden Worten um seine Abberufung 
zu bitten veranlaßten: „Wer 58 Jahre alt ist und aus diesem russischen Leben 
einen Blick in die Ewigkeit tut, dem stehen billig die Haare zu Berge.“ — 
Die gewissenhafte, etwas trocken formalistishe Untersuchung bringt viel 
neues Material und stellt einen wertvollen Beitrag zur Geschichte der Diplo- 
matie dar, die in ihrer formalen Seite von den Historikern selten berück- 
sichtigt wurde. 
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Ein weniger bescheidenes Ziel hat sih Walther Hinz gesteckt, dessen 
monographishe Schrift der wissenschaftlihen und kulturellen Tätigkeit 
Peters des Großen gewidmet ist. Der Stoff der Untersuchung ließ sich leicht 
in zwei Teile gliedern: der erste behandelt die Auslandsreisen des Zaren, 
von denen die Deutschlandreise in den Jahren 1711—1712 (die Beziehungen 
zu Leibnitz) und der Pariser Aufenthalt 1717 vom Verfasser als die kultur- 
geschichtlich folgenreichsten hervorgehoben werden; im zweiten Teil werden 
die Auswirkungen der empfangenen Eindrücke und Einflüsse und die kul- 
turell-aufklärerische Tätigkeit Peters in Rußland dargestellt. Da der Stoff 
an sich wen Neues bietet und allen, die sich mit Peters Leben befaßt haben, 
aus älteren Untersuchungen bekannt ist, mußte der Verfasser, um den Zweck 
der unternommenen Arbeit zu rechtfertigen, neue Gesichtspunkte heran- 
ziehen: im Gegensatz zu den früheren Forschern, wie Platonow, Pekarskij 
u. a., versucht er, die Behauptung aufzustellen, Peter der Große habe im Aus- 
lande einen tieferen Einblick in die höhere Kultur gewonnen, als es gemein- 
hin angenommen wird, ja er habe sich sogar ein selbständiges ästhetisches 
Urteil bilden können. Dies wird besonders im Kapitel über das Verhältnis 
des Zaren zur Malerei zu beweisen gesucht, indem der Verfasser behauptet, 
die Auswahl der Gemälde, die Peter für seine Sommerschlösser kommen ließ, 
sei durch die innere Verbundenheit des Zaren mit dem spätbarocken Stil, 
dem Sinnbild der „Repräsentation und fürstlichen Pracht“, bedingt gewesen. 
Allein diese Behauptung hält um so weniger stand, als gerade Peter der 
Große von allen seinen Vor ängern und Nachfolgern am wenigsten Sinn für 
„Repräsentation und Pracht“ zeigte und das ganze sorgfältig zusammen- 
getragene Material gegen diese Auffassung des Verfassers spricht. Vielmehr 
zeigt es immer wieder, daf die ungewöhnliche Empfänglichkeit und Energie 
des Zaren, eines typischen Tatmenschen, stets auf das Praktisch-Nützliche ge- 
richtet war, — dies gilt auch für die Fragen der Wissenschaft und Kunst — 
und man wird auch heute noch Platonow recht geben, der in seiner bekann- 
ten Monographie schreibt: „Infolge seiner Wesensart und seiner Gewohn- 
heiten mußte er (der Zar) mehr zu den Dingen der stoffgebundenen Kultur 
hinneigen, als zur sozialen und Geisteskultur.“ E. S. 


Tolstoi. 


Tolstoi, Alexandra: Wanderer in Ketten. Der Roman 


meines Elternhauses. Caune n von Alexandra Tolstoi. Ber- 
lin 1932, Furche-Verlag. 388 S. Preis: Lw. 5,80 RM. 


Der letzte Abschnitt von Tolstois Lebensgeschichte ist durch Tatsachen 
verdüstert, deren Schilderung nicht nur recht schwierig, sondern zugleich auch 
höchst unerfreulich ist. Die Ereignisse, die der abenteuerlichen Flucht vom 
28. Oktober 1910 und dem Tode auf der Bahnstation Ostapowo vorausge- 
gangen sind, bilden den Gegenstand heftiger Kontroversen, an denen sich 
die Freunde, aber auch die engere Familie des Dichters beteiligt haben. 
Authentisches Material darüber ist erst nach dem Kriege veröffentlicht wor- 
den. Man findet das Wichtigste aus den neupublizierten Briefen und Tage- 
büchern Tolstois und seiner Gattin Sofia Andrejewna sowie der Memoiren 
(Birjukow, Bulgakow, Tschertkow, Sergejenko, Goldenweiser) übersichtlich 
zusammengestellt in dem Buche „Tolstoiss Flucht und Tod“ (Berlin 1925), 
herausgegeben von Fülöp-Miller und Eckstein. 


Dort sind auch die Aufzeichnungen zuerst deutsch veröffentlicht worden, 
die Tolstois jüngste Tochter Alexandra, zugleich seine Vertraute und Sekre- 
tärın, die ihm auf der Flucht folgte, über diesen letzten Akt des Dramas 
niedergeschrieben hat. Mit dem vorliegenden Buche besitzen wir nunmehr 
die Gesamterinnerungen Alexandra Tolstois in deutscher Sprache und damit 
weiteres Vergleichsmaterial zu den schon vorhandenen Quellen über alle die 


tragischen Konflikte im Hause Tolstois, die schließlich zur Katastrophe 
führten. 
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Grundsätzlih Neues enthalten diese mit großem Geschick und dichte- 
rischer Lebendigkeit verfaßten Erinnerungen freilich nicht. Die bunte Welt 
von Jasnaja Poljana erscheint hier nicht anders, als wir sie aus anderen Er- 
innerungen kennen, nur vermehrt um viele einzelne Episoden und Züge, die 
den eigentümlichen Charakter des Hausherrn und seiner Umgebung unter- 
streihen. Das Verhältnis des Vaters zur Tochter wird stärker markiert: 
neben der Liebe die krankhafte Eifersucht, mit der er ihre persönlichen An- 
gelegenheiten überwacht, ja der erwachsenen Tochter die Lektüre von Arzv- 
bashew und Kuprin verbietet. Der abnorme Seelenzustand der Mutter, der 
die unerträglichen Szenen der letzten Jahre veranlaft, ist nicht tief genug 
motiviert. Sehr anschaulich ist die Schilderung der Tschertkowschen Gott- 
sucher und ihres widerspruchsvollen Lebens, aber auch hier werden die 
verhängnisvollen Einflüsse, die Tschertkow selbst auf Tolstoi gehabt hat, 
jene martervollen Buffpredigten, die dem Greise die ganze Sinnlosigkeit 
seines Lebens „in Falschheit und sinnloser Pracht inmitten der Not“ vor 
Augen führten, nicht genügend gewürdigt. Die letzten Kapitel, die die in- 
nere Zerstörung der Familie, die Testamentsangelegenheit, den Kampf der 
Ehegatten um Tolstois Tagebücher, enthalten, sind mit leidenschaftlicher 
Spitze gegen die Mutter geschrieben, ohne das innere Verständnis für die 
Leiden, von denen diese schwerreizbare und hysterische Frau ausgesetzt ge- 
wesen ist. Die übrigen Tatsachen stimmen im ganzen mit dem überein, 
was darüber schon veröffentlicht wurde. 

Das Buch ist flüssig übersetzt und gut ausgestattet, W. L. 


Notizen. 
Die russische Aktenpublikation. 


Am 7. Juni 1953 ist der IL Band der deutschen Ausgabe der 
namens der Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas von Professor 
Dr. Hoetzsch herausgegebenen russischen Aktenpublikation „Die Inter- 
nationalen Beziehungen im Zeitalter des Imperialis- 
mus“ erschienen (XXII und 451 Seiten, 14. März bis 15. Mai 1914). Verlag: 
Reimar Hobbing, Berlin SW 61, Preis: 38,— RM. Der Verlag Reimar Hobbing 
hat sich bereit erklärt, den Mitgliedern der Gesellschaft das 
Werk zu einem bedeutend ermäßigten Preise zur Verfügung zu 
stellen, nämlich zu 70 œ% des Ladenpreises, also für 26,60 RM. Bestellungen 
Ver Mitglieder sind durch Vermittlung der Gesellschaft einzureichen. 

Nach Ablauf der aus Gründen des Urheberrechtsschutzes gesetzten Frist 
erschien am 17. Juni 1933 nach der deutschen die russische Ausgabe des 
zweiten Bandes der im Auftrage der „Kommission zur Herausgabe der Do- 
kumente des Weltkrieges beim ZIK der UdSSR“ von Professor M. N. Pokrowski 
herausgegebenen russischen Aktenpublikation „Die Internationalen Be- 
ziehungen im Zeitalter des Imperialismus” (XX und 559 Seiten, 14. März bis 
15. Mai 1914). Sozialökonomischer Staatsverlag, Moskau. 


Wir möchten nicht unterlassen, unsere Leser auf diese beiden bedeut- 
samen Neuerscheinungen noch einmal besonders aufmerksam zu machen. 


Russische Zeitschriften im Ausland. 


Nach einer Aufstellung, die das „Russishe Historische Auslandsardhiv“ 
gelegentlich einer Gesamtschau russischen Zeitschriftenwesens außerhalb der 
UdSSR veröffentlichte, ist in der Zeit von 1918 bis 1932 die ansehnliche Zahl 
von 1005 Emigrantenzeitschriften erschienen: Davon entfielen auf politische 
Zeitschriften 280, religiös-ethische 102, literarische und Kunstzeitscriften 115, 
wissenschaftlihe und populär-wissenschaftlihe 8, Spezial-, Verbands- und 
einfache Informationsorgane für Emigrantenorganisationen 201, Militärzeit- 
schriften 74, Zeitschriften der Kosaken 57, Kinderzeitschriften 21, Sportzeit- 
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schriften 17. Das Hauptkontingent der Emigrantenzeitschriften erscheint bzw. 
erschien in Frankreich (185), in Deutschland (122), in der Tschechoslowakei 
(108), in Jugoslawien (73) und in Bulgarien (51). In anderen Ländern ist der 
Anteil natürlich entsprechend geringer, doch kamen selbst auf Südamerika 7, 
auf Japan 9, auf Australien 2. Die meisten Zeitschriften (147) erschienen bis- 
her in Charbin, der jetzigen Hauptstadt von Mandschukuo, seit jeher einem 
Hauptzentrum der russischen Emigration und Sitz ihrer nunmehr einzigen 
Hochschule. Die größten Auflagen hatten natürlich die politischen Zeitschrif- 
ten. Doc geht aus der Statistik hervor, daß die Auflagen der religiösen 
Zeitschriften ständig steigen. Allein im Jahre 1932 erschienen nicht weniger 
als 36. Auch die Militärzeitschriften halten einen vergleichsweise hohen Stand 
(1931 waren es 31). Deutlich sieht man auch die allmählihe Verschiebung 
des Schwerpunktes der russischen Emigration von Deutschland (wo in den 
Jahren 1922—1924 die meisten Emigrationszeitschriften erschienen) nach 
Frankreich, das heute an der Spitze steht. In der Tschechoslowakei sind in 
letzten Jahren viele Emigrantenzeitschriften aus Mangel an materiellen Mit- 
teln zur lithographischen Vervielfältigung übergegangen. W.L. 
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INHALT: 


KURT PRITZKOW: Die russisch-chinesischen Wirtschafts- 
beziehungen .... 


K.A.v. POHL: Die Elektrizitätsversorgung der UdSSR. zu Beginn 
des zweiten Fünfjahrplanes 


HERMANN STEINERT: Die Wasserstraße zwischen dem 
Schwarzen Meer und der Ostsee 


Rußland und Osteuropa, Monatsübersicht: 
Innere und äußere Politik von OTTO HOETZSCH 


Der 9. Jahrgang der Zeitschrift 
„Osteuropa“ beginnt am 1.Oktbr.1933 


Im neuen Deutschland wird die Ostpolitik eine noch größere 
Rolle spielen müssen als bisher. Die Stärkung der deutschen 
kulturellen, wirtschaftlichen und politischen Position im Osten 
Europas setzt eine genaue und sachliche Kenntnis des Ost- 
raums voraus. Die Zeitschrift „Osteuropa“ wird daher im 
neuen Jahrgang die größten Anstrengungen machen, ihre 
Leser über die Vorgänge und Entwicklungstendenzen im 
Osten auf das genaueste zu informieren. Dabei wird sie im 
stärkeren Maße als bisher auch Polen, die Randstaaten und 
Finnland in den Bereich ihrer Untersuchungen rücken und 
Brücken selbst nach Skandinavien und dem Balkan schlagen. 
Zu den monatlichen Berichten von Professor Dr.OttoHoetzsch 
und Dr. Klaus Mehnert ist eine regelmäßige Bericht- 
erstattung über Rechtsfragen von Dr. Heinrich Freund und 
über Wirtschaftsfragen von Dr. Robert Schweitzer getreten. 
Neben den bewährten alten Mitarbeitern, wieProfessor Dr. Otto 
Auhagen (Wirtschaftsberichte), Generalmajor a. D. Dr. Wal- 
demar Henrici (Militärwissenschaften), Professor Dr. Arthur 
Luther (russisches Geistesleben), Dr. Otto Schiller, Moskau 
(Landwirtschaft), Dr. Hermann Steinert (Polen und die 
Randstaaten) sind neue Mitarbeiter, wie der bis vor kurzem 
im deutschen Generalkonsulat in Leningrad tätige Robert 
Blumenfeld, der bekannte Wehrwissenschaftler General- 
leutnant a. D. v. Cochenhausen und der Finanzfachmann 
Dr. Gerhard Dobbert gewonnen worden und der Kreis der 
Mitarbeiter wird sich auch weiterhin ausdehnen. 

Wir hoffen, daß auch in Zukunft „Osteuropa“, das sich in und 
außerhalb Deutschlands eines wachsenden Leserkreises er- 
freut, unsern Lesern eine unentbehrliche Informationsquelle 
bleiben wird und sind für die Angabe von Anschriften, an die 
wir eine Probenummer senden können, aufrichtig dankbar. 


Ost-Europa-Verlag/KönigsbergPr./BerlinW.35 


Die russisch- 
chinesischen Wirtschaftsbeziehungen. 
Von Kurt Pritzkow. 


Die russisch-hinesischen Wirtschaftsbeziehungen sind zu 
einem Wendepunkt ihrer Entwicklung gelangt. Das Rußland, 
das nach einer fast 3%,jährigen Pause am 14. Dezember 1932 die 
diplomatischen Beziehungen zum Reich der Mitte wiederher- 
stellte, ist ein anderes, als alle Zeit vorher. Industriell entwickelt, 
handelsorganisatorisch schlagkräftig, politisch darauf hingewie- 
sen, die Sympathien des großen Gegnervolkes der Japaner zu 
erwerben und zu erhalten, tritt es einem China ge enüber, das, 
nicht entscheidend geschwäcdt durch die Krise der Weltwirtschaft 
und in seinem wesentlichen Bestand von außen her unzerstörbar, 
nach jahrhundertelanger Vorbereitung der neuen wirtschaft- 
lichen Entwicklungsstufe seiner Industrialisierung entgegenreift. 


Eine kurze Betrachtung der Entwicklung und der Eigenart, 
die der chinesische und der russische Außenhandel aufweisen, 
soll im folgenden der Analyse der russisch-hinesischen Wirt- 
schaftsbeziehungen und ihrer möglichen Perspektive dienen. 


Chinas Außenhandel. 


Auf ein Jahrhundert aktiver Handelsbilanz folgte seit dem 
Jahre 1831 — bzw. seit dem „Wendepunkt“ in der Geschichte 
des chinesischen Außenhandels, der Öffnung der fünf Vertrags- 
häfen durch den Vertrag von Nanking (1842) — ein Jahrhundert 
der Handelspassivität, da nur in den Jahren 1864 und 1872 bis 
1876 kleine Ausfuhrüberschüsse aufwies. 


Dank der ungewöhnlichen, überdies verhältnismäßig großen 
Edelmetallausfuhr, dem Sinken der Import- und dem Steigen der 
Exportziffern erlebte China während des Weltkrieges ein Jahr 
— allerdings geringer — Aktivität (1915) und erfreute sich 
während der beiden folgenden Jahre äußerst niedriger Import- 
überschüsse: für die vier Jahre 1916 bis 1919 inklusive erreich- 
ten diese die Summe von 303 133000 Hkw. Taels, d. i. kaum so 
viel, wie in dem einen Jahre 1920 und weniger als 1921 oder 
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1922). Von 191 bis 1925 betrug der Jahresdurchschnitt der 
Einfuhrübershüsse etwa Tils. 276,5 Mill., hielt sih etwa auf 
dieser Höhe bis 1929 inklusive und stieg dann auf Tls. 415 Mill, 
bzw. Tls. 556 Mill. und Tls. 570 Mill. in 1930, 1931 und 1932. Da 
das Land einen hohen Schuldendienst zu leisten, Auslandsvertre- 
tungen zu unterhalten, die Rücksendungen ausländischer Arbeit- 
nehmer, Auslandsstudium und Tourismus zahlreiher Chinesen 
u. a. m. zu tragen hat, ist die Frage berechtigt, aus welchen 
Positionen der unsichtbaren Zahlungsbilanz es die Beträge zieht, 
um seinen Zahlungshaushalt in Ordnung zu halten. Die Schätzun- 

en, die sich um dieses Problem bemühen?), lassen erkennen, 

aß reine Warenausfuhren 55 bis 60 %, Rücksendungen schwan- 
kend 5 bis 12% und Investierungen 10 bis 15 % tragen. 
Der Rest entfällt auf die Ausgaben der Gesandtschaften, Aus- 
landsflotten, Garnisonen, Touristen, Missionen, die Betriebs- 
kosten ausländischer Unternehmungen, die Neuverschuldung der 
Regierung u. a. m. 

Es braucht nicht darauf hingewiesen zu werden, daß die 
Kreditseite der Zahlungsbilanz fast zur Hälfte aus unsicheren 
Posten besteht. Missionsbeiträge, humanitäre Fonds und Regie- 
rungsanleihen sind auf die Dauer nicht geeignet, die steigende 
Verschuldung des Landes zu decken und die in den letzten drei 
er lawinenartig gewachsene Mehreinfuhr des Landes zu 
inanzieren. 

Nur echte Ausfuhrüberschüsse können den 
gewaltigen Schuldendienst — 1930: Mex. $ 155 Mill.. 
1933 etwa Mex. $ 1% Mill. (kalkul. $ 10,50 = 1 engl. Goldpfund) 
— tragen, und andererseits werden diese Über- 
schüsse nur erzielt werden, wenn China in der 
Lageist, denschon beschrittenen Weg der Inten- 
sivierung seines Wirtschaftslebens, d. i. einer 
maßvollen, nicht notwendig „westlichen“ oder 
EI nl nen Industrialisierung weiterzu- 

ehen. — 

j Seltsamerweise fällt der Beginn der Modernisierung der 
alten chinesischen Industrie — es Bandelt sich, NB., um Moderni- 
sierung, nicht um Neuaufbau! — in die Zeit der umfassendsten 
und tiefsten Krise der das Land der Mitte umschließenden „Gold- 
welt“. Das läßt sich eindringlich an der inneren Entwicklung des 
Haupteinfuhrpostens „Baumwolle und Baumwollgüter“ nach- 
weisen. 


1) Durchschnittswert des Haikwan Taël (Hkw. TI.) betrug 1916—1923 
bzw. Golddollar: 0,79; 1,03; 1,26; 1,39; 1,24; 0,76; 0,83; 0,80. China Yearbook 
1931/1932 p. 407. 

2) H. B. Morse, An iry into Commercial Liabilities and Assets 
of China in International Trade, Shanghai 1904, — für 1903; S. R. Wagel, 
Finance in China, Shanghai 1914, — für 1912; Chong Su See, The Foreign 
Trade of China, New York 1919, — für 1913; A. G. Coons, The Foreign 
Public Debt of China, Philadelphia & London 1930, — für 1920—1923. 
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Am Gesamtimport waren beteiligt: 


Die Baumwollgüter ....... mit 13,7% | mit 13,0 % | mit 9,90% | mit 7,40% 
Rohbaumwolle und Garne | „ 80% | „ 91%! „ 116% | „ 135% 
Baumwolle und Baumwoll- 

Büler sun „ 21,7% | „ 221% | „ 21,5% | » 20,9% 


In wenigen Jahren hat sich eine absolute Umkehrung der Stel- 
lung von Rohstoff und Fertigwaren in der Rangordnung der Ein- 
fuhrgüter vollzogen, das gar nicht anders denn als Steigen der 
heimischen Industrietätigkeit gedeutet werden kann. Von 26,35 % 
und 52,58 % in 1928 und 1929 stieg der Anteil der Rohbaumwolle 
am Gesamtimport der Baumwollgüter nacheinander auf 46,88 %, 
5755 % und auf 61,21 % in den ersten vier Monaten des Jahres 
19323). Da zur gleichen Zeit die Produktion der großen Textil- 
fabriken (i. d. Hauptsache Shanghai) nur wenig gestiegen ist, 
kommt man zu dem Schluß, daß die Aktivität des mittleren 
Textilgewerbes, das, vielleicht als Familienunternehmen, aber 
bereits mit maschineller Equipierung arbeitet, beträchtlich ge- 
wachsen ist. Eine Entwicklung, die z. B. von amerikanischen 
Beobachtern vielfach bestätigt wird. 

Das Substrat der Industrialisierung Chinas war — ähnlich 
wie in Brit. Indien und mit einer gewissen Einschränkung in 
Japan — vornehmlih die Baumwolle. Das erste Großunter- 
nehmen mit 65 000 Spindeln und 600 Webstühlen wurde 18% von 
dem Vizekönig Li Hung-Chang in Shanghai begründet und 
wenige Jahre später an die Hua Sheng Cotton Mill verkauft. Bis 
zum Jahre des Chinesisch- Japanischen Vertrages (1896), der den 
Fremden das Recht der industriellen Niederlassung in den Ver- 
tragshäfen gab, waren schon eine Reihe chinesischer Textilunter- 
nehmungen in Shanghai, Wusih, Soohow und Nantung ent- 
standen; jetzt folgten schnell hintereinander die ersten englischen 
Gründungen, die Errichtun eines deutschen Werks und der An- 
kauf eines chinesischen Unternehmens durch die japanische 
Shanghai Cotton Manufacturing Companyt). Damit war die 
Epoche der Industrialisierung eröffnet. Langsam ging die Ent- 
wicklung vorwärts: im ersten Jahr der chinesischen Republik 
(1912) zählte man 550 industrielle Unternehmungen im modernen 
Sinne; bis zum Jahre 1925 war ihre Zahl auf 2100, bis 1950 — nach 
vorsichtiger Schätzung — auf etwa 4000 angewachsen, von denen 
1781 allein auf Shanghai entfielen®). Auch das Feld der industri- 


3) Aus der amtlichen Außenhandelsstatistik Chinas (hg. v. d. Verwaltung 
der Maritime Customs) errechnet. 

© D. K. Lieu, China’s Industries and Finance, Chinese Government 
Bureau of Economic Information 1927. 

$) Grover Clark, Economic Rivalries in China, New Haven 1932, 
p- 79. 
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ellen Tätigkeit ist weit über jenes Anfangsstadium hinaus- 
gewachsen, in welchem die Industrie fast ausschließlich Textil- 
een bzw. Baumwollverarbeitung war: Mühlenindustrie, 
ergbau, Seidenspinnerei, Tabakverarbeitung, Zündholz-, Ol-, 
Leder- und Papiererzeugung, Herstellung von Eipräparaten u. a. 
bilden die wichtigsten Gegenstände der Industrialisierung?). 


Es wurde schon darauf hingewiesen, daf die Industriali- 
sierung Chinas sich keineswegs in der Errichtung industrieller 
Werke nach dem Vorbild Europas erschöpft. Weitaus der größte 
Teil der bodenständigen Industrie wird mit den Mitteln neuzeit- 
licher Technik in kleinen und mittleren Werkstätten und in der 
Unternehmungsform des Familienunternehmens betrieben‘). 
Wir können diesen Prozeß infolgedessen nur an einzelnen Bei- 
spielen®) oder indirekt beobachten: Den besten summarischen 
Index bietet der Anteil der Rohstoffe und der 
industriellen Erzeugnisse ander gesamten Ein- 
fuhr. Dieser betrug?) 


für Rohstoffe für industrielle Erzeugnisse 
0/o 0/0 
1912 12 61,8 
1913 11,5 62,5 
1921 19,9 52,9 
1922 21,2 50,5 
1923 21,2 45,3 
1924 23,3 48,7 
1925 25,5 45,6 
1926 25,1 45,3 
1927 24,6 43,1 


Die vorliegende Tendenz setzte sih — wie wir für Rohbaum- 
wolle nachwiesen — während der Krise kräftig fort und ist noch 
keineswegs zum Abschluß gekommen. 


„Man würde fehlgehen, wenn man aus dem politischen 
Niedergang Chinas auf eine Verminderung des Wohlstandes der 


6) Für Baumwolle s. D. K. Lieu, The Chinese Cotton Industry, 
Problems of the Pacific, 1929, p. 262—299; Statistical Information 
concerning Cotton Spinning in China (Manchester, Cotton Yarn Asso- 
ciation, Ltd. Oct. 1928); „Cotton Mill Statistics in China“ Nankai Weekly 
Statistical Service, February 23, 1931. 

Für Mehl: „The Chinese Flour Industry 1930“, Chin. Econ. Journal 
Febr. 1931. 

Für den Bergbau: H, Foster Bain, Ores and Industry in the Far 
East (Council on Foreign Relations, 1927); Boris P. Torgashev, The Mine- 
ral Industry of the Far East, Mining Labour in China, Shanghai 1930. 

7) S. J. B. Condliffe, China Today: Economic, Boston & Massachu- 
setts 1932, p. 92. D. K. Lieu, l. c., p: 3—8. J]. B. Tayler Farm & Factory in 
China, 1928 p. 33—45; ders. A. Policy for Small Scale Industry in China. 

S. die Untersuchungen der Nankai-Universität: Hosiery Knitting in 
Tientsin. Rayon and Cotton Weaving in Tientsin und die Arbeiten des So- 
cial Research Department der China Foundation. 

9) J.B. Condliffe, l. c. p. 198. 
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chinesischen Bevölkerung schließen würde!’).“ Weder der Ein- 
fall der Japaner, die mehr oder minder lokal beschränkte Er- 
richtung bäuerlicher Sowjets, noch die Krise der Weltwirtschaft 
(oder die Naturkatastrophen der letzten Jahre) haben es ver- 
mocht, die Entwicklung des bäuerlich-handwerklichen China in 
der Richtung der Industrialisierung aufzuhalten. 

Der inneren Wandlung der „Silberwelt“ korrespondiert 
westlich der Mongolei ein ähnlicher Vorgang: die Industrialisie- 
rung Sowjetrußlands. 

Derrussische Außenhandel. 

Im Zusammenhang der vorliegenden Ausführungen inter- 
essiert nicht so sehr der Prozeß des „sozialistischen Aufbaus“ als 
vielmehr dessen Auswirkungen auf die Zusammensetzung der 
russischen Ausfuhr. Hier haben sich tielgreifende Wandlungen vollzogen 

Durchschnittszahlen der russischen Ausfuhr 
in 1000 Rubel!) 
(1918—21 und 1921/22—1923/24 Fiskaljahre. Preise von 1913). 


Perioden 


1921—22 | 1924—26 


Gesamt-Ausfuhr.............. 1487 184 7445| 189299) 699339| 923 761 
A. Landwirtschaftl. Ausfuhr .. | 1 050 639 4547 115892] 380747| 378 250 
B. Industrie-Ausfuhr ......... 436 545 2898 73407) 318592) 545511 
1. Holz und Erzeugnisse der 
Holzdestillation ......... 148 820 1357| 281000 77317) 146747 
2. Erzeugnisse derNahrungs- 
mittelindustrie .......... 143 910 150; 10083) 64674| 85236 
3. Bergbauerzeugnisse ..... 55 059 582) 25156. 116088) 180710 
4. And. Industrieerzeugnisse 88 756 809 10068 60513| 132 818 


Während im Durchschnitt der Jahre 1909—13 der Anteil der 
Agrarprodukte an der gesamten Ausfuhr 70 %, derjenige der 
Industrieerzeugnisse 30 Fi ausmachte, stellte sich das Verhältnis 
im Fiskaljahr 1928/29 auf 39:61, im Jahre darauf 40:60. Das 
Aufrücken der Produktionsgüterinder Größen- 
ordnung der russischen Ausfuhr stellt „die andere 
Seite“ des Problems der russisch-chinesischen Wirtschafts- 
beziehungen dar, als dessen gestaltgebendes Merkmal zunächst 
die Industrialisierungstendenz, d. h. der beginnende Rohstoff- 
und Maschinenhunger Chinas ausgezeichnet wurde. 


Die russisch-chinesischen Handelsbeziehungen. 
Die russisch-chinesischen Handelsbeziehungen haben eine 
lange, doch keineswegs ereignisreiche Geschichte. Rußland war 


10) Haushofer in Geographie des Welthandels, 4. Aufl. Bd. 2., Art. 
„China , Seite 510. — Berichte der amerikanischen Handelsattaches in Com- 
merce Reports Washington. — S. auch A, G. Coons „The Foreign Public 
Debt. of China“. 190. S. 192. 

11) Quarterly Review der UdSSR Chamber of Commerce 1932, H. 4. 
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die erste europäische Macht, die mit China einen Handelsvertra 
schloß, den Nipchu-Vertrag von 1680. Wenige Jahre später, a 
Grund des Pekinger Vertrags von 1693, erlangten die Russen das 
Recht, alle drei Jahre Handelskarawanen in die Hauptstadt 
Chinas zu entsenden. Die Karawanen durften nicht mehr als 
200 Personen umfassen und nicht länger als 18 Tage zur Abwick- 
lung ihrer Geschäfte in Anspruch nehmen; sie hatten ständige 
Ver tacne mit dem russischen Konsulat zu halten. Bei dieser 
Regelung blieb es, bis der Vertrag von Tientsin, den Rußland 
im Jahre 1858 im Gefolge der französisch-englischen Militär- 
operationen durchsetzte, eine Anwendung des alten Abkommens 
auf den Handel mit den Häfen Shanghai, Ningpo, Foochow, 
Amoy, Canton, Taiwan und Chiungwan brachte. Zwei Jahre 
später regelte ein Zusatzabkommen den russisch-&hinesischen 

berlandhandel. Das Abkommen wurde 1869 durch ein neues 
ersetzt und schließlich im Jahre 1881 ein Vertrag geschlossen, der 
den Charakter des Handels, der Handelsstraßen, Steuern usw. 
im einzelnen festlegte. 


Nach dem Krieg wurde im Jahre 1920 zunächst der provi- 
sorische Vertrag zu Jli geschlossen, der in Art. 2 die Errichtung 
einer chinesischen Handelsvertretung in der russischen Stadt Wei 
Erh Nei Sai, Prov. Chiho!2), und einer russischen Handelsver- 
tretung in der chinesischen Stadt J Ning, Jli vorsieht. Art. 2 
regelt die Zahlung von Steuern und Zöllen, Art. 4 den Grenz- 
übertritt (über Ni Kan), Art. 5 den Gerichtsstand und Art. 6 die 
Paßvorschriften. Auf Grund eines Meinungsaustausches, den eine 
russische Note vom 27. Januar 1921 eröffnete, kam es am 31. Mai 
1924 zum Abschluß eines endgültigen Handelsvertrages, der aber 
durch den Abbruc der diplomatischen Beziehungen am 17. Juli 
1929 hinfällig wurde. — 

Das Vorkriegsrufland hat sich an der „Erschließung“ Chinas, 
der Begebung von Regierungsanleihen und der industriellen 
Investierun bei weitem nicht in dem Maße beteiligt, wie die 
meisten anderen Großmächte. Seine Aktivität beschränkte sich 
wesentlich auf die Zeichnung einer Frs. 400-Mill.-Anleihe in Ge- 
meinschaft mit Frankreich (1895) und auf die Inanspruchnahme 
des größten Abschnitts der Boxerentschä ligung (Tls. 130,4 Mill. 
von insgesamt 450 Mill.). Inzwischen hat Rußland auf die Zahlung 
aus dem Boxerfonds Verzicht geleistet'?), aber seine wirtschaft- 
lichen Beziehungen zu China sind keineswegs lebhafter geworden. 


12) Auszug aus dem zit. Vertrag in Chin. Economic Journal 1933, H. 2, 
p. 123. 
13) Durch HV. v, 1924. Der russische Abschnitt des Boxerfonds dient 
als Deckung für vier innere Anleihen der chinesischen Regierung. Die Er- 
träge, die nach Leistung des Sicherungsdienstes dieser Anleihen verbleiben, 
werden durch eine russisch-hinesishe Kommission kulturellen und Er- 
ziehungszwecken zugewiesen. — Ähnliche Regelung mit USA. (1908 bzw. 
1924), England und Frankreich (März bzw. April 1925). 
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Der Warenverkehr zwischen den beiden Ländern gestaltete 

sich folgendermaßen: : 
Chinas!) Ma) 

Ausfuhr Einfuhr 


nach Rußland aus Rußland 
in Hkw. Taëls 


Exportüberschuß 
gegenüber Rußland 


1912 45 196 789 21 232 769 23 964 620 
1913 44 921 437 22 152 888 22 768 549 
1914 43 779 313 22 275 398 21 503 915 
1924 46 358 882 10 095 538 36 263 344 
1925 47 961 714 13 465 062 34 496 652 
1926 74 120 240 22 712 057 41 408 133 
1927 77 174 767 22 607 341 54 567 428 
1928 89 730 806 28 562 916 61 167 890 
1929 55 986 381 19 377 351 36 609 030 
7 1930 55 413 027 19 021 419 36 382 608 
1931 54 657 405 24 999 234 29 658 171 
1932 24 400 000 8 951 000 15 419 000 


Während des Krieges erreichte die chinesische Ausfuhr nach 
Rußland mit Tils. 65,5 Mill. den ersten Gipfelpunkt im Jahre 1916, 
sie stürzte 1918 auf Tls. 14,6 Mill. und gelangte 1924 wieder auf 
Vorkriegshöhe. Bis 1928 stieg sie schnell an (Tls. 89,73 Mill.), sank 
langsam während der nächsten drei Jahre und erreichte mit 
Tls. 24,4 Mill. im Vorjahre einen neuen Rekord des Tiefstandes. 
Ihre Zusammensetzung — Bohnen, Bohnenerzeugnisse und Tee 
machen 80—90 % aus — hat sich mit einer gewissen Tendenz zur 
Exklusivität behauptet. 

Um einige Stichzahlen zu nennen: Es betrug der %-Anteil'5) 


1. von Bohnen und 
Bohnenprodukten 


an der Gesamtausfuhr Chinas nach Rußland 


2. von Tee 3. von 1. und 2, 


Durchschn. 
1922—31 76,22 9,42 85,64 
Diese Analyse bietet keinerlei Problematik, so daß wir uns 
der weitaus interessanteren Betrachtung der russischen 
Ausfuhr nach China zuwenden können. 
1) Aus der amtlichen Außenhandelsstatistik Chinas zusammengestellt. 
ua) Durchschnittswert des Hkw. Taels 1924—1930 in Gold-Dollar: 0,81; 
0,84; 0,76; 0,69; 0,71; 0,64; 0,46; (China Yar Book 1. c.). 1931 u. 1932: 0,39; 0.34; (err.) 
15) Aus der amtlichen Außenhandelsstatistik Chinas errechnet bzw. zu- 
sammengestellt. l | 


639 


Wertderrussischen Ausfuhrnach China 
i. Hk w. Taels!®). 


1924 | 1925 | 1926 | 1927 | 1928 | 1929 | 1930 | 1931 |1932 


Baumwollwaren ...... 994 448/2 306 79613 514 en2's 487 3,8 


3 3 

Metalle und Mineralien 5 173 080/2 963 816| 839 957|1 139 178 
Fischereiprodukte..... 1 386 041) 648 794| 638 564 11 477 097) 900 An) 
SACRE... 0.000000 405 260|1 544 540/2 243 291|2 202 6u8|3 199 284 |1 478 751|1 527 3412/2807 951 555% 
Zucker enen... 14 741| 513 602|1 537 170/2 356 976/2 523 406| 1 364 259 702! 90: 732| 2333 
Erddl....02 ee 241 916| 727 817/1 030 682| 645571) 902061] 406 101| 936 0851 980 9466 W465 
Felle u, u 587 530| 247 101| 42689) 227 . 
Holz... 0.0 22 67| 660 410| 699 624/1 197 602| 999 230/3 270 55613 989 398 2 574681 
Kohlen ..........2..... 896 017/1 419 218|1 514 147|1 787 800/2 340 880|1 197 679/4 122 705/2 439 355 | 3832357 
Straßenbahnwagen 

und ZubehDdr ....... - 624 077/3 926 390| 773 344| 500075) 264623) 583832) 171 810) — 
Eisenbahnwagen 

und Zubehör ....... 36 847| 13038] 623781 450558] 431 855| 186 337| 169658] 241 734 


*) 1932 Normale Zahlen, in C.G U. (Customer Gold Units) C. G. U. 1 == 0,40 Gold-Dollar 
und C. G. U. 1 = 1,176 Hkw. Tis. 


Trotz des gewaltigen Niedergangs, der den Anteil Rußlands 
an der Gesamteinfuhr der chinesischen Republik von 5,12 % 1928 
auf 0,84 % 1932 drückte, hat sich die Grundtendenz des russischen 
China-Exports — steigender Anteil der Produktionsgüter und der 
Industrieprodukte — kräftig durchgesetzt. Baumwollerzeugnisse 
nehmen eine beherrschende Stellung ein, was um so bemerkens- 
werter ist, als zur gleichen Zeit der chinesische Markt sich auf 
die Einfuhr von Textilrohstoffen umgestellt hat; ferner steigen 
u un von Metallen und Mineralien. Holz, Erdöl und 

ohlen. 

China steht dieser Entwicklung gleicherweise mit Sorge und 
Hoffnung gegenüber. Der Import russischer Produktionsgüter — 
Maschinen und Rohstoffe — ist schon darum willkommen, weil 
man die russische Bereitwilligkeit zu Preisausgleich und Kredit- 
hergabe gegen die monopolartige Stellung der alten Lieferländer 
ausspielen zu können glaubt (z. B. im Falle amerikanischen 
Erdöls). Die chinesische Publizistik wehrt sich also entschieden 
gegen das Argument des russischen Dumpings. Andererseits 
u China — vielleicht mit Recht —, daf das weitere Vor- 

ringen Rufllands im chinesischen Textilmarkt eines Tages ge- 
fährlich werden könnte. Dem soll ein Riegel vorgeschoben 
werden, und es fehlt nicht an Vorschlägen, wie prozediert werden 
könnte, ohne das neue Einvernehmen der beiden Länder zu 
stören. Am interessantesten ist der Vorschlag von Ho Ping Yin, 
dem Direktor des Außenhandelsbüros!"). Er geht von der Tat- 
sache aus, daß einerseits Machtstellung und Schlagkräftigkeit des 
russischen Außenhandels durch seine Monopolorganisation außer- 
ordentlich gestärkt ist, daß andererseits Rußland auf Grund der 
Industrialisierung wie seiner außenpolitischen Haltung und 
seiner geographischen Lage nach der „natürliche Partner“ im 
Prozeß der Industrialisierung Chinas sei. Es gilt eine Formel 


16) Aus der amtlichen Außenhandelsstatistik Chinas errechnet bzw. zu- 
sammengestellt. 
17) Chinese Economic Journal, Febr. 1933, p. 154 ff. 
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zu finden, nach der der russische Industrieexport die jungen 
chinesischen Industrien nicht überrennen, sondern zum Gewinn 
beider Länder in den Dienst des chinesischen Aufbauplans ge- 
stellt werden kann. 


„Die Formulierung einer endgültigen Politik hinsichtlich des 
chinesischen Handels mit der UdSSR“, schreibt Ho Ping Yin, „ist 
absolut notwendig und dringend erforderlih. Hinsichtlich des 
künftigen Handels Chinas mit der Union ist es notwendig, die 
gleichen Voraussetzungen für beide Länder und einen Schutz 
unserer eigenen Industrie bereitzustellen. Für die Gestaltung 
unserer Politik möchte ih zwei Maßnahmen von überragender 
Bedeutung zur sofortigen Erwägung empfehlen — die Schaf- 
fung eines staatlichen e a a für den 
Verkehr mit der Sowjetunion und die wirtschaftliche 
Entwicklung des Nordwestens. Die Regierungskontrolle des 
chinesisch-russishen Handels kann die neue Situation syste- 
matisch und gewinnbringend ausbauen, und die Erschließung der 
Mongolei ind Sinkiangs!®) würde unsere Handelsposition gegen- 


über Rußland kräftigen.“ — 


China und Rußland repräsentieren jede für sich „Wirtschafts- 
welten“, für die das Lebensgesetz der Weltwirtschaft keine un- 
mittelbare Geltung beanspruchen kann. Beide, die „Silberwelt“ 
und das Gebiet der „sozialistischen Planwirtschaft“, befinden sich 
im Zuge einer Entwicklung, die, durch die Krise der Weltwirt- 
schaft noch angetrieben, dort die Versorgung des heimischen 
Marktes aus einer bodenständigen, in die alte Betriebstradition 
des Familienunternehmens eingeformten Industrie sicherstellen, 
hier die möglichst totale Industrialisierung herbeiführen soll. 
Es liegt im Zuge der Entwicklung, daß Ruflland, ehedem der 
ZEN heute der wirtschaftlich überlegene Partner, sich stärker 
als bisher in den Vordergrund der Versorgung Chinas mit den 
Erfordernissen seines industriellen Aufbaus schiebt, und es 
besteht die Gefahr, daß die Mächte, die, wie Japan, das Behar- 
rungsvermögen der traditionellen Produktionsordnung Chinas 
verkennen, langsam aber sicher wirtschaftlichen Boden auf dem 
chinesischen Kontinent verlieren. Schon ist die Produktion der 
japanischen Textilunternehmen in Shanghai von der heimischen 

rzeugung weit überholt; die Russen gewinnen Boden in der 
Versorgung der chinesischen Industrialisierung. Diese Entwick- 
lungslinie wird sehr genau, auch unter dem Gesichtspunkt der 
gegenwärtigen Währungskämpfe, weiter zu beobachten sein! 


ı) Für den russischen Handel mit der Mongolei und Sinkiang s. 
URL Review der UdSSR Chamber of Commerce 1932, H. 4 p. 48ff. 
und p. 53. 
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Die Elektrizitätsversorgung der UdSSR. 


zu Beginn des zweiten Fünfjahrplanes") 
Bisherige Entwicklung und gegenwärtiger Stand. 


Mit einer Karte. 


Von Dipl.-Ing. K. A. v. Pohl. 


I. Der „GSOELRO*“-Plan für die Elektrifizierung 
der UdSSR. 


Die Flektrizitätsversorgung der UdSSR nimmt, auch ab- 
gesehen von ihrer technisch-wirtschaftlihen Bedeutung, eine 
besondere Stellung in dem sowjetrussischen Wirtschaftssystem 
ein, zumal die Einleitung der Elektrifizierung des Landes in der 
Form des sog. „GOELRO-Planes“ (s. unten) den ersten plan- 
wirtschaftlichen Versuh der Sowjetregierung darstellt. Die 
erste Anregung zu diesem Versuch ging im Jahre 1920 von 
Lenin selbst aus und dürfte durch eine Gruppe ihm nahe- 
stehender Elektroingenieure (L. B. Krassin, G. M. Krshi- 
shanowskij und R. E. Classon) inspiriert worden sein!). 
Den Anregungen Lenins folgend, übertrug der Zentrale Voll- 
zugsausschuß (WZIK) der RSFSR in seiner Session vom 2. bis 
7. Februar 1920 dem Obersten Volkswirtschaftsrat und dem 
Landwirtschaftskommissariat die Ausarbeitung „eines Projektes 
für die Erbauung eines Netzes von Kraftwerken“. Der Beschluß 
wurde mit der Notwendigkeit begründet, „einen Plan für eine 
einheitliche Volkswirtschaft wissenschaftlich auszuarbeiten und 
seine allmählihe Durchführung in die Wege zu leiten“. 

Auf Grund dieses Beschlusses wurde am 11. Februar 1920 
eine vorbereitende zwischenamtliche „Staatliche Kommission für 
die Elektrifizierung Rußlands“ (GOELRO) unter dem Vorsitz 
von G.M.Krshishanowskij gebildet, der die Ausarbeitung 
des Elektrifizierungsplanes oblag; diese Kommission war ge- 
wissermaßen die Urzelle des heutigen „Gosplan“ (Staatliche 
Kommission für die Planierung der Volkswirtschaft). Ungeachtet 
größter durch die damalige Wirtschaftsnot bedingten Entbeh- 
rungen, beendeten die in der Kommission zusammengefaßten 
Fachleute ihre Arbeit im Dezember 1920 und am 22. Dezem- 
ber 1920 bestätigte der VIII. Rätekongref der RSFSR den „Plan 
für die Elektrifizierung Rußlands“ (allgemein „GOELRO-Plan“ 
genannt). Die Durchführung des Planes mußte nach demselben 


*) Trotz der Schwierigkeiten, die sich einem Vergleich des ursprüng- 
lichen Füntjahrplans mit seiner Erfüllung entgegenstellen, veröffentlichen wir 
eine Darstellung der bisherigen Leistungen der Sowjetunion auf einem der 
wichtigsten Teilgebiete ihrer Wirtschaft und geben damit ein Bild des ganzen 
e EENEN Weges von der ersten Plankonzeption bis zur heutigen Aus- 
gestaltung, 

1) Vgl. dsbzgl. auflschlußreiche Mitteilungen von G. Krshishanowskij 
und A.Hankowskij in der Zeitschrift „Planowoje Chosjajstwo“ (1930), H. 12, 


S. S. 39—115 (russ.). 
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Beschluß des VIII. Rätekongresses „unter allen Umständen“ 
gesichert werden. 

Der GOELRO-Plan umfafte, neben einem Programm der 
Eisenbahnelektrifizierung (sog. „Programm W“), das hier nicht 
behandelt wird, noch zwei Teilprogramme (sog. „Programm A“ 
und „Programm B“), die sich ausschließlich auf den Ausbau der 
Elektrizitätserzeugung bezogen. 

Das „P nen A“ sah die Wiederherstellung und eine 
zeitgemäße Rekonstruktion der, während des Bürgerkrieges 
stark zerrütteten russischen FElektrizitätswirtschaft vor. Im 
Rahmen dieses Programms sollten die bereits vorhandenen 
Kommunal- bzw. Werkzentralen überholt und instandgesetzt 
werden. Ferner sollten größere Kraftanlagen durch Hoc- 
spannungs-Fernleitungen miteinander verbunden werden, um 
die Elektrizitätsversorgung großer Landgebiete sicherzustellen. 

Das „Programm B“ bildete den Kern des GOELRO- 
Planes; es enthielt die Richtlinien für den Aufbau eines neuen, 
einheitlichen, das ganze russische Wirtschaftsgebiet umfassenden 
Elektrizitätserzeugungssystems.. Die Grundlage dieses Teil- 
programmes bildete die Forderung, daß die Elektrizitätsversor- 

ung sämtlicher in Frage kommenden Stromverbraucher einschl. 
ndustriebetriebe, tunlichst auf den Überlandzentralen 
konzentriert werden sollte, deren Standorte, mit Rücksicht auf 
die jeweils vorhandenen örtlichen Brennstoffvorräte bzw. Wasser- 
kräfte, bestimmt werden müßten. Die Werkzentralen 
sollten nur dann errichtet werden, wenn die Produktionsver- 
hältnisse der betreffenden Werke, entweder das Vorhandensein 
etwaiger eigener Energiequellen (z. B. Hochofengase der Hütten- 
werke, Koksgase der Kokereien, Holzabfälle der Sägewerke 
usw.) bedingten, deren zweckmäfiige Ausnutzung durch eine 
Werkzentrale möglich war, oder aber ausgedehnte Wärmeerzeu- 
gung erforderten, die zweckmäfiigerweise mit der Stromerzeu- 
gung zusammengekoppelt werden könnte. Desgleichen sollten 
auch die örtlihen Kommunalwerke nur dort erbaut werden, 
wo eine starke Zusammenballung der Bevölkerung eine wirtschaft- 
lich und technisch vertretbare Kombination der Elektrizitäts- 
und Wärmeversorgung (für Fernheizung, Warmwasserversor- 
gung usw.) ermöglichte. Sowohl die Werkzentralen als auch die 
städtischen Kommunalkraftwerke sollten nach Möglichkeit an das 
Hochspannungsnetz der benachbarten Überlandzentralen (Über- 
landnetz) angeschlossen werden, um ein Zusammenwirken 
sämtlicher Einheiten innerhalb eines energiewirtschaftlichen 
Gebietes zu erzielen. Im späteren, schon außerhalb des 
GOELRO-Planes gelegenen Verlauf der Elektrifizierungs- 
arbeiten, sollte, durch die Verbindung dieser energiewirtschaft- 
lichen Gebiete untereinander, ein einheitliches Stromversor- 
gungsnetz für das ganze Land als Grundlage der gesamten 
russischen Energiewirtschaft entstehen. 
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In Übereinstimmung mit diesen Richtlinien bestimmte die 
GOELRO-Kommission 30 Überlandzentralen mit 
1450000 kW installierter Leistung (i. Ba deren Errihtun 
Rahmen des Teilprogramms B 
(genaue Termine wurden nicht festgelegt) erfolgen sollte. 


insgesamt 
im 
b von 10—15 Jahren 
Die 


Leistungen und die Energiequellen dieser Kraftwerke gehen 


aus na 


OO © NIE WD ë m 


pi pd 
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stehender Tabelle I hervor: 
Tabelle I. 


Die im GOELRO-Plan vorgesehenen Kraftwerkneubauten 


Name des Kraftwerkes 


Schterowka (Donezrevier) . . 


Lissitschansk (Donezrevier) . 
Aleksandrowsk(Dnjeprostroj) 
Grischino (Donezrevier). ... . 
Belaja Kalitwa (Donezrevier) 
Jekaterinodar (Nordkaukasus) 
Kuban bei Armawir (Nord- 

kaukasus) .... 22 e2 00. 
Terek beiWladikawkas (Nord- 

kaukasus) ; 
Grosnyj (Nordkaukasus) ... 
Zarizyn (Stalingrad)a.d.Wolga 


Saratow a. d. Wolga 


Samara a. d. Wolga...... 


Swijaschsk bei Kasan 
a. d. Wolga 
Balachna bei N. Nowgorod 
a. d. Wolga .... 2.2...» 
Iwanowo-Wosnessensk.... 
Schatura bei Moskau 
Kaschira bei Moskau ..... 


Epifan bei Tula......... 
Belgorod bei Kursk ...... 
Utkina Sawod bei Peters- 

DUCE wei eaa 
Wolchow bei Petersburg... 
Untere Swir bei Petersburg 
Obere Swir bei Petersburg. . 
Kiselowsk bei Perm (Ural).. 
Tschussowaja (Ural)... .... 
Jegorschino bei Jekaterinen- 

burg (Ural) ....2.222.% 
Tscheljabinsk (Ural)...... 


Kusnezk (Sibirien)... .... 
Katun (Sibirien) 
Tschirtschik (Turkestan)... 


Vor- 


esehene 


eistung 
in kW 


40 000 
40 000 
40 000 


Energiequellen 


Staubkohle aus örtl. Vor- 
kommen 

Kohle aus örtl. Vorkommen 

Wasserkraftwerk 

Kohle aus örtl. Vorkommen 

Desgl. 

Kohle aus dem Donezrevier 


Wasserkraftwerk 


Desgl. 

Masut aus örll. Vorkommen 

Staubkohle a. d. Donezrevier, 
Holzabfälle örtl. Sägewerke 

Brennschiefer aus örtl. Vor- 
kommen, Holzabfälle örtl. 
Sägewerke 

Brennschiefer aus örtl. 
Vorkommen 


Torf aus örtl. Vorkommen, 
Holzabfälle örtl. Sägewerke 

Desgl. 

Torf aus örtl. Vorkommen 

Desgl. 

Kalorienarme Kohle aus dem 
Moskauer Kohlenrevier 

Desgl. 

Kohle aus dem Donezrevier 


Torf aus örtl. Vorkommen 
Wasserkraftwerk 

Desgl. 

Desgl. 

Kohle aus örtl. Vorkommen 
Wasserkraftwerk 


Kohle aus örtl. Vorkommen 

Kalorienarme Kohle aus örtll. 
Vorkommen 

Kohle aus örtl. Vorkommen 

Wasserkraftwerk 

Desgl. 


Die meisten dieser Kraftwerke (25 Kraftwerke mit ins- 
esamt 1230000 kW i. L.) sollten die örtlichen Energiequellen 
enutzen (etwa 45 % d. h. 540 000 kW i. L. entfielen dabei auf die 

Wasserkraftwerke). Nur die restlihen fünf Kraftwerke mit 
insgesamt 220000 kW i. L. (etwa 15,2% der Gesamtleistung) 
sollten ganz oder teilweise mit ortsfremden Brennstoffen ver- 
sorgt werden. Auch der Forderung nach größtmöglicher Aus- 
nutzung minderwertiger Brennstoffe trug der GOELRO-Plan 
weitestgehend Rechnung. Von den 21 Wärmekraftwerken mit 
910000 kW i. L. sollten: 

3 mit 110000 kW i.L. — Torf, 

2 „ 60000 „ i.L. — Torf und Holzabfälle, 

1 „ 20000 „ i.L. — Brennschiefer, 


3 „ 180000 „ i.L. — minderwertige Kohlen, 
1 „ 20000 „ i.L. — Brennschiefer und Holzabfälle 


und nur die restlichen 11 mit 520000 kW i. L., die hochwertigen 
Brennstoffe (Steinkohlen, Erdöl) zur Feuerung benutzen, wobei 
noch zu berücksichtigen ist, daß bei acht Kraftwerken mit 
420000 kW i. L. diese hochwertigen Brennstoffe an Ort und 
Stelle vorhanden waren. 


Die Verteilung der Kraftwerke auf die einzelnen Landes- 
teile zeigt deutlich das Bemühen, auch die zurückgebliebenen, 
bzw. an der Peripherie gelegenen Wirtschaftsgebiete nach Mög- 
Iıchkeit zu berücksichtigen. Es entfielen z. B. 


auf den Kaukasus?) 4 Kraftwerke mit 120000 kW i.L 
» _„, Ural 4 5 e „ LL 
„ Mittelasien 1 3 „ 40000 „ iL. 
„ Sibirien 2 : „ 80000 „ iL. 
auf das Wolgagebiet 4 5 „ 1000 „ iL 
oder insgesamt 505000 kW, d. s. etwa 35 % der neu zu errich- 
tenden Gesamtleistung. 


Die vorgeschrittenen Wirtschaftsgebiete sollten die rest- 
lichen 65 % (945000 kW) erhalten, die sich wie folgt verteilten: 


Leningrader Industriegebiet 4 Kraftwerke mit 185 000 kW i. L. 
Moskauer 6 28000 „ iL 


Südrussisches ) : 5 i 480000 „, i L. 


I. Die Durchführung des GOELRO-Planes 


bis zum Beginn des ersten Fünfjahrplanes. 


Die Durchführung des GOELRO-Planes begegnete anfäng- 
lich den größten Schwierigkeiten. Die furchtbare Hungersnot 
und das überall um sich greifende Bandenunwesen, sowie fast 
völliges Versagen aller wirtschaftlichen und verkehrstedinischen 
Einrichtungen des Staates, ließen jeden Versuch einer Inangriff- 
nahme der im GOELRO-Plan vorgesehenen Arbeiten als un- 


2) Nur Nordkaukasus, ohne Transkaukasien, das zu dieser Zeit — Ende 
1920 — N, von Rußland war. 
8) Einschl. \Vest-Ukraine. 
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möglich erscheinen‘). Trotzdem wurden fast gleichzeitig mit der 
Einführung der neuen Wirtschaftspolitik im Frühling 1921 die 
Instandsetzungsarbeiten an den bestehenden Anlagen, sowie 
einige Neubauten begonnen. 


Das russische Kraftwerknetz (in den heutigen Grenzen der 
UdSSR) besa zu dieser Zeit eine installierte Leistung von ins- 
gesamt 1215000 kW; seine Stromerzeugung betrug im letzten 
vorrevolutionären Jahr (1916) 2575 Mln kWh und sank in den 
darauffolgenden ja ren auf 500 Mln kWh (1920). Die städtischen 
Kommunalzentralen wiesen Ende 1920 eine installierte Leistung 
von rund 440000 kW auf, während die Werkzentralen eine 
solche von etwa 780000 kW besaßen. Von diesen Anlagen konn- 
ten nur neun Elektrizitätswerke mit insgesamt 251 300 kW i.L., 
die einen Teil ihrer Stromerzeugun u außerhalb ihrer Stadt- 

emeinde, bzw. außerhalb ihrer Werke absetzten, als Über- 
PERT bezeichnet werden. Dies waren: 


1. Überlandzentrale Moskau I (ehem. Elektrizitätswerk der A.-G. für elek- 
trische Beleuchtung 1886) mit 55000 kW i.L.5 

2. Überlandzentrale Moskau II (ehem. Elektrizitätswerk der städtischen 
Straßenbahnen) mit 18000 kW i. L. 5) 

3. Überlandzentrale Bogorodsk (s.g. „Klasson-Werk“, ehem. Elektrizitäts- 
werk der Elektroperedatscha A.-G.) mit 20 000 kW 6); 

4. Überlandzentrale Leningrad 1 (ehem. Elektrizitätswerk der A.-G. für 
elektrische Beleuchtung 1886) mit 49 300 kW 17); 

5. Überlandzentrale Leningrad II (ehem. Elektrizitätswerk der Elektri- 
zitäts A.-G. „Helios“) mit 18300 kW 7); 

6. Überlandzentrale Leningrad III (ehem. Elektrizitätswerk der s. g. 
Belgischen Elektrizitäts A.-G.) mit 15 0002); 

7. Überlandzentrale Leningrad IV (ehem. Elektrizitätswerk der städtischen 
Straßenbahnen) mit 16900 kW 8); 

8. Überlandzentrale Baku I (s. g. „Krasnaja Swesda“, ehem. Elektrizitätswerk 

Belyj Gorod“ der „Elektrosila“ A.-G.) mit 45000 kW >; 

9. Überlandzentrale Baku u (S8 „Krassin-Werk“, ehem. Elektrizitätswerk 

„Bibi-Eibat“ der „Elektrosila“ A.-G.) mit 13800 kW 9); 


Ferner befanden sich im Bau-, bzw. im Bauvorbereitungs- 
stadium: 


1. Elektrizitätswerk Utkina Sawod (heute „Krasnyj Oktjabr“ bzw. 
Leningrad V) bei Leningrad (Nr. 20 der Tabelle Î). 

2. Elektrizitätswerk Kaschira (Nr.17 der Tabelle I). 

3. Elektrizitätswerk Wolchow (Nr. 21 der Tabelle I). 

4. Elektrizitätswerk Untere Swir (Nr.22 der Tabelle I). 


Auf allen diesen Baustellen (mit Ausnahme derjenigen an 
der Unteren Swir) wurden die Arbeiten wieder aufgenommen 
und beschleunigt fortgesetzt. Gleichzeitig wurden vier weitere 


4) Vgl. dsbzgl. eine interessante Polemik in der „Elektrotechnischen 
Zeitschrift“ (1921) S. S. 1441 ft., (1922) S. S. 1053 ff. und 1435 ff. 

5) Naphtha- und Holzfeuerung. 

6, Torffeuerung. 

1) Naphtha- und Kohlenfeuerung. 

8) Holz- und Torffeuerung. 

9) Mazutfeuerung. 
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Überlandzentralen in Angriff genommen: Schatura"), Ba- 
lachna (N.-Nowgorod I), Schterowka und Kiselowsk 
(Nr. 16, 14, 1 und 24 der Tabelle Í). 

Um eine Verzettelung der Arbeiten zu vermeiden, be- 
schränkte man diese auf die vorstehend angegebenen sieben 
Neubauten (der Bau der Überlandzentrale Untere Swir wurde 
eingestellt). Erst im Jahre 1923 nach der Gründung der Union 
Sozialistischer Sowjetrepubliken, unter Einbeziehung Trans- 
kaukasiens, dehnte man das Neubauprogramm des GOELRO- 
Planes auch auf Georgien und Armenien aus und erweiterte es 
durch die Projekte einiger dort zu errichtender Wasserkraft- 
anlagen. Ein ößeres Wasserkraftwerk (Überlandzentrale 
Semo-Awtschaly mit 13000 kW i. L.), das die Energie des 
Kura-Flusses ausnutzen und die Hauptstadt Transkaukasiens — 
Tiflis — mit Strom beliefern sollte, sowie mehrere kleinere An- 
lagen, wurden dort gleichzeitig in Angriff genommen. 


Die Instandsetzung bzw. Rekonstruktion der im Jahre 1920 
vorhandenen Kraftwerke wurde nach etwa 5 Jahren ab- 
geschlossen. Zu gleicher Zeit wurden die meisten der zuerst be- 

onnenen Kraftwerk-Neubauten beendet. Entsprechend der 
ertigstellung einzelner Bauobjekte wurden, in Übereinstim- 
mung mit dem GOELRO-Plan, acht weitere Überlandzentra- 
len: Aleksandrowsk (DnjeprostrojJj), Grosnyj, 
Schachty, Iwanowo-Wosnessensk IÍ, Ten 
Saratow, Jekaterinodar!!) (Krasnodar) undTschel- 
jabinsk (vgl. Nr. 3, 9, 5, 15, 10, 11, 6 und 27 der Tab. I), sowie 
vier im GOELRO-Plan nicht vorgesehene Überlandzentralen: 
1. Kiew mit 44000 kW i.L. a 
2. Tschugujew (bei Charkow) mit 66000 kW i. L. (Kohlenfeuerung). 
3. Ljapino (bei Jaroslawl) mit zunächst 8000 kW i.L. (Torffeuerung unter 
Ausnutzung der örtlichen Torfvorkommen), 
4.Ossinowo (bei Orscha in Weißrußland), mit 20000 kW i. L. (Torf- 
feuerung unter Ausnutzung der örtlichen Torfvorkommen), 
in Angriff genommen; nur eine (Ljapino) wurde noch vor dem 
un der Laufzeit des ersten Fünfjahrplanes teilweise fertig- 
gestellt. 

Hand in Hand mit diesen Arbeiten ging auch der Ausbau 
bzw. Neubau zahlreicher, oftmals sehr beachtenwerter Kommu- 
nal- und Werkzentralen fast in allen Teilen der UdSSR vor 
sich. Die Zunahme der installierten Leistung des gesamten 
Kraftwerknetzes und die Entwicklung der Stromerzeugung in 
der UdSSR während der Jahre 1920—1928 veranschaulicht die 
nachstehende Tabelle II. 


10) Das 1920 fertiggestellte Kraftwerk „Schatura -Wremennaja“ mit 
5000 kW i. L. war als provisorische Anlage für die Übergangszeit bis zur 
Inbetriebnahme der vollausgebauten Überlandzentrale Schatura errichtet 
worden. Es funktionierte bis zum 1. X. 1925 und wurde dann stillgelegt. 

11) Abweichend vom GOELRO-Plan sollte in dieser Anlage paraflinhältiger 
Masut verfeuert werden. 
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Tabelle II. 
Installierte Leistung und Stromerzeugung sämtlicher Kraftwerke der UdSSR. 


von 1920 bis 1928 
Installierte Leistung in 1000 kW am 31. Dezember 
1920 | 1921 | 1922 | 1923 | 1924 | 1925 | 1926 | 1927 : 1928 


Überlandzentralen | 256,3) 251,3) 273,3) 283,3) 299,31 359,3] 449,0) 506,0 6072 
Kommunalzentra- 
len im Überland- 5 


Art der Kraftwerke 


netz 2... er — — — — — 3,8 3,3 3,3. 33 
Werkszentralen im | 
Überlandnetz .. 40 40 40 401 40 401 40 159 159 


Sämtl. Kraftwerke 
im Überlandnetz 


| 


456,3: 


3602 255,3| 277,3| 287,3! 303,3] 367,1 


525,2 


Städt. Kommunal- 

zentralen ..... 177,2) 179,5) 169,5; 183,5; 185,0) 180,0; 200,01 236,01 264,1 
Ländl. Kommunal- 

zentralen... .. 3,9 4,9 5,7 7,31 10,01 20,01 240| 28,0. 300 
Sämtl. Kommunal- 

zentralen ..... 181,1) 184,4| 175,2! 190,8) 195,0) 200,01 224,01 264,0; 299,1 
Fabrikzentralen . . | 745,01 747,01 748,5) 749,0] 750,01 750,0) 775,0! 804,0! 866,0 
Bahn- und Post- 

zentralen... ... 2901 34,01 39,01 44,01 46,01 5801| 73,01 80,0 830 
Sämtl. Werks- Ä | | | 

zentralen .....- 774,0) 781,0) 787,51 793,0) 796,0) 808,01 848,0. 884,0, 949,0 


Sämtl. Kraftwerke 
der UdSSR. .. . 11215,4| 1220,7 


| | | | 
1240,0| 1271,1 a 1375,1| 1528,5! 1673,2. 18745 


ArtderKraftwerke |_______ Stromerzeugung in Mln kWh im Jahre _ 
1920 | 1921 | 1922 | 1923 | 1924 | 1925 | 1926 | 1927 | 1928 


Überlandzentralen | 296,0) 305,5| 470,01 624,0) 856,0] 921,0) 1175,0| 1494,0 1945.0 
Kommunalzentra- 
len im Überland- 


netz ... 222.2. — — — — — 6,0 6,0 4,0 4,0 
Werkszentralen im | 
Überlandneiz .. 4,0 4,5 5,0 6,0 7,0 8,0 8,0) 44,0, 530 


Sämtl, Kraftwerke 
im Uberlandnetz 


| | 


| 1542,0; 2002.0 


o joo 475,0| 630,0 ER 935,0] 1189,0 


Städt. Kommunal- | 
zentralen... ... 51,01 55,01 94,0) 176,0| 231,0] 390,01 456,0) 539,0, 690,0 

Ländl. Kommunal- | 
zentralen... .. 4,0 5,0! 12,0) 25,01 32,0) 36,0. 40.0 


a) is 184,0 


Sämtl. Kommunal- | 
zentralen... ... 55,0 243,01 415,0} 4880| 575,0! 730.0 
Fabrikzentralen. . | 110,0) 110,0| 154,0] 281,01 558,0) 1500,0| 1745,0| 1956,0! 2160,0 
Bahn- und Post- | 
zentralen... .. 35,01 40,01 46,0) 51,01 59,01 75,0! 85,01 100,0! 111,0 
Sämt!. Werks- | | 
zentralen... .. 145,0; 150,0) 200,0) 332,0, 617,0] 1575,0! 1830,0| 2056,0; 2271,0 
Sämtl. Kraftwerke | | | | 
der UdSSR. .. 500,0! 520,0) 775,0! 1146,0| 1562,0| 2925,0| 3507,0| 4173,0, 5003,0 
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Wie ersichtlih, konnte die Ausnutzung der installierten 
Leistung noch vor dem Inkrafttreten des I. Fünfjahrplanes 
wesentlich gesteigert werden. Während 1916 auf jedes kW i. L. 
2120 kWh an Stromerzeugung entfielen (1920 — nur 412 kWh); 
betrug der entsprechende Anteil des as 1928 — 2825 kWh; auf 
den höchsten, theoretisch möglichen Ausnutzungswert (8760 kWh 
je kW ı. L. = 100 %) bezogen, bedeutet dies eine Verbesserung 
der Ausnutzung von 24,2 % im Jahre 1916 (bzw. 4,7 % im Jahre 
1920) auf 32,2 Ž im Jahre 192812). 


I. Das Elektrifizierungsprogramm 
des I. Fünfjahrplanes. 


Die im GOELRO-Plan erstmalig festgelegte Priorität der 
Elektrifizierung im Gesamtkomplex je sowjetrussischen Volks- 
wirtschaft und die Richtlinien für ihre Entwicklung wurden durch 
den I. Fünfjahrplan bestätigt und erweitert. Als Hauptziel der 
Energiewirtschaft bestimmte dieser die „zentralisierte 
(d. h. auf den Überlandzentralen konzentrierte) Umwandlung der 

rimären Energiequellen in aktive elektrische Energie“'®). 
Hierzu sollten ebenso wie im GOELRO-Plan in erster Linie die 
lokalen Vorräte minderwertiger Brennstoffe bzw. die örtlichen 
Wasserkräfte ausgenutzt werden. 

In Übereinstimmung mit dieser Zielsetzung sah das sog. opti- 
male Elcktrifizierungsprogramm des I. Fünfjahrplanes folgende 
bis Ende 1932/33 abzuschließende Arbeiten für den Ausbau des 
Überlandnetzes vor!*): 


a) Erweiterung bestehender Überlandzentralen (s. Kap. Il:) 


1. Moskau I von 75000 kW auf 108 000 kW i. L. 
2. Moskau II »„ 38500 „ „ 92000 „ iL. 
3. Bogorodsk „ 36000 „ „ 46000 „ iL. 
4. Kaschira „ 12000 „ „ 284000 „ iL. 
5. Schatura „ 92000 „ „ 136000 „ i. L. 
6. Balachna „ 20000 „ „ 150000 „ iL. 
7. Ljapino „ 8000 „ „41000 „ iL. 
8 Leningrad I 

9. Leningrad II „ 91300 „ „ 140000 „ iL. 
10. Leningrad IH 

11. Leningrad V „ 20000 „ „ 108000 „ iL. 
12. Kiselowsk » 6000 „ „ 110000 „ iL. 
13. Schterowka „ 20000 „ „ 152000 „ iL. 
BALU „ 100000 „ „ 12000 ,„ iL. 


12) Vergleichshalber sei darauf hingewiesen, daß im Jahre 1928 die Aus- 
nutzung der inst. Leistung in Deutschland etwa 25,5%, in den USA. 33,8 °/o 
und in England nur 21,20% betrug. 

18) Vgl. „Kontroljnyje Zifry* 1928—1929 g., Moskau 1929, S. 128 (russ.). 

14) Vgl. „Pjatiletnij Plan Narodno-Chosjajstwennogo Stroiteljstwa SSSR.“ 
II. Auf., Moskau 1929, Bd. II, I. Teil, S. S. 7—68 (russ.). Der Fünfjahrplan enthielt 
ursprünglich ein Minimalprogramm (s. 8: Ausgangsvariante) und ein Optimal- 
programm; letzteres ist von dem V. Rātekongreß der UdSSR bestätigt und 
zur Durchführung bestimmt worden. 
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b) Vollendung früher begonnener Überlandzentralen 


(s. Kap.Il): 

1.Krasnodar mit 22000 kW i.L. 
a „ 21000 „ i L. 
3.Schachty » 66000 „ i L. 
4.Iwanowo-Wosnessensk I „ 90000 „ iL. 
5. Stalingrad „ 66000 „ i L. 
6. Saratow „ 22000 „ iL. 
7. Tscheljabinsk „134000 „ iL. 
8. Kiew „ 44000 „ iL. 
9. Tschugujew (Charkow II) „ 66000 „ i.L. 
10. Ossinowo „ 3000 „ i L. 
11 „372200 „ i.L. 


.Aleksandrowsk (Dnjeprostroj) 
(die ersten 6 Aggregate zu 62000 kW) 


c) Inangriffnahme und Vollendung neuer Überland- 
zentralen und Fernheizwerke: 


1. Dubrowka-Leningrad VI (Torffeuerung) mit 100 000 kW i. L. 
2. Leningrad VIl(Fernheizw.m.Kohlenfeuerung) „ 50000 „ iL- 
3. Leningrad Vlil(Fernheizw.m.Kohlenfeuerung)„ 50000 „ iL 
4. Untere Swir (Wasserkraftw.) „ 80000 „ iL 
5. Juschsk bei N.-Nowgorod (Torffeuerung) „ 120000 „ iL 
6. Moskau Ill (Fernheizw. m. Kohlenfeuerung) 3) „ 75000 „ LL 
7 Moskau IV (Fernheizw. m. Kohlenfeuerung » 75000 „il 
8. Brjansk (Torffeuerung) „ 400 „ iL 
9. Kaschpura (Vgl. Tabelle I Nr. 12) „ 5000 „ iL 
10. Sujewo i. Donezrevier (Kohlenfeuerung) „ 10000 „ iL 
11. Neswetaj i. Donezrevier (Kohlenfeuerung) „ . 4000 „ iL 
12. Noworossijsk (Masutfeuerung) „ 2000 ,„ iL 
13. Gomel i. Weißrußland (Torffeuerung) „ 22000 „ iL. 
14. Kusnezk i. Kusnezkrevier (Kohlenfeuerung) „ 100000 „ iL 
15. Kemero wo i. Kusnezkrevier (Kohlenfeuerung) „ 50000 „ i. L. 
16. Kura i. Transkaukasien (Wasserkraftw.) » 30500 „ iL 
17. Rion i. Transkaukasien (Wasserkraftw.) » 42000 „ iL 
18. Dsora g et i. Transkaukasien (Wasserkraftw.) „ 1920 „ iL 
19. Giseldo n i. Nord-Kaukasus (Wasserkraftw.) „ 250 „ iL. 
20. Baksan i. Nord-Kaukasus (Wasserkraftw.) » 25000 „ iL 
21. Kadyrja b. Taschkent (Wasserkraftw.) „ 13500 „ iL 
22. Fergana (Kohlenfeuerung) » 30000 „ iL. 
23. Jegorschino b.Swerdlowsk(Kohlenfeuerung) „ 44000 „ iL. 


Es sollten somit 15 bereits (d. h. am 1. 1. 1929) vorhandene 
Überlandzentralen mit 607200 kW i. L. wesentlich erweitert und 
ihre Leistung auf insgesamt 1487000 kW i. L. (Ende 1933) ge- 
bracht werden. In der gleichen Zeit sollten 34 Übe rlandzeniralen 
mit insgesamt 2144700 kW i. L. neu errichtet bzw. (soweit die 
Bauarbeiten zu Beginn des Fünfjahrplanes bereits in Gang 
waren) vollendet werden. Nur die Überlandzeniralen Wol- 
chow und Semo-Awtschaly sollten ihre Leistung unver- 
ändert beibehalten, während die Überlandzentrale Lenin- 
grad IV wegen Überalterung zur Stillegung bestimmt wurde. 
Ende 1932/33 sollten also insgesamt 51 Überlan zentralen mit einer 
installierten Leistung von etwa 3,63 Mill. kW im Betrieb stehen. 
Zu gleicher Zeit sollten im Überlandnetz folgende Neubau- bzw. 
Erweiterungsarbeiten im Gange sein: 


15) Zur Feuerung sollte minderwertige Moskauer Kohle verwendet werden. 
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a)Erweiterung der Überlandzentralen: 


1. Baku II um 20000 kW i. L. 
2. Leningrad II „ 10000 „ iL. 
3. Tschugujew „ 200 „ iL. 
b) Abschluß der Überlandzentralen: 
4.Aleksandrowsk mit 196 000 kW i. L. 
5. Sujewo „ 10000 „ i.L. 
6. Dubrowka „ 20000 „ iL. 
7.Kusnezk „ 20000 „ iL. 
8. Kemerowo „ 150000 „ i L. 
9. Noworossijsk » 22000 „ i L. 
10. Saratow „ 11000 „ iL. 


c) Neubau der Überlandzentralen: 


11. Bobriki b. Tula (Kohlenfeuerung) 19) mit 150000 kW i. 
12. Kolwa i. nördl. Ural (Wasserkraltw.) „ 150000 1. 
13. U lj ba i. Altai. (Wasserkraftw,) # 
14.Tschirtschik i. Turkestan (Wasserkraftw.) ,„ 
15. Atschaluki i. Kaukusus (Wasserkraftw.) » 15000 
16. Sulak i. Dagestan (Wasserkraftw.) x 
17. Bug i. Süd-Ukraine (Wasserkraftw.) a 
18. Kanakir i. Transkaukasien (Wasserkraftw.) í 
19. Toparawan i.Transkaukasien(Wasserkraftw.) „ 


SRRDERRHD 


3» 33333033 


i 
i 
i. 
i. 
i 
i 
i 


Im Gegensatz zu diesen präzisen Angaben bezüglich des 
Überlandnetzes sind die Voranschläge des Fünfjahr lanes über 
den Ausbau der Werkzentralen und kommunalen Elektrizitäts- 
werke, vorwiegend summarischer Natur. Die Durchschnitts- 
leistung sämtlicher Kraftwerke der UdSSR im e 1932/33 
sollte 5,5 Mill. kW, ihre Stromerzeugung 22 Mill. kWh betragen 
und sich wie folgt zusammensetzen: 


Überlandzentralen 14 Min kWh bei 3,2 Min kW i. L. 
Kommunalzentralen 1 „ z „ 0,55 „ SA CR O 
Werkzentralen T, N „: 178 a a LL 


Die Ausnutzung der installierten Leistung sollte demnach 
im Durchschnitt etwa 4000 kWh je kW i. L. (45,7 %) betragen, was 
eine Steigerung um rund 42 % gegenüber der im Jahre 1928 er- 
zielten Ausnutzung bedeuten wirde, 


Wie bereits erwähnt, sah auch der Fünfjahrplan eine 
weitestgehende Ausnutzung der örtlichen Energiequellen, ins- 
besondere der Wasserkräfte und der minderwertigen Brennstoffe 
vor. Von den 51 Zentralen des Überlandnetzes mit 3 702700 kW 
i. L., die Ende 1933 in Betrieb sein sollten, würden abgesehen 
von 10 Wasserkraftwerken mit 675 700 kW i. L. (182 % der Ge- 
samtleistung), 26 Anlagen mit insgesamt 2 195 000 kW i. L. 59,2 %) 
örtliche Brennstoffe verfeuern. Nur die restlichen 15 Anlagen mit 
insgesamt 832000 kW i. L. (22,4 %) würden ganz oder teilweise 


16) Zur Feuerung sollte minderwertige Kohle aus dem Moskauer Becken 
verwendet werden. 
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auf ortsfremde Brennstoffe angewiesen sein. Von den 41 Wärme- 
kraftwerken sollten: 

7 Anlagen mit 385 000 kW i.L. — Erdöl (Masut), 

11 5 » 890000 „ i L.— Torf, 

19 5 „ 1209000 „ i. L.— Steinkohle 

3 = „ 493000 „ i.L.— minderwertige Kohlen 

1 à „ 50000 „ i.L.— Brennschiefer 
zur Feuerung verwenden, so daß die installierte Leistung der 
mit minderwertigen Brennstoffen arbeitenden Anlagen 1 453 000 
kW, d. h. 38,7 % der Gesamtleistung betragen würde. 

Die im Fünfjahrplan vorgesehene Verteilung der Überland- 
zentralen auf die einzelnen Gebiete der UdSSR geht aus der 
nachstehenden Zusammenstellung hervor. Ende 1932/33 sollten 

im Leningrader Industriegebiet — 9 Anlagen De an kW i.L. 

€ 1 . 


im Moskauer e i . 000 ,„ 
im südrussischen!) „ 844 000 
im Nord-Kaukasus 112 500 


im Ural 

in Sibirien 

in Mittel-Asien 

im Wolgagebiet 
in Transkaukasien 
in Weißrußland 55000 „ 


im Betrieb sein. Wie ersichtlich, wurde der Anteil der drei wich- 
tigsten Industriegebiete (Moskau, Leningrad und Ukraine) 
gegenüber den Voranschlägen des GOELRO-Planes von 65 % auf 
rund 73 % der gesamten installierten Leistung des Überland- 
netzes gesteigert, während die absoluten Werte für die ein- 
zelnen, und zwar hauptsächlich für die landwirtschaftlichen Wirt- 
schaftsgebiete (z. B. für Mittelasien und Nord-Kaukasus) fast un- 
verändert blieben — eine charakteristische Folgeerscheinung der 
forcierten Industrialisierungsbestrebungen des I. Fünfjahrplanes. 
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IV. Die Durchführung des Elektrifizierungs- 
programms des Í. Fünfjahrplanes. 


Das vorstehend wiedergegebene Programm wurde nach 
seiner Veröffentlichung (1929) wiederholt geändert. Nach der 
„Aufdeckung“ der sog. „Schädlingsorganisationen“ (1929/30) 
fehlte es nicht an Stimmen, die den ganzen Fünfjahrplan für 
„unzureichend“ und seine Voranschläge, insbesondere auf dem 
energetischen Gebiet für „abnorm niedrig angesetzt“ erklärten’). 
Es entstanden zahlreiche Abänderungsvorschläge, die eine 
wesentliche Steigerung der ursprünglich vorgesehenen Produk- 
tionsziffern bedeuteten (z. B. sollte danach die Stromerzeugung 


der UdSSR im Jahre 1933 rund 33 Mlrd kWh betragen) und oft- 


17) Einschließlich West- und Süd-Ukraine. 
18) Vgl. „Planowoje Chosjajstwo“ 1930 H. 12, S.273 (Russ.) 
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mals (z. B. bei dem bekannten russischen Volkswirtschaftler 
Sabsowitsch) in die reinsten Utopien ausarteten. Wahrscheinlich 
erkannte die Sowjetregierung den utopistischen Charakter dieser 
Vorschläge noch rechtzeitig; jedenfalls umging sie die Neuauf- 
stellung einer zweiten (eigentlich dritten) Variante des Fünfjahr- 
planes im zweiten Jahr seiner Laufzeit, indem sie seine Durch- 
führung in vier statt in fünf Jahren beschloß. Dieser im Jahre 
1930 gefallte Beschluß sowie verschiedene später hinzugetretene 
wirtschaftliche und politische Momente führten eine so wesent- 
liche Verlagerung der ursprünglich vorgesehenen „Soll“-Quoten 
in sämtlichen Teilprogrammen des Fünfjahrplanes, darunter auch 
im Elektrifizierungsprogramm herbei, daß es verfehlt wäre, die- 
selben als alleinige Vergleichsbasis zu benutzen. Im Grunde ge- 
nommen richtete sich die Elektrifizierung der UdSSR in den 
Jahren 1931 und 1932 (teilweise auch schon im Jahre 1930) nicht 
mehr nach dem Fünfjahrplan von 1929, sondern nach den jewei- 
ligen nur für das betreffende Jahr ausgearbeiteten 
Sondervoranschlägen — sog. Kontrollziffern, die deshalb 
zur Beurteilung der erzielten Ergebnisse mit herangezogen 
werden sollen. 


Unter diesen Umständen mußte sich die tatsächliche Entwick- 
lung der sowjetrussischen Elektrizitätsversorgung in den Jahren 
1929 bis 1932 von den Richtlinien des Fünfjahrplanes verhältnis- 
mäßig stark unterscheiden. Vergleicht man das am 31. Dezem- 
ber 1932 vorhandene Netz der im Betrieb bzw. im Bau befind- 
lichen wichtigsten Kraftwerke der UdSSR (Abb. 1) mit dem Ver- 
zeichnis der im Fünfjahrplan vorgesehenen Anlagen, dann kann 
man folgende Abweichungen feststellen: 


Die ım Jahre 1928 vorhandenen Anlagen wurden fast alle 
mit Ausnahme der Überlandzentralen Leningrad I, Lenin- 
grad IV, Wolchow undMoskaull erweitert, bzw. es wurde 
ihre Erweiterung in Angriff genommen. Die am 31. Dezember 
1952 im Betrieb befindliche installierte Leistung dieser 18 Kraft- 
werke stellte sich auf insgesamt 1 382600 kW, während nadı dem 
Fünfjahrplan eine solche von 1558000 kW vorgesehen war; dabei 
wurde, entgegen den ursprünglichen Annahmen, die Überland- 
zentrale Leningrad IV nicht stillgelegt, sondern in Betrieb 
behalten. Auch die am 1. Januar 1929 im Bau begriffenen elf 
Überlandzentralen wurden vollständig oder teilweise fertig- 
gestellt, wobei ihre installierte Leistung 740 000 kW (bei einem 
Planvorschlag von 936 000 kW) erreichte. 


Im Gegensatz zu diesen verhältnismäßig unbedeutenden und 
rein zahlenmäfigen Abweichungen unterscheidet sich die Gruppe 
der neuen erst im Laufe des Fünfjahrplanes in Angriff genomme- 
nen Überlandzentralen auch in ihrer Zusammensetzung von den. 
entsprechenden Planannahmen. Von den ursprünglich vorgesehe- 
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nen 23 Überlandzentralen dieser Gruppe mit 1208700 kW i. L. 
waren am 31. Dezember 1932 nur sechs Anlagen mit 246 000 kW i. L. 
im Betrieb (Überlandzentralen Sujewo, Noworossijsk, 
Kusnezk'), Brjansk, Jegorschino!) und Dsorageit). 
Weitere 10 Anlagen mit insgesamt 536 000 kW i. L. befanden sic 
im Bau, während die restlichen sieben (die beiden Fernheizwerke 
Leningrad VII und VIII und die Überlandzentralen 
Juschsk, Neswetaj, Kaschpura, Gomel und Kura 
nicht einmal in Angriff genommen waren. 


Hingegen umfaßt das Überlandnetz der UdSSR 22 im Fünf- 
jahrplan nicht vorgesehene Grofßkraftwerke mit einer installierten 
eistung von insgesamt 513 600 kW, und zwar: 


a) 10 größere städtische Kommunalzentralen — zum Teil neuerrichtete 
(NowosibirsklI, sowiedie Fernheizwerke Kasan undIwanowo- 
Wosnessensk II) zum Teil schon früher bestandene und nach- 
träglich erweiterte(Samara,Rostow,Swerdlowsk IL, Dnjepro- 
petrowsk, Kiew,Charkow I und Odessa), die angesichts 
ihrer regionalen Bedeutung und mit Rücksicht auf die Entwicklung der 
örtlichen Industrie, an das Überlandnetz angeschlossen werden sollen. 


b) 12 größere Fabrikszentralen (Beschizk bei Brjansk, Wlassowka 
bei Rostow, Kriwoj RogI, Dsershinsk bei Dnjepropetrowsk, 
Donsoda beilissitschansk, Magnitogorsk, Twer,Beresniki 
und Kramatorsk I, sowie die Fernheizwerke Nishni-Nowgo- 
rod Il, Swerdlowsk II und Charkow IV mit wenigen Aus- 
nahmen (Beschizk und Wlassow ka) neu errichtet und zum Teil 
unter Beibehaltung ihrer Werksangehörigkeit an das Überlandneiz 
angeschlossen. 


Die Tatsache, daß die meisten in Abweichung von dem Fünf- 
jahrplan neuerrichteten Kraftwerke des Überlandnetzes entweder 
A Fabrikzentralen oder Kommunalzentralen der 
wichtigsten Industriestädte sind, läßt sih unschwer durch die 
Forcierung der ohnehin dominierenden Industrialisierungs- 
tendenz des Fünfjahrplanes erklären. Diese Forcierung be- 
wirkte auch ein gewisses Zurückbleiben im Bau kleinerer Kom- 
munalzentralen und begünstigte stark die Errichtung der Werk- 
zentralen, so daß die entsprechenden Voranschläge des Fünfjahr- 
Be (1,755 MIn kW i. L. für Werkzentralen) schon Ende 1952 

einahe (mit Berücksichtigung der an das Überlandnetz ange- 
schlossenen Fabrikzentralen) erreiht werden konnten. Die 
zahlenmäfigen Angaben über die installierte Leistung bzw. 
über die Stromerzeugung des gesamten Kraftwerknetzes der 
UdSSR während der laa zeit des Fünfjahrplanes sind in nach- 
stehender Tabelle III zusammengefaßt (die eingeklammerten 
Zahlen geben die entsprechenden Voranschläge der obenerwähn- 
ten „Kontrollziffern“ vergleichshalber EERTE 


19) Als selbständige Fabrikzentrale errichtet. 
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Tabelle III. 


Installierte Leistung und Stromerzeugung sämtlicher Kraftwerke der UdSSR 
von 1929 bis 1932. 


Install. Leistung in 1000k W Stromerzeugung 
Art der Kraftwerke am 31. Dezember in Millionen kWh im Jahre 


1929 | 1930 | 1931 | 1932 | 1929 | 1930 | 1931 | 1932 


Überlandzentralen ... | 785,4| 1169,6| 2090,0| 2439,8] 2475,0| 3648,0| 5502,01 6500,0 
Kommunalzentralen 

im Überlandnetz ... 15,2) 70,9| 102,5) 181,61 15,0) 147,01 252,01 500,0 
Werkzentralen 

im Überlandnetz. .. | 136,9) 178,1] 202,2| 442,31 295,0) 585,0) 720,0) 1500,0 


Sämtliche Kraftwerke 
im Überlandnetz .. .| 937,5} 1418,6| 2394,7| 3063.8|'2785,0 


Städt. Kommunal- 


4380,0 sn 8500,0 


zentralen ........ 351,4| 335,4) 310,8] 325,01 879,0) 957,0) 1001,0| 1075,0 
Ländl. Kommunal- 

zentralen ........ 35,01 40,01 45,01 50,01 45,0! 55.0 62,0 70,0 
Sämtliche Kommunal- 

zentralen ........ 386,4 375,4) 355,81 375,01 924,0) 1012,0| 1063,0| 1145.0 
Fabrikzentralen..... 924,0| 1000,0| 1099,1| 1131,31 2560,0| 2715,0) 2959,0| 3720,0 
Bahn- und Post- 

zentralen ........ 96,01 100,01 118,01 130,01 117,0) 124,0| 131,01 135,0 
Sämtl. Werkszentralen | 1020,0| 1100,0! 1217,1| 1261,3 2677,0| 2839,0 3090,0] 3855,0 
Sämtliche Kraftwerke 

der UdSSR ...... 2343,9| 2894,6! 3967,6| 4700,0| 6386,0| 8231,0; 10627,0| 13500,0 

(2101,0) | (2961,0) | (4500,0) | (5600,0) | (6600,0) | (8693,0) | (1270),0 ; | (17000,0) 


= Wie ersichtlich, konnten die Endwerte des ursprünglichen 
Fünfjahrplanes nicht erreicht werden; desgleichen die in den 
Kontrollziffern für 1931 und 1932 vorgesehenen Werte. Es wäre 
jedoch verfehlt, hieraus auf einen Mißterfolg der russischen Elek- 
trifizierungsarbeiten zu schließen; schon die innerhalb von vier 
Jahren erzielte a auf das zweieinhalbfache, spricht 
gegen eine derartige Folgerung. Man kann lediglich fesistellen, 

a der in der „Sturm- und Drang“-Zeit des Fünfjahrplanes 
überstürzt gefaßte Beschluß, das Arbeitspensum der letzten und 
schwersten Jahre innerhalb von zwei Jahren zu erledigen, 
sowie die daraus resultierenden Kontrollziffern 1951 und 1932 
übersteigert waren und deswegen auch von der zweifellos er- 
starkenden russischen Elektrizitätswirtschaft nicht mehr recht- 
zeitig, d. h. nicht zu planmäßig vorgesehenen Fallfristen bewäl- 
tigt werden konnten®). Daß es sich hierbei nur um eine Ver- 


2) Es ist auffallend, daß die Leistung der im Betrieb befindlichen 
Kraftwerke der UdSSR am 31. XII. 1932 fast genau den entsprechenden An- 
nahmen der Ausgangsvariante des Fünfjahrplanes entsprach, ein Beweis 
dafür, daß dieses Minimalprogramm mit den tatsächlich vorhandenen Mög- 
lichkeiten der sowjetrussischen Volkswirtschaft viel besser übereinstimmte, 
als die Optimalvariante. 
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zögerung, keinesfalls aber um ein unabänderliches Scheitern der 
Elektrifizierungsbestrebungen der UdSSR handelt, beweist schon 
der E Benwärnpe Umfang der Kraftwerk-Neubauten. Nur im 
Überlandnetz befanden sich Ende 1932 60 größere Objekte mit 
insgesamt 2676000 kW i. L. im Bau bzw. in Erweiterung®'). wäh- 
rend im Fünfjahrplan nur 19 Objekte mit insgesamt 1 712000 kW 
i. L. vorgesehen waren. 


Diese 60 Anlagen, deren Verteilung aus der Abb. 1 hervor- 
geht, umfassen: | 

15 Kraftwerke mit 421000 kW neuer Leistung in Erweiterung, 

9 e „ 50000 „ a im Zustand der 


Bauvollendung und teilweise im Betrieb, 
36 Neubauten mit 1705000 kW. 


Von diesen letzteren stammen 13 Anlagen mit 743 500 kW aus 
dem Neubau-Programm des Fünfjahrplanes, während die rest- 
lichen 23 mit 961500 kW auf neuere Projekte zurückzuführen 
sind. Es wäre kaum angängig, einen Vergleich der gesamten, 
Ende 1932 vorhandenen Leistung sowjetrussischer Kraftwerke 
mit den entsprechenden Voranschlägen des Fünfjahrplanes vor- 
zunehmen, ohne diese im Bau bzw. in Erweiterung befindlichen 
Anlagen zu berücksichtigen. Tut man es aber, so ergibt sich 
folgendes Bild: Bei einer installierten Leistung von 4,7 Mln kW 
Ende 1932 NOS das gesamte Kraftwerknetz der UdSSR über 
einen Baubestand von etwa 2,9 Mln kW (davon rund 2,7 Min kW 
im Überlandnetz); die Summe beider Werte ergibt rund 7,6 Min 
kW. Die entsprechenden Zahlen nach der Optimalvariante des 
Fünfjahrplanes betrugen (für Ende 1933!) — 5,5 Mln kW und 
2,2 Mln kW und ihre Summe rund 7,7 Mln kW. Unter diesem 
Gesichtswinkel betrachtet, ergibt ein Vergleich des gegenwärti- 
gen Zustandes mit den ee des Fünfjahrplanes eine fası 
vollständige Übereinstimmung der beiden — eine bedeutende 
quantitative Leistung, die auch von einem beachtlichen qualita- 
tiven Fortschritt begleitet wurde, ehe der heutige verhältnis- 
mäßig hohe Stand sowjetrussischer Elektrizitätswirtschaft er- 
reicht werden konnte. 


V. Der gegenwärtige Stand der Elektrizitäts- 
versorgung der UdSSR. 


Das Kernstük des Elektrizitäts-Versorgungssystems der 
UdSSR stellt, wie aus obigem ersichtlich, das Überlandnetz dar, 


2!) Russischerseits wird dieZahl der Ende 1932 im Bau bzw. in Erweiterung 
begriffenen Großkraftanlagen mit 65, ihre Ausbauleistung mit 3,63 Millionen kW 
angegeben, weil die Wasserkraftwerke Wassiljewo und Jaroslawlan 
der Oberen Wolga (210000 kW und 100000 kW), Perm an der Kama 
(350 000 kW) und TschirtschikJ, sowie TschirtschiklI in Turkestan 
(175000 KW und 110000 kW) als im Bau begriffen, mitgezählt werden. Der 
Verfasser vermag es nicht, diesen Standpunkt zu teilen, da der eigentliche 
Baubeginn dieser Anlagen erst im Jahre 1933 zu erwarten ist. 
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dem am 31. Dezember 1932 99 meistenfalls neuerbaute Anlagen 
mit insgesamt 3063700 kW i. L. angehörten: 35 Überlandzentra- 
len, 3 selbständige Fernheizwerke, 25 Kommunalzentralen (davon 
3 Fernheizwerke) und 36 Fabrikzentralen (davon 7 Fernheiz- 
werke). Mit wenigen Ausnahmen unterstehen diese Kraftwerke 
der Energetischen Hauptverwaltung des Volkskommissariats 
für die Schwerindustrie (s.g. „Glawenergo“). Um eine über- 
mäßige Verwaltungszentralisation zu vermeiden, wurden sämt- 
liche an das Überlandnetz angeschlossenen Kraftwerke in 24 Be- 
zirksnetze eingeteilt, denen eine gewisse betriebstechnische und 
wirtschaftliche Selbständigkeit eingeräumt wurde. 


Diese Bezirksnetze können als Teile eines einheitlichen, das 
panas Land umfassenden Hochspannungsnetzes angesehen wer- 
en, dessen Errichtung schon im GOELRO-Plan vorgesehen war. 
Vorläufig wurden allerdings nur wenige Bezirksnetze miteinander 
verbunden, wie auch überhaupt der Bau von Fernleitungen von 
allen Teilaufgaben der Elektrifizierung in der Ausführung am 
meisten zurückgeblieben ist. Immerhin wurden in der Nach- 
kriegszeit bis Ende 1932 rund 10000 km Fernleitungen neu 
errichtet; von der Gesamtlänge des Hochspannungsnetzes 
(10200 km) entfallen gegenwärtig: 


1100 km (10,8%) auf 22 V-Leitungen 


3600 „ (35,4%) „ 38 ß 
5300 „ (51,9%) „ 110 g 
200 ” ( 1,9%/0) n 161 n 


Die geographische Verteilung der im Überlandnetz zusam- 
mengefaßten Kraftwerke entspricht der im Fünfjahrplan ver- 
ankerten Tendenz der Bevorzugung wichtigster Industriegebiete, 
unterscheidet sich aber in den Einzelheiten nicht unwesentlich 
von den entsprechenden Voranschlägen desselben. Von der ee- 
samten i. L. dieser Kraftwerke — (3063700 kW) entfallen auf: 


Leningrader Industriegebiet 323 400 kW (10,5%;.) 


Moskauer 5 899 300 „ (29,400) 
Südrussisches ?) „ 1044400 „ (341%) 
Nord-Kaukasus 141500 „ (4,7/0) 
Ural 29170 „ (9,6%) 
Sibirien 47500 „ (1,6%) 
Wolgagebiet 98 700 „  ( 3,200) 
Transkaukasien 191200 „ (6,2%) 
Weißrußland 20000 „ (0,7%) 
Mittelasien — — 


Die Verteilung sonstiger Kraftwerke entspricht im großen 
und ganzen derselben Tendenz; im übrigen vermag sie, ange- 
sichts der überragenden Bedeutung des Überlandnetzes (sein An- 
teil an der Stromerzeugung der UdSSR, der noch 1928 — 40 % 


2) Einschl. Westukraine und Odessa. 


657 


betrug, stellte sich Ende 1932 auf 63 %), keine wesentliche Ver- 
schiebung des Bildes herbeizuführen. 

Auch die Verteilung des Stromverbrauches beweist, daß die 
Industrie zum wichtigsten Stromkonsumenten innerhalb der 
sowjetrussischen Volkswirtschaft geworden ist. Bereits im Jahre 
1928 entiielen auf die Industrie 72,4 % des gesamten Stromver- 
brauches der UdSSR, während die kommunalwirtschaftlichen 
Unternehmungen Beleuchtung, Wasserversorgung, Straßen- 
bahnen usw.) nur 20,8 % beanspruchten; im Jahre 1932 stellten 
sich die entsprechenden Anteile schon auf 79,6 % bzw. 14,8 %. 
Diese Priorität der Industrie erklärt die vorhin festgestellte Be- 
vorzugung der Industriegebiete ebenso wie die manchmal zutage 

etretene Unterordnung energiewirtschaftlichker Gesichtspunkte 
is Erfordernissen der Industrialisierung, und macht es ver- 
ständlih, daß die im GOELRO-Plan ausgesprochene und im 
Fünfjahrplan bestätigte Forderung nach der weitestgehenden 
Ausnutzung örtlicher Energiequellen, nicht immer befolgt werden 
konnte. Immerhin konnte der Anteil der mit ortsfremden Brenn- 
stoffen arbeitenden Anlagen des Überlandnetzes von 36 % des 
Jahres 1928 auf 25,7 % im Jahre 1932 der gesamten installierten 
Leistung des letzteren herabgesetzt werden, wobei der Anteil der 
Wasserkraftanlagen von 11,4 % (1928) auf 13,12 % (10 Anlagen 
mit 403800 kW i. L.) stieg. Zur Feuerung wurden im Überland- 
netz folgende Brennstoffe verwendet: 


Ortsfremdes Erdöl bei 8 Anlagen mit 251 500 kW 
Erdöl aus örtlichen Vorkommen n 4 = „ 184600 „ 
ortsfremde Steinkohle „ 33 A „ 518500 „ 
Steinkohle aus örtlichen Vorkommen „ 31 > „ 751300 „ 
kalorienarme Kohlen aus örtl. Vork. „ 2 6 „ 285000 „ 
Torf aus örtlichen Vorkommen „n u 3 „ 639000 „ 


Der Brennstoffverbrauc konnte im Überlandnetz von 0,90 kg 
pro erzeugte kWh auf 0,77 kg (Ende 1932) herabgesetzt werden”); 
in der gleichen Zeit sanken im Überlandnetz die Stromverluste 
in den Leitungen und der Stromverbrauch für den Eigengebrauch 
der Anlagen von 18 % der gesamten Stromerzeugung auf 165 % 
— beachtenswerte Fortschritte, die hauptsächlich durch eine viel- 
a technishe Vervollkommnung der Kraftwerke erzielt 
werden konnten. 

Diese Vervollkommnung äußerte sich vor allem in der Ver- 
Be der Anlagen; während 1928 die mittlere installierte 

eistung eines Kraftwerkes im Überlandnetz 27400 kW betrug, 
erreicht sie gegenwärtig 31 000 kW, trotzdem zahlreiche kleinere 
Kommunal- und Werkzentralen in der Zwischenzeit an das Über- 
landnetz angeschlossen wurden (die mittlere Leistung einer 
Überlandzentrale betrug 1928 33 700 und 1932 69100 kW). Hand 
in Hand mit dieser Entwicklung ging eine Vergrößerung der 


23) Als Vergleichsgrundlage benutzt man in der UdSSR. einen Ideal- 
brennstoff mit einem Heizwert von 7000 cal. 
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Aggregaileistung und eine Steigerung des Dampfdruckes vor 
sich. Noch 1928 entfielen etwa 70 % der installierten Leistung 
des Überlandnetzes auf Aggregate mit einer Leistung bis zu 
10000 kW, 20 % — auf solche mit einer Leistung von 10000 bis 
25000 kW und nur die restlichen 10% auf größere Maschinen- 
sätze. Ende 1932 stellen sich die entsprechenden Anteile auf 
20 %,45 % und 35 %. Ein ähnliches Bild zeigt auch die Entwick- 
lung der Kesselanlagen: 1928 herrschten die Mitteldruckkessel 
(13—30 Atm. Dampfdruck) im Überlandnetz mit 97 % seiner 
Heizfläche unbedingt vor; Hochdruckkessel (Dampfdruck von 
mehr als 30 Atm.) waren überhaupt nicht vertreten. Ende 1932 
beträgt der Anteil der letzteren bereits 25 %, derjenige der 
Mitteldruckkessel — 75 % (die Kessel mit einem Dampfdruck mit 
1—12 Atm. sind im Überlandnetz nicht mehr vorhanden). 


Gleichzeitig mit der technischen Vervollkommnung russi- 
scher Kraftwerke besserte sich auch ihre Ausnutzung zusehends. 
1932 betrug die Ausnutzung der installierten Leistung im Über- 
landnetz rund 40 % (3510 kWh je kW i.L.) bei einem Mittelwert 
für sämtliche Kraftwerke von 36,9 % (3230 kWh je kW i. L.). 
Obwohl die im Fünfjahrplan vorgesehene Ausnutzung unerreicht 
blieb, kann das erzielte Ergebnis als durchaus zufriedenstellend 
bezeichnet werden, zumal auch die Ausnutzung der in den Kraft- 
werken erzeugten Wärme zur Fernheizung ganz bedeutende 
Fortschritte gemacht hat. Die Gesamtleistung der am 31. De- 
zember 1932 im Betrieb befindlichen Fernheizwerke erreichte 
508 100 kW, von denen 240 700 (etwa 47 %) auf das Überlandnetz 
entfallen. Die Länge der Fernheizleitungen betrug zu gleicher 
Zeit 130 km, wobei das Leningrader Fernheiznetz mit 25,5 km 
den ersten Platz einnahm. 


Leider verhindert die Unübersichtlichkeit der Währungs-, 
Zins- und Amortisationsverhältnisse in der UdSSR eine erschöp- 
fende Untersuchung der Rentabilität sowjetrussischer Elektrizi- 
tätsversorgung. Die Stromerzeugungs-Selbstkosten konnten 
zwar von 0,078 Rbl. je kWh (1928) auf 0,065 Rbl. je kWh (1932) *) 
herabgesetzt werden, aber gerade diese Tatsache einer, bei stei- 
gonan Löhnen und Preisen erfolgten, niht unbedeutenden 

elbstkostenermäßigung zeigt, daß die Selbstkostengebarung 
einen dunklen Punkt in der neuesten wirtschaftlichen Entwick- 
lung der sowjetrussischen Elektrizitätswirtschaft darstellt. Bei 
der fortgesetzten Entwertung der Rubelwährung wäre eine fast 
17prozentige Selbstkostensenkung auch durch die schärfste 
Rationalisierung, verbunden mit einem radikalen Personalabbau, 
kaum zu erreichen, wenn die Verzinsung und Tilgung des An- 
lagekapitals sowie die Bewertung des Rubels im Bau- und Be- 
triebskapital den tatsächlichen Verhältnissen im Lande ent- 
sprechen würde. Berücksichtigt man aber die Tatsache, daß die 


%4) Mittelwert für sämtl. Kraftwerke der UdSSR. 
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Personalbestände russischer Kraftwerke nach wie vor sehr hoch 
sind und erst kürzlich dem Vorstandsmitglied der „Glawenergo“. 
| Flachsermann, zu lebhaften Klagen Anlag gegeben 

aben?5), so müssen die Zweifel über den Grad der Rentabilität 
sow J ERRARE Elektrizitätsversorgung als berechtigt angesehen 
werden. 


Die volkswirtschaftliche Bedeutung der bisher vollendeten 
bzw. in Ausführung begriffenen Elektrifizierungsarbeiten der 
UdSSR, sowie die damit verbundene technische Leistung werden 
durch diese Zweifel nur wenig beeinträchtigt. Die Verwirk- 
lichung des im GOELRO-Plan zum erstenmal verkörperten Ge- 
dankens einer umfassenden Elektrifizierung sowjetrussischer 
Volkswirtschaft schreitet unbestreitbar fort. Der dabei gewählte 
Weg einer Zentralisierung der Elektrizitätserzeugung auf großen 
leistungsfähigeren Anlagen, die ohne Rücksicht auf ihre Kom- 
munal- bzw. Werkszugehörigkeit in einem einheitlichen 
Überlandnetz zusammengefaßt werden sollen, ist zweifellos tech- 
nisch und betriebswirtschaftlich richtig, ebenso wie die neuer- 
dings (seit 1930) zutage tretende Förderung der Fernheizwerke. 
Einzelne nee recht empfindliche Rückschläge und Verzöge- 
rungen waren auch auf diesem an sich richtigem Weg kaum zu 
vermeiden; sie lassen sich zum Teil auf gewisse Organisations- 
mänge] (Verzögerungen bei der Fertigstellung der als Strom- 
abnehmer bestimmten Industriewerke?‘) und das ständige, 
meistenfalls nur parteipolitisch bedingte „Umorganisieren“), zum 
Teil auf objektive Ursachen (vor allem auf den Mangel an ge- 
schultem Personal) zurückführen und beeinträchtigen kaum das 
Gesamtergebnis. Um so bedauerlicher ist es, wenn man aus partei- 
politischen Gründen versucht, die Schuld an diesen, im Grunde 
genommen unbedeutenden Mängeln, den russischen bzw. aus- 
ländischen Ingenieuren zuzuschieben, die in unermüdlicher und 
aufopferungsvoller Arbeit den Aufbau der sowjetrussischen 
Elektrizitätswirtschaft geleitet und gefördert haben. 


5) Vgl. „Sorena“ (1932) H. VII. S. 86 (russ.). 


2) Der 20°, Minderertrag der sowjetrussischen Stromerzeugung im 
Jahre 1932 (13,5 Mrd.kWh gegen planmäßig vorgesehene 17 Mrd.kWh) wurde 
hauptsächlich (zu 75°) durch die verzögerte Inbetriebnahme der Strom- 
abnehmer-\Werke bzw. der Verteilungsnetze verursacht (nur bei dem Dnjepr- 
Kraftwerk betrug der dieserhalb entstandene Ausfall an Stromerzeugung rd. 
200 Min. kWh, d.h. rund 65° der planmäßig vorgesehenen Quote). Die vor- 
handene installierte Leistung sowjetrussischer Kraftwerke war demnach an 
sich imstande gewesen, den für das Jahr 1932 vorgeschlagenen Strom- 
erzeugungsplan zu 90—950% zu erfüllen, fehlende Stromabnehmer bzw. Ver- 
teilungsnetze bedingten jedoch eine entsprechende Restriktion der Strom 
erzeugung 
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Abb. 1. Übersicht der wichtigsten im Betrieb bzw. im Bau oder in 
Erweiterung befindlichen Großkraftwerke im Überlandnetz der UdSSR. 


(nach dem Stand am 31. 12. 1932). s. die Karte auf der nächsten Seite. 


Leistung Leistung i 
J Name d. Werks In 1000 kW fne] Name d. Werks [7 100 kW_ 
im Bau 
hetrieb 

1 | Leningrad I ......... 54,5] 12,0 848] Schachty............ 66,0 | 24,0 
2 Leningrad 1 0 NER 65,0) — 1491| Wlassowka ......... 11,0 _ 
3 | Leningrad III'....... 14,01 — 1501 Rostow ............ 10,1 — 
4 Leningrad IN eisen 1691| — 1511Krasnodar .......... 10,0 — 
5| Leningrad V........ 111,0) — 152]Noworossijsk ....... 20,0 — 
6| Dubrowka .......... — | 200,0 153] Kamysch Burun..... —— 50,0 
71 Wolchow ........... 5801| — 154|Grosnyj............. 20,0 5,0 
8 | Untere Swir ........ — 96,0 155 | Atschaluki .......... — 15,0 
9 | Mittlere Niwa ....... — 60,0 156 | Baksan.............. — 25,0 
10 į Moskau I ........... 1075| 12,0 457 1Giseldon ............ — 22,5 
11 | Moskau IlI........... 38,5) — 1581 RiIon........ssssesss — 48,0 
12| Moskau III" ......... — | 60,0 159] Adjaris-Zhali........ — 16,5 
13 | Moskau IV’ ......... — 50,0 560 | Semo-Awtschaly ....| 13,0) 25,0 
14. Twer: 2.223500: 100| — 161|Dsoraget............ 751 15,0 
15 | Jaroslawl’........... — 25,0 162| Kanakir............. — 42,0 
16| Ljapino ............. 36,0) — 163|Terter .............. — 120,0 
17 |Iwanowo I.......... 75,0) — 164|Bakul.............. 896| 24,0 
18 | Iwanowo I!‘......... 14,01 — 1651IBaku I ............. 67,6 — 
19 Nischni-Nowgorod I. 158,0! 46,0 466 | Astrachan........... — 25,0 
20 | Nischni-Nowgorod II' | 24,01 — 167]Stalingrad........... 51,0) 49,0 
21 | Bogorodsk .........- 46,01 — 168|Saratow I........... 22,5 — 
221Schatura............ 136,0) 44,0 $69 | Saratow II’.......... — 12,0 
23 | Kaschira ............. 186,01 — 170]|Samara ............. 15,2| 12,0 
24|Bobriki....... er — | 100,0 5971| Kasan’ .........2.... 10,0| 10,0 
25 |Lipezk’ ............. — | 25,0 [72|Ischewsk’........... — 24,0 
26 | Woronesh........... — | 49,0 173 | Perm’.......2....... — 50,0 
27\Beschizk............. 198| — 1741| Beresniki’........... 83,2 — 
28 | Brjansk ............. 2201 — 175|JKiselowo ........... 28,0] 72,0 
29 | Ossinowo ........... 20,0) — 176|Tagill.............. — 25,0 
30 | Minsk’ .„.....%00.0. — 12,0 177 | Tagil IT’............. — 25,0 
31| Kiew Í ...u..uu.40 156! — {178]|Swerdlowsk I....... 11,0 — 
32| Kiew II ............. 21,0) 25,0 179] Swerdlowsk IT'...... 10,0) 180 
33lCharkowl.......... 23,01 — 180|Swerdlowsk II ..... — | 150,0 
34| Charkow II......... 45,95| — 181] Jegorschino ......... 10,5| 12,0 
35 I Charkow IM ........ — 50,0 182 | Tscheljabinsk ....... 99,0} 48,0 
36 | Charkow IV’........ 15,0) 12,0 183 | Magnitogorsk ....... 48,0 | 100,0 
37\Dsershinsk.......... 24,01 24,0 184lOrsk ........22c2220.. _ 25,0 
38 | Dnjepropetrowsk.. 16,9) — [85] Karaganda .......... — 35,0 
39| Kriwoj Rog I ....... 20,0| 24,0 186 | Tschimkent ......... — 12,0 
40\Kriwoj Rog Il ...... — 50,0 187 |Kadyrja............. — 13,0 
411lOdessa.........22.... 26,3| 35,0 188 Kuwassaj BER NENNE BRENNER — 24,0 
42 | Dnjepr.........0.... 310,0 | 248,0 189 | Nowosibirsk I....... 11,5 — 
43| Kramatorsk I........ 25,0] — 1901Nowosibirsk II...... — 48,0 
44 | Kramatorsk Il’ ...... — 25,0 [91 | Kemerowo .......... — 48,0 
45 | Donsoda ............ 70,0 — 192[Kusnezk’.........0.: 36,0] 72,0 
46 | Schterowka ......... 1570! — 191Wladiwostok........ — 48,0 
47 | Sujewo 4. 150,0] — 


* Fernheizwerk., 


661 


662 


Fernleitung im Betrieb 
im Bau bzw. in Vorbereitung 
Wörmehraftwerke im Betrieb 
„ im Bou bzw. in Erweiterung 


a Wosserkraffwerke im Betrieb 
Dà > im bau btw infrweiterung 


+ Sfmalsgrenzen 


DR 


Übersicht s. vorige Seite. 


Digitized by Google 


—— iR innen nn En. 


Die Wasserstraße zwischen dem Schwarzen Meer 
und der Ostsee. 


Von Dr. Hermann Steinert. 


In den letzten Jahren vor dem Weltkriege berichteten die 
Tageszeitungen mehrmals im Jahre von den russischen Plänen 
für den Bau einer Wasserstraße zwischen dem Schwarzen Meer 
und der Ostsee, die als rein russische Wasserstraße den Über- 
schüssen der Land- und Forstwirtschaft des inneren Rußland neue 
Wege, namentlich nach Mitteleuropa, eröffnen sollte. Als wäh- 
rend des Weltkrieges der größte Teil Rußlands und nachher vor 
allem die Ukraine von den Deutschen besetzt waren, wurden 

leih mehrere Pläne für eine Wasserstraße zwischen dem 

chwarzen Meer und der Ostsee von deutscher Seite lebhaft 
erörtert, da verschiedene Östseehäfen den Ausgangspunkt für 
diese Wasserstraße in Anspruch nahmen, während auf der ande- 
ren Seite der Ausgang vom Dnjepr außer Frage stand. 

Es wurden Einzelheiten für eine Wasserstraße vom Dnjepr 
zur Weichsel durch den Königskanal und nach Danzig unter- 
sucht, wofür der Weichselsciffahrtsverein in Danzig eintrat; 
ferner wurde eine Verbindung zwischen dem Dnjepr und dem 
Memelstrom unter Verwendung des Oginski-Kanals nach Königs- 
berg durch die Königsberger Handelskammer gefordert, und 
schließlich wurde auch ein Ausbau der Linie vom Dnjepr zur 
Düna durch den Beresina-Kanal mit Riga als Östseehafen erörtert. 
Von dem wirklihen Kernpunkt des Problems aber hat man 
damals kaum viel geredet: dieser Kernpunkt war der Ausbau 
des Dnjepr zur Beseitigung seiner rolen Stromschnellen bei 
Saporoshje, die damals ein fast unlösbares technisches Problem 
zu bilden schienen. Der andere weniger wichtige Teil des ganzen 
Planes, die Überwindung der Wasserscheide zwischen dem 
Schwarzen Meer und der Ostsee, erschien kaum noch als Schwie- 
rigkeit, hatte man dies Problem doch schon in der klassischen Zeit 
= russischen Kanalbaues mehr als 100 Jahre früher mehrfach 
gelöst. 


Tatsächlich gab es ja schon von damals eine dreifache 
Verbindung zwischen dem Schwarzen Meer und der Ostsee, 
die allerdings nur noch geringe wirtschaftliche Bedeutung hat. 
Die heute noch wichtigste von diesen Verbindungen ist die vom 

njepr zur Weichsel und nach Danzig. Sie benutzt vom 
Dnjepr aus den Nebenfluß Pripet und dann die Pina, die in das 
große Wald- und Sumpfgebiet führt, das sich zwischen Rußland 
und Polen ausbreitet. Hier wurde 1786 der 79 km lange Königs- 
kanal zum Bug hinüber von dem Holzstädtchen Pinsk aus ge- 
baut, der den Höhenunterschied mit einer 47 m langen Schleuse 
bei Pinsk überwindet. Bei niedrigen Wasserständen werden zur 
Besserung der Schiffbarkeit noch 21 später gebaute Nadelwehre 
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errichtet. Der Königskanal wurde von 1923 bis 1925 durch das 
neue Polen instand gesetzt, die verfallenen Wehre erneuert und 
die Schleuse benutzbar gemacht, so daß auch heute dieser Kanal 
von Schiffen von 40 m Fänge und 6 m Breite befahren werden 
kann, d. h. von ziemlich stattlichen Fahrzeugen bis zu über 
200 Tonnen Ladung. Der Zuweg von der Weichsel auf Narew 
und Bug und dem kleinen Flüßchen Muchawec bis Pinsk ist jedoch 
nicht ausgebaut, Schiffsverkehr findet daher selten statt. Immer- 
hin fuhren vor dem Weltkrieg fast in jedem Jahre einige Rad- 
dampfer, die in Danzig und Königsberg gebaut worden waren, 
auf dieser Wasserstraße hinüber zum Dnjepr, — dieser Wasser- 
weg zwischen dem Schwarzen Meer und der Ostsee wurde wirk- 
lich für diese Verbindung ausgenutzt, wie er auch heute gelegent- 
lih zur Durcdfahrt von F lößen von Rußland zur Weichsel be- 


nutzt wird. 
Die zweite Verbindung zwischen dem Schwarzen Meer und 


der Ostsee wird durh den Oginski-Kanal gebildet, der 
1268 in Bau genommen und 1799 bis 1804 fertiggestellt wurde. Er 
geht fast an der gleichen Stelle von der zum Dnjepr-System 
en Pina nach Norden ab, wie der Königskanal nach 
Westen, nämlich nur etwa 10 km von dem Städtchen Pinsk ent- 
fernt. Allerdings ist der Ausgangspunkt nicht die Pina selbst, 
sondern deren Nebenflüßchen Jasiolda. Mit einer Länge von 
55 km und 10 Schleusen von 42,7 m Länge und 5,3 m Breite führt 
er nordwärts zu dem Flusse Schara, der nachher oberhalb Grodno 
in den Memelstrom sich ergiefßt. Durch diesen Oginski-Kanal 
haben also die Ostseehäfen Memel und Königsberg eine Ver- 
bindung mit dem Dnjepr, die für die Holzflößerei früher größere 
Bedeutung hatte; aber auch der Schiffsverkehr war nicht gering, 
weshalb man 1846 auch Renovierungsarbeiten an dem Kanal vor- 
nahm. Dabei muĝ man berücksichtigen, daß die Schleusen an 
diesen Kanälen größtenteils aus Holz bestanden, also von Zeit 
zu Zeit erneuert werden mußten. Vom Memelstrom zum Dnjepr 
sind in den neunziger Jahren durch den Oginski-Kanal jährlich 
131 Schiffe gefahren, in umgekehrter Richtung jedoch nur 
18 Schiffe, die aber nur ungedeckte Kähne von etwa 5—10 Tonnen 
Tragfähigkeit waren. Daneben ist auch gelegentlich ein neu ge- 
bauter Raddampfer nach dem Dnjepr durchgefahren. 


Der dritte Wasserweg zwischen der Ostsee und dem Schwar- 
zen Meer ist der ebenfalls zu Ende des 18. Jahrhunderts gebaute 
Beresina-Kanal, der den über 500 km langen Nebenfluf 
des Dnjepr Beresina mit dem Nebenfluß Ulla der Düna 
verbindet. Während die Scheitelhöhe des Königskanals nur 
140 m, die des Oginski-Kanals 154 m über der Ostsee os 
beträgt die Scheitelhöhe des Beresina - Kanals 164,3 m. r 
ist von der Mündung der Ulla bis zur Beresina 162 km lang und 
hat 13 Schleusen von 42 m Länge und 9,2 m Breite. Nadı den 
Schleusen ist der Beresina-Kanal für erheblich größere Schiffe 
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benutzbar als die anderen beiden, doch hat er zu wenig Wasser, 
während die Wasserversorgung beim Königskanal am besten ist. 
Der Beresina-Kanal wird regelmäßig nur für die Flöferei nach 
Riga benutzt. Schiffe können ihn nur im Frühjahr benutzen. 


Diese drei Kanäle, die also schon vor mehr als 100 Jahren 
gebaut sind, haben zur Zeit ihres Baues große Bedeutung gehabt 
und ebensoviel Beachtung gefunden, wie heute der Plan, eine 
ce Verbindung neu auszubauen. Zu ihrer Zeit wurden in der 

innenschiffahrt Europas im allgemeinen, abgesehen von wenigen 
großen Strömen wie Rhein, Donau, Wolga usw. selten Schiffe von 
mehr als 100 Tonnen benutzt, im Gebiet der Weichsel, der Memel 
und der Düna verwendete man nur Kähne von durchschnittlich 
50 Tonnen, der Verkehr von Gütern war entsprechend klein, ein 
Eisenbahnverkehr war noch nicht vorhanden, ein Landstraßen- 
netz fehlte. Damals hatten daher diese drei Kanalsysteme große 
Verkehrsbedeutung, weil sie die einzigen Wege zur Be- 
förderung von Massengütern waren, weil es gar keine andere 
Möglichkeit zur Beförderung von Getreide nach dem damals 
größten Getreideausfuhrhafen der Welt, Danzig, gab, weil man 
das Holz auf gar keine andere Weise als durch diese Kanäle 
überhaupt der Welt und der Verwertung zuführen konnte. Diese 
Verkehrsbedeutung blieb auch noch bis gegen die Mitte des 
19. Jahrhunderts, weshalb man die Kanäle damals noch renoviert 
hatte. Aber um die Mitte des 19. Jahrhunderts begann die große 
EntwicklungdeseuropäischenEisenbahnnetzes, 
konnte man Überschüsse des Inneren von Rußland mit der Bahn 
nach allen Seiten verfrachten, bekam man auch Holz aus anderen 
Teilen von Nordeuropa billiger und bequemer als aus Weißruß- 
land, konnte man Getreide aus Nordamerika bald billiger als aus 
der Ukraine holen usw. Deshalb verloren nun diese Kanäle ihre 
alte Bedeutung, sie wurden nicht mehr oder nur noch für die 
Flöferei benutzt. Überhaupt ging der Wert der Wasserstraßen 
zurück, weil man mit der Eisenbahn Massengüter schneller und 
auch billiger als auf den kleinen Kähnen der alten Zeit befördern 
konnte. Bezeichnend ist die Entwicklung der Weichselschiffahrt: 
auf der Weichsel kamen schon um 1800 mindestens 200 000 Tonnen 
Güter jährlih an Thorn vorbei nach Danzig, in den achtziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts waren es kaum noch 100000 Tonnen 
jährlich, die großen Ostseehäfen erhielten sich eine gewisse Blüte 
nur noch durch die Eisenbahnen und nicht mehr durch die Schiff- 
fahrt auf Weichsel, Memel und Düna, weil diese Flüsse nicht wie 
Rhein oder Elbe ausgebaut waren. 


Hierdurch erklärt es sich, daß in der letzten Vorkriegszeit 
die allgemeine Aufmerksamkeit wieder auf die drei Wege 
zwischen dem Schwarzen Meer und der Ostsee gelenkt wurde. 
Die Entwicklung Ruflands, die Blüte des Weltverkehrs und die 
Vernachlässigung der großen Ströme des russischen Westens lief 
einen neuen Aufedıy uns dieses Woasserstraßenverkehrs er- 
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warten, sofern man die alten Kanäle den modernen Verkehrs- 
verhältnissen anpassen würde. Der übliche Kahn auf den großen 
Wasserstraßen war nun nicht mehr ein Schiff von 100, allenfalls 
auch von 200 Tonnen, wie sie auch auf den Wasserwegen zwischen 
dem Schwarzen Meer und der Ostsee verwendet werden konnten, 
sondern war allgemein in Mitteleuropa ein Fahrzeug von min- 
destens 400, viel ach aber von 600 Tonnen, au dem Rhein ebenso 
wie auf der Wolga ein Typ von über 1000 Tonnen und aui dem 
Dnjepr ein solcher von etwa 800 Tonnen. Schiffe von 100 oder 
900 Tonnen waren gegenüber der Fisenbahn niht mehr wett- 
bewerbsfähig. 

Bei den während des Krieges bearbeiteten Plänen für 
den Wasserweg zwischen dem Schwarzen Meer und der Ostsee 
wurde von vornherein der Ausbau für Kähne von 600 oder gar 
1000 Tonnen vorgesehen, was auch durchaus berechtigt war. n 
einer vom Vorsteheramt der Kaufmannschaft in Danzig 1918 vor- 
gelegten Denkschrift „Die Wasserstraße Danzig—Ukraine” wir 
ein Ausbau für 1000-Tonnen-Kähne verlangt und die Länge der 
Wasserstraße von Danzig nach Stauregelung des Bug bis zur 
ukrainischen Grenze bei Mjelnik auf 611 km berechnet. Für eine 
Veranlassung des Magistrats and der Handelskammer in Königs- 
berg eine Denkschrift ausgearbeitet, in der zwei Möglichkeiten 
für diese zu erweiternde Wasserstraße ige wurden. 
und zwar der Memelstrom und dessen Nebentluf Schara mit dem 
Oginski-Kanal zur Jasiolda und außerdem der noch nicht fertige 
Masurische Kanal mit den Masurischen Seen und einem Kana 
nach Grodno, worauf dann der gleiche Weg wie vorher über den 
Oginski-Kanal auszunutzen war: auch hierbei wurde ein Ausbau 
Für 1000-Tonnen-Kähne vorgeschlagen. Für den Weg über die 
Dina ist eine genauere Bearbeitung von Projekten nicht erfolgt. 
Die Strecke Königsberg— Kiew über Kowno wurde auf 1608 km. 
die des Weges Danzige—Kiew auf 1503 km berechnet, die über 
den Beresina-Kanal von Riga nach Kiew ist noch um etwa 200 km 
länger. 

Die politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen haben 
alle diese Pläne wieder einschlafen lassen. Gemeinsam ist allen 
diesen Plänen die Finstellung nur vom westeuropäi- 
schen Standpunkt aus. Als vor etwa 150 Jahren der Neu- 
bau der drei Wasserwege vom Ostseegebiet nach dem Dnjepr- 
erfolgte, geschah das zu dem Zwecke. den Überschüsse 

es Inneren Ruflands den Weg zu den Ostseehäfen zu eröffnen. 
ihnen damit den Anschluß an den Welthandel zu geben. Vom 
Schwarzen Meer aus, also auf dem Wege über den Dnjepr, be- 
stand damals noch kein Anschluß an den Welthandel, ganz ab- 
gesehen davon, daR der Weg auf dem Dnjepr durch die Strom- 
schnellen bei Saporoshje gesperrt war. Wollte man also Getreide 
aus der Ukraine dem westeuropäischen Markt zuführen, so wa 


666 


das nur auf einem Wasserwege nach der Ostsee möglich, weil es 
Eisenbahnen nicht gab. Odessa, der spätere Ausfuhrhafen der 
kraine, der keine unmittelbare Verbindung mit dem Dnjepr 
hat, aber von ihm Zufuhr mit Leichtern erhält, kam erst in den 
fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts zu größerer Bedeu- 
tung im Weltverkehr. Kurz vorher wurden aber, wie schon er- 
wälhnt, die Kanäle zur Weichsel und zur Memel ausgebaut. Da- 
nach aber verlor infolge des Aufblühens des Handels am 
Schwarzen Meer diese Kanalverbindung zur Ostsee ihre Bedeu- 
tung. Rußland hatte also kein so großes Interesse mehr am Aus- 
bau dieser Kanäle, wenn man auch eine Förderung Rigas durch 
den Beresina-Kanal von russischer Seite gern gesehen hätte. 

VonRußland aus gesehen handelte es sich jedenfalls 
im 19. Jahrhundert nicht mehr um das Problem, der Ukraine und 
Weißrußland einen Wasserweg nach der Ostsee zu geben oder 
durch Ausbau zu erhalten, sondern ebensosehr um Schaffung 
einer guten Dnjepr-Wasserstraße bis zum Schwarzen Meer. 
Rußland hatte Wert darauf zu legen, dem reichen ukrainischen 
Schwarzerdegebiet einen Weg sowohl nach der Ostsee wie nach 
dem Schwarzen Meer zu sichern, für Mittel- und Westeuropa 
blieb der Wunsch, den Handel von den Ostseehäfen mit der 
Ukraine zu fördern, der Anlaß zur Arbeit für einen Ausbau der 
Kanäle zum Dnjepr. Für Rußland hatte sich nach der Erstarkun 
der Schwarzmeerhäfen das Problem verschoben, für Deutschlan 
aber nicht. Deutschland und die Ostseehäfen haben daher auch 
niemals für einen Ausbau des Dnjepr Interesse gehabt, der aber 
Rußland um so mehr locken mufte. 

West- und Mitteleuropa waren nach dem Weltkrieg zu 
schwach und auch zu wenig interessiert, um den Ausbau der 
Wasserstraße zwischen dem Schwarzen Meer und der Ostsee 
ernsthaft in Angriff zu nehmen, deshalb ging die Initiative ganz 
an Rußland über, und RußlandhatdasProbleminden 
letzten Jahren ganz in seinem Sinne gelöst. Ruf- 
land hat nach seinen Bedürfnissen jetzt die Fertigstellung der 
Wasserstraße zwischen dem Schwarzen Meer und der Ostsee 
wenigstens zum Hauptteil durchgeführt. 

Bei dieser Entwicklung eines alten europäischen Traumes 
spricht aber auch noch die Entwicklung des großen Weltverkehrs 
in den letzten hundert Jahren stark mit. Das Schwergewicht des 
Handels mit Rußland lag für Europa früher durchaus bei den 
Ostseehäfen. Südrußland war zu wenig entwickelt, die Schwarz- 
meerhäfen bis mitten ins 19. Jahrhundert unbedeutend, für Segel- 
schiffe war der Verkehr vom Schwarzen Meer zur Nordsee so 
viel schwieriger und länger als von der Ostsee, daß die Er- 
schliefung Rußlands zunächst immer nur von der Ostsee her in 
Frage kam. Erst die neue Blüte der Dampfschiffahrt schob auch 
das Schwarze Meer dicht an den Weltverkehr heran, lief die 


Schwarzmeerhäfen aufblühen. Es war nun von der Nordsee nach 
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Kiga oder St. Petersburg kein großer Unterschied gegenüber der 
Fahrt nach Odessa oder Cherson. Der moderne Dampfer, zehn- 
mal so groß als vor kaum 100 Jahren die Segelschiffe, dabei von 
Wetter und Strömung fast anao nangig holte die Schwarzmeer- 
häfen fast ebenso nahe heran wie die Ostseehäfen. Dadurch 
wurde die früher vernachlässigte Erschließung Südrußlands über 
die südlichen Häfen ebenso lohnend wie die über die Ostsee- 
häfen, der Ausbau der drei alten Wasserwege zum Dnjepr verlor 
an Bedeutung, bis ihm der Weltkrieg noch einmal vorüber- 

ehende Beachtung gab, die aber nicht ausreichte, um darin Hun- 
dere von Millionen hineinzustecken. 


Ganz natürlih lag früher das Hauptgewicht bei dem 
Problem der Wasserstraße zwischen dem Schwarzen Meer und 
der Ostsee auf dem zur Ostsee en Teil, der Pai 
wurde vernachlässigt. Heute aber liegt das Schwergewicht 
dieses Problems beim Dnjepr, und das neue Rußland, dem für 
grohe Ideen ganz andere Machtmittel zur Verfügung stehen als 

em alten, hat die Lösung des Problems beim Dnjepr begonnen, 
dessen Ausbau heute für Rußland allein viel wichtiger ist als der 
Weg zur Ostsee, der nur noch ein kleines Teilproblem bedeutet. 


An den Dnjepr und den Weg zum Schwarzen Meer wurde 
beim Bau der drei vorher beschriebenen Wasserwege zur Ostsee 
überhaupt nicht gedacht, der Weg zum Schwarzen Meer kam gar 
nicht in Betracht. Der Dnjepr war für die früheren Leistungen 
der Schiffahrt überhaupt nicht bis zum Schwarzen Meer benutzbar. 


Die Dnjeprschiffahrt hat für Rußland von jeher sehr 
Eon Bedeutung gehabt, wie man schon daraus ersehen kann. 
aß der Strom eine Länge von 2265 km hat bei einer Gebietsaus- 
dehnung von über 500000 qkm gegen 2860 km Länge und über 
800 000 qkm Fläche bei der Donau und nur 1225 km Länge und 
knapp 200000 qkm Fläche beim Rhein. Der Strom war fast in 
seiner ee änge schiffbar, wenn auch vielfach weniger als 
einen Meter tief, so daß z. B. der 1913 durch ein Dutzend Linien 
mit etwa 50 Fahrgastdampfern unterhaltene rerema Be Passa- 
ger reent fast nur durdi flache Raddampfer bewältigt wurde. 
ei Kiew betrug bei Niedrigwasser die Fahrwassertiefe kaum 
70 cm, Kiew liegt nur 90 km unterhalb der Abzweigung des 
Pripet. Die ziemlich genau 2000 km lange Schiffahrtsstrafte des 
Dnjepr wurde aber rund 300 km oberhalb der Mündung bei 
T der heutigen Fabrikstadt Dnjepropetrowsk. 
urh die Stromschnellen unterbrochen, die sih 37 km 
weit bis zur Stadt Saporoshje hinziehen, wobei die zahlreichen 
Wasserfälle bis zu 3 m Höhe aufweisen. Diese Stromschnellen 
bildeten früher eine fast absolute Unterbrechung: Kähne von 
der Weichsel oder vom Memelstrom sind nicht so weit gefahren. 
sondern selten weiter als bis Kiew. Schon im 19. Jahrhundert 
hat die russische Regierung wiederholt durch Sprengungen die 
schlimmsten Stellen zu beseitigen versucht und dadurch mehrere 
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mehr oder weniger gut benutzbare Durchfahrten geschaffen, die 
bis zu 112 m Tiefe hatten, aber nur durch Schiffe mit sehr erfah- 
rener Besatzung durchfahren werden konnten. Waren wurden 
aus größeren Schiffen meist in kleinere umgeladen, kleine Damp- 
fer kamen bei pansieen Wasserverhältnissen mit Lotsenführung 
durch. Jedenfalls aber bedeutete die Durchfahrt ein groftes Risiko, 
ein glatter Verkehr war, namentlich stromauf, dort nicht möglich. 


Mit den damaligen Mitteln der Flußregulierung hat man 
bis zum Weltkrieg eine Beseitigung dieser Barriere im Strom 
nicht erreichen können, trotzdem für Verbesserungsarbeiten 
etliche Millionen ausgegeben wurden. So blieb die Dnjepr- 
schiffahrt immer ein Torso von mehr lokaler Bedeutung, es war 
keine große durchgehende Schiffahrtsstraße bis zum Seehafen, 
wenn auch nach Odessa mit mehrfacher Umladung jährlich 
600 000 bis 900000 Tonnen Güter vom Dnjepr kamen. 


Für die Schiffbarmachung und volle Ausnutzung des Dnjepr 
aber hat nun Sowj rußla nd eine seiner größten Leistun- 
en vollbracht. Der Dnjepr ist von der Mündung bis zum Ober- 
auf voll schiffbar gemacht, die Stromschnellen sind vollständig 
beseitigt und damit die Wasserstraße zwischen dem Schwarzen 
Meer und der Ostsee für den heutigen rn Verkehr fertig- 
feh worden, so daf nur noch das Stück nach der Ostsee, der 
leinere Teil des Problems, auszuführen bleibt, woran Sowjet- 
ruland jetzt arbeitet. 


Die Beseiti der Stromschnellen bei Saporoshje erfolgte 
dadurch, daß die i diesen Stromschnellen schon vorhandenen 
Kräfte zum größten Kraftwerk der Welt ausgebaut und durch 
die damit verbundene Aufstauung des Wassers völlig aus- 
geschaltet wurden. | 


Diese Tat, durch die ein Gebiet von der Größe Deutschlands 
mit einer ausgezeichneten Wasserstraße und mit Wasserkraft- 
strom versehen wurde, ist mit der Eröffnung des Wasserkraft- 
werks Lenin in Dnjepropetrowsk am 10. Oktober 1932 voll- 
bracht worden, die neue Dnjeprsciffahrt ist im Frühjahr 1933 
aufgenommen worden. 


Bei diesem Kraftwerk, das 5 Jahre Bauzeit erforderte und 
25000 Arbeiter in Anspruch nahm, wird der Strom durch einen 
Staudamm von 760 m Länge und bis 60 m Höhe aufgestaut. Der 
Wasserspiegel oberhalb des Dammes wird dadurch um 37 m an- 
Be was sich bis weit über Kiew hinaus, also auch bis zum 

ripet bemerkbar macht. Die unmittelbar oberhalb des Dammes 
gelegenen Stromschnellen sind dadurch einfach unter dem an- 
Een Wasser verschwunden, es a keine Stromschnellen 
es Dnjepr mehr. Der Übergang für die Schiffahrt von dem an- 
gestauten Mittellauf des Dnjepr zu dem um etwa 37 m tiefer 
gelegenen Unterlauf erfolgt durch eine Schleusenstufe am linken 
fer, die im Frühjahr 1933 fertig wurde und die Durchfahrt für 
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Schiffe von bis gegen 2000 Tonnen Tragfähigkeit gestattet. Neben 
den Schleusen Befindet sich ein Hafen für große Seeschiffe im 
Bau, für die eine Vertiefung des Unterlaufs bis zur Mündung auf 
etwa 6 m im Gange ist. Dann kann also der Umschlag aus See- 
schiffen in Dnjepr-Schiffe bei Dnjepropetrowsk erfolgen, doch 
können die groen Kähne usw. des Dnjepr auch bis Cherson 
durchfahren. Durch die Aufstauung des Flusses wird auch eine 
Entwässerung der großen Sumpf- und Wiesenflächen am unteren 
Dnjepr möglich. 

Am wichtigsten ist die Verbesserung der Schiffbarkeit durch 
den Staudamm. Die Aufstauung des Wassers um 37 m beim Stau- 
damm macht sich natürlich Hunderte von Kilometern aufwärts 
bemerkbar und verbessert daher die Schiffbarkeit des Stromes 
in seiner ganzen Länge. Bis Kiew ist heute auch bei Niedrigwasser 
eine Tiefe von 2 bis 3 m vorhanden, so daß die größten in der 
Binnensciffahrt üblichen Kähne dort verkehren können. Die 
Aufstauung wird sich auch, wenn auch nur noch wenig, bis in die 
Gegend des Beresina-Kanals bemerkbar machen. Da auf diese 
Weise ein Ausbau des Beresina-Kanals wesentlich erleichtert 
wird, hat Rußland mit dem Ausbau dieses Kanals begonnen. Er 
wird in den nächsten Jahren voraussichtlih bis 1935 so aus- 
gebaut werden, daß ihn Schiffe von etwa 600 Tonnen oder auch 
mehr benutzen können. Damit würde die große Wasserstraße 
vom Schwarzen Meer zur Ostsee durch den Dnjepr und die Düna 
von Rußland gebaut sein bis auf das letzte Stück. Allen drei 
Wasserverbindungen vom Dnjepr zur Ostsee fehlt aber vor- 
läufig dasSchlußstück, dessen Fertigstellung gerade die- 
jenigen Länder unterlassen haben, die früher die Hauptinter- 
essenten der großen Wasserstraße vom Schwarzen Meer zur 
Ostsee gewesen sind. Das neue Sowjetrufßland hat alle Voraus- 
setzungen erfüllt, um diesen alten europäischen Traum zur 
Vollendung zu bringen. Das neue Lettland hat jedoch seinen 
Anteil vernachlässigt, indem es den Ausbau der Düna nicht 
ausgeführt hat. utschland hat seinen Teil erfüllt, so 
weit das möglich war, indem es den Pregel- und Memel- 
strom innerhalb des deutschen Gebiets und den Unterlauf 
des Weichselstromes ausgebaut hat, so daß darauf Schiffe von 
400 bis 600 Tonnen verkehren können. Das neue Litauen aber 
hat seinen Teil am Ausbau des Memelstroms außer acht gelassen. 
Am schlimmsten aber ist es, daß Polen den Ausbau der Weichsel, 
die das Rückgrat des ganzen polnischen Verkehrsnetzes von Natur 
bilden muß, völlig vernachlässigt hat. Die Unternehmungslust 
des neuen Sowjetrußlands sticht also ab gegen die Unterlassun- 
gen der neuen Öststaaten. Selbst wenn nun endlich diese neuen 
Öststaaten ihre Wasserstraße, die durchaus für diese Staaten 
selbst die größte wirtschaftliche Bedeutung haben könnte, bald in 
Angriff nehmen würden, müßte man aus rein technischen Grün- 
den auf 10 bis 20 Jahre Bauzeit für diese Teile des dreifachen 
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Weges vom Dnjepr zur Ostsee rechnen, so daß noch für längere 
Zeit der Wasserweg vom Schwarzen Meer zur Ostsee nicht ganz 
fertig ist. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersicht. 


Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch. 


1. Rußland. 
a) Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik. 


So wichtig und bedeutungsvoll die außenpolitischen Erfolge 
Litwinows im Berichtsmonat sind, die Hauptsache und Haupt- 
sorge für die Sowjetregierung bleibt doch die innere, die wirt- 
schaftliche Lage, gerade herausgesagt: dieHungersnot,die das 
untere Wolgagebiet, den Nordkaukasus und die Sowjetukraine 
ergriffen hat. Am „anfälligsten“ in Notjahren ist immer das 
erstere. Aber diesmal leidet auch ganz besonders die Ukraine. 

In der Iswestija (26. Juni) war ein Leitartikel: „Die Ukraine 
muß auf leitende Posten kommen“, von dem Präsidenten des 
Ukrainischen ZIK, G. Petrowski. Da wurde zwar festgestellt, daß 
die Ukraine bis zum 15. Juni ihren Aussaatplan etwa zu 95 % 
vollendet habe, und wurde die Disziplin in vielen Kolchosen be- 
lobt. Aber es wurde auch an die (von uns auch beleuchteten) 
Beschlüsse des Plenums der ukrainischen Partei im Juni erinnert, 
mit ihren Hinweisen auf die Mängel in der Ukraine. Und von 
so autoritativer Stelle wurde in dem Artikel ausgesprochen, was 
nachher noch von uns zu besprechen ist: „Gegenrevolutionäre 
Kräfte haben verzweifelt versucht, die Saatkampagne zum Schei- 
tern zu bringen, die Kolchose zu zerstören, die Zugkraft zu zer- 
stören.“ Dali die Not in der Ukraine groß ist, die doch die Korn- 
kammer immer war, ist auch sonst zur Genüge belegt, z. B. durch 
einen amerikanischen Korrespondenten der „Daily News“, der 
im Mai die Sowjetukraine bereist hat. Von der Not der Deut- 
schen sei nachher in einem besonderen Abschnitt gesprochen. 

Im ganzen ist der staatliche Saatplan zu 98 %, also ziemlich 
ganz erfüllt (jedoch sind 31% Mill. Hektar weniger als im Vorjahr 
angebaut) und die Ernte ist, vom Süden beginnend, in vollem 
Gang. Sofort hat eine nervöse Politik der Einbringung der 
Ernte und der Sicherung der Getreidebereitstellungen 
eingesetzt. Am 20. Juni erging ein Dekret „über die obligatori- 
schen Getreideablieferungen an den Staat durch die Kolchose und 
Linzelwirte aus der Ernte 1933 auf Grund des Gesetzes vom 
19. Januar 1933“. Wie ja mehrmals berichtet, wird die Getreide- 
bereitstellung dies Jahr nach dem genannten Gesetz nach fester 
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August und September sollen für die Bereitstellung entscheidend 
sein, von ihrem ersten Tage an ist der freie bäuerliche Markt- 
handel mit Getreide verboten. Die Kontrolle über die Einbrin- 
gung der Ernte, Getreideablieferung an den Staat, Sicherung vor 

en offenbar sehr zahlreichen Diebstählen (durch Patrouillen- 
reiter usw.) und die Registrierung der Ernte liegt ob den Vor- 
sitzenden der Dorfräte und der Kolchose, sowie den Parteizellen 
darin und den Leitern der neuen politischen Abteilungen der 
MTS. Auf dem Sowchos ist der Gutsdirektor persönlich verant- 
wortlih. 5% können für Versorgung der Arbeiter und Prämi- 
ierung der Traktorenführer abgezogen werden. Die Vergütung 
der Kollektivbauern für ihre Arbeit erfolgt nach einem Muster- 
vertrag zwischen MTS und Kolchos vom 5. Februar, der un- 
bedingt eingehalten werden muĝ und Gesetzeskraft hat, und 
zwar in natura nach einem bestimmten Prozentsatz des Ernte- 
ertrages (bis 20 %). Alles andere hat unvermindert an die staat- 
lichen Lagerhäuser, Eisenbahnstationen und Schiffsanlegestellen 
abzugehen: „Der ganze Rest bis zum letzten Kilogramm muf zu 
den bestimmten Terminen an den Staat geliefert werden.“ Das 
sollten für Juli, August und September 1,21 Mill. Tonnen Ge- 
treide sein. Durch Verordnung vom 13. Juli ist aber für die 
Sowchose zunächst des Südens (Ukraine, Nordkaukasus, Krim, 
Unterwolgagebiet, Mittelasien und Transkaukasien) der Pflicht- 
satz der Cetreideablieferung recht erheblich erhöht worden. Für 
die anderen Teile sollte die gleihe Anordnung demnächst er- 
folgen. Auch sollen über diesen Satz hinaus die erhaltenen 
Getreide- (d. h. Saatgut-)Darlehen zurückgegeben werden. Für 
die Kollektive soll, wie die „Prawda“ dazu schreibt, diese Er- 
höhung nicht verfügt werden. Die Maßnahme wird mit den an- 
geblich schon sich zeigenden ta Ernteaussichten motiviert. 
Der innere Grund ist die Sicherstellung des Bedarfs für Armee, 
Arbeiter usw. so früh wie möglich, um schon im vorhinein ein 
etwaiges Defizit bei den Kollektiven auszugleichen. 


Immer zahlreicher folgen sich die Erlasse im Kampf um 
die Ernte, um das Brot, die Kontrolle und Arbeit und Sorg- 
falt einschärfen, wobei übrigens sehr häufig Streitigkeiten 
zwischen den neuen politischen Abteilungen der MTS und den 
lokalen Parteikomitees zu schlichten sind. Die Industrie soll 
2000 Lastautos zur Einbringung der Ernte für einen Monat 
bereitstellen, davon 500 für die Ukraine. je 300 für das Gebiet 
Moskau und Nordkaukasus usw. — man wird nicht sagen, daß im 
Verhältnis zu dem Raum und den erwarteten Massen diese 
Zahlen besonders groß seien. Alles ist auf die Einbringung der 
Ernte abgestellt, die durch eine staatliche Kommission so genau 
wie möglich berechnet werden soll. Auch mit schärfster Auf- 
merksamkeit kann man in der Sowjetpresse und Sowjetarbeit 
nichts etwa über den neuen Fünfjahrplan, der doch längst noch 
nicht fertig ist, finden! 
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Eine wichtige Einzelheit der Agrarpolitik ist eine Verord- 
nung des Unionslandwirtschaftskommissars vom 23. Juni, daß 
auch die chain der landwirtschaftlichen Kom- 
m une das Recht haben, für ihre persönliche Wirtschaft eine Kuh, 
Kleinvieh und Geflügel zu erwerben. Das ist ein Zugeständnis 
zur Hebung des Viehbestandes, und was wichtiger ist, eine 
Gleichschaltung mit den Mitgliedern der landwirtschaftlichen 
Artels, die das Recht schon längst hatten, wie überhaupt land- 
wirtschaftliche Kommune, die höchste Form der Kollektive, und 
Artel, ihre Hauptform, immer mehr zusammenfließen. 


Industrie: Ein Erlaß des ZIK des Rates der Volks- 
kommissare und des Zentralrates der Gewerkschaften im 
Berichtsmonat fat den Zentralrat mit dem Volkskommissariat 
für Arbeit der Sowjetunion zusammen, desgleichen alle lokalen 
Organe einschließlich derer der Sozialversicherung. Das ist ein 
Teil der Sparsamkeits- und Abbauaktion (seit letztem Oktober 
ist der Beamtenstand in den Zentralstellen der Industrieverwal- 
tung um über ein Drittelabgebaut worden!), in sich aber auch be- 
gründen: weil, wie hier häufiger berichtet, die Gewerkschaften in 

er Sowjetunion längst keine Stelle mehr haben. Mit der Ver- 
tretun der Arbeiterinteressen haben sie nichts zu tun. Sie sind 
staatliche Hilfsorgane zur Durchführung der Produktionspläne, 
Hebung der Arbeitsleistung usw. Im Berichtsmonat hat sich der 
Zentralrat damit in einer Plenarsession beschäftigt, auf der auch 
die bekannte Frage der Arbeiterernährung durch Vorstadt-Land- 
wirtschaften der staatlichen Betriebe eine Rolle gespielt hat. 


Mit der Sorge um die Einbringung der Ernte hängt die Sorge 
für das Transportwesen zusammen Ein Dekret vom 
3. Juli „über die Arbeit des Eisenbahntransports” mit Ausfüh- 
rungsbestimmungen vom 8. Juli und eine große Rede des Unions- 
Verkehrskommissars Andrejew stellten schonungslos die kata- 
strophalen Mängel im Eisenbahnwesen heraus, sowie das Ab- 
sinken der Transportleistung. Sie sahen auch hier die Hilfe in der 
„einheitlichen Befehlsgewalt“, Vereinfachung des Apparates, Eig- 
nungsprüfung, höheren Löhnen für die Ingenieure, Techniker 
und Arbeiter auf den Strecken, auch Prämienzahlung, Zurüc- 
stellung der Arbeiten für neue Strecken (!) zugunsten der 
„Remonte“ der alten, einer scharfen Disziplinarordnung und der 
Kontrolle durch eine besondere „politische Verwaltung“ beim Ver- 
kehrskommissariat mit „politischen Abteilungen“ an den Lokal- 
stellen nun auch der Eisenbahnverwaltung. 

Die Außenhandelsübersicht, für die ersten 5 Monate 
1933 vorliegend, zeigt die bekannten Züge: Schrum un in Aus- 
und Einfuhr, bei ersterer gegen die gleiche Zeit des Vorjahres 
um 20,2 %, bei der zweiten um 49,6 %, also die glatte Hälfte, und 
daher eine aktive Handelsbilanz, mit ganzen 18,9 Millionen Rubel. 
Die Verteilung nach Ländern ist die gleiche geblieben, mit der 
ersten Stelle Deutschlands in Ein- und Ausfuhr. Getreide- 
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ausfuhr kommt für dieses Jahr sicherlich nicht in Frage. Zu 
der Sorge um die Ernährung lastet unausgesetzt die Sorge um 
die aktive Bilanz und den Ausgleich zwischen der notwendigen 
Aus- und Einfuhr auf der Sowjetregierung. 

Am 20. Juni wurde fertiggestellt der Bau des Kanals 
zwischendem WeißenMeere undderÜÖstsee. Unsere 
Zeitschrift wird demnächst eine ausführliche Schilderung dieses 
Unternehmens, das die GPU mit Verbannten durchgeführt hat, 
bringen. Der Kanal verbindet die Onegabucht des Weißen Meeres, 
also Archangelsk, mit dem Wygsee und Onegasee, von dem der 
Swir die Verbindung zum Ladogasee und damit zur Newa und 
Ostsee herstellt. Die Arbeit wurde im November 1931 begonnen, 
auf im ganzen 227 km (der eigentliche Kanal 40 km), und in 
134 Jahren fertiggestellt. Sie war technisch zum Teil recht 
schwierig, zahlreiche Schleusen, ein höherer Damm für das 
Kanalbett usw. Die Bedeutung für die Sowjetunion ist erheblich, 
weil ein reiches und bisher noch nicht sehr erschlossenes Roh- 
stoffgebiet, dessen Ausfuhr den umständlichen Seeweg um Finn- 
land und Norwegen herum nach der Ostsee nehmen mußte, so 
in größere Nähe zum Verbrauch gebracht ist: Karelien und die 
Halbinsel Kola, Kohle, Naphtha, Rn und Fische, Holz, 
auch Gold und Apatit. Weltwirtschaftlich ist die Bedeutung des 
Kanals gering. 

Über die Tagesfrage hinaus ist Ernährungsfrage und 
Bewegung in der Bevölkerung sehr anregend in Ver- 
bindung gebracht in einem Aufsatze von O.v. Niedermayer: 
„Wachstum und Wanderung im russischen Volkskörper“ (Zeit- 
schrift für Geopolitik, 10. Jahrg., Heft 6 u. 7), auf den wir unsere 
Leser sehr aufmerksam machen. Die erste Hälfte behandelt die 
Frage bis zum Weltkrieg, die zweite für uns interessantere die 
Zeit von 1914—1933, mit sehr instruktiven, ins einzelne gehenden 
Karten. Kollektivierung mit ihren Folgen, Landfludıt und Ver- 
städterung werden behandelt: 


„Der Verstädterungsprozeß machte unheimliche Fortschritte. Er über- 
traf in der Wirkung weit die Kolonisation. Der Fünfjahrplan sah in seiner 
Optimal-Variante ein Anwachsen der Stadtbevölkerung von 245, vor; 
tatsächlich wuchs sie von 1927 bis 1932 um 12 Mill, von 25 auf 37 Mill, 
d. h. um 48%. Heute flutet die vor dem Hunger fliehende Bevölkerung 
des ganzen südlichen und südöstlichen Rußland in großen Massen durch das 
Land und brandet an die Städte. Die Gesamtzahl der Bevölkerung der 
Sowjetunion wird heute mit etwa 165 Mill. angenommen, wovon 128 auf 
das Land und 57 auf die Städte entfallen. Sie verteilt sich auf die einzelnen 
Republiken in runden Ziffern wie folgt (in Mill.): 


Republik: Gesamt: Stadt: Land: 
RSFSR . : . 2 2.2. 113 25 88 
Ukrain. SSR ED 32 rá 25 
Weißruss. SSR . . 5,4 1 4,4 
Transkauk. SFSR 7 2 5 
Usbek. SSR . . . .. 4.8 1,2 3.6 
Turkmen. SSR . 1.2 02 1 
Tadschik. SSR . 1.2 0,1 1,1 
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Die Landwirtschaft und damit die gesamte Wirtschaft des Staates befinden 
sich in einer schweren Krise, deren Erkenntnis sich auch die Sowjetregie- 
rung nicht verschließt. Die Maschine beherrschte die Periode des ersten 
Fünfjahrplanes; in einer Schärfe wie nie zuvor ist in Rußland heute das 
Problem ‚Mensch‘ gestellt. Die natürlihe Bevölkerungsvermehrung läßt 
die agrarische Übervölkerung immer bedrohlicher anwachsen. Die in den 
letzten Jahren ungesund angeschwollenen Städte und Industriegebiete ver- 
mögen keine nennenswerte Menschenzahl mehr aufzunehmen.“ „Es ist 
verwunderlih, daß trotz der empfindlichen Notlage der russischen Be- 
völkerung ihre Zahl dauernd in so hohem Maße zunimmt. Sollte das wirk- 
lich auf eine geringere Sterblichkeit, auf größere Hygiene und Volksauf- 


klärung zurückzuführen sein? Oder ist es die typische Erscheinung der 
Verelendung der Massen, wie wir sie bei unserem Proletariat beobachten? 
Wird vielleicht gerade durch den Sozialisierungs- und Kollektivierungs- 
proze, durch die staatliche Kinderfürsorge ein Anreiz zur Vermehrung 
gegeben? Das sind Fragen, auf die wir heute noch kaum eine befriedi- 
gende Antwort finden können.“ 


b) InnerePolitik. 


Am 7. Juli 1933 beging ein hervorragendes Mitglied der 
ukrainischen Partei und Regierung, früher der Staatsplan- 
kommission angehörig, zuletzt Volkskommissar für öffentliche 
Erziehung in der Sowjetukraine, N. A. Skrypnik, Selbstmord. 
In der offiziellen Todesanzeige wurde unter Verurteilung des 
Selbstmordes, als eines Kommunisten unwürdig, mitgeteilt, daß 
dieses hervorragende Parteimitglied sih in den Netzen der 
„ukrainischen bour eis ne onali dhen Elemente verfangen 
habe, die das Parteibillett in der Tasche gehabt hätten und daß 
er nicht die Kraft gehabt habe, sich aus diesem Gewebe heraus- 
zuarbeiten, so ein Opfer dieser gegenrevolutionären Elemente 

eworden sei“ (Iswestija 8. 7.). Skrypnik war schon länger der 

artei verdächtig und mit diesem Selbstmord tritt einmal in offi- 
ziellem Eingeständnis zutage der ukrainische Separatis- 
mus, der schon 1930 auf dem 16. Parteikongreß von Stalin ver- 
dammt wurde. Dabei handelte es sich bei Skrypnik um ein 
Mitglied der alten Garde der Partei, der bei der Gewinnung der 
Ukraine seinerzeit eine große Rolle gespielt hat. Die Nachricht 
wurde durch eine weitere von umfassenden Verhaftungen von 
Freunden des Selbstmörders ergänzt, einer nationalen ukraini- 
schen kommunistischen Gruppe, einer national- ukrainischen 
Opposition, auch von ukrainischen Emigranten aus Ostgalizien. 

Ist es ein Zufall, daß in dem Berichtsmonat auffällt die Ver- 
öffentlichung (am 22. Juni) eines Berichtes über die Plenarver- 
sammlung des Zentralkomitees der Partei am 10. Juni in 
Charkow? Da hat ein Vertrauensmann Stalins, im vorigen Jahre 
nach der Ukraine gesendet (von uns damals berichtet), Postyschew, 
die gleiche Frage behandelt: „Schädlingsarbeit gegen Aussaat und 
Ernte“ (s. oben unsere Eingangszeilen), klassenfeindliche sepa- 
ratistische, chauvinistische, bürgerliche Strömungen, besonders in 
den kulturellen Institutionen, wo „Schädlinge und Spione die 
Möglichkeit gehabt haben, zu schalten und zu walten, und sie 
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haben natürlich nicht unsere der Form nach nationale, dem In- 
halt nach sozialistische ukrainische Kultur verbreitet, sondern 
ihre chauvinistische und bürgerliche Kultur.“ 


Das sind Vorgänge, an denen man nicht vorübergehen kann, 
und die nicht zu bagatellisieren sind. Um so mehr, als sie merk- 
würdig scharf weiterhin in der Rede beleuchtet werden, die der 
Volkskommissar für die Schwerindustrie, Kuibyschew, zum 10jäh- 
dra der Bundesverfassung am 6. Juli im Park 
der Kultur in Moskau gehalten hat. Diese Rede ist im Wortlaut 
in den „Iswestija“ (10. Juli) veröffentlicht. Sie gibt die unter- 
irdischen Strömungen gegenrevolutionärer Art zu: „Nach dem 
vernichtenden Schlage, den wir dem Klassenfeind zugefü 
haben, hat sich dieser über das ganze Land verstreut, die Taktı 
seines Kampfes mit uns verändert, versucht, die sozialistische 
Wirtschaft zu untergraben. Der Scharfblick Stalins hat seiner- 
zeit die neue Taktik des Klassenfeindes enthüllt und die Partei 
und die breiten Massen dagegen mobilisiert. Der Kulakenwider- 
siand in der Dorfwirtschaft, die Schädlingsarbeit in der Industrie, 
die gegenrevolutionären nationalen Gruppie- 
rungen, spricht nicht alles das dafür, daß der geschlagene, aber 
noch nicht vollständig geschlagene Klassenfeind alle seine Kraft 
zum Kampf mit uns anspannt, die Formen des Kampfes ver- 
ändernd, maskierend, aber immer derselbe unversöhnliche Geg- 
ner bleibt? Schon haben wir Mitteilungen aus verschiedenen 
Gebieten, daß da, wo die Ernte beginnt, einzelne Aktionen der 
Plünderung, die die Ernte ausrauben, von Kulakenseite beginnen. 
Schonungslosigkeit im Kampf mit dem Klassenfeinde, das dürfen 
wir nicht vergessen!“ Diese Art der Behandlung ist nicht die 
übliche, sondern ersichtlich ernster, tiefergreifend in bezug auf 
die Schwierigkeiten und Gefahren für die Regierung. Und es 
ist sicher kein Zufall, daß diese Rede, wie gesagt, zum Gedenktag 
des 6. Juli 1923, an dem die 6 Einzelstaaten sich zur Sowjetunion 
zusammenschlossen, von den Grundzügen dieser Verfassung 
weitaus in erster Linie, immer wieder darauf akoa end 
heraushebt — die Lösung der Nationalitätenfrage durd 
die Verfassung und die wirtschaftlich-kulturelle Arbeit der Sow- 
jetunion zugunsten der einzelnen nationalen Gebiete. 


In denselben Zusammenhang gehört auch die Begründung 
einer Unionsprokuratur, einer Generalstaatsanwaltschaft 
für das ganze Reich, die bisher nicht existierte, durch Verordnung 
vom 20. Juni. Sie erhält die Kontrolle über alle Justizeinrich- 
tungen und dazu, auf Grund einer besonderen Verordnung, „die 
Kontrolle über die Gesetzmäfigkeit und Rechtmäßigkeit der 
Tätigkeit der GPU, der Miliz usw.“. Ein Zentralorgan dieser Art 
gab es bisher nicht. Und ebenso war bisher eine Trennungslinie 
zwischen der Gerichtsverfassung und der GPU vorhanden, die 
jetzt beseitigt wird. Zum Generalstaatsanwalt wurde ernannt 
1. A. Akulow, Mitglied des Kollegiums der GPU, und zu seinem 
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Vertreter der aus den Schädlingsprozessen bekannte Professor 
A. J. Wyscinski. Der Schritt soll dienen „der Befestigung der 
sozialistischen Gesetzmäßigkeit und gebührenden Schutzes des 
gesellschaftlichen Eigentums vor Angriffen von seiten gesell- 
schaftsfeindlicher Elemente“ („Iswestija“ 22. Juni). Er gehört in 
das zentralisierende, oft von uns beobachtete System Stalins und 
wird in dem Artikel ausdrücklich mit jener Verfügung über die 
Getreidebereitstellung (siehe oben) zusammengenommen. 


Aus dem Fortgang der Tschistka ist bisher nur der Aus- 
schluß von Schljapnikow aus der Partei bei der Revision der 
Parteizellen der staatlichen Plankommission zu nennen: er habe 
immer noch darin trotzkistische Opposition gemacht. Die 
Tscistka erfaßt, was auch in den oben geschilderten Zusammen- 
hang hereinfällt, besonders scharf die Partei in der Sowjetukraine 
und wird im Herbst an die Rote Armee herangehen. 


Über die Feier der Bundesverfassung ist sonst nichts weiter 
zu berichten. 


Die Rote Armee, für die übrigens in Moskau im Berichts- 
monat eine Ausstellung „15 Jahre Rote Armee“ mit über 1000 
künstlerischen Arbeiten eröffnet wurde, verlor den früheren Chef 
ihres Generalstabs, den General Lebedew. Er gehörte zu den 
übergetretenen Offizieren des Zarenheeres, war 1915 z. B. Oberst 
beim Generalquartiermeister der Westfront, wo er bei den An- 
griffen auf die deutschen Stellungen bei Wilna und Baranowitschi 
eine Rolle spielte. Nach der Revolution stellte er sich schon als 
General zur Verfügung, wurde von Trotzki zur Organisation der 
Roten Armee herangezogen, war 1919—1924 Generalstabschef, 
dann Chef des Generalstabes im ukrainischen Wehrkreise. Ein- 
mal entem er nur mit Mühe dem Tode durch ein Revolutions- 
tribunal. Seine großen organisatorischen Leistungen, die im 
Nachruf der „Iswestija“, der ja gleichfalls aus der Zarenarmee 
stammende General S. Kamenew würdigte, wurden durch Bei- 
setzung auf Staatskosten anerkannt. 

Aus einem Buche „Das rote Experiment“, Kap. 10, des Vize- 
Ban der französisch-russishen Kommission, Y. von 

elbos, zitieren wir nach der „France Militaire“ Äußerungen, die 
im Zusammenhang mit dem Artikel des Generals v. Cochenhausen 
im Juliheft unseren Lesern interessant sein werden: 
„Die Gesamtstärke beträgt 560 000 Mann. 300000 Mann im Fernen 
Osten sind noch hinzuzurechnen. Dazu kommen noch ein- bis zweimonatige 
serveübungen. Ferner ist noch die Territorialarmee oder Miliz hinzu- 
zuzählen. Sie umfaßt jährlich 200000 Rekruten. Dazu kommt ferner die 
weitgehendste und gründlichste vormilitärische Ausbildung, die man sich 
denken kann. Neben dieser allgemein vorgeschriebenen Ausbildung gibt 
es noch mächtige freiwillige Organisationen. Sie zählen 12 Millionen Mit- 
lieder beiderlei Geschlechts mit 16000 Schützenvereinen und 30000 Aus- 
ildungsschulen. Flugwesen und Gasschutz werden besonders gepflegt. 
Die Moral dieser Organisationen wird durdı eine entsprechende an- 
feuernde Literatur auf der Höhe gehalten. Die Herstellung von Kriegs- 
‚ gerät wurde bei Aufstellung des Fünfjahrplanes besonders berücksichtigt. 
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Stalin hat in seinem Bericht vom Januar 1933 erklärt, daß Sowjet-Ruß- 
land jetzt imstande sei, alle Arten von Kriegswerkzeugen in großen Men- 
gen herzustellen, Wenn wir hinzufügen, daß sich die Kriegsmarine ent- 
wickelt, und daß die Vorbereitungen für den chemischen und für den 
Luftkrieg eifrig gefördert werden, kommen wir zu dem Schluß, daß die 
Sowjet-Republik eine Militärmacht ist, die man sehr zu Unrecht unter- 
schätzen würde. Es gibt auf der Welt kein Volk, das mehr militarisiert 
wäre, Noch bedeutsamer ist die rege Propaganda, die durch die Presse, 
durch Plakate, durch Theateraufführungen und Lichtspiele die Armee 
in Stimmung bringt. Sie entzündet eine Vaterlandsliebe, die zugleich 
bolschewistisch und russisch ist.“ 


c) Kulturpolitik. 


Für das letzte Vierteljahr 1933 hat das Volkskommissariai 
für Volksbildung der RSFSR einen umfassenden Bericht über die 
Lage der Schule erfordert, zusammen mit dem Nationalitäten- 
rat des ZIK für das ganze Reidh. In der Eröffnung ist wieder 
sehr interessant die Betonung, daß dem Schulwesen der Natio- 
nalitäten größte politische Bedeutung zukomme, da gerade 
die Schulfrage einen der wesentlichsten Punkte der Nationali- 
tätenpolitik der Sowjetregierung bilde. 

Ein Aufsatz von dem Professor der Tierarzneikunde in Han- 
nover, Mießner, über „Wissenschaft und Wirtschaft in der Sow- 
jetunion“ in der Deutschen tierärztlichen Wochenschrift 
(1933, Nr. 15/16) sei erwähnt, der die Studien des Verfassers auf 
seinem Spezialgebiet sehr interessant zusammenfaßt. 

Durch Verordnung des ZIK vom 10, Juni ist für die RSFSR eine 
Einheitsstenographie mit obligatorischem Unterricht in 
der Schulung und Bildung neuer „Kaders“, von Stenographen 
nach dem Einheitssystem eingeführt worden. 


d) Die Deutschenin Rußland. 


Es ist leider keine Überraschung, daf die Ernährungskrise, 
oa die Hungersnot, die Deutschen in Rußland ganz 
esonders ergriffen hat und nun an die letzten Reste des Deutsch- 
tums geht. Wie 1929, als ich selbt die vor der Kollektivierung 
flüchtenden Deutschen in der zur von Moskau sah, ist es 
auch diesmal so, daß die schlimmen Folgen der Kollektivierung 
und die Hungersnot gerade die hochstehenden, intensiv arbei- 
tenden deutschen Bauern besonders treffen. 

Wieviel Deutsche mag es überhaupt noch geben? Die 
Statistik von 1926 nennt noch 1 238500 — 0,8 % Deutscher in Ruk- 
land. Wieviel mögen in Sibirien und im hohen Norden unter- 
gegangen sein! In der wolgadeutschen Republik haben sie ja 

ar nicht die Mehrheit, höchstens 66 %, in der Hauptstadt Engels. 
früher Pokrowsk, nur 11 %, und sonst sind sie im Lande zerstreut. 

Eine Hilfsaktion ist in Deutschland jetzt eingeleitet, der 
bester T.rfolg zu wünschen ist. Deutsche Flüchtlinge sind in einem 
Lager in Schneidemühl untergebradht, denen unmittelbar geholfen 
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werden kann. Die Hilfe selbst an die Hungernden in Rußland 
hat den gegebenen Weg mit der Übersendung von Lebensmittel- 
paketen durch die „Torgsin-Geschäfte“. 


e) Auswärtige Politik. 


Der Berichtsmonat war an aufßenpolitischen Vorgängen un- 
gemein reich, zunächst | 

1. die Ostpakte. Rußland umgibt sich in einer konse- 
quenten und systematischen Sicherungspolitik mit immer neuen 
sozusagen „Sicherungshäuten“ durch Verträge. Die bis jetzt ge- 
schlossenen sind am bequemsten in meiner Sammlung: ‚Der 
europäische Osten“ (Heft 6 meiner „Dokumente der Nachkriegs- 
zeit“, pe 1953) zu übersehen. Die einzelnen Häute oder 
Schichten sind der Zeit nach folgende: 1. Berliner Vertrag vom 
24. April 1926 und Nichtangriffsvertrag mit Litauen vom 18. Sep- 
tember 1920, 2. Kelloggpakt, 3. das sog. Litwinowprotokoll vom 
9. Februar 1929, 4. die Nichtangriffspakte mit F anland. Lettland, 
Estland, Polen und Frankreich 1932, in „Osteuropa“ ausführlich 
behandelt. Dazu sind jetzt im Berichtsmonat zwei neue 
Serien gekommen: einmal der Abschluß einer Konvention 
mitden Nachbarstaaten am 3. Juli, nämlich mit Estland, 
Lettland, Polen, Rumänien, Türkei, Persien, Afghanistan. Dieser 
Konvention trat Litauen für sich am 5. Juli bei. Weiter ein 
Protokoll vom gleichen Tage mit der Kleinen Entente als 
einer Einheit (so daß Rumänien zweimal unterzeichnete), das 
allen anderen Staaten offen steht und das sofort auch von der 
Türkei unterschrieben worden ist. Finnland hat jene Kon- 
vention noch nicht unterschrieben. 


Dem Inhalt und Wortlaut nad sind Konvention und 
Protokoll gleih. Sie führen den bisherigen Inhalt der Nicht- 
angıiffispakte weiter durch die Einbeziehung der Definition 
des Angreifers, die dem bekannten Berichte der Sicherheits- 
kommission vom 24. Mai 1931, verfaßt von Politis, entnommen 
ist und die unter Zustimmung Frankreichs die russische Dele- 
gation für ihren en in Genf eingereicht hat. So werden 
also Kelloggpakt und Nichtangriffspakt in folgender Weise 
weitergebildet: 

In der Präambel wird hingewiesen auf den Wunsch zur Festigung 
des Friedens zwischen den Unterzeichnerländern, das Verbot des Angriffs 
gemäß dem Briand-Kellogg-Pakt, die Notwendigkeit der genauen Be- 
En amung des Wortes „Angriff“ ım Interesse der allgemeinen 
iherheit und zur Vermeidung von Redhtfertigungsgründen für einen 
Angriff, ferner auf die gleichen Ansprüche der Staaten auf Unabhängig- 
keit, Sicherheit, Se e ihres Gebiets und freie Entwicklung ihrer 
Einrichtungen, weiterhin auf den allgemeinen Wunsch, im Interesse des 
Friedens allen Völkern die Unverletzlidikeit ihres Gebietes zu sichern 
und hieraus die Nützlichkeit des Abkommens zur Begriffsbestimmung 
eines Angriffs hergeleitet. 

‚ Artikel 1: Jeder der vertragschließenden Teile verpflichtet sich in 

seinen Beziehungen mit jedem der anderen vom Tag des Inkrafttretens 
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dieser Konvention an, die Definition des Angreifers anzuerkennen. wie 
sie im Bericht des Sicherheitskomitees vom 24. Mai 1933 (Bericht Politis) 
auf der Abrüstungskonferenz niedergelegt ist, der von der Sowjet-Dele- 
gation zur Grund age ihres Vorschlags gemacht ist. 

Artikel 2: Als Angreifer wird ein solcher Staat betrachtet, der 
als erster folgende Taten durchführt: 1. einem anderen Staat den Krieg 
erklärt; 2. mit bewaffneten Kräften in das Gebiet eines anderen Staates 
eindringt auch ohne Kriegserklärung; 3. der mit seinen Land-, See- oder 
Lufttruppen auch ohne Kriegserklärung Gebietsteile, Schiffe oder Flug- 
zeuge des anderen Staates besetzt; 4. der mit Hilfe seiner Kriegsschiffe 
die Küsten oder Häfen des anderen Staates blockiert; 5. der bewaffnete 
Banden unterstützt, die auf seinem Gebiet geschaffen, in das Gebiet des 
anderen Staates a bin sind, oder der sich weigert, trotz der For- 
derungen des dem Angriff zum Opfer gefallenen Staates auf seinem Ge- 
biet gegen die erwähnten Banden alle in seiner Macht liegenden Maß- 
nahmen zu ergreifen. 

Artikel 3: Keine politische, militärische oder wirtschaftliche Er- 
wägung kann als Entschuldigung oder Berechtigung zu einem Angriff an- 
gesehen werden, wie er im Artikel 2 dieser Konvention dargestellt wird. 

Artikel 4 und 5 behandeln die Ratifikation usw. Eine Beilage 
zum Artikel 3 über die Definition des Angreifers stellt fest, daß kein 
Angriffspakt im Sinne des Artikels 2 auf Grund von Umständen gerecht- 
fertigt ist, wie 

a) durch die innere Lage eines Staates, wie z. B. seine politische, 
wirtschaftliche oder soziale Struktur, angebliche Mängel in seiner Ver- 
waltung, Unruhen, die sich aus Streiks, Revolutionen, Gegenrevolutionen 
oder Bürgerkrieg ergeben, 

b) durch das internationale Verhalten eines Staates, wie z. B. die 
Verletzung oder Gefahr einer Verletzung der materiellen oder moralischen 
Rechte oder der Interessen eines ausländischen Staates oder seiner Staats- 
angehörigen, der Bruch diplomatischer oder wirtschaftlicher Beziehungen, 
Maßnahmen des wirtschaftlichen oder finanziellen Boykotts, Gegensätze 
hinsichtlih der wirtschaftlichen, finanziellen oder sonstigen Verpflichtun- 
een gegen ausländische Staaten, Grenzzwischenfälle, die nicht unter einen 

er in Artikel 2 erwähnten Punkte fallen. 

Die unterzeichneten Mächte stimmen auf der anderen Seite dahin 
überein, daf die gegenwärtige Vereinbarung niemals dienen darf zu einer 
Verletzung des internationalen Rechtsverhältnisses, die in den oben er- 
wähnten Umständen eingeschlossen wäre. 


Das ist der Inhalt der gleichlautenden Verträge, von denen 
der eine Teil für die Nachbarn gedacht ist und der andere für 
alle übrigen Staaten ohne Rücksicht auf ihre geographische Lage 
zur Sowjetunion. 

Litwinow erläuterte nach der Unterzeichnung den Akt fol- 
gendermafßen: 


„Bekanntlich haben wir (Sowjetrußland) beim Hauptausschuß der 
Abrüstungskonferenz einen Abrüstungsvorschlag eingereicht. Da die An- 
nahme dieses allgemeinen Paktes höchst fraglich war, hielten wir es für 
besser, uns auf die Konvention über die Begriffsbestimmung des Angreifers 
zu beschränken, die zwischen einer beschränkten Zahl von Staaten ab- 
eschlossen wird und der sich auch übrige Staaten anschließen können. 

ir dachten vor allen Dingen an unsere Nachbarn. Durch diese Konven- 
tion werden jedoch die sowjetrussischen Vorschläge auf der Abrüstunes- 
konferenz nicht gegenstandslos. Die vorliegende Konvention befestigt den 
Frieden zwischen Staaten, die zusammen über 265 Mill. Einwohner zählen.“ 


Die „Iswestija“ schrieben am 6. Juli dazu: 


.In London ist ein großes Werk vollendet worden. Die grofen kapi- 
talistischen Mächte haben es nicht verstanden, die Londoner Weltwirt- 
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schaftskonferenz, an der 66 Staaten teilnahmen, dazu auszunutzen, um 
auch nur den kleinsten Schritt vorwärts zu tun, Die Sowjetregierung aber 
hat es verstanden, diese Konferenz auszunutzen, um die Aufhebung des 
Embargo zu erreichen und einen poe Sieg auf dem Gebiet der Frie- 
denspolitik zu erringen. Die Feinde des Friedens werden alles tun, um 
die Fackel des Krieges in die grote Ebene des Ostens zu werfen. Aber 
der jetzt errungene Sieg wird die Volksmassen der Sowjetunion und die 
Volksmassen der anderen Länder zum weiteren Kampf um den Frieden 
stärken. Die öffentliche Meinung der Sowjetunion wird auch den Schritt 
vorwärts zu schätzen wissen, der darin zu sehen ist, daß auch Staaten wie 
Rumänien und Jugoslawien die Konvention unterzeichnet haben, mit 
denen die Sowjetunion keine diplomatischen Beziehungen unterhält. Die 
öffentliche Meinung der Sowjetunion sieht diese Tatsache als Beweis dafür 
an, daß die Friedenspolitik des Sowjetstaates sogar seine Gegner, die bis- 
her diplomatische Beziehungen mit ihm abgelehnt haben, dazu veranlafßt, 
bei der Sowjetunion eine Stütze zu suchen.“ 


Und die „Prawda“: 

„Die Mächte, die jetzt gemeinsam mit der Sowjetunion das Protokoll 
unterzeichnet haben, wollten nicht länger warten, bis die Genfer Friedens- 
retter endlich irgendeine hohle und inhaltlose Formel dem klaren Ent- 
wurf der Sowjetunion entgegengestellt haben würde. Diese Staaten haben 
sich bereit erklärt, den Sowjetentwurf schon vorher in Kraft zu setzen, 
weil sie nämlich nicht Formeln, sondern Sicherheiten brauchen. An sich 
sind die jetzt unterzeichneten Konventionen natürlich nicht imstande, 
einen Krieg zu verhüten. Es ist aber klar, daß sie und die von der Sowjet- 
union abgeschlossenen Nichtangriffspakte den Kampf für den Frieden 
unterstützen.“ 

Recht deutlich gab die Moskauer Presse der Verstimmung 
gegen Finnland Ausdruck, das sich isoliere und dessen Haltung 
man auf englische Einflüsse zurücführte. Der Abschluß ist be- 
sonders, und das ist wesentlich, ohne daß die Mitarbeit Frank- 
reichs besonders erkennbar wurde, zwischen Litwinow und 
Titulescu erreicht worden, wobei Polen eine Vermittlerrolle 
spielte. Damit ist die Frage Bessarabien erledigt. In ab- 
sehbarer Zeit werden die len Beziehungen zwischen 
Moskau und Bukarest wieder hergestellt und dann an der letzten 
Stelle, wo noch kein Ost-Frieden war, dieser geschlossen sein im 
Sinne des Verzichts von Rußland auf Bessarabien. 

Die Bedeutung weiterhin liegt im Abschluß mit der Klei- 
nen Entente im ganzen, worin die Sowjetunion die bisher 
fehlende indirekte Anerkennung durch die Tschechoslowakei und 

ugoslawien erblicken kann. Im übrigen ist der Abschluß für 

ugoslawien im besonderen bedeutsam, weil mit dem Absatz 
über die Bandenbildung das bekannte Bandenproblem in Maze- 
donien gegenüber Bulgarien gedeckt wird. 

Eine Spitze trägt dieses Paktsystem in sich gegen den Vier- 
mächtepakt, worüber sich Polen im besonderen freut. Sein 
Außenminister hat den Abschluß folgendermaßen charakterisiert: 

„Für die Außenpolitik Polens sei diese Konvention die logische Folge 
einer Reihe politischer Instrumente, auf deren Grundlage sich die polnisch- 
ae en Beziehungen immer günstiger gestalten. Mit Rücksicht 
auf das Bündnis, welches uns mit Rumänien verbindet, sowie auf die pol- 
nisch-sowjetrussischen Beziehungen, ist die Unterschrift Sowjetrußlands 
und Rumäniens unter einen politischen Akt gemeinsam mit der Unter- 
schrift Polens für uns ein besonderer Grund zur Befriedigung.“ 
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Man freut sich in Warschau, daß so der ganze europäische 
Osten weithin „durch eine gemeinsame friedliche Konvention 
Euren sei, welche eine konkrete Formulierung des Begriffs 

es Krieges enthält und die Möglichkeit gibt, den des Überfalls 
Schuldigen festzustellen“. Dabei ist weniger bedeutungsvoll, daß 
Polen die Konvention mit den Nachbarn, aber nicht das Protokoll 
für alle, das Rumänien und die Türkei auch unterzeichnet haben, 
vollzogen hat. Das hat offenbar dieselben Gründe, wie für 
Litauen, das das mit Rücksicht auf die Wilnafrage audı ver- 
mieden hat. 

Auch eine Spitze gegen den Völkerbund kann man darin 
sehen, wenn wir etwa den Gedankengang des polnischen Außen- 
Be a. Abgeordneten Professor Stronski heranziehen, 

itwinow 


„in geschickter Weise seinen Schachzug von 1928 wiederholt, als er den 
damals schon unterzeichneten, aber noch nicht ratifizierten Kellogg-Pakt 
durh das Litwinow-Protokoll zunächst für den osteuropäischen Raum 
allein habe in Kraft setzen lassen. Jetzt habe der russische Außen- 
kommissar dasselbe mit der Begriffsbestimmung des Angreiferstaates ge- 
tan. Diese Begriffsbestimmung (die Formel Politis’) sei vom Sicherheits- 
ausschuß der Abrüstungskonferenz ausgearbeitet worden, ihre Annahme 
durch die Konferenz habe sich aber bisher nicht verwirklichen lassen. Nun 
sei auf Betreiben Litwinows ein Präzedenzfall geschaffen worden, indem 
eine große Staatengruppe die Begriffsbestimmung als bindend angenom- 
men hat. Auf der Abrüstungskonferenz werde man nicht mehr sagen 
können, daß die Bestimmung des Angreifers in der von Politis empfohle- 
nen Form ein juristisches Hirngespinst sei, das sich für die praktische 
Politik nicht eigne. Durch den Östpakt seien alle diejenigen sehr deutlich 
an die Wand gedrückt worden, die sich einer Begriffsbestimmung des An- 
greifers entziehen möchten, sei es weil sie selber einen Angriff beabsich- 
tigen, sei es, weil sie ihre Hilfeleistung gegen den etwaigen Angreifer 
verweigern wollen.“ 


Aber an der weiteren Tätigkeit Litwinows sah man sofort, 
daß eine Spitze in diesem System überhaupt nicht sein soll, son- 
dern es im Gegenteil immer weitergeführt werden soll. 

Er war in Paris und über seine Begegnung mit Paul- 
Boncour wurde das folgende Kommunique ausgegeben: 

„Die beiden Minister haben mit Genugtuung die Übereinstimmung 
in der Haltung festgestellt, die die beiden Länder in einer gewissen An- 
zahl von Fragen seit der Ratifizierung des französisch-russischen Nicht- 
angriffspaktes eingenommen haben. Paul-Boncour hat Litwinow zu dem 
bedeutsamen Anteil begrüft, den dieser an der Vorbereitung des Ab- 
kommens über die Bestimmung des Angreifers gehabt hat, das in London 
die Bestrebungen zum Abschluß brachte, die Paul-Boncour selbst in Genf 
verfolgt hat und die in dem Bericht Politis’ ihre endgültige Form an- 
genommen haben.“ 

Gleichzeitig hat auch die Türkei ihre Beziehungen zu Frank- 
reich intensiviert. Frankreich begrüßt dies neue System, weil die 
Begrifisbestimmung des Angreifers auch die seine ist und weil, 
wenn es auch keine positive und gemeinsame Politik der Unter- 
zeichner vorsieht, doch es „die Grundlage für ein gemeinsames 
Vorgehen dieser Mächte zur Sicherung der in der Präambel des 
Vertrags ausdrücklich erwähnten ‚territorialen Unverletzlichkeit' 
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liefern könnte“. Den Sinn sieht auch die „Times“ darin, daß 
die Konvention den Frieden in Europa stabilisiere, besonders in 
„Anbetracht der Betonung der territorialen Unantastbarkeit 
sowohl den Sowjetverband als auch Rumänien durch die jetzt 
geleisteten Unterschriften unter die Konvention binden“. In 
Frankreich begrüßt man ferner, daß Sowjetunion und Rumänien 
ihre Verständigung gefunden haben, und sieht sich am Ende einer 
seit dem Sommer 1931 sehr lebhaft betriebenen Politik, die ja 
im besonderen Herriot sich hat angelegen sein lassen. 


Der Pakt greift auf die Balkanhalbinsel herüber und 
könnte so Italien unangenehm werden, was weder im Sinne 
Litwinows noch auch Frankreichs ist. Litwinow will nach Rom 
Bon und Italien zum Abschluß eines Paktes bewegen. Zwischen 

ußland und Italien bestehen ja bisher nur die Wirt- 
schaftsabkommen und kein anders gearteter Vertrag. Erinnert 
daran sei, daß der italienisch-rumänische Freundschaftsvertrag 
am 18. Juli abgelaufen ist und im Hinblick auf diese neue Ver- 
tragslage zwischen den beiden Staaten vermutlich verhandelt 
wird und daß die Gedanken schon weiter greifen für Litwi- 
now nach Österreich und Ungarn und für die Türkei und Italien 
zunächst auf ein „Dardanellen-Locarno“. 

Es ist gar kein Zweifel, daß in Litwinows Linie gleichfalls 
liegt neben der Ergänzung oben in Finnland vor allem die Er- 
gänzung im Fernen Osten (ob England und Amerika schon 
von ihm so eingestellt werden, steht dahin). 


2. Denn hinter dieser Friedenssicherungspolitik in immer 
wiederholten Auflagen, ihrer Gruppierung und Auflockerung, 
die sicher im ganzen Rußland Vorteile bringt, ohne daß sie über- 
schätzt sei, steht für die Moskauer Politik der Gesichtspunkt, sich 
so stark wie möglich zu machen in den fernöstlichen Vor- 
gängen. | 

Diese sind in ihrer Gefahr noch nicht beschworen. Die Zu- 
stände auf der ostchinesischen Bahn werden immer verworrener 
und gefährliher. Die Verhandlungen in Tokio, begonnen am 
26. Juni zwischen Sowjetunion, Mandschukuo und Japan über den 
Verkauf der ostchinesischen Bahn, haben noch kein Ergebnis ge- 
liefert. Die Bedingungen Rußlands für den Verkauf sind: 1. der 
Preis für die chinesische Ostbahn soll 210 Millionen Goldrubel 
betragen, 2. der Preis der dazugehörigen Waldkonzession soll 
40 Millionen Goldrubel betragen, 3. Rußland ist bereit, die Hälfte 
dieser Summen, also zusammen 125 Millionen Goldrubel von der 
japanischen bzw. mandschurischen Regierung in Waren entgegen- 
zunehmen, 4. die zweite Hälfte muß Rußland in Gold oder 
Devisen ausgezahlt werden. Der Staat Mandschukuo_ bietet 
50 Millionen Yen (bei Goldparität noch nicht soviel Goldrube]). 
Die Sowjetseite stellt den Wert der Bahn als unverändert hoch 
dar, die mandschurische setzt ihn herunter und weist darauf hin, 
daß Rußland sowieso nur zur Hälfte Eigentümer der Bahn sei, 
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und jederzeit eine Parallellinie gebaut werden könnte, die auch 
nicht mehr als 130 Millionen Yen kosten würde. Die Bahn, um 
die es sich dreht, ist 1726 km lang. 

In Moskau verzeichnet man nervös Redereien, daß Japan sogar 
Wladiwostok kaufen wolle, und weist andererseits darauf hın, 
daß Japans Position gegenüber Amerika nicht immer so gut wie 
heute sein würde. 

3. Das Verhältnis zuAmerika wird langsam, aber sicher 
enger. Die Anerkennung wird erwartet. Inzwischen ist ein 
wesentlicher Erfolg Rußlands das am 2. Juli in London abge- 
schlossene amerikanisch-russishe Baumwollgeschäft. Da- 
nach stellt die bekannte „Reconstruction finance corporation“ 
der Amtorg einen Kredit von 4 Millionen Dollar zur Verfügung, 
mit dem Rußland etwa 70000 Ballen Baumwolle kaufen kann. 
Das Geschäft ist unter ausdrücklicher Billigung von Roosevelt und 
des Schatzsekretärs Woodin nach der Unterredung zwischen Lit- 
winow und Moley abgeschlossen. Vermittler war besonders das 
Mitglied der amerikanischen Delegation in London, Bullit. Gleich- 
zeitig wurde in New York ein Ausschuß zum Studium russisch- 
amerikanischer Beziehungen von der American Foundation ge- 
bildet, dem unter anderem der Partner Morgans, Lamont, Direk- 
toren von General Motors und anderen Großfindustrien, sowie 
Universitätsprofessoren und Anwälte gehören. So ist die Ent- 
wicklung hier im vollen Gang, für die natürlich die Dollar- 
abwertung auch eine Rolle spielt und für die (nach dem Ost- 
expref) das Bild des bisherigen russisch-amerikani- 
schen Handels gegeben sei: 

Jahr AusfuhrausAmerika Einfuhr nach Amerika 
in Millionen Dollar 


1923 4,5 1,4 
1924 42,1 8,2 
1925 68,9 13,1 
1926 49,9 14,1 
1927 64,9 12,9 
1928 74,1 14,0 
1929 85,0 22,5 
1930 114,4 24,4 
1931 103,7 13,1 
1932 (vorläufige Angab.) 14,1 9,5 


„Der Gesamtumsatz des russisch-amerikanischen Handels erreichte 
mithin seinen Höhepunkt 1950/31, um 1932 stark zusammenzuschrumpfen. 
Die Gründe dafür liegen zum Teil darin, daß die von amerikanischen Firmen 
a) Zahlungs- und Kreditbedingungen für die sowjetrussischen 

andelsorgane immer ungünstiger wurden, zum Teil hängt der Rückgang 
im russisch-amerikanishen Geschäft aber auch mit den verschiedenen 
Maßnahmen der amerikanischen Regierung gegen die russishe Einfuhr 
zusammen. Ferner spielen dabei politische Momente eine Rolle, da die 
Sowjetregierung 1930/31 in der Hoffnung auf eine de-jure-Anerkennung 
durch Amerika ihre Bestellungen bei amerikanischen Firmen sehr stark 
forciert hatte, um sie nachher nach der entschieden ablehnenden Stellung 
Hoovers wieder abzustoppen. Die Ausfuhr Amerikas nach der Sowjetunion 
besteht hauptsächlich aus industriellen Anlagen, landwirtschaftlihen Ma- 
schinen, Buntmetallen, Automobilen und deren Teilen, chemischen Pro- 
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dukten und bis 1930 auch in erheblihem Maße aus Rohbaumwolle, wäh- 
rend die amerikanische Einfuhr aus der Sowjetunion sich in erster Linie 
aus Manganerz, Anthrazit, Holz, Rauchwerk usw. zusammensetzt.“ 


4. Am 24. Juni tat die englische Regierung den ersten 
Schritt, die Spannung mit Rufland zu beseitigen, indem der 

ufftenminister Simon Litwinow zu einer Besprechung lud. 
Übrigens sind während der Dauer des englischen Einfuhrver- 
botes russische Waren im Betrage von 194000 Pfund nach Eng- 
land unter besonderen Lizenzen eingeführt worden. Die Eini- 
gung kam rasch zustande, am 1. Juli: England hebt das Einfuhr- 
verbot auf, gleichzeitig wurden die beiden noch inhaftierten eng- 
lischen Ingenieure von Vickers aus dem Gefängnis entlassen und 
am 3. begannen die Verhandlungen über einen neuen Handels- 
vertrag, da der alte, vom 16. April 1930, nach der Ottawakonfe- 
renz gekündigt ist. Die Handelsvertragsverhandlungen selbst 
stehen vor bekannten Schwierigkeiten: Rußland ist bereit zu 
großen Bestellungen in England, verlangt aber Krediterleichte- 
rung und Meistbegünstigung. England ist durch Ottawa ge- 
bunden und außerdem haben sich schon die englischen Gläubiger 
früherer Zeit mit Schadensersatzforderungen gerührt. je 
Prestigefrage hat man umgangen, indem beide Regierungen sozu- 
sagen unabhängig voneinander handelten. 

5. In diesem Bilde von russischen Erfolgen fehlt freilich, daß 
nun auch mit Frankreich die Wirtschaftsverhandlungen vor- 
angingen. Rußland macht auch die Erfahrung, daß zwar Frank- 
reich gern über politische Verbindungen verhandelt, aber nicht 
gern über Kredite und wirtschaftliche Leistungen. Herriot ist zu 
einer Studienreise nach Rußland eingeladen worden und tritt 
diese Ende August an. 

Am 19. Juli hat Spanien die Anerkennung Sowjetruflands 
und die Aufnahme diplomatische: Beziehungen mit ihm be- 
schlossen. 

6. Die internationalen Konferenzen: Über die Ab- 
rüstungskonferenz schrieben die „Iswestija“ (30. Juni) noch 
einmal: 


„Es ist natürlih, daß angesichts der ganzen Sachlage die Genfer 
Konferenz für Abrüstungsfragen für die Fortsetzung ihrer Arbeiten gar 
keine Grundlage hat. Für die imperialistischen Mächte bilden sowohl die 
Genfer Konferenz wie auch die in London letzten Endes nur Waffen in 
ihrem Kampf gegeneinander. Bombenflugzeuge, Geschütze und Tanks sind 
dabei ebenso Kampfmittel wie Valuten, Preise, Zölle, Warenkontingente 
usw. Die kapitalistische Welt geht durch den sich verschärfenden Wirt- 
schaftskampf dem Kriege zu und kein kapitalistischer Staat wird sich 
bereit finden, freiwillig auf die Mittel zur Führung dieses Krieges zu ver- 
zichten. Genf und London — das sind zwei Frontabschnitte im Kampf der 
imperialistischen Mächte.“ 


Auf der Weltwirtschaftskonferenz hat Litwinow 
am 14. Juni eine grofe Rede gehalten, in der er eine Wirkung der 
Weltkrise auf das russische Wirtschaftsleben glatthin in Abrede 
stellte, was mit den oft genannten Tatsachen im Widerspruch 
steht. Er stellte die Möglichkeit in Aussicht: 
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„Die Sowjetregierung könnte nach Berechnung der Sowjetdelegation 
— die genannten Bedingungen vorausgesetzt — in der nächsten Zeit Be- 
stellungen in der Höhe von ungefähr einer Milliarde Dollar im Auslande 
vergeben. Um konkret zu sein, erkläre ich, daß die Sowjetunion in der 
nächsten Zeit für ungefähr 100 Millionen Dollar Buntmetalle, für 
200 Millionen Schwarzmetalle, für 100 Millionen Textil-, Lederrobstoffe 
und Kautschuk, für etwa 400 Millionen Einrichtungen, einschließlich 
100 Millionen für Eisenbahneinrichtungen, für ungefähr 55 Millionen land- 
wirtschaftliche Waren einschließlich Zuctvieh, für 50 Millionen Konsum- 
waren, wie Tee, Kakao, Kaffee, Heringe, für 50 Millionen neue Dampfer, 
hauptsächlich für Industriezwecke, wie Fischfang-, Jagd- und Baggerschiffe, 
usw., aufnehmen könnte. Die Bedeutung dieser Zahlen wird noch offen- 
sichtlicher, wenn ich sage, daß sie im Falle der Realisierung dieser Be- 
stellungen bei Metall, wie Aluminium, Nickel, Kupfer und Blei, 25 bis 60 % 
und bei manchen der genannten Konsumwaren bis zu 100% der vorhan- 
denen Weltwirtschaftsvorräte darstellen. Die Maschineneinrichtungen 
stellen ungefähr ein Drittel des Jahresweltexportes und die Dampfer 
100 % der Gesamtwelterzeugung des Vorjahres dar.“ 

Und er schlug den wirtschaftlihen Nichtangriffspakt vor 
mit den Ausführungen: 

„Waffenstillstand nach einem Kriege bedeutet das Einstellen aller 
Formen des Kampfes und des Angriffes, nicht aber das blofe Ruhen von 
einzelnen Waffengattungen. Das gleihe muß auch auf dem Gebiete des 
Wirtschaftskrieges gelten, und ein Waffenstillstand muß das Einstellen 
jeglihen Kampfes bedeuten. Deswegen schließt sich die Sowjetdelegation 
der Resolution über den wirtschaftlichen Waffenstillstand an und schlägt 
vor, daß sie durch die Verpflichtung ergänzt werde, gleichzeitig die Gül- 
tigkeit der von allen Ländern auf gesetzgeberischen oder administrativem 

ege eingeführten verschiedenen Maßnahmen des wirtschaftlichen Kamp- 
fes aufzuheben und wird eine dahingehende Resolution einbringen.“ 


Der Paktvorschlag selbst hat den Wortlaut: 


Der Protokollentwurf über den wirtschaftlichen Nichtangriffspakt, 
den die Sowjetdelegation der Londoner Weltwirtschaftskonferenz am 
20. Juni vorlegte, hat folgenden Wortlaut: 

„Die Regierungen der unten aufgezählten Länder kommen in Aner- 
kennung dessen, daß die Einstellung wirtschaftlicher Angriffshandlungen 
als die wichtigste Vorbedingung für die friedliide Zusammenarbeit aller 
Staaten auf dem Wirtschaftsgebiete — unabhängig von ihrem wirtschaft- 
lichen System, anzusehen ist, in der Annahme, daß die Einstellung wirt- 
schaftlicher Angriffshandlungen zur Beseitigung der bestehenden Atmo- 
sphäre des Mißtrauens und der Unruhe beitragen könnte, in der Annahme, 

aß es zur Verbesserung der gegenwärtigen schweren Wirtschaftslage un- 

bedingt erforderlich ist, daß sich alle Länder nicht nur des Krieges, als 
eines Mittels zur Lösung internationaler Konflikte, enthalten, sondern 
vollständig auf alle offenen und verhüllten Formen wirtschaftlicher An- 
griffshandungen verzichten, über folgendes überein: 

i. Die vertragschliefenden Parteien erklären, daf sie sich in ihrer 
Politik an das von der internationalen Wirtschaftskonferenz des Jahres 
1927 aufgestellte und von einem eigens eingesetzten Ausschuß zum Stu- 
dium der Frage einer europäischen Union im Jahre 1951 bestätigte Prinzip 
des friedlihen Nebeneinanderbestehens aller Länder, unabhängig von 
ihrem sozialpolitishen und wirtschaftlihen System, halten werden. 

2. Die vertragschließenden Parteien werden in ihren gegenseitigen 
Beziehungen auf alle Arten der Diskriminierung verzichten. Im Einklang 
damit werden die Parteien die Einführung und Anwendung eines Sonder- 
regimes in ihren Ländern, das gegen irgendein anderes Land gerichtet ist 
und die Handelsbeziehungen mit diesem Lande im Vergleich zu den allen 
übrigen Ländern gegenüber gültigen Handelsbedingungen verschlechtert, 
als mit den Prinzipien dieses Protokolls unvereinbar ansehen, 
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3. Im Einklang mit den in den Artikeln 1 und 2 dieses Protokolls 


aufgestellten a e verzichten die Parteien feierlih darauf, in Zu- 
kunft — unter welchem Vorwande dies auch geschehen möge — als Mittel 
ihrer Handelspolitik besondere diskriminierende Zölle, die nur für ein 
Land gelten, zu erheben, allgemeine Ein- und Ausfuhrverbote, die nur 
für ein Land gelten, zu erlassen oder besondere Bedingungen für diese 
Ein- und Ausfuhr festzusetzen: besondere Eisenbahntarife, besondere 
Gebühren von Handelsschiffen zu erheben, besondere Bedingungen für 
die Tätigkeit von Wirtschaftsorganisationen auf ihrem Gebiete zu stellen, 
und schließlich auf die Anwendung von Boykottmaßnahmen jeder Art, die 
in bezug auf den Handel irgendeines Landes mittels Regierungs- und Ver- 
waltungsmaßnahmen getroffen werden. 

4. Alle in den dieses Protokoll unterzeichnenden Ländern geltenden 
Diskriminierungsmaßnahmen müssen mit dem Moment aufgehoben wer- 
den, wo dieses Protokoll für das betreffende Land in Kraft tritt. 

5. Dieses Protokoll muß ratifiziert werden und tritt für die Länder 
in Kraft, die über seine Ratifizierung Mitteilung machten.“ 

[n diesem Rahmen also stellt die Sowjetunion zur Diskussion 
ihre Bereitschaft, Waren-Importe von einer Milliarde Dollar in 
nächster Zeit gegen ee Kredite aufzunehmen, was Ruf- 
land zugute käme, „aber auch der Überproduktion in der Welt 
und die internationale Kapitalwanderung in andere Bahnen 
lenken würde“. Die letztere Frage wird im 1. Juniheft der Zeit- 
schrift der Handelsvertretung unter diesem Titel behandelt. 

7”. Deutschland und Rußland. Die Wirtschaftsver- 
handlungen haben größere Ergebnisse nicht un Die große 
Aktivität der russischen Außenpolitik und ihre Erfolge tragen 
für Deutschland durchaus nichts Bedenkliches in sich. Es ist nicht 
zu sehen, weshalb die „Times“ diese Pakte als Maftregeln gegen 
Deutschland und Japan bezeichnet Es sind Nichtangriffspakte, 
aber nicht Pakte für pocain Unterstützung im Krieg, und 
sie sollen vor allem durchaus nicht ein aktives Vorgehen Ruß- 
lands in die Weltpolitik ermöglichen, sondern es für seine innere 
Arbeit sichern. Die A nn Deutschlands und seine 
sonstigen Beziehungen werden durch diese Paktpolitik nicht 
irgendwie verletzt. 


2. Polen. 
Wirtschaft: Die Richtlinien für die Getreide- 


stützung sind ergangen. Der Staat wird die Getreidearten 
und noch einige andere landwirtschaftliche Erzeugnisse im Preise 
durch Interventionskäufe sichern. Eine Organisation dafür ist 
noch nicht da. Die Mittel dafür werden auf 75 Millionen Zloty 
im Jahr angenommen. 


Anfang Juli begann die neue staatliche Akzeptbank 
ihre Arbeit, die im ganzen 5. zentrale Staatsbank, die die Um- 
schuldung der Landwirtschaft durchführen soll. Die Gesamtver- 
schuldung der Landwirtschaft wird heute auf 4'2 Milliarden 
Zloty berechnet, die von teuren kurzfristigen Verpflichtungen 
auf billige langfristige umgeschuldet werden sollen. Die Ver- 
pflihtungen der Landwirtschaft an das Ausland bleiben davon 
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unberührt, werden aber nach dem Scheitern der Londoner Konfe- 
renz wohl auch in Angriff genommen werden müssen. 

Für die Industrie, d. h. die Eisenindustrie Ostober- 
schlesiens, sind die russischen Aufträge im Betrag von etwa 
30 Millionen Zloty, zu allerdings sehr schlechten Preisen, von Be- 
deutung und ermöglichen eine Beschäftigung. 35 % der Pro- 
duktion gehen hier auf die Bestellungen der Russen, die in noch 
weiterem Maße erhofft werden. Krediteinrichtungen nach dem 
deutschen Muster sind in Vorbereitung. 


Sehr schwer kämpft die polnische Kohle, die ja immer mehr 
Exportartikel geworden ist, mit der englischen Kohle, die in 
Skandinavien ihr Terrain gegen die polnische Konkurrenz 
wiedergewonnen hat. 

Innenpolitisch ist nah wie vor die Bewegung der 
Opposition besonders bei den Bauern recht stark, auch im Hin- 
blick auf die Bauernunruhen in Galizien. Man denkt daran, eine 
außerordentliche Tagung des Sejm zu beantragen. 


Am 10. Juli begann der nunmehr vierte Prozeß gegen 

die Mitglieder des sog. Zentrolew, der seit 1931 schwebt, mit der 

Verurteilung der Angeklagten, darunter Witos, geendet hatte 

und vom Obersten Gericht zur erneuten Prüfung zurückver- 

.. war. Er endete mit der Bestätigung des vorinstanzlichen 
rteils. 

Am 13. Juli trat in ganz Polen das neue Selbstverwal- 
tungsgesetz in Kraft, das die Rechte der kommunalen Ver- 
waltungsbehörden gegenüber den staatlichen Aufsichtsinstanzen 
vor allem für die ehemals preußischen Gebiete wesentlich ein- 
schränkt. Es kommt hier dem Ende der Selbstverwaltung gleich: 
an der Stelle der Kollektivverwaltung sitzt der Stadtpräsident. 
Auf dem Lande führt er in Posen und Galizien die kongref- 

olnishe Form der Samtgemeinde ein. Danach sind in einer 
eihe von kongreß-polnischen Industriestädten, wie Lodz, 
Pabianice und dergleichen, die sozialistischen Gemeinderäte auf- 
gelöst, die Stadtverwaltungen unter Kommissare gestellt worden. 


Am 28. Juni fand in allen größeren Städten und ganz beson- 
ders in Gdingen wieder das „polnische FestdesMeeres“ 
statt, diesmal aber nur mit 25000 Besuchern, ein Viertel so stark 
als letztes Jahr besucht. In Warschau faßte der Staatspräsident 
die Gedanken dabei so zusammen: 

„Unsere Gedanken und Pläne richten sich heute an die Ostsee. Von 
dort schöpfen wir die Kräfte, und dort sehen wir die Garantie unserer 
Entwicklung als Großmadt. Die Linie unserer Küste — sie ist unsere 
Grenze mit allen den Staaten, mit denen wir keine Landgrenze besitzen. 
Sie ist das offene Tor zur Welt, ein Tor, das uns die Freiheit gibt, Be- 
ziehungen mit jedem zu unterhalten, mit dem wir wollen. Sie ist unser 
Wertsollster Schatz, den jeder Pole ohne Zagen und unbeugsam zu be- 
wachen und zu verteidigen bereit ist. Wir werden stets an unserem pol- 
nischen Meere bleiben, das eine ständige Brücke zwischen Polen und der 
Welt sein wird. Dieser Gedanke sollte heute uns alle durchdringen am 
Feste des Meeres und unser ganzes Volk beleben.“ 
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Mit dieser Agitation soll dem polnischen Volke ein Zug zum 
Meere beigebracht werden, der weder in seiner Geschichte noch 
in seinem Wesen jemals lag, und die Bedeutung und Notwendig- 
keit von Gdingen in der bekannten Weise immer wieder 
popularisiert werden. 
Zu den Spanien wurde das Nötige schon gesagt. Polen 
fühlt sih als Mittler hinüber zu Rumänien, wohl auch zur 
Tschechoslowakei, hofft daraus auf weitere Beziehungen zur 
Kleinen Entente, freut sich über die Spitze gegen den Viermächte- 
Be und unterstreicht dabei seine Annäherung an Rußland, in 
er in Erwiderung des Besuches des Chefredakteurs der Gazeta 
Polska, Miedzinski, jetzt Radek, Polen besucht hat. 


Eine Sonderfrage sind seine Schulden an Amerika. 
Es hat die letzte Rate nach französischem Vorbild nicht bezahlt, 
und auf die deutliche Mahnung aus Amerika hat es Ende Juni 
Verhandlungen über die Gesamtheit der polnischen politischen 
Schulden an Amerika überhaupt gefordert. 


Aus den deutsch-polnischen Beziehungen ist hervorzuheben, 
daß Deutschland, das schon vor längerer Zeit im Haag wegen der 
Agrarreform geklagt hat, Anfang Juli eine einstweilige 
Verfügung auf Aufrechterhaltung des Standes darin beantragte. 
Zur ersten Verhandlung darüber am 11. Juli war zwar der 
deutsche Vertreter, Prof. Bruns, aber nicht der polnische er- 
schienen. Die Verhandlung am 19. wurde dann auf unbestimmte 
Zeit vertagt. 


3. Danzig. 

Im Verlauf des Besuchs des neuen Staatspräsidenten ist ein 
Verhandlungsprogramm verabredet worden mit folgenden Punk- 
ten: 1. Die sih aus dem Art. 33 der Pariser Konvention er- 
gebenden Rechte der Danziger Bevölkerung, 2. die vollständige 
Ausnutzung des Danziger Hafens durch Polen, 3. Wirtschafts- 
fragen, 4. Steuerfragen, 5. verschiedene Fragen, die mit der Füh- 
rung der Auftenangelegenheiten der Freien Stadt durch Polen 
zusammenhängen, 6. strittige Fragen, die den Hafenrat betreffen. 
Alle diese Fragen sollen in sechs besonderen Kommissionen be- 
handelt werden. 

Zu Punkt 2 sind im Berichtsmonat die Angaben über 
den Danziger Schiffsverkehr in den ersten 6 Monaten 
1933 veröffentlicht worden, die abermals die Zurückdrängung 
Danzigs durch Gdingen bewiesen. Danach (OÖstexprefl) waren im 
Eingang 1970 Schiffe mit 1225307 Nrgt. zu verzeichnen gegen- 
über 2012 Schiffen mit 1 277 322 Nrgt. im ersten Halbjahr v. J., im 
Ausgang 1963 Schiffe mit 1 207 765 Nrgt. gegenüber 2012 Schiffen 
und 1284421 Nrgt. im Vorjahre. Daft dieser Rückgang allein 
durch den zunehmenden Wettbewerb Gdingens verursacht wor- 
den ist, geht aus der Tatsache hervor, dał der Gdinger Hafen 
auc im ersten Halbjahr d. J. seinen Aufstieg fortsetzen konnte. 
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Nach polnischen amtlichen Angaben ist der Warenumschlag in 
Gdingen in dieser Zeit um 20 % gegenüber dem Vorjahre ge- 
stiegen, und zwar auf 2629670 t gegenüber 2 180000 t im ersten 
Halbjahr v. J. Die Ausfuhr über Cdingen hat dabei um 10 %, 


die Einfuhr um mehr als das Dreifache zugenommen. 


4. Litauen. 
Die Wirtschaftslage Litauens wird auch immer 


schlechter: Schrumpfung des Außenhandels, Sinken der Kauf- 
kraft usw., wenn auch die Währung unerschüttert ist. Verhand- 
lungen mit Deutschland und England, wie auch mit Lettland 
und Estland, suchen ‚„Kompensationsabkommen“ zu erzielen, 
d. h. Abkommen, die Einfuhr und Ausfuhr im Sinne des Kontin- 
BE ausgleichen. Verhandlungen mit Deutschland 

aben noch kein Ergebnis gebradit; der Handel mit Deutschland 
ist für Litauen passiv. 

Die Litauische Regierungspartei fährt fort, die inneren Fra- 
gen im Sinne des autoritären Staates mit weitgehenden Voll- 
machten zu erörtern. 

Der Beitritt zum Ostpakt der Nachbarn ist schon erwähnt. 
Die besondere Stellung Litauens wurde dazu durch das Regie- 
rungsblatt „Lietuvos Aidas“ so formuliert: 


„Litauen hat den Pakt nicht mitunterzeichnet, an dem acht Mächte 
beteiligt sind, da er eine Territorialklausel enthalte, die den status quo 
gewährleisten soll. Durch die Anerkennung dieser Formel würde Litauen 
das von Polen besetzte Wilnagebiet als Bestandteil Polens anerkannt 
haben, während Litauen dieses Gebiet als zu Litauen gehörig betrachtet. 
Die Territorialformel ist verfehlt, weil ein de-facto-Besitz auch ohne Be- 
rechtigung entstanden sein kann. Aus diesen Gründen hat sich Litauen zur 
Unterzeichnung eines Sonderpakts mit der Sowjetunion entschlossen, der 
mit dem anderen Ostpakt übereinstimmt, aber eine Territorialklausel 
nicht enthält. Auf eine Nachgiebigkeit Litauens in der Wilnafrage darf 
niemals gerechnet werden. Ein Dokument, welches in irgendeiner Form 
litauisches Gebiet als zu Polen gehörig hinstellt, wird kein litauischer 
Staatsmann unterzeichnen.“ 


5. Memel. 


Das neue litauische Gesetz über die Neuregelung der Ge- 
richtsverfassung und Advokatur vom 11. pi das 
am 15. September in Kraft tritt, ist für das memelländische 
Justizwesen sehr einschneidend. Es unterstellt die memelländi- 
schen Gerichte der Aufsicht des litauischen Justizministers, stellt 
die Ernennung der Richter und die Zulassung der Rechtsanwälte 
in dessen Ermessen, wodurch der Überfremdung durch Fremd- 
stämmige und Juden vorgebeugt wird. Für das Memelgebiet wird 
die Zuständigkeit in einer Reihe richterliher Entscheidungen 
wie in der Frage des Staatsschutzes und der Militärpflicht, Ver- 
gehen der Staatsbeamten und eine Reihe zivilrectlicher An- 
gelegenheiten der memelländischen Gerichtsbarkeit entzogen 
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und der großlitauischen übertragen. Die memelländische Staats- 
anwaltschaft wird dem litauischen Oberstaatsanwalt unter- 
eordnet. Diese Eingriffe sind eine Verletzung des Memelstatuts. 
azu kommt noch die Kürzung des Finanzausschusses für das 
Memelland um 20%. In dieser Höhe ist der ganze litauische 
Haushalt gekürzt, aber im Memelgebiet war Bisher noch gar 
nicht gekürzt, so daß dieser Schritt sehr empfindlich ist. 


6. Lettland. 
Der Chefredakteur der Rigaschen Rundschau, Dr. Paul 


Schiemann, im Nationalitätenkongref, überhaupt in jeder 
Erörterung der Minderheitenfragen bekannt und hochgeschätzt, 
ist nach über fünfundzwanzigjähriger Tätigkeit in dieser Stel- 
lung wegen schwerer Krankheit ausgeschieden. Er hat sich größte 
Verdienste um das Deutschtum in Lettland und um die deutschen 
Minderheitsangelegenheiten überhaupt erworben. Sein Nach- 
folger ist in dem gleichen Kreise aber auch lange wohl bekannt 
als Herausgeber der Wiener Zeitschrift „Nation und Staat“. Es 
ist Baron F. Üxküll. 


Am 8. Juli wurde zwischen Lettland und Englandein 
Wirtschaftsabkommen im Sinn jener Einzelkontingentsabmachun- 
gen geschlossen. Es sichert Lettland den Absatz von Butter, Bacon 
und Eiern auf dem englischen Markt auf derselben Grundlage zu, 
wie dies für die skandinavischen Staaten geschieht. Lettland er- 
klärt sich seinerseits bereit, den Zoll auf schottische Heringe zu 
ermäßigen. Für die Heringe wird ein Kontingent geschaffen, das 
75 % der Einfuhr des Jahres 1931 beträgt. Die Vereinbarung ist 
für ein Jahr abgeschlossen und tritt am 15. Juli in Kraft. 


?. Estland. 


Nach einer stürmischen Parlamentssitzung (47 gegen 45 Stim- 
men) hat Estland ab 28. Juni auch den Goldstandard ver- 
lassen. Die Krone soll auf den Stand der schwedischen Krone, 
also um ein Drittel unter die Goldparität gesenkt werden. Doch 
soll sie nicht an die Schwedenkrone gebunden, sondern auf dem 
neuen Stand stabil gehalten werden. Das Land kämpfte schon 
seit dem September 1931, als England vom Golde ahbging, um 
diese Frage. Erst 1927 war die Finanzreform und die Bindung 
an das Gold mit Hilfe des Völkerbundes durchgeführt; ein eng- 
lischer Berater hatte dabei mitgeholfen. Unter der Wirtschaftsnot 
ist die Deflation in der Wirtschaft untragbar geworden, für die 
Landwirtschaft, die Gehaltsempfänger, die Holzausfuhr, den 
Staatshaushalt. So hat man den Schritt getan, zugleich mit Ein- 
setzung eines Preiskommissars gegen Preiserhöhungen, und 
hofft auf Belebung der Wirtschaft, wie alle Staaten dieser Art. 
Auch die Gold- und Valutaklausel ist sofort aufgehoben worden. 
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Der Volksentscheid über die, wie berichtet, geschei- 
terte Verfassungsänderung ist nach Beschluß des Präsidiums der 
Staatsversammlung auf den 14. bis 16. Oktober d. J. angesetzt. 

Sehr beträchtlich nimmt gerade hier die Nationalsozia- 
listische Bewegung namentlich unter den Balten zu. Sie 
hat ein Organ „Der Aufstieg“, in dem die Grundsätze am 25. Juni 
veröffentlicht waren. Auch die estnische Presse behandelt recht 
verständnisvoll die positiven Ziele dieser Bewegung der „Frei- 
heitskämpfer“. 

Am 30. Juni hat Estland seine beiden größten Kriegs- 
schiffe „Lennuk“ und „Wambola“ an die Republik Peru gegen 
eine Barzahlung von 410000 Dollar Gold verkauft. Zur Begrün- 
dung wird angeführt, daß Estland zwar unbedingt eine Kriegs- 
marine brauche, aber diese beiden Torpedokreuzer dazu nicht 
geeignet wären. Der Erlös soll zur Erneuerung der Seestreit- 

räfte verwendet werden, wofür man zunächst an zwei Unter- 
seeboote und einige schnellfahrende Motortorpedoboote denkt. 


8. Finnland. 


Am 1. und 3. Juli fanden die Reichstagswahlen statt 
mit dem Ergebnis: 1,1 Millionen Stimmen wurden abgegeben, 
und zwar Sozialdemokraten 412759 (1930 — 386026), Landbund 
249086 (308280), Sammlungspartei und vaterländische Volks- 
bewegung 186 824 (213 043), Schweden 115 385 (122589), Progres- 
sisten 82 476 (65 830), Kleine Landwirte 36 817 (20883), Volkpartei 
8549 (0). Die Zusammensetzung des neuen Parla- 
ments ist: Sozialdemokraten 78 66), Landbund 53 (59), Samm- 
lungspartei und vaterländische Volksbewegung 32 (42), Schweden 
21 ((21), en 11 (11), Kleine Landwirte 3 (1), Volks- 
pore 2 (0). Dieses Ergebnis überrascht, erklärt sih aber leicht. 

er Sozialdemokratie sind die Stimmen der Kommunistischen 
Partei, die 1930 verboten wurde, zugefallen. Das nationale Lager 
(Sammlungspartei und Lappo) war zersplittert, zählt außerdem 
viele Anhänger, die noch nicht das Wahlalter von 24 Jahren 
haben, und Lappo ee nach seinem ganzen Wesen auf 
nee Arbeit keinen Wert. Die 32 Abgeordneten 
werden zumeist Lappomänner sein. Die Position der Regierung 
(Kabinett Kivimäki) bleibt unverändert. 

Die Aktivität der Lappobewegung, die durch eine 
Frauenorganisation unter Führung der Gattin des früheren 
Generalstabschefs Wallenius ergänzt worden ist, wird jetzt erst 
recht zunehmen. Wobei unter Lappo verschiedenes zusammen- 
gekommen ist: die eigentliche Lappobewegung (Führer Kosola), 
die nach ihrem Führer benannte ausgesprochen nationalsozialisti- 
- „Kalsta-Bewegung“ und die bäuerlichen sog. „Krisen- 
eute“. — 

Abgeschlossen am 21. Juli 1933. 
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Bücherschau. 


Sow jetrecht. 


Koerber, Lenka von: Sowjetrußland kämpft gegen das 
Verbrechen. Berlin 1933. Rowohlt Verlag. 212 S. Preis: Kart. 
4,50 RM., Lw. 6,— RM. | 

Krauß, Harry: Das Strafgesetzbuch der Russischen Sozia- 
listischen Föderativen Sowjet-Republik vom 22. November 1926 
mit den Änderungen bis zum 1. August 1930 im Vergleich zum 
geltenden und künftigen Deutschen Strafrecht. Inaugural-Disser- 
tation. Bischofswerda 1933. Friedrich May. 88 S. 

Maurach, Dr. jur. Reinhart: Grundlagen des räte- 
russischen Strafrechts. Berlin 1953. Vahlen Verlag. 205 S. Preis: 
Geh. 9,50 RM. (Quellen und Studien, Abtlg. Recht, N. F. 10. Heft). 


Das Buch von Lenka von Koerber ist fesselnd und anregend und 
doch ein Bud, das die Verhältnisse auf dem einschlägigen Gebiet so zeigt, 
wie die Machthaber des Sowjetstaates sie dargestellt zu sehen wünschen. 
Die Verfasserin teilt eben das Schicksal zahlloser Vorgänger, die da glaub- 
ten, Einblik in die wahren Verhältnisse zu gewinnen und sich durch den 
scheinbaren Mangel an ständiger Führung und Beobachtung seitens der 
Sowjetorgane zu dem Trugscluß verleiten ließen, das von ihnen Gesehene 
und Gescilderte entsprehe der Wirklichkeit. Man darf nicht vergessen, 
daß der Strafvollzug (soweit er sich gegen das Verbrechertum und nicht 
gegen „unerwünschte Elemente“ schlechthin richtet) zu denjenigen Gebieten 
gehört, die von der Sowjetregierung mit besonderer Vorliebe zu Propa- 
gandazwecken ausgewertet werden. 

Die Dissertation von Krauß ist eine durchaus gewissenhafte und 
fleißige Abhandlung, die die gesamte deutschsprachige Literatur berück- 
sichtigt. Der zweite Abschnitt der Arbeit, der dem besonderen Teil gewidmet 
ist, liegt im Druck nicht vor. 


Das neue Werk des durch seine gediegenen Abhandlungen über 
Sowjetstrafreht bekannten Dr. Maurach bringt eine Gegenüberstellung 
der kommunistishen und „bürgerlichen“ (liberalen und konservativen) 
Staatsauffassung und Rechtsordnung. In dem Schlußkapitel wird das Straf- 
recht des Bolschewismus dargelegt, nachdem der Verfasser in den vorher- 
Beenden Kapiteln sih mit den Fragen: Bolschewismus und Strafrecht des 
ürgerlichen abstrakten Staates, Strafrecht des Liberalismus und Staats- 
absolutismus (d. h. Konservatismus) auseinandergesetzt hat. Die Arbeit ist 
ein wertvoller Beitrag zum Problem des Sowjetstaates. Sie dürfte beson- 
deres Interesse in einem Zeitpunkt beanspruchen, in dem die Sowjetregie- 
rung sich anschickt, das jahrelang vorbereitete neue Strafgesetzbuch ein- 
zuführen, dessen geistiger Urheber und Mitverfasser der gegenwärtige 
Justizkommissar Krylenko ist, ein Gesetzbuch, das, wie der Verfasser be- 
merkt, das „erste geschlossene Präventivkriminalreht eines modernen 
Kulturkreises“ vorstellen soll. 


Historische Sowjetromane. 


Tarassow-Rodionow: Juli. Roman. Berlin 1932. 
Neuer Deutscdier Verlag. 748 S. Preis: kart. 3,60 RM., geb. 
5,40 RM. 

Bogdanow, Nikolai: Dorfund Kommune. Berlin 
1933. Verlag: Der Bücherkreis. 231 S. Preis: geb. 4,50 RM. 


Die Romandhronik von Tarassow-Rodionow, deren zweiter 
Teil, „Juli“, jetzt deutsch (übersetzt von Olga Halpern) vorliegt, ist ein 
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lehrreiches Beispiel für die Gestaltung erlebter und nachträglich revidierter 
und nach bestimmten Gesichtspunkten ausgerichteter Geschichte. Es ist eine 
Chronik nicht im buchstäblichken Sinne des Wortes, aber mit all der Um- 
ständlichkeit und „Naturtreue“ zusammengearbeitet, die nur aus größerer 
Entfernung von den a möglich ist, Resultat mühevollen Sammelns 
von erlebtem und gedrucktem Material, das nicht wahllos aneinandergereiht 
oder in der Art einer Montage gruppiert ist, aber trotzdem als solches 
dramatisch zu uns spricht. Große Bartien des Buches lesen sich wie steno- 
graphische Protokolle von Versammlungen, bei denen aber mit der Ge- 
wissenhaftigkeit und Naturnähe des russischen Romanschriftstellers klassi- 
scher Tradition jeder Zwischenruf, jede Bewegung im Publikum, jedes Ge- 
räusch mit seiner Nuance registriert und eingezeichnet ist. In ungeheurer 
Breite, und mit der ganzen Schwerfälligkeit einer Chronik, die unter Beibe- 
haltung von Namen und Daten etwas fast Urkundliches darstellen soll, rollt 
sih die Geschichte weniger Tage und Wochen ab. Das Tempo und der 
Rhythmus der Ereignisse sind, wie der russishe Titel der Trilogie, 
„Schwere Schritte“, andeutet, gewissermaßen aufgelöst in eine Unzahl von 
einzelnen Bewegungen, die als Ganzes eine Gesamtbewegung, einen histo- 
rischen Akt vor den Blicken entstehen lassen. 


Es handelt sich thematisch um eine der schwierigsten Aufgaben des modernen 
historischen Romans: die innere Entwicklung, das Reifwerden einer Massen- 
bewegung sichtbar zu machen, vor Augen zu führen, wie aus einer Vielzahl 
von Diskussionen, Reden und Gesprächen offizieller und privater Art die 

roße Resultante, der Umbruch im Massenbewußtsein, ein entscheidender 
endelshlag der Revolution sich vorbereitet und vollendet. Für die ge- 
schichtlihe Wertung der sog. „ulitgget in der Auffassung der Bolschewisten 
sind die äußeren Ereignisse, der Petersburger Massenaufstand vom 3. und 
4 Juli 1917 und seine Unterdrückung durch die provisorische Regierung, 
nicht das Entscheidende, was diese Tage zu einem historischen Wendepunkt 
ersten Ranges in der Geschichte der Februar-Revolution macht. Es sind 
vielmehr die inneren gescichtlihen Vorgänge, die Neugruppierung der 
Parteien und die entscheidende Erkenntnis bei den bolschewistischen Füh- 
rern, daß der Weg der allmählichen friedlichen Eroberung der Macht im 
Rahmen des bestehenden Staates aussichtslos geworden ist, daß nur noch 
der revolutionäre Weg übrigbleibt. Darzustellen, wie sich diese Erkenntnis, 
ausstrahlend von einzelnen Zentren, gleich einer Lichtwelle fortpflanzt und 
in der Massenwoge vielfältig bricht, war die eigentlihe Aufgabe des rück- 
schauenden Chronisten. 


Das ist das Neue und Interessante an diesem Buche, das im übrigen. 
in der Verteilung von Licht und Schatten, in der Zeichnung der historischen 
Persönlichkeiten streng nach der Schablone der augenblicklichen parteiamt- 
lichen Schulmeinung letzter Redaktion gearbeitet ist. Das geht soweit, daß. 
abgesehen von Kadetten, Menschewisten, Sozialrevolutionären, Generälen 
usw., von Trotzki und seinen Anhängern, die eo ipso im Inferno sitzen, 
auch Leute wie Semaschko, die vor nicht allzu langer Zeit in Ungnade fielen, 
ihre schlechten Seiten schon in der Revolution bewiesen haben, die gewisser- 
maßen alles Kommende schon in nuce vorgeformt hat. Neu und in seiner 
Konsequenz erstaunenswert ist, daß der Autor, der von sich aus in der ld- 
Erzählung schreibt und als historische Nebenperson auftritt, seine eigenen 
Gedanken und Handlungen nacdträglih einer strengen sozialen Analyse 
unterzieht und selbstanklagend kritisiert. Als „revolutionärer Abkömmling 
des Kleinbürgertums"“ (er war als Fähnrih durch die Soldatenräte allmüh- 
lich den Bolschewisten nähergekommen), konnte er, so argumentiert er, da- 
mals natürlich die wirklichen Ziele des Proletariats nicht begreifen. Diese 
Ziele sind aber, wie sich herausstellt, nichts anderes als die Losungen der 
augenblicklichen Stalinlinie, 

Die neue (von Nina Stein übersetzte) Erzählung von Bogdanow. 
einem jungen Schriftsteller, der sich vor einigen Jahren mit seinem Kom- 
somolzenroman „Das erste Mädel“ einen Namen machte, sei hier nur der 
Vollständigkeit wegen angezeigt. Wenn das Werk von Tarassow-Rodionow 
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trotz seiner historischen Themenstellung, wie wir sahen, eine Reihe von 
weitreichenden darstellerischen und ideologischen Problemen aufrollt, so 
ist das Bogdanowsche Buch (das 1931 im Original unter dem Titel „Wysow“ 
erschien) mit seinem scheinbar aktuellen Thema dem Gegenstand nach ver- 
altet und methodish und künstlerisch uninteressant. Die Vorgänge, die ge- 
schildert werden, beziehen sich auf die Periode vor der Kollektivierung; 
das Verhältnis von Bauerndorf und Kommune ist ganz schematisch gesehen 
im Sinne der Kritik an den frühen Kommunen, die man besser in den Dis- 
kussionen der betreffenden Jahre nadliest. Die Komposition ist schwad, die 
menschlichen Probleme sind etwa die gleichen wie in dem ersten Roman 
des Autors, nur weniger straff gefaft. Die Übersetzung dieses Buches war 
daher überflüssig. W. L. 


Französische Literatur über die Sowjetunion. 


Pierre, André: U. R. S. S. La Fédération Soviétique et 
ses républiques. Paris. 1932. Librairie Delagrave. 134 S., 2 Kar- 
ten. (Bibliothèque d’Histoire et de Politique.) 

Monzie, Anatole de: Petit Manuel de la Russie Nou- 
velle. Édition revue et corrigée. Paris. 1931. Firmin-Didot. 340 S. 
Preis: 10, — Fr. 

Paléologue, Maurice: Alexandra Féodorowna, Im- 
ératrice de Russie. Paris. 1932. Librairie Plon. 254 S. 1 Bildnis. 
reis: 12, — Fr. 

Chadourne, Marc: L’U.R.S.S. sans passion. Paris, o. J. 

[1932]. Librairie Plon. XIV, 223 S., 29 Abb. Prais. 15, — Fr. 

Paraf, Pierre: Les Russes sont-ils heureux? Paris, o. J. 
[1932]. E. Flammarion. VIII, 210 S. Preis: 12, — Fr. 

Maillart, Ella: Parmi la jeunesse Russe. De Moscou au 
Caucase. Préface de Luc Durtain. Paris, o. J. [1932]. Fasquelle. 
254 S., 2 Karten, 16 Abb. Preis: 12,— Fr. 

Altora Colonna de Stigliano, Prince d’: Les 
Soviets en Chine. Pe comprendre le drame chinois.) Paris. 
1930. Brügge. Desclée et Brouwer et Cie. 114 S. 

Vermeylen, Auguste: Impressions de Russie. Paris 
und Brüssel. 1932. Verlag L’Eglantine. 76 S. 

Vichniak, Marc: Lénine. Paris. 1932. Librairie A. Colin. 
266 S. Preis 20, — Fr. 

Catalogues des „Bibliothèque et Musée de la 
Guerre“. Catalogue méthodique du Fonds Russe: de la 
Bibliothèque. Rédigé par Alexandra Dumesnil, avec la 
colloboration de Wilfrid Lerat. Introduction par Camille 
Bl oci Paris. 1932. Alfred Costes. XIV, 734 S. Gr.-8%. Preis: 
200, — Fr. 

Grenard, Fernand: La Révolution Russe. Paris. 1933. 
Verlag A. Colin. 392 S. 3 Karten. 

Bei der Beurteilung der neuesten französischen Literatur über die Sow- 
jetunion muf man im Auge behalten, daß die Periode der leidenschaftlichen 

olemik, der Kampfscriften pro und contra — viel öfter contra als 
ro — im Abflauen begriffen ist. Jetzt will man sich in erster Linie in- 
ormieren, 


Diesem Bedürfnis dient das Buh von A, de Monzie, dem jetzigen 
französischen Kultusminister, der 1924 eine bedeutende Rolle in der An- 
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erkennung der UdSSR durch Frankreich gespielt hat. Der Verfasser, der 
das Land auch aus eigener Anschauung kennt, bemüht sich ehrlich, dem 
französischen, noch stark voreingenommenen Leser ein objektives Bild des 
heutigen Rußlands zu entwerfen, wobei er auch die Schattenseiten nicht ver- 
gift; das Buch sollte ein Fragment eines politisch-sozialen „Baedekers” durch 
das neue Europa sein. Die Schilderung der jetzigen Zustände wird durch 
eine für den Umfang des Buches zu breit angelegte „Vorgeschichte der Re- 
volution“ eingeleitet (Kapitel I bis V). Die Tatsachen sind — von einigen 
unwesentlichen Fehlern abgesehen — richtig wiedergegeben. Der zweite Teil 
(Kapitel VI bis X) gilt der physischen und politischen Geographie der Union, 
ihren öffentlichen Einrichtungen, der wirtschaftlichen, sozialen und mili- 
tärischen Organisation, den Beziehungen zum Auslande (am ausführlichsten 
werden die Verhandlungen mit Frankreich behandelt, an welchen der Ver- 
fasser wiederholt teilgenommen hat), und scließlih dem Fünfjahrplan. 
„Eine neue Zivilisation entwickelt sih in Rußland“, schließt de Monzie. — 
„Man kann ihr Ideal, ihre Methoden verneinen, — aber keineswegs ihre 
Dynamik.“ 

Auch A. Pierre, der ehemalige Professor des ‚Institut Francais’ in 
Petersburg, will sine ira et studio ein reines Informationswerk schreiben: 
er fälle keine Urteile, weder positive noch negative, sein Buch wendet sic 
„an alle diejenigen, die dokumentierte Tatsachen Meinungen vorziehen“. 
In drei knappen Abschnitten wird die geographische, politisch-administrative 
und wirtschaftlihe Struktur der Sowjetunion geschildert. Die Daten sind 
fast ausschließlich offiziellen Sowjet-Publikationen entnommen; die Statisti- 
ken reichen bis zum Jahre 1931. Zum Unterschied von den meisten anderen 
französischen Autoren (auch von de Monzie), schöpft A. Pierre, der di 
russische Sprache beherrscht, direkt aus den Quellen; so bleiben ihm grobe 
Fehler und Mißverständnisse erspart (jedoch behauptet er auf S, 15, daß 
die höchsten Punkte Rußlands — nicht einmal 500 Meter erreichen). Die 
Darstellung ist lebendig und klar. 

M. Chadourne, Ella Maillard und P. Paraf haben über ihre 
Reisen durch die Sowjetunion typische Reportage-Bücher geschrieben: flüc- 
tige Eindrücke, mehr oder weniger geistreihe Plaudereien, gar keine Vor- 
kenntnisse (nur Ella Maillard scheint etwas Russish zu sprechen), Am 
frischesten ist Chadournes farbenreihes Buch; am plattesten das Parafs. 

„Les Soviets en Chine’ von Fürst d’Altora Colonna de Stigliano 
ist ein Angriff gegen die kommunistische Propaganda in China und, im all- 
gemeinen, gegen die Lehre Lenins und die IlI, Internationale. China könne 
von der Gefahr nur durch das Christentum gerettet werden. 


M. Pal&ologue, der frühere Botschafter in Petersburg, schildert, 
mit großer Pietät, das unselige Schicksal der letzten Kaiserin von R d 
Persönliche Erinnerungen aber, die man hier erwarten könnte, fehlen fast 
gänzlich. (Einiges Neue über Rasputin S. 143 ff., S. 209 f). Das elegant und 
stilsicher geschriebene Buch des Verfassers der „Russie des Tsars pendant la 
Grande Cherre“ gehört eher in das Gebiet der schöngeistigen, als histo- 
rischen Literatur. 

. Vermeylens flott Posarienenes Buc stellt einen fast unver- 
änderten Abdruck bzw. eine Übersetzung seiner in verschiedenen französi- 
schen und flämischen sozialistischen Zeitungen erschienenen Artikel dar. 
Seine „Eindrücke“ von der im August—September 1931 unternommenen Reise 
durch Rußland sind flüchtig und oberflächlich: seine Einstellung, im Gegen- 
satz zur Mehrheit der belgischen Sozialisten, bejahend: er sieht in der Sow- 
jetunion „eine von einem Glauben und von einem lebendigen Ideal be- 
seelte Gemeinschaft.“ 

M. Vichniak, Herausgeber der Pariser Emigranten-Zeitschrift „Sow- 
remennyja Sapiski“, will Lenins Biographie „nach der psychologischen Me- 
thode von Balzac" gestalten, „welcher sich weniger für die Moralität oder 
Immoralität seiner Helden, als für die Stärke ihrer Leidenschaften und ihrer 
Charaktere interessiert.“ Es versagen ihm aber die Kräfte, ein plastisches, 
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künstlerisch überzeugendes Lebensbild zu schaffen: seine Arbeit bleibt eine 
mittelmäfige publizistische Leistung, die ihren Gipfel in der Charakteristik 
Lenins als eines „uneigennützigen Herostrates” erreicht. Das Buch soll „fast 
ausschließlich“ nach „Urkunden und authentischen Äußerungen des Führers 
und seiner nächsten Parteigenossen“ geschrieben sein. Quellen sind aber nir- 
gends angegeben; so bleibt manches unkontrollierbar: z. B. die Behaup- 
tung (S. 97), Lenin habe in Clausewitz Hegels Vorläufer (?) gesehen. 

Der sehr sorgfältige Katalog des russischen Bestandes 
der reichhaltigen Bibliothek des Pariser Kriegsmuseums ent- 
hält mehr als 6000 Bücher-, Zeitschriften- und Aufsätzetitel, in metho- 
dish durchdadten, übersichtlichen Abteilungen gruppiert, und bildet, auch 
für sich, ein nützliches bibliographisches Nachschlagewerk. 

Zum Unterschied von anderen, hier besprochenen Schriften, will das 
Buch von Grenard nicht nur informieren — seine Information ist auch 
viel vollständiger und gründliher —, sondern auch erklären. Er arbeitet 
viel mit historischen Analogien: so vergleicht er die verfehlte Revolution 
von 1905 mit der ersten Etappe der französischen Revolution (1789), und 
die „bürgerliche“ März-Revolution von 1917 mit den Ereignissen von 179. 
Die Hauptursache des Gelingens des bolschewistishen Umsturzes und der 
Dauer der bolschewistischen Diktatur erblikt er in der jahrhundertelangen 
Gewöhnung des Volkes an das absolutistishe Regime, mit seinem alles 
durchdringenden bürokratishen Apparat und seiner allmäctigen Polizei. 
Die bolschewistishen Führer „üben ihre Macht im Geiste der Selbst- 
herrscher aus, die sie abgelöst haben“. Der Staat, den sie aus den Trüm- 
mern wieder aufgebaut haben, sei „ein kondensierter Extrakt der alten 
Autokratie“; ihre wirtschaftliche Organisation, eine etatisierte Form des 
kapitalistischen Imperialismus, auf nationaler Grundlage Auch Lenin 
war, Grenards Auffassung nach, „russe avant tout“. 

Die Tatsachen sind — von einigen wenigen Ungenauigkeiten abgesehen 
— richtig wiedergegeben. Die Dokumentierung ist reichhaltig und beruht, 
größtenteils, auf zuverlässigen Quellen. Die Darstellung ist lebendig und 
auch dann packend, wenn es sih um allgemein bekannte Dinge an 
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Geographie. 

Europäisches Rußland und die Randstaaten. 
Flemmings Generalkarte Nr. 32. 12. Aufl. Maßstab 1 : 4500 000. 
Format 70X91 cm. Braunschweig. Verlag Georg Westermann. 
Preis: 2,80 RM. 

Hartmann, Edgar von: Durch die Steppen Sibiriens. 
Berlin. 1933. Verlag Reimar Hobbing. 160 S. 48 Kupfertief- 
druckbilder. Preis: Gln. 6,— RM. 


Die sechsfarbige Karte reicht vom Nördlihen Eismeer nach Süden 
bis zum Schwarzen und Kaspischen Meer, von Danzig, Bromberg und Posen 
im Westen bis zum Ural im Osten. Der Maßstab ermöglicht einen guten 
Überblick. Mit Farben sind die Staatengrenzen eingetragen. Innerhalb der 
Sowjetunion findet man die Grenzen der verschiedenen Verwaltungsein- 
heiten bis zu Krai und Oblastj. Die Bundesrepubliken und Autonomen 
Gebiete sind in der Fläche farbig angelegt. Hierdurch sowie durch die Tat- 
sache, daß in die Bezirke noch mit verschiedenfarbigen und ungleich großen 

ypen Namen eingedruct sind, leidet vielleicht ein wenig die Klarheit der 
ohnedies schon — notgedrungen — sehr dicht bedruckten Karte. 

Die Mitarbeit eines in diesen Fragen so erfahrenen Mannes wie 
A. Radò gewährleistet, daf Grenzen, Eisenbahnlinien und Namengebung 
zuverlässig auf den neuesten Stand gebracht sind. Für den Kaufmann und 
Reisenden wäre etwa eine deutlihe Angabe der Grenzstationen noch er- 
wünscht; ein Ort wie Negoreloje sollte verzeichnet sein. Im übrigen liefe 
sih der Titel der Karte kritisieren. Warum entschließt man sich immer 
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noch nicht, das Staatengebilde östlih Polens bei seinem amtlichen Namen 
zu nennen: UdSSR? Über die politische Zweideutigkeit des Begriffes „Rand- 
staaten“ hat sich G. Cleinow vor einigen Jahren geäußert. Ferner ist bei 
den Ortsnamen nicht einzusehen, warum für Jekaterinburg, Jekaterinoslaw, 
Alexandrowsk z. B. nicht Swerdlowsk, Dnjepropetrowsk, Saporoshje in 
erster Linie angegeben werden; die neuen Namen sind heute „eingebürgert“ 
und a eine wirtschaftliche oder politische Orientierung wichtiger als 
ie alten. 

In der verhältnismäßig langen Reihe der deutschen Sibirienliteratur 
ist das neue Buch von E. v. Hartmann besonders wegen seiner zahl- 
reichen, künstlerisch hervorragenden Photographien zu begrüßen. Die viel- 
fah auch wissenschaftlich qualifizierten Bilder führen den Betrachter in 
die Welt der kirgisischen „eppen, in das Altai-Vorland, in die Gegenden 
um Tsceljabinsk, Semipalatinsk, Akmolinsk und Omsk, das wir im Text 
als Zentrum der westsibirischen Steppe, als Handelsplatz und Karawanen- 
ort geschildert bekommen. Auf ausgedehnten Wagenfahrten und Kamel- 
ritten hat der Verfasser die unendlihe Weite dieser wunerschlossenen 
Länder kennen gelernt. Seine Reise führte ihn von Omsk nach Norden in 
die Tundra, die er zusammen mit Pelzjägern, Tungusen und Wogulen im 
Kampfe gegen Wölfe und Schneestürme wochen- und monatelang durd- 
streift. Dieses Buch ist ein guter Band in der „Bibliothek der Fahrten und 
Abenteuer“. Manchmal fühlen wir uns an die meisterhaften Schilderungen 
des Freiherrn von Kapherr erinnert. Von Politik wird mit keiner Silbe 
eredet, aber man spürt zwischen den Zeilen nicht nur die Schönheiten Si- 

iriens. sondern auch die großen Aufgaben dieses „gewaltigen unermeflicen 
nordischen Landes“, W. St. 
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Die Naturschätze der Sowjetunion. 
Von Dr. H. Saller- Regensburg. 


Die Erforschung der Naturkräfte der Sowjetunion hat schon 
vor 100 Jahren begonnen, sie hat aber erst in den letzten drei 
Jahren große Fortschritte erzielt, so daß sich das Bild, das man 
sich bisher von diesen Naturkräften gemacht hat, in den letzten 
Jahren ganz wesentlich gewandelt fiat. Die Sowjetunion ist 
wohl das an Naturschätzen gesegnetste Land der Erde. Es ist 
für unsere Begriffe unfafbar groß und reich, aber die meisten 
dieser Naturschätze sind noch nicht ausgenützt, überhaupt noch 
nicht zugänglich, viele noch kaum erfaßt und bekannt. Sie sind 
daher größtenteils vorderhand noch nichts weniger als pro- 
duktiv. Die geologische Untersuchung ist in der Sowjetunion 
weit im Rückstand. Für das große Sibirien besteht eine annehm- 
bare geologische Karte nur für etwa 11 v. H. der Fläche. Be- 
kannt ist ja vor ae Jor om der Fall des tungusischen 
Meteorits. Es mußten Expeditionen abgeschickt werden, um 
überhaupt erst herauszubringen, wo sich der Fall abgespielt 
hatte. Geologische Untersuchungen im großen sind für das 
ganze Reich geplant, aber vorderhand fehlt es noch an Material 
und eb Menschen. | 

Wenn man die Tageszeitungen verfolgt, so staunt man, was 
an Naturschätzen immer neu gefunden wird. Kaum eine Nummer 
führender Wirtschaftszeitungen, in der nicht irgendein neuer 
Fund an Kohle, Eisenerz, Mangan, Kupfer, Chromit, Phosphorit, 

rennschiefer, Bauxit, Basalt, Antimon, Quecksilbererzen, Gra- 
phit, Schwefel, Jod, Ton, Kali, Naphtha usw. aufgedeckt wird. 
Anderswo würde fast jeder solche Fund größtes Aufsehen er- 
regen, in den Sowjetzeitungen sind und bleiben es meist kurze 
Mitteilungen von wenig Zeilen. Freilich sind viele dieser Funde 
erst in weiter Ferne zugänglich. Rußland ist seiner Natur nach 
das Land unermefllicher Ablagerungen, und 70 v. H. seiner 
Naturschätze beruhen auch auf ihnen. 

Die Sowjetunion behauptet, innerhalb ihres ein Siebentel 
der Festlandsoberflähe der Erde umfassenden Raumes sich 
völlig selbst versorgen zu können. Früher fürchtete 
man nur, in Kautschuk vom Auslande abhängig zu bleiben, allein 
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auch diese Befürchtung ist, wie wir hören werden, unbegründet. 
Sie behauptet weiter, auf Grund ihres vom Begriff individuellen 
Eigentums an Grund und Boden und an den Produktionsmitteln 
freien Systems die vorhandenen Naturschätze in großen, Indu- 
strie, Landwirtschaft, Verkehr usw. umfassenden Kombinaten 
einer viel ausgiebigeren und vorteilhafteren Ausnützung zu- 
führen zu können als das kapitalistische. Jedenfalls wird die 
Entschließfung neuer Naturschätze mit einer vor nichts zurück- 
schreckenden Energie und unter Zuhilfenahme der neuesten 
gravimetrischen, seismographischen, elektrischen und anderer 
Forschungsverfahren betrieben. Im laufenden Jant 1933 (ein 
förmlicher zweiter Fünfjahrplan ist vorderhand nicht aufge- 
stellt) sollen zu diesem Zwecke auch wieder verschiedene wichtige 
Bahnen wie Karaganda—Kounrad, Taschhkent—Alma—Alik, 
Tkwartschelsker Abzweigung u. a. erbaut werden. 

Das Kohle- und Brennschiefervorkommen Ruß- 
lands wurde vor dem Weltkriege auf 130 Milliarden Tonnen ge- 
schätzt. Vor wenigen Monaten noch las man 680—700 Mrd. Tons. 
und heute spricht man von 1 Trillion 113 Mrd. Tons (bei etwa 
8 Trill. Weltvorrat), davon 80 v. H. Steinkohle. Man erwartet 
.von dem so gut wie noch unerforschten tungusischen Kohlen- 
vorkommen vielleicht noch weitere 100 Milliarden ausgezeichne- 
ter Kohle bei großer Wärmekraft, geringem Aschengehalt und 
guter Verkokbarkeit. 

Das Donezgebiet hat auf etwa 500 qkm Fläche einen Kohlen- 
vorrat von ungefähr 70 Mrd. Tons, etwa auf 200 Jahre. Die auf- 
gedeckten Vorräte von ungefähr 1,5 Mrd. Tons reichen erst auf 
elf Jahre. Das Donezgebiet galt bisher als die Kotschegarka 
(Heizerin) der Sowjetunion. Sie soll aber immer mehr abge- 
setzt werden. Von 89% im Jahre 1913 ist ihre Bedeutung heute 
schon auf 70 % zurückgegangen. Westsibirien (Kusbass), das in 
naher Zukunft der Mittelpunkt der Kohlenausbeute der Sowjet- 
union werden soll, hat im ganzen etwa 400 Mrd. Tons; er- 
schlossen sind bisher nur 500 Millionen Tons. Es soll zusammen 
mit dem, allerdings 2000 km entfernten, Metallvorkommen des 
Ural das groe metallurgische Ural-Kusnezk-Kombinat, eine 
mächtige chemische Industrie und zugleih in bekannter Kom- 
plexauffassung alle Arten von Industrie, Verkehr, kommunaler 
und Ackerbauwirtschaft bedienen. Immer mehr werden aber 
auch dem Ural nähere Kohlevorkommen (Tschusowsker Rayon 
200 Min. Tons Kohle bester Sorte), allerdings nicht verkokbar. 
ebenso dem Kusbass nähere Erzvorkommen entdeckt. Im Tel- 
besker (Kusnezkstroj) Bezirk sind 15 km voneinander entfernt 
Eisenerz- und Steinkohlenfunde gemacht worden. 

Im Fernostkreis (von Wladiwostok ausgehend, das ganze 
Ufer des Stillen Ozeans umfassend), in dem jetzt 230 geologische 
Expeditionen arbeiten und von dem erst etwa 3 v. H. geologisch 


700 


untersucht sind, werden Kohlenvorräte zu 30 Mrd. Tons ange- 
geben. Sie vereinigen sich hauptsächlih im Burejinsker Be- 
zirk auf einer Fläche von 6000 qkm. Im Irkutsker Kohlenbassin 
werden 60 Mrd. Tons und im Kansker Kohlenbassin mindestens 
40 Mrd. Tons Steinkohle geschätzt. Das Tungusker Kohlen- 
becken ist noch so gut wie fast gar nicht erfaßt. Für das ganze 
Angara-Jenissej-Gebiet wird ein Kohlenvorrat 21;mal so groß 
wie das Donezbassin angenommen. Das sehr vielseitige Kohle- 
vorkommen an der Petschora im Norden des open Ruß- 
lands wird auf 125 Mrd. Tons geschätzt. Diese Menge bildet 
aber jedenfalls nur einen Teil dessen, was im Nordkreis noch 
zu erwarten ist. Besonders am Workitafluß, 400—500 km von 
peor ij Schar (Insel Waigatsch), liegen grofe Steinkohlen- 
öze fast unbedeckt auf der Oberfläche. 

In Karaganda in Kasakstan (Mittelasien) wird (nach Donez 
und Kusnezk) die dritte Kohlenbasis der Sowjetunion errichtet, 
die dem Ural-Kusnezk-Kombinat ebenfalls viele Millionen Tons 
Kohle liefern soll. Man hat dort schon etwa 500 Millionen Tons 
Kohle, der größte Teil verkokbar, festgestellt. Man erwartet 
weitere Aufdeckungen zwischen Karaganda und dem Südural. 
Am Sulu-Terek, Nebenfluß des Tschu (Kasakstan), sind reiche 
Steinkohlengruben gefunden worden. 

Das Moskauer Braunkohlevorkommen wurde seit dem Welt- 
kriege um das 1200fache, das an industriefähiger Braunkohle 
um etwa das 200fache größer festgestellt als vor dem Krieg. Das 
Moskauer Kohlevorkommen wird auf 820 Min. Tons geschätzt. 
Es bauen sich Kraftwerke auf der Ausnützung dieses Kohle- 
vorkommens auf (Kaschira). Im Nordkaukasuskreis (Bezirk 
Kanigin und Rasdorskaja) sind 1,5 Mrd. Tons Kohle, an der 
Wolga und am Ural, im Tschuwaschsker und Basdıkirsker Kreis 
Kohlenmengen (meist Braunkohle) aufgedeckt worden. 
n Transkaukasien befinden sich bedeutende Vorräte an hoch- 
wertigen Kohlen (Tkwibulsker, Gedatsker und Achalzichsker). 
Im Ural, nahe den Eisenvorräten, sind im Kiselowsker Rayon 
2,6 Mrd. Tons — nicht verkokbar — Steinkohle, bis zu 1800 m 
tief, und im 'I[scheljabinsk-Bassin bis zu 1,3 Mrd. Tons Braun- 
kohle gefunden. Am Schwarzen Meer wurden 30 km von der 
Küste entfernt in den Ikwartschelsker Gruben, zu deren Er- 
schließung eine Zweigbahn Otschemtschiri—Kwjesani im Bau ist 
und vor der Vollendung steht, 111 Min. Tons geologische und 
60 Min. Tons industriell verwertbare Steinkohle gefunden. 

In Mittelasien hat man 2,5—3 Mrd. Tons Kohle, teilweise 
auch Steinkohle, entdeckt. 

Das bisher als energiearm verschrieene Wolgagebiet besitzt 
etwa 7,5 Mrd. Tons Brennschiefer auf den Höhen des 
Obschtej-Syrt, im Kaschspirsker und Undorsker (Nähe Ulja- 
nowsk, früher Simbirsk) Bezirk. Der untersuchte Teil allein 
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(etwa die Hälfte) ist schon 15 v. H. der Energiewerte des Don- 
bass gleichzusetzen. Der Brennsciefer eignet sih auch 
als Robstoff für chemische Industrien. Seine Abfälle gehen für 
Zementherstellung und Wegbefestigung. Im Nishegorodsker 
und Wjatsker Kreis, nahe bei der Omutinsker Eisengruppe, sind 
große Mengen Brennsciefer aufgedeckt worden. Auch an der 
estnischen Grenze wird in Gdow eine Elektrostation mit Brenn- 
schiefer eingerichtet. Inwieweit die Kohlenfunde der Sow jet- 
union noch weiter wachsen werden, läft sich noch gar nicht ab- 
sehen. Rußland wird an Kohlenvorräten nur noch von USA. 
(3500 Mrd.) und vielleicht noch Kanada (1230 Mrd., darunter 
aber nur etwa ein Viertel Steinkohle) übertroffen. 1937, Ende 
des zweiten Jahrfünftes, sollen 54% der Energieerzeugung auf 
Kohle, 2% auf Brennschiefer eingestellt sein. 


Es gibt kein Land der Erde, das den Vorräten der Sow jet- 
union an Torf gleiches zur Seite zu stellen vermöcte. Auf 
dem Gebiet der Torfausnulzung ist die Union daher mehr auf 
sich selbst angewiesen und weniger als anderweitig in der Lage, 
aus fremden Erfahrungen zu schöpfen und die Stadien ausländi- 
scher Entwicklung zu überspringen. Man unterscheidet in Ruß- 
land je nach der Verwertungsmöglichkeit vier verschiedene Torf- 
arten. Für die noch im Versuchsstadium befindliche Torfver- 
kokung sollen die Torfe der Moskauer, Iwanowsker und 
Leningrader Bezirke geeignet sein. Auch der Uraltorf wird sich 
dazu eignen. Weiter soll Torf vergast und verbrikettiert wer- 
den. Eine Fabrik des Trusts „Torfprodukt“ soll schon Ende 1952 
20000 Tons jährlich liefern. Torfkoks soll hauptsächlich 
für Hochöfen verwertet werden. Das Torfkraftwerk Krasnij 
Oktjabr versorgt neben dem Wolchowwasserkraftwerk die In- 
dustrie von Leningrad. Die Dubrowsker Torfstation mit 
100000 kW folgt in der Versorgung Leningrads. Die Torfstation 
von Schatura und der Klasson-Betrieb bedienen Moskau. Man 
schätzt die Torfvorräte der Sowjetunion auf 115 Mrd. Tons luft- 
trockenen Torfes. Ende des zweiten Jahrfünfts sollen etwa 
15 % der Energieversorgung auf Torf treffen. 

An Wasserkräften steht die Sowjetunion ebenbürtig 
neben USA. mit etwa 65 Mln. PS, von denen aber erst 1,5% 
ausgenützt sind. Der Wolchow (58000 kW), der Swir (zwei 
Kraftwerke mit zusammen 1,6 Mrd. kWh jährlich) sind ausge- 
nützt. Dnjeprostroj (558000 kW, 810.000 PS) liefert 2,5 Mrd. kWh 
Energie jährlich. 

Das Wolgagebiet war bisher energetisch überaus arm. Es 
zehrte an zugeführten Heizstoffen (Naphtha, Masut, Donkohle). 
Die energetische Ausnützung der Wolga ist im Gang. Wasser- 
kräfte, Brennschiefer, Torf sind vorhanden. Es sollen an der 
mittleren Wolga drei groe Wasserkraftstationen mit einer Ge- 
samtleistung von fast 1 Mln. kW bis Frühjahr 1935 gebaut wer- 
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den. Bei Kamischin soll eine Wasserkraftstation errichtet wer- 
den, die dreimal größer ist als Dnjeprostroj, mit einer Staumauer 
von 30 m Höhe und 3 km Länge. Sie soll außer als Kraftzen- 
trale auch zur Bewässerung des Wolgagebietes dienen und da- 
mit der Schaffung einer vor Dürre geschützten, zuverlässigen 
Getreidekammer (jährlich 5 Millionen Tonnen Weizen). Wenn 
man nur auf elektrische Energiegewinnung ausgeht, stellt sich 
die kWh auf 25 kop. Rechnet man dazu die Belange der Schiff- 
fahrt und Bewässerung, so wird die kWh 1 kop. und weniger 
kosten. Gleichzeitig mit der Wasserkraftausnützung geht eine 
Vertiefung der Wolgawasserstraße auf mindestens 5 m und eine 
Erniedrigung der Wasserfracht von 0,4—0,5 kop. auf 0,1 kop. 
für den tkm. Man schätzt die ganze ausnützbare Wasserkraft 
des Wolgagebietes auf 6 Mln. kW und jährlich 30 Mrd. kWh. 
Im Murmangebiet stehen Wasserkräfte von zusammen etwa 
400000 kW zur Verfügung. Im Kaukasus, besonders Dagestan 
- (Sulakfluß), finden sich große (3 Mln. PS) billig auszunützende 
Wasserkräfte. An Rohstoffen sind hier Naphtha, Steinkohle, 
Brennsciefer, Torf, Eisenerze (mindestens 380 Min. Tons, 
darunter mehr als 150 Mln. Tons reines Eisen), Mangan, Queck- 
silber und viele Nichteisenmetalle vorhanden. 


Im östlichen Kasakstan, besonders am Irtysch, sind in ein 
bis zwei Anlagen 650 000 kW zu gewinnen. 


Die Hauptmasse der billigen Wasserkraftenergie (67 %) der 
Sowjetunion ist im ostsibirischen Kreis vereinigt. Man kann hier 
die kWh zu 1 kop. rechnen. In das System eines großen Elektro- 
giganten, des mächtigen Jenissej-Angara-Industrie-Kombinates 
in Sibirien, gehen zusammen 30 Min. kW ein. In Angarastroj 
werden zusammen sechs Haupt-Wasserkraftwerke mit zusammen 
9—10 Min. kW und bis zu 72 Mrd. kWh (oder mehr) bei 8000- 
stündiger Ausnützung im Jahr zusammengefaßt. Die größten 
Wasserkraftwerke des Angarastroj bauen sich in sechs Stau- 
stufen auf. Die erste, Bratskaja bei Irkutsk, 525000 kW, an 
Größe dem Dnjeprostroj vergleichbar, wird bei 235 m Druck- 
ne den Baikalsee um 1,5 m stauen, was keinen Schwierig- 

eiten begegnet. Die zweite Barchatowsker Staustufe (Tscherem- 
chowo), 130 km unterhalb Irkutsk mit 37 m Druckgefälle und mit 
einer Abflußmenge bis zu 2200 cbm/sec. Die Energie wird 
hier nur 0,47 kop. die kWh kosten. Die dritte Stufe im Nowo- 
roschsker Kreis der Angara mit 90 m Druckgefälle bei 2700 
cbm/sec. gibt 2,5 Min. kW-Leistung und 17,5 Mrd.hWh. Folgen 
noch die Schamansker (35 m Druckgefälle), Nadansker (59 m 
Drucgefälle) und Kamensker Staustufen mit 2,0; 1,7 und 
1,08 Min. kW. Der Preis der kWh wird bis zu 12 kop. herunter- 
gehen. Es sollen damit metallurgische, chemische und andere 
Werke betrieben werden. Angarastroj genießt den Vorteil der 
Regelung der Wassermenge durch das große Baikalseebecken. 
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Die Nebenflüsse der Angara geben weiter in vier bis fünf 
Stationen 2,3 Min. kW-Leistung und jährlih 18 Mrd. kWh 
Energie, so daß man im ganzen 90 Mrd. kWh zu je 0,25 bis 0,5 kop. 
rechnen kann. Der Jenissej ist bedeutend weniger untersucht. 
Es sollen hier 12 Wasserkraftwerke entstehen, von denen die 
Werchne- und Nishne-Sajansker mehr als 100 m Druckgefälle 
haben werden. Im ganzen gibt der Jenissej 12 Min. kW und 
60 Mrd. kWh jährlich. soviel wie etwa 30 Dnje rostroj. Der 
Teniser der auf den waldreichen Höhen des Taunu-Ola und 
ajan entspringt, hat infolgedessen einen sehr gleichmäßigen 
Wasserzufluß und führt wenig Schlamm und Geschiebe Dabei 
hat er ein ansehnliches Gefälle entsprechend dem allgemeinen 
steilen Abfall des asiatischen Festlands gegen Norden. Die 
Naturreichtümer des Jenissej sind noch wenig erforscht, es ist 
aber nicht ausgeschlossen, daß das Gebiet an Rohstoffen (zur Ge- 
winnung von Benzin, Parafin, Schmierfett geeigneter Kohle, 
Kupfer, auch Gold) ebenso reich ist wie an Wasserkräften. Auch 
Aluminiumrohstoffe, wertvolle Tonerden, Bauxit sind vorhan- 
den. Die (tungusischen) Kohlenvorräte hoher Güte gehen in die 
Milliarden und bürgen für Rohstoffversorgung einer Aluminium- 
industrie auf 100 Jahre bei 100000 Tons Jahresverbrauch. Auch 
synthetischer Kautschuk soll hier erzeugt werden. 

Im zweiten Planjahrfünft sollen auf ee im 
a 950 Millionen Rubel verbraucht werden. Jedenfalls sind 

ier auch in bezug auf die Rohstoffe (Nichteisenmetalle, chemische 
Werke) alle Grundlagen für ein chemisches Kombinat gegeben. 
Es sind die billigsten Wasserkräfte der Erde. 

Sibirien vereinigt an sich an mineralischen Kohlen 81,8 %, 
an Wasserkräften 85% und an Wäldern 78% der ganzen Vor- 
räte der Sowjetunion. 

Es besteht reichliche Möglichkeit, die Ausnützung der 
Wasserkräfte in der Sowjetunion auch mit Bewässerungsanlagen 
zu verbinden. In Mittelasien, Kasakstan, an der Wolga, in der 
Ukraine, beiderseits des Kaukasus, in Sibirien, an den Flüssen 
Wolga, Don, Kuban, Manitsch, Terek, Dnjepr, Tschu, Ili, Amu- 
Darja und anderen lassen sich 37 Min. ha durch künstliche Be- 
wässerung landwirtschaftlicher Benützung zuführen und gegen 
Dürre sichern. 

Technisch noch gar nicht ausgenützt sind die reichen Gas- 
vorräte und fast noch gar nicht die Windkräfte. Die Gase 
können besonders bei chemischer Umformung des Methans in 
Wasserstoff zur Hydrierung von Masut und Gewinnung von 
Benzin, Stickstoffdüngemitteln u. a., auch zur unmittelbaren 
Verhüttung von Eisen verwertet werden. Brenngase sind in 
einer Menge von 150 Mln. cbm in einem Bereich von 68 durch- 
forschten Onadtalkılomeisrn in Dagestan (Kaukasus) gefunden 
worden. Zur teilweisen Ausnützung ist schon Ende 1931 die 
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Errichtung einer Be Anlage für die Herstellung von synthe- 
tishem Ammoniak begonnen worden. In Derbent sind zwei 
Versuchs-Umformeröfen erbaut worden. 1934 soll eine Fabrik 
synthetischen Ammoniaks in Tätigkeit treten. Auch die Gas- 
quellen in Grosnij, Noworossijsk, im unteren Wolgakreis, Tschi- 
kishljar und Insel Tscheleken im Kaspischen Meer, Kokand und 
Fergana in Mittelasien warten der Ausnützung, und man er- 
hofft von weiteren Forschungen reiche Funde. 

Man rechnet, daß ein Drittel bis ein Viertel aller Wald- 
vorräte der Erde in der Sowjetunion lee (40 % Tanne und 
Fichte, 32 % Kiefer, 3 % Eiche und 25 % Laubholz). Es sind etwa 
900 Min. ha, davon 479 Min. produktiver Waldboden im asiati- 
schen und 139 Min. ha im europäischen Rußland. Man schätzt 
den ganzen Holzvorrat der Sowjetunion auf 40 Mrd. cbm. Der 
jährliche Zuwachs an Holz wird an Energiewert etwa 26 Min. 
Tons Steinkohle gleichgesetzt. Vielfach sind die Holzvorräte 
überständig, da es an der nötigen Pflege und Ausnützung fehlt. 
In den waldreichen Hängen des Jenissejgebietes wird die Wald- 
fläche allein auf 100 Min. ha angegeben, darunter wertvolle 
Holzarten. 

An Naphthafundstellen hat man im Ural-Embarayon 
200 Vorkommen entdeckt. In der Naphthagewinnung rückte die 
Sowjetunion schon 1931 an die zweite Stelle. Die Naphthavor- 
räte in Aserbaidshan werden auf 1200 Min. Tons geschätzt. In 
der Schiraksker Steppe sind neue Naphthafunde gemacht worden. 
Am Baikalsee, auf der Insel Sachalin entdeckt man Naphtha, und 
die Forschung greift auf Kamtschatka über. Auch in West- 
sibirien vermutet man Naphtha und hat solches auch schon am 
Tschusowaja gefunden, desgl. in Kschut-Saurakskij unweit 
Samarkand. in 'Tadshikistan. Man schätzt das Naphthavor- 
kommen der Sowjetunion auf viele Milliarden, auf 60 v. H. des 
ganzen Naphthaweltvorkommens. Streng auf industrielle Ver- 
wendbarkeit untersuht sind etwa 1,5 Milliarden. Anfang 
Februar d. J. wurde 135 km von Krasnowodsk am Ostufer des 
Kaspischen Meeres (Turkmenestan) eine Naphthafontäne ange- 
bohrt, die täglich 8000 Tons (600 Zisternenwagen) zur Lokomotiv- 
heizung geeignetes Naphtha liefert. Der Fund ist für die 
Naphthaversorgung Mittelasiens wichtig, da damit der Naphtha- 
bezug über das Meer von Baku entfällt. Auch in Baschkirien in 
der Ischimbajewsker Gegend wurde kürzlich eine Naphtha- 
fontäne angeschlagen, die in 20 Minuten 30 Tons Naphtha liefert. 

Die Eisenerzvorräte der Sowjetunion wurden 1913 
noch auf 2 Mrd. Tons geschätzt, jetzt hat man 8,6 Mrd. gefunden. 
Nicht gerechnet ist dabei das vielgenannte, nicht offen zutage 
liegende Kursker Erzgebiet („Kursker Anomalie“, KMA), das 
sich durch anomales Verhalten der Magnetnadel äußert. Die 
Mächtigkeit seiner Erzzone geht bis zu 55 m, einem in allen 
Eisenerzmassiven der Welt unerhörtem Maß. Das Kursker Erz- 
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gebiet erstreckt sich nach neueren, aber schon wieder überholten 

ngaben auf 500 km Länge und 2 bis 3 km Breite. Man rechnet 
darüber hinaus, daß sein nördlicher Bergrücken bis nach Roslawl 
und weiter reicht und daß der südliche sih dem Kriworoshsker 
Fundort anschließt. Man fühlt die Anomalie selbst unter Tam- 
bow. Man nennt für das ganze Gebiet Ziffern von 200 Mrd. Tons 
Quarziten mit einem Erzgehalt von 30 bis 45 v. H. Solche Anoma- 
lien finden sich in der Sowjetunion auch sonst (Wasserscheide 
Desna-Oster unweit Kiew). 

Im Kertschensker Eisenerzvorkommen sind schon 3,5 Mrd. 
Tons untersucht. Eisenvorkommen solcher Mächtigkeit wie das 
Kertshhensker gibt es auf der Erde nur noch vier, davon drei in 
Amerika und eins in Lothringen. Transkaukasien hat ein großes 
Daschkesansker Eisenvorkommen. Ein neuer Eisen produzie- 
render Gigant wird im Ural in Magnitogorsk erstehen. 
Über 300 Min. Tons liegen dort ohne Überdeckung zutage bei 
60 % Eisengehalt in 40 bis 70 m mächtiger Schicht. Erst kürzlich 
wurden wieder Eisenerzvorräte im mittleren Wolgakreise von 
schätzungsweise 1 Mrd. Tons und in 50 km Entfernung davon 
reiche Kohlenvorräte entdeckt, die das Entstehen eines neuen 
Industriemittelpunktes voraussehen lassen. 

Die geologischen Eisenvorräte des Fernostkreises werden auf 

Min. Tons, nach anderen Lesungen 600 bis 800 geschätzt, wo- 
von 350 bis 500 Mln. Tons in Chingana vereinigt sind. Man erkennt 
hier in der Ferne schon das Erstehen eines neuen großen Kom- 
binates, des Chingan-Bureja-Kombinates. Die Kailinsker Fund- 
stellen im Norden Chingans enthalten 67 bis 71 v. H. Eisen. Sie 
reichen nach neuesten Forschungen bis zur Ussuribahn. Die For- 
schungen in Westsibirien haben die Vorräte an Eisenerz von 
200 Min. Tons auf eine halbe Milliarde erhöht. Weitere Erz- 
funde wurden im Kondomsker und Telbesker Kreis gemacht. 
Neue Erzfundstellen wurden im Tejsker, Sidinsker, Kisiwsker 
und Petinsker Kreis entdeckt. 

Auch auf der Halbinsel Kola (Bezirk Schonguj-Pulosero) 
finden sich große Lager an Magneteisenstein. 

Einschließlich aller Zukunftsaussichten nannte man für die 
Sowjetunion Eisenerzvorräte im Betrag von 243 und selbst 
260 Mrd. Tons*). Doch mögen diese Zahlen vorderhand über die 
Wirklichkeit hinausgehen. Nach einem neuesten Bericht des Aka- 
demikers Gubkin schätzt man die Eisenerzvorräte der Sowjet- 
union jetzt auf 87 Mrd. Tons, die der ganzen Erde auf 153 Mrd. 
Immerhin nimmt damit die Sowjetunion die erste Stelle auf der 
Erde ein. 

Die Nichteisenmetallvorräte der Sowjetunion sind 
großenteils noch gar nicht erforscht, ebensowenig die Vorräte 


*) Zum Vergleich sei angefügt, daß die deutschen Eisenerzvorräte, über- 
wiegend kieselsäurereich und wenig wertvoll, auf 515 Min. Tons geschätzt 
werden. 
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an Sand, Kies, Gips, Jod, Asbest, Bauxit, Tonerden, Dolomit usw. 
Rußland galt vor dem Weltkrieg als außerordentlich kupferarm. 
Das wenige vorhandene Kupfer befand sich dazu noch in aus- 
ländischem Besitz. Inzwischen hat man in Kasakstan an Nicht- 
eisenmetallen Vorräte entdeckt, die den Bedarf der russischen 
Industrie mehrfach decken, aber vorderhand sehr ungünstige 
Transportverhältnisse aufweisen. Zur Verarbeitung sind 13 Mln. 
Tons vorhanden. In Kounrad in der Nähe des Balchaschsees 
wird ein großer Kupfergigant erbaut. In Almalik bei 
Taschkent sind große Vorräte (5 Min. Tons) Kupfer, 30 km von 
der Bahn entfernt, gefunden worden. In Transkaukasien finden 
sich die Sangesursker und Allawerdsker Kupfervorkommen. im 
Minusinsker und Chakasker Kreis in Westsibirien, das früher als 
N kurpferarm galt, wurden, auf fertiges Kupfer um- 
gerechnet, 400000 Tons entdeckt. Auch in Armenien hat man 
in den Ocdhtschinsker und Atklinsker Erzgruben reiche Kupfer- 
vorräte festgestellt. Große Kalivorräte stehen in Solikamsk 
(Ural) und in Mittelasien an, sind aber großenteils noch nicht 
erforscht. 

In bezug auf Vorkommen von Kalisalzen behauptet die 
Sowjetunion an erster Stelle in der Welt zu stehen. Mehr 
als die Hälfte aller in der Sowjetunion gefundenen Nicht- 
eisenmetalle finden sich im Kasakstan (Kounrad, Bosch- 
tshikul). Im Sultan-Ouis-Dag-Bergrücken, 25 km vom Amu- 
Darja, sind auf 20 qkm 4 Min. Tons Phosphorite gefunden 
worden. Auch in Phosphoriten soll die Sowjetunion an erster 
Stelle in der Welt stehen. 

Zwischen Sterlitamak und Aktjubinsk sind große Asphalt- 
lager entdeckt worden. Zwischen Lena und ae (Sibirien) 
ist man auf einer Fläche von über einer Million Quadratkilo- 
meter auf ungeheure Anhäufungen von Trapp (Basalt) gestoßen, 
für chemische industrielle Zwecke geeignet. Es soll für diesen 
Basalt eine besondere Bezeichnung „Angarit“ eingeführt werden. 

Im Chaidarkansker Bezirk (Süd-Fergana, Tadshikistan) sind 
auf 16 km Länge große Antimon-Quecsilberlager (6 % Queck- 
silbergehalt) und T dort große Arseniklager (15 % Arsenik) 
gefunden worden. 

Am linken Ufer des Amur zwischen Chabarowsk und Blago- 
wjeschtschensk wurden 552 Mln. Tons industriell vorzüglich ver- 
wendbarer Graphit festgestellt. 

In Dagestan (Kaukasus) geben im Berkejsker Bezirk mächtige 
odfontänen 150 Tons Jod im Jahr, d. h. den ganzen Bedarf der 
ow jetunion. 

m Ural finden sich Titan-Magnetite bester, günstigster Be- 
schaffenheit (50 bis 55 % Eisen, 12 bis 17 % Titan), wertvoller 
Rohstoff für Farben-, Eisen-, Stahl-, Textil- und kriegschemische 
Industrie in einer Menge von 200 bis 250 MlIn. Tons. besonders im 
Südural im Slatoustowsker Kreis. Auch wertvolles Vanadium 
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fällt dabei ab. Ein Farbwerk soll in Tscheljabinsk und ein Stahl- 
werk für Auto- und Traktorenbau in der Nähe des Fundorts er- 
richtet werden. 

An Mangan hat Rußland zwei Drittel der Weltvorräte. Ab- 
gesehen von den alten Vorräten in Tschiatura und Nikopol werden 
in der Burjaten-Mongolischen Republik im Bezirk des Uluss 
Kutul im Tale Sagan-Bulik auf einer Fläche von 12 qkm grofe 


| 


Manganerzfunde in Geröllform bis zu 25 kg Gewicht gemat. | 


Im Minussinsker Kreis sind am rechten Jenissejufer große 
Marmorlager, die dem besten Kararamarmor nicht nachstehen, 
entdeckt worden. 

In Abchasien (Kaukasus) sind letzthin in Nähe der Eisenbahn 
300 Min. Tons Kreide aufgefunden worden. 

Im Norden auf den Inseln Nowaja Semlja und Waigatsc 
werden an Nichteisenmetallen grofe Mengen Blei, Kupfer, Zinn 
in abbaufähiger, industriell verwertbarer Form gefunden. 


Die Halbinsel Kola am nördlichen Eismeer, die früher ledig- 
lich als Land der Sümpfe und Tundren galt, in der man nur von 
Fischen leben könne, hat sich, dem Ural vergleichbar, als reich an 
Mineralien erwiesen. Die Chibinyberge sind als Basis für eine 

roe Gruben- und chemische Industrie geeignet, da sie wichtige 

ohstoffe für Herstellung landwirtschaftlicher Düngemittel und 
Aluminium in fast unerschöpflihen Mengen an Apatit (1 Mrd. 
Tons), Nephelin (12 Mrd. Tons) enthalten. Eine ganze Stadt, 

hibinogorsk, mit vielen Fabriken ist dort im Entstehen. Man 
schätzt bisher den Vorrat der Chibinsker Nephelingesteine an 
Tonerde auf fast 1,7 Mrd. Tons. Somit würde die Sowjetunion 
über eine fast unerschöpfliche Quelle dieses für die Aluminium- 
gewinnung wichtigen Rohstoffes verfügen. Auch in der Mont- 
schatundra, westlich von Chibiny, finden sich große Mengen 
Schwefelverbindungen, Kupfer, Nickel, Molybden und Titan- 
magnetite, alle von industrieller Bedeutung. Auch hier spricht man 
von der Möglichkeit eines Erosen polaren Kombinates unter Bei- 
ziehung der an anderer Stelle erwähnten Petschorakohle. Weiter 
finden sich auf Kola Zink, Blei, Nickel, Kupfer, Phosphor, Sul- 
fide, Aluminium, Diatomite, im nördlichen Teil Magnetite. Alle 
diese Naturschätze liegen in der Nähe der Murmanbahn und sin 
sowohl vom eisfreien Hafen in Murmansk als vom Industrie- 
zentrum Leningrad zugänglich. Wasserkräfte, die jährlich etwa 
2 Mrd. kWh Energie liefern können, sind an Ort und Stelle vor- 
handen. 

Große Gipslager, vorzügliche Rohstoffe zur Herstellung von 
Schwefelsäure und Zement, ziehen sich vom Zimnij Bereg am 
Weißen Meer über die Flüsse Kuloj und Pinega zur nördlichen 
Dwina und zur Mechrenga.. Am Letnij Bereg des Weißen 
Meeres, am Onegafluf, an der nördlichen Dwina und ihren Zu- 
flüssen sind mächtige Salzquellen und um Archangelsk jod- 
haltige, industriell verwertbare Quellen gefunden worden. 
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| In der Aluminiumherstellung will sich die Sowjetunion 
"selbständig machen. Sie hat zwar nur wenig und schlechten 
Bauxit (4,5 Mln. Tons im Tichwinkreis und 1 Min. Tons in der 
_ Alapajewsker Fundstelle im Ural) und würde diese Naturschätze 
. bei ausschließlicher Benützung schon in fünf bis sechs Jahren 
` aufbrauchen, aber es bestehen große Vorräte an anderen für die 
` Aluminiumherstellung geeigneten Rohstoffen wie Tonerden, 
Kaolin, Nephelin, Alaunite in der Ukraine, in Saglıki, in Aser- 
“ beidshan, auf der Halbinsel Kola und im Jenissejgebiet. Im 
- Wolchow-Aluminium-Kombinat und im Dnjeprowsker Kom- 

binat wird seit kurzem Aluminium hergestellt. 
| Die Vorräte der Sowjetunion an Blei haben sich auf Grund 
neuer Forschungen auf das 3,8fache, die an Zink (Tschimkent) 

- auf das 5fache erhöht. 


Ein Drittel des Goldvorkommens, 95 % des P latin vor- 
- kommens der Erde liegen auf Sowjetboden. Neuerdings sind 
‘bei Bljawa (Bahnstation) an der mittleren Wolga grofe Gold- 
- funde erschlossen worden. 


| Der einzige Naturstoff, von dem man vor kurzem noch 
“ glaubte, daß er sich in der Sowjetunion nicht finde, war Kaut- 
,schuk. Man wollte ihn synthetisch herstellen und man be- 
“ bauptet, ein neues Verfahren gefunden zu haben, nah dem 
“ Kautschuk besser und billiger als bisher aus Azetylen hergestellt 
“werden kann. Die Sowjetchemiker behaupten, erstmals in der 
“ Welt die verwickelte Be Synthese des Kautschuks in 
i proren Maftstabe verwirklicht zu haben. Der Bau von zwei 
` Fabriken ist im Gang. Diese Herstellung synthetischen Kaut- 
schuks wird als eine Sache von Weltbedeutung und als eine 

: große Errungenschaft der Sowjetwissenschaft hingestellt. Man 
` glaubte, daß die natürlichen, Kautschuk liefernden Pflanzen von 
- industrieller Bedeutung nur in tropischen Gegenden, aber nicht 
"in gemäßigten Klimaten gedeihen. Alle früheren Versuche, 
tropische und subtropische Pflanzen einzubürgern, blieben erfolg- 
- los. Nun hat sich herausgestellt, daß Rufland auf eigenem Boden 
' ausgezeichnete, Kautschuk tragende Pflanzen besitzt, so daß in 
kürzester Frist eine große Pflanzenwirtschaft und fabrikmäfige 
Ausnützung möglich ıst. Es handelt sich um eine Pflanze Tau 
Sagis, die nach zehnmonatigem Wachsen 6,4 bis 13,9 v. H. Trocken- 

| at Kautschuk, je nach Gegend der Anpflanzung, geben soll. 
ine so starke Anhäufung von Kautschuk innerhalb eines Tehres 
ist bisher noch nirgends beobachtet worden. Im Laufe eines Jahres 
:konnte wild wachsender Tau Sagis in Kulturen angepflanzt und 
- geschult werden. Tau Sagis wächst jetzt in den verschiedensten 
Gegenden der Sowjetunion von Mittelasien bis Moskau. Er 
Planet sich durch Samen fort und ist ausgezeichnet regenerations- 
ähig. Anbau von Tau Sagispflanzen ist besonders in Kasakstan 
möglich, wo der Pflanzenstand zu 18 Millionen angegeben wird. 
Es sind fünf besondere Kautschuk-Staatsgüter (Sowchose) für 
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Tau Sagiskulturen nn in Kasakstan, Usbekistan, Nord- 
kaukasus, Ukraine und eines südlih von Moskau. Das Hektar 
Tau Sagis liefert im dritten Jahre bis zu einer Tonne reinen 
Kautschuks im Wert von 1000 Goldrubel. Man will im Jahr 1933 
auf 10000 Hektar und bis Ende des zweiten Jahrfünfts, 1937, auf 
200 000 Hektar Tau Sagis anpflanzen, und zwar außer den an- 
gegebenen Gebieten noch im mittleren Wolgagebiet. Damit soll 
eine sowjeteigene Kautschukindustrie ins Leben gerufen werden. 

Der Fischreichtum der russischen Flüsse, des nörd- 
lichen Eismeeres, des Kaspischen und Schwarzen Meeres, ebenso 
der Reichtum an Jagdtieren, Fellen usw. sind bekannt und 
bedürfen keiner weiteren Hervorhebung. 

Daß das russische Klima entgegen bei uns vielfach bestehen- 
der, landläufiger Auffassung Baumwollzucht, Teeanbau, 
Weinbau usw. gestattet, soll besonders erwähnt werden. Auch 
die Bodenverhältnisse und Bewässerungsmöglichkeiten sind viel- 
fach günstig. Auf den beiden ersteren Gebieten, Baumwolle und 
Tee, hofft die Sowjetunion, bald vom Auslande unabhängig zu sein. 


Die Zahlungsbilanz Polens, 
Von Dr. Peter-Heinz Seraphim, Königsberg. 


Die Betrachtung der polnischen Zahlungsbilanz und der mit 
ihr zusammenhängenden Probleme ermöglicht einen tieferen Ein- 
blick in die Zusammenhänge der Aufßenwirtschaftsverflechtung 
des polnischen Staates und gibt eine Erklärung der Zusammen- 
hänge und inneren Triebkräfte der polnischen Wirtschafts- 
expansion und Handelspolitik. Gerade von der Seite der Zah- 
lungsbilanz wird der starke Exportdrang und Exportzwang Polens 
erklärlich, ebenso wie sie der Schlüssel zur Erklärung der zoll- 

litischen Maßnahmen der ponor De ring oder Beschrän- 

ung bildet. Gleichzeitig tritt die Kreditverflechtung Polens mit 
dem Ausland, vom Gesichtspunkt der Zahlungsbilanz aus gesehen, 
in ein neues Blickfeld, und schließlich wird auch die fast ganz un- 
bekannte Problematik des Dienstleistungsverkehrs Polens mit 
dem Ausland nur von diesem Hintergrunde aus klar. 

Eine Darstellung der Probleme der polnischen Zahlungs- 
bilanz ist durch eine relativ umfassende polnische Literatur!) 


1) An wichtiger Literatur über die poln, Zahlungsbilanz seien folgende 
rößere Zeitschriftenaufsätze u. Bücher genannt: Bilans platniczy Polski von 
Dr. J. Piekalkiewicz in Kwartalnik Statystyczny 1926, Bd. HI, S. 337 ff. 
K. Sokolowski: Bilans platniczy Polski za r. 1925, in Kwartalnik Stat. 
1927, Bd. IV, S. 257 ff. St. Rutkowski: Bilans pia uczy za r. 1926, in 
Kwart. Stat. 1928, Bd. V, S. 529 ff. R. Seidler: Bilans platniczy Polski za 
r. 1927, in Kwart. Stat. 1929, Bd. VI, S. 1ff. Ders. für das Jahr 1928 jin 
Kwart. Stat. 1929, Bd. VI, S. 1469 ff. M. Smerek: Bilans platniczy 1929, in 
Kwart. Stat. 1951, Bd. VII, S. 169ff. Ders.: Obroty platnicze Polski. in 
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erleichtert, wenngleich auch im einzelnen die ermittelten Angaben 
vielfach auf Schätzungen beruhen dürften, wie ja überhaupt eine 
völlig exakte Ermittlung der einzelnen Positionen einer Zah- 
ns ebilan abgesehen von dem reinen Warenverkehr, größten 
Schwierigkeiten unterliegt. 


Zahlungsbilanz und Handelsbilanz. 

Im Rahmen der polnischen Zahlungsbilanz spielt die Han- 
delsbilanz die völlig entscheidende Rolle. Die Warenaus- 
fuhr macht 50-65 % des Aktivums der Zahlungsbilanz, die 
Wareneinfuhr 50—68 % des Passivums der Gesamtzahlungsbilanz 
aus. Es betrug: 


Zahlungsbilanz Handelsbilanz Anteil der Handels- 


bilanz a. d. Zahlungs- 


Man ersieht aus dieser Entwicklung die Ausweitung der 
polnischen Zahlungsbilanz bis zum Jahre 1929, dann unter Ein- 
wirkung der Krise die Schrumpf ang ihres Gesamtvolumens. 
Das einzige Jahr mit aktiver Zahlungsbilanz, das Jahr 1926, ver- 
dankt seine Aktivität dem stark gesteigerten Warenverkehr: 
konnte doch als Folge des englischen Bergarbeiterstreiks die 
polnische Kohlenausfuhr in diesem Jahr zu günstigen Preisen 
so stark Kesi iger werden, daß die gesamte Handelsbilanz da- 
durch stark aktiv wurde. Sobald die delsbilanz wieder passiv 
wird, also vom Jahr 1927 ab, wird auch die Gesamt-Zahlungs- 
bilanz Polens passiv. Im Jahre 1930 und 1931 wird dann eine 
Aktivität der polnishen Handelsbilanz, und zwar in der Haupt- 
sache durch eine sehr starke Einschränkung der Ein- 
fuhr — also der Passiv-Seite der Bilanz — erzielt. Trotzdem 
bleibt die Gesamt-Zahlungsbilanz Polens passiv, und zwar weil 
vom gleichen Jahre 1930 ab ein beträchtlicher Abflug der Polen 


Polska Gospod. 1932, H. 25, S. 719 ff. Bilans platniczy Polski, in Rolnik Eko- 
nomista Nov. 1932. Dr. O. Friebel: Polens Zahlungs- u. Kapitalbilanz in 
Der dt. Ökonom, 50. Jg., Nr. 38, S. 1273 ff. M. Turski: Problem aktywizacji 
bilansu handlowego, Warschau 1928. St. Pszczolkowski: Bilans plat- 
niczy Polski w latah 1923—1926, Warschau 1927. Dr. F. Hilchen: Wplyw 
organizacji handlu zagranicznego na bilans platniczy, Warschau 1930. 
Dr. R. Battaglia: Aktyrizacia bilansu handlowego, Posen 1930. Gra- 
bianski: Bilans platniczy Polski, Warschau 1930. 
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gewährten Kredite erfolgt, der eine starke Passivität des Kapi- 
talverkehrs zur Folge hat. 


Es muß also festgestellt werden, daß der Anteil des W a r e n- 
verkehrs an der gesamten äußeren Wirtschaftsbilanz Polens 
entscheidend wichtig ist. Die Gestaltung dieser Handels- 
bilanz ist aber abhängig von den beiden Momenten der Export- 
steigerung bzw. Importverminderung, d. h. von der wirksamen 
Gestaltung der Handelspolitik. Unzweifelhaft ist 
diese Handelspolitik nicht etwa das Ergebnis einer Deduktion 
vom Standpunkt der Zahlungsbilanz aus: autarkische Erwägungen 
und industriepolitische Forderungen, Schutz der eigenen Agrar- 
erzeugung, kampfpsychologische Maßnahmen, Kompensations- 
erwägungen wirken auf ihre Gestaltung ein. Bei all dem laßt 
sich nicht leugnen, daR im Hintergrunde der gesamten Handels- 

olitik die Notwendigkeit steht, zur Aufrechterhaltung der Sta- 
bilität der Währung den Export möglichst hoch, den 
Import tunlichst gering zu gestalten. 


Insbesondere nach 1929 kommt die Möglichkeit, die Zahlungs- 
bilanz durch Hereinnahme ausländischer Kredite auszugleichen, 
nicht mehr in Betracht. Seither ist Polen, um seine Zahlungs- 
bilanz auszugleichen, in besonders starkem Maße gezwungen, 
seinen Export zu forcieren. Wir können von einem Export- 
zwang für Polen sprechen, der sich eindeutig aus der Gestal- 
tung der Zahlungsbilanz ergibt. Ein Fortfallen der durch die 
Ausfuhr der polnischen Zahlungsbilanz zugeführten Mittel würde 
eine hoffnungslose Passivität der Zahlungsbilanz ergeben, und, 
da genügend Gold und Devisen zum Ausgleich der Bilanz nicht 
vorhanden sind, unmittelbar eine Bedrohung der polni- 
schen Währung zur Folge haben. Der relativ geringe Aus- 
fuhrübershhufl, den Polen durch seine Handelsbilanz erzielt, ist 
von geradezu ausschlaggebender Wichtigkeit für den Ausgleich 
der polnischen Zahlungsbilanz. Auch die Entwicklung der pol- 
nischen Handels- und Zollpolitik zeigt, daß sie gerade im Hin- 
blick auf die Zahlungsbilanz immer bewufßter auf die Aktivie- 
rung der Handelsbilanz abgestellt ist. Diesem Ziel dienen vor 
allem Einfuhrverbote, prohibitive Einfuhrzölle und Maßnahmen 


der Exportforcierung. 


Einfuhrverbotspolitik: Wurde die polnische Han- 
delspolitik bis 1924 vorwiegend durch kriegswirtschaftliche Ein- 
und Ausfuhrreglementierungen bestimmt, so beginnt in diesem 
Jahr (Gesetz vom 31. 7. 1924) eine „liberale Ara“, d. h. der Abbau 
der meisten Beschränkungen. Allerdings wurde gleichzeitig das 
Recht zum Erlaß erforderliher Ein- und Ausfuhrverbote und 
individueller Befreiungen dem Finanzministerium und dem 
Ministerium für Handel und Industrie übertragen. Von diesen 
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Ermächtigungen wurde in den folgenden Jahren umfang- 
reicher Gebrauch gemacht: Vier Einfuhrverbots- 
listen (vom 19. 8. 1924, vom 17. 6. 1925, vom 11. 7. 1925 und vom 
23. 9. 1925), die sich in der Hauptsache gegen die deutsche Einfuhr 
richteten (deutsch-polnischer Zollkrieg), beschränkten die Ein- 
fuhr aus den Nichtvertragsstaaten, da nur Vertragsstaaten Kon- 
tingente auf die einfuhrverbotenen Waren etwa in Höhe ihrer 
bisherigen Lieferungen erhielten. 1928 erfolgte eine Neufassung 
aller Einfuhrverbote, wobei die Wirksamkeit der meisten Ein- 
un TUOI auf die Einfuhr aus Deutschland eingeschränkt 

wurde. | 


Einfuhrzollpolitik: Auch die Gestaltung des polni- 
schen Einfuhrzolltarifs zeigt diese Tendenz einer zunehmenden Ein- 
fuhrerschwerung, wobei Rücsichten auf die Zahlungsbilanz ent- 
scheidend mitsprehen. Der erste Zolltarif vom 26. 6. 1924 
zeigt bereits protektionistischen Charakter. Im Mai und Oktober 
1925 wurden dann Zolltarifrevisionen vorgenommen, 
durch die fast ein Viertel aller Tarifpositionen um 100 bis 500 % 
erhöht wurden, 1928 schließlich wurde nach endgültiger Stabili- 
sierung des Zloty eine Valorisierung der auf der Gold- 
zlotybasis erstellten Tarifsätze durchgeführt, obwohl durch die 
inzwischen vollzogenen Zollerhöhungen eine solche Angleichung 
praktisch schon erfolgt war. Diese Zollvalorisation vom 15. März 
1928 führte bei rund 100 Positionen zu einer Erhöhung der bis- 
herigen Zollsätze um 70 %. 40 weitere Positionen, hauptsächlich 
Rohstoffe und Produktionsmittel, sollten nach den bisherigen 
Sätzen verzollt werden, bei allen übrigen Waren dagegen 
wurden die Zollsätze gleichmäßig um 30 % erhöht. Der polnische 
Zolltarif, derim Herbst 1933 in Kraft treten wird, 
betont noch ausgesprochener den protektionistischen Charakter. 
Weitere erhebliche Zollerhöhungen dienen der Abhaltung der ge- 
samten Luxusgütereinfuhr, soweit sie nicht schon durch Verbote 
belastet sind, und der Behinderung der Konsumgüter- und Pro- 
duktionsmitteleinfuhr. 


Exportförderungspolitik: Parallel mit der Ein- 
fuhrbeschränkung bemüht sich Polen um Förderung der Ausfuhr, 
und zwar zunächst durch Abbau der bisherigen Verbotsmaß- 
nahmen, die durch einen Ausfuhrzolltarif, der eine leichte 
Behinderung für die Ausfuhr von Rohstoffen brachte, ersetzt 
wurden. Fast gleichzeitig (Gesetz vom 31. 7. 1924) wurde die 
Regierung ermächtigt, Zollrückerstattungen vorzuneh- 
men. Seit Mitte 1925 ist durch eine Reihe von Verordnungen für 
mehr als 100 Warengruppen ein solches Vergütungssystem ent- 
wickelt, das auch auf Inlandserzeugnisse, sogar Rohstoffe ange- 
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wendet wird, somit den Charakter reiner Export- 
prämien hat?). 


Als indirekte Exportförderungsmaßnahme hat die Hochhal- 
tung der Inlandspreise für besonders wichtige Exportwaren, z. B. 
Kohle, Eisen, Zucker zu gelten, wodurch eine besondere Niedrig- 
haltung der Exportpreise (Dumping) ermöglicht wird. Eine 
indirekte Ausfuhrerleichterung von Bedeutung liegt auch in der 
Tarifpolitik der polnischen Eisenbahnen, die die 
meisten Ausfuhrgüter unter den Selbstkosten befördert’). End- 
lich hat man durch Begünstigungen auf dem Gebiete des Steuer- 
und Kreditwesens, durch Zwangssyndikate und Standardisierungs- 
vorschriften für Ausfuhrgüter den Absatz im Auslande zu fördern 

esucht. Parallel damit geht die Ausgestaltung der staatlichen 

xportförderungsinstitutionen im Ausland (Ausland- 
banken, gemischte Handelskammern, Konsularvertretungen, 
‚Handelsräte) und des staatlichen Exportinstituts, das eine Art 
von Zentralstelle für die wirtschaftliche Information und Zen- 
tralisierung der Aufenhandelsorganisationen darstellt‘). 


Insgesamt genommen stellen die polnische Zollverbots- und 
Einfuhrbeschränkungspolitik ebenso wie die zahlreichen Maf- 
nahmen der Exportforcierung ein geschlossenes System 
dar, das wesentlich unter dem Gesichtspunkt der Handels- und 
Zahlungsbilanz und der Gestaltung ihrer Aktivität aufgebaut ist. 
Diese entscheidende Bedeutung der Handelspolitik und der 
Handelsbilanz ‚für die Gestaltung der Zahlungsbilanz ist von den 
Ban polnischen Wirtschaftspublizisten klar erkannt 
worden. Sie sind sich darüber klar, daf das Fundamentalproblem 
der polnischen Zahlungsbilanz in der Handhabung der Handels- 
politik im weitesten Sinne liegt. „Bei der Gesamitstruktur der 
Dana Zahlungsbilanz steht an erster Stelle und entscheidend 

ie Handelsbilanz, erst an zweiter Stelle die ausländischen 
Kredite und die anderen Positionen“, führt Battaglia’) zu- 


23) Über die Berechtigung dieser Exportprämien ist in Polen viel dis- 
kutiert worden. Ein vernichtendes Urteil fällt Sokolowski (in Polska Gospo- 
darcza 1930, S, 1449—1451), der ausführt, daf „die Belastung für den Fiskus 
außerordentlich hoch ist, und das System der Zollrückerstattungen bei uns 
weitgehend den ihm gesetzten allgemein wirtschaftlihen Zweck verfehlt 
und den Interessen einzelner Gruppen der Exporteure und Industriellen 
dient“. Demgegenüber wird von regierungsoffiziöser Seite Landau: O po- 
pieraniu eksportu przes państwo in Polska Gospodarcza 1930, S. 1423—1425) 
ausgeführt, daß „unsere Ausfuhr die finanzielle Hilfe des Staates nötig hat 
und daß auf der anderen Seite die finanziellen Aufwendungen des Staates 
nicht als übermäßig hoch bezeichnet werden können“. 

3) Vgl. Seraphim: „Die Eisenbahntarifpolitik Polens“ in Oberschles. 
Wirtschaft, Je. 1931. 

% Dr. Th. Seifert: Polskie i zagraniczne instytutji popierania eks- 
portu, Lemberg 1932, ferner Orthwein: Panstwowa polityka wywozowa 
in ee Gospodarczy 1930, H. 2, S. 62—64. 

6) Battaglia: Bilans handlowy i bilans platniczy in Przemysl i Han- 
del 1929, S, 435. 
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treffend aus. Es läßt sich somit zusammenfassend feststellen, 
da aus der Zahlungsbilanz Polens sich erst die inneren 
Triebkräfte der polnischen Handelspolitik (Exportforcierung, 
Importdrosselung) erkennen lassen. Der vielfach zufällige 
planlose Charakter einzelner handelspolitisher Maßnahmen, 
ihre Beeinflussung durch die Krise, den Wirtschaftskampf 
mit Deutschland, die autarkischen Bestrebungen der polnischen 
Industrie, die Einwirkungen der Interessentengruppen können 
natürlich nicht geleugnet werden. 


Die Tatsache einer entscheidenden inneren 
a an. der polnischen Handelspolitik 
durch die Rücksichtnahme auf die Gestaltung 
der Zahlungsbilanz bleibt aber gleichwohl unanfechtbar. 


Die Dienstleistungen in der polnischen Zahlungsbilanz. 


Neben den Warenhandelsumsätzen spielen die Dienst- 
leistungen, also diejenigen Posten, die Polen für Vermittlung 
und Umschlag des Warenhandels, für Reise- und Auswanderer- 
verkehr verausgabt bzw. empfängt, und die einseitigen 
Leistungen, d. h. die Prozente und Provisionen für aufge- 
nommene Schulden und erteilte Kredite, Dividenden, Tantiemen 
und Gewinne ausländischer Untersuchungen in Polen, pol- 
nischer Untersuchungen im Ausland eine gewisse Rolle in der 

olnischen Zahlungsbilanz. Allerdings ist die Bedeutung dieses 
Teils der äußeren Wirtschaftsbilanz unverhältnismäßig kleiner 
als die des Warenhandels. Das zeigt folgende Aufstellung: 


Dienstleistungsverkehr 
in Prozent 

d. Ges.-Zahlungsbilanz 

assiv 


Dienstleistungsverkehr Polens 
in Millionen Zloty 
Aktiv | Passiv Saldo 


1925 754,4 728,4 26,0 16,5 15,7 
1926 568,3 615,2 — 46,9 15,8 16,0 
1927 616 64 — 30 12,1 13,4 
1928 780 789 — 9 14,6 15,3 
1929 991 1 048 — 57 18,1 19,9 
1930 876 1 163 — 286 17,4 9 
1931 682,9 859,3 — 176,4 19,2 25,9 


Gleichzeitig ist hieraus zu ersehen, daf der Gesamtposten der 
Dienstleistungen und einseitigen Leistungen im Verlauf der 
letzten sechs Tahre durchweg eine Passivbelastung der polnischen 
Zahlungsbilanz ergibt. Diese Passivität, die bis zum Beginn der 
Krise gering ist und erst in den beiden letzten Jahren stärker 
in Erscheinung tritt, ist vor allem durch eine stark ungünstige 
Gestaltung der ae Leistungen bedingt, 
während der eigentlihe Dienstleistungsverkehr durch- 
weg Überschüsse zugunsten Polens erbringt. 
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Der Dienstleistungsverkehr Die einseitigen Leistungen 


in Millionen Zloty in Millionen Zloty 
Saldo Aktiv Passiv Saldo 
10,8 124,4 — 113,6 
6 123,8 — 117,6 
6,5 175,5 — 169,0 
17,9 247,4 — 229 
31,6 316,1 — 284,5 
30,8 410,8 — 380,0 
30,4 435,9 — 405,5 
23 5 — 332,2 
Diese beiden Gesamtposten des Dienstleistun 3- und ein- 


seitigen ie der polnischen Zahlungsbilanz setzen 
sich aber aus sehr verschiedenen und inkongruenten Einzelteilen 
zusammen, daß eine kurze Detailbetrachtung unerläfllih er- 
scheint. 

Die Dienstleistungen setzen sich zusammen aus den Ver- 
kehrsleistungen, und zwar einmal aus den Verkehrsleistungen 
der Eisenbahnen, zum andern aus dem Seeschiffahrtsverkehr, 
ferner aus dem Postverkehr und aus dem Versicherungsverkehr. 
Eine größere Bedeutung hat nur der Eisenbahnverkehr. 
Für die Zahlungsbilanz bringen die Dienstleistungen aus dem 
Eisenbahnverkehr ein ziemlich starkes Aktivum, das aus den 
Transitleistungen der polnischen Bahnen im deutsch- 
russischen und tschechisch-russischen Verkehr und aus den Ein- 
künften der polnischen Bahnen aus dem Korridorverkehr 
zwischen dem Reich und Ostpreußen resultiert. Bis zum Jahre 
1929 steigt das Aktivum aus den Eisenbahnleistungen an, wäh- 
rend in den Jahren 190 und 1931 — aus konjunkturellen 
Gründen — ein Rückgang der Verkehrseinnahmen eintritt: in- 
folge des Rückgangs der Handelsumsätze sanken die Einnahmen 
aus dem Transitverkehr von 105 Mill. ZL im Jahre 1930 auf 
80 Mill. ZI. im Jahre 1931. Einnahmen aus Dienstleistungen des 
Verkehrs von Schiffen unter polnischer Flagge treten 
erst ab 1928 in der polnischen zu in Erscheinung. 
Unter u ee der geringen Tonnage der polnischen 
Flotte sind diese Einnahmen verhältnismäfig geringfügig. 


Zu den Dienstleistungsposten gehört ferner der Reisever- 
kehr, der von 1924—31 einen erheblichen Passivposten der pol- 
nischen Zahlungsbilanz bildet. Die Einnahmen aus dem Reise- 
verkehr, die in der polnischen Zahlungsbilanz in Erscheinung 
treten, erreichen höchstens zwei Dritiel der Reiseausgaben, die 
als Passivposten in der Zahlungsbilanz auftreten. Zu den Dienst- 
leistungen werden ferner die Auswandererrimessen 

erechnet, die eine beträchtliche Aktivität für die polnische 
Zahlungsbilanz ergeben. Es handelt sich hierbei um Rückflüsse 
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von Löhnen polnischer Saisonarbeiter aus Deutschland und 
Frankreich, z. T. auh um Zuflüsse von Kapitalien polnischer 
Auswanderer aus den Vereinigten Staaten. Dieser aus dem Aus- 
wandererverkehr sich für die polnische Zahlungsbilanz ergebende 
Aktivposten bleibt für den ganzen Zeitraum von 1924—1931 mit 
241 bis 290 Mill. Zl. außerordentlich stabil. Die Begrenzung der 
Auswanderung in den letzten Jahren in fast allen überseeischen 
Staaten sowie die Krise in Frankreich und Deutschland zeigte 
zum erstenmal das Bild eines Überschusses der Rückwanderung 
über die Auswanderung. Die Einnahmen aus der Auswanderung 
sanken von 291 Mill. 7i. im Jahre 1930 auf 232 Mill. Zl. im Jahre 
1931. Der Passivposten, der sich aus der Auswanderung ergibt, 
ist demgegenüber unbedeutend und schwankt zwischen 40 bis 
60 Mill. ZI. jährlich. Er resultiert vor allem aus der zionistischen 
Auswanderungsbewegung nach Palästina. Im einzelnen setzt 
sich der Dienstleistungsverkehr Polens aus folgenden Einnahmen 
und Air gieposten in der polnischen Zahlungsbilanz zusammen 


(in Mill. 
CODAE 


Auswanderung 

AKU Va 2523.54 271,1 | 258,0 | 241,1 | 242,7 | 271,1 | 277,8 | 291,5 | 232,0 

Passiva .......esseses 49,7 | 78,0) 62,4| 53,6) 61,1) 68,7) 45,1) 16,3 
Touristenverkehr 

AKIUVa EEEE 61,9! 482| 60,71 71,1| 9831| 167,1| 157,8| 140,0 

Passiva ......seessoso 149,0 | 141,0 | 76,9 | 122,0 | 169,0 | 164,9 | 245,3| 193,2 
Eisenbahndienste 

AKUVA re 126,1 | 171,8 | 117,6 | 156,5 | 228,8 | 255,6 | 167,6 | 123,8 

Passiva ......sessesos 54,3| 56,2) 788| 94,0| 79,6| 64,4! 6265| 44,0 
Seeverkehrsdienste 

AKUVA Sure — — — 12,7| 16,2| 29,3| 30,0 

Passiva .....sssesseeo — — — — 4,6 74| 12,8) 13,0 
Postdienste 

Akti Va see 3,6 5,0 3,6) 3,2 58| 96) 9,3 6,0 

Passiva .....eesesesso 9,5 3,1 3,8 3,1 2,7 7,2 7,0 5,5 
Versicherungsverkehr 

Akti Va o esccscssioves 9,6| 22,7 4,2 6,7| 14,7| 119,8| 81,4| 60,0 

Passiva ...sesssccsees 15,8) 22,9 5,4 541 11,7| 1312| 8839| 65,0 
Andere Dienste 

VE 82,4| 20,7| 127| 192) 192| 192| 13,2 9,2 

Passiva....s.0000 000 14,4| 14,1| 20,4| 4234| 41,6| 72,7] 144,0| 86,0 
Danzig-polnische 
Zollverrechnung 

AKIVA 5255... 41,1) 66,0) 41,0] 584| 9791| 105,1) 95,3| 59,6 

Passiva ....sssseseeoo 872) 90,7| 56,3| 79,6| 102,8| 120,8| 122,7| 81,8 


Sehr viel ungünstiger ist, wie betont, die Zusammensetzung 
der einseitigen Leistungen in der polnischen Zahlungs- 
bilanz. Hierher gehört vor allem der Gewinn bzw. Verlust, den 
Polen durch den Abflug und Zufluß von Prozenten, Provi- 
sionen, Tantiemen und Dividenden erleidet. Dieser 
Posten ist für Polen stark passiv und schwankt in den letzten 
Jahren zwischen 300 und 400 Mill. Zl. jährlih. Besonders groß 
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ist dabei der Anteil der Prozente und Provisionen, die zur Auf- 
nahme von Staats- und Kommunalanleihen und Privatkrediten 
ins Ausland abfließen muß. An Bedeutung stehen demgegenüber 
die Ausgänge zurück, die in der polnischen Zahlungsbilanz durch 
Zahlung von Dividenden, Tantiemen und Gewinnen ausländi- 
scher und solcher polnischer Unternehmungen, an denen Aus- 
landkapital beteiligt ist, in Erscheinung treten. Dabei ist aller- 
dings zu berücksichtigen, daß diese Posten exakt überhaupt nicht 
erfaßbar sein dürften und vielfach ihre äußere Form verändernd 
als Verrechnungsposten im Bankverkehr Polens mit dem Aus- 
land in Erscheinung treten. Jedenfalls erscheinen die vorliegen- 
den Angaben des polnischen Statistischen Hauptamts in diesem 
Punkt unzureichend. Sind die Ausgänge der polnischen Zahlungs- 
bilanz durch diese einseitigen Leistungen bedeutend, so bleiben 
die Eingänge der Zahlungsbilanz aus einseitigen Leistungen mit 
10 bis 30 Mill. Zl. sehr gering. Insgesamt betrug der Zugang und 
Abgang der polnischen Zahlungsbilanz an den einseitigen 
Leistungen (in Mill. Zl): 


1924 | 1925 | 1926 | 1927 | 1928 | 1929 | 1930 | 1931 


Ans Ausland gezahlt 


(Passiv): 

Proz. und Provis. der 

Staatsschulden........ 120,2 | 111,2 | 118,8 | 120,1 
Proz. und Provis. der 

Gemeindeschulden ... 80 | 14,0 | 14,7 | 15,0 


Proz. und Provis. der 
Schulden v. Industrie- 


unternehmungen..... 72,2 | 113,2 | 132,2 | 100,0 
Proz. und Provis. der 

Bankschulden........ 473 | 41,2 | 422 | 30,0 
Dividenden der heim. 

Unternehmungen..... 64,0 | 53,1 | 51,9 | 35,0 
Tantiemen ........... 39| > 24| >» 
Gewinne der ausländ. 

Unternehmungen..... 05 | 32,0 | 25,9 | 20,0 


Kupons für Obliga- 
tionen und Pfandbriefe 5 23,0 | 23,0 | 23,0 


Proz.d.Handelskredite a . 23,1 | 250 | 11,4 
Gesamt [124,4 | 123,8 | 175,5 | 247,4 | 316,1 | 410,8 | 435,9 | 354,5 


Vom Ausland empfangen 
(Aktiv): 


Bankprovis. und Proz. 14,0 
Proz. und Dividenden 

der Barkredite....... 2,0 
Proz.d.Handelskredite . . 6,3 


6,5 | 17,9 | 31,6 | 30,8 | 30,4 | 22,3 
Dieser Ausland-Dienstleistungsverkehr Polens wird nun 
von einer ganzen Anzahl polnischer Publizisten zum Ausgangs- 
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punkt genommen, um die Notwendigkeit einer Rich- 
tungsänderungderpolnisch-ausländischen Wirt- 
schaftsbeziehungen zu begründen. 

Die Passivität der polnischen Zahlungsbilanz sei, so meinen 
diese polnischen Autoren, eine kölzserscheinung der Tatsache, 
daß Polen in viel zu starkem Maße die Vermittlung seines 
Warenverkehrs fremden Vermittlern überlasse. Aus der 
Passivität des Dienstleistungsverkehrs suchen sie also die Not- 
wendigkeit der Warenumlenkung über einen 
nationalpolnischen Hafen zu begründen, wobei man 
darüber im Zweifel sein kann, ob sie Danzig unter den Begriff 
der polnischen Häfen subsummieren oder ihn ausschließlich, auf 
Gdingen anwenden. In den Jahren 1926 und 1927 habe, so be- 
tont Hilchen°®), für Vermittlungsdienste Polen 650 Mill. Zl. an 
das Ausland bezahlt, während im gleichen Zeitraum die Passivi- 
tät der Handelsbilanz nur 380 Mill. Zl. ausmachte. 

Diese Ar entationen gehen offenbar in der Hauptsache 
fehl. Wie festgestellt, ist der eigentliche Dienstleistungsver- 
kehr Polens keineswegs passiv, er ist vielmehr der einzige 
Posten der polnischen ungsbilanz, der fortdauernd aktiv 
bleibt. Selbst wenn man annimmt, daß die von Hilchen angege- 
bene Schätzung zutrifft, was bei dem Mangel jeglicher Substan- 
zierung nur unter starkem Vorbehalt getan werden kann, 
handelt es sich bei den deutschen Vermittlungsdiensten nicht um 
einen Passivposten der polnischen Zahlungsbilanz, sondern 
höchstens um einen „entgangenen Gewinn‘. Auch ist fest- 
zustellen, daß den Berechnungen das infolge des englischen 
Bergarbeiterstreiks völliganormale Jahr 1926 zugrunde 
gelegt ist und daß weder vor- noch nachher der Umschlag Polens 
über die deutschen Häfen eine annähernd gleiche Höhe erreicht 
hat). Schließlich und vor allem aber kommt es einer bewulten 
Irreführung außerordentlich nahe, wenn die polnischen Publi- 
zisten die Vermittlung des Warenaustausches Polens durch die 
deutschen Häfen als im Effekt für Polen volkswirtschaftlich 
nachteilig vom Gesichtspunkt der Zahlungsbilanz hinstellen 
wollen. Die Vorteile, die der Ausfuhrumschlag polnischer Roh- 
stoffe über die deutschen Häfen für die polnischen Exporteure 
mit sich bringt: vor allem Erzielung besserer Preise, wenn 
z. B. polnisches Getreide, über Stettin exportiert, als pommersches 
Getreide auf dem westeuropäischen Markt verkauft wird, oder 
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ša) Wplyw organizacij handlu zagranicznogo S. 51/52. 
©) Es betrug Polens Umschlag (in Millionen Tonnen) über 
die deutschen Häfen Danzig und Gdingen 
0 1, 


‚9 6 
1926 3,3 6,2 
1927 1,3 7.6 
1928 1.2 8,4 
1929 0,9 11,0 
1930 0,8 11,5 
1951 0,5 13,1 
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die Vorteile, die der polnische Importeur durh schnellen 
Bezug über einen Grofßhafen mit entsprechend häufigeren 
überseeischen Linienverbindungen und Großpartienbezug er- 
zielt, sind so bedeutsam, daß sie privatwirtschaftlich wie gesamt- 
volkswirtschaftlich entscheiden. Alle diese Vorteile werden aller- 
dings dann ausgeschaltet, wenn die natürliche Verkehrsrichtung 
durch wirtschaftspolitische Maßnahmen der Handelspolitik (See- 
Be bei der Einfuhr über Danzig und Gdingen), der 

erkehrspolitik (polnische Seehafen-Ein-, -Aus- und -Durchfuhr- 
tarife weit unter den Selbstkosten der Beförderung) und der 
Organisation des Handelsapparates (Zwangssyndikate für Ein- 
and Ausfuhr, denen die Verkehrsrichtung staatlicherweise vor- 
geschrieben wird) beeinflußt wird. Das eben ist der Inhalt der 
polnishen Seeküsten- oder Gdingen-Politik, die 
nicht von wirtschaftlihen Erwägungen getragen wird, am 
wenigsten aus der Zahlungsbilanz zu motivieren ist, sondern vor- 
wiegend durch aufßerökonomische Tatsachen im Sinne eines 
bewußten politischen Willensaktes der Staatslenker Polens 
bestimmt wird. 

Polens Kapitalverkehr mit dem Ausland. 

Bei der bis 1930 starken Passivität der polnischen Handels- 
bilanz und der demgegenüber zurücktretenden Bedeutung des 
Aktivüberschusses des Dienstleistungsverkehrs kann der Aus- 
An der polnischen Zahlungsbilanz nur in der Aktivität des 

apitalverkehrs Polens mit dem Ausland gegeben sein. Mit 
anderen Worten: durch Einströmen von Krediten 
nach Polen wurde die Passivität der anderen 
Posten der Zahlungsbilanz ausgeglichen. Von 
1930 ab hört der Zufluß dieser Kredite auf: im Gegenteil, es 
setzt ein aufßerordentliher Abfluß der Polen in früheren 
Jahren gewährten Kredite im Zusammenhang mit der europäi- 
schen Kreditkrise der letzten drei Jahre ein. Dadurch wird 
gerade für Polen das Problem dringend, in jedem Fall eine 
Aktivität seiner Handelsbilanz herzustellen. 

Insgesamt charakterisiert sih die Bedeutung des Kapital- 
verkehrs im Rahmen der polnischen Zahlungsbilanz und der 
durch diesen Kapitalverkehr ey en Ausgleich der Zah- 


lungsbilanz in folgenden Ziffern (in Millionen Zloty): 


Kapitalverkehr 
in Prozent der 
Zuhlungsbilanz 


Aktiv | Passiv 


Warenhandel und Dienst- 
leistungen zusammen 


Kapitalverkehr 


1925 364 | 184 
1926 21,0 | 438 
1927 36,1 | 24,4 
1928 36,8 | 18,0 
1929 30,9 19,7 
1930 30,6 | 31,1 
1931 220 | 20,6 


Diese Übersicht über den Gesamt-Kapitalverkehr Polens im 
Rahmen seiner Zahlungsbilanz zeigt, daß mit Ausnahme des 
ahres 1926 der Kapitalverkehr stets für Polen aktiv ist, daß also 
olen zu den ausgesprochkenen Schuldnerstaaten gehört. 
Während diese Aktivität in den Jahren 1924—1929 recht bedeutend 
war, ist allerdings in den beiden letzten Krisenjahren ein starker 
Rückgang der Kapitalzufuhr aus dem Ausland eingetreten. Im 
Jahre 1931 Ba sih der Kapitalverkehr Polens bereits fast 
völlig aus. Innerhalb dieses Auslandkapitalverkehrs Polens ist 
der langfristige Kapitalverkehr vom kurzfristigen scharf zu 
trennen. Den langfristigen Kapitalverkehr bestimmen 
vor allem die Staats- und Kommunalschulden, in geringem Maße 
Aktien und Beteiligungen. Der kurzfristige Kapital- 
verkehr besteht vor allen Dingen aus Außenhandels- 
Geschäfts- und Bankkrediten. Insgesamt betrug (in Millionen 
Zloty) der: 


Langfrist. Kapitalverk. | Kurzfrist. Kapitalverk.| Unbest. Kapitalverk. 
Aktiv | Passiv| Saldo [Aktiv | Passiv | Saldo | Aktiv| Passiv | Saldo 


1924 | 162,9 26,6 136,3 | 669,8; 560,9 108,9 | 1369| — 136,9 
3 


1925 | 477,1 68, 408,8 |1116,1| 468,2 647,9 | 64,9] — 64,9 
1926 | 28,3 84,7 | — 56,4 | 720,7) 848,4 | — 127,7 | — | 625,4 |— 625,4 
1927 | 614,1 95,5 518,6 į 922,1) 935,4 | — 13,3 | 2252| — 225,2 
1928 | 326,9 | 107,6 219,3 11570,3| 679,0 8913 — 6,9 |— 6,9 
1929 | 243,9 | 202,0 41,9 [1 398,8; 847,2 551,6 68) — 6,8 
1930 | 134,5 | 131,1 3,4 | 975,5) 1 458,9 | — 483,4 | 559,9] — 559,9 
1931 | 340,0 83,0 257,0 | 3863| 542,1 | — 155,8 |] — 95,3 |— 95,3 


Der langfristige Kapitalverkehr zeigt eine besonders große 
Aktivität in den Jahren 1925—1927. Es sind das die Jahre, in denen 
Polen seine wichtigsten ausländischen Staatsanleihen aufnimmt 
und in denen auch in stärkerem Maße Kommunalanleihen nach 
Polen einströmen’). Nachher nimmt der Zufluß der staatlichen 
und kommunalen Auslandanleihen ab. Auf der Passivseite 
stellen Zinsendienst und Amortisationen der langfristigen An- 
leihen ziemlich konstante Größen innerhalb der polnischen 
Zehlungsbilanz. 


Von erheblich größerer Bedeutung für die polnische Zah- 
lungsbilanz ist der kurzfristige Kapitalverkehr, der im wesent- 
lihen die Handels- und Geschäftskredite umfaßt, die 


Polen aus dem Ausland erhält bzw. die es ans Ausland vergab. 


?) Die wichtigsten polnischen Anleihen sind: Die Dollaranleihe von 1920, 
die italienische Anleihe von 1924, die Dillonanleihe von 1925, die Stabili- 
sierungsanleihe von 1927, die Anleihe der Stadt Warschau von 1928, die An- 
leihe der Wojewodschaft Schlesien vom gleichen Jahre und die Anleihe der 
polnisch-französischen Eisenbahngesellshaft (für den Bau der Kohlen- 
magistrale) von 1931. 
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Dieser Posten steht mithin in funktionalem Zusammenhang mit 
der Bewegung des polnischen Aufßenhandels. Eine Vergrößerung 
der polnischen Einfuhr, wie wir sie in den Jahren 1927—1929 fest- 
stellen konnten, entspricht in denselben Jahren einer sehr 
starken Vermehrung der Polen vom Ausland erteilten kurz- 
fristigen Geschäfts- und Handelskredite. Es ist das eine den 
Außenhandel Polens geradezu kennzeichnende Tatsache, daß die 
Durchführung des Handelsverkehrs insbesondere der Einfuhr 
nur durch sehr weitgehende Kreditgewährung 
seitens des Auslandes in Form von Aufßenhandelskredi- 
ten ermöglicht wird. Diese Außenhandelskredite, die als kurz- 
fristige Kredite in der polnischen Zahlungsbilanz verbucht 
werden, haben meistens eine Laufzeit von 6 und 9 Monaten, sie 
werden vielfach auch auf Frist von 12 bis 18 Monaten gegeben. 
Es mag nur angedeutet sein, daß bei ihnen porade Deutsch- 
land als Kreditgeber eine entscheidende Rolle spielt, während 
die langfristigen Kredite vorwiegend von Amerika und Frank- 
reich als Staatskredite, von England als Bank- und Investitions- 
kredite gewährt werden®). Das Zurückgehen der Außenhandels- 
kredite, die Polen vom Ausland gewährt wurden, in den beiden 
letzten Jahren, insbesondere aber im Jahre 1931 widerspiegelt 
die Entwicklung der Krise, die Zurückhaltung der ausländischen 
Kapitalgeber und die Schrumpfung des polnischen Einfuhr- 
verkehrs.. Neben diesen Aufßenhandelskrediten spielen die 
Bankkredite im kurzfristigen Kapitalverkehr eine gewisse 
Rolle. Diese kurzfristigen Bankkredite sind in den letzten Jah- 
ren im Zusammenhang mit der gesamten Kreditmarktkrise in 
starkem Maße aus Polen abgezogen worden. Es betrug der Ge- 
samtstand der kurzfristigen Ausland-Bankkredite an Polen?) 


Am 31. 12. 1928 535 Millionen Zloty 


„ 31. 12. 1929 674 j z 
„ 31. 12. 1930 640 5 „ 
„ 31. 12. 1931 659 5 5 
„ 31. 12. 1932 401 » » 


„ 31. 3. 1933 345 5 $ 


Insgesamt ergibt sich somit folgendes Bild der Zusammen- 
setzung des kurz- und langfristigen Auslandkapitalverkehrs 


Polens (in Mill. Z1.): 


AKUV ner 022 | 1 2 


1399 | 975 


847 1 459 


$) Vgl. Seraphim: Die Kapitalverflehtung zwischen Deutschland und 
Polen, in: Osteuropa, Jan. 1932. 
°») Gazeta Handlowa Nr. 141 v. 23. 6, 1932. 
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AEV essen — 422 56 51 — 

Passiv... — 20 168 635 276 
Barkredite 

AKUV nee 725 769 914 713 141 

Passiven 311 530 601 708 — 
Bankkredite 

ARtIV oe 115 282 374 118 — 

Passiv eur 583 59 — 33 238 
Langfristiger Kapitalverkehr 

ARUV san 614 327 244 135 340 

Passiv sus. 108 202 131 
Davon Staats- und Kommunal- | 

schulden 

ARUV sense 545 167 7 4 220 

Passiv... 95 94 124 100 71 
Aktien und Beteiligungen 

ARUV es 68 101 130 106 31 

Passiv u.a: — — 40 1 12 


Insgesamt hat also Polen von 1924—1931 über 3,2 Milliarden Zl. 
mehr Kapital aus dem Ausland erhalten, als es ins Ausland ab- 
geführt hat, d. h. der Ausgleich der polnischen Zahlungsbilanz 
ist nur durch eine fortdauernd steigende Ver- 
schuldung Polens ans Ausland möglich geworden. Der 
Grund dieser Verschuldung ist nah Smerek!) vor allem „in 
der Disproportion zwischen Bevölkerungs- und Kapitalzuwachs 
in Polen und in der Notwendigkeit, die a a Polens 
auszugleichen“, zu sehen. Das kann als richtig kaum anerkannt 
werden. Vielmehr ist es vor allem die Passivität der Handels- 
bilanz, die bei An Kapitalbedarf des Staates für 
nichewirischsftlic e Zwecke (Heeresetat gleich fast 
ein Drittel des Gesamthaushalts) diese Kapitaleinfuhr bedingte. 


„Vom Gesichtspunkt des rechnungsmäfigen Ausgleichs der 
Zahlungsbilanz“, sagt Nowack!!) mit Recht. „ist es einerlei, 
für welchen Verwendungszweck die ausländischen Kapitalien 

stimmt werden, .... ob sie in mehr oder weniger aus- 
gesprochener Weise der wirtschaftlichen Belebung dienen. Tat- 
sächlich ist produktiv das Kapital nur angelegt, wenn es da- 
durch, daß Investitionen durchgeführt sind, die eine Verstärkung 
des Warenangebots auf dem Tnlandmarkt oder für den Export 
herbeiführen, volkswirtschaftlih wertvermehrend wirkt. as 
ist aber nur der Fall, wenn diese Auslandkapitalien für die 
Rationalisierung industrieller Betriebe, für die Erhöhung der 


1) Smerek: Bilans platniczy Polski in Polska Gospodarcza 1932, H. 25. 
u) Nowack: Bilans platniczy Polski i zagadnenia kredytow zagranicz- 
nych in Zagadnenia gospodarcze, Warschau 1928. 
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Produktivität landwirtschaftlicher Betriebe und für den Ausbau 
von Verkehrsverbindungen verwendet werden. Die Verwendung 
von Auslandkapital für das Bauwesen, für Kanalisation, 
Krankenhaus, eaterbau ist von unserem Gesichtspunkt aus 
unproduktiv. Die Auslandschulden können nur in Auslandwäh- 
rung zurückgezahlt werden und bei unproduktiver Kapitalver- 
wendung kann es nur erfolgen durch Senkung des Inland- 
konsums, d. h. unter Erscheinungen, die den Charakter einer 


volkswirtschaftlichen Krise haben“. 


‘Ebenso wird man allerdings auch die Verwendung von Aus- 
landkapital für militärische Zwecke, die zum mindesten indireki 
darin gegeben ist, daß die durch die Ausweitung des Heeres- 
-budgets Folgende Einschränkung der a a auf 
dem Ausland-Kreditwege gedeckt werden muß, beurteilen 
müssen, und ebenso auch die Kreditaufnahme für die Eisenbahn- 
linie Oberschlesien—Gdingen. Auch industrielle Überinvestitio- 
nen, wie sie bis 1931 in der oberschlesischen Schwerindustrie 
betrieben wurde, lediglih auf Grund von Auslandmitteln, ist 
volkswirtschaftlih nicht als zweckmäßig anzuerkennen, da sie 
eine starke Vorbelastung der Industrie in der Krisenperiode 
bedeutet. Die Auslandkapitaleinfuhr ausschließlih zu Konsum- 
zwecken ist eine im letzten Jahrzehnt in Polen gleichfalls viel- 
fach beobachtete Erscheinung. „Wir sprechen und schreiben vom 
Kapitalmangel“, klagt Sokolowski!), „aber wenn solche 
Auslandkapitalien bei uns erscheinen, so verbrauchen wir sie 
für Konsumzwec&e ... Die Belastung mit Amortisationszinsen 
von den Auslandkrediten steigt von Jahr zu Jahr unablässig.“ 


Gerade die Tatsache, daß die Kapitalimporte nach Polen 
nicht restlos für ökonomische Zwecke verwandt wurden, sondern 
dem Konsumbedarf oder nicht-ökonomischen Zwecken dienten, 
bzw. zu einer industriellen Überinvestition führten, läßt die 
Situation Polens bei Beginn der großen Kreditkrise 1931 beson- 
ders angun erscheinen. Das Stocken des Kapitalzuflusses, der 
im Tempo überstürzte Abzug der ausländishen Bankkredite 
aus den polnischen Kreditinstituten, führten zu einer außer- 
ordentlichen Verknappung auf dem polnischen Kre- 
ditmark t, bedingten die Notwendigkeit für die Banken, eine 
scharfe Kreditrestriktionspolitik durchzuführen und 
nötigten das Noteninstitut, die Bank Polski, zu einer erweiterten 
Devisenabgabe ans Ausland, wodurch die Deckung der 
Währung auf das gesetzlich vorgeschriebene Minimum sank. 
Trotzdem hat Polen diese Kreditkrise ohne ernste Bedrohung 
der Währung und ohne schwere Störungen seines Kreditappa- 
rats bisher überwinden können, nicht zuletzt dank einer sehr 
vorsichtigen Kreditpolitik, allerdings um den Preis einer fast 


12) Sokolowski: Bilans platniczy Polski in Na froncie gospodarczym. 
Warschau 1920, S. 171—191. 
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zur Lethargie der Wirtschaft führenden Einschrumpfung 
des gesamten Kreditvolumens. Von der Zahlungs- 
bilanzseite her betrachtet, stellt jedenfalls die hohe Auslandver- 
schuldung Polens, die die äußere Wirtschaftsbilanz des Landes 
in allen vorhergehenden Jahren ausglich, einen Gefahrenpunkt 
dar. Die Unmöglichkeit, weitere Kredite in nennenswertem 
Umfang aus dem Ausland zu erhalten, die Notwendigkeit, die 
a Lungen und Amortisationen weiter durchzuführen, 
zwingt olen heute, um seine Zahlungsbilanz aus- 
zugleichen, auf den Weg des Exports. Polens Export- 
kapazität wird aber, wie festgestellt, durch die Aufnahmewillig- 
keit der Auslandmärkte und den Wettbewerb mit den anderen 
Anbietern bestimmt. Wie weit dieser Weg für Polen in Zukunft 
weiter gangbar sein wird, ist eine offene Frage. 


Zusammenfassung. 


In großen Linien charakterisiert sih die Entwicklung der 
olnischen Zahlungsbilanz mithin folgendermaßen: Bis 1929 ist 
ie polnische Handelsbilanz fast durchweg stark passiv, der 

Dienstleistungsverkehr zusammengenommen ist bis dahin gleich- 
falls in geringem Umfange passiv. Der Ausgleich der Zahlungs- 
bilanz erfolgte durch Kapitalaufnahme aus dem Ausland (lang- 
und kurzfristige Verschuldung). Seit 1930 wird der Dienst- 
leistungsverkehr zunehmend für Polen ungünstig, der Kapital- 
zuflufß setzt aus, statt dessen beginnt ein bedeutender Kapital- 
abzug aus Polen. Der Ausgleich der polnischen Zahlungsbilanz 
kann daher nur durch Steigerung der Warenausfuhr, durch Be- 
schränkung der Wareneinfuhr, d. h. durch eine Aktivität der 
Handelsbilanz erfolgen. Die Gegenüberstellung der Hauptsalden 
der polnischen Zahlungsbilanz von 1925—1931 zeigt diese Wand- 
lung sehr deutlich. 


Hauptsalden der polnischen Zahlungsbilanz (in Mill. Z1.): 


Waren- Dienstleistungs- Kurzfristiger Langfristiger 
verkehr verkehr Kapitalverkehr | Kapitalverkehr 
Aktiv | Passiv] Aktiv | Passiv | Aktiv | Passiv | Aktiv | Passiv 


1951 — 1060 26 — 404 — 576 — 
1926 | 865 — — 47 127 — — 29 
1927| — 453 — 30 — 12 518 — 
1928 |} — 12 — 9 891 — 219 — 
1929 | — 462 — 57 552 ag 42 — 
1930 | 350 — — 286 — 474 4 — 
1931 | 209 _ — 177 — 392 269 — 


Unter dem Blickpunkt der Zahlungsbilanz gesehen, wird 
somit die innere Zwangsläufigkeit des Auslandkapital- und des 
Auslandwarenverkehrs Polens deutlich. Letztlich wird man sich 
aber darüber im klaren sein müssen, daß diese Außenwirtschafts- 
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relationen Polens befriedigend, d. h. im Sinne der Zahlungs- 
bilanz ausgeglichen, nur durch eine Regelung der 
Wirtschaftsbeziehungen mit dem deutschen 
Nachbarn, gestaltet werden können. 


Rußland und Osteuropa. 
Monatsübersichten. 


I. Innere und äußere Politik. 
Von Otto Hoetzsch 


1. Rußland. 


a) Hungersnotund Ernte. 


Ist die große Krise dieses Jahres jetzt — Mitte August — 
mit dem Ausblick auf eine nicht-schlechte Ernte schon überwun- 
den? Und wäre man mit Ende August wirklich über die akute 
Hungersnot hinweg? 

Die Sowjetregierung hat eine Hungersnot offiziell über- 
haupt nicht zugegeben. So hätte eine Auslandshilfe, auch wenn 
sie sonst zu organisieren gewesen wäre, keinen formalen Anhalt 

ehabt. Der Generalsekretär der Europäischen Nationalitäten- 
ongresse, Dr. Ewald Ammende, hat in einer Denkschrift über 
die Hungerkatastrophe in Rußland den Vorschlag einer inter- 
nationalen Hilfsaktion, wie sie 1921 und 1922 durchgeführt 
wurde, gemacht, worüber die „Revalsche Zeitung“ (19. Juli) aus- 
führlich berichtete. Soweit wir gesehen haben, hat das keinen 
Widerhall gefunden, so daf tatsächlich allein aus Deutschland, 
für die notleidenden Rußfland-Deutschen, Hilfe gekommen ist. 
In der Denkschrift ist noch einmal zusammengefaftt, was auch in 
diesen Monatsberichten fortlaufend herausgearbeitet worden ist, 
daß Rußland in diesem Jahre in der seit 1922 schwersten Hun- 
nn deren Sorgen selbst in der Roten Armee (Versorgung 
er Urlauber im Urlaub durch den Truppenteil u. dgl.) zu 
spüren waren, gewesen ist. Ihre Gebiete waren vornehmlich 
(auch nach der Schwere in dieser Reihenfolge), der Nordkau- 
kasus, das Unterwolgagebiet und die Ukraine. Und eine im ein- 
zelnen gar nicht feststellbare, im ganzen aber zweifellos nach 
Millionen zu berechnende, Zahl von Menschenleben sind dieser 
Katastrophe zum Opfer gefallen. 
Sie war und ist ein Teil der gesamten „Überanstren- 
ungskrise“ des Wirtschafts- und Volkskörpers, deren 
Grün e und materielle wie seelische Bedeutung wir gleichfalls 
schon vor einem Jahre dargelegt haben. Sie hat auch die Re- 
gierung, d. h. Stalin seranah, das „Pausen jahr“ einzulegen, 
das überall zu erkennen und zu spüren ist. Immer wieder wird 
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die Veröffentlihung der Pläne und Ziffern des „2. Fünf- 
jahrplans“, von dem überhaupt nichts zu hören ist, ver- 
schoben. Keine Neuanlagen und Neubauten werden begonnen; 
still liegt das Baugelände da, auf dem in Moskau der Erlöser- 
Dom gestanden hat! Man treibt die Kollektivierung nicht weiter 
vorwärts, sondern sucht nur das Erreichte zu festigen. Man 
schont die Nerven der Bevölkerung etwas, gibt die Zügel des 
Amüsements etwas freier. Auch von dem Kampf egen das 
„Schädlingswesen“ ist es stiller geworden. Was an Är it und 
Kraft vorhanden ist, wird auf die Einbringung und Sicherstel- 
lung der Ernte gerichtet, deren Probleme auch in den Zeitun- 
gen vorherrschen. 


Sie ist im vollen Gange und man glaubt ihr Ergebnis schon 
übersehen zu können. Saatenstandsberichte, wie in Deutschland, 
werden freilich seit langem nicht veröffentlicht; was man liest 
oder hört, ist nur summarisch. Die Ansichten sind im ganzen 
nicht schlecht; auf eine mittlere Ernte (keine gute wegen der 
kalten Witterung) wird allgemein bestimmt gerechnet. Nun aber 
ist die Schwierigkeit: Wie die Ernte bei dem Mangel an Zug- 
vieh und der Kraftlosigkeit der unterernährten Menschen voll- 
ständig und rechtzeitig einbringen? Von den Maßnahmen 
pegen Getreidediebstähle wurde schon berichtet. Jetzt ist die 

auptenergie darauf gerichtet, soviel wie möglich Kräfte für die 
Erntearbeiten zu „mobilisieren“, Soldaten, dan Beamte, 
Arbeiter — in allen Amts- und Arbeitsstellen hört man das 
Wort von der „Mobilisierung“ zur Ernte. Als erste hat die Ta- 
tarenrepublik den Ernteplan erfüllt. 


Von anderen in das landwirtschaftliche Gebiet fallenden 
Maßnahmen seien registriert: die Verordnung über den Plan 
der Wintersaat vom 17. Juli, über die Bildung von Saat- usw. 
Fonds nach Erfüllung der Ablieferungspflicht (davon hat die 
Verteilung des Restes ungeschmälert an die Kolcdhosniki nach 
Arbeitstagen zu erfolgen) vom 2. August, über die Erhöhung 
der Abgaben von Getreide seitens der Sowchose auf Grund der 
Erntenachrichten vom 10. August, über den Plan der Winter- 
bestellung vom 11. August, über die Errichtung einer „Übersied- 
lungs“-Verwaltung unter A. I. Muralow für das Unionsgebiet vom 
14. August (d. h. einer Behörde für Landausgleich und innere 
Kolonisation.. Aber die Hauptsache ist Aussicht und Hoff- 
nung auf mehr Brot und die Hoffnung, die die Regie- 
rung auf die psychologische Wirkung dieser Möglichkeit setzt. 
Mit Hungerdarlehen knappsten Umfangs hat die Regierung in 
der letzten Spanne eingegriffen, die sie übrigens auch nach poli- 
tischen Gesichtspunkten (Bevorzugung der Kolchosniki, Benach- 
teiligung der Kulaken) verteilte. Sie hat, wie sie hofft, die 
Landwirtschaft und den Apparat vor dem vollen Zusammenbruch 
noch eben bewahrt, und glaubt, wenn die Getreideablieferung 


127 


klappt und das Geplante bringt, bis zur Ernte 1934 durchzu- 
kommen. 

Es hätte also „Genosse Ernte“ seine Pflicht getan und sidi 
die aus der russischen Geschichte bekannte Erfahrung wieder- 
holt, was ein klimatisch günstiger Sommer hier bedeuten kann. 
Aber im Augenblik — Mitte August — ist das noch zu 
einem sehr guten Teile nur Aussicht und Erwartung. 
Niemand vermag schon das Gesamtergebnis der Ernte und 
— was, wie gesagt, fast ebenso wichtig und kritisch ist — ihre 


Einbringung zu übersehen. 


b) Sonstige Wirtschaftsfragen. 
Nun kommt besonders nachdrücklich der Ruf, daß der Ernte- 


aussicht auch die Leistung der Leichtindustrie vor allem 
qualitativ entspreche; der Zusammenhang ist ja bekannt. Mit 
einer ungewöhnlichen Schärfe sagten die „Iswestija“ (11. August), 
wie schlecht es damit bestellt ist: quantitativ trete die Bedarfs- 
artikel-Industrie auf der Stelle und alitativ sei es noch 
schlechter. Das bestätigt auch das Bild. des Angebotenen auf 
dem freien Markt, wie in den Torgsin-Läden. Scharfe Vorwürfe 
werden an jener Stelle gegen die wirtschaftliche Leitun - 
richtet. Aber das ist es ja nicht allein, sondern der Zirkel dal 
der nicht genügend ernährte Industriearbeiter das von ihm Ge- 
forderte nicht leisten kann. 


Das gilt auch für die im Zusammenhang damit immer er- 
örterte Transport- und Eisenbahnkrise. Allein im 
Juli ergingen sechs grofe Verordnungen zu ihrer Behebung, 
darunter eine über die Versorgung der Eisenbahner. Wie schon 
längst die Fabrikbetriebsleitungen, sollen nun auch die Eisen- 
bahnverwaltungen die Lebensmittelversorgung des Personals 
selbst in die Hand nehmen. Aber besser ist es darin in der 
Industrie deshalb nicht geworden. 


Wie schon im Augustheft (S. 673) berichtet, ist der Zentral- 
rat der Gewerkschaften mit dem Arbeitskommissariat 
vereinigt worden. Damit ist eine neue höchst umfangreiche 
Stelle entstanden, die alle eigentlichen Arbeiterfragen (Lohn, 
Sozialversicherung, Fürsorge im weitesten Umfang, Wohnung, 
Bekleidung und wieder Ernährung) zu behandeln hat. Alles 
unter dem Gesichtspunkt, die Kräfte der Arbeiterschaft für die 
Industrialisierung aufs äußerste anzuspannen, und dazu seine 
Leistungsfähigkeit zu steigern, womit man wieder bei Brot und 
Ernte ankommt, als der entscheidenden Frage, die aber über die 
Möglichkeiten dieser neuen Riesenbehörde weit hinausgeht. 


Finanzen: Nach einem großen Bericht des Finanzkom- 
missars Grinko ist die Einnahmeseite des Reichsbudgets im ersten 
Halbjahr 1933 plangemäß voll erreicht worden, die Ausgabe- 
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seite hat nur 45 % des Plans verausgabt, wodurc die für das 
Jahresbudget vorgesehene Reserve gesichert sei. 


Wichtiger ist, daß Ende Juli der Ausweis der Reichs- 
bank vom í. Juli veröffentlicht wurde. Der letzte veröffent- 
lichte Ausweis war der vom 1. September 1932. Danach waren 
am 1. Juli 1933 im Umlauf 3356,2 Millionen Rubel gegen 2925,4 
Millionen Rubel am 1. Juli 1932. Die Notendeckung war am 
1. Juli 1933: 24,5 % (rund 25 % im Vorjahr; die gesetzliche Min- 
destdeckung soll 25 % sein). Der Goldbestand war am 
1. Juli 1933: 779,46 Millionen Rubel, am 1. Juli 1932: 678,48 Mil- 
lionen Rubel, hat also trotz der bekannten erheblichen Über- 
weisungen in das Ausland zugenommen. Ein Ausweis des . 
Finanzkommissariats ist nicht veröffentlicht, so daß ein Gesamt- 
urteil über die Geldlage nicht möglich ist. Ein Notenumlauf, wie 
angegeben, ist im Verhältnis zu der Bevölkerungszahl und den 
natürlichen Reichtümern des Landes gewiß nicht zu hoch. Aber 
inflatorische Erscheinungen sind nicht zu bestreiten. Dem Laien 
jedenfalls wird eindrucksamer als alle Theorie dazu seine Er- 
ahrung sein, daß eine Droschkenfahrt, die 1913: 80 Kopeken 
kostete und 1929: 3 Rubel, heute auf der gleichen Strecke 25 bis 
30 Rubel kostet. Allerdings hatte Moskau 1913: 25 000 Iswosch- 
tshiki und sind es 1933 nur noch 400, ohne daß Autobusse, 
Trambahnen und Taxameterdroshken diesen Mangel schon 
völlig ausgeglichen hätten. 


c) InnerePolitik. 


Dem Zehnjahrs-Jubiläum der Unionsverfassung vom 6. Juli 
1933 folgte am 7. August das des 30jährigen Bestehens der 
Partei. Auf dem 2. Kongreß der (1898 gegründeten) „Russi- 
schen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei“ im Juli und August 
1903 trennte sich ja die Richtung Lenins, der linke Flügel, als 
„bolschinstwo“ = Mehrheit und machte sich selbständig als (heute 
so genannt) „Allrussishe Kommunistische Partei” (Bolschewiki). 
Das aus diesem Anlaß veröffentlichte historische Material war 
nicht von großer Bedeutung, dgl. nicht was dazu gesagt und ge- 
schrieben wurde, ging auch ganz in der Stalin-Verherrlichung 
unter. 

Die Partei ist immer mehr mit dem Staat identisch gewor- 
den, für den sie die Verantwortung trägt. Seit zwei Jahren 
werden alle größeren Verordnungen der Regierung zugleich auch 
von der Partei, d. h. ihrem Sekretär, also Stalin, gezeichnet. Die 
Entscheidung der Exekutive ist immer ausschließlicher in das 
Parteigremium gerückt, die Volkskommissariate werden immer 
mehr hacreferate für die Partei (selbständiger ist eigentlich 
nur das Außenministerium geblieben). Gegensätze in der Partei 
sind niedergekämpft, bestehen aber und leben automatisch mit 
den wirtschaftlichen Spannungen wieder auf. (Der Tastversuch 
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Trotzkis in Frankreich bei Litwinow hat keinen DE gehabt.) 
Durch die „Arbeiter-Korrespondenten“ (worüber der diesmalige 
Kulturberiht von K. Mehnert handelt) hat die Parteiführung 
die „Hand am Pulse“ des Volkes, aber der Abstand vom Volke 
ist infolge der Stalinschen Parteipolitik auch für Stalin selbst 
größer geworden und damit die darin liegende Gefahr. Um 
so mehr als eine neue Spannung im Dorf hinzugekommen ist, 
die sich noch nicht hat lösen lassen, zwischen den alten lokalen 
Parteistellen und den neuen „Politischen Abteilungen bei den 
Maschinen- und Traktorenstationen“ (MTS.), deren Träger natür- 
lich besonders ausgesuchte Parteimitglieder aus der Zentrale 
sind. Und die Spannung dreht sich um etwas sehr Praktisches, 
nämlich die Eintreibung des Getreides. 


Es ist Stalins Streben, die Partei als unbedingt zuverlässiges 
Machtorgan gegen jede Spannung und Gefahr zu erhalten. Dem 
dient jetzt wieder die im vorigen Jahre beschlossene, ungemein 
in die Länge gezogene „Ischistka“, das einzige Politische, 
wovon ständig in den Zeitungen die Rede ist. Beim Wort: 
Partei denkt der einzelne sicher nicht an jenes Jubiläum der 
Partei im Berichtsmonat, sondern daran, wie er diese „ITschistka“ 
überstehe. Ein Gesamtbild davon ist noch nicht zu gewinnen. In 
der „Prawda“ (5. August) fand sich die Notiz, daß die Tschistka 
115 Millionen, „was fast die Hälfte des ganzen Bestandes unserer 
Partei ausmacht“, schon ergriffen habe und daf in Moskau in 
51 Zellen 10,7 % ausgeschlossen worden seien. Im Donezbecken. 
wo es 155000 Mitglieder und Kandidaten gibt, wurden 15,5 % 
eine 11,3 % in den Stand der „Kandidaten“ und 43 % 
in den der „Sympathisierenden“ zurückversetzt. Die Tschistka 
vollzieht sich unter aktiver Teilnahme der Parteilosen, da bei 
den öffentlichen Prüfungen jedermann seine Beschwerden vor- 
bringen kann. 


Besonders hervorgehoben wurde der erste Jahrestag 
(7. August) des Dekrets über „den Schutz und die Befestigung 
des gesellschaftlichen (sozialistischen) Eigentums“, das Stalin 
eigenhändig en en habe. Es dient vornehmlich der 
Festigung der Kolchose und dem Eigentumschutz auf dem 
Transport und wurde von dem neuen Unionsprokuror (s. August- 
heft S. 676 f.) Akulow als besonderes Gebiet seiner Tätigkeit be- 
zeichnet; er nannte dieses „gesellschaftliche sozialistische Eigen- 
tum“ „geheiligt und unantastbar“. 


Ununterbrochen geht aus Sparsamkeitsgründen der Abbau 
in der Beamtenschaft in den Behörden und Wirtschaftsorganen 
weiter. Er wird in kürzesten Fristen und sehr hart durch- 
geführt: der Abgebaute verliert die Bezugskarten und die 
Wohnung, Arbeitslosenunterstützung gibt es nicht, an anderen 
Stellen unterzukommen ist bei dem allgemeinen Sparsamkeits- 
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druck nicht Eos Kae Es gibt also, was immer bestritten wird, 
eine Arbeitslosigkeit, die zunimmt und durch die „Pass- 
portisazija“ in den großen Zentren nun unsichtbar gemacht wird. 

Gelegentlich der Eröffnung des Weißmeer-Baltischen Kanals, 
der durch Strafverscickte gebaut ist (s. August-Heft S. 674), 
wurden für die dabei Bewährten Straferlasse verordnet, die ein- 
mal zeigen, um welche Zahlen der Verschickten es sich im ganzen 
handeln mag: 12484 Personen wurde die Verschickungs-Strafzeit 
ganz, 59516 zum Teil erlassen. 


d) Kulturpolitik. 


Am 1. September beginnt das neue Schuljahr. Über die 
Vorbereitungen dazu wird freilich lebhaft geklagt, besonders 
über Versäumnisse im Schulneubau und den Kapitalaufwendun- 
gen dafür (Beispiele „Iswestija“ 9. August), schlechtes Unter- 
richtsmaterial und namentlich über dieSchulbücherfrage. 
Das Zentralkomitee der Partei hatte unter dem 12. Februar 
die Bereitstellung sog. „stabiler“ Lehrbücher für die Elementar- 
und Mittelschule zum 15. Juli angeordnet, bis zum 20. August 
sollten die Schulen damit versorgt sein. Die 45 Millionen Exem- 

lare waren auch zur Zeit fertig. Aber wieder versagte das 
ransportwesen und die lokalen Organe stellten die Mittel zum 
Ankauf nicht zur Verfügung. 


In Moskau wird in Fünfzehnjahrausstellungen 
eine Gesamtschau der Malerei und auch der Skulptur dieser 
Periode gegeben. Die eine Ausstellung ist militärisch, enthält 
nur Bilder und Plastiken militärischer Gegenstände, und ist ein 
Stück der Wehrpropaganda und Militarisierung, von der hier 
immer berichtet wird. Die andere, unter Leitung des Volks- 
kommissars für Volksaufklärung, A. S. Bubnow, zusammenge- 
stellt, soll als Stil dieser Epoche „den sozialistischen 
Realismus“ vorführen, den Künstler in enger Zusammen- 
arbeit mit dem „sozialistischen Aufbau“ und der Arbeit an ihm. 
Der „Akzent auf der gesunden realistischen Kunst“, wie es in 
der Katalogvorrede heißt, steht in bemerkenswertem Gegensatz 
zu der früheren Kunst-Programmatik besonders in den Anfangs- 
zeiten der Sowjetunion. Nac Zahl und Leistung, auch nach Art 
und Geist überwiegt in der Ausstellung, über die wir im näch- 
sten Heft einen besonderen Artikel zu bringen hoffen, sehr 
merkwürdig die ältere Generation. 


e) Auswärtige Politik. 


Am 22. Juli erklärte auh Finnland seinen Anschluß an 
den Nichtangriffspakt Ruflands mit den Nachbarstaaten, der 
nun neun Teilhaber umfaßt. Der Akt hat kein wesentliches 
Interesse erregt. Weitergekommen sind auf diesem Gebiete 
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Litwinows Arbeiten nicht. Namentlich hat man sehr wenig be- 
züglich Italiens gehört. 

Dafür konnte die Sowjetunion zwei neue Änerkennungen 
verzeichnen, durh Spanien und Uruguay. Uruguay teilte 
seinen Wunsch mit, „angesichts des wachsenden Umfangs der 
Handelsbeziehungen“ eine ständige diplomatische Vertretung in 
Moskau zu begründen, und schlug einen Handelsvertrag vor. Die 
Sowjetunion nahm beide Vorschläge an. Spanien hat (Augusi- 
heft S. 685) am 19. Juli die Anerkennung Sowjetrußlands be- 
schlossen, die Mitteilung erging nach Moskau am 28. Juli. Die 
Frage ist in Spanien schon seit dem Sturz der Monarchie erörtert 
worden. Dagegen waren und sind die kirchlichen und konserva- 
tiven Kreise, dafür die Sozialisten (die Kommunisten bedeuten 
nicht sehr viel. die Svndikalisten und Anarchisten, die viel wich- 
tiger sind, sind aber gegen die Moskauer Richtung), jetzt auch die 
Radikalsozialisten und der Staatspräsident Katalaniens, Macia. 
dieser aus wirtschaftlichen Gründen, ferner die nach Frankreich 
weisende außenpolitische Richtung, die der französischen Politik 
mit Rußland folgen will. Die wirtschaftlichen Verbindungen 
sind noch schwach: die Einfuhr aus Spanien erscheint nicht ein- 
mal in der russischen Statistik, die russische Ausfuhr nach 
Spanien betrug in den ersten vier Monaten 1933 nur 1,9 Millionen 
Rubel und besteht fast ausschließlich aus Naphtha. 

Ein anderer kleiner Erfolg ist der Verkauf der Kohlen- 
interessen der N. V. Nederlandshe Spitzbergen Co. an 
den russischen Kohlentrust Arktikugol für 11% Millionen Gulden, 
der im Juni 1952 verabredet worden war und jetzt in der Gene- 
ralversammlung der Gesellschaft mitgeteilt wurde. Die Zah- 
lung erfolgte mit 200000 Gulden in bar, der Rest in Wechseln 
auf die Berliner Handelsvertretung. 

Im Mittelpunkt aber der Europabeziehungen steht das 
französisch-russische Verhältnis, das in Frankreich 
a von allen Seiten mit großer Wärme behandelt wird. 
„Lraditionelle Rußlandpolitik Frankreichs“ oder „französiscdı- 
slawischer Block“, dergleichen Worte erklingen wieder. Der 
neue Botschafter Frankreichs in Moskau, Alphand, entfaltet eine 
rührige Tätigkeit, der Unterrichtsminister de Monzie kommt mit 
seinen kulturpolitishen Plänen, und vor allem wird von 
Herriots Reise durch Rußland in diesem Monat beiderseitig 
viel erwartet. Dabei geht die Hoffnung auf der russischen Seite 
natürlich besonders auf große wirtschaftliche Beziehungen, die 
dieser „Sonderbotschafter“ eröffnen werde. Indes sind davon 
bisher lediglih die Schwierigkeiten zutage getreten, und löst 
in Moskau das langsame oder vielmehr gar nicht vorhandene 
Tempo der russisch-französischen Wirtschaftsverhandlungen Ner- 
vosität und Ungeduld aus. 

Ähnlich steht es mit den Beziehungen zu Nordamerika. 
Ein Fortschritt zur Anerkennung ist nicht zu erkennen. Auch 
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die amerikanisch-russische Handelskammer wird ungeduldig. 
Denn die russischen Bestellungen gehen immer mehr zurü 
— 13 Millionen Dollar im Jahre 1932 ist nicht sehr viel! 

Stillstand — das gilt beinahe auch für die Verhandlungen in 
Tokio über die ostehinesische Bahn, die im Berichts- 
monat gar keine Vorwärtsbewegung erkennen liefen. Dagegen 
besetzten am 9. August mandschurische Trup tatsächlich 
Dollonor, was der Sowjetregierung zeigt, daß der Expansions- 
wille von Mandschukuo und Japan in Richtung Mongolei 
durchaus nicht zum Stillstand gekommen ist. 

Aus den Beziehungen zu Deutschland ist die Bildung 
des Kreditkonsortiums Rußland Nr. 11 (50 Millionen Rediskont- 
kredit für Industrieausfuhr) zu berichten. Daraus kann eine 
60 %-Ausfallbürgschaft bewilligt werden. Das Konsortium um- 
faßt 13 Banken. Die Sowjetseite wiederholt zur Bestellungs- 
frage ihre Forderung, daß die Sowjeteinfuhr nach Deutschland 
weiter entwickelt werden müsse, was geradezu der Schlüssel 
für die Festigung der Wirtschaftsbeziehungen sei. — 

Im ganzen war die Berichtszeit außenpolitisch eine 
Periode der Pause für Rußland ohne wesentliche Veränderun- 
gen oder Ereignisse. 


2. Polen. 


Die neuen statistischen Daten über die Bevölkerungs- 
bewegung geben der polnischen Presse Anlaß zu Besorg- 
nissen. Die Geburtenzahl ist von 1015000 in 1930 auf 932 000 
in 1932 zurückgegangen. Den Bevölkerungszuwachs berechnet 
man heute auf 10 auf das 1000, 1925 war er 18 auf 1000. Und 
— was nichts Überraschendes ist — dieser Rückgang betrifft den 
polnischen Volksteil, die russischen Minderheiten ım Osten des 
Staates weisen ihn nicht auf. Man kennt die beliebten polnischen 
Berechnungen, daf bei der früheren Vermehrungsrate Polens 
und der sinkenden in Deutschland in einem Menschenalter Polen 
Deutschland in der Bevölkerungszahl gleich sein werde. Diese 
Rechnungen werden nun durch die Statistik erschüttert. 

Angemerkt sei noch das statistische Detail, daß die polnische 
Armee zu 81,6 % aus Polen und nur zu 18,4% aus Nichtpolen 
besteht, während der polnische Anteil an der Bevölkerungszahl 
im ganzen nur 69,1 % ist. Technische Truppen, wie Flieger, oder 
der Grenzschutz sind ausschließlich polnisch. 

Der Dollarsturz hat in Polen, wo man sich sehr an die 
Dollarrechnung gewöhnt hatte, große Unsicherheit ae 
rufen, aber die Regierung will unbedingt am Goldstandard für 
den Zloty festhalten. Das bedeutet Fortsetzung des Deflations- 
Prozesses. 

Die Verfassungsreform soll nun ernstlih in An- 
griff genommen werden. Doch sind die Mitteilungen über den 
neuen Entwurf des Oberst Slawek noch zu unbestimmt. 
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Neue Vorstöße gegen das deutsche Schulwesen er- 
ingen. In Kongreßpolen, besonders im Bezirk von Lodz, sollen 
die öffentlichen Volksschulen mit deutscher Unterrichtssprache 
in evangelische Volksschulen umgestaltet werden. Das 
hiefße, die deutschen Katholiken der Polonisierung preisgeben 
und die deutschen Evangelischen — über die bekannte Tendenz 
in der Leitung der evangelischen Kirche in Zentralpolen — der 
gleichen Gefahr aussetzen. — Die deutsche Volksbundjugend 
in Polen (Ostobersclesien) wurde aufgelöst. — Der Haager 
Gerichtshof hat am 29. Juli den deutschen Antrag auf eine einst- 
weilige Verfügung gegen die weitere Anwendung der polni- 
schen Agrargesetzgebung in Posen und Pommerellen mit acht 
egen vier Stimmen abgelehnt. Die Minderheit bestand aus 
er deutschen, belgischen, italienischen und holländischen 
Richter. 

Zur Außenpolitik ging die Diskussion: Viererpakt — 
Ostpakte — Beziehungen zu land (bis zum angeblichen pol- 
nisch-russischen Geheimbündnis gegen Deutschland) ohne neue 
Gesichtspunkte und wesentlichen Ertrag weiter. Das Wichtigste 
ist die Wandlung in den Beziehungen zu Rußland, die beider: 
seitig im Sinne engerer Annäherung betrieben werden. 

Aus dem deutschen Konkordat fanden die Bestimmungen 
über das Recht der nationalen Minderheiten auf die Mutter- 
sprache in Gottesdienst, Religionsdienst und kirchlichem Ver- 
einswesen besondere Beachtung. 


3. Danzig. 


Der Besuch des neuen Staatspräsidenten, Dr. Rauschning, in 
Warschau erhielt seinen Niederschlag in einer groen Rede von 
ihm am 8. August über die Beziehungen im ganzen, mit weitem 
Ausblick und klarster Linie, vor dem Volkstag, der die Senats- 
erklärung billigte.e Ein vorläufiges Arrangement ist am 
5. August getroffen „über die Behandlung polnischer Staatsange- 
höriger und anderer Personen polnischer Herkunft oder Sprache 
auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig“, das weitgehend den 
Paz Wünschen entspriht. Dagegen verpflichtete sich 
olen zur gleichmäßigen Beteiligung Danzigs und Gdingens am 
Seeverkehr unter Berücksichtigung der Quantität und (Qualität. 
Die Parteien haben das Recht, bis zum 15. September davon zu- 
rückzutreten. Dann würde der Völkerbundsratsbeshluß vom 
10. Mai 1933 in Kraft treten, und würde Danzig eine entschei- 
dende Änderung der Grundlagen seiner Existenz anstreben. 


4. Litauen. 


Auch Litauen ist in der Dollarunsicherheit wie 
zu denkt aber auch nicht daran, den Goldstandard aufzu- 
geben. 
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Das deutshe Konkordat wird auch in Litauen im Hin- 
blick auf dessen Differenzen mit dem Vatikan über einzelne 
Bestimmungen des Konkordats von 1927 mit Interesse unter- 
sucht, besonders in bezug auf die Frage der politischen Betäti- 
gung katholischer Geistlicher. 


5. Lettland. 


Lettland hat den Goldstandard bisher nicht aufgegeben und 
wartet die Entwicklung des estnischen Experiments ab. Aber 
es verlangt eine Herabsetzung seiner Schuld an Amerika, da 
heute die Preise dreimal niedriger seien als bei Aufnahme der 
Schuld, und Lettland mehr als das Dreifache seiner Ausfuhr 
nach Amerika von dort importiere. 

Eine Rede des Außenministers Salnais am 19. Juli rückte 
das Zusammenwirken mit Estland in erste Reihe, mit dem 
die Verträge von 1923 nächstes Jahr ablaufen. 


6. Estland. 


Der estnische Außenminister, Prof. Piip, antwortete seinem 
lettischen Kollegen gleich positiv. Die Schwierigkeiten einer 
Zollunion sind aber durch die verschiedene Währungsgrundlage 
der beiden Länder nur noch gestiegen. — 

Für das baltische Deutschtum sei auf das treffliche 
„Jahrbuch des baltischen Deutschtums 1933“ (wie stets bei 
G. Löffler in Riga erschienen) hingewiesen. 


?. Finnland. 


Die Wirtschaftslage steht unter den ungünstigen Zeichen: 
Trockenheit — Dollarsturz — Beendigung des englisch-russi- 
schen Handelskrieges, von dem Finnlands Holzausfuhr Vorteile 
gezogen hatte. 

ie seit 1928 betriebenen Arbeiten an einem Kanal 
zwischen Ladoga-See und Finnischem Meerbusen sind unter Wir- 
kung jenes russischen Kanalbaus in ein neues Stadium getreten 
mit einem Projekte für 170 Kilometer Länge, wovon 14 % kanali- 
siert werden müßten, und Kosten von 600 Millionen Finnmark. 


Abgesclossen, 20. August 1933. 


I. Kulturbericht. 
Von Klaus Mehnert. 


1. Die Arbeiter- und Bauernkorrespondenten. 
Ein Beitrag zu dem Problem: Presse in der Diktatur. 
In der bolschewistischen Ideologie spielt der Gedanke, „der 


Masse zu entwachsen“, „massenfremd zu werden“ — „zu ver- 
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bonzen“ würden wir sagen — eine bedeutende Rolle. Und nicht 
nur die Presse, auch die Literatur behandelt in unaufhörlichen 
Variationen dieses Thema, das Thema also der Verbürokra- 
tisierung der Diktatur. In einem Staate wie der Sow- 
jetunion, in dem fast jeder Erwachsene Staatsbeamter ist, scheint 
es geradezu unvermeidlich, daß sich die Bürokratie erstickend 
über alle lebendigen Regungen wälzt. 

Die Führer des Bolschewismus hatten die Gefahr frühzeiti 
erkannt und versucht, gewisse Sicherungen zu schaffen. Einmal 
dadurch, daß man sich durch Vermittlung der Partei bemühte, 
in unmittelbarem und ständigem Kontakt mit den fernsten Ver- 
zweigungen des Sowjetstaates und seines Lebens zu bleiben und 
innerhalb der Partei dafür zu sorgen, daß eine Entfernung der 
einzelnen Parteileute von der sie umgebenden Masse verhindert 
wird. In vielen Fällen wurden Parteimitglieder, bei denen in- 
folge ihrer Karriere Anzeichen der „Massenfremdheit“ festzu- 
stellen waren, wieder in Reih und Glied zurückkommandiert. 
In vielen Fällen freilich war dieses — aus objektiven oder aus 
subjektiven Gründen — nicht möglich, und so entdeckt der aus- 
ländische Beobachter von Jahr zu Jakt mehr Anzeichen einer mit 
dem zunehmenden Alter der Revolution wachsenden Bürokrati- 
sierung. 

Eine zweite derartige Sicherung hätten die Gewerk- 
schaften sein können. In dem Maße aber, in dem sie im 
Laufe der letzten Jahre, vor allem seit der Verkündung des 
Fünfjahrplans, ihre Selbständigkeit verloren und zu einem 
bloßen Anhängsel der Parteizentrale wurden, verwandelten sie 
sich von einer Organisation, welche die von oben vorgeschrie- 
bene Wirtschaftspolitik von unten aktiv ergänzte, zu einem 
ee ausführenden Organ. Ihre Aufgabe ist heute nicht mehr 
die Vertretung der Arbeiterinteressen gegenüber denen des 
Brotgebers Staat, sondern — da die beiden Interessen als iden- 
tisch angesehen werden — die Durchführung der Generallinie. 

Eine dritte Sicherung wäre möglich gewesen durch die 
Form des Staatsaufbaus mit einer breiten demokrati- 
schen Basis und dem stufenweise vorgenommenen Auslesever- 
fahren bis zur Spitze der staatlichen Pyramide. Aber auch diese 
Sicherung hat sich als ungenügend erwiesen. Der Kongreß der 
aus allen Gebieten des Reichs zusammenströmenden Delegierten 
ist eine Völkerschau und ein Ausdruck der Zusammengehörig- 
keit, nicht aber ein regierungsfähiges Organ. Und auc das 
Zentral-Exekutiv-Komitee, das aus diesem Kongreß heraus ge- 
wählt wird, hat nur eine geringe Bedeutung gegenüber der 
Parteizentrale. In den letzten gehren hat si ie Praxis her- 
ausgebildet, daß die wichtigen Erlasse vom Zentralkomitee der 
Partei stammen und erst nachträglih von den Staatsorganen 
übernommen werden, wie sie ja auch regelmäßig von Staats- 
und Parteileitung unterschrieben werden. 
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In vielen Ländern bildet die Presse eine gewisse Siche- 
rung gegenüber der Allmacht des Staates. Die Frage ist, wie 
weit das auch in der Sowjetunion der Fall ist. 

Der 5. Mai wird in der Sowjetunion als „TagderPresse“ 
Beet da an diesem Tag im Jahre 1912 das Zentralorgan der 

artei, die „Prawda“, entstand. Der Tag der Presse dient dazu, 
die Erfolge und einzelnen Ziffern in der Entwicklung der Presse 
der breiten Öffentlichkeit zu zeigen. Auch 1933 wurde der Tag 
festlich begangen. Alle Zeitungen brachten Einzelheiten über 
Umfang und Ausbreitung der heutigen Presse. Einige der wich- 
tigsten Ziffern seien genannt. Es gab: 

1928 567 Zeitungen mit 8,8 Millionen Exemplaren, 

1933 6683 Zeitungen mit 36,0 Millionen Exemplaren. 

Dieses Wachstum ist vor allen Dingen auf die Entwicklung 
der unteren und der Minderheiten-Presse zurückzuführen. Wäh- 
rend z. B. 1928 nur 200 gedruckte Werkzeitungen bestan- 
den, stieg die Ziffer 1931 auf 900 und 1933 auf 3000 Werkzeitun- 
gen, die auf 17 verschiedenen Sprachen mit 3,5 Millionen Exem- 
are erscheinen. Die meisten sind fünftägige oder Dekaden- 

eitungen, 70 erscheinen täglich. Ganz jung sind die über 2000 
Rayon-Zeitungen mit 6,5 Millionen Exemplaren und die in den 
letzten drei Monaten entstandenen 400 gedruckten Zeitungen der 
Sowchosy und Mascinen-Traktoren-Stationen. 

Unter den Minderheiten steht die Ukraine an der 
Spitze. Sie besaß: 

1928 ca. 100 Zeitungen mit 2,0 Millionen Exemplaren, 

1933 ca. 829 Zeitungen mit 5,7 Millionen Exemplaren 
in acht Sprachen. Die mittelasiatischen Republiken und Gebiete 
(Usbekistan, Tadshikistan, Turkmenistan, Kirgisien, Kara Kal- 
pak) haben 34 zentrale Zeitungen und 151 regionale Zeitungen 
mit insgesamt 1, Million Exemplare (die regionalen Zeitungen 
stammen fast alle aus den letzten 2%, Jahren). Transkaukasien, 
das 1930 erst 60 Zeitungen hatte, besitzt heute 282. 

Eine besonders interessante Zahl aber, die in den Berichten 
des 5. Mai häufig wiederkehrt, ist: 3,5 Millionen 
Arbeiter- undBauernkorrespondenten. 

Ein Blick in jede Zeitung genügt, um die Bedeutung dieser 
Korrespondenten deutlih zu machen. (Jeder ist ein Arbeiter- 
korrespondent, der mit einer gewissen Regelmäfiigkeit an eine 
oder verschiedene Zeitungen Berichte aus seinem persönlichen 
Arbeits- oder Lebenskreis schickt. Da in der Sowjetunion alles 
abgekürzt wird, heißen die Arbeiterkorrespondenten „Rabkory“ 
(aus rabotschije korrespondenty), die Bauernkorrespondenten 
„Seljkory“, die Frauenkorrespondenten ‚„Shenkory“, die Jugend- 
korrespondenten „Junkory“ usw. Im folgenden wird das Wort 
„Rabkory“ als Sammelbegriff für alle diese Arten von Kor- 
respondenten gebraucht.) Die einzelnen Zeitungen bestreiten 
zu einem erheblichen Teil, der zwischen einem Viertel und der 
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Hälfte schwankt, ihren Inhalt mit den Zuschriften der Rabkory. 
Besucht man eine beliebige Zeitungsredaktion, möglichst in der 
Provinz, dann findet man, daß die Rabkor-Abteilung eine be- 
deutende Rolle spielt. Täglich laufen Dutzende oder gar Hun- 
derte von Briefen aus dem zu dieser Zeit gehörigen Bezirk 
(oder Betrieb oder Staatsgut usw.) ein. “Ein oder mehrere 
Arbeiter der Redaktion sind völlig mit der Lektüre, der Aus- 
wertung der eingehenden Briefe und ihrer ertsprechenden 
Weiterleitung beschäftigt. Zum Teil, freilih nur zu einem 
relativ geringen Teil, werden diese veröffentlicht, zum Teil, 
z. B. wenn es sich um kriminelle Anschuldigungen handelt, zur 
Prüfung an die Rechtsorgane gegeben, zum Tei müssen sie von 
den Mitarbeitern der Zeitun auf ihre Zuverlässigkeit hin unter- 
sucht werden. Es gibt Rabkors, welche die Zeitung schon seit 
Jahren mit Zuschriften beliefern und deren Mitteilungen sich 
als vertrauenswürdig herausgestellt haben, so daft sie einer be- 
sonderen Prüfung nicht mehr bedürfen. Andere sind noch 
wenig bekannt, ihre Nachrichten müssen daher, vor allen Din- 
gen wenn sie nur JE enthalten, untersucht werden. 

andelt es sich um einen wichtigen Fall, so wird vielleicht sogar 
ein Redaktionsmitglied an Ort und Stelle entsandt, oder ein an 
dem betreffenden Ört lebender Vertrauensmann der Zeitung mit 
der Prüfung der Angelegenheit beauftragt. Zuschriften, die An- 
griffe gegen Behörden und Institutionen enthalten, schickt man, 
wenn ihre Berechtigung zweifelhaft erscheint, an die beschuldigte 
Instanz zur Stellungnahme. So erfordert fast jeder Brief eine 
eigene Behandlung und setzt fast jeder Brief einen anderen 
Mechanismus in Gang. In den vielfach zu gewaltigem Umfang 
an Kartotheken besitzt jeder Rabkor eine Karte, 
auf der jeder Brief (Eingangsdatum, Inhaltsangabe und was mit 
ihm gemacht wurde) verzeichnet wird. Ein Blick auf eine solche 
Karte genügt, um die Erfahrungen zu zeigen, die man mit dem 
betreffenden Rabkor gemacht hat. 

Artur Just hat in seinem 1931 erschienenen, 1930 geschrie- 
benen Buch „Die Presse der Sowjetunion“ (Karl Dunker Verlag, 
Berlin), ein ganzes Kapitel der Rabkor-Bewegung gewidmet. Die 
Zahl, die er damals als die Gesamtziffer der Rabkor nannte, 
war eine halbe Million. Sie ist inzwischen zu dreieinhalb Mil- 
lionen angewachsen. Das ist eine erstaunliche Entwicklung, die 
näher zu betrachten lohnt. 

Nicht festangestellte Mitarbeiter von Zeitungen gibt es wohl, 
solange Zeitungen existieren, aber die Rabkory in Rußland 
haben eine andere Bedeutung, als wir sie bei unseren frei- 
willigen Korrespondenten kennen. In den anderthalb Jahr- 
zehnten vor dem Ausbruch des Weltkrieges besaßen die Vor- 
gänger der heutigen Rabkory, die Mitarbeiter an den illegalen, 
meist im Ausland erscheinenden revolutionären Zeitungen jener 
Tage, eine ganz bestimmte Aufgabe. Lenin wies in einem 
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Brief vom 12. Dezember 1904!), der bei Just zum Teil abgedruckt 
ist, darauf hin. Derselbe Gedankengang findet sich in dem Brief 
Lenins vom 11. Februar 1905 an A. A. Bogdanow und S. I. Gussew 
(deutsche Leninausgabe, Band VII, Seite 142 ff.): „Man braudıt 
Mitarbeiter für den ‚Wperjod‘. Wir sind zu wenig, wenn man 
nicht zwei, drei Mitarbeiter aus Rußland heranzieht, dann hat es 
keinen Zweck, von einem Kampf gegen die ‚Iskra‘ zu schwätzen .. 
Ich schreibe Ihnen. um wieder und wieder einmal zu versuchen. 
einen Meinungsaustausch herbeizuführen, um zu erreichen, daß 
man ein Dutzend junger, frischer Arbeiter- (und anderer) Zirkel 
mit der Redaktion unmittelbar verbindet.“ Immer ist es der 
Wunsch des in der Emigration fern von der Heimat lebenden 
Politikers und Schriftstellers, durch die Mitarbeit russischer Kor- 
respondenten den Kontakt mit den heimischen Ereignissen zu be- 
halten, der Wunsch nach einer Überwindung der räumlichen 
Trennung. 

Heute besteht diese räumliche Trennung nicht mehr. Die 
Zeitungen erscheinen in der Mitte derjenigen Menschen, für die 
sie bestimmt sind. Heute aber gilt es, diesachliche, die per- 
sönliche Trennung zu überwinden, die Trennung, die der 
Bürokratismus selbstverständlich in seinem Gefolge hat. Prak- 
tisch gibt es seit kurz nach der Revolution — mit einer unbedeu- 
tenden Unterbrechung während der NEP-Zeit — nur eine ein- 
heitliche Parteipresse, die nicht der Ausdruck der 
öffentlichen Meinung ist, sondern als Informations-An- 
zeiger dient, in dem die Bevölkerung die Richtlinien der Zen- 
trale erhält. In dem Augenblick aber, in welchem die Zeitung 
aufhört, Ausdruck der öffentlichen Meinung zu sein, gerät sie 
in die Gefahr der Isolierung, der Massenfremdheit, in die Ge- 
fahr, daß ihr Inhalt in keiner unmittelbaren Beziehung mehr zu 
dem Inhalt des Lebens und Denkens der Bevölkerung steht. Hier 
also liegt die Aufgabe der Rabkory. 


Stalin macht das deutlih in dem Rechenschaftsbericht des 
ZK auf dem XIII. Parteikongreß (1924). Er sagt?): „Die Orga- 
nisation der Rabkory und Seljkory besitzt eine große Zukunft. 
Eine bestimmte Entwicklung vorausgesetzt, können diese Organi- 
sationen eine große Rolle spielen, indem sie die proletarische 
öffentliche Meinung klar ausdrücken und kraft- 
voll leiten. Ihr kennt die Kraft der proletarischen öffent- 
lichen Meinung in der Entlarvung und Beseitigung der Mängel 
unserer sowjetischen Gesellschaft, — sie ist viel stärker als die 
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1) Der Brief, der in der neuen Leninausgabe die Überschrift „Brief an 
die Genossen“ trägt, war nicht an W. A. Noskow, sondern an einen Unbe- 
kannten gerichtet. Vgl. die deutsche Leninausgabe Band VI, Seite 577, An- 
merkung 126. 

2) Die folgenden Zitate sind den beiden Schriften „J. Stalin über die 
Presse“, Leningrad 1932, und „Die Presse im sozialistischen Aufbau“, Moskau 
1932 (beide russisch), sowie der Tagespresse entnommen. 
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Kraft des administrativen Druckes.“ Ganz deutlich wird hier 
zweimal das Wort „öffentliche Meinung“ gebraucht, und ganz 
klar wird auch die doppelte Aufgabe der Rabkory genannt: die 
öffentliche Meinung auszudrücken, und zum zweiten, sie 
zu leiten und sie zu beeinflussen. Nur wenn die Rabkor-Be- 
wegung gegenüber der öffentlichen Meinung diese beiden Auf- 
gaben erfüllt. wird sie wirklich ihrem Sinn gerecht. Und es 
wird wesentlich sein, später festzustellen, daß sich die Tätigkeit 
der Rabkory immer weiter von einem Ausdruck der öffentlichen 
Meinung zu einem Instrument ihrer Beeinflussung entwickelt hat. 


Das drückt sich etwa in der Rede Stalins auf einer Sitzung 
des Organisationsbüros des ZK der Partei vom 26. Januar 1925 
aus. Hier heißt es nur noch: „Ich denke, daß wir in die Periode 
eingetreten sind, in der einer der wichtigsten Hebel für die 
Verbesserung unserer Aufbauarbeit im Dorfe, für 
die Feststellung unserer Mängel und damit für die Verbesserung 
der Sowjetarbeit die Rabkory und Seljkory sein können ... 
Mir ist es klar, daß eben ae Seite her unsere Arbeit ver- 
bessert werden muß.“ Und ganz deutlich wird dieser Gedanke 
in den Äußerungen, die Stalin in einem Gespräch mit einem 
Mitarbeiter des „Rabotschij Korrespondent“ — abgedruckt im 
Rabkor-Führer von 1926 — macht. Hier stellt Stalin den Rab- 
kory zwei Aufgaben: Erstens: Sie sollen „Kommandeure 
der proletarischen öffentlichen Meinung“ sein 
und die öffentliche Meinung für die Unterstützung der Partei 
und der Rätemacht mobilisieren; zweitens: „Nur als organi- 
sierte Kraft können die Arbeiter- und Bauernkorrespondenten 
in der Entwicklung der Presse eine Rolle spielen.“ Es ist für 
Stalin besonders typisch, daf er in demselben Gespräch sich da- 
für einsetzt, daß die Rabkory nicht von den Arbeitern auf Be- 
triebsversammlungen gewählt, sondern daf sie von den Redak- 
tionen bestimmt werden. 


Ein Merkstein in der Entwicklung der Rabkor-Bewegung ist 
die 4. Bundeskonferenz der Rabkory im Winter 1928. Sie be- 
deutet einen erheblichen Schritt weiter auf dem Weg zur 
Reglementierung des Rabkor-Wesens, indem sie die Be- 
ziehungen der Rabkory zu den Zeitungen in ein festes Verhältnis 
zu bringen und die spontan entstandene Bewegung zu organi- 
sieren sucht, selbstverständlich mit dem Zweck, sie noch im stär- 
keren Maße als bisher zur Beteiligung am Wirtschaftsaufbau, 
also zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung im Sinne der 
Generallinie heranzuziehen. Es kommt bei dieser Gelegenheit 
zu einem Konflikt mit Bucharin, der die Rolle der Rabkory in 
erster Linie in der Wiedergabe und nicht in der Kommandierung 
der öffentlichen Meinung sah. Aber die entgegengesetzte Ansicht 
setzt sich unter dem Schlagwort „Organisatoren! Nicht Infor- 
matoren!“ durch. 
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Wichtig für die weitere Entwicklung ist der Beschluß des 
ZK der Partei vom 16. April 1931: „Über den Aufbau der Rabkor- 
Bewegung“. Außerdem wurden im einzelnen die mafgebenden 
Gesichtspunkte der Rabkor-Arbeit in den verschiedenen Resolu- 
tionen der allbundlihen Rabkor-Tagung von 1931 festgelegt. 
Hier fand sich kein Wort mehr davon, daf die Rabkory dazu 
berufen seien, der öffentlichen Meinung Ausdruck zu verleihen. 
Ihre Aufgaben wurden eindeutig folgendermaften umrissen: 
Erstens: „Die Rabkory sind unter der Leitung der Partei die 
Organisatoren der Massen für den sozialistischen Auf- 
bau, für die Erfüllung der Produktionspläne und für den Kampf 
gegen die Klassenfeinde.“ Sie sind nicht mehr „allgemein ver- 
antwortlich“, sondern sie haben mit ihrer publizistischen Tätig- 
keit ganz bestimmte und konkrete Aufgaben, jeder in dem Be- 
trieb, in dem er tätig ist. Vor allem haben sie auch zur Er- 
höhung der Wehrfähigkeit und der Wehrwilligkeit des Landes 
beizutragen. Zweitens: Die Erfüllung dieser Aufgaben ist nicht 
mo id ohne eine genaue Kenntnis des betreffenden Betriebes. 
Während daher in der ersten Periode der Rabkor-Entwicklung 
allgemeine Berichte genügten, muf jetzt jeder Rabkor genau 
die Technik beherrschen, um in der Lage zu sein, in 
die Einzelheiten des technischen Prozesses einzugreifen. Drittens: 
Da es sidh die Rabkory zur Regel gemacht hatten, nur über 
negative Erscheinungen in ihrem Betrieb zu berichten, werden 
sie aufgefordert, in Zukunft zur Stimulierung der Arbeiter auch 
positive Berichte über Erfolge und besonders hervor- 
tragende Leistungen mitzuteilen. Viertens: Indem man den Nach- 
druck nicht auf die passive Informationstätigkeit, sondern auf die 
aktive Mitarbeit legt, gilt es neue Formen der Rabkor-Arbeit 
zu entwickeln. Es sind „Stoßbrigaden“ von Rabkory zu bilden, 
die als Gruppen und mit der entsprechenden Publizität sich ein- 
zelnen Problemen — seien es besonders negative oder besonders 
Pie — zuzuwenden haben, um die Aufmerksamkeit und den 
ifer der betreffenden Arbeiter anzuspornen. Wenn irgendwo 
das Interesse der Öffentlichkeit erregt werden soll, werden 
„Attacken“ von Rabkor-Kollektiven an den betreffenden Orten 
ausgeführt. An die Stelle des zufälligen Einzelrabkor treten 
in immer stärkerem Maße die Rabkor-Bri aden, die zu gleicher 
Zeit denselben Gegenstand von den verschiedensten Seiten an- 
packen und Kollektivberichte schreiben. 

So wurde die Rabkor-Bewegung aus einer revolutionären 
mprovisation mehr und mehr zu einer in vorgeschrie- 
nen Bahnen sich bewegenden Organisation, in einem 
lae, daß man schließlich erkennen mußte, wie sie ihrer eigent- 

lihen Aufgabe nicht mehr gerecht wurde. Am Tag der Presse 
1935 wurde in dem großen Aufsatz von Winokurow über die 
Rabkor-Bewegung bezeichnenderweise ein scharfer An- 
griff geführt gegen „die Versuche, die Arbeit der Rabkory 
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bürokratisch zu reglementieren und sie in den engen Rahmen 
der Ausführung bestimmter Redaktionsaufträge zu spannen“. 
Die darin zum Ausdruck kommende Unterschätzung der eigent- 
lichen Bedeutung des Rabkor wird von Winokurow geradezu als 
„Linksabweichung“ verdammt. Diese Einstellung läft 
darauf schließen, daß man oben die Gefahr einer Verbürokrati- 
sierung der Rabkor-Bewegung eingesehen hat und Gegenmal- 
nahmen ergreifen will. Es muß abrewariet werden, wieweit 
diese von Erfolg sein werden. 

Inzwischen hat das Rabkorwesen auch eine eigene Belle- 
tristik hervorgerufen. Abgesehen von zahlreichen Gedichten, 
erschienen z. B. die Erzählungen „Auf den Spuren eines Helden. 
Niederschriften eines Rabkor‘, von Demitrij Lawrudin (Lenin- 
grad 1930), „Das Leben zwischen Steinen“, von Iwan Shiga 
(„Nedra“ 1930), und — bisher wohl das Beste — „Rabk ory“, 
von Leonid Saulin (alle russisch). 

Diese Erzählung, die das Leben des Rabkor sehr breit und 
keineswegs nur auf das Thema eingestellt behandelt, gibt ein 
deutliches Bild von seinen Aufgaben und seiner Tätigkeit. Saulin 
schildert die Arbeit eines Rabkor-Kollektivs auf einer Lenin- 
grader Fabrik. Das Kollektiv ist nicht eine zufällige, unorgani- 
sierte Gruppe, sondern eine Arbeitsgemeinschaft mit bestimmten 
Personen und Kompetenzen. Es werden Sitzungen abgehalten, 
die Aufgaben der einzelnen Rabkory verteilt und die Arbeits- 
pläne für die Zukunft festgelegt. Das Kollektiv ist auch keine 
in der Heimlichkeit a Denunziationsgesellschaft, sondern 
die Arbeiter der Fabrik wissen, wer unter ihnen Rabkory sind. 
Sie verfolgen die Berichterstattung der Korrespondenten mit 
Be Anteilnahme und üben damit zugleich eine ständige 

ontrolle über diese Berichterstattung aus. Es ist keineswegs 
so, daß der Rabkor einfach schreiben kann, was er will, im 
Gegenteil, er befindet sich unter einer ständigen Kontrolle seiner 
Kameraden, und jeder Rabkor-Bericht ist mit dem Namen des 
Verfassers oder der Verfasser gezeichnet. Durch diese Tätigkeit 
rücken die Rabkory in den Mittelpunkt des Ge- 
schehens. Kaum ein Ereignis, von dem die Rabkory nicht 
rasch informiert werden. Unzufriedenheit der Arbeiter, Ver- 
dacht gegen Schädlinge, Vorbereitung von Festlichkeiten, Gründe 
für unbefriedigende Leistungen einzelner Arbeiter oder Werks- 
abteilungen, alles findet rasch den Weg zum Rabkor. 
| Eine besondere Unmittelbarkeit gewinnt die Arbeit der 
Rabkory dadurch, daß diese meist zugleich auch das Redaktions- 
kollegium für die „Wandzeitung“ darstellen, die als eine 
Art von Schwarzem Brett meist in humoristischer, oft in derber 
Form und vielfach illustriert auf alle Ereignisse des Betriebes 
reagiert. Hat der Betrieb eine eigene gedruckte oder verviel- 
fältıgte Werkzeitung, so sind die Rabkory auch in ihr an füh- 
render Stelle tätig. Viele von ihnen wachsen auf dem Wege 
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über die Werkzeitung in die eigentliche Presse hinüber, mandıe 
auch in einen literarischen Beruf. Gerät man in eine Gruppe 
von Rabkory, so könnte man geradezu glauben, ganz Rußland 
bestände aus Schriftstellern und Schriftstelleraspiranten. Die 
Gewohnheit bringt es mit sich, daß diese Leute schließlich jedes 
Ereignis sofort in Verse, in eine Zeichnung oder in eine Er- 
zählung umformen. Oft finden sich Rabkor-Gruppen zu litera- 
rischem Unterricht zusammen und die älteren Rabkory oder auch 
Schriftsteller dienen als Anreger der Jungen. 

Auch erheblihe Schattenseiten sind mit dem Leben 
der Rabkory verbunden. Trotz der vorhandenen gegenseitigen 
Kontrolle läßt es sich nicht vermeiden, daß ein — zitfernmälig 
nicht festzulegender — Prozentsatz der Rabkor-Berichte falsch, 
ja vielfach sogar bewußte Denunziation ist. Wird eine 

enunziation als solche erkannt, wird sie selbstverständlich be- 
straft. Aber das läft sich nicht immer so leicht feststellen, und 
oft ergeben sich für den Beschuldigten die schwierigsten Situa- 
tionen. Andererseits kommt es natürlich auch häufig vor, daß 
die Mitteilungen des Rabkors der Wahrheit entsprechen und der 
Rabkor sich die tödliche Feindschaft der beschuldigten und ent- 
larvten Personen zuzieht. Unzählbar sind die Racheakte 
gegen Rabkory, vor allen Dingen auf dem Lande. Stalin hat 
ganz recht, wenn er auf der schon erwähnten Parteisitzung vom 
26. Januar 1925 sagte, der Rabkor dürfe sich vor einer Kugel 
nicht fürchten. 

Überblickt man die Entwicklung und den heutigen Stand 
der Rabkor-Bewegung, so wird man sagen müssen, da — trotz 
der immer stärkeren Beschränkung der Rabkor-Tätigkeit auf 
den Kampf um den Plan unter Vernachlässigung seiner Aufgabe 
als Künder der öffentlichen Meinung — der Rabkor-Institution 
eine große Bedeutung beizumessen ist. Diese Bedeutung 
beruht vor allen Dingen auf zweierlei: Die Berichterstattung der 
Rabkory enthält ein ungeheures Material über die Ein- 
zelheiten der wirtschaftlichen und allgemeinen Entwicklung des 
Landes. Wenn auch kritische Berichte nur soweit abgedruckt 
werden, als sie eine Einzelkritik, nicht aber eine Kritik der 
Generallinie als solcher, enthalten, dienen doch die eingehenden 
Berichte zur Information der entsprechenden Instanzen über die 
wahren Verhältnisse. So sind die Rabkory, wie es Postyschew 
1931 auf einer Rabkor-Tagung ausdrükte, die „Fühler“ der 
Partei und der Regierung. Die zweite aber und nicht minder 
große Bedeutung der Rabkory ist darin zu sehen, daf sie 
psychologisch das fernste Dorf und den kleinsten Betrieb 
mit der großen Entwicklung des Sowjetstaates verbinden und 
in jedem einzelnen, der die ihn persönlich beschäftigenden Fra- 
gen oder gar sich selbst in einer Zeitung gedruckt sieht, das Ge- 
fühl der Verbundenheit mit dem Ganzen, das Gefühl des „Civis 


Sowjeticus sum“ erwecken. 
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2. Das Examen. 
„Indiesem JahrewerdeninderSowjetschule 
zumersten Male Prüfungen durchgeführt.“ 


Mit diesen Worten beginnt der Frlaß des Volksbildungs- 
kommissars der RSFSR, des Generals Bubnow, vom 28. April 


1933 (Wortlaut in „Sa Kommunistitscheskoje Prosweschtschenije“ 


29. April 1933). 15 Jahre hatte man versucht, ohne das Examen 
die Schüler zur Leistung zu veranlassen. In dem Maße, in dem 
man erkannte, daß die angewandten Methoden nicht zum Ziele 
führten, sah man sich gezwungen, mehr und mehr die Leistungs- 
kontrolle einzuführen. Es ist über diese Entwicklung schon 
mehrfach in unseren Kulturberichten die Rede gewesen, r der 
Erlaß Bubnows setzt einen gewissen Schlußstein. Das bekannte 
Dekret des Zentralkomitees der Partei vom 25. August 1932, das 
hier auch schon mehrfach gewürdigt wurde, bereitete den neuen 
Erlaß vor. In dem Dekret hieß es: „Es ist als unerläßlich anzu- 
sehen, am Ende des Jahres für alle Schüler Prüfungen festzu- 
legen.“ Der Erlaß Bubnows hat allerdings erstaunlich lange auf 
sich warten lassen, denn die Examina mußten in den städtischen 
Schulen am 10., in den dörflichen Schulen am 20. Mai beginnen. 
Ihr nicht sehr befriedigender Verlauf ist zweifellos zu einem 
großen Teil darauf zurückzuführen, da der Erlafß, der im ein- 
zelnen die Durchführung der Examina regelt, erst so spät er- 
schien und die Lehrerschaft nicht genügend Zeit hatte, die Prü- 
fungen in Ruhe vorzubereiten. 


Bubnows Anweisungen bieten eine Fülle interessanter und 
bezeichnender Gesichtspunkte. Gleich zu Anfang verbietet der 
Volkskommissar auf das entschiedenste „jeden Versuch, den 
Charakter der Prüfungen zu verzerren, indem sie in Examina 
desalten Types verwandelt und die Kinder eingeschüchtert 
und ihres eifrigen Interesses an dem Erwerb von Kenntnissen 
beraubt werden“. Es wird jedoch nicht eigentlich erklärt, in 
welcher Weise sich die neuen Prüfungen von den alten Examina 
zu unterscheiden haben, und die Ansicht der leitenden Stellen 
wird auch nicht deutlicher aus einem Leitartikel der Pädagogi- 
schen Zeitung (SKP 4. Mai 1933), denn auch dort heißt es ledig- 
lih: „Die Prüfungen in der polytechnischen Sowjetschule haben 
nichts mit dem alten Schulexamina in der alten scholastischen 
Schule, in der Schule mit Drill und Paukerei, gemein. Unsere 
Prüfungen sind ein natürlicher, orrai mer Abschluß der Schul- 
arbeit des ganzen Jahres und ein Mittel zur Hebung der Schul- 
leistung.“ Eine gewisse Erklärung für das, was der Kommissar 
als den Unterschied zum alten Examen bezeichnet, liegt in den 
drei Forderungen seines Erlasses: 

1. Die Prüfungen des Jahres 1933 sollen, da sie zum ersten 
Male durchgeführt werden, keinen entscheidenden Einfluß auf 
die Versetzung des Schülers haben; sondern es ist auch der 
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Durchschnitt seiner Leistung im abgelaufenen Schuljahr mit zu 
berücksichtigen. 

2. Es ist den Lehrern strengstens untersagt, durch besonders 
une und schikanöse Fragen die Schüler durcfallen zu 
assen. 

3. Im Gegenteil, die Behandlung der Schüler bei der Prü- 
fung soll „aufmerksam, feinfühlend und individuell“ sein und 
bei jedem Schüler die besonderen Bedingungen, unter denen er 
lernt, berücksichtigen. Die Prüfungen sollen daher ganz in der 
Art einer gewöhnlichen Unterrichtsstunde und ohne daß in der 
Klasse etwas verändert wird, von demselben Lehrer, der ohne- 
hin das betreffende Fach unterrichtet, durchgeführt werden. 

Im einzelnen wurden noch folgende Richtlinien ge- 
eben: Alle Schüler, gleichgültig welche Zeugnisse sie bisher 
atten, sind zu den Prüfungen zugelassen. In bestimmten Fächern, 

wie Gesellschaftskunde, Geschichte, Zeichnen wurden in diesem 
Jahre keine Prüfungen durchgeführt. Die Prüfungen über prak- 
tische Arbeit fanden in den Werkstätten statt. Einzelne Schulen, 
deren bisherige Leistungen besonders gering waren, wurden in 
diesem Jahre noch einmal von einer Abhaltung der Prüfungen 
befreit. Die Zahl dieser Schulen scheint recht groß gewesen zu 
sein, allein für das Zentralschwarzerdegebiet teilte der dortige 
Vertreter auf einer Konferenz in Moskau mit (SKP 22. Juni 
1933), daß 515 Schulen der ersten und 142 Schulen der zweiten 
Stufe von den Prüfungen dispensiert worden seien. Auch für 
einzelne besonders schwache Schüler konnte die Prüfung auf den 
Herbst verlegt werden. 

Durch zwei weitere Mitteilungen (SKP 1. und 6. Mai 1933) 
wurden die Prüfungen für alle Schulen mit defektiven Kindern 
ausgesetzt und die Wirkung des Bubnowschen Erlasses, der an 
sich nur für die RSFSR Geltung hat, auch auf die übrigen Teil- 
republiken ausgedehnt. 

Unmittelbar nach dem Erla begann in der pädagogischen 
Presse eine lebhafte Diskussion, wie denn im einzelnen 
die Prüfungen praktisch durchzuführen seien. Da man mit Prü- 
fungen keine Erfahrungen hatte, kamen die sonderbarsten Dinge 
zustande. In einigen Schulen z. B., darunter in Moskau, wurden 
„Hauptproben“ veranstaltet, in denen das bevorstehende Examen 
im voraus durchexerziert wurde. Andere Schulen wollten die 
Prüfung so gründlich durchführen, daß sie für jedes einzelne 
Fach 100 Fragen ausarbeiteten! Am ratlosesten stand man den 
mündlichen Prüfungen gegenüber und von überall her wurden 
Anfragen und Vorscläge eingereicht. Im allgemeinen wurde 
folgende Richtlinie ausgegeben: Die Prüfungen haben das zu 
berücksichtigen, was im abgelaufenen Schuljahr behandelt wurde, 
und zwar sollen die Fragen nicht sprungweise aus dem ganzen 
Gebiet, sondern etwa in der Reihenfolge der Behandlung ge- 
stellt werden. Die Fragen sind so präzise zu formulieren, daß 
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sie den Kindern die Antwort erleichtern. Die Frage soll also 
z. B. nicht lauten: „Wie war das Leben der Bäuerin vor der 
Revolution?“, sondern „Wie war das Leben der Bäuerin unter 
der Leibeigenschaft?“. Fragen sollen möglichst nur einmal ge- 
stellt und nicht anders formuliert wiederholt werden, da sonst 
die Kinder leicht in Verwirrung geraten und die zweite Formu- 
lierung als eine ganz neue Frage ansehen. Zu Beginn der Prü- 
fung sind einige der besseren Schüler aufzurufen, um durch gute 
Antworten die Klasse in Schwung zu bringen. Der Lehrer soll 
sich nicht darauf versteifen, daß unbedingt mit der von ihm er- 
warteten Formulierung geantwortet wird, sondern sich damit 
zufriedengeben, wenn eine dem Sinne nach richtige Antwort mit 
anderen Worten erfolgt. Es wird empfohlen, die Kinder einzeln 
für die Dauer ihrer Befragung vor die Klasse herauszuholen 
und sich auch von Zeit zu Zeit, um das Interesse der übrigen 
Klasse wachzuhalten, mit Fragen an die ganze Klasse zu wenden. 

Es ist von Interesse, nach dem Ablauf und dem Ergeb- 
nis dieser Prüfungen zu fragen. Ende Juni fand in Moskau 
eine allrussishe Tagung der Leiter aller Volksbildungsabtei- 
lungen bei den einzelnen Kreisen und Gebieten statt, an der sich 
auch Nadeshda Konstantinowna Krupskaja, die Witwe Lenins, 
beteiligte. Aus den Reden und Diskussionsbeiträgen geht her- 
vor, daß man die durchgeführten Prüfungen nur als einen ersten 
Versuch, an dem noch sehr vieles geändert und besser gemacht 
werden muß, anzusehen hat. Vor allen Dingen wird gefordert, 
daß das Volksbildungskommissariat eine klare und eingehende 
Instruktion über die Durchführung der Prüfungen erlassen soll. 
Ferner wurde in Moskau an 10 Sal eine Enquête durch- 
geführt. Ihr Hauptergebnis war, daß die Kinder in den Wochen 
vor den Prüfungen stark überlastet wurden und täglich bis zu 
sieben Stunden Hausarbeiten zu leisten hatten. Es ist ganz 
interessant, daß 60 % der Kinder den Hauptnachdruck auf die 
Vorbereitung in Mathematik oder Physik oder Chemie a 
Nur ein Zehntel der Kinder bereitete sich kollektiv auf die Prü- 
fungen vor, die weitaus meisten lernten für sich allein und — 
um mit einer typischen Statistikblüte zu schließen — „bei 8,7 % 
der Kinder erklärten die Eltern, daß sie sie, wenn sie durch- 
fallen, verhauen werden“ (SKP 22. April 1933). 

Im Zusammenhang gesehen, wird man feststellen können, 
daß die Einführung der Prüfungen in der Reihe der Maßnah- 
men zur Konsolidierung der Schule einen wichtigen und ab- 
schließenden Schritt bedeutet. Man bemüht sich, die Auswüchse 
früherer Examina zu beseitigen und die Prüfungen vernünftig 
und menschlich durchzuführen. Wesentlich ist, daß man im 
Kampf um die Qualität nicht davor zurückscheut, Maßnahmen 
zu ergreifen, die man als notwendig erkannt hat, auch wenn man 
sie früher selbst als reaktionär bezeichnet hat. Hinzu kommt, 
daß kein einziger unter den Schülern und nur ein geringer Teil 
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unter den Lehrern das Vorkriegsschulwesen aus eigener An- 
schauung kennt. Allen anderen erscheint die Einführung der 
Prüfungen als eine neue revolutionäre Maßnahme und niemand 
empfindet einen Widerspruch darin, wenn es in den letzten 
Worten des Bubnowschen Erlasses heißt, die Prüfungen seien 
„ein Werkzeug zur Ausbildung der Baumeister des So- 
zialismus“. 


Bücherschau. 
Emigration im Roman. 


Krymov, V.: Za millionami. Trilogija. 1.: Sidorovo 
ucen’e. 2.: Choroso Zili v Peterburge. 3.: Djavolenok pod sto- 
lom. (Hinter Millionen her. Trilogie. 1. Bd.: Sidors Lehre; 
2. Bd.: Schön lebte man in Petersburg; 3. Bd.: Teufelchen unterm 
Tisch.) Berlin. a? Petropolis. 1933. 315 + 232 + 327 S. 
Preis: 6,30, 4,20, 6,30 : 

Ehrenburg, Ilja: Moskau glaubt nicht an 
Tränen. Ein Pariser Roman. Berlin 1932. Malik-Verlag. 
235 S. Preis: 2,85 RM.; geb. 4,80 RM. Ä 


Der dreibändige Roman des Emigranten-Schriftstellerss Krymov, der 
sein Werk etwas anspruchsvoll „Trilogie“ nennt, interessiert weniger durch 
Darstellungskraft und Sprache, als durch das geschilderte Milieu und den 
pe des Helden. Arseni Aristarchow, Student, Journalist, unglücklicher 
Millionenjäger, ist das notwendige Nebenprodukt der Welt, in der er zu 
leben gezwungen ist: der, mit großem Raffinement dargestellten, Lebewelt 
der russischen Hauptstädte vor der Revolution, und ihrer Fortsetzung, der 
Scheinwelt einer kleinen Schiht von Emigranten. In diesem Milieu des 
unsinnigen Luxus in seiner spezifischen russischen Ausprägung, der Lebens- 
weise eines Teils der Moskauer und Peterburger Gesellschaft, lebt Aristar- 
chow als der „überflüssige Mensch“, der die Dinge „von außen" sieht, 
darüber spintisiertt der heimliche Neider und unbefriedigte Nachahmer 
eines ihm nie erreichbaren Lebens. Dieses Thema wird in breiter Aus- 
führlichkeit abgewandelt, wobei die Spannung allmählich erlahmt. Das beste 
bietet der 1. Teil, wo ein Stück Familiengeshicdte der Aristarhows mit 
einigen echten Moskauer Kaufmannsgestalten in die Handlung hineinver- 
woben ist. Nur episodisch sind Revolution und Flucht und gegen 
Ende verliert sih die Erzählung ganz in der privaten Sphäre des Helden, 
der als Typus hinreichend gekennzeichnet ist. 


Routinierter, schärfer, zynischer weiß Ehrenburg, selbst halber Emi- 
grant, die gleiche Sphäre der Gesellschaft und ihrer Überflüssigen vom 
Blickpunkt des Sozialkritikers aus zu schildern. Sein neues Buch liegt auf 
der Linie der „Gasse am Moskaufluß“ und der „Liebe der Jeanne Ney“, halb 
sentimentaler, halb ironischer Schilderungen von tragischen Lebensläufen im 
kleinbürgerlichen Milieu. Diesmal ist es das schäbige „Hotel Montblanc“ in 
einem Winkel von Paris, das er unter die Lupe nimmt, um ein Dutzend 
Schicksale zu zeichnen, Arbeiter, Künstler, am Leben Gescheiterte. Das ist 
wie immer amüsant zu lesen, aber man sollte es auch in seinen Einzelheiten 
daraufhin lesen, daß dies eine der wenigen Durchgangsstellen ist, durch die 
der sowjetrussische Leser seine Vorstellung vom „Westen“ sich nr. a 
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Polen. 


Steinhoff, H.: Das polnische Stempelsteuergesetz in der 
ab 18. Mai 1932 gültigen Fassung. Kattowitzer Buchdruckerei 
und Verlags-A.-G. 1933. 134 S. Preis: 5,00 Zl. 

Meyer, Dr. Heinz: Das Recht der religiösen Minder- 
heiten in Polen. Berlin-Grunewald 1933. Dr. Walter Rothschild 
Verlag. 69 S. Preis: 4,00 RM. 

Thiele, Ernst Otto: Polen greift an. Breslau. Wilh. 
Gottl. Korn Verlag. 1933. 87 S. mit 72 Abbildungen. Preis geh. 
3,80 RM., geb. 4,80 RM. 


Die nn nel a a ist an- 
gesichts der außerordentlich umfangreichen und daher recht unübersichtlichen 
polnischen Steuergesetzgebung von einiger praktischer Bedeutung. Sie er- 
möglicht eine Übersicht über diesen Teil der polnischen Abgabengesetze, die 
sowohl im Rechtsverkehr mit Polen als auch für die Kenntnis des polnischen 
Finanzsystems wertvoll ist. Eine Tariftabelle gibt die Möglichkeit schneller 
Orientierung. 

Dr. Heinz Meyer stellt nach einem Überblick über die historische 
Entwicklung der religiösen Minderheiten in Polen ihr Recht und ihre Orga- 
nisationsformen dar. Wo der Verfasser grundsätzliche Fragen erörtert, er- 
heben sich gegen die vorgetragene Auffassung gelegentlih Bedenken, so 
wenn es sich bei dem Minderheitenvertrag vom 28. Juni 1919 nicht um die 
Einführung und internationale Sicherung besonderer Minderheitenschutzvor- 
schriften handeln soll, sondern „einfach um die Bedingungen, die Polen er- 
füllen muß, um als Glied der Völkerrechtsgemeinscaft anerkannt zu werden“. 
Die Lage der Minderheiten dürfte sich besser gestalten, wenn man den frucht- 
bareren Weg der ersten un une geht. Im übrigen beschränkt sich das 
Werk jedoch auf eine Aufzählung der geltenden materiellen Rechtsnormen. 
Die Angaben über die Größenverhältnisse der einzelnen Konfessionen sind 
leider kritiklos der älteren polnischen Statistik übernommen. Der Mangel 
an deutschen Werken über polnische Rechtsfragen gibt dem Buch aber als 
Zusammenfassung der Materie einen Wert. 

Das Buch „Polen greift an“ steht hinter dem vorigen wie ein drohender 
Schatten. Dort ist das Recht, hier aber der Staat Polen, die Nation, ihre un- 
gebrochene Aktivität, die von den Kämpfen um die Konstituierung in Ver- 
sailles bis auf den heutigen Tag in Polen lebt, die geistige und materielle 
Mobilisierung des Volkes gegen alles Deutsche, der Kampf um die Grenzen, 
um Danzig, Gdingen, die Weltpropaganda. Außerordentlih geschickt aus- 

wählte Photographien erhöhen die Plastik der Darstellung. hiele sieht 

eine Brücken zwischen deutshem und polnishem Volkstum, er versucht 
auch keine Lösung. Aber er mahnt, auf der Wacht zu sein, Polen nicht zu 
unterschätzen und zu erkennen, welche Aufgabe im Osten wartet. ig 


Englische Literatur über die Sowjetunion. 

Dobb, Maurice: Soviet Russia and the World. London 
(1932). Sidgwick & Jackson („World Problems of to-day“). 178 S. 

Vernadsk y, George: The Russian Revolution 1917—1951. 
New York 1932. Henry Holt and Company („Berkshire Stu- 
dies in European History“). 133 S. 

Maxton, James: Lenin. 1932. Peter Dovies Ltd. 183 S., 
1 Bildnis. 
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Veale, E. J. P.: The Man from the Volga. A Life of Lenin. 
With an Introduction by E. B. Osborn. London. 1932. Con- 
stable & Co. Ltd. XVI + 288 S., 1 Bildnis, 3 Karten. : 


M. Dobb, Dozent für Volkswirtschaftslehre an der Universität Cam- 
bridge und Verfasser eines vielzitierten Buches über „Rußlands ökonomische 
Entwiclung seit der Revolution“, gibt hier, in knappster Form, eine klare 
und übersichtliche Darstellung der wirtschaftlichen und sozialpolitischen 
Hauptprobleme in Sowjetrußland seit der Einführung des ersten Fünfjahr- 
planes. Eigene Beobachtungen und Feststellungen (die er in den Jahren 1929 
und 1931 in Rußland gesammelt hat) und ein ziemlich reichhaltiges, aus guten 
Quellen Beacpı statistisches Material ‘unterstützen seine Schlußiolge- 
rungen. ie forcierte Industrialisierung des Landes und die Stalinsche 
Agrarpolitik sind für ihn die zwei Seiten eines und desselben Problems: der 
Intensivierung der Produktion auf der Basis der technisch hochgerüsteten 
durchweg proletarisierten Volksgemeinschaft. Als überzeugter Anhänger 
der Planwirtschaft betrachtet er das Sowjetexperiment mit unverhehlter 
Sympathie, obwohl er auch viele schwer zu beseitigende Mängel in der 
Durchführung des Fünfjahrplanes (unzureichende Transportmittel, Mangel 
an geschulter Arbeitskraft, Bauern- — offene oder passive — Opposition) 
zugeben muĝ. Auch die kollektivierte Landwirtschaft bleibe immer noch 
„ein limitierender Faktor der industriellen Entwicklung“ (S. 33). Sehr 
weit geht er in seiner Verteidigung des Sowjeisystems, indem er die inneren 
Verhältnisse, viel zu milde, als „Übergangsmaßregeln zur Einschränkung 
der Freiheit“ bezeichnet (S. 128). Er entdeckt darin sogar Elemente „einer 
neuen Freiheit für Werktätige” (Ausübung einer direkten Kontrolle in 
lokalen Angelegenheiten, die sogenannte „Selbstkritik“ usw.). Im übrigen 
sei in der Sowjetunion an Stelle des Rechtes das Prinzip der Zweckmäfßigkeit 
gesetzt; der Sowjetstaat sei eine Demokratie im Sinne der Volksbetäti- 
gung („popular activity“); der Sowjetmensch sei ein durchaus neuer histo- 
risher Typus (S. 97). 

Demgegenüber stellt Vernadskys Bud, welches als ein Kompen- 
dium für amerikanische Studenten geschrieben ist, einen Abri der Geschichte 
der russischen Revolution dar (fortgeführt bis zum Herbst 191). Im ein- 
leitenden Kapitel schildert er den Hintergrund und die unmittelbaren Ur- 
sachen des Zusammenbruches des zaristischen Rußlands; im Gegensatz zu den 
landläufigen Darstellungen der Segierung zeit Nikolaus IL hebt er auch 
die unleugbaren Fortschritte auf dem Gebiete der Volkswirtschaft und 
der Volksaufklärung hervor. Auch der vielgeschmähten provisorischen 
Regierung schreibt er etlihdes Gute an (z. B. ihre Reformen in der 
Lokalverwaltung). Indem Vernadsky die Struktur und Politik des en. 
staates vom demokratischen Standpunkt aus beurteilt, kann er natürlich 
nicht umhin, seine Grundlagen scharf zu kritisieren. 

Aber er erkennt auch positive Seiten des neuen Regimes an: tech- 
nishe Errungenschaften, die klug berechnete Minoritäten-Politik, die 
Frauengleichberechtigung, den wirksamen Kampf gegen das Analphabeten- 
tum. Im Fünfjahrplan sieht er eine Wiederaufnahme der industriellen 
Politik des Grafen Witte; in den Verwaltungsmethoden der Sowjetherrscher, 
die Wielererhebung der alten Autokratie; der russisch-polnishe Krieg 
von 1920 habe den nationalpolitischen Geist wiedererweckt, so daß die Rote 
Armee nun zu einer nationalen Armee geworden sei (S. 85). 

Von den zwei fast gleichzeitig erschienenen englischen Lenin-Biogra- 
hien ist das ausführlichere Buch von V eale, trotz seines etwas romanhaften 
itels, viel gründliher und kritischer, als die ziemlich dürftige, von kleinen 

und großen Fehlern und Versehen nur so wimmelnde Apologie von 
Maxton; auch ist das erstere viel temperamentvoller geschrieben. Keines- 
wegs aber ist es ein „standard work“, wie es nach E. B. Osborns Empfehlung 
in der Einleitung sein sollte. Nur selten erhebt sih Veale über das Niveau 
eines Berichterstatters: die äußeren Tatsachen sind zwar — bis auf einige 
Entgleisungen — korrekt wiedergegeben, die Umgebung meistens treffend 
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charakterisiert, der Mensch Lenin aber, wie auch der Politiker Lenin, bleiben 
nur Schemen. Von einer (gar nicht bewiesenen) Hypothese der tatarischen 
Abstammung Lenins ausgehend, versucht der Verfasser darin den Schlüssel 
zu seiner Psyche zu finden, indem er in ihm einen modernen, europäisch an- 
gehauchten Dscingis Chan erblickt. Ebenso eap erscheint die von Veale 
wiederholt gezogene Parallele zwischen den Bolschewisten und den Wieder- 
nun zwischen dem kommunistischen Sowjetstaat und dem ie 
eich. . V. 


Selbstanzeigen. 


Hoetzsch, Otto: Die weltpolitische Kräfteverteilung seit 
den Pariser Friedensschlüssen. 6. umgearbeitete und fortge- 
führte Auflage. Leipzig und Berlin 1933. Verlag B. G. Teub- 
ner. Preis: Kart. 1,50 RM. 


Die Hauptaufgabe dieser Schrift, deren 6. Auflage nunmehr vorliegt, 
ist die Erfassung des großen außenpolitischen Seins und Werdens in einem 
knappen System. Eine systematische Betrachtungsweise ist die Voraus- 
setzung dafür, daß der Beschauer bei der Fülle und dem ewigen Wechsel des 
weltpolitischen Geschehens den Überblick behält. Ein solches System baut 
das 48 Seiten umfassende Heft in der Weise auf, daß zunächst einige außen- 
politische Grundbegriffe der Gegenwart und der letzten Vergangenheit bis 
zur Bismarckzeit kurz erörtert werden. Sodann wird die Statik im System 
der Pariser Verträge dargelegt, wobei die Situation’ der einzelnen Länder auch 
durch Zahlenangaben geschildert wird. Daneben werden die Hauptelemente 
der „Liquidation des Krieges“, insbesondere Reparations- und Schuldenfrage, 
sowie die Kriegsverhütungs- und Abrüstungsversuche in ihren Hauptetappen 
klargelegt. Nach einer Aufzeichnung des Problems „Weltwirtschaftskrise 
und Staatenwelt“ folgt die Darstellung der „Dynamik in den Staaten- 
beziehungen“, die als Antithese zu der Statik den zweiten Hauptabschnitt 
der Schrift einnimmt. Endlih werden noch die „überstaatlihen Verschlin- 
gungen und Tendenzen“ skizziert, und eine Herausstellung der außenpoliti- 
schen Lebensfragen unseres Vaterlandes bildet den Abschluß des Heftes, das 
im übrigen noch ein knappgefaßtes Literaturverzeichnis enthält. W. B. 


Südosteuropa und Naher Orient. Heft 7 der 
„Dokumente zur Weltpolitik der ae a Eine Quellen- 
sammlung für den akademischen Unterricht und die politische 
Praxis“, in Gemeinschaft mit W. Bertram herausgegeben von 
Otto Hoetzsch. pe und Berlin 1933. Verlag B. G. Teub- 
ner. Preis: kart. 4,— 


Nachdem zu Beginn dieses Jahres das Heft 6 dieser Sammlung („Der 
europäische Osten“) erschienen war, wird jetzt das wesentliche Material über 
Südosteuropa und den nahen Orient in deutscher Übersetzung vor- 
gelegt. In einer Zeit, in der gerade auch die politischen Probleme dieser 
Gebiete immer stärker in den Vordergrund treten, muß sih der Mangel 
einer handlichen Zusammenstellung der wichtigsten diplomatischen Quellen 
besonders fühlbar machen. Dem will dieses Heft abhelfen. Es enthält u. a. 
die Bündnisverträge der kleinen Entente und die entsprechenden Ab- 
machungen der Bundesgenossen mit Frankreih. Daneben sind die haupt- 
sächlihen Dokumente zur italienischen Südosteuropapolitik abgedruckt. Zur 
Stellung Österreichs bringt das Heft insbesondere den vollständigen Text 
der beiden Anleiheprotokolle von Genf (1922) und von Lausanne (1932). 
Überleitend zum nahen Orient sind sodann die wichtigsten Vereinbarungen 
der Friedenskonferenz von Lausanne teils im Auszug, teils, wie das Meer- 
engenabkommen, vollständig wiedergegeben. Die Pakte Rußlands mit den 
Staaten des nahen Orients sind, einschließlich der von 1921, fast restlos 
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in der Sammlung enthalten, ebenso die Übereinkommen der Türkei, Persiens 
und Afghanistans untereinander. Eine systematische Inhaltsübersicht soll 
den Einblick in das ganze, überaus komplizierte Vertragssystem en 


Notizen. 


Der Großschiffahrtsweg Ostsee— Weißes Meer. 


Ende Juni dieses Jahres wurde der neue Schiffahrtsweg Ostsee— Weißes 
Meer, oder richtiger gesagt sein wesentlichster Teil, d. h. die Verbindung 
Onegasee— Weißes Meer fertiggestellt und von einer Regierungskommission 
abgenommen. Wenn auch die von der sowjetrussishen Presse benutzten 
Vergleiche dieses Bauwerkes mit dem Suez- bzw. Panama-Kanal reichlich 
übertrieben sind, handelt es sich hier dennoch um einen Bau von imponieren- 
ar p noman und von allergrößter Bedeutung für die russische Volkswirt- 

ait. 

Das Projekt einer Verbindung des Weißen Meeres mit dem Onegasee 
und darüber hinaus mit der Ostsee ist nicht neu. Schon im XV. Jahrhundert 
benutzten die Nowgoroder Seeleute diesen Weg, um nach dem Weißen Meer 
zu gelangen. Von der Stadt Powenez zogen sie den Fluß Powentschanka 
hinauf bis zum Dolgoje-See, schleppten hier ihre Boote bis zum Matkosee 
und gelangten von hier über den Telekino-See und den Fluß Telekinka nach 
dem Wygsee, der mit dem ÖOnegagolf des Weißen Meeres durch den Fluß 
Wyg verbunden ist. An den zahlreichen Stromschnellen dieser Flüsse mußten 
die Boote ans Land gezogen und längs der Ufer geschleppt werden. Im 
XVI. Jahrhundert wurde dieselbe Route von den englischen Kaufleuten auf 
ihrem Wege nach Nowgorod zurückgelegt, während im Jahre 1702 auf An- 
ordnung Peters des Großen sogar zwei Fregatten aus dem Weißen Meer nach 
dem Onegasee herübergeschleppt wurden. Die Schaffung einer richtigen 
durchgehenden Schiffahrtsverbindung Onegasee—Weißes Meer wurde zum 
erstenmal im Jahre 1800 von dem damaligen Direktor der Kanonengießerei 
in Petrosawodsk, dem Engländer Armstrong, angeregt. Abgesehen von einer 
Besichtigung der Gegend durch den Erbauer der Marien-Kanäle, General 
Devolant, hatte diese Anregung keine praktischen Ergebnisse. Während des 
XIX. Jahrhunderts wurden von verschiedenen Seiten zahlreihe im großen 
und ganzen übereinstimmende Projekte der Schiffahrtsverbindung Onegasee— 
Weißes Meer nach der alten, von den Nowgorodern benutzten Route vor- 
po agen und mehrere z. T. recht eingehende topographische bzw. geo- 

ydrographische Untersuchungen durchgeführt, ohne dal irgendwelche greif- 
baren Fortschritte erzielt werden konnten. 


‚Unmittelbar vor dem Weltkriege beschäftigte man sich, namentlich in 
Marinekreisen, mit dem Plan einer auch für größere Kriegsschiffe befahr- 
baren Verbindung der Ostsee mit dem Weißen Meer auf diesem Wege soll- 
ten im Bedarfsfall die Einheiten der Ostseeflotte nach dem bis dahin schutz- 
losen Weißen Meer geschickt werden. Dieses Projekt sah neben dem Bau 
einer Schiffahrtsverbindung Onegasee—Weißes Meer auch eine entsprechende 
nonen und Regulierung der für größere Schiffe unpassierbaren Flüsse 
Newa und Swir (namentlich der letzteren) vor. Es war demgemäß außer- 
ordentlich kostspielig und es ist sehr zweifelhaft, ob es jemals in dieser 
Form ausgeführt worden wäre, wenn der Weltkrieg und die darauffolgenden 
Ereignisse ihm kein vorzeitiges Ende bereitet hätten. Immerhin konnte dieses 
Projekt, wenn auch in wesentlich veränderter Form, wieder aufgegriffen 
werden, sobald der Ausbau der Wasserkräfte der Swir und in weiterer Zu- 
kunft auch der Newa beschlossen wurde Die Errichtung der Stauanlagen 
auf diesen Flüssen, die nach den früheren Projekten ausschließlich den Ver- 
kehrszwacken dienen sollte, konnte jetzt zu Lasten der Wasserkraftaus- 
autzung abgebucht werden, so daß nur noch die Baukosten der Schleusen 
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von dem Schiffahrtsweg Ostsea—Weißes Meer als Verkehrsunternehmen zu 
tragen wären. 

Im Herbst 1929, annähernd gleichzeitig mit der endgültigen Inangriff- 
nahme der ersten Swiranlage (Wasserkraftwerk Untere Swir), begann man 
daher die Ausarbeitung des neuen und letzten Projektes der Schiffahrtsver- 
bindung Onegasee—Weißes Meer. Die Leitung dieser Projektierungsarbeiten 
wurde zunächst einem der fähigsten russischen Hydrotedhniker, dem in- 
zwischen leider zu früh verstorbenen Prof. A. S. Aksamitnyj anvertraut. Im 
Jahre 1930 wurde der inzwischen fertiggestellte Vorentwurf von der Regie- 
rung grundsätzlich genehmigt und die Durchführung des Baues beschlossen. 
Im November 1931, d. h. nach einer etwa zweijährigen Vorbereitungszeit, 
wurde mit den ersten Bauarbeiten begonnen. Die Organisation und die 
aufsichtigung des Baues wurden der staatlichen politischen Verwaltung 
(GPU) übertragen. Maßgebend für diesen ungewöhnlichen Bescluf, der 
eine gefürchtete Geheimpolizeibehörde vor eine rein technische Aufgabe 
großen Stils stellte, war das Bestreben, möglichst viele GPU-Sträflinge mit 
wirklich produktiven Zwangsarbeiten zu beschäftigen. Die moralische Be- 
rechtigung dieser Maßnahme und ihr nebenbei angestrebter Erziehungseffekt 
sollen hier nicht untersucht oder beurteilt werden. Ihr praktisches Ergebnis 
ist jedenfalls die Vollendung eines großzügigen Bauvorhabens innerhalb von 
etwa 21 Monaten — eine ungemein kurze Bauzeit, wenn man die Eigenart 
und die Abmessungen des Bauwerks in Betracht zieht. 


Die nunmehr fertiggestellte Verbindung Onegasee— Weißes Meer beginnt 
bei der Stadt Powenez am Onegasee und endet bei der Stadt Soroka am Ona 
golf des Weißen Meeres; sie weist somit den mit dem alten Nowgoroder Weg 
vollständig übereinstimmenden Verlauf auf. Der höchste Teil der Verbin- 
dung — sogen. Scheitelspeicher — liegt in einer Entfernung von nur 15 km 
von dem ÖOnegasee, rd. 70 m über dem Spiegel desselben; der Spiegelunter- 
schied gegenüber dem Weiflen Meer beträgt 120 m. Der Scheitelspeicher wird 
durch 3 nebeneinander liegende Seen — Wolo, Wadlo und Usskoje (Dolgoje) 
— gebildet, deren Abflüsse durh Dämme abi pen wurden, so daß bei ver- 
hältnismäfiig wasserreichen ee en ieser Seen ein rd. 15 km langer 
Speichersee entstehen konnte. er Scheitelspeiher ist mit dem Onegasee 
durc eine aus 7 (Nr. 1—7) Schleusen bestehende Schleusentreppe verbunden, 
die auf dem Flusse Powentschanka errichtet wurde. Dieser 15 km lange 
Fluß ist durch 7 Stauanlagen in 6 Stauseen von ausreichender Tiefe und 
Breite eingeteilt worden, deren Verbindung untereinander und mit dem 
Onegasee bzw, mit dem Scheitelspeicher durch die oben erwähnten 7 Schleu- 
sen sichergestellt ist. Nach Norden hin zweigt von dem Scheitelspeicher ein 
rd. 10 km langer künstlicher Kanal ab, der ihn mit dem niedriger liegenden 
Matkosee verbindet. Der Höhenunterschied zwischen dem Scheitelspeicher 
und Matkosee en rd. 10 m und wird durch eine im Verbindungskanal 
errichtete Schleuse (Nr. 8) überwunden. Der Matkosee besitzt seinerseits 
eine natürliche Verbindung mit dem Wygsee, durch den Telekino-See und 
den Fluß Telekinka. Letzterer, etwa 35 km lang, war jedoch wegen seines 
engen Fluftbettes sowie wegen seines großen Gefälles und der Stromschnellen 
im natürlichen Zustande für die Schiffahrt ungeeignet und mufte durch eine 
in der Nähe seiner Mündung in den Wygsee gelegene Stauanlage aufgestaut 
werden. Es entstand dadurch ein längerer Stausee, der den Oberlauf der 
Telekinka und die Seen Telekino und Matko in sich vereinigte. Der Spiegel- 
unterschied dieses Stausees gegenüber dem ebenfalls um rd. 7 m aufgestauten 
Wygsee, beträgt etwa 10 m und wird durch eine Schleuse an der Telekinka 
(Nr. 9) bewältigt. Den nächsten Abschnitt des Schiffahrtsweges bildet der 
Wygsee der mit dem Weißen Meer durch den Fluß Unterer Wyg unmittel- 
bar verbunden ist. Letzterer weist bei einer Länge von annähernd 105 km 
ein Gefälle von rd. 100 auf und besitzt dementsprechend zahlreiche Strom- 
schnellen und Wasserfälle; durch 10 Stauanlagen wurde er daher in 9 ein- 
zelne breite und tiefe Stauseen eingeteilt, an denen die Schiffahrtsschleusen 
Nr. 10—19 errichtet wurden. An der Mündung des Flusses Wyg im Onega- 
see wurde schließlich noch ein rd. 2 km langer Seekanal erbaut, um eine 
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sichere Passage der Schiffe durch das Wygdelta bis zum Hafen von Soroka 
zu gewährleisten. 

Die Gesamtlänge der somit geschaffenen Verbindung beträgt 226,5 km, 
davon entfallen rd. 80,0 km auf die Seen, 97,0 km — auf gestaute Flüsse in 
ihrem natürlichen Flußbett und nur etwa 50,0 km — auf künstlihe Kanäle 
re den Seekanal in der Wygmündung) und erweiterte Flußläufe. Im 

ufe der Bauarbeiten wurden insgesamt etwa 400000 cbm Beton verlegt, 
rd. 21 Mill. cbm Boden bewegt und % größere Kunstbauten (darunter 
19 Schleusen, 15 Wehranlagen, 40 Dämme usw.) errichtet. 

Da die maschinelle Ausrüstung der Bauarbeiten außerordentlich be- 
scheiden war (für den Bau wurden keine Kredite in ausländischer Währung 
bereitgestellt) mußten sie oft nach den einfachsten Verfahren ausgeführt wer- 
den. Unter diesen Umständen war die Zahl der am Bau beschäftigten Per- 
sonen verhältnismäßig sehr hoch; zeitweise wurden bis zu 20000 Arbeiter 
gezählt. Die Verwendung der auf dem russischen Baumarkte fehlenden Bau- 
stoffe (Zement und Eisen) mußte nach Möglichkeit eingeschränkt werden, so 
daß die meisten Bauten unter Benutzung der örtlichen Baustoffe (namentlich 
Holz und Stein) ausgeführt wurden. Es entstanden dabei manche eigenartige, 
überaus bemerkenswerte Konstruktionen, namentlich bei dem Bau der Scleu- 
sen, die trotz der grofen in jedem einzelnen Fall zu überwindenden Höhe 
(durchschnittlich 10 m) durchweg aus Holz ausgeführt wurden*). Es wurden 
natürlich überall die Vorkehrungen getroffen, die einen späteren Ersatz ein- 
zelner Kunstbauten durch massive Bauwerke ermöglichen. 

Mit der Vollendung der Schiffahrtsverbindung Onegasee—Weißes Meer 
ist zunächst der erste, allerdings auch der wichtigste und schwierigste Ab- 
schnitt des Großsciffahrtsweges Ostsee—Weifßes Meer fertiggestellt. Den 
zweiten Abschnitt bildet der Fluß Swir, der den Onegasee mit dem Ladoga- 
see verbindet. Dieser rd. 220 km lange Fluß war in seinem natürlichen Zu- 
stand nur für kleinere Schiffe Beer und wird jetzt durch die Errid- 
tung von zwei mit Wasserkraftwerken verbundenen Stauanlagen für die 
Großsciffahrt erschlossen. Die erste Stauanlage geht ihrer Vollendung ent- 
gegen; die dazugehörige Schiffahrtsschleuse wurde bereits Ende Mai d. J. 
in Betrieb genommen. Die Bauarbeiten an der zweiten Stauanlage beginnen 
voraussictlih im Frühjahr 1934 und werden etwa vier Jahre in Anspruch 
nehmen. Nach ihrer Vollendung wird der Onegasee auch für verhältnis- 
mäßig große Schiffe (bis zu 7000 t MESSINeLOT neun mit einem Tief- 

ang bis zu 3,0—3,5 m erreichbar sein, vorausgesetzt, daß der Zugang aus dem 
dogasee in die Newa entsprechend vertieft wird (die Newa selbst weist 
zwar auch einige Stromschnellen auf, besitzt aber auch dort eine Mindest- 
tiefe von etwa 5 m bei einer rd. 100 m breiten Sciffahrtsöffnung). Erst 
dann, d. h. voraussichtlia im Jahre 197 kann der Grofsciffahrtswe 
Ostsee—Weifles Meer als vollständig beendet angesehen werden. Er wir 
eine wesentliche Verkürzung (um 1500—2000 km) der Verbindung zwischen 
Leningrad und den Häfen des Weißen Meeres bzw. der Murmanküste er- 
eben und die Fahrtdauer zwischen diesen Orten, die heute etwa 18 Tage 
trägt, auf 5—6 Tage ermäßigen. Seine volle Bedeutung gewinnt er aber 
erst in Verbindung mit dem a Mariensystem, das den as ie (und da- 
mit auch die Ostsee) mit dem Oberlauf der Wolga verbindet. Im Zusammen- 
hang mit dem Mariensystem, dessen weitgehende Erweiterung bereits in 
Angriff genommen wurde, wird schon die Verbindung Onegasee—Weißtes 
Meer allein einen durchlaufenden Verkehr von dem Weißen Meer nah dem 
Kaspischen Meer ermöglichen. Nach der Yoencung des im Bau befindlichen 
Kanals Moskau—Wolga wird auch die russische Hauptstadt an diese durch- 
ebende Großschiiffahrtsstraße angeschlosen, die durch den bekanntenWolga- 
Don-Kanal (dessen Errichtung leider immer wieder verschoben wird) auch 
einen Anschluß nach dem Schwarzen Meer erhalten könnte. 


*) Die zahlreichen, auf den russischen Wasserstraßen von jeher ge- 
zu... Holzschleusen weisen in der Regel eine Höhe von höchstens 
4—5 m auf. 


153 


Der Güterverkehr Onegasee—Weifßes Meer kann vorläufig noch nicht 
mit Sicherheit überblickt werden. Nach den Ermittlungen der russischen Ver- 
kehrsbehörden dürfte er im Jahre 1937 etwa 45 Mill. t erreichen, von denen 
etwa 2 Mill. t auf Holz und rd. 800 000 t auf chemische Düngemittel (Apatite 
und Nepheline aus dem Chibinsker-Vorkommen im Süden der Kola-Halb- 
insel) entfallen, die vom Norden nach dem Onegasee kommen. Der Anschluß 
an das Mariensystem dürfte zweifellos eine bedeutende Steigerung dieser an 
sich schon bedeutenden Gütermenge herbeiführen, zumal auf diese Weise das 
ganze riesige Hinterland der Wolga und seine landwirtschaftliche, größten- 
teils holzverbrauchende Gebiete mit den beiden es Gütergruppen: 
Holz und Düngemittel auf einem kurzen und billigen Wasserwege beliefert 
werden können. K.P. 


Ferienkurse für Ausländer in Polen. 


In Warschau wurde am 31. Juli in der Universität ein Ferienkurs für 
Ausländer eröffnet, der bis zum 23. August dauerte. Die letzten drei Tage 
waren für einen Ausflug nach Krakau bestimmt. Die Vorträge wurden von 
polnischen Universitätsprofessoren und Universitätsdozenten gehalten, und 
zwar durchweg in polnischer Sprache. Unterrichtsgegenstände waren pol- 
nische Geschichte, Bu Literatur, polnische Kunst und Landeskunde des 
heutigen Polen. r erste derartige Kurs fand 191 in Krakau statt, der 
zweite 1932 in Warschau. Die Zahl der Teilnehmer ist dauernd gestiegen. 
Sie betrug 1931 21 (15 Ausländer und 6 Auslandspolen), 1932 31 (27 Aus- 
länder und 4 Auslandspolen).. In diesem Jahre nahmen am Kurs einige 
vierzig Personen teil, und zwar 15 Franzosen, 10 Italiener, 4 Tschechen, 
3 Amerikaner, 2 Ungarn, i Österreicher, 1 Deutscher, 1 Bulgare, 1 Schwede 
und 6 Auslandspolen, die alle aus Amerika kamen. 

Die Vortragenden und die Vortragsthemen waren folgende: Prof. 
Tatarkiewicz — Architektur; Dozent Z. Zaleski — Malerei; Prof. R. Pollak — 
Goldenes Zeitalter und Renaissance; Dr. W. Zawistowski — Theater; Dozent 
Z. Zweykowski — Moderne Literatur; Prof. Handelsman — Kämpfe um die 
Unabhängigkeit; Prof. S. Arnold — Das heutige Polen; K. Smogorzewski — 
Verfassung, Etnographie, internationale Probleme; Prof. W. Grabski — 
Wirtschaftsprobleme; Prof. W. Doroszewski — Geschichte der polnischen 
Sprache, Phonetik, sprachlihe Übungen; Dozent Z. Zaleski — Die omanik: 


Eingegangene Bücher: 

uns und Sicherheit. Leipzig und Berlin. Teubner Ver- 
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Berlin. Petropolis Verlag. 1933. 186 S. Preis: 3,35 RM. 

Nikolaus, A.: Finnland, „das ideale Ziel für den Paddler“. Illu- 
strierter Wassersportführer für Finnland und Lappland. Helsingfors. Finn- 
ländishe Dampfsciffahrts A. G. 1933. 30 S. 1 Karte. Preis: 1,— RM. 

Prinzhorn, Fritz: Danzig-Polen-Korridor und Grenzgebiete. Eine 
Bibliographie mit besonderer Berücksichtigung von Politik und Wirtschaft 
1931 und 1932. Danzig. Bibliothek der Technishen Hochschule. 1932. Jg. 1, 
Nr. 1, 2a, 2b, 3a, 3b. Preis: pro anno 45, — DG. 

Savickij, P. N.: Sestina Světa Rusko jako zem£pisny a historicky 
celek. Prag. Melantrich Verlag. 1933. 219 S. 

Schmidt, Axel: Gegen den Korridor. Polnishe Zeugnisse und Tat- 
sachen. Berlin. Runge Verlag. 1933. 47 S. Preis: —,65 RM. 

Secundus, Viator: Briefe an Masaryk. Heidelberg. Bündischer Ver- 
lag. 1933. 212 S. Preis: kart. 3,— RM. 

Skandinavien und die gesamten Ostseeländer. Maßstab 1 :3 000 000. 
14. Auflage. Braunschweig, Berlin, Hamburg. Verlag Westermann. 1933. 
(Flemmings Generalkarten.) Preis: 2,20 RM. 

Stalin, Joseph: Leninism. Vol. 2. London. Verlag George Allen 
& Unwin, Ltd. 1933. 468 S. Preis: Sh 6/9. 

Stubenrauch, Wolfgang: Kulturgeographie des Deli-Orman (Nord- 
ostbulgarien). Stuttgart. Verlag J. Engelhorn. 1933. 58 S. (Berliner Geo- 
graphische Arbeiten, Heft 3.) 

Das Deutshtum des Südostens im Jahre 1932. Rückblick über das 
Schicksal der Deutschen in Südtirol, der Tschechoslowakei, in Südslawien, 
Ungarn, Rumänien sowie über die Lage in den österreichischen Grenzgebieten. 
Graz. Verlag der Alpenland-Buchhandlung Südmark. 1933. 80 S. 

Südosteuropa und naher Orient. Leipzig und Berlin. Teub- 
ner Verlag. 1933. 203 S. Preis: 4— RM. (Aus: Dokumente zur Weltpolitik 
der Nachkriegszeit, Heft 7.) 

Trebitsch, Oskar: In Moskau saß der Feind ... Zur Krise des demo- 
kratischen Sozialismus. Wien-Leipzig. Verlag Reinhold. 1933. 198 S. (Be- 
richte zur Kultur- und Zeitgeschichte. Sonderscrift.) Preis: 2,15 RM. 

Vioux, Marcell: Le Roi vagabond. Roman. Paris. Verlag Fasquelle. 
1933. 269 S. Preis: 12 Frcs. 

Wihksninsch, N.: Die Aufklärung und die ee in Livland. 
Bd. L Die ältere Generation der Vertreter der Au a in Livland. 
Inaugural-Dissertation. Riga. Walters & Rapa. 1933. 312 S. Preis: 3,— Ls. 
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Stählin, Karl: Sergjej Fed. Platonow und Alexander Al. Kiesewetter 
zur Erinnerung. München und Berlin. Oldenbourg Verlag. 1933. (Sonder- 
druck aus „Historische Zeitschrift“, Band 148, Heft 2, S. 300—305.) 
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Der 9. Jahrgang der Zeitschrift 
„Osteuropa“ beginnt am 1. Oktbr. 1933 


Im neuen Deutschland wird die Ostpolitik eine noch größere 
Rolle spielen müssen als bisher. Die Stärkung der deutschen 
kulturellen, wirtschaftlichen und politischen Position im Osten 
Europas setzt eine genaue und sachliche Kenntnis des Ost- 
raums voraus. Die Zeitschrift „Osteuropa“ wird daher im 
neuen Jahrgang die größten Anstrengungen machen, ihre 
Leser über die Vorgänge und Entwicklungstendenzen im 
Osten auf das genaueste zu informieren. Dabei wird sie in 
stärkerem Maße als bisher auch Polen, die Randstaaten und 
Finnland in den Bereich ihrer Untersuchungen rücken und 
Brücken selbst nach Skandinavien und dem Balkan schlagen. 
Zu den monatlichen Berichten von Professor Dr.Ottio Hoetzsch 
und Dr. Klaus Mehnert ist eine regelmäßige Bericht- 
erstattung über Rechtsfragen von Dr. Heinrich Freund und 
über Wirtschaftsfragen von Dr. Robert Schweitzer getreten. 
Neben den bewährten alten Mitarbeitern, wie Professor Dr.Otto 
Auhagen (Wirtschaftsberichte), Generalmajor a. D. Dr. Wal- 
demar Henrici (Militärwissenschaften), Professor Dr. Arthur 
Luther (russisches Geistesleben), Dr. Otto Schiller, Moskau 
(Landwirtschaft), Dr. Hermann Steinert (Polen und die 
Randstaaten) sind neue Mitarbeiter, wie der bis vor kurzem 
im deutschen Generalkonsulat in Leningrad tätige Robert 
Blumenfeld, der bekannte Wehrwissenschaftler General- 
leutnant a. D. v. Cochenhausen und der Finanzfachmann 
Dr. Gerhard Dobbert gewonnen worden und der Kreis der 
Mitarbeiter wird sich auch weiterhin ausdehnen. 

Wir hoffen, daß auch in Zukunft „Osteuropa“, das sich in und 
außerhalb Deutschlands eines wachsenden Leserkreises er- 
freut, unsern Lesern eine unentbehrliche Informationsquelle 
bleiben wird und sind daher für die Angabe von Anschriften, 
an die wir eine Probenummer senden können, dankbar. 


Ost-Europa-Verlag /KönigsbergPr./BerlinW.35 
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